
lr
w isscn. nutzen

I I

@ Bundeszentrale für politische Bildung

Statistisches Bundesamt

I

Il

.t

*.- /

{
x

I

l
n

/
i)

I

I

t,

I

tl

I

>

in Zusammenarbeit mit

J

und





Datenreport 2004



Schriftenreihe Band 440



Statistisches Bundesamt (Hrsg.)

ln Zusammenarbeit mit dem
Wissenschaft szentrum Berlin f ür Sozialforschung (WZB)

und dem Zentrum für Umfragen,
l\,4ethoden und Analysen, I\,4annheim (ZUMA)

Datenrepoft 2004
Zahlen und Fakten über die
Bundesrepubl ik Deutschland

@ Bundeszentra e für polit sche Bildung



Bonn 2004

Copyright dieserAusgabe
Bundeszentrale f ür politische Bildung
Redaktion: Gernot Dallinger
Produktion: Heinz Synal

Diese Veröffentlichung stellt keine Meinungsäußerung
der Bundeszentrale für politische Bildung dar.
Für die inhaltlichen Aussagen tragen die Autoren die Verantwortung.

Satzherstellung: Medienhaus Froitzheim AG, Bonn, Berlin
Technische Bearbeitung derGrafiken: Werbeagentur Bechl, Wanfried-Aue
Umschlaggestaltung: Michael Rechl, Umschlagfoto: Paavo Bläfield, Kassel
Druck und Bindung: Werbedruck GmbH Horst Schreckhase, Spangenberg

tsBN 3-89331-s50-0 tSSN 04s5-7604

Bestell-Nr des Statistischen Bundesamtes: 1 010400 04900 1

Der Datenreport kann auch überdie Vertriebsstelle des
Statistischen Bundesamtes bezogen werden:
SFG Selvicecenter Fachverlage
Telefax: +49 (0) 70 71lS3 53 50
E-Mail: destatis@s-f-g.com

Statisti k-Shopr www.destatis.de/shop



lnhalt

Vorwod

Teil l:
Gesellschaft , Wirtschaft , Staat
im Spiegel der Statistik

15

19

19

21

22

0 Das Statistische Bundesamt - DESTATIS
I nformationsd ienstleister für Deutschland
Das Statistische Bundesamt heute
Die 50er Jahre: Grundlage für die Zukunft
Die 60er und 70er Jahre: Zeit des systematischen Aufbaus
Die 80er-Jahre: Zukunftsangst und Datenschutz
Die 90er-Jahre: Das wiedervereinigte Deutschland
in der Europäischen Union
Die amtliche Statistik im neuen Jahrhundert:
lnformationsdienstleister Statistisches Bundesamt
Ansprechpartner

Bevölkerung
Die Bevölkerung im Spiegel der Siatistik
Bevölkerungsentwicklung
Die räumliche Bevölkerungsverteilung
Altersaufbau
Geburten und Sterbefälle
Haushalts- und Lebensformen
Eheschließungen, Scheidungen
Ausländische Bevölkerung
Wanderungen
Ergebnisse der 10. koordinierten Bevölkerungsvoraus-
berechnung für Deutschland bis zum Jahr 2050

Bildung
Einführung
Klndergäden

0.1

o.2
0.3
0.4
0.5

0.6

4.7
24
25

61

2S

30

36
3B

40
45
47
52

56

1

2
3
4
5

7

I
I
10

1

2
2.1

2.2

5



2.3
2.4
2.5
2.6
2.7
2.8

63
71

75
85
87
90

Allgemein bildende und berufliche Schulen
Betriebliche Berufsausbildung
Hochschulen
Weiterbildung
Bildungsniveau der Bevölkerung
Bildungsfinanzen

Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit
lm Blickpunkt: Erwerbstätige und Arbeitslose
Erwerbstätigkeit als Unterhaltsquelle
Beteiligung am Erwerbsleben
Erwerbstätige nach Widschaftsbereichen
Berufe und Tätigkeitsmerkmale
Stellung im Beruf
Arbeitslose und offene Stellen
Arbeitsplatzverlust, Kurzarbeit und Arbeitsmarktpolitik
Arbeitslosigkeit im nationalen und internationalen Vergleich
Struktur der Arbeitslosigkeit
lJnterstützungsleistungen der Arbeitslosen

Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte
Zielsetzung der Statistik über Einnahmen und Ausgaben
Von den Einnahmen zu den Ausgaben der privaten Haushalte
Einnahmen der privaten Haushalte
Ausgaben der privaten Haushalte
Zusammensetzung der privaten Konsumausgaben
Ausstattung der Haushalte mit Gebrauchsgütern
Verbraucherinsolvenzen

Wohnen
Altersstruktur des Wohnungsbestandes
Eigentümerquote
Größe der Wohnungen
Beheizung der Wohnungen
lvlieten
Wohnsituation der Haushalte
Wohnungsbautätigkeit

Freizeit und Kultur
Frei(e)Zeit?
Arbeitszeit und Urlaubstage
Ausgaben für Freizeit und Kultur

3.1

3.4
3.5
3.6

3.8
3.9
3.10
3.'11

4
4.1

4.3
4.4
4.5
4.6
4.7

s6

9B

99
102
104
105
107
110
112
115
120

121

121

122
126
129
134
143

5
5.1

5.2
5.3
5.4

5.6

146

146
147
148
'149

'150

151

156

6

6.3

6

160

'161

162



6.4 Unterhaltung und Kultur
6.5 Sport und lvlusizieren

162
'167

7
7.1

7.2
7.3
7.4
7.5

168
168
178
184
187

Gesellschaft liche Mitwirkung
Einführung
Teilnahme am politischen Leben
Engagement in Berufsverbänden
Teilnahme am religiösen Leben
Stift ungen als Ausdruck bürgerschaftlichen Engagements

Gesundheit
Gesundheitszustand der Bevölkerung
lvledizinische Versorgung
Schwangerschaft sabbrüche
Schwerbehi nderte l\,4enschen
Ausgaben für Gesundheit

Soziale Sicherung
Entwicklung des Systems der sozia en Sicherung
Das Sozialbudget
Die Bestandteile des Sozialbudgets
Gesetzliche Rentenversicherung
Gesetzliche Krankenversicherung
Soziale Pf legeversicherung
Arbeitsförderung
Kindergeld/Familienleistungsausgleich
Erziehungsgeld und Elternzeit
Sozialhilfe und Leistungen an Asylbewerber
Jugendhilfe

Justiz
Grundsätze der Rechtsprechung
Gerlchte
Strafi.illigkeit

I
8.2

8.4
8.5

'191

191

194
198
200
201

o

9.1

9.2

9.4

9.7
9.8
9.9
9.10
9.11

10
10.1

10.2
'10.3

205
205
205
207
208
210
210

216
217
222

225

229

11
1 1.1

11 .2

11.3
1'1.4

1'1.5

11.6

234
234

238
242
244
246

Öffentliche Haushalte
Vorbemerkung
Ausgaben der ötf entlichen Haushalte
Einnahmen der öffentlichen Haushalte
Ländedinanzausgleich
Schulden der öffentlichen Haushalte
Personal der öffentlichen Haushalte

7



12
12.1

12.2
12.3

'1 2.5
'1 2.6
12.7

13

13a
13a.1

13a.2
13a.3
13a.4
13a.5
13a.6
13a.7

13b

14
14.1

14.2

271

211
272
273
276
278
284
285

250

250

255
257
260

271

247

287
287
289
290
291

292

292
300
303
305

Gesamtwirtschaft im Überblick
Rahmenbedingungen des wirtschaftlichen Geschehens
Einführung in die gesamtwirtschaft liche Darstellung
EntwickJung des Bruttoinlandsprodukts
Entstehung des Bruttoinlandsprodukts
Verwendung des Bruttoinlandsprodukts
Vedeilung des Volkseinkommens
Außenwirtschaft

Land- und Forstwirtschaft , Fischerei

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei - insgesamt
Bedeutung der Agrarwirtschaft
Bodennutzung
Landwirtschaft liche Betriebe
Rechtsformen und Arbeitskräfte in der Landwirtschaft
Pflanzliche Produktion
Tierische Produktion
Forstwirtschaft

Landwirtschaft liche Betriebe
mit ökologischem Landbau
Bedeutung des ökologischen Landbaus
Betriebe im ökologischen Landbau
Flächennutzung im ökologischen Landbau
Viehbestände im ökologischen Landbau
Arbeitskräfte im ökologischen Landbau

Produzierendes Gewerbe
Bedeutung des Produzierenden Gewerbes
Verarbeitendes Gewerbe sowie
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden
Baugewerbe
Energie- und Wasserversorgung
Handwerk

Dienstleistungsbereich
Bedeutung des Dienstleistunqsbereichs
Handel
Tourismus, Gastgewerbe
Banken
Versicherungen
Ergebnisse aus der neuen Dienstleistungsstatistik

14.4
14.5

t5
15.1

15.2
15.3
15.4
15.5
15.6

307
307
308
314

330

8

13b.1
13b.2
'13b.3

13b.4
13b.5



It)
'16.1

16.2
16.3
16.4
'16.5

349
351

364
364
365
369
374
380

17
17.1

17.2

17.4
17.5

Preise und Verdienste
Einführung
Preisindizes
Verbraucherpreisindex
Preisindex für Bauwerke, Kaufvr'erte für Bauland
Verdienste

Verkehr
Verkehr im Spannungsfeld von Wachstum und Umwelt
Verkehrsinf rastru ktur
Fahlzeugbestände
Verkehrsleistungen
Verkehrsunfälle

Energie und Rohstoffe
Energieverbrauch im Wandel
Messung des Enerqieverbrauchs
PrimäreneEieverbrauch im Ländervergleich
Rohstoffgewinnung
Energieträger
Energieverbraucher
Energiepreise

Umwelt
lJmweltökonomische Trends
lJmweltbelastungen
Umweltzustand
Umweltschutz

Deutschland und die Europäische Union
EinIührung
Entstehung. Entwicklung und Ziele der Europäischen Union
Konvergenz und Europäische Wirtschafts und Währungsunion
Die FinanTierung der Europäischen Union
Bevölkerung und Arbeitsmarkt
Gesamtwirtschaftliche Entwicklung der Europäischen Union
Die außenwirtschaft lichen Beziehungen der EU-Staaten
und der Europäischen Union
Die Lebensverhältnisse in der Europäischen Union

18
18.1

14.2

18.4
'18.5

18.6
18.7

383
384

386

391

392

19
19.1

19.2
19.3
19.4

394
394
400
416
422

430

430
431

432
434

43S

443
446

20
20.1

20.2
20.3
20.4
20.5
20.6
20.7

I

20.8



1

Teil ll:
Objektive Lebensbeding ungen
und subjektives Wohlbefinden
im vereinten Deutschland

Die Autoren

A Einleitung

Objektive Lebensbedingungen und subjektives
Wohlbefinden im vereinten Deutschland:
Konzepte und Daten der Sozialberichterstattung

B SubjektivesWohlbefinden

Zufriedenheit in Lebensbereichen
Zufriedenheit in einzelnen Lebensbereichen
Zufriedenheit in einzelnen Bevölkerungsgruppen
Entwicklung der Zufriedenheit in ausgewählten Lebensbereichen
im vereinigten Deutschland

Wertorientierungen, Ansprüche und Erwaftungen
Vorstellungen von einer lebensweden Gesellschaft
Tolerierung von Verhaltensweisen
Ansprüche an den Lebensstandard und ihre Erfüllung
Zukunftserwartungen
Zusammenfass!ng

C Lebensbedingungen und ihre Bewertung

a

3.1

3.2

3.5

468
464
471
473

474

450

451

464

457

457
46'1

2
2.1
2.2

4
4.1

Gesundheit
Einschätzungen des Gesundheitszustandes
und der Gesundheitszufriedenheit

'10

479

479



4.2
4.3
4.4

7
7.1

7.2
7.3
7.4
7.5
7.6

484

524

513

516
517
519
521

lnanspruchnahme von ambulanten Gesundheitsleistungen
Stationäre lnanspruchnahme - Kankenhausaufenthalte
Bewertung der finanziellen Absicherung im Krankheitsfall
und Beurteilung von Plänen einer verstärkten Selbstbeteiligung
der Patienten
Fazll

Bildung
Beteiligung an der allgemeinen Schulbildung
Soziale Unqleichheit von Bildungschancen
Bildungserfolg und Bildungsaspirationen
Psychische Folgen des Erfolgs oder Misserfolgs in der Schulausbildung
Fazit

4.5
485
4BB

5
5.1

5.4
5.5

489
489
4S5
496
500
501

6
6.1

6.3
6.4
6.5

503

503
506
507
508
509
512

I
8.1

8,2

Situation und Erwartungen auf dem Arbeitsmarkt
Lage auf dem Arbeitsmarkt
Erwerbsonentierung von lMüttern
NlchterWerbstätige und Erwerbsaufnahme
Bereitschaft zu Teilzeitarbeit
Erwerbstätige und ihre Erwartungen auf dem Arbeitsmarkt
Ausbllck

Wohnverhältnisse und Wohnkosten
Wohneigentum
Wohnsituation
Wohnraumversorgung
Wohnungsmieten
lvlietbelastung und Wohngeldbezug
Wohnzufriedenheit

Umwelt
Wahrgenommene Umweltbeeinträchtigungen und -gefährdungen
Zufriedenheit mit dem Zustand der Umwelt
und Sorgen um den Schutz der Umwelt
Umweltrelevante Einstellungen und Verhaltensweisen8.3

534
536
541

1l

9 Familie
9.1 Lebens- und Familienformen
9.2 Heiratsalter und Ehedauer
9.3 Einstellungen zu Familie, Heirat und Kinderwünschen



10
10.1

10.2
'10.3

Zeitverwendung
Die Zeitverur'endung der Deutschen
Zeit für Haushalt und Familie und Zeit für Mediennutzung
Die Zufriedenheit mit der Zeitverwendung

Lebenssituation von Jugendlichen
und jungen Erwachsenen
Bildung und Erwerbstätigkeit
Lebens- und Wohnformen
Freizeitaktivitäten
Subjektives Wohlbefinden und Sorgen
zusammenfassung

Lebenssituation von Alteren
Familien- und Haushaltssituation
Lebensstandard und Mobilität
Gesundheitszustand und lnanspruchnahme
von medizinischen Leistungen
Subiektives Wohlbefinden
Fazit

Zuwanderer und Ausländer in Deutschland
Lebensbedingungen im Vergleich
Bildung und Ausbildung
Erwerbstätigkeit und Einkommen
Soziale lntegration
Fazit

Einstellungen und Kontakte zu Ausländern
E nste lungen zu in Deutschland lebenden Ausländern
Einstellungen zum "lslam"
Kontakte zu Ausländern

Sparen und Verschuldung privater Haushalte
Aufholprozess bei der ostdeutschen Haushaltsausstattung
Konsumentenkredite und Sparverhalten
Überschuldung
F azil

545
545
547
552

555
557
559
561

562

'1 1.1

11 .2

1 1.3
1 1.4
1 1.5

11

12
12.1

12.2
12.3

12.4
12.5

13
1 3.1

13.2

13.4
13.5

14
14.1

14.2
'14.3

564

s64
565

568
571
574

t3
1 5.1

15.2
15.3
15.4

576

576
578

583

584

584
589

595
596
5S9
602

12



17
17.1

17.3
17.4

614

614
616
618
620
622

D Sozialstruktur

Soziale Schichtung und soziale Lagen
Soziale Lagen in Deutschland
Klassenlagen
Subjektive Schichtzugehörigkeit

Soziale N4obilität
Besetzung von Berufspositionen nach sozialer Herkunft
Vererbung von Berufspositionen nach sozialer Herkunft
Ausmaß von sozialen Auf- und Abstiegen
Chancengleichheit in der Gesellschaft
Fa?it

Einkommen - Verleilung, Armut und Dynamik
Daten und Methoden
Einkommensentwicklung
Ungle chheit und Angleichung
Einkommensschichtung und relative Armut
Armut in verschiedenen Bevölkerungsgruppen
Dynamik von Einkommen und Armut

16
16.1

16.2
16.3

603

603
609
611

623

624
625
62A
631
634

639

639
642
645

649

649
650
651
b5I
653

656

18
18.1

14.2
18.3
18.4
18.5
18.6

19
19.1

19.2
1S.3

E Gese//sch aftpoltik

Politische lntegration und politisches Engagement
Politisches lnteresse und polit sche Partizipation
Bindung an lnteressengruppen und politische Parteien
lnteressenvedretung durch wichtige Mitgliederorganisationen

Demokratie und Sozialstaat
Akzeptanz der Staatsform der Bundesrepublik Deutschland
Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland
E nstellung zum Sozialismus
Elnstellungen zur Demokratie rn verschiedenen Bevölkerungsgruppen
Rolle des Staates in der Sozialpolitik
Kürzung oder Ausweitung von Sozlalleistungen
Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse

DA

20.1
20.2
20.3
20.4
20.5
20.6
24.7

13



21
21 .1

21 .2

21 .4

21 .5

F Deutschland und Europa

Lebensbedingungen und Wohlbefinden in Europa
Lebensstandard und Wohnen
Arbeitsmarktlage und Arbeitsbedingungen
Öffentliche Bereiche
Aspekte des sozialen Zusammenhalts
Subjektives Wohlbef inden

Stichwodverzeichnis

658

658
660
662
664
666

669

14



Vorwort

Die Menschen in Deulschland erleben derzeit eine Vielzahl von Verände-
rungen in Wirtschaft und Gesellschaft. Ökonomische und soziale Feformen,
die Suche nach generationengerechten, nachhaltigen Lösungen, mehr Fle-
xibilität betreffen die Lebensbereiche jedes Einzelnen.

Der Datenrepon, der nun in zehnter Auflage vorliegt, bielet in dieser Situation
Orientierungshilfe. Mit objektiven, zuverlässigen und verständlichen An-
gaben werden die wichtigsten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ent-
wicklungen in Deutschland dargestellt. Der Datenrepofi ermöglicht auch in-
teressante Vergleiche im Zeitablauf, seine Darstellungen werden durch
übersichtliche Tabellen und anschauliche Grafiken ergän21.

Das Besondere am Datenreport ist sein Charakter als Gemeinschaftsprodukt
von amtlicher Statistik und wissenschaftlicher Sozialforschung: Die neutral,
objektiv und unatrhängig erhobenen Ergebnisse der amtlichen Statistik ei-
nerseits und die Erkenntnisse der Sozialwissenschaft andererseits spiegeln
objektives Sein und subjeklives Erleben gleichermaßen. Dies und die um-
Jassende Palette wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Themen machen den
Datenreport zu einer in Deutschland wohl einmaligen Form der Sozialbe-
richterstattung.

Der Strukturwandel in den neuen Bundesländern und die Prozesse des

"Zusammenwachsens" im vereinten Deutschland stehen - mehr als ein
Jahrzehnt nach der Wiedervereinigung - nicht mehr so stark im Vordergrund
wie in vorangegangenen Ausgaben des Datenreports. Nach wie vor be-
stehende Unterschiede zwischen alten und neuen Bundesländern werden
jedoch weiterhin in einzelnen Kapiteln dokumentied. Einen Schwerpunkt bil-
det die Rolle Deutschlands in Europa, insbesondere im Kontext der Euro-
päischen Union. Neben dem Kapitel "Deutschland und die Europäische
Union" {inden Sie deshalb in den Texten zahlreiche Vergleiche mit anderen
europäischen Ländern.

Ein großer Teil an lnformationen aus früheren Ausgaben wurde wieder auJ
den neuesten Stand gebracht. Daneben spielen die Themen der aktuellen
Diskussion eine wichtige Rolle. Beispielsweise bietet der Datenreport nun zur
Alterung der Gesellschaft, zum Bildungsniveau und den Bildungsausgaben,
zur Überschuldung privater Haushalte und zur regen Stiftungstätigkeit in
Deutschland Angaben und weist auf weitefführende lnJormationen hin. Zu



den verschiedenen Themenbereichen stehen die aulgeführ1en Expertinnen
und Experten als Ansprechpartner zur Verfügung. Und wenn es ganz schnell
gehen soll: Zusätzlich zu der gedruckten Ausgabe und der CD-ROM-Version
ist der Datenreport für Auskunftssuchende auch im lnternet abrufbar

Der Präsident
der Bundeszentrale für politische Bildung

Thomas Krüger

Der Präsident
des Statistischen Bundesamtes

Johann Hahlen
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Erläuterungen zur Umstellung von Teil I auf den Euro

Seit dem 1. Januar 2002 verwendet das Statistische Bundesamt in seinen
Veröffentlichungen grundsätz ich die Währungseinheit Euro. Sofern kern
gesondeder Hinweis edolgt, wurde bei der Umstellung von der DM auf den
Euro f olgendermaßen verfahren:
. Die in DM für die Zeit vor dem 1. Januar 2002 ermittelten Werte wurden einheiflich

mit dem konstanten Faklor 1 EUB = 1,95583 DN4 umgerechnet.
. Rundungsdifferenzen wurden bei der Summenbildung nicht ausgeglichen.

Daher kann es zu geringfügigen Bundungsdifferenzen kommen.
. Die Zuwachsraten und Anteile vor dem 1 . Januar 2002 wurden aus DM-Werten

errechnet und können rundungsbedingt von den in Euro dargestellten Werten ge-
ringfügig abweichen.

. G latte Dl,4-Größenklassenangaben vor dern 1 . Januar 2002 wurden zum Teil in
ungerundete Euro-Größenklassenangaben umgerechnet_ Ab dem 1 . Januar 2002
werden iedoch wieder glatte Eum-Größenklassen dargestellt, sodass von diesem
Zeitpunkt an Vergleiche wieder einfacher werden.

Zeichenerklärung (Ieil l)

ln den Tabellen wurden foigende Zeichen verwendet:

- = nichts vorhanden
. = Zahlenwert unbekannt oder gehetm zu halten
...= Angaben fallen später an
x Nachweis ist nicht sinnvoll bzw. Fragesiellung trifft nicht zu
/ keine Angaben, da Zahlenwert nrcht sicher genug
( ) Aussagewert eingeschränld, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist



0 Das Statistische Bundesamt
D ESTATIS - I nformationsd ienstleister
für Deutschland

Seit dem Volkszählungsudeil 1983 st kar: Ergebnisse der Statistik sind eine der
vielseltigsten lnformationsquellen und unverzichtbar für die Beobachtung der ge-
sellschaftlichen und widschaftlichen Situation und ihrer Entwicklunq sowie für die
Vorbereitung und Kontrolle von Entscheidungen, l\4aßnahmen und Planungsvorha-
ben. Diese im Urteil des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 15. De-
zember'1983 formulienen Ziele haben sich in Zeiten der lnformationsgesellschaft n

Deutschland - wie fast überall in der Welt - immer wieder bestätigt. Daten der amt
lichen Statistik. deren Analyse sowie darauf aulbauende Prognosen sind Grund-
lage praktisch aller wirtschafts- und sozialpolitischen Entscheidungen. Mit rund 370
Bundes und koordinieden Länderstatistiken über gesellschattliche, widschattliche
und ökologische Zusammenhänge stellt die amtliche Statistlk einen wesentlichen
Teil der informationellen lnfrastruktur unseres Landes bereit. Steuerge der und So-
zialbeiträge können nur wirksam und zielgerichtet eingesetzt werden, wenn die tat-
sächlichen Verhältnisse bekannt sind. An statistischen Daten lassen sich Erfolg oder
N.4isserfolg politischer, wirtschaftlicher oder finanzieller lvlaßnahmen ablesen bzw. be-
werten.

0.1 Das Statistische Bundesamt heute

Das Statistische Bundesamt und die 15 statistischen Amter der Länder arbeiten auf
der Grundlage des "Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke"r. Hierin sind die
grundlegenden Prinzipien für die Arbeit der Bundesstatistik sowie Stellung und Auf-
gaben des Statistischen Bundesamtes und des Statistischen Beirats festgelegt. Da-
rüber hinaus enthält das Gesetz allgemeine Begelungen über die Anordnung und
Durchführung von Statistiken, die AuskunftspfLicht und die statistische Geheimhal-
tung. Neben Entscheidungsträgern aus Politik und Verwaltung greifen Wissenschaft,
Unternehmen, Gewerkschaften, Finanzmärkte, lvledien und viele Bürgerinnen und
Bürger auf lnforrnationen aus der amtlichen Statistik zurück. Für sie alle ist die
Bezeichnung .amtlich" ein Gütesiegel für die Daten. Es bedeutet: Die lnformationen
sind nach den strengen Grundsätzen der Neutralität, Objektivität und wissenschaft-
lichen LJnabhängigkeit erstellt und damit wirklich zuverlässig.

l Bundesstat st kgeselz - BStatG vorn 22. Januar lgST (8G8.1 S.462,565), zuletzt geänden
durch Art kel 16 des Gesetzes vom 21. August 2002 (BGBI. I S. 3322).
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Dass man Statistiken weitestgehend "gebündelt.,von den statistischen Amtern er-
stellen lässt - und nicht etwa von den Ministerien, welche die Erhebungen gerade
brauchen - ist in vielen Ländern der Welt üblich und hat große Vorteile: Amtliche Sta-
tistiken werden von vielen N,4enschen und lnstitutionen genutzt, zentrale ,Anlauf-
stellen" schaffen hier Transparenz. Und alle haben die gleichen t\y'öglichkeiten amt-
liche Daten zu erhalten, was für eine Demokratie von grundlegender Bedeutung ist.
Ein weiterer, nicht weniger wichtiger Vorteil ist inhaltlicher Art. Nur durch Bündelung
kann ein Nebeneinander von verschiedensten Stellen, nach unterschiedlichen Ver-
fahren, sich möglicherweise überschneidender oder unvollständig bleibender Statis-
tiken vermieden werden. So verfügt die Bundesrepublik Deutschland heute über ein
abgestimmtes Statistisches System. Als Beispiel seien hier die Wirtschaftsstatistiken
genannt. Sie sind alle so konzipiert, dass sie - sich ergänzend - die Berechnungs-
grundlage der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen bilden, die wiederum das
Widschaftsgeschehen unseres Landes als Ganzes beschreiben.

Von dem Prinzip der Konzentration amtlicher Statistiken bei den statistischen Am-
tern von Bund und Ländern gibt es allerdings einige wenige Ausnahmen. So ist die
Deutsche Bundesbank z.B. für die Durchführung der Banken- und der Zahlungs-
bilanzstatistik zuständig.

Die amtliche Statistik versteht sich heute als lnformationsdienstleister und isi -
wie andere staatliche Einrichtungen auch - immer ein "Kind ihrer Zeit.. Sie beobach-
tet nicht nur den gesellschaftlichen Wandel, sondern sie wird von ihm geprägt und
beeinflusst ihn durch ihre Arbeit zugleich wieder So kann der Output der amtlichen
Statistik - die statistische lnformation - Entscheidunqsqrundlaqe für Maßnahmen
sein, die neue Entwicklungen anstoßen.

Das Statistische Bundesamt legt als einer der größten lnformationsdienstleister
Deutschlands großen Wed auf eine konsequente Nutzung neuer lnformations-
technologien für die Erstellung und Verbreitung von Statistiken. So hat sich nicht
nur das Online-l\reldeverfahren "w3stat, zur lntrahandelsstatistik und zu weiteren
Erhebungen bei Unternehmen seit 2002 zu einem "Renner. entwickelt, sondern
die kundenorientierte und effiziente Nutzung der modernen lnformationstechnik wur-
de zu einem Projekt. in dem Datenerhebung, Datenaufbereitung und Ergebniserstel-
lung in den statistischen Amtern sowie die Veröffentlichung und Bereitstellung cler
Ergebnisse für die Kunden medienbruchfre vollzogen werden.

Das Statistische Bundesamt sieht es als seine Hauptaufgabe auf dem lnformations-
markt an, schnell und zuverlässig die konkreten Bedürfnisse sehr unterschiedlicher
Nutzergruppen zu erfüllen. ln diesem Zusammenhang wurde in den vergangenen
Jahren - zum Teil gemeinsam mit der Deutschen Statistischen Gesellschaft - die Ko-
operation mit der Wissenschaft erheblich ausgebaut, zunächst durch die Bereit-
stellung faktisch anonymisierter Mikrodaten für die Forschung und weiter in den
neu eingerichteten Forschungsdatenzentren des Bundes und der Länder, durch die
Mikrodaten zu den gesellschaftlichen, ökonomischen, ökologischen und kulturellen
Verhältnissen in Deutschland für die Wissenschaft unter Wahrung der statistischen
Geheimhaltung nutzbar gemacht werden.
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lm jährlichen F&E-Plan des Amtes finden lnteressiede viele statistische Themen für
Diplom- und Doktorarbeiten. Darüber hinaus wird jährlich der Gerhard-Fürst-Preis
(benannt nach dem ersten Leiter des Statistischen Bundesamtes) fÜr die besten Di-
plom- und Doktorarbeiten mit Bezug zur amtlichen Statistik ausgelobt.

Der umfassende Wandel des Statistischen Bundesamtes - weg von der Behörde hin

zu einem fachkompetenten, innovativen lnformationsdienstleister - kommt auch in

dem im Jahr 2001 entwickelten Corporate Design und der neuen Wort-Bild N4arke

"DESTATIS wissen.nutzen." zum Ausdruck.

Der "Datenrepoft" bietet aktuelle Zahlen und Fakten über die Bundesrepublik
Deutschland. Damit Sie dieienigen gut kennen lernen, deren Daten Sie vertrauen,

bieten wir lhnen einige lnformationen über die Entwicklung der arntlichen Statistik in

den vergangenen 50 Jahren.

O.2 Die S0er-Jahre: Grundlagen für die Zukunft

Anfang der 1950er Jahre konnte die amtliche Statistik - wie in vielen anderen Be-

reichen von Wirtschaft und Gesellschaft geschehen - an das fachliche und techni-
sche Know-how aus Vorkriegszeiten anknüpfen. Damals hatte es schon umfassende

Statistiken gegeben über Bevölkerung, Landwirtschaft, lndustrie, Handwerk, Bau-
tätigkeit, Handel, Finanzen, Steuern, Preise, Löhne, Außenhandel oder Wirtschafts-
rechnungen. Sie konnten fast durchweg wieder ins Programm der Bundesstatistik
aufgenommen werden. Andererseits hatte sich der lnformationsbedarf geändert. Die

soziale Marktwidschaft und die offene, demokratische Gesellschaft der Bundes

republik Deutschland machten neue Stat stiken notwendig. Darüber hinaus gab es

noch kurzfristige kriegsbedingte Anforderungen. Es fehlte in Deutschland an vielem,

insbesondere an Wohnungen. So bedurfte es umfassender Statistiken, urn den Be-
dad an Wohnraum abschätzen und Fortschritte prÜfen zu können.

Von entscheidender Bedeutung für die Entwick ung der amtlichen Statistik waren

die neuen rechtlichen Bahmenbedingungen, in denen ein demokratisches Verhältnis

zwischen Bürger und staatlicher Statistik vorgegeben wurde:

. ln jedem Eundesland entstand - entsprechend dem föderalen Aufbau der Bun-
desrepublik Deutschland - ein statistisches Amt; heute sind es'15 statistische
Landesämter. Während das Statistische Bundesamt in erster Linie für die me

thodische und technische Vorbereitung der Statistiken sowie die Zu§ammen-

stellung und Verötfentlichung der Bundesergebnisse zuständig ist, werden die Er-

hebungs- und Aufbereitungsarbeiten überwiegend von den Landesämtern ge-

leisiet. Sie übermitteln ihre Landesergebnisse an das Statistische Bundesamt, das

sie zum Gesamterqebnis für Deutschland zusammenfasst. Einige wenige Statis-
tiken - wie die Außenhandelsstatistik - werden zentral vom Statistischen Bundes-
amt durchgeführt.
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. Für jede Erhebung ist grundsätzlich eine gesetzliche Ermächtigung notwendig,
denn statistische Befragungen greifen - zumal bei Auskunftspflicht - in die
Rechtssphäre des Einzelnen ern.

o ln anderen Staaten - etwa in Frankreich - gehören zur Arbeit der statistischen
Amter auch Wirtschaftsanalysen und -prognosen, Koniunkturforschung und die
Entwicklung ökonometrischer Modelle. Nicht so in Deutschland: Das Statistische
Bundesamt ist vor allem für die Erhebung und Verbreitung statistischer Daten so-
wie deren lnterpretation zuständig. Wirtschaftsanalysen und -prognosen werden
im Wesentlichen von den großen Wirtschaftsforschungsinstituten durchgefüht.

0.3 Die 60er- und 70er-Jahre:
Zeit des systematischen Aufbaus

Diese Jahrzehnte standen im Zeichen der Weiterentwicklung des statistischen Er-
hebungspragramms. Zielwar derAuf undAusbau eines Systems von Statistiken, das
die wirtschaftliche, gesellschaftliche und ökologische Entwicklung unseres Landes
umfassend beschreibt. Anforderungen an die Ergebnisse der Statistiken sind u. a. die
L,4öglichkeit, Daten - auch aus verschiedenen Statistiken - zur Weiterverarbeitung
zu verwenden (bspw. lndexberechnungen, Erstellung von Ny'odellrechnungen oder
Berechnung von Durchschnittszahlen), die Vergleichbarkeit von Statistiken im Zeit-
verlauf sowie die Aktualität der Daten und deren Zuverlässigkeit.

. Für die WeiterverarbeitunO statistischer Ergebnisse sind die Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen (VGR) ein Paradebeispiel. Die VGB - Ende der 60er-Jahre für
die Zwecke einer widschaftspolitischen "Globalsteuerung" zügig ausgebaut - sind
ein geschlossenes System, das umfassend über das wirtschaftliche Geschehen
informiert.

. Zeitreihen, die Ergebnisse aus vielen Jahren umfassen, lassen Aussagen über Ent-
wicklungen zu und stellen die Grundlagen für Prognosen dar. Dabei müssen oft
mehrere Parameter betrachtet werden, um einen Sachverhalt beweften zu kön
nen. Ein Beispiel: Der Anteil des Produzierenden Gewerbes an der Bruttowert-
schöpfung - das ist die Summe der produzieden Waren und Diensfleistungen
abzüglich der Vorleistungen - betrug 2000 30,4 Prozent. Die Zahl allein sagt nicht
sehr viel aus. Wenn man aber weiß, dass '1960 der gleiche Anteil noch 53,2 Pro-
zent betrug und darüber hinaus der Anteil des Dienstleistungsbereiches im glei-
chen Zeitraum von 13,6 Prozent auf 68,5 Prozent an der Bruttowertschöpfuno
gestiegen ist, dann kennzeichnen allein diese vier statistischen Daten die Ent-
wicklung Deutschlands von der lndustrie- zur Dienstleistungsgesellschaft .

. Der lVikrozensus, die iährliche Ein-Prozent-Bevölkerungsstichprobe, dokumen-
tiert mit seinem Fragenprogramm seit über 40 Jahren praktisch die qesamten
Lebensumstände und damlt den gesellschaftlichen Wandel in Deutschland: Da-
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ten zur Bevölkerung, zu Haushalten und Familien, zum Arbeitsmarkt, zur aus-
ländischen Bevölkerung, zu Bildung und Ausbildung, zum Lebensunterhalt und

vieles mehr.

0.4 Die BOer-Jahre: Zukunftsangst und Datenschutz

ln den 80er Jahren stand die amtliche Statrstik in der Kritik der Öffentlichkeit. ln der
Folge öffnete sich die Statistik, wurde transparenter und warb um breite Akzeptanz
in der Gesellschaft. Die für 1983 geplante Volkszählung war in Westdeutschland auf
ein gesellschaftliches Klima getroffen, das unter dem Eindruck der rasanten Fort-
schritte in der elektronischen Datenverarbeitung von Sorge vor dem "gläsernen Men-
schen. und vor dem "allwissenden Staan, geprägt war. Zukunftsängste fanden ihr
Objekt nicht nur in der Raketennachrüstung, sondern auch in der gep anten Volks-
zählung. Es kam zu massiven Boykottaufrufen und einer Klage vor dem Bundes-
verfassungsgericht. Das Gericht entwickelte in seinem Lldeil vom '15. Dezember 1983

das Becht auf "informatlonelle Selbstbestimmung", wonach jeder Bürger grundsätz-
lich über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten bestimmen kann.
Zugleich bestätigte das Gericht die Bedeutung der amtlichen Statistik als eine.fÜr
eine am Sozialstaatsprinzip orientierte staatliche Politik unentbehrliche Handlungs
grundlage..

Die dann 1987 durchgeführte Volkszählung verlief erfolgreich. Nur ca. ein Prozent der
Bevölkerung wurde nicht angetroffen oder beteiligte sich nicht an der zählung.

0.5 Die 90er-Jahre: Das wiedervereinigte Deutschland
in der Europäischen Union

Die amtliche Statistik wurde in den 90er-Jahren durch die Wiedervereinigung Deutsch-
lands sowie die Schaffung des Europäischen Binnenmarktes und der Währungs
union geprägt.

Nach der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 wurde die der Objektivität, Neu-
tralität und der demokratischen Öffentlichkeit verpflichtete amtliche Statistik der
Bundesrepublik Deutschland auf die neuen Länder erstreckt, in denen alsbald sta-
tistische Landesämter entstanden. ln der ehemaligen DDR hatte es zwar auch eine

Statistik gegeben, die aber neben der Aufgabe, die Bealitäten abzubilden, Kontroll-
funktionen in der Staatswidschaft besaß, die - unter der Diktatur der kommunis
tischen Staatspadei SED - propagandistisch missbraucht wurde und deren Ergeb-
nisse von den Machthabern vielfach unter Verschluss gehalten wurden.

Je mehr die Mitgliedstaaten der Europäischen Union wirtschaftlich, sozial und polr-

tisch zusammenwachsen, desto wichtiger sind europäische Statistiken. Damit die



Vergleichbarkeit von Daten gegeben ist, entstand so etwas wie eine »gemeinsame
statistische Sprache"t Alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union verwenden im
Bereich der Statistik inzwischen zum großen Teil bereits die gleichen Begriffe, Klassi-
fikationen, technischen Standards, Methoden und Veröffentlichungsgrundsätze. Ko-
ordiniert wird das so genannte Europäische Statistische System, das letztlich eine
Zusammenfassung der nationalen statistischen Systeme ist, von Eurostat, dem sta-
tistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften in Luxemburg. Eurostat selbst er-
hebt keine Daten, das ist Aufgabe der Statistikämter der Mitgliedstaaten. Für die Sta-
tistikämter der Eu-Mitgliedstaaten ist es in den vergangenen Jahren - angesichts
der begrenzten nationalen Ressourcen - immer schwieriger geworden, den mit je-
dem lntegrationsschritt und den meisten Gemeinschaftspolitiken verbundenen Ru{
nach neuen Daten und nach immer neuen europaweit gleichen Erhebungen zu er-
füllen. tvlit einem mehrjährigen Aktionsplan für das Statistische Europäische System
versucht die EU mit dem LIS-amerikanischen statistischen System - was Datenan-
gebot und Aktualität angeht - gleichzuziehen.

0.6 Die amtliche Statistik im neuen Jahrlausend:
lnformationsdienstleister Statistisches Bundesamt

Vor dem Hintergrund wachsender qualitativer Anlorderungen an die amtliche Statis-
tik als lnformationsdienstleister hat das Statistische Bundesamt Ziele definied, die
nicht nur umgesetzt, sondern auch ständig überprüft und weiterentwickelt werden.
An erster Stelle steht das Ziel, die Aktualität unserer Daten weiter zu erhöhen. Da-
rüber hinaus soll es für jeden noch einfacher gemacht werden, unsere Daten zu
nutzen. Dabei gilt es, ein Augenmerk auf neuen Informationsbedarf zu haben, damit
dieser erkannt und befriedigt werden kann.

lm lnteresse der Auskunftgebenden sind Wege zu finden und zu beschreiten, um
diese zu entlasten und zugleich die finanziellen Ressourcen effizient zu nutzen, etwa
durch die vermehrte Nutzung von Verwaltungsdaten.

Eine Antwort auf diese Vorhaben bietet das Konzept E-Statistik. lm Mittelpunkt stehen
hier medienbruchfreie, netzbasierte Prozesse vom Datenlieferanten über die Daten-
verarbeitung in den statistischen Amtern bis hin zu den Verbreitunqsweqen, über
welche die Nutzer Zugang zu den lnformationen erhalten. Derzeit baut das Statis-
tische Bundesamt auf der einen Seite die Online-Datenerhebungen weiter aus, wäh-
rend auf der Nutzerseite über den Statistik-Shop im lnternet der schnelle Zugang
zu den lnformationsangeboten erleichtert wurde.

Zugleich wird die Zusammenarbeit im föderalen statistischen System in Deutsch-
land effizienter gestaltet. Hierauf zielt der von den Leitern der Statistischen Am-
ter des Bundes und der Länder beschlossene "Masterplan" zur Rerorm des Koope-
rationsmodells der amtlichen Statistik, dem enlsprechend neue, arbeitsteilige Pro-
zesse der Statistikproduktion erprobt werden, mit denen die Statistischen Amter



in Zeiten knapper Kassen die Statistikproduktion qualitativ besser und wirtschaft-
licher gestalten werden.

Vergleichbares gilt im europäischen Kontext: Nur wenn die von den statistischen
Amtern der Mitgliedstaaten angewandten Konzepte, Systematiken und lMethoden
aufeinander abgestimmt sind, werden die Ergebnisse auch international vergleich-
bar. Somit förded diese Abstimmung auf europäischer Ebene die Konsistenz und Ef-

fizienz der statistischen Systeme. Eine biaterale und multilaterale Zusammenarbeit
in der Statistik trägt zur Verbesserung der amtlichen Statistik in allen Ländern bei.

0.7 Ansprechpartner

Allgemeine lnformationen über das Statistische Bundesamt und sein
Datenangebot erhalten Sie:
o im lnternet: http://www.destatis.de

oder bei unserem lnformationsservice
65180 Wiesbaden
o Teleion: +49 (0)611 75 2405
. Telefax: +49 (0)611 75 3330
. E-Mail: info@destatis.de

Ansprechpartner/-innen zu einzelnen Fachgebieien des Teil I finden Sie in der
nachfolgenden Übersicht. Bei den aufgeführten Personen handelt es sich jedoch

nicht immer um die Autoren, sondern häufig auch um lnfostellen für einzelne Fach-
gebiete. Falls Sie zu einem Thema keinen Ansprechpartner/-in finden, können Sie

direkt Koniaki mit der Redaktion flelefon: +49 (0)611 75-2733 und -2382, E-Mail:
datenreport@destatis.de) oder unserem lnformationsservice aufnehmen.

Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner im Statistischen Bundesamt
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1 Bevölkerung

1.1 Die Bevölkerung im Spiegel der Statistik

Daten über Struktur und Entwicklung der Bevölkerung gehören zum grundlegenden

lnformationsbedaf für fast alle Bereiche von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Die

Politik benötirtt sie, weil viele Entscheidungen - etwa im Bildungs- und Gesundheits-
wesen nur auf der Grundlage exakter bevölkerungsstatistischer Angaben getrcffen
werden können. Für das wirtschaftliche Geschehen sind demographische Gegeben-
heiten von Bedeutung, weil sie lnformationen über den [/enschen als Arbeitskraft,
Einkommensbezieher und Konsumenten lieJern.

Tab. 1: Bevölkerung am 31. '12. 2002 nach ausgewählten Altersgruppen

Unter'15
15 40
40 65
65 und ä ter
lnsgesamt

12416
27 501
28 181
14439
82537

'10 389
21727
22016
T13S6
65527

Unter 15
T 5-40
40 65
65 und ater
lnsgesamt

1 593
4 534
4971
2519

13 617

Deutschlancl
15 0 6,fi44
33.3 13419
34,1 14429
17 .5 B 701

100 42192

Ffuhercs BundesgebEt'
15,9 5 058
33,2 10 670
33,6 1D 957
11 ,4 6 817

100 33 502

Neue LanderT
11,7 775
33,3 2140
36,5 2477
18,5 1556

100 6948

Unter 15
15 40
40-65
65 und alter
lnsgesamt

'14,3

20,6
100

15.1
31,8
32,7
2A,3

100

11 ,2
30,8
35,6
22,4

100

1 Ohne Angaben für Berlin West.
2 Ohne Angaben für Berlin-Os1.

Hinter den bloBen zahlen verbergen sich aber auch Werthaltungen und Lebensein
stellungen, die lhrerseits wieder Bückwirkungen auf die Bevölkerungsstruktur haben.
So spiegelt sich z. B. in der Zahl der Eheschließungen und -scheidungen, der Ge-
burtenentwicklung und der FamiliengröBe die Einstellung der Gesellschaft zur Familie

lnsgesamt We bl ch
bis unter '1 000 % I 000 %



und zu Kindern wider. Der Altersaufbau hat direkte Auswirkungen auf die Bildungs-
und Beschäftigungsmöglichkeiten der Bevölkerung und beeinflusst daher unmittelbar
ihre Lebensweise.

Aufgrund dieser vielfältigen Wechselwirkungen und des weit reichenden Bedarfs an
demographischen Daten ist es nicht verwunderlich, dass die Bevölkerungsstatistik zu
den traditionsreichsten Arbeitsgebieten der amtlichen Statistik gehört. Auf den Er-
gebnissen der Volkszählung aufbauend, führen die statistischen Amter die Fod-
schreibung des Bevölkerungsstandes durch. Zur Bevölkerungsfortschreibung werden
die Aufzeichnungen der Standesämter über Geburten, Eheschließungen und Ster-
befälle herangezogen. Über die Wanderungsbewegungen, d. h. die Zu- und Fortzüge,
geben die Unterlagen der Einwohnermeldeämter Auskunft. Die Bevölkerungsdaten
der Fortschreibung werden ergänzt durch die Ergebnisse des jährlichen Mikrozensus,
der eine Auswahl von 1 7o der Bevölkerung erfasst, durch Hochrechnung aber
verlässliche Aussagen über die Gesamtheit ermöglicht. Für die ehemalige DDR
liegen in der Bevölkerungsstatistik im Wesentlichen den bundesdeutschen vergleich-
bare Angaben vor.

Seit 2001 werden grundsätzlich in der amtlichen Statistik nur noch Daten für Berlin
insgesamt nachgewiesen, sodass bei Bevölkerungsangaben für das frühere Bundes-
gebiet und für die neuen Länder, soweit noch ein getrennter Nachweis edolgt, Berlin
nicht enthalten ist.

1.2 B evölkeru ngse ntw ic klu ng

Ende 2002 hatte Deutschland 82,5 l\y'ill. Einwohner und damit knapp 22,8 N,4ill. mehr
als kurz vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieqs. ln West- und Ostdeutschland hat sich
die Bevölkerungszahl seit '1939 jedoch sehr unterschiedlich entwickelt. lm irüheren
Bundesgebiet stieg sie zwischen '1939 und 1974 von 43,0 Mill. auf 62,1 Mili. Danach
bewegte sie sich bis 1988 wieder unter der 62-N.4illionen-Grenze.

Die Zunahme der Bevölkerungszahl des früheren Bundesgebiets nach dem Zweiten
Weltkrieg beruhte zunächst im Wesentlichen auf der Aufnahme von Vertriebenen aus
den Ostgebieten des ehemaligen Deuischen Beichs und den deutschen Siedlungs-
gebieten im Ausland. '1950 betrug die Zahl der Vertriebenen im früheren Bundesgebiet
rund I N.4ill.; das entsprach einem Anteil an der Bevölkerung von 16 o%.

Zwischen 1950 und 1961 war der Bevölkerunqszuwachs hauptsächlich auf die Zu-
wanderung aus der ehemaligen DDR zurückzuführen. So fanden von 1950 bis zum
N4auerbau am 13. August 1961 etwa 2,6 Mill. Menschen aus Ostdeutschland als
Übersiedlerinnen uncl Übersiedler im früheren Bundesgebiet Aufnahrre.

Seit N,4itte der '1g60er-Jahre wird die Bevölkerungsentwicklung im früheren Bundes-
gebiet bzw. - ab November 1990 - in Deutschland entscheidend durch die Zu und
Abwanderung von Ausländerinnen und Ausländern beeinflusst. Zwischen 1960 und
2002 sind insgesamt 26,7 Mill. ausländische Staatsangehörige in das frühere Bun-
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Früheres
Bundesgebiet

Deutschland

Tab. 2: Bevölkerungsentwicklung seit 1939
in Tausend

Jahrl

1939
'1950

1960
1970
1980
1990
1995
2000
2001
2002

I 1 93S Ergebn sse der Volkszäh ung: sonst tewe s am 31. l 2
2 Ab 2001 ohne Berlin-West.
3 Ab 2001 ohne Bedin-Ost.

59 753
64724

78 06S
78 397

B1 817
82260
82 440

43008
50336
55 785
61 001
61 658

66 342
67140
65323'z
65527'

Neue Länder und
Berln-Ost

16 745

17 188
17 068
16 740
16 028
15476
15120
13729x
136173

desgebiet bzw. nach Deutschland zugezogen und 19,2 Mill. haben es wieder ver
lassen. Die Zahl der Ausländerinnen und Ausländer erhöhte sich in diesem Zeitraum
von knapp 690 000 auf knapp 7,3 [/ill. Die Zunahme ist zum größten Teil auf Zu-
wanderungsüberschüsse zurückzuführen.

Ferner fanden zwischen 1960 und 2002 etwa 3,9 N4ill. Aussiedlerinnen und Aussiedler
im früheren Bundesgebiet bzw. ab 1990 in Deutschland Aufnahme. lm Jahr 1990
wurde mit rund 397 000 Personen die mit Abstand höchste Aussiedlerzahl registriert.
ln den Jahren 1991 bis'1997 bewegte sich die Zahl zwischen knapp 231 000 (1992)

und 134 000 (1997). ln den Folgejahren war sie weiter rückläufig. ln den Jahren 2000
bis 2002 kamen erstmals seit der Wende jeweils weniger als '100 000 Aussiedlerinnen
und Aussiedler nach Deutschland. lnsgesamt sind von 1950 bis 2002 etwa 4,3 t\,4ill.

Abb. 1: Jähriiche Bevölkerungszunahme bzw. -abnahme n Deutschland
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Abb. 2: Lebendgeborene und Gestorbene in Deutschland seit 1960
le 1 000 Einwohner

20
L--.1 Überschuss der Geborenen

I Überschuss der Gestorbenen

t5

0
1960 1965 1970 1975 1980 198s 1990 1995 2000

Deutsche aus den Ostgebieten des ehemaligen Deutschen Reichs sowie aus Ost- und
Südosteuropa im früheren Bundesgebiet bzw. in Deutschland aufgenommen worden.
Von ihnen kamen rund 2,'1 Mill. aus der ehem. Sowjetunion, 1,4 N4ill. aus Polen und
weitere 430 000 aus Rumänien.

Tab.3: Zuzug von Ausländer/-innen sowie Aussiedler/-innen 1950 bis 20021

Zeiiraum Auständer/
-innen

zusammen

Aussiedler/ innen

zusammen

1950-1959
'1960- 1969
1970-1979
1980-1989
1990-1994
1995
1996
1997
1S9B
1999
2000
2001
2002

1 001 059
5754077
6 574 742
5 806 '115

6 030 870
1 010 599

885 705
749717
708 580
778 789
744 864
783 743
747 311

561 135
5 532 561
6 219 361

4 422 024
4 73S 758

792 701
707 954
615 298
605 500
673 873
649 249
685 259
655 895

439 t 14
221 516

984 087
1 251 112

217 898
177 751
134 419
103 080
'104 916
95 615
98 484
s1 416

13 580
I571

56 5S2
176 565
911 407
209 409
172181
131 895
101 550
103 5S9
94 558
97 434
90 587

2921A1
110 618
202 711
632 800
199 614

1 677
1175

687
48B
428
444

553

l Fnlheres Bundesgebiet: ab 1.11.1990 Deutschland- Einschl. nichtdeutsche Ang€hörige von Aus-
s edlern (ab 1S93). - 2 Bzw Nachfolgestaaten.

Quel/err Bevölkerungsfodschreibung (Ausländed und Bundesverwaltungsamt Köln (Aussiedler).
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lnsgesamt

I sowi6t-
I unron'z

Rumänien

3 454
16 254
71 415

'151 157
171 S00

6 519
42e4

1 005

547
380
256



lm Gebiet der ehemaligen DDR stieg die Bevölkerungszahl nach dem Ende des
Zweiten Weltkriegs als Folge der Aufnahme von Vertriebenen zunächst ebenfalls an,

und zwar bis auf rund 19 Ny'ill. im Jahr 1948. Die Zahl der Vertriebenen in der ehe-
maligen DDB - dort als "Neubürger" oder "lJmsiedler" bezeichnet - betrug 1950 etwa
4,'1 Mill., was einem Anteil an der Bevölkerung von 22 9/o entsprach.

Nach 1948 ging die Einwohnerzah I der ehemaligen DDR biszum Mauerbau '1961 Jahr
für Jahr zurück, hauptsächlich als Folge der starken Abwanderung in das frühere
Bundesgebiet. '1961 lag sie bei 17,1 L4ill. Durch die hermetische Abriegelung konnte
der Bevölkerungsrückgang nur vorübergehend gestoppt werden. 1973 sank die Ein-
wohnerzahl - auch bedingt durch Geburtendefizite in den 1970er-Jahren - unter die
1 7-M illionen-Grenze. Die Massenflucht im Jahr 1989 beschleunigte den Bevölke
rungsrückgang, und Ende 1990 hatte die ehemalige DDR nur noch'16,0 lMill. Ein

wohner. Bis Ende 2000 verringerte sich die Einwohnerzahl in den neuen Ländern und
Berlin Ost um weitere 909 000 Personen auJ 15,1 Mill. ln letzter Zeit ist aber der Be-
völkerungsrückgang geringer als in den ersten Jahren nach derWende.

1.3 Die räumliche Bevölkerungsverteilung

Der Bevölkerungszahl entsprechend veränderte sich auch die Bevölkerungsdichte,
d. h. die Zahl der Einwohner je Ouadratkilomete( in beiden Teilen Deutschlands. lm
früheren Bundesgebiet stieg sie im Zeitraum 1950/74 \/on 201 auf 250 an, ging im
Zeitraum 1985/86 aul 245 zvüak und lag 2000 bei 267. ln den neuen Ländern und
Berlin-Ost verringene sich dieser Wert zwischen 1950 und 2000 von 171 auf
140 Einwohner je Quadratkilometer lm Jahr 2002 lag iür Deutschland insgesamt die
Einwohnerdichte bei 231 Einwohner ie Quadratkilometer. Am dichtesten besiedelt
sind die Stadtstaaten (Berlin: 3 804, Hamburg: 2 289, Bremen: 1 638 Einwohner je

Quadratkilometer). Die geringste Besiedlung je Quadratkilometer weisen die Länder
lvlecklenburg-Vorpommern (75). Brandenburg (88), Sachsen-Anhalt (125), Thüringen
(148) und Niedersachsen (168 Einwohnerje Quadratkilomete4 auf.

Mit rund 357 027 Quadratkilometern lag Deutschland 2002 im europäischen Vergleich
in der Flächenausdehnung an siebter Stelle und in Bezug auf die Bevölkerungsdichte
- nach den Niederlanden (478), Belgien (339) sowie dem Vereinigten Königreich (242)-
an vierter Stelle {ohne die flächenmäßig kleinen Länder Nralta, Monaco, San Marino
und Vatikanstadt). lsland mit durchschnittlich 3, Norwegen mit 15, Finnland mit 17 und
auch die Bussische Föderation mit B Einwohnern je Quadratkilometer sind im Ver
gleich dazu sehr dünn besiedelt.

Ende 2002 gab es in Deutschland 13 148 politisch selbstständige Gemeinden, und
zwar I506 im früheren Bundesgebiet sowie 4 642 in den neuen Bundesländern. Er-
hebliche Unterschiede bestehen hinsichtlich der Verteilung der Einwohner auf Ge-
meindegrößenklassen. So lebten 2002 von der Bevölkerung der neuen Länder 16 oZ in

Gemeinden mit weniger als 2 000 Einwohnern gegenüber 5 0/o der Bevölkerung des



Regierungssitz Fläche Einwohner

1 000 km'? 1 000 je km'?

Baden Württemberg
Bayern
Berlin
Brandenburg
Bremen
Hamburg
Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland Pfalz
Saarland
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein
Thüringen
Deutschland

Stuttgarl
l\4ünchen
Berlin
Potsdam
Bremen
Hamburg
Wiesbaden
Schwerin
Hannover
Oüsseldorf
Mainz
Saarbrücken
Dresden
Magdeburg
Kiel
Erfurt
Berlin

35,8
70,5
0,9

29,5
o,4
0,8

21 ,1

47,6
34,1
19,8
2,6

18,4
20,4
15,8
16,2

357,O

10661
12347

662
1729
6092
1744
7 980

'18 076
4058
1 065
4349
2 549
2817

82 537

2S8
176

3 804
88

2249

75
168
530
204
415
236

179
148

Tab. 4: Bundesländer nach Fläche und Einwohnern am 31. 12. 2002

früheren Bundesgebiets. Auf die Großstädte (Gemeinden mit 100 000 oder mehr Ein-
wohnern) entfielen im früheren Bundesgebiet 32 o/o und in den neuen Ländern 26 %
der jeweiligen Bevölkerung.

Tab. 5: Einwohnerzahlen und Bevölkerungsdichten
in ausgewählten Großstädten am 31. '12. 2002

Rang-
folge

Siadt Einwohner
in 1 000

Stadt Einwohner
pro km'?

3 392
1 729
1 235

644
591

585
572
543
517
509
495
493
480

3 977
3 804
3 378
2 868

2 7A3
2674

2 647
2 635

2 535

2 289

1

3
4
5
6
7
8
s

10
11

12
13
14
15

Berlin
Hamburg
N4ünchen
Köln
Frankfud a. M
Dortmund
Stuttgart
Essen
Düsseldorf
Bremen
Hannover
Duisburg
Leipzig
Nürnberg
DrESden

München
Berlin
Herne
Oberhausen
Stuttgart
Essen
Bochum
Offenbach a. M.
Nürnberg
Düsseldorf
Gelsenkirchen
Franklurt a. M-
Hannover
Köln
Hamburg

Bundesland



Abb. 3: Bevölkerungsdichte in den Ländern und Städtstaaten
am 31 . 12. 2002
Einwohnerje km'?
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1 .4 Altersaufbau

Zwischen dem Altersaufbau der Bevölkerung und der Zahl der Geburten sowie
der Sterbefälle bestehen enge Wechselbeziehungen. So beeinflusst die Stärke der
einzelnen Altersjahrgänge die Zahl der Geburten und Sterbefälle. Umgekehrt wirken
sich Veränderungen der Geburtenhäufigkeit oder der Sterblichkeit unmittelbar auf
die zahlenmäßige Besetzung der jeweiligen Jahrgänge aus. Langfristig führen sol-
che Veränderungen u. a- zu einer Verschiebung der Relationen zwischen den Be-
völkerungsgruppen im Kindes- bzw. Jugendalter, im erwerbsfähigen Alter und im
Rentenalter. Gleichzeitig ändern sich damit auch die Quoten zwischen dem Teil der
Bevölkerung, der sich aktiv am Erwerbsleben beteiligt, und dem Teil, der von den
Erwerbstätigen unterhalten werden muss.

Um den Altersaufbau der Bevölkerung zu veranschaulichen, verwendet man in der
Statistik eine graphische Darstellungsform, die als Alterspyramide beschrieben wird.
Während sie zu Beginn des 20. Jahrhunderts noch deutlich die klassische Pyra-
midenlorm erkennen ließ. gleicht ihr Bild heute eher einer "zerzausten Wettertanne",
wie sie der Bevölkerungsstatistiker Flaskämper treffend beschrieben hat. ln die-
ser Darstellung treten die Wandlungen des Bevölkerungsaufbaus optisch besonders
deutlich zutage.

Abb. 4: Altersaufbau der Bevölkerung Deutschlands am 31. 12. 2OO2
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Davon imAltervon.., bis... Jahren

darLnter 80bis 19 20-59 60 und mehr

T 000

Bevö
kerung

Jugend-

Tab. 6: Entwicklung der Altersstruktur der Bevölkerung Deutschlands seit 1955

1955
1965
1975
1985
1995
2000
2001
2002

71 350
76 336
78 465
77 661
81 817
42260
82 440
82 537

29,8

28,8
23,6
21,5
21,1
20,9
20,7

54,3
52,O
50,8
56,4
57,4

55,0

'15,9

18,9
20,4
20,0
21,0
23,6
24,1
24,4

1,3
1,8
2,2

4,0
3,8
3,S

4,1

55,0
56,1
56,6
41,8
3t,5
38,3
38,1

36,3
40,1
35,4
36,6
42,7
43,S
44,3

I Allersgruppen der bis 1g'Jähr gen b€zogen auf die Altersgruppen der 20- b s sg-Jährigen.
2 Allersgruppen der 60-Jährigen und A ierer bezogen aul d ie Aliersgruppen der 2 0 b s 59 J ähr iqen

Die Unterschiede in der Altersstruktur werden bei der Betrachtung der jüngeren

Generation besonders deutlich. Ende 2002 betrug in Deutschland der Anteil der
Nachwachsenden (unter 20 Jährige) 20,7 %. AUI die Bevölkerung im erwerbsfä-
higen Alter (20 bis unter 60 Jahre) entiielen 54,9 %, der Seniorenanteil (60-Jährige

Abb. 5r Bevölkerung Deutschlands am 31 . 12.2OO2
nach Altersgruppen und Geschlecht
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und Altere) betrug 24,4 %. Rund 4 % der Bevölkerung waren hochbetagt (80 Jahre
oder älter). Der Jugendquotient (Zahl der unter 20-Jährigen bezogen auf die Zahl der
20- bis unter 60-Jährigen) lag bei knapp 38, während der Altenquotient (Zahl der
60-Jährigen und Alteren bezogen auf die Zahl der 20- bis unter 6O-Jährigen) gut 44
betrug. Fünfundvierzig Jahre zuvor, Anfang 1955, hatte das Verhältnis von Jugend
zu Altenquotient noch 56:29 betragen.

ln Deutschland werden etwas mehr Jungen als Mädchen geboren. So kommen im
Durchschnitt auf 100 neugeborene l\rädchen 106 Jungen. Wegen des erhöhten

"Sterberisikos" der männlichen Bevölkerung baut sich dieses zahlenmäßige , Über-
gewicht., jedoch mit zunehmendem Lebensalter ab. Bis zum Alter unter 60 Jahren
überwiegt in der heutigen Bevölkerung der Männeranteil. ln der Altersgruppe der 60-
bis unter 70-Jährigen geht die Geschlechterrelation vom ungefähren Gleichgewicht in
einen Frauenüberschuss über. Von den 60- bis unter 70-jährigen Personen sind 52 o%

weiblichen Geschlechts. ln den obersten Altersgruppen beträgt der Frauenanteil bei
den 70- bis unter 8o-Jährigen 60 % und bei den 80 jährigen oder älteren Personen
sogat T3 yo. L4aßgebend hierfür sind neben der höheren Lebenserwaftung der Frauen
auch die starken lvlännerverluste durch den Zweiten Weltkrieg. Auf das Geschlech-
terverhältnis der Bevölkerung wirken sich ferner Wanderungen aus, an denen IVIänner
im Allgemeinen stärker beteiligt sind als Frauen.

1 .5 Gebuften und Sterbefälle

ln Deutschland werden seit 1972 jedes Jahr weniger Kinder geboren als l\y'enschen
sterben. lm Jahr 2002 wurden 122 000 mehr Sterbefälle als Lebendgeborene gezählt.
Weniger Sterbefälle als Geburten hatte es in Deutschland zuletä im Jahr 1971 gege-
ben. N,4aßgeblich für diese Entwicklung waren die Sterberallüberschüsse der deut-
schen Bevölkerung. Die ausländische Bevölkerung verzeichnete demgegenüber - vor
allem wegen des höheren Anteils jüngerer N4enschen - mehr Geburten als Sterbefälle.

Die Zahl der Lebendgeborenen hatte in Deutschland '1964 mit 1 ,36 N4ill. ihren höchs-
ten Stand erreicht. Sie ging dann bis 1975 auf 782 000 zurück, nahm anschließend bis
'1980 auf 866 000 zu, fiel in den 1980er-Jahren zunächst erneut und stieg dann wieder
auf 906 000 im Jahr 1990 an. Nach einem erneuten Bückqanq und zeitweisem An-
stieg, was vor allem auf die Entwicklung in den neuen L'ändern und Berlin-Ost zu-
rückzuführen war, ist die Anzahl der Geburten seit 1998 wieder gefallen.

NIit '1,35 Kindern je Frau wurde 200'1 in Deutschland die zur Erhaltung der Bevölke-
rungszahl auf längere Sicht erforderliche Zahl deutlich unterschritten, hierfür wären 2,'1

Kinder erforderlich gewesen.

Außerhalb einer Ehe werden in Deutschland 26 % der Kinder geboren. ln der Euro-
päischen Union beträgt dieser Anteil etwa 2B %. ln Schweden hat über die Hälfte der
neugeborenen Kinder Eltern, die nicht verheiratet sind; in Dänemark, Frankreich,
Finnland und im Vereinigten Königreich etwa vier Zehntel.



Die durchschnittliche Lebenserwartung in Deutschland nimmt weiter zu. Sie beträgt
heute für einen neugeborenen Jungen 75,1 Jahre und für ein gerade zur Welt ge-

kommenes Mädchen B1 ,1 Jahre. Dies entspricht gegenüber dem Stand von t\y' itte der

TafJ. 7: Lebendgeborene und Gestorbene in Deutschland '1950 bis 2002
in Tausend

Deutschland

748 10,9
a77 12,0
976 12,6
952 12,1
s21 11,6
a52 10,4
846 10,3
839 10,2
a2a 10,1
442 '10,2

Frühe@s Bundesgebiet

529 10,6
643 11,6
735 12,1
714 11,6
713 11,3
688 10,3
685 10,3
678 10,1

Neue Länder und Belin-Ost
220 11,9
234 13,5
241 14,1
234 14,2
208 12,9
164 10.7
161 10,6
160 10,5

1950
1S60
'1s70

1S80
1S90
lSSB
1999
2000
2001
20021

16,3
17,3
13,5
11,0
11,4
s,6
9.4
s,3
8,9
8.7

+ 5,4
+ 5,3
+ 0,9
- 1,1

-0,2
0.8

- 0,9
- 1,1

304
293

245
174
103
107
111

16,5
16,9
13,S
14,6
11,'1
6.1
7,O

7,3

+ 4,6
+ 3,4
- 0.2
+ 0,4
-'1,8
- 4,0
-3,6
,3,2

1 117

1 048
866
906
785
771
767
734
t1s

Überschuss
der Geborenen (+) bzw

der Gestorbenen (-)

1950
1960
1970
1980
1990
1998
1999
2000

1950
1960
1970
1980
1990
1998
1999
2000

813
969
811
621
727
642

656

16,3
17,4
13,4
10,1
11,5
10,2

9,8

284

76
93
14
6

+ 5,7
+ 5,9
+ 1,3

21

23

+
+

:
:

84
59
4
1

30
61
55
49

+

:
:

- 1,5
+o,2

0.1

- 0,3
- 0,3

1 Vor äufiqes Erqebnis.

1g8oer-Jahre einer Zunahme von etwa 3,4 Jahren bei den Jungen und 3 Jahren bei
den Mädchen. Für einen 60-jährigen Mann errechnet sich eine weilere durch-
schnittliche Lebensdauer von 19,5 Jahren und für eine Frau dieses Alters von 23,7
Jahren.

GestorbeneLebendgeboreneJahr

ie '1 000
Einwohner

Anzahl je 1 000
Einwohner

Anzahl je 1 000
Einwohner

+ 368
+ 385
+72

-67
-76_72
-94



1.6 Haushalts- und Lebensformen

Die Angaben dieses Abschnitts sind Ergebnisse des N4ikrozensus. lm Gegensatz zu
früheren Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes basieren sie auf dem so
genannten Lebensformenkonzept, dessen Definitionen, Abgrenzungen und Ergeb-
nisse nur bedingt mit den bislang veröffentlichten Angaben auf der Grundlage des so
genannten traditionellen Familienkonzepts vergleichbar sind.

lm April 2002 wurden in Deutschland mehr als 38,7 lMill. Haushalte ermittelt, davon
zählten über 31,5 Mill. Haushalte zum früheren Bundesgebiet und 7,2 l\y'ill. Haushalte
zu den neuen Ländern und Berlin-Ost.

Abb.6: Haushaltsgrößen
in Prozent der Haushalte
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2002 lebten in nw 4 Vo dieser Haushalte fünf oder mehr Personen, im Vergleich da-
zu lag dieser Anteil im Jahre '1900 im ehemaligen Reichsgebiet elimal so hoch (44 %).

Der Anteil der Zweipersonenhaushalte betrug im April 2002 mit 34 o/o verglichen mit
dem Jahr 1900 mehr als das Doppelte (15 %) und der Anteil der Einpersonenhaus-
halte war 2002 mit 37 % gegenüber dem Jahr 1900 mehr als fünfmal so hoch (7 %).

Damit betrug die durchschnittliche Haushaltsgröße um die Jahrhundertwende 4,49
Personen, 2002 hingegen nur noch 2,14 Personen. ln den neuen Bundesländern und
Berlin-Ost lag sie 2002 bei durchschnittlich 2,09 und im früheren Bundesgebiet bei
2,15 Personen.

Als Ursache für die seit gut einem Jahrhunded abnehmende Haushaltsgröße kann
u. a. der Wandel von der Agrar- zur lndustrie- und weiter zur Dienstleistungsgesell-
schaft angesehen werden. Damit in Zusammenhang steht die Zunahme der städti-
schen Haushalte, die auch heute noch im Durchschnitt kleiner sind als die Haushalte
in ländlichen Gemeinden. So waren im April 2002 mit 48 % insbesondere die Ein
personenhaushalte in den Großstädten (500 000 Einwohner und meh4 zahlreich ver

Tab. 8: Mehrpersonenhaushalte2002 nach Haushaltsgröße
und Zahlder Kinder im Haushaltl

Davon

mit Kind(ern)'?

Haushalte
mit

lns-
gesamt

ohne
Kinder

1 2 3 und
mehr

1 000 % von Spalte "insgesamt"

2
3
4
5 !nd mehr

2
3
4
5 und mehr

2
3
4
5

153
46
X
Xund mehr

2

87

X
X

2,6

I 1

7 7

1 I

T 7

0

10176

13 060
5 447
4 3'15
1 633

1 508
254
34
X

X
X

90,4

10 543
4 295
3 593
1 456

9 355
208

30
X

2 517
1 192

722
171

Deutschland

1 551 100,0
s 233 B9,S

4 281 3,2

Neue Länder und Berlin-Ost

364 100,0
1 146 89,1
71A 3,8

x
x

x
11,1

x
11,1

94,0

X
10,8
93,6

Ffiheres Bundesgebiet

1188 100,0
40a7 88,9
3 564 3,1
1 452

1 Ergebnisse des Mikrozensus. 8evö ker!ng in Privathaushalten.
2 Ledige Kinder ohne A tersbegrenzung.
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Gebiet lnsgesamt Ohne Kinder [4it Kind(ern)'

1 000 1 000 '1 000 %3

Deutschland
Früheres

Bundesgebiet
Neue Länder

und Berlin-Ost

2241

1 698

543

1 538

12ü

270

68,6

7 4,7

49,7

703

430

31,4

50,3

1 Ergebnsse des Mikrozensus- Bevölkerung (Lebensiormenkonzept).
2 Ledige Kind(er) ohne Altersbegrenzung.
3 Anteil an Spalt€,,lnsgesamt..-

treten. Damit führte im Jahr 2002 gut jeder viede Großstadtbewohner (26 o/a) einen
Einpersonenhaushalt, während dies in Gemeinden mit weniger als 100000 Ein-
wohnern nur auf etwa jeden siebten Einwohner (14 yol zuttal-

Neben der Frage der Struktur und Entwicklung der Haushalte ist auch die Frage
des Familienverbandes - vor allem im Hinblick auf Kinder - von großem öfientlichem
und politischem lnteresse. 2002 lebten in Deutschland in 52 yo d$ Mehrpersonen-
haushalte Kinder (ohne Altersbegrenzung). ln der Hälfte (50 %) der knapp '12,7 Mill.
Haushalte mit Kindern lebte ein Kind, knapp zwei Fünftel (37 oZ) dieser Haushalte
hatten zwei und ein Achtel (13 %) hatte drei und mehr Kinder.

lm Vergleich zum früheren Bundesgebiet war im April 2002 der Anteil der Haushalte
mit einem Kind in den neuen Ländern und Berlin-Ost höher (48 % gegenüber 59 %).
Die Anteile der Haushalte mit zwei Kindern wiesen mit 38 % im früheren Bundesgebiet

Tab,9: Nichteheliche Lebensgemeinschaften im April 2002r

und mit 34 o% in den neuen Ländern und Berlin-Ost vergleichsweise geringe Ost-West-
Unterschiede aul, während die Haushalte mit drei oder mehr Kindern im Westen
doppelt so häufig anzutreffen waren wie im Osten ('14 yo gegenüEet 7 Vo).

Besondere familien- und sozialpolitische Bedeutung kommt den allein erziehenden
Müttern und Vätern in Deutschland zu. Allein Erziehende werden hierbei im engen
Sinn definiert, d. h. als Elternteile, die ohne Ehe- oder Lebenspartner bzw. padnerin
gemeinsam mit ihren minder- oder volljährigen Kindern in einem Haushalt leben. Ge-
genüber 1996 hat sich ihre Zahl um 167 000 auf insgesamt rund 2,4 Niill. allein er
ziehende Elternteile mit Kindern erhöht (+ B %). ln 25 rlo der Fälle war das Allein-
ee iehen auf den Tod des Partners und in 55 % der Fälle auf Scheidung oder Trennung
zurückzuführen. 20 % der allein Erziehenden waren niemals verheiratet. Zusammen
machten damit die allein Erziehenden im Westen einen Anteil von '18 %. im Osten so-
gar von 22 o/o an allen Eltern-Kind-Gemeinschaften (Ehepaare mit Kindern, Lebens-
gemeinschaften mit Kindern und allein Erziehende mit Kindern)aus.

Das Zusammenleben als nichteheliche Lebensgemeinschaft, ob als voreheliche
Form, die meist von jungen Erwachsenen als "Ehe auf Probe" verstanden wird, als
nacheheliche Form, die von nicht mehr ledigen Personen eingegangen wird, oder
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als dauerhafte "Alternative" zur Ehe, stößt heute auf breiie gesellschaftliche Akzep-
tanz. lm Jahr 2002 existieden nach Ergebnissen des Mikrozensus in Deutschland
rund 2,2 Mill. nichteheliche Lebensgemeinschaften, knapp 1,7 Mill. im früheren Bun-
desgebiet und 543 000 in den neuen Ländern und Beriin-Ost. Damit hat sich ihre

Zahl in Deutschland seit 1996 um knapp ein Viedel (,24 ya) erhöht '1996 wurden
deutschlandweii erst rund 1,8 Mill. solcher Partnerschaften gezählt.

Betrachtet man die nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit Kindern, dann fällt auf,
dass 2002 im früheren Bundesgebiet nur bei jeder vierten (25 %) nichtehelichen
Lebensgemeinschait Kinder lebten, während dies in den neuen Ländern und Berlin-
Ost bei der Hälfte (50 %) dieser Lebensgemeinschaften der Fall war. Dabei wurden
die Kinder überwiegend von der Partnerin.mitgebracht,,. lm April 2002 lebten in

Deutschland in 68 % der nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit Kindern aus-
schließlich Kinder der Frau, ln 28 % dieser Lebensgemeinschaften lebten nur Kinder
des N,4annes. Lediglich in 4 % der Fälle handelte es sich um Lebensgemeinschaften
mit gemeinsamen Kindern oder um "zusammengesetzte Familien" von zwei Paftnern
mit jeweils eigenen Kindern.

Neben den Angaben zu nichtehelichen (verschiedengeschlechtlichen) Lebensge
meinschaften stellt der Mikrozensus seit dem Berichtsjahr 1996 auch Ergebnisse
zu gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften zur Verfügung. Als gleichge-
schlechtliche Lebensgemeinschaften gelten in diesem Zusammenhang Paare glei-
chen Geschlechts, die gemeinsam in einem Haushalt wohnen und wirtschaften und
sich selbst - m Rahmen einer freiwilligen Angabe - als Lebensgemeinschaft ein-
stulen. Aufgrund der geringen Fallzahlen, der Freiwilligkeit der Auskünfte und der
Sensibilität des Themas sollten diese Ergebnisse vorsichtig interpretiert werden.
Dennoch dürften sie eine untere Grenze für die Verbreitung gleichgeschlechtlicher
Lebensgemeinschaften in Deutschland darstellen. Danach zählte der Mikrozensus im
April 2002 rund 53000 gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften. Eine Ober-
grenze für ihre Verbreitung bestimmt das Statistische Bundesamt mittels eines
Schätzvedahrens, das auch Personengemeinschaften einbezieht, die sich selbst
nicht ausdrücklich als gleichgeschlechtliches Paar einstufen. Danach gab es 2002
schätzungsweise 148 000 gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften in Deutsch-
land. Der tatsächliche Wert bewegt sich vermutlich zwischen diesen beiden Weden.

Trotz der Zuwächse bei den allein Erziehenden und Lebensgemeinschaften ist das
Zusammenleben als Ehepaar nach wie vor weit verbreitet. lm April 2002 wurden ins-
gesamt 19,3 N4ill. Ehepaare mit oder ohne ledige Kinder im Haushalt gezählt, wobei -
erstmalig seit April 2001 - der Anteil der Ehepaare ohne Kinder im Haushalt mit 51 oZ

überwiegt. ln den neuen Ländern und Berlin-Ost hat sich dieserAnteil seit 1991 um elf
Prozentpunkte auf 54 % im April 2002 erhöht, im früheren Bundesgebiet stieg er im
gleichen Zeitraum um sieben Prozentpunkte auf 50 %. Damit dominierte in Ost-
deutschland der Anteilder Ehepaare ohne Kinder den Anteil an Ehepaaren mit Kindern
im Haushalt bereits seit 1999. Zurückzuführen ist der deutliche Fückgang an Ehe-
paa.en mit Kindern im Osten u. a. auf die starken Einbrüche in der Geburtenhäufigkeit
in Folge der Wiedervereinigung.
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Vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklungen kommt den Lebensfor-
men, in denen Kinder auf\.lachsen und versorgt werden, zunehmendes lnteresse zu,
etwa der Betrachtung von Eltern-Kind-Gemeinschaften nach der Staatsangehörig-
keit der Eltern(-teile). lm April 2002 waren bei 85 o/o der rund 9,6 Mill. Ehepaare mit
Kindern (ohne Altersbegrenzung) beide Ehegatten Deutsche, bei I 0/6 der Ehepaare
mit Kindern hatten beide Ehegatten eine ausländische Staatsangehörigkeit. Die übri-
gen rund 6 o% der Ehepaare setzen sich aus Partnern zusammen, von denen jeweils
einer die deutsche und einer eine ausländische Staatsangehörigkeit besaß. Deutsch-
deutsche Paare waren im April 2002 bei den rund 711000 (nichtehelichen und
gleichgeschlechtlichen) Lebensgemeinschaften mit Kindern häufiger vertreten (92 70)

Tab. 10: Ehepaare, Eltern-Kind-Gemeinschaften in Deutschland
im April 2002 nach Staatsangehörigkeit und Lebensform
der Eltern(-teile) sowie Zahl der Kinderl

Staatsangehörigkeit und Lebensf orm
der ElternCteile)

lns-
g€samt

Davon mit Kind(ern) Kinder
je

Eltern
Kind-

Gemein-
schaft

1 2 3
und

1 000 Anzah

Deutsch-deutsche Ehepaare
Ausländisch-ausländische Ehepaare
Deutsch-ausländ sche Ehepaare
Deutsch deutsche Lebensgemein-
schaften2
Ausländisch-ausländische Lebens-
gemeinschaften2
Deutsch-ausländische Lebensge-
meinschaften2
Deutsche allein Erziehende
Ausländische allein Erz iehende

8 150
88S
519

3 715
310
249
431

3 390 1 046
340 239
198 72
173 4a

1,71
2,06
1,71

1,43

17 s 5 3 1,69

10 5 1,51

2 204
199

1 523
111 60

13S

27
1,39
1,64

l Ergebnisse des Mikrozensus - Bevo kerung (Lebensformenkonzepl). - lm Haushat der Ellern(teie)
lebende ledige Kinder ohne A iersbeg renzung.

2 Nichtehelcheund gleichgeschlechtliche Lebersgemeinsclraften.

als bei den Ehepaaren. Während der Anteil deutsch-ausländischer Paare ebenso hoch
lag wie bei den Ehepaaren mit Kindern (6 oZ), waren ausländisch-ausländische Le-
bensgemeinschaften mit Kindern eher selten {2 9/o). Dagegen besaßen 8 o/o der rund
2,4 N.4ill. allein Erziehenden einen ausländischen Pass.

Deutliche Unterschiede bestehen je nach Staatsangehörigkeit - bei Eltern-Kind-
Gemeinschaften hinsichtlich der durchschnittlichen Zahl der Kinder (ohne Alters-
begrenzung), wobei die ausländischen Eltern-Kind-Gemeinschaften durchweg kin-
derreicher sind. So betrug im April 2002 bei ausländisch-ausländischen Ehepaaren
die Kinderzahl durchschnittlich 2,06 Kinder, bei ausländisch-ausländischen Lebens-
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gemeinschaften 1,69 und bei ausländischen allein Erziehenden 1,64 Kinder. Diese
lag bei den deutsch-deutschen Ehepaaren im Durchschnitt bei '1,71 Kindern, bei

deutsch-deutschen Lebensgemeinschatten betrug sie 1,43 und bei deutschen allein
Erziehenden durchschnittlich 1,39 Kinder. Der Grund für die höheren Kinderzahlen
wird bei ausländischen Eltern-Kind-Gemeinschaften u. a. in der jüngeren Altersstruk-
tur der ausländischen Bevölkerung und der höheren Geburtenrate ausländischer
Frauen gesehen.

Neben den vielfältigen Formen des Zusammenlebens - sei es mit oder ohne Kinder -
setzt sich in Deutschland irnmer stärker das Alleinleben durch. lnsgesamt wohnten
und wirtschafteten im April2002 rund 17 9/o der Bevölkerung für sich allein, 1991 wa-
ren es noch 14 o/o gewesen. Besonders weit verbreitet ist das Alleinleben unter der
älteren Generation. lnsgesamt waren von den rund '13,7 Mill. allein Lebenden im April
2002 knapp zwei Fünftel (38 %) im Seniorenalter (65 Jahre und mehr), gut ein Fünftel
(22 %) gehörte sogar der Altersgruppe von 75 Jahren und mehr an. Dennoch ist der
Anteil der allein Lebenden an der älleren Bevölkerung seit 1991 zurückgegangen. So
lag er bei den Senioren im April 2002 mit 36 9/o fünl Prozentpunkte unter dem Anteil
vom April 1991. Gestiegen st dafür der Alleinlebendenanteil an der jüngeren Be-
völkerung: Lebten 1 991 noch 1 5 % der 20- bis unter 35-Jährigen allein, so waren es im

April2002 bereits 2'1 %.

1.7 Eheschließungen,Scheidungen

ln Deutschland schlossen im Jafi 2OO2 insgesamt 392 000 Paare die Ehe. Damit
nahm die Zahl der Hochzeiten geringfügig zu, nachdem sie 2000 und 2001 deutlich
zurückgegangen war. ln den 1ggoer-Jahren war es nur 1999 - mit dem besonderen
Datum 9. September 1999 - zu einem Anstieg der standesamtlichen Trauungen ge-

kommen. Eine unter 500 000 liegende Zahl von EheschlieBungen hatte es bereits von
Ende der 1970er- bis Mitte der 1980er-Jahre gegeben. Der nachfolgende Anstieg war
auf den veränderten Altersaufbau zurückzuführen und nicht auf eine Anderung des
Heiratsverhaltens. Eine Zahl von mehr als 600 000 Heiraten waren zuletzt 1967 fest-
gestellt worden.

Unter den 390 000 vor einem deutschen Standesamt geschlossenen Ehen des Jahres
2001 waren bei 317 000 I\4ann und Frau Deutsche. 25 000 deutsche Frauen heirateten
einen ausländischen Mann und 36000 deutsche Männer gingen mit einer aus-
ländischen Frau die Ehe ein. Bei 1'1 000 Eheschließungen hatten beide eine aus-
ländische Staatsangehörigkeit. Die Heiraten zweier Deutscher gingen in den letzten

Jahren ständig zurück, eine Ausnahme bildete lediglich das Jahr 1999.

N.4it der Eheschließung warten junge l'renschen immer länger. Seit l\,4itte der'197oer-
Jahre ist in Deutschland das durchschnittliche Heiratsalter Lediger ständig gestiegen.

2001 waren ledige L4änner bei der Hochzeit im Durchschnitt 31 Jahre und sieben
[,4onate alt. Für die Frauen, die zum ersten f',4a1 heirateten, ergab sich ein Durch-
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Abb. 7: Familienstand der Bevölkerung
in Prozent
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schnittsalter von 28 Jahren und zehn l\y'onaten. Bei 61 oZ der Hochzeiten waren beide
Personen ledig. Knapp 15 yo der Ehen wurden zwischen einem geschiedenen Mann
und einer geschiedenen Frau geschlossen

Ehen können entweder durch den Tod eines Ehepartners oder durch Scheidung gelöst
werden, wobei der erstgenannte Fall bei weitem überwiegt. Allerdings hat der Anteil
der Scheidungen erheblich zugenommen. 2001 stieg ihre Zahl auf '197 000 an. Auf
10000 bestehende Ehen kamen damit etwa '103 Ehescheidungen. Berücksichtigt
man die Ehedauer der geschiedenen Ehen, so wäre bel einem Anhalten der derzeiti
gen Scheidungshäufigkeit damit zu rechnen, dass etwa 38 % der Ehen im Laufe der
Zeit wieder geschieden werden.

Tab. 1 1 : Eheschließungen und Ehescheidungen in Deutschland 1950 bis 2002

1950
1960
1970
1980
1S90
1S95
1998
1999
2000
2001
20021

11,0
9,5
t,4
6,3
6.5

5,1

5,1

4,7
4,8

135

104
141
155
169
1S2
191
'194

1S7

2,0
2,1
2,4

2,4

750
689

497
516
431
417
431
419
390
392

2,0
'1,0

1,3
1,8

1 Vorläufiges Ergebnis

Eheschließungen EhescheidungenJahr

insgesamt je 1000
1000 Einwohner

insgesamt
1 000

je I 000
Einwohner
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Abb.8: Eheschließungen und Ehelösungen 1965 bis 2002
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l\,4it der deutschen Vereinigung am 3- Oktober 1990 trat auch in den neuen Ländern
und Berlin-Ost das bundesdeutsche Scheidungsrecht in Kraft. Dies hatte, ähnlich wie
die Reform dieses Rechts 1977 in den alten Bundesländern, einen starken Rückgang
der zahl der Scheidungen zur Folge: 1990 wurden etwa ein Drittel weniger Ehen ge-
schieden als '1989, und '199'1 waren es im Vergleich zu 1989 weniger als ein Fünftel.
Seit '1993 steigt hier die Zahl der Ehescheidungen aber deutlich.

Von der Scheidung sind nichi nur die Ehepartner, sondern auch deren minderjährige
Kinder betroffen. 98 000 der geschiedenen Ehepaare hatten Kinder unter 1B Jahren.
lnsgesamt erlebten 154 000 minderjährige Kinder im Jahr 2001 die Scheidung ihrer
Eltern. Bei 35 % der Kinder handelte es sich um das einzige minderjährige Kind des
geschiedenen Paares.

Weitere lnformationen zum Thema Ehe und Familie siehe Teil ll, Kap,9.

1.8 Ausländische Bevölkerung

1 .8.1 Stand und Entwicklung

Ende 2oo2 lebten in Deutschland gut 7,3lvlill. Menschen mit einer ausländischen
Staatsangehörigkeit. Gegenüber Ende 1989 hat sich diese Zahl um rund 2,3 Mill. er
höht. Der Anteil an der Bevölkerung stieg im gleichen Zeitraum von 7,7 aul 8,9 Vo.

Für die Veränderung der Zahl ausländischer Staatsangehör ger und der Struktur die-
ser Bevölkerungsgruppe ist zum weitaus größten Teil die Entwicklung im früheren
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Bundesgebiet maßgebend. Hier hatte der 1950 einsetzende wiftschaftliche Aui-
schwung zu einem ständig wachsenden Bedarf an Arbeitskräften geführt, der bis zum
Bau der l!4auer am 13. August 1961 hauptsächlich durch die Aufnahme von Deut-
schen aus der ehemaligen DDR und Berlin-Ost gedeckt werden konnte. Ab diesem
Zeitpunkt kam dann der Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer eine immer größere Bedeutung zu. Dementsprechend erhöhte sich die Zahl
der im früheren Bundesgebiet lebenden Ausländerinnen und Ausländer von knapp
690 000 im Jahr'1961 ('1,2 o% der Bevölkerunq) auf 2,4 Mill. im Jahr 1970 (4,3 % der
Bevölkerung). Nach einem vorübergehenden Rückgang zwischen '1S74 und 1978
aufgrund des Anwerbestopps stieg die Zahl ausländ ischer Bürgerinnen und Bürger als
Folge der Familienzusammenführung sowie der verstärkten Einreise von Asylsu-
chenden 1982 auf knapp 4,7 l\,4i11., 1983 ging sie erstmals seit '1978 wieder zurück. Die
starke Abwanderung als Folge des Rückkehrhilfegesetzes führte '1984 zu einer wei-
teren Abnahme. Nach dem Auslaufen dieses Gesetzes stieg die Zahl der Menschen
mit ausländischem Pass im Jahr '1985 wieder. Ende 1999 betrug sie - auch bedingt
durch die bis Mitte '1993 hohen Zahlen von Asylsuchenden sowie durch die Aufnahme
von Bürgerkriegsllüchtlingen aus Bosnren und Herzegowina - 7,3 Mill. (8,9 % der Be-
völkerung). lm Zeitraum von 1970 bis 1999 nahm die ausländische Bevölkerung im
früheren Bundesgebiet somit um knapp 4,9 lvlill. Personen zu.

Die meisten ausländischen Staatsangehörigen kamen in das frühere Bundesgebiet,
um hier Arbeit zu finden- Sie waren gröRtenteils im erwerbsfähigen Alter und über-
wiegend männlichen Geschlechts. lm Laufe der Zeit nahm der Anteil derAus-
länderinnen hauptsächlich aufgrund der Familienzusammenführungen von 31 o/o im
Jahr 1961 auf rund 47 yo im Jafi 2OOO zo Die Zahl ausländischer Kinder stieg eben-
falls an. Auch in den neuen Ländern und Berlin-Ost leben und arbeiten ausländische
Staatsangehörige. Eine vom Umfang her mit den Verhältnissen im früheren Bundes-
gebiet vergleichbare Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer hat es dort allerdings nicht gegeben.

Ende 1 989 lebten in der ehemaligen DDR rund 1 g 1 200 Ausländerinnen und Ausländer
(1,2 % der Bevölkerung). Bis Ende 199'1 verringerte sich diese Zahl auf rund 1'10 500.
Der Rückgang hing offensichtlich damit zusammen, dass ausländische Staatsange-
hörige in den Jahren '1990 und '1991 nach Auslaufen ihrerArbeitsvedräge bzw. der von

Tab. '12: Ausländische Bevölkerung Deutschlands am 31.12.2OO2
nach Altersgruppenl

Altersgruppen von . .

bisunter...Jahren
lnsqesamt l\,4ännlich Weiblich

1 000 a/o 1000 %o 1000 %

unter 15
'15-40

40 65
65 und älter
lnsgesamt

1216,7
3 563,3
2144,1

419,2
7 348,0

26,6
48,5
29,2
5,7

100.0

624,3
1 471 ,7
1 156,1

214,9
3471,1

16.1
48,4
2S,9

100,0

592,4
1 691,5

992,6
200,3

3 476,9

1J,0
48,7
28,5
5,8

100,0

1 Auswertung der Fotschre bung
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Zeitpunkt Anzahl in
'1 000

Anteilan der
Bevölkerung in 7o

06, 06.
27.05.
25. 05.
31.12.
30. 09.

1961

1970
'1987

1989
1990

Ftuhercs Bundesgebiet
686,2 1,2

2 438,6 4,3
4145,6 6,8
4845,9 7,7
5241,A A,2

Deutschland
5408,3 6,8
5882,3 7,3
6495,8 8,0
7173,9 8,8
7365,8 9,0
7336,1 8,S

7 296,A 8,9
7 318,6 B,S

7348,0 8,9

30. 09. 1990
31.12. 1SS1

31. '12. 1992
31.12. 19S5
31. '12. 1997
31. '12. 19991

31. 12- 2000r
31 . 12. 20011

31.12.20021

Tab. 13: Entwicklung der ausländischen Bevölkerung Deutschlands seit 1961

I Ergebnisse der Bevolkerungsfortschre bung

der ehemaligen DDR getroffenen Arbeitskräftevereinbarungen in ihre Heimat zurück-
kehrten. Seit 1992 steigt die Zahl der Ausländerinnen und Ausländer in den neuen
Ländern und Bedin-Ost - auch als Folge der Aufnahme von Asylsuchenden - Jahr für
Jahr leicht; Ende 2002 betrug sie 3'15 000 (2,3 % der Bevölkerung).

1.8.2 Aufenthaltsdauer

Von den 7,3 lvlill. Ausländerinnen und Ausländern, die Ende 2002 in Deutschland leb
ten, waren rund 59 % seit mindestens zehn Jahren - darunter 34 oZ bereits 20 Jahre
oder länger - hier ansässig. Elwa 26 o/a lebten seit weniger als sechs Jahren in
Deutschland, und 15 0/6 hatten einen Aufenthalt von sechs bis unter zehn Jahren. Für
2002 ergibt sich eine durchschnittliche Aufenthaltsdauer in Deutschland von rund 16,0

Jahren, 1992 lag sie noch bei '12,0 Jahren. Der Anstieg der durchschnittlichen Ver-

weildauer bedeutet. dass trotz der starken Wanderungsbewegungen in den letzten
Jahren die Zahl der Ausländerinnen und Ausländer mit einer erst kürzeren Ver-

weildauer stärker abgenommen hat, als die Zahl derjenigen, die bereits seit längerer
Zeit in Deutschland leben.

1.8.3 Geburtenentwicklung

2002 wurden in Deutschland 41 000 Kinder mit einer ausländischen Staatsbürger-
schaft geboren, die weitaus meisten von ihnen in den alten Bundesländern, wo auch
der größte Teil der in Deutschland lebenden ausländischen Bevölkerung heimisch ist.
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Weitere 38 000 Kinder ausländischer Eltern besaßen entsprechend dem seit Jahres
beginn 2000 geltenden Staatsangehörigkeitsrecht die deutsche Staatsangehörigkeit.
1999 waren - nach dem bis dahin geltenden Recht - 95 000 ausländische Kinder in
Deutschland zur Welt gekommen und im Jahr 2001 nach dem neuen Becht 44 000. ln
den alten Bundesländern wurde '1974 mit'108000 die bisher höchste Zahl aus-
landischer Kinder geboren. Bis Mitte der '1g8oer-Jahre halbierte sich diese Zahl (mit
einem zwischenzeitlichen Anstieg '1980 und 1981). Danach stieg sie (mit Ausnahme
der Jahre '1994 und 1995) wieder, fällt aber seit 1998 erneut.
Ein Grund für diese Veränderung war die Entwicklung der Zahl der ausländischen
Bevölkerung, die sowohl Mitte der 1970er- als auch NIitte der 1g8oer-Jahre zeitweise
2urückgegangen war. Auch hatten bis Ende '1974 Kinder aus deutsch-ausländischen
Ehen nur dann bei der Gebu( die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten, wenn der
Vater Deutscher war. Seit 1975 erhalten Kinder deutscher f,4ütter, die mit einem Aus-
länder verheiratet sind, ebenfalls die deutsche Staatsangehörigkeit. Ab 1. Januar
2000 erhalten in Deutschland zur Welt gekommene Kinder automatisch die deutsche
Staatsangehörigkeit, wenn sich zumindest ein Elternteil seit mindestens acht Jahren
rechtmäßig in Deutschland aufhält.

1.8.4 RegionaleVerteilung

ln welchen Regionen des früheren Bundesgebiets ausländische Arbeitnehmennnen
und Arbeitnehmer ihren Wohnsitz nehmen, hängt im Wesentlichen von den ödlichen

Ausländische Bevölkerung
in den Bundesländern

Hamburg

Berlan

Bremen

Baden -\ryürtlemberg

Nordrheln -Westfalen

Bayern

Schl€swig-Holsieln

III

2,7 Sachsen

2.6 Brandonburs

2,2 Mecklenbuig -VoDomrn€rn

1,9 Sachen -Anhah

1,9Ihüring.n
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Wirtschaftsstrukturen und den Erwerbsmöglichkeiten ab. So liegt der Bevölkerungs-
anteil der ausländischen Bürgerinnen und Bürger in den industriellen Ballungsge-
bieten wesentlich über dem Bundesdurchschnitt, in witlschaftsschwachen Räumen
dagegen erheblich darunter.

Die Verteilung der ausländischen Bevölkerung auf die Bundesländer der Bundes-
republik Deutschland zeigt, dass Ende 2002 die Stadtstaaten Hamburg ('14,8 %) und
Berlin ('13,'1 oZ) die höchsten Ausländeranteile an der Gesamtbevölkerung aufwiesen.
Bei den Flächenstaaten war der Anteil der ausländischen Bevölkerung in Baden-
Württemberg (12,2 %), Hessen (11,6 %) und Nordrhein-Westfalen ('11,0 %) am
höchsten, am niedrigsten war er in den Bundesländern Thüringen und Sachsen-An-
halt mit 1 ,g %.

1.8.5 Asylsuchende und -berechtigte

Zwischen Ende der '1980er-Jahre und Ny'itte 1993 reisten verstärkt l\.4enschen als
Asylsuchende in das frühere Bundesgebiet bzw. nach Deutschland ein. lm trüheren
Bundesgebiet waren es 1980 fast 108 000; danach ging die Zahl aut etwa 20 000 im
Jahr 1983 zurück, stieg dann aber - vom Jahr 1987 abgesehen - Jahr für Jahr an. Mit
438200 erreichte die Zahl der Asylsuchenden in Deutschland 1992 ihren bisher
höchsten Stand. Durch die jeweils Mitte 1993 erfolgte Anderung von Artikel 16 und

Tab. 14: Asylsuchende und Asylberechtigte ab 19751

Jahr
suchende

Asyl
berechtigte quotez -

'1975

1980
'1985

1990
1991

1992
1993
19943
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002

I627
107818

73 832
'193 063
256112
438191
322 599
127210
127 937
'116 367
104353
98 644
95113
78 564
88287
71127

2924
12743
11224

6 518
11 597
9189

16396
25 574
18100
14 389

8 443
5 883
4114

5716

12,O
29,2
4,4
6,9
4,3
3,2
7,3
9,0
7,4

4,O

3,0
3,0

'1,8

1 Bis einschl. 1 990 frü h€res Bu ndesgebiet: ab T 99T Deutsch land.
2 Die Anerkenrungsquote bezieht sich auf die im jeweilgen Berchisjahr getroffenen Entschedlrngen
3 Ab Berlchtsjahr 19S4 werden nur Erstanträge erfasst.

Que//er Bundesamt für die Anerkennurg auslandischer FlLlchtlinge. Nürnberg.
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Einführung von Artikel 16 a des Grundgesetzes sowie die hiervon ausgehenden asyl
verfahrensrechtlichen Neuregelungen sank die Zahl der Asylsuchenden 1993 auf
322 600. Dieser Rückgang setzte sich in den folgenden Jahren fort. lm Jahr 2001
wurde zwar ein leichter Anstjeg verzeichnet. Demgegenüber wurde 2002 wieder ein
deutlicher Rückgang registried: So stellten nur 7'1 127 ausländische Staatsangehörige
und damii 17 160 Menschen weniger als 2001 einen Asylantrag in Deutschland.

Der Anteil der als Asylberechtigte anerkannten Asylsuchenden unterliegt immer wie-
der Schwankungen. So sank er im Zeitraum 1985/93 -das Jahr 1991 ausgenommen -
von 29 auf rund 3 % und stieg dann auf I % (1995). 2001 wurde nach einem Rückgang
auf 3 % (1999/2000) nochmals ein Anstieg der Anerkennungsquote auf 5,3 % ver-
zeichnet. Seitdem ist wieder ein Bückgang zu beobachten: lm Jahr 2002 lag die An-
erkennungsquote mit 1,8 % auf dem bislang niedrigsten Niveau.

Weitere lntormationen zum Thema ausländische Bevölkerung siehe Teil ll,
Kap. 13.

1 .9 Wanderungen

Bei der Beobachtung und Analyse der Veränderung der Einwohnerzahl kommt der
räumlichen Bevölkerungsbewegung und damit den Wanderungen neben der natürli-
chen Bevölkerungsbewegung (Gebuften und Sterbefälle) eine zentrale Bedeutung zu.
Bei den Wanderungen wird unterschieden zwischen Wohnsitzwechseln innerhalb
Deutschlands (Binnenwanderung) und solchen über die Grenzen Deutschlands (Au-
ßenwanderung). Die Wanderungen zwischen dem früheren Bundesgebiet und der
ehemaligen DDR wurden bis zum 3. Oktober 1990 in der Außenwanderungsstatistik
edasst, seitdem handelt es sich um Binnenwanderungsfälle.

1.9.1 Binnenwanderung

lm Jahr 2002 haben 3,843 lMill. Personen ihren Wohnsitz innerhalb Deutschlands ge-
wechselt. Bezieht man diese Zahl auf '1 000 Einwohner, erhält man die so genannte
Mobilitätsziffer. Sie gibt Aufschluss über die Häufigkeit, mit der Einwohner eines Ge-
biets ihren Wohnsitz wechseln. 2002 betrug die Mobilitätsziffer rund 47, d. h. fast jeder
20. Einwohner ist in jenem Jahr innerhalb Deutschlands von einer Gemeinde in erne
andere umgezogen.

Die räumliche Mobilität der Bevölkerung entwickelte sich seit '1970 sehr unter-
schiedlich. lm Zeitraum 1970/80 verringerten sich die Wanderungen über die Ge-
meindegrenzen im früheren Bundesgebiet von 3,662 Mill. auI3,024 NIill. Die N/obili-
tätsziffer sank im gleichen Zeitraum von 60 auf 49. Dieser Rückgang dürfte auch eine
Folge der Gebietsreform in den alten Bundesländern sein; im Zuge dieser Reform
wurden Nahwanderungsfälle durch Eingemeindungen häufig zu Ortsumzügen und
konnten sich deshalb in der l\,4obilitätsziffer nicht auswirken. Bis Ende der 1980er-
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Tab. 15: Wanderungen über die Gemeinde-, Kreis- und Landesgrenzen seit 1970

1S70
1980
1985
1S90

Ftuhercs Bundesgebiet
2942 48,1
2304 37,5
1850 30,3
2185 34,9

Deutschland
2494 3'1,4
2540 31,4
2722 33,4
2670 33,0
2 730 33,3
2727 33.2

2 t00 32,4
2712 33,0
2677 32,5

3 024
2 572
2974

5S,8
49,2
42,1

1 1't8
820
640
841

18,5
13,4
10,5
13,4

42,a
44,8
48,5
48,3
49,0
48,8
44,4
47,4
47,1
46,6

14,2
12,4
13,1
12,S
13,0

13,5
13,8
14,4
14,0

1S91
1S93
19S5
1996
1997

1999
2000
2001
2002

3 402
3629
3951
3953
40'15
4001

3892
3875
s843

1 127
1 000
'1 069
1 055
1 063
1 08'1
1 104
1 137
1181
1 154

1 Jewe ls am 31. Dezember des vorjahres.

Tab. 16: Wanderungen zwischen dem früheren Bundesgebiet
und den neuen Ländern und Berlin-Ost seit 1950

1950
1960
1970
1980
1989
1S90
1991
1992
19S4
'1996

1997
1998
1999
2000
2001i
20021

302 808
247 751
20664
15774

3883S6
3S5343
2497 43
199170
163034
166 007
167 789
182 474
195530
214 456
192 004
176700

+ 222322
+ 18582
+ 14214
+ 383261
+ 359126
+ '169 476
+ 87825
+ 27 260
+ 14 034
+ 10441
+ 30728
+ 43547
+ 6'1277
+ 97 723
+ 80824

Wanderungen über die

Kreisgrenzen LandesgrenzenGemeindegrenzen

Anzahl
in 1 000

je 1 000

Jahr

Anzahl
in 1 000

je 1 000
Einwohnerl

Anzahl
in 1 000

je 1 000

Zuzüge aus den
neuen Ländern
und Berlin-Ost

Fo(züge nach den
neuen Ländern
und Berlin-Ost

Wanderungssaldo g€-
genüber den neuen

Ländern
und Bedin-Ost

I Ohne Ber n

53

3S S86
25 429
2042
1 560
5135

36217
4o267

'111 345
135 77 4
151 973
157 348
151 750
151 943
153179

94 281
95 876

Jahr



Jahre war die Zahl der Wanderungen über die Gemeindegrenzen weiterhin rückläu-
f ig. '1 991 lag sie dann erstmals seit 1980 wieder über der Drer-N,4 illionen-crenze.

lm Jahr 2002 wurden '1,154 Mill. Wanderungen über die Landesgrenzen registriert. lm
Zeitraum von '1991 bis 1993 hatte sich diese Zahl von '1,127 Mill. auf 1 Mill. verringert
und 2001 mit'1,181 l\rill. einen Höchststand erreicht.

Die Entwicklung der Wanderungen zwischen dem früheren Bundesgebiet sowie den
neuen Ländern und Berlin-Ost war in den 1ggoer-Jahren gegenläufig, d. h. sie war
durch eine Verringerung der Zuzüge aus den neuen Ländern und Berlin Ost bei
gleichzeitigem Anstieg der Wanderungen in entgegengesetzter Bichtung gekenn-
zeichnet, sodass die Wanderungsbilanz zwischen Ost und West inzwischen nahezu
ausgeglichen war. Seit 1998 ist eine Umkehr des bisherigen Trends erkennbar. 2002
verlegten 176 700 Menschen ihren Wohnsitz von den neuen in eines der alten Bun-
desländer und 95 900 wählten den umgekehrten Weg. Daraus ergab sich für die neuen
Länder ein Abwanderungsüberschuss von rund 80 800 Personen.

1.9.2 Außenwanderung

Deutsche

Aus den Wanderungen zwischen dem früheren Bundesgebiet (ab Berichtsjahr 1991 |

Deutschland) und dem Ausland ergab sich für die deutsche Bevölkerung - im Ge-
gensatz zum ausländischen Bevölkerungsteil - in den beiden letzten Jahrzehnten Jahr
für Jahr ein Zuwanderungsüberschuss. Die Höhe dieses Überschusses wurde haupt-
sächlich vom Ausmaß der Zuwanderung, insbesondere von Spätaussiedlerinnen und
Spätaussiedlern aus osteuropäischen Ländern, bestimmt.

Auslände nnen und Ausländet

Die in den beiden vergangenen Jahrzehnten im früheren Bundesgebiet (ab Berichts-
jahr '1991 | Deutschland) verzeichneten Außenwanderunqssalden von ausländischen
Staatsangehörigen resultieren aus einem relativ hohen Wanderungsvolumen. Dabei
hat der Saldo mehlfach das Vorzeichen gewechselt, was phasenweise geschah. An
ders als noch in den 1960er-Jahren spiegelt die Entwicklung der Zu- und Fortzüge
ausländischer Staatsangehöriger über die Bundesgrenzen nicht mehr den Konjunk-
turverlauf in der Bundesrepublik Deutschland wider. Vielmehr wird das Wanderungs-
verhalten der Ausländerinnen und Ausländer seit Mitte der 1970er-Jahre von kon-
iunkturunabhängigen Faktoren beeinflusst. Zu nennen sind hier der Familiennachzug
sowie die politische, wirtschaftliche und soziale Situation in den Herkunftsländern. Die
Einreise zum Zweck der Asylsuche, die auch bei ungünstiger Arbeitsmarktlage inl
Bundesgebiet bis zum Sommer 1993 ein wichtiges t\'lotiv war, ist hierfür ein augen-
fälliges Beispiel.

Auf den Umfang der Zu- und Abwanderung ausländischer Staatsangehöriger wirken
sich auch die [.4aßnahmen der Bundesregierung zurSteuerung derWanderungsströme
aus. Von besonderer Bedeutung sind in diesem Zusammenhang der 1973 erlassene
Anwerbestopp, das Bückkehrhilfegesetz von '1983 sowie asylrechtliche Maßnahmen.



Abb. l0: Wanderungen von Deutschen und ausländischen Staatsangehörigen
über die Auslandsgrenzen Deutschlands seit 19701
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lm Jahr 1992 hatte die Zuwanderung ausländischer Staatsanqehörioer mii 1,211 t!4ill.
ihren bisher höchsten Stand erreicht. Danach war bis'1994 ein Rückgang zu beob-
achten, der wesentlich mit der Entwicklung der Einreise von Asylsuchenden zusam-
menh ing. 1995 stieg d ie Zahl der Zuzüge ausländischer Staatsangehöriger erneut und
ging dann wieder bis 1998 zurück. ln den vergangenen Jahren ist kein einheitlicher
Trend zu beobachten, auf eine Zunahme folgte ein Rückgang im nächsten Jahr. Die
Abwanderung von Ausländerinnen und Ausländern hatte sich seit 1987 Jahr für Jahr
verstärkt, bis von 1994 bis 1996 wieder ein Rückgang der Fortzugszahlen festzu-
stellen war Dieser Trend kehrte sich in den Jahren 1997 und 1998 um, sodass in den
Jahren 1999 und 2000 die Abwanderung ausländischer Staatsangehöriger wieder
geringer ausfiel und in den Jahren 2001 bzw. 2002 weiter zurückging.

1.10 Ergebnisse der 10. koordinierten Bevölkerungsvo-
rausberechnung für Deutschland bis zum Jahr 2050

lm Juni 2003 hat das Statistische Bundesamt die Ergebnisse der 10. koordinieden
Bevölkerungsvorausberechnung für Deutschland vorgelegt. Die Vorausberechnung
geht von dem Bevölkerungsstand vom 31.12.2001 aus und erstreckt sich über etnen
Zeithorizont von knapp 50 Jahren bis zum Jahr 2050. Für eine solche Vorausberech-
nung müssen zunächst bestimmte Annahmen getroffen werden. So geht sie von einer
Stagnation der Geburtenhäufigkeit auf niedrigem Niveau {1 Annahme), einer weiteren
Zunahme der Lebenserwaftung (3 Annahmen) sowie von langfristigen Wanderungs-
übeßchüssen (3 Annahmen) aus. lhre Ergebnisse zeigen, wie sich Bevölkerungszahl
und -struktur unter den aus heutiger Sicht realistisch erscheinenden Annahmen lanq-
fristig entwickeln würden. Da hierbeijedoch bedacht werden muss, dass der Verlauf
der maßgeblichen Einflussgrößen - wie das generative Verhalten, die Sterblichkeit
und das Wanderungsgeschehen mit zunehmendem Abstand vom Basiszeitpunkt
immer schwieriger vorherzusehen ist, hat sie Modellcharakter.

Die 10. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes
umfasst neun Varianten (Übersicht 1), welche sich aus der Kombination von jeweils
drei Annahmen zur Entwicklung der Lebenserwartung und des jährlichen Wande-
rungssaldos ergeben. ln allen Varianten wird eine konstante Geburtenhäufigkeit von
1,4 Kindern pro Frau während des gesamten Vorausberechnungszeitraums ange-
nommen.

Alle Varianten der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung zeigen ernen
langfristigen Trend zur Schrumpfung der Bevölkerung. Für das Jahr 2050 ergibt sich
für Deutschland aus den I Varianten eine Spannweite zwischen 67,0 und 8'1,3 N4ill.

Menschen, sodass die derzeitige Einwohnerzahl von 82,5 l\,4ill. in allen Fällen unter-
schritten wird. Die niedrigste Bevölkerungszahl ist bei niedriger Zunahme der Le-
benserwadung und niedriger Zuwanderung (Variante 1), die höchste bei hohem Le-
benserwartungsanstieg und hoher Zuwanderung (Variante 9) zu erwarten. Nach der
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Annahmen zum angfristigen
jährlichen ALrßenwanderungssaldo
b s zum Jahr 2050

Annahmen zur Lebenserwartung Neugeborener
im Jahr 2050

Lebenserwartung lt. Sterbetafel 1999/2001:
männlich: 75,1 weiblich: 81,1

männlich:78.9
weiblich: 85,7

männlich: 81,1
we bich:86,6

männlich:82,6
weiblich: 88,1

Deutsche Ausländer/
lnnen

L1 a L3

Schrittweiser
Abbau des
Wanderungs-
überschusses
von jährlich
80 000 Per-
sonen llis zum
Nullniveau im
Jahr 2040
(gilt für alle
Varianten)

'100 000 Personen

200 000 Personen

(niedrigste
Bevölke-
rungszahl)

W2 Variante 2

Variante 4 Variante 7
(relativ "alte"
BevölkerLrng)

Variante 5
(,'mittlere"
Bevölkerung)

Var ante 6

Var ante 8

Anfangs 200 000
Personen, ab
dem Jahr 2011
300 000 Personen

W3 Variante 3
(relativ "iunge"
Bevölkerung)

Variante 9
(höchste
Bevölke-
rungszahl)

Übersicht 1 : Varianten der '10. koordinieden Bevölkerungsvorausberechnungr

1 Die Gebunenhäufigkeit wird in a Len Varianten wahrend des gesamten Vorausberechnungszeilraunrs
als konstant angenomrner (durchsch nittl ch 1,4 Kinder pro Frau).

mittleren Variante (Variante 5)wird die Bevölkerungszahl nach einem geringen Anstieg
auf 83,1 Mill. ab dem Jahr 2013 zurückgehen, 2024 den heutigen Stand unterschrei-
ten und bis zum Jahr 2050 auf 75.1 Millionen und damit das Niveau des Jahres 1963
sinken.

Die Ursache für den langfristigen Bevölkerungsrückgang liegt in der Abnahme der
Gebudenzahl bei einem gleichzeitigen Anstieg der Zahl der Gestorbenen. Bei einer
Gebudenhäufigkeit von durchschnittlich 1,4 Kindern pro Frau bringt jede folgende
Frauengeneration am Ende ihres gebärfähigen Alters, welches sich i. d. R. vom 15. bis
zum 49. Lebensjahr erstreckt, weit weniger Kinder zur Welt, als es für den zahlen-
mäßigen Ersatz ihrer Generation erforderlich wäre (das so genannte Bestandserhal
tungsniveau liegt bei der gegenwäftigen Sterblichkeit bei 2,'1 Kindern pro Frau). Die
heute geborenen Mädchenjahrgänge sind also zahlenmäßig kleiner als die ihrer l'.4üt-

ter. Sind diese N4ädchen einmal erwachsen und haben ebenfalls durchschnittlich '1,4

Kinder, wird die künftige Kinderzahl weiter sinken, weil dann auch weniger potenzielle

Mütter leben werden.

Die Zunahme der Sterbefälle ergibt sich aus der Tatsache, dass die relativ stark be-
setzten Jahrgänge der heute etwa 30- bis 40-Jährigen während der Vorausberech-
nungsperiode ln hohe Altersgruppen wechseln, die durch entsprechend höhere
Sterblichkeit gekennzeichnet sind. Diese Effekte finden sich in den Ergebnissen der
Vorausberechnung wieder: die Zahl der Frauen im gebärfähigen Alter geht von 20 Nilill.

imJahr2001 auf 14 Mill. (Variante 5) im Jahr 2050 zurück. lhrAnteil an der Bevölke
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rung insgesamt sinkt ebenfalls: von 24 yo aut 19 %. Das Geburtendefizit steigt von
122 000 irr Jahr 2002 auf fast 600 000 (Variante 5) im Jahr 2050 an und kann durch die
angenommenen Wanderungsüberschüsse nicht auf Dauer ausgeglichen werden.

Die Alterstruktur der Bevölkerung in Deutschland wird in Zukunft durch einen immer
größeren Anteil älterer Menschen charakterisiert. Nach der mittleren Variante der
Vorausberechnung (Variante 5) wird die Hälfte der Bevölkerung im Jahr 2050 älter als
48 Jahre sein. Der Anteil der 6O-Jährigen (also der 13-Jährigen von heute) und Alteren
erhöht sich von etwa einem Viertel im Jahr 2002 auf mehr als ein Drittel im Jahr 2050.
Allein die 80-Jährigen und Alteren werden im Jahr 2050 etwa g,'1 Millionenoderl2 9/o

der Bevölkerung stellen. Zum Vergleich: Heute leben 3,4 N4illionen Perconen dieses
Alters in Deutschland, das entspricht 4 % der Bevölkerung. Beiden unter 50-Jährigen
dagegen fallen die einzelnen Jahrgänge um so schwächer aus, je jünger sie sind. Die
Zahl der geborenen Kinder wird im Jahr 2050 etwa halb so groB sein (52 %) wie die der
60-Jährigen. Die absolute Zahl der unter 20 Jährigen sinkt von aktuell 17,1 N,4ill. (dies
entspricht einem Anteil an der Bevölkerung von 21 yo) auf 12,1 Mill. im Jahr 2050
(16 %), das wird weniger als die Hälfte der über 60-Jährigen sein.

Die Alterung wird sich schon im 2. und 3. Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts deutlich
bemerkbar machen, wenn die geburtenstarken Jahrgänge aus den 60er Jahren des

Abb.'1'1 : Entwicklung der Bevölkerungszahl in Deutschlandl
von '1950 bis 2050
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Abb. 12: Altersaufbau der Bevölkerung in Deutschland
in den Jahren 2001 und 20501
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vergangenen Jahrhunderts in die höheren Altersgruppen hineinwachsen. Von der Be-
völkerung im Erwerbsalter (hier 20 bis 64 Jahre) befinden sich in der ältesten Gruppe
der 50- bis 64-Jährigen zurzeit 15,5 Mill. oder etwa 30 %. lm Jahr 2020 werden '19,5

lvlill. l\,4enschen (Variante 5) dieser Altersgruppe angehören, sie werden damit fast
40 % der Bevölkerung im Erwerbsalter stellen. Danach geht die Zahl der Menschen
dieses Alters und auch ihr Anteil an der Bevölkerung zwischen 20 und 64 Jahren etwas
zurück. Da aber das Arbeitskräftepotenzial insgesamt schrumpfen wird - von aktuell
51 f,y'ill. auI knapp 40 N4ill. im Jahr 2050 - bleibt die älteste Altersgruppe bei den Per-
sonen im Erwerbsalter mit 37 oZ weiterhin dominant.

Auch das Verhältnis zwischen den Senioren und der Bevölkerung im Erwerbsalter, der
so genannte Altenquotient, wird sich - insbesondere in den nächsten 30 Jahren -
drastisch verändern. 1995 karren 37 Personen im Alter von 60 Jahren und älter auf
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100 l,4enschen im Erwerbsalter (hier von 20 bis 59 Jahren), 2002 waren es schon
44. Nach der mittleren Variante der Vorausberechnung (Variante 5) würde der Al-
tenquotient bis 2030 aur 71 emporschnellen und bis 2050 weiter bis auf 78 steigen.
Läge das durchschnittliche Rentenzugangsalter nicht bei 60, sondern bei 65 Jahren.
würden im Jahr 2050 etwa 20 Senioren weniger auf 100 Personen im Erwerbsalter

{dann von 20 bis 64 Jahren) entfallen. Aber auch in diesem Fall würde der Alten
quotient rasant ansteigenr von heute 28 auf 47 (Variante 5) im Jahr 2030 und weiter auf
55 im Jahr 2050. Somit würde eine Person im Erwerbsalter schon im Jahr 2030 für
mehr Personen im Rentenalter aufkommen müssen als gegenwärtig bei dem Renten-
zugangsalter von 60 Jahren (44).

Abb. 13: Entwicklung der Altenquotientenl für 60 und 65 Jahre
60- bzw. 65-Jährige und Altere je 100 Personen im Alter von
20 bis 60 bzw. 65 Jahren
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Die 10. koordiniede Bevölkerungsvorausberechnung hat gezeigt, dass die Alterung
nicht erst in 50 Jahren zu Problemen führen wird. sondern bereits in den nächsten
Jahrzehnten eine große Herausforderung für Wirtschaft, Gesellschaft sowie vor allem
lür die sozialen Sicherungssysteme darstellen wird. Diese Entwicklung ist vorgegeben
und unausweichlich: Ab den 2020er-Jahren werden die gebudenstärksten Jahrgänge
Deutschlands, die 1960e( das Rentenalter erreichen.

Eine ausführliche Darlegung der Annahmen und Ergebnisse enthalten die Pressebro-
schüre .Bevölkerung Deutschlands bis 2050. 10. koordinierte Bevölkerungsvoraus-
berechnung. (kostenlos verfügbar im lnternet unter http://www.destatis.de/presse/
deutscvpk/2003/bev-2050b.htm) sowie die CD-ROM mit den Ergebnissen aller Va-
rianten (Veftrieb: Statistisches Bundesamt; Gruppe Laufende Bevölkerungsstatis-
tiken, Gebietsgliederungen bzw. über die E-Mail-Adresse gruppe-viib@destatis.de).

60

2030



2 Bildung

2.1 Einführung

Die Bildungspolitik in Deutschland steht auch im dritten Jahrtausend im Blickpunkt
der Öffentlichkeit. Die Ergebnisse der IGLU-Studie (lnternationale Grundschul-Lese-
Untersuchung), insbesondere aber der PISA-Studie (Programme tor lnternational
Student Assessment), die den deutschen Schülern und Schülerinnen ein im inter-
nationalen Vergleich weit unterdurchschnittliches Leistungsniveau bescheinigte. wur-
den und werden breit diskutiert. Was sind die lJrsachen für das schlechte Ab-
schneiden und welche Konsequenzen sollten daraus gezogen werden? Daneben be-
wegt zurzeit vor allem der deutlich spürbare Lehrstellenmangel und damit auch die
Zukunft des dualen Systems die betroffenen jungen Menschen, Eltern, Lehrkräfte,
Ausbilder und Ausbilderinnen, aber auch Politik und Wissenschaft. Die finanzielle und
personelle Ausstattung der Hochschulen angesichts steigender Studierendenzahlen,
das Für und Wider von Stud engebühren sowie die Einführung von Bachelor- und

Master-Studiengängen im Hinblick auf vergleichbare Abschlüsse in dem für 2010 an-
gestrebten "Europäischen Hochschulraum" sind weitere Themen, die vor dem Hin-
tergrund der Diskussion um E nsparungen in den öffentlichen Haushalten in jüngster
Zeit eröded werden. Zur Versachlichung der Diskussion und zur Problemlösung in der
Bildungspolitik ist es notwendig, fundiertes statistisches l\y'aterial bereitzustellen.

Nicht alle Bildungsprozesse lassen sich statistisch erfassen. "Bildung" erfährt schon
das Kleinkind in der Familie, indem es z. B. die Sprache und soziale Verhaltenswersen
lernt. Quantitative Aussagen hierüber sind kaum möglich. Die vorhandenen statisti-
schen Unterlagen vermitteln in erster Linie Erkenntnisse über Schüler und Schüler-
innen, Auszubildende und Studierende sowie über die eingesetzten Lehrkräfte. Abb. 1

zeigt Bereiche, für die statistisches l\,4aterial zur Vedügung steht.

Darüber hinaus geben die Statistiken aber auch Einblick in die Rahmenbedingungen
des Bildungsbereichs, die sich in den vergangenen Jahren grundlegend geänded ha-
ben. Entscheidende Einflüsse gehen dabei von der demographischen Entwicklung
aus. lm frü heren Bundesgebiet ist der Altersaufbau der Bevölkerung geprägt d urch die
geburtenstarken Jahrgänge der 60er-Jahre mit rund 1 Mill. Neugeborenen pro Jahr,
die gebudenschwachen Jahrgänge mit durchschnittlich etwa 600 000 Neugeborenen
von 1974 bis '1989, etwa 700 000 Neugeborene je Jahr in den goer-Jahren und gut
600 000 Neugeborene pro Jahr seit 2000.

Ein drastischer Geburtenrückgang war in den neuen Ländern und Berlin-Ost zu ver
zeichnen. Während 1989 dort noch iast 200 000 Kinder zur Welt kamen, waren es

1994 nur noch 79 000. ln den Jahren '1997 bis 2002 gab es mit jeweils etwa 100 000
wieder deutlich mehr Neugeborene. zeitverset"t ergeben sich hierdurch unter-
schiedliche Jahrgangsstärken bei Schülern und Schülerinnen, Auszubildenden und
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Abb. 1: Das Bildungssystem in Deutschland

1 Einschl. Bildungsgangübergreifende Kassen, Mttelschulen, Sekundaßchulen und Erweilerte Real-
schuen, Kombiniede Klassen an Sekundarschulen, Regeschulen, Regionale Schulen und Duale
Oberschulen.
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Studierenden. Die Bevölkerungsentwicklung ist allerdings nicht der einzige Einfluss-
faktor des Bildungsangebots und der Bildungsnachfrage. Die individuellen Bildungs
entscheidungen der lvlenschen und die Maßnahmen, die zur Umsetzung bildungs-
politischer Ziele getrofien werden, sind hier ebenfalls von großer Bedeutung.

2.2 Kindergäden

ln Kindergärten werden Kinder ab drei Jahren bis zum Schuleinkitt erzieherisch be-
treut. Seit dem '1 . August '1996 hat jedes drei- bis sechsiährlge Kind einen Bechtsan-
spruch auf einen Kindergartenplatz. Um diesen Anspruch erfüllen zu können, ist das
Angebot an Kindergadenplätzen in den letden Jahren deutlich vergrößert worden.
Nach den Ergebnissen des Mikrozensus besuchten im April 2002 7'1 % der Drer-
jährigen, 89 % der Vierjährigen, 86 % der Fünfjährigen und 39 % der sechs Jahre alten
Kinder einen Kindergarten. ln Deutschland standen 2002 in den 33 703 Kindergär
ten und kindergartenähnlichen Einrichtungen insgesamt 2,51 Mill. Kindergartenplätze
zur Verfügung. Damit kamen im Jahr 2002 105 Kindergadenplätze aui 100 Drei-
bis Sechsjährige. Theoretisch ist also eine Vollversorgung mit Kinderganenplätzen
erreicht. Bezieht man die Kindergartenplätze auf die drei bis sechseinhalbjährigen
Kinder (da ja die Kinder nach ihrem sechsten Geburtstag bis zu ihrer Einschulung
m Kindergarten verbleiben), liegt die Platz-Kind-Relation bei90.

2.3 Allgemein bildende und berufliche Schulen

Das Grundgesetz weist den Ländern im Rahmen der föderalistischen Staatsordnung
die Gesetzgebungskompetenz für das Schulwesen zu, die sie als Teil ihrer Kulturho-
heit ausüben. Bei der Reform ihres Schulwesens orientierten sich die neuen Länder
weitgehend an den Regelungen im irüheren Bundesgebiet.

2.3.1 Schulbesuch

ln allen Ländern beginnt die Schulpflicht für die Kinder, die bis zum 30. Juni das
sechste Lebensjahr vollendet haben, d.h. für etwa die Hälfte der 6-Jährigen. Die
Dauer der Schulpflicht beträgt zwölf Jahre, davon in der Regel neun Vollzeitschuljahre
und drei Teilzeitsch uljahre. Die Anzahl der Kinder, die jährlich eingeschult werden, wird
außer durch die Geburtenentwicklung auch durch Wanderungsbewegungen in der
Bevölkerung (2. B. durch den Zu- oder Wegzug ausländischer Kinder) beeinflusst.
lm Jahr 2002 begannen 803800 ABc-Schützen ihre Schullaufbahn, und zwar rn

der Regel in der Grundschule ihres Wohnbezirks. Von der l\.4öglichkeit vorzeitiger
Einschulungen machten 2002 rund 5,5 o/o (43 900) der Eliern Gebrauch, verspä-
tet eingeschult wurden etwa 6,1 % (4S 000) der Kinder. Schulpflichtige, aber noch
nicht schulreife Kinder können in Schulkindergärten, noch nicht schulpflichtige



Abb. 2: Einschulungen
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(aber schulreife) Kinder in Vorklassen auf die Einschulung vorbereitet werden. lm Jahr
2002 besuchten in Deutschland rund 54 800 Kinder diese Einrichtungen. Die höchs-
ten Einschulungszahlen gab es im Bundesgebiet mit rund 953 600 im Jahr 1996, im

Jah( 2OO2 lagen die Zahlen um ein Sechstel darunter. lnsbesondere in den neuen
Ländern ist die Anzahl der Schulanfänger, bedingt durch den starken Geburtenrück-
gang zu Beginn der goer-Jahre, um mehr als die Hälfte gesunken (s. Abb. 2).

Abb. 3: Schülerinnen und Schüler an allgemein bildenden
und berullichen Schulenr
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Die Einschulungszahlen wirken sich entsprechend zeitversetzt auf die Schülerzahlen
in allen Bildungsbereichen aus. Abb. 3 zeigt, dass die Anzahl der Schüler in allgemein
bildenden Schulen seit 1997 kontinuierlich sinkt. Bei den beruflichen Schulen, die im
Anschluss besucht werden, wird (laut Prognose der Kultusministerkonferenz) erst ab
2007 mit einem leichten Rückgang gerechnet. 2002 besuchten rund 3,1 Mill. Schü-
lerinnen und Schüler in Deutschland eine Grundschule (s. Tab. 1).

Die sich daran anschließenden Schuljahre fünf und sechs der allgemein bildenden
Schulen dienen der Förderung und Orientierung aller Kinder im Hinblick auf ihre wei-
tere Schullaufbahn. Welche der weiterführenden Schulen nach dem Besuch der
Grundschule in Betracht kommen - Hauptschule, Schularten mit mehreren Bildungs-

Tab. 1: Schülerinnen und Schüler an allgemein bildenden Schulen
nach Schularten

I Abw-Ächungen n cler Summe v/eqen Rundung der E nzeiergebn sse mög ch.

gängen (mit den Bildungszielen Hauptschul- oder Realschulabschluss), Realschule,
Gymnasium, Gesamtschule, Freie Waldodschule oder eine schulartunabhängige Ori-
entierungsstufe (die den weiteren schulischen Werdegang noch offen lässt) - richtet
sich nach der Empfehlung der Grundschule, dem Wunsch der Eltern sowie den
schulischen Leistungen des Kindes.

Abb. 4 zeigt, dass im Jahr 2002 nach dem Ende der Orientierungsphase, d. h. im
7. Schuliahr, etwa ein Drittel der Schüler und Schülerinnen im Gymnasium, ein knap-
pes Viedel in Hauptsohulen und ein weiteres Viertel in Realschulen unterrichtet wur-
den. Rund jeder sechste Schüler besuchte eine Schule, die die Entscheidung im Hin-
blick auf das anzustrebende Bildungsziel noch offen lässt (Schularten mit mehreren
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Abb. 4: Schülerinnen und Schüler der 7. Klassenstufe im Schuljahr 2002/03
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Bildungsgängen bzw. integrierte Gesamtschulen). An der Verteilung auf die weiter-
führenden Schulen hat sich in den letzten zehn Jahren wenig geänded, lediglich bei
Hauptschulen ist ein leichter Rückgang (von 2 Prozentpunkten) zugunsten der Schul-
arten mit mehreren Bildungsgängen zu verzeichnen. lm Schuljahr 2002/03 lernten in

den Hauptschulen 1 ,'1 Mill., in Flealschulen 1,3 Mill. und in Gymnasien 2,3 Niill. Schü-
lerinnen und Schüler Daneben besuchten über 350 000 Schülerinnen und Schüler die
schulartunabhängige Orientierungsstufe bzw. 438 000 Schularten mit mehreren Bil-
dungsgängen. Ungefähr 619000 Schülerinnen und Schüler wurden in integrienen
Gesamtschulen unterrichtet (einschl. freier Waldorfschulen), in denen die Bildungs-
gänge von Hauptschule, Realschule und Gymnasium in unterschiedlicher organisa-
torischer und inhaltlicher Ausgestaltung zusammengefasst sind (s. Tab. 1).

Neben den bereits genannten Schularten gibt es die Sonderschulen. Diese sind Ein-
richtungen zur Förderung und Betreuung körperlich, geistig oder seelisch benach-
teiligter oder sozial gefährdeter Kinder, die nicht oder nicht mit ausreichendem Erfolg
in anderen Schulen unterrichtet werden können. lm Jahr 2002 besuchten 429 000
Kinder eine Sonderschule, rund 4,4 % der insgesamt etwa 9,8 N,lill. Schülerinnen und
Schüler an allgemein bildenden Schulen. Der überwiegende Teil (53,8 %) dieser
Schüler wurde in Klassen mit dem Förderschwerpunld "Lernen" unterrichtet. Schüler
mit sonderpädagogischer Förderung werden zum Teil auch außerhalb von Sonder-
schulen in den übrigen allgemein bildenden Schulen (insbesondere in Grundschulen)
pädagogisch gefördert, dies traf im Jahr 2002 für jeden achten Sahüler mit sonder-
pädagogischer Förderung zu.

Außerhalb der allgemeinen Schulpflicht besteht die Möglichkeit, Schulabschlüsse
an Abendschulen und Kollegs nachzuholen. lm Jahre 2002 nutzten rund 52 000
Erwachsene dieses Bildungsangebot.

66



ln den Ergebnissen der PISA-SIudie haben Schülerinnen und Schüler mit Migrations-
hintergrund besonders schlecht abgeschnitten. Rund jeder zehnte Schüler allgemein
bildender Schulen besaß im Jahr 2002 einen ausländischen Pass. Vor zehn Jahren
galt dies noch für jeden elften Schüler. ln den einzelnen Schularten war der Aus-
länderanteil sehr unterschiedlich. Wie Abb.5 verdeutlicht, reichte die Spanne von
3,9 % in Gymnasien über 6,8 % in Realschulen übe( 12,5 Vo in lntegrierten Gesamt-
schulen, 15,8 % in Sonderschulen bis zu'18,2 % in Hauptschulen. Deutliche Unter-
schiede zeigen sich auch hinsichtlich des Anteils ausländischer Schüler in den ein-
zelnen Bundesländern. Den niedrigsten Anteil hatte Thüringen (0,9 yo), den höchsten
Hamburg ('19,8 o/o). Von den ausländischen Schülerinnen und Schülern hatten rund
vier Fünftel die Staatsangehörigkeit eines europäischen Landes. Unter allen Her-
kunftsländern waren Schüler aus der Türke mit 43,5 9/o, den Nachrolgestaaten des
ehemaligen Jugoslawien (1 1,8 %), ltalien (7,0 %) und Griechenland (3,5 %) am
stärksten vertreten. Von allen Jugendlichen, die im Jahr 2002 eine allgemein bilden-
de Schule verließen, blieb ungefähr jeder elfte ohne Abschluss. Je ein Viertel der
Absolventen erwarb den Hauptschulabschluss oder die Hochschul- bzw. Fach

hochschulreife. Die übrigen (etwa 40 %) erhielten einen Realschulabschluss. ln den
letzten Jahren hat sich an dieser Struktur sehr wenig geändert.

Entsprechend den von ihnen hauptsächlich besuchten Schularten erreichen aus-
ländische Jugendliche ein deutlich niedrigeres Abschlussniveau als ihre deutschen
Mitschülerinnen und Mitschüler: Von den ausländischen Absolventen verließen '19,5 DZ

die allgemein bildenden Schulen ohne Abschluss gegenüber 8,2 % der deutschen.
10,9 o/o der ausländischen Jugendlichen erwarben die Hochschul- bzw. Fachhoch-
schulreife, bei den deutschen waren es immethin 26,4 o/o.

Abb. 5: Ausländeranteile im Schuljahr 2002/03 näch ausgewählten Schuladen
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Die im Zuge der Bildungsreform in den 7oer-Jahren geschatfene Möglichkeit, auch
an beruflichen Schulen allgemein bildende Abschlüsse zu erwerben, wid in hohem
lMaße genutzt. Etwa die Hälfte der Absolventen ohne Hauptschulabschluss holt die
sen an beruflichen Schulen nach. Neben den 235 300 Abiturienten aus allgemein bil-
denden Schulen {mit Fachhochschul- bzw. Hochschulreife) erreichten im Jah( 2OO2

noch 126 200 Jugendliche diesen Abschluss an beruflichen Schulen. Der größte Teil
der Jugendlichen beginnt nach dem Verlassen der allgemein bildenden Schulen eine
Berufsausbildung im dualen System von Berufsschule und Betrieb. Die Berufsschule
ergänzt hier die gleichzeitige praktische Ausbildung im Betrieb. Daneben wird die
Berufsschule zum Teil auch von Jugendlichen unter 18 Jahren ohne Ausbildungs-
vertrag besucht, die noch der dreiiährigen Teilzeitschulprlicht unterliegen und keine
andere berufliche Schule besuchen (2002 rund 85 000). lnsgesamt wurden im Jahre
2002 in Deutschland ungefähr 1.7 Mill. Jugendliche in d eser Schulart unterrichtet.

Diese Zahl lag im Jahr 2002 um ca. 64 000 niedriger als im Jahr 2000, vor allem auf-
grund eines verminderten Angebots an Ausbildungsplätzen. Dagegen wiesen dae üb-
rigen beruflichen Schulen (ohne Schulen der beruflichen Weiterbildung) mehr Schüler
als im Vorjahr auf. Viele Jugendliche versuchen, durch den Besuch berufsvorbe-
reitender Schulen, wie z. B. Berufsvorbereitungsjahr, Berufsgrundbildungsjahr oder
Berufsfachschulen, und/oder das Erreichen höherer allgemein bildender Schul-
abschlüsse (2. B. auch in Fachoberschulen oder Fachgymnasien), ihre Chancen auf
einen Ausbildungsplatz im folgenden Jahr zu verbessern. Eine Alternative zur Aus-
bildung im dualen System ist auch eine rein schulische Berufsausbildung (in Be-

Abb.6: Deutsche und ausländische Absolventinnen und Absolventen
nach Abschlussarten 2002
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Tab. 2: Schülerinnen und Schüler an beruflichen Schulen nach Schularlen

1993 1S94 1996 1S98 2000Schulaft

in 1 000

Berufsschulen r

Berufsvorbereitungsiahr
Berufsgrundbildungsjahr
Berulsauflcauschulen
Berufsfachschulen
B€rulsvorber6itung
Berufliche Austrildung

Fachoberschulen
Fachgymnasien
Kollegschulen
Beruf sober /Technische
Oberschulen

Fachschulen 2

614

6
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4
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4
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3
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10
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1
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163 '167 159 '150 150 163

1 1

12

1 Ab 1gg6 einschl. Eerufsgrundbildungsjahr
2 E nschl. Fachakademien.
3 Abwe chu ngen in der Summe wegen Rund u ng der E nzelergebn sse mögl ch.

Altenpfleger/in sowie Gesundheitsdienstberufe unterhalb der akademischen Ebene,

soweit diese nicht in Schulen des Gesundheitswesens ausgebildet werden. Die
Fachschulen (einschl. Fachakademien) werden in der Regel nach einer bereits erwor-
benen Berufsausbildung und praktischer Berufserfahrung besucht und vermitteln
eine weitergehende fachliche Ausbildung im Beruf. lm Jahre 2002 gab es 163 200
Fachschülerinnen und Fachschüler. ln den Schulen des Gesundheitswesens wurden
im Jahr 2002 rund 113 400 Jugendliche zu (Kinder-) Krankenschwestern oder -pfle-
gern oder rür andere nichtakademische Gesundheitsdienstberufe ausgebildet. Da für
diese Schulen nicht alle t\y'erkmale erhoben werden können, ist diese Schulaft in den
Tabellen nicht berücksichtigt.

Frauen erreichten 2002, wie schon in den vergangenen zehn Jahren, deutlich bessere
Abschlüsse an allgemein bildenden Schulen als ihre männlichen [4itschüler: So ver-
ließen nur 6,7 o/o von ihnen, al>er 11,4 o/o der männlichen Absolventen die allgemein
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rufsfachschulen bzw. Schulen des Gesundheitswesens) oder ein Studium (sofern

der entsprechende Abschluss hierfür erreicht wurde). We Tab.2 zeigt, befanden
sich in Berulsfachschulen, im Berufsvorbereitungs- und Berufsgrundbildungsjahr im

Schuljahr 2002/03 350 600 Schülerinnen und Schüler in berufsvorbereitenden Aus-
bildungsgängen (ohne Lehrgänge des Arbeitsamtes, die meist nicht von Schulen
durchgeführt werden),215100 strebten in Fachoberschulen und Fachgymnasien die
Fachhochschul- bzw. Hochschulreife an. Rund 224 300 Schüler erlernten in Berufs-
fachschulen einen Beruf, vor allem Technische/r Assistenvin für lnformatik, kauf-
männische/r Assistent^VinschaftsassistenUin, SozialassistenVin, Kinderpfleger/in,

2002



bildenden Schulen ohne Abschluss. 29,0 % der weiblichen Absolventen erreichten die
Hochschulzugangsberechtigung gegenüber 2'1,5 oZ der männlachen. Bei der Berufs-
wahl jedoch finden sich die Frauen wetgehend in den klassischen Frauenberufen
wieder. Einen hohen Frauenanteil haben die Ausbildungen als Altenpfleger/in und alle
Gesundheitsdienstberufe sowie kaufmännische Berufe. Dagegen war von den Schü-
lern im stark besetzten Ausbildungsgang Technische/r Assistenvin für lnformatik in

Berufsfachschulen lediglich jedezehnte (10,1 %) weiblich.

2.3.2 Lehrkräfte

2001 unterrichteten in Deutschland 612 500 Lehrkräfte (umgerechnete Vollzeitlehrer-
einheiten) an allgemein bildenden Schulen und 111 000 an beruflichen Schulen. Die

Qualität der schulischen Ausbildung wird unter anderem durch die Schüler-Lehrer-
Belation beeinflusst, die anzeigt, wie intensiv sich eine Lehrkraft mit einzelnen Schü-
lern beschäftigen kann. Diese Betreuungsrelation hat sich an allgemein bildenden
Schulen nach einer kontinuierlichen Verschlechterung ab '1998 wieder leicht ver-
bessert, mit 16,'1 Schülern bzw. Schülerinnen je Lehrer allerdinos (wie Tab. 3 verdeut-
licht) noch nicht den Stand von '1993 mit 15,7 wieder erreicht. Bei beruflichen Schulen

Tab.3: Schüler-Lehrer-Relation an allgemein bildenden und berullichen Schulen

T Ohne Schulen des Gesundheitswesens.

Oue/ier K[4K, Dokumentations Nr 164.

Schulad 1993 1994 1S96 1S9B 2000 2001

Allgemein bildende
Schulen
Vorklassen und
Schulkindergärten

Grundschulen
OrientierungsstLrfe
Hauptschulen
Schularten mit mehreren
Bildungsgängen

Realschulen
Gymnasien
lntegrierte
Gesamtschulen

Freie Waldodschulen
Sonderschulen
Abendrealschulen und

Kollegs
Berufliche Schulen'

in Vollzeitform
in Teilzeitform

15,7 15,S 16,3 16,5 16,3 16,1

14,3
20,5
16,2
14,6

14,7
16,9
14,5

12.8
14,2
6,6

12,6
23,5
'12,0

35,6

14,3
20,J
16,4
14,6

14,6
17,3
14,7

13,0
14,1
6,7

12,4

'11,9

36,3

14,4
21,2
't7,o

14,9

15,5
17,9
15,0

13,5
14,4
6,8

13,2

12,2
36,5

13,2
21,4
17,1
14.S

15,8
18,3
15,5

13,9
14,7
6,9

14,5
24,2
'12,8

12,8
20,6
17,3
15,0

15,3
18,6
15,8

13,9
14,8
6,9

15,1
24,5
'13,0

12,7
20,1
17,1
15,0

14,7
18,8
15,9

13.S
'14,7

6,8

15,6
24,3
'13,'1

t0

lnsgesamt 16,8 16,9 17,3 17,6 17,5 17,4



mit Vollzeitunterricht lag diese Relation bei 13,1 und denjenigen mit Teilzeitunterricht
(insbesondere Berufsschulen) bei 37,4. Auch das Alter der hauptberullichen Lehr-
kräfte kann sich auf die Qualität des Unterrichts auswirken. Seit Mitte der 90er-Jahre
ist das Durchschnittsalter von 45,9 Jahren auf 47,6 gestiegen. [.,4ehr als iede fünfte
Lehrkraft war älter als 55 Jahre, allerdings auch iede achte jünger als 35 Jahre. Von
den hauptberurlichen Lehrkräften der allgemein bildenden Schulen im Jahr 2002
waren rund zwei Drittel Frauen, in Grundschulen lag ihr Anteil sogar bei mehr als
vier Fünftel.

2.4 Betriebliche Berufsausbildung

Die Berufsausbildung vollzieht sich in Deutschland vor allem durch das unmittelbare
Lernen am Arbeitsplatz oder in den Ausbildungsstätten. Sie wird ergänzt durch die
Vermittlung fachtheoretischer Ausbildungsinhalte beim Besuch der Berufsschulen.
Für die Unternehmen dient die Ausbildung von Jugendlichen auch der Sicherstellung
des eigenen Fachkräftenachwuchses. ln Zeiten konjunktureller Schwierigkeiten, ver-
bunden mit einem Abbau der Beschäftigtenzahlen, tritt dieses Zieliedoch n den Hin-
tergrund, und die Ausbildungsbereitschaft geht zurück.

2.4.1 Lehrstellen-Bilanz

lm Jahr 2002 sank die Zahl der angebotenen Ausbildungsplätze um 7,6 %. Obwohldie
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in diesem Jahr ebenfalls zurückgegangen war,

entstand ein NachJrageüberhang von 6 000 Ausbildungsplatzsuchenden (s. Tab.4).

Tab.4: Angetjot und Nachfrage von Ausbildungsplätzen sowie
neu abgeschlossene Ausbildungsverträge

Jahr Ausbildungsplätze Angebots-/
Nachäage-
überhang

(-)

Neu
abgeschlossene

Ausbildungs-
verträge

Angebot Nachfrage

in 1 000

1993
19S4
1995
1996
1SS7

1998
1999
2000
2001
2002

6s6
622
611
609
613

654

639
590

588
547
598
613
635
648
660
645

596

6B

35
19

-4

-12
-6

2
4

-6

571
567
579

598
612
636
623
6T0
568
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Den 18 000 - am Ende des Ausbildungsjahres noch offenen - Ausbildungsplätzen
standen rund 24 000 Bewerberinnen und Bewerber gegenüber. Zusätzlich bestehen
noch große regionale Unterschiede. lnsbesondere in den neuen L'ändern stellt sich
das Verhältnis der Bewerber und Bewerberinnen zu den freien Stellen deutlich
schlechter dar, obwohl hier rund jede dritte Berufsausbildung gefördert wird: Einem
Angebotsüberhang von etwa 3 900 Stellen im früheren Bundesgebiet steht ein Nach-
frageüberhang von I 300 in den neuen Ländern gegenüber. Damit ist es für die jungen
Leute im Osten schwerer als für diejenigen im Westen, ihren Wunschberuf zu erlernen.

Die Berufswahlmöglichkeiten sind unter diesen Bedingungen für die Bewerberinnen
und Bewerber stark eingeschränkt. Die Chancen der Jugendlichen hängen neben der
regionalen Wirtschaftsentwicklung auch von individuellen Qualifikationen, u. a. auch
von den erreichten Schulabschlüssen, ab. Von den 568 100 Jugendlichen, die 2002
einen neuen Ausbildungsvertrag abgeschlossen haben, besaß jeder siebte (13,6 %)
die Hochschul oder Fachhochschulreife, mehr als ein Drirtel (36,7 o/o) verfügte über
einen Realschul- oder gleichwertigen Abschluss, 33,6 % blieben mit ihrem erreichten
Abschluss darunter. Ungefähr jeder achte Ausblldungsanfänger (12,'1 %) hatte vor
Abschluss eines Ausbildungsvertrages eine berufliche Schule (Berufsvorbereitungs-
jahr, schulisches Berufsgrundbildungsjahr, Berufsfachschule) besucht, sei es um
seine Chancen auf einen Ausbildungsplatz durch einen höherwertigen Schulab
schluss zu verbessern oder um die Zeit bls zur nächsten Bewerberrunde im folgenden
Jahr zu überbrücken. ln den letzten 10 Jahren hat insbesondere der Anteil der Aus-
bildungsanfänger mit Realschulabschluss zugenommen (+2 Prozentpunkte), zu Las-
ten der Auszubildenden mit niedrigeren Schulabschlüssen (-0,9 Prozentpunkte). Da-
gegen ist der Anteil von Abiturienten in der beruflichen Ausbildung nach einem Hö-
henflug bis zum Jahr 1998 ('16,4 %)wieder annähernd aufdenWertvon 1993 (13,8 %)
zurückgelallen.
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2.4.2 Vedeilung auf Ausbildungsberule

Die Verteilung der Auszubildenden aul die Ausbildungsberufe lässt deutliche Schwer-
punkte erkennen: 2002 konzentrierten sich 34,8 % aller Ausbildungsplätze männlicher
und 53,4 % aller Ausbildungsplätze weiblicher Auszubildender auf jeweils 10 von ins-
gesamt 345 anerkannten Ausbildungsberufen. Allerdings finden viele Jugendliche im
Beruf ihrer Wahl keinen Ausbildungsplatz und müssen deshalb auf andere Aus-
bildungsgänge ausweichen oder Arbeitslosigkeit in Kauf nehmen. Bei den jungen
Männern rangiert der Beruf des Kraftfahrzeugmechan kers in der Beliebtheitsskala
eindeutig an erster Stelle (vgl. auch Abb. 7): Jeder dreizehnte Auszubildende ergriff ihn
2002. Ein großer Teil der Frauen entschied sich für die Berufe Bürokauffrau und KauI-
frau im Einzelhandel oder Arzthelferin (eweils jede vierzehnte). Die Berufswahl erfolgte
auch 2002 noch weitgehend geschlechtsspezifisch. So waren in den Ausbildungs-
gängen der neuen lT-Berufe Frauen mit einem Anteil von nur 12,9 oZ unterrepräsen-
tied. Dagegen scheinen die neuen Medienberufe für sie besonders interessant zu
sein, hier betrug ihr Anteil 5'1,6 o/. lnsgesamt waren 41,0 % der Auszubildenden
weiblich. Dieser Anteil war in den letzten zehn Jahren weitgehend konstant. Frauen



Abb. 7: Auszubildende in den zehn am stärksten besetzten
Ausbildungsberufen '1993 und 2002

lH = lndustrie und Handel (einsch . Banken. Versicherungen, GasF und Verkehrcgewerbe); Hw = Hand
werki FB = Freie Berule;ÖD = Ötfentlicher Diensl.
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erlernen neben den Berulen im dualen System häufig auch Berufe im Sozial- und
Gesundheitswesen. wie z. B. Krankenschwester oder Altenpflegerin, deren Ausbil-
dung meistens rein schulisch erfolgt.

2,4.3 Ausländische Auszubildende

Von den 1 622 400 Jugendlichen, die sich 2002 in einer Berufsausbildung befanden,
waren 85 200 Ausländer (s. Tab. 5). lhr Anteil an den Auszubildenden ist seit Mitte der
90er-Jahre parallel mit der Verschlechterung auf dem Ausbildungsstellenmarkt von
8,0 % auf 5,3 % gesunken. lm Vergleich zum Ausländeranteil an den Absolventen all-
gemein bildender Schulen im Jahr 2002 von 8,1 o/D sind Ausländer im dualen System

Tab. 5: Auszubildende, ausländische Auszubildende und Ausländeranteil

Abb.8: Ausländische Auszubildende nach Nationalitäten 2002 in Prozent

Staatsangehörigkeit

Slowenien

[4azedonien

Spanien

Porlugal

Bosnien und Herzegowina

Kloalien

Griechenland

Jugoslawien
(Seöien und Montenegro)

ltalien

Türkei

Sonstige

lnsgesaml:85218

0,3

0,9

1,5

1,7

2,6

4,6

5,1

6,5

r1,6

26.3

0 10 20 3A 40

Jahr
bildende

insgesamt

Ausländische
Auszubildende

Jahr
bildende

insgesamt

Ausländische
Auszubildende

Anzahl Anteil
in./o

Anzahl Anteil
in oÄ

in 1 000 in 1 000

1993
1994
1995
1996
1S97

1 629
1 580
1579
'1 592
1 622

126
126
121
116
110

8,0
7,7
7,3
6,8

1S9B
1999
2000
2001
2002

1 6s8
1 698
1 742
1 685
1 622

104
101

92
85

6,3
5,9
5,7
5,5
5.3
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unterrepräsentiert. Wie die Abb. 8 zeigt, besaßen im Jahr 2002 rund 38,9 9/o der aus-
ländischen Auszubildenden einen türkischen Pass, 14,9 % die Staatsangehörigkeit
eines der Nachfolgestaaten des früheren Jugoslawien, '11,6 % die italienische und
5,1 % die griechische. lnnerhalb der letzten zehn Jahre ist der Anteil der türkischen
Auszubildenden um 5,5 Prozentpunkte und derjenigen aus dem ehemaligen Jugos-
lawien um 3,2 Prozentpunkte gesunken, dagegen erhöhte sich der Anteil italienischer
AusTubildender um 2.5 Prozentpunkte.

2.4.4 Abschlussprüfungen

lm Jahr 2002 haben 513 400 Jugendliche ihre Ausbildung im dualen System mit einer
bestandenen Abschlussprüfung erfolgreich beendet. Von den Teilnehmern und Teil-

nehmerinnen an Abschlussprüfungen haben letztendlich (mit Wiederholung) rund
95 % diese Prüfungen bestanden. Nicht alle Ausbildungsanfänger erreichen die Ab
schlussprüiung. Wie Tab.6 zeigt, löst knapp ein Viertel den Ausbildungsvertrag vor
Erreichen der Abschlussprüfung auf. Ein großer Teil dieser Jugendlichen beginnt
allerdings daran anschließend erneut eine Ausbildung im dualen System. Zu den Ab-
schlussprüfungen können auch Personen ohne Ausbildungsvertrag als.Externe" zu-
gelassen werden, wenn sie die entsprechenden Kenntnisse und Fertigkeiten durch
mehrjährige Tätigkeiten in dem jeweiligen Ausbildungsberuf erworben haben. lm Jahr
2002 gab es 25 300 externe Prüfungsteilnehmer (4,2 % aller Prüfungsteilnehmer), und
davon absolvierten elwa 76 o/o die Prüfung erfolgreich. Außerdem nahmen 2002 un-
gefähr 106 '100 Erwachsene nach Erweiterung ihrer beruflichen Kenntnisse edolgreich
an einer Fortbildungsprüfung teil, darunter 26 700 an Meisterprüfungen im Handwerk.

Tab. 6: Neu abgeschlossene und vorzeitig gelöste Ausbildungsverträge sowie
bestandene Abschlussprüfungen

Neu abge'

vedräge

Vorzefig

verrräge
prüfungen

in 1 000 nT000

1993
1994
1995
19S6
1997

571
567
579

598

141
't42

130
12J

5?7
545
503
488
483

19S8
1S99
2000
2001
2402

612
636
623
610
568

135
145
156

151

447
491
503
514

2.5 Hochschulen

Der Bereich Hochschulen umfasst den Teil des Bildungssystems, in dem eine aka-
demische Ausbildung vermittelt wird. Zu den Hochschulen zählen alle staatlich an
erkannten Universitäten, Gesamthochschulen, Theologischen und Pädagogischen
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Hochschulen. Kunsthochschulen, Fachhochschulen sowie Verwaltungsfachhoch
schulen. Angesichts der zunehmenden Komplexität des wirtschaftlichen Produk
tionsprozesses, der mit dem Übergang zur sogenannten Wissensgesellschaft ein-
hergeht, nehmen die Anforderungen an die Qualifikation der Arbeitskräfte zu. Der
steigende Bedaf an qualitizienen Akademikern in Wirtschaft, Wissenschaft und Ver-
waltung, der in den vergangenen Jahrzehnten zu beobachten war, wird sich nach An-
sicht von Expeften auch in den nächsten Jahren fodsetzen. Der wissenschaftlichen
Ausbildung an den Hochschulen wird deshalb auch für die Zukunft eine wachsende
Bedeutung zugeschrieben.

2.5.1 Studierende, Studienanfänger und Hochschulabsolventen

Seit Nritte der 60er-Jahre, als die Hochschulen angesichts eines im internationa-
len Vergleich drohenden Bildungsrückstands der deutschen Bevölkerung breiteren
Schichten geöffnet wurden, sind die Studierendenzahlen in Deutschland drei Jahr-
zehnte lang kontinuierlich angestiegen. Sie erreichten '1994 mit 1,87 IMill. einen zwi-
schenzeitlichen Höchststand. ln den nachfolgenden Jahren ging die Zahl der lmma-
trikulieden stetig zurück, bevor im Jahr 2000 eine erneute Trendwende einsetzte. Die
Studierendenzahlen steigen seat diesem Zeitpunkt erneut an. lm Wintersemester
2OO3/2OO4 waren mit 2,03 Mill. so viele Studentinnen und Studenten an deutschen
Hochschulen eingeschrieben wie nie zuvor (s. Tab. 7).

Die Studienanfängerzahlen in Deutschland waren seit dem Studienjahr 1993 zunächst
leicht rückläufig. Seit Mitte der goer-Jahre ist wieder ein steigender Trend festzu-

Tab. 7: Studierende an Hochschulen

Wintersemester lnsgesamt Davon an

Llniversitäten1 Kunsthoch-
schulen

Fachhoch-
schulen2

in 1 000

1992/93
'1993/94

1994/95
1995/96
1996/97
1997/98
1998/99
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003t20c/.3

1 834
1 867
1 872
1 858

1 824
1801
1774
1 7gS
1 868
1 939
2 026

1 385
1 397
1 394
1 380
1 369

1301
1 311
'r 352
1391
1 438

29
30
30
29

420
440
449
449
440
437
436
443
458
486
516

29
30
30
30
30
30
31

1 Einschl. Gesamihochschu en, Pädaqogischer und Theolog scher Hochschulen
2 Eirschl. Verwaltungsfachhochschulen.
3 Erste vorläufiqe Ergebnisse.
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stellen. lm Studienjahr 2003 wurde, wie Tab. I zeigt, mit 385 000 ein Höchststand bei

den Studierenden im ersten Hochschulsemester ermittelt. Auch in den nächsten Jah-
ren ist damit zu rechnen, dass die Hochschulen weiterhin einen regen Zulauf haben
werden. Einer Prognose der Kultusministerkonferenz (KMK) vom März 2003 zufolge
wird die Zahl der studienberechtigten Schulabgänger von 343 000 im Jahre 2001 zu-
nächst bis 2008 auf voraussichtlich 385 500 ansteigen und bis 2020 wieder auf etwa
320 500 sinken.

Unter der Annahme, dass zwischen 70 und 80 % der Studienberechtigten ein Hoch-
schulstudium aufnehmen werden, prognostiziert die KIMK, dass die Zahl der Studien-
anfänger an Hochschulen zunächst weiter bis auf Werte zwischen 351 600 und
389 200 im Jahre 2009 ansteigen und dann wieder auf 3'13 100 bis 345 200 im Jahre
2020 Jallen wird (s. Abb.9).

Tab. B: Studienanfänger an Hochschulen

Bei einer Übergangquote von 80 % wäre laut KMK im Jahre 2011 mit bis zu 2,4 Mill.
Studierenden zu rechnen. Erst danach würde die Zahl der lmmatrikulieften wieder
langsam abnehmen, wie Abb. 10 zeigt. lm Wintersemester 2002/2003 warcn 72 yo

aller Studierenden an Universitäten, an Gesamthochschulen, Pädagogischen oder
Theologischen Hochschulen eingeschrieben, knapp 27 % studierten an Fach- und

Verwaltunqsfachhochschulen und wenigerals 2 o% an Kunsthochschulen. Fürwelches
Studienfach sich die Studienanfänger und -anfängerinnen entscheiden, wlrd nicht
zuletzt durch die Perspektiven aui dem Arbeitsmarkt beeinflusst. Folglich wirken sich
die ieweiliqen Beschäftigungschancen mit einer zeitlichen Verzögerung auch auI die
Zahl der Studierenden in den verschiedenen Fachrichtungen aus. So hat die Anzahl

Studieniahrl lnsgesamt Dävon an

Universitäten2 Kunsthoch-
schulen

Fachhoch-
schulen3

in 1 000

19S3
1994
1995
'19S6

1997
1S98
1999
2000
2001
2002
20ß4

184
174
176
183

183
195

239
254

4
4
4
4
4
4

4
5
4
5

s1

86

81

8T

86
92
99
108
115
126

I Stldienjahr (SommeF und nachfolg€ndes Winiersemeste4.
2 Einschl. Gesamthochschulen, PädagogischerundTheologischerHochschulen
3 Einschl. Verwaltungsfachhochschu en.
4 Erste vorläuiige Ergebn sse.
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262
267
261
272
291

315
345
359
385
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Abb. 9: Entwicklung der Studienanfänger- und Absolventenzahlen (Prognose)l

der lmmatrikulationen in den lngenieurwissenschaften seit dem bisherigen Höchst-
stand im Jahr '1993 zunächst deutlich abgenommen, wie aus Tab. I hervorgeht. Erst in
den letzten beiden Jahren ist auch hier wieder ein Anstieg der Studierendenzahlen zu
verzeichnen, nachdem sich die Arbeitsmarktsituation für lngenieure und lngenieurin-
nen bis Ende 2001 wieder etwas entspannt hatte.

Abb. 10: Entwicklung der Studierendenzahlen (Prognose)1

l Es wird angenommen, dass T0 % bzw 80 % der Stldienberechtiglen eines Atercjahrganges ein
Studiurn aufnehmen.
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Die Anzahl der Studierenden in den Rechts-. Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
ist von 525 000 im Wintersemester 1992/93 auf mehr als 618 000 im Wintersemester
2002/2003 angestiegen. Auch in den Fächergruppen Sprach- und Kulturwissen-
schaften sowie Mathematik und in den Naturwissenschaften war in den letzten Jahren
ein Anstieg der Studierendenzahlen zu beobachten. Die Zahl der Studierenden in der
Fächergruppe Humanmedizin stagniert hingegen beieinem Wert von 93 000. Gegen-
über dem Wintersemester 1992/93 bedeutet dies einen Rückgang um 15 000 Studie-
rende ( 14 %). Die Studienberechtiqten, die sich für den Lehrberuf interessieren,
scheinen ihre Studienentscheidung an der Arbeitsmarktentwicklung zu orientieren. So
ging die Zahl der Lehramtsstudenten und -studentinnen angesichts einer vergleichs
weise hohen Lehrerarbeitslosigkeit zwischen '1996 und 2000 von rund 221 000 um
rund 15 o/o auf knapp 188 000 zurück. Die verbesserten Beschäftigungsmöglichkeiten

Tab. 9: Studierende nach ausgewählten Fächergruppen

für Lehrer und Lehrerinnen, die sich in einem Rückgang der Arbeitslosenzahlen in

diesem Arbeitsmarktsegment in den letzlen Jahren niederschlagen, gehen mit einem
neuerlichen Anstieg der Anzahl der Lehramtstudenten und -studentinnen (auf 200 100

im Wintersemester 2OO2|2OO3) einher. Bei der Wahl des Studienfachs zeigen sich
teilweise deutliche Unterschiede hinsichtlich der Fachinteressen von Frauen und

t\,4ännern. Studentinnen bevorzugen vor allem Fächer der Sprach- und Kulturwissen-
schaften, während sich ihre männlichen Kommilitonen stärker den technischen Dis-
ziplinen und den Naturwissenschaften zuwenden. Das lnteresse an den wirtschafts-
wissenschaftlichen Studienfächern ist bei beiden Geschlechtern ähnlich stark aus-
geprägt. Unveränded gehören auch die Rechtswissenschaften sowie die lMedizin

zu den zehn von Frauen wie Männern am häufigsten gewählten Studienfächern
(s. Abb. 11).
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Abb. 11 : Die zehn am stärksten besetzten Studienfächer
im Wintersemester 2002/2003
deutsche Studierende in Prozent
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DieZahlder bestandenen Prüfungen an Hochschulen ist zwischen 1993 und 1997 von
202 000 um 17 % auf 237 000 angewachsen. Danach nahm die Zahl der Absolventen
zunächst stetig ab. lm Prüfungsjahr 2002 beendeten knapp 209 000 Studierende er-

folgreich ihr Studium - das sind wieder etwas mehr als ein Jahr zuvor, aber immer
noch deutlich weniger als 1997 (s. Tab. 10). Von den Absolventen des Jahres 2002
erwarben 92000 einen Universitäts- und 66000 einen Fachhochschulabschluss.
24000 Studierende absolvierten eine Lehramtsprüfung, und weitere 24000 be-
endeten ihr Studium mit einer Promotion.

Seit dem Prüfungsjahr 2000 werden auch die nach internationaiem Vorbild geschaf-
fenen Studienabschlüsse Bachelor und N4aster erfasst. Mit knapp 1 000 Bachelor-
und gut 2100 Masterabsolventen und -absolventinnen wurden hier im Prüfungsiahr
2002 erstmals nennenswerte Fallzahlen erreicht (s. Tab. 10). Für die Zukunft ist eine

Tab. 10: Bestandene Prüfungen an Hochschulen

Pnlfungs-
jahr

Diplom

prulungen

pdiungen
Bach€lor

in I 000

1993
1994
1995
1996

1998
'1999

2000
2001

2002

202
219
230

237

222
214
208
209

101

102
106
11't
10s
103

9S

91

s2

21

22
23
24

25

25
24

'16

27
28
28
28
2A

25

63
71

75
75
76
71

70

66
66

ö
1

i
2

weitere Verschiebung zugunsten dieser Prüfungsgruppen zu erwarten. Aus der Sicht
des Arbeitsmarktes von besonderem lnteresse ist die voraussichtliche Entwicklung
der Absolventenzahlen. lm Jahre 2002 haben 209000 Personen ein Hochschul-
studium abgeschlossen (ohne Promotionen: 185 000). Damit ist der Abwärtstrend bei

den Hochschulabsolventen, der 1997 einsetzte (s. Tab. 10), zunächst gestoppt. ln der
KMK-Prognose hinsichtlich der Entwicklung derAnzahl von Hochschulabsolventen, in

der die Promotionen unberücksichtigt bleiben, wird davon ausgegangen, dass die
Anzahl noch bis zum Jahre 20'15 ansteigt und Spitzenwerte von 250 000 bis 276 800
pro Jahr erreicht, bevor auch hier wieder ein Rückgang erwartet wird (vgl. auch Abb.
9). Allerdings ist an dieser Stelle zu beachten, dass Prognosen hinsichtlich der Absol-
ventenzahlen mit größeren Unsicherheiten behaitet sind, als Prognosen für die er
wartete Entwicklung der Studierendenzahlen.
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2.5.2 Personal

Ende 2002 waren an den Hochschulen in Deutschland 501 000 Personen beschäftigt,
davon zählten 231 000 (46 oZ) zum wissenschaftlichen und künstlerischen Personal
und 270 000 (54 %) zum Verwaltungs-, technischen und sonstiqen Personal. Beim
wissenschaftlichen und künstlerischen Personal waren '164000 Personen haupt-
beruflich und 67000 nebenberuflich tätig (s. Tab. 11). Zum hauptberuflich tätigen
wissenschaftlichen und künstlerischen Personal an Hochschulen zählen u.a. die
Professoren und Professorinnen, die wissenschaftlichen und künstlerischen Mitar-
beiter sowie Dozenten und Assistenten: zum nebenberuflichen wissenschaftlichen

Tab. 1 1: Personal an Hochschulen

und künstlerischen Personal gehören z. B. Lehrbeauftragte, wissenschaftliche Hilfs-
krdfte und Gastprofessoren und -professorinnen.

Gegenüber'1992 hat die Zahlder Beschäftigten an Hochschulen insgesamt um rund
I9o zugenommen. Die Zahl der hauptberuflichen Professoren und Prolessonnnen
stagniert jedoch seit 19S7 bei knapp 38 000. Der zu beobachtende Anstieg innerhalb
des hauptberuflichen wissenschaftlichen und künstlerischen Personals ist also vor
allem aul die Gruppe der wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter zurück-
zuführen. Relativiert wird die Beobachtung des Anstiegs des Hochschulpersonals
durch die Tatsache, dass die Zahl der Studierenden im selben Zeitraum ebenfalls
gestiegen ist. Nachdem sich das zahlenmäßige Verhältnis der Studierenden zum
wissenschaftlichen und künstlerischen Personal, die so genannte Betreuungsrela-
tion, in den 1ggoer-Jahren zunächst verbesserte, hat sich die Betreuungssituation
für Studierende und Ny'itarbeiter nach einer Phase der Entspannung jüngst wieder
verschärft.
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2.5.3 Frauenanteile

Ein hoher Bildungsstand der Bevölkerung ist für ein rohstotfarmes lndu§trieland wie
Deutschland eine der wichtigsten Ressourcen. Trotz der derzeit hohen Arbeitslosig-
keit ist in Zukuntt verstärkt mit einem N4angel an Fachkräften in einzelnen Arbeits-
marktsegmenten zu rechnen. Nicht nur deshalb wird der Beteiligung von Frauen in

Studium, Lehre und Forschung eine besondere Bedeutung beigemessen. Die Frau-

enanteile in den verschiedenen Stadien einer akademischen Laufbahn sind in den
letzten beiden Jahrzehnten deutlich gestiegen. Allerdings ist der Frauenanteil umso
geringer, ie höher die erreichte Stufe auf der "Karriereleiter" ist. Wie die Tabelle 12

Tab. 12: Frauenanteile in verschiedenen Stadien
der akademischen Laufbahn

Studie-

insgesamt

C4

1993
't 994
1995
1996
1997
'1998

2000
2001
2002

44,4
45,1
47,A
47,9
48,6
44,5
49,3

49,4
50,6

40,2
40,8
41 ,7
42,6
43,6
44,5
45,3
46,1
46,1
47,4

38.9
40,6
40.7
40,7
41,3

43,5
44,8
46,0
46,9

30,6
31,2
31,5
31,1
32,1
33,1

34,3

36,4

48,6
48,5
49,1

50,2
50,4
50,5
50,8

51,2

21,6

22,6
23,0

24,2

25,6
27,0
27,7

6,S

7,5
4,2
8,5
9,0
9,5
9,8

10,5
11,2
'1'1,9

4,0
4,3
4,8
5,1

5,5
5,9
6,3
7,1
1,7
8,0

zeigt, waren im Jahr 2002 erstmals mehr als die Hälfte der Studienanfänger Frauen.
Der Anteil der Studentinnen an den Studierenden lag bei rund 47 %. Während der
Frauenanteil bei den Hochschulabsolventen 2002 fast 47 o% erreichte, wurde nur je-

der dritte Doktortitel von einer Frau erworben (36 o%).

Mehr als die Hälfte der Ende 2002 an deutschen Hochschulen Beschäftigten war
weiblichen Geschlechts. Der Anteil der Frauen am hauptberullichen wissenschaft
lichen und künstlerischen Personal betrug allerdings nur knapp 28 yo. ln der Pro-
fessorenschaft lag der Frauenanteil bei knapp '12 %, in der höchsten Besoldungsstufe
(C4) sogar nur bei 8 % (s. Tab. '12). lm Vergleich zu 1993 hat sich der Frauenanteil bei

den verschiedenen Personengruppen zum Teil deutlich erhöht. Der stärkste Anstieg
ist bei den C4-Professuren zu beobachten; hier hat sich der Anteil der Frauen im Be-
trachtungszeitraum verdoppelt. Gleichzeitig ist dies iedoch die Gruppe, in der Frauen
zur Zeit noch am deutlichsten unterrepräsentiert sind.
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Jahr Studierende Sludienanfänger

Eildungsausländer Bildungsausländer
insgesamt Studienanfängern

in 1 000 in o/. in 1 000 in%

1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002

87

98
100
104
109
113
126
143
163

4,9
5,3
5,4
5,7
6,0
6,4
7,O

7,6
8,4

26
2A

31

35
40
45
53
58

q4
10,4
10,8
11,0
11,6
12,8
13.7
14,3
15,4
16,3

2.5.4 Ausländische Studierende

Der Prozess der Globalisierung von l\rärkten geht einher mit einem zunehmenden in-
ternationalem Wettbewerb und einer steigenden l\.4obilität der Ny'enschen. Vor diesem
Hintergrund stehen auch die Hochschulen vor der Herausforderung, sich dem inter-
nationalen Wettbewerb um die "klügsten Köpfe. zu stellen. Der internationale Aus-
tausch von Studierenden und Wissenschaftlern dient dazu, Wissen und ldeen aus
anderen Ländern zu importieren und gleichzeitig deutsches Know-how und deutsche
Technologien in anderen Ländern bekannt zu machen.

Der Anteil ausländischer Studierender an deutschen Hochschulen kann in diesem
Zusammenhang als Gradmesser der Attraktivität deutscher Hochschulen für auslän-

Tab.'1 3: Ausländische Studierende (Bildungsausländer)
an deutschen Hochschulen

dische Studierende angesehen werden. Dabei müssen allerdings jene Studierende
außer Betracht bleiben, die zwar eine ausländische Staatsangehöriqkeit besitzen,
jedoch auf eine Bildungsbiographie in Deutschland zurückblicken (so genannte Bit-
dungsinländer).

Von den 1,94 Mill. Studierenden im Wintersemester 200212003 hatten 227 000 eine
ausländische Staatsangehörigkeit. Mit 163 000 hatten mehr als zwei Drittel (72 %) der
ausländischen Studentinnen und Studenten ihre Hochschulzugangsberechtigung au-
ßerhalb Deutschlands eMorben (so genannte Bildungsausländer). Mit 19 400 Stu-
dierenden stammten die meisten Bildungsausländer im Wintersemester 2OO2|2O03
aus China, gefolgt von Polen mit 10 300 und Bulgarien mit I 500. Seit dem Winter-
semester 1993/94 ist der Anteil der Bildungsausländer an den Studierenden von 4,6 oZ

kontinuierlich gestiegen und erreichte im Wintersemester 2002/2003 einen Wert von
8,4 %. Unter den Studienanfängern stieg der Anteil der Bildungsausländer von 9,4 %
im Studienjahr 1993 auf 16,3 % im Studienjahr2002 (s. Tab. '13).
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2.6 Weiterbildung

Breite Bevölkerungsschichten haben die Notwendigkeit des "Lebenslangen Lernens"

erkannt. ln einer Zeit raschen technologischen Wandels müssen viele Erwerbstätige

damit rechnen, dass sie ihren ursprünglich erlernten Beruf nicht ein Leben lang aus

üben können. lmmer häufiger nehmen deshalb Beschäftigte an Fortbildungs- und

Umschulungsmaßnahmen teil. Aber auch die allgemeine Weiterbildung erfreut sich

wachsender Beliebtheit, wie insbesondere der starke Zuspruch zu den Volkshoch-

schulen sowie das rege lnteresse der BevÖlkerung am Besuch von einzelnen Lehr-

veranstaltungen an Hochschulen (sog. Gaststudium) erkennen lassen

Eine seit 1979 in dreijährigem Abstand im Auftrag des Bundesministeriums für Bil-

dung, Forschung und Technologie durchgeführte repräsentative Umfrage unter '19-

bis 64-jährigen Bürgerinnen und Bürgern bestätigt diese Tendenz. Danach haben

20OO in Deutschland gut 4 von 10 Personen in diesem Alter an irgendeiner Form

von Weiterbildung teilgenommen (43 yo). Hochgerechnet sind dies 2'1,4 Mill Perso-

nen, die sich - teils mehrfach - weitergebildet haben. Die Teilnahmequote ist gegen-

über '1997 um fünf Prozentpunkte gefallen. Der RÜckgang der Teilnahmequoten fiel

im früheren Bundesgebiet und in den neuen Ländern ähnlich aus. Die Beteiligung

liegt inzwischen in beiden Gebieten bei 43 %. An beruflicher Weiterbildung haben

hochgerechnet rund 14,4 Mill. Personen teilgenommen.

Die Beteiligung lag, wie Tab. 14 zeigt, sowohl im früheren Bundesgebiet ea o/o) als

auch in den neuen Ländern (31 %) niedriger als '1997. Auffällig ist der Bückgang um

6 Prozentpunkte in den neuen Ländern, während im früheren Bundesgebiet die Ouote

Tab. 14: Teilnahme an beruflicher Weiterbildung nach Weiterbildungsbereichen
2OOO1 in Prozent der Bevölkerung im Alter von 19 bis 64 Jahren

Weiterbildungsbereiche Deutschland
Bundesgebiet

Neue Lrinder
und Berlin-Ost

Beruf liche Weiierbildung
und zwar:

Lehrgänge/Kurse zur LJmschulung
auf einen andercn Beruf

Lehrgänge/Kurse für den beruf lichen
Aufstieg (2. B- zum N4eistet Techniker,
Betriebswirt)

Besondere Lehrgänge/Kurse im Betrieb
zur Einarbeitung in eine neue Arbeit

Lehrgänge/Kurse zur Anpassung
an neue Aufgaben irn Beruf

Sonstige Lehrgänge/Kur6e im Beruf
Teilnahmequote insgesamt

2 1 3

3 3 3

6 6 6

11

10
2S

12
11

31

1 Weiterbildungsteilnahme = Teilnahme in den letzten zwÖlf iVonaten vor der Befraguno.

Ouellei Bundesm nisterium für Bildung und Forschunq. (Hrsg.): Berichtssystem Weiterblldung Vlll, Bonn

2001.
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Weiterbildungsbereiche Deutsch and
Bundesgebiet

N€ue Länder
und Berlin-Ost

Allgerneine und politische Weiterbildung
und zwar:
Fragen der Gesundheit und der
gesundheitsgerechten Lebensführung

Versicherungs-. Benten-, Steuer und
sonstige Bechtsfragen

Kindererziehung/Hilfe für die Schule
Persönliche/familiäre Probleme
Sprachkenntnisse
Praktische Kenntnisse
Wissen über Naturwissenschaften und
Technik

Kenntnisse und Anregungen für akttve
Freizeitgestaltung

Wissen auf Gebieten wie Kunst, Literatur.
Religion, Geschichte oder Länderkunde

Umweltschut/Ökologie
Kenntnisselür die Ausübung von
Sportarten

Computer, EDV lnternet
Becht€ und Pflichten des Staatsbürgers,
Wissen über Politik, auch europabezogen

Sonstige Themenbererche

3

2
1

1

5
2

1

2

2
1

1

I

1

2

3

2
1

1

5
2

1

2

1

1

1

7

1

2

1

1

3

4
1

0
4
2

1

T

2
6

1

2

Tab. 15: Teilnahme an allgemeiner und politischer Weiterbildung
nach ausgewählten Weiterbildungsbereichen 20001

I Weiierblldungsteilnahme = Te lnahme in den tetzlen zwötf l,4onaten vorder Befragung.
Ouel/ej Bundesministerium für Eildung und Forschung. (Hrsg.): Berichtssysrem Weiterbitdung V t, Bonn
2001.

nur um 1 Punkt gesunken ist. An allgemeinen und politischen Weiterbildungsveran
staltungen haben sich 2000 hochgerechnet rund '13,3 Mill. Personen beteiligt, gegen-
über 15,7 N.4ill. im Jahre 1997. lm früheren Bundesgebiet lag die Teitnahmequote mit
27 % etwas höher als in den neuen Ländern (24 %; s. Tab. 15). Die Entwicktung der
Teilnehmezahlen sowie vor allem das zeitliche Volumen lassen eine Konzentration auf
die berufsbezogene Weiterbildung erkennen.

Hochqualifizierte l\y'änner und Frauen bemühen sich verstärkt um ihre Weiterbildung
(63 o/o der Hochschulabsolventinnen und -absolventen nahmen im Jahr 2O0O an enl
sprechenden Maßnahmen teil). Dagegen wenden I\.4enschen ohne abgeschlossene
Berufsaushrildung weniger Zeit für ihr Fortkommen auf; nur 20 o/o besuchten 2000
entsprechende Veranstaltungen. lnformationen zur beruflichen Weiterbildung in Unter-
nehmen liefeft die Zweite Europäische Erhebung zur beruflichen Weiterbitdung
(CVTS2). lm Jahr 1999 boten 67 % der Unternehmen ihren Beschäftigten Lehrver-

B6

Teilnahmequote insgesamt 24



anstaltungen (Lehrgänge oder Kurse), also die klassische Form der berutlichen Wei-

terbildung, an. 36 o/o aller Beschäftigten der Unternehmen mit entsprechendem An-
gebot nahmen an solchen Lehrveranstaltungen teil. Die Teilnahmequote der Frauen

lag mit 33 0Z unter derjenigen der l,4änner (38 %J. Je Teilnehmer ergaben sich im
Durchschnitt 27 Weiterbildungsstunden im Jahr, wobei l\,4änner mit 28,5 Stunden

etwas länger teilnahmen als Frauen (24,7 Stunden).

Die Volkshochschulen als bedeutender Träger der allgemeinen und politischen Weiter

bildung verzeichneten 2001 6,8 l\,4ill. Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Lehrgängen.

Kursen und Arbeitsgemeinschaften, 2,4 l,'1ill. Personen besuchten Einzelveranstal-

tungen; dabei sind N,4ehdachzählungen durch Belegung mehrerer Veranstaltungen

enthalten. Zum beliebtesten Volkshochschulangebot gehören die Sprachkurse, die
2001 von 28 0% aller Teilnehmenden beleqt wurden. Etwa'100000 Personen be-

suchten Lehrgänge, um einen Schulabschluss nachzuholen. An einem Gaststudium
nahmen im Wintersemester 2002/2003 40 803 Personen teil. Davon waren die Hälfte
Frauen (50 %). Die beliebtesten Fachrichtungen der Gasthörer und Gasthörerinnen
waren die Sprach- und Kulturwissenschaften sowie die Rechts-, Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften. Die Gaststudierenden des Wintersemesters 2002/2003 waren
durchschnittlich 49,7 Jahre alt; 43 % waren 60 Jahre und älter.

2.7 BildungsniveauderBevölkerung

Die Qualifikation der Bevölkerung ist von großer gesamtwirtschaftlicher Bedeutung,
da neben der Ausstattung mit Bodenschätzen und Produktionsanlagen vor allem die

Oualität der menschlichen Arbeitskraft (,,Humankapital,, das Leistungsvermögen ei-

ner Volkswirtschaft bestimmt. Für die einzelne Person stellt die Ausbildung einen ent-
scheidenden Schritt zur Selbstentfaltung und Entwicklung der Persönlichkeit dar.

Aktuelle Anqaben über den Bildungsstand der Gesamtbevölkerung werden aus dem
jährlich durchgeführten l\,4ikrozensus gewonnen. Bei der im April2002 durchgeführten
Erhebung (s. Tab. 16) hatten von allen Befragten über 15 Jahre, die Angaben zur all-
gemeinen Schulausbildung gemacht haben, 39 % einen so genannten "höherwerti-
genn Bildungsabschluss. 1g % besaßen einen Realschulabschluss; 20 % die Fach-
hochschul- oder Hochschulreife. ln der Gruppe der 20- bis unter 30-Jährigen konnten
bereits gut 65 % einen solchen Abschluss nachweisen (30 % Realschulabschluss,
36 % Fachhochschul-/Hochschulreife). Von den Altersiahrgängen ab 60 hatten dage-
gen lediglich 12 % eine Realschule und 10 % ein Gymnasium erfolgreich absolviert.

Wie aus Tab. 17 hervorgeht, gaben im Jahr 2002 52 DÄ der Personen, die Angaben zu

ihrem beruflichen Bildungsabschluss gemacht haben, eine Lehre als beruflichen
Ausbildungsabschluss an. Fast 2 o% besaßen einen Fachschulabschluss in der ehe-

maligen DDB, knapp 6 % einen Fachschulabschluss, 11 % einen Fachhochschul-
oder Hochschulabschluss und 28 % (noch) keinen beruflichen Abschluss. Von den
30 bis unter 4o-Jährigen hatten immerhin gut 16 % ein Fachhochschul- oder Hoch-
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Tab. 16: Allgemein bildender Schulabschluss der Bevölkerung im April 2002

1 Beantwo(ung für Personen im Alter von 51 Jahren und mehrfreiwillig.
2 Anteilan allen Perconen n derj€weiligen Altersgruppe, dieArgaben zurallgemeinen &hutausbitdung

gemachl haben,

schulstudium erfolgreich abgeschlossen; unterden 60-Jährigen und Alteren befanden
sich dagegen nur rund I % Akademiker.

Heute werden die Angebote des allgemeinen Bildungssystems von Frauen und Män-
nern gleichberechtigt wahrgenommen, so dass bei der jüngeren Generation bezüglich
des Bildungsgrades kaum noch geschlechtsspezifische Unterschiede festzustellen
sind. ln der Altersgruppe der 20- bis unter 30-Jährigen hatten 33 % der Männer und
38 o% der Frauen die Fachhochschul- oder Hochschulreife. Demgegenüber besaßen
im Jahr 2002 von den Personen ab 60 knapp 15 % der männlichen, aber nur 6 o/o der
weiblichen Bevölkerung das Abitur

Bei einem Vergleich der allgemeinen Schulabschlüsse der deutschen und der aus-
ländischen Bevölkerung fällt Folgendes auf: Während die in Deutschland lebenden
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Ausländer und Ausländerinnen nur zu 14 o/o einen Realschulabschluss besitzen (für die

Deutschen liegt der entsprechende Wert bei 20 %), liegen sie mit einem Anteil von
22 yo bei det Fachhochschul- und Hochschulreife über dem Wed für die deutsche
Bevölkerung (20 %). Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang der hohe Anteil der
Ausländerinnen mit Fachhochschul- oder Hochschulreife (23 % gegenüber 17 % bei

den deutschen Frauen). lmmerhin 13 oZ der ausländischen BevÖlkerung besitzt ie-
doch überhaupt keinen allgemeinen Schulabschluss (bei den Deutschen sind es 9ut
1 %). Nrehr als die Hälfte derAusländer und Ausländerinnen in Deutschland hat auch

keinen beruflichen Bildungsabschluss (53 % gegenüber 26 % der Deutschen). Einen

Lehrabschluss können fast 54 o/a der Deutschen, aber nur 31 o/o der ausländischen

Bürger und Bürgerinnen vorweisen. Bei den Hochschul- und Fachhochschulab-
schlüssen sind die Anteile nahezu identisch.

Tab. 17: Beruflicher Bildungsabschluss der Bevölkerung im April 2002
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1 BeantwortungfürPersonen imAltervon5l Jahren undmehrfreiwillig.
2 Anteil an allen Personen in der jeweiligen Altersgruppe, die Angaben zum beruflichen Bildungsab-

schluss gemacht haben.

89

3 13910183 88433 702 1085 18 322

100 51.6 1,6 4,8 6,4 1,7



2.8 Bildungsfinanzen

lm folgenden Kapatel werden zunächst Angaben zu den Bildungsausgaben (Bil-
dungsbudget) dargestellt. Das Zahlenmaterial wird überwiegend den Rechnungsab-
schlüssen der Gebietskörperschaften sowie der sonstigen zum finanzstatistischen
Berichtskreis gehörenden lnstitutionen entnommen. Die Daten zum Bundesausbil-
dungslörderungsgesetz (BAföG) sowie zum Aufstlegsfo(bildungsförderungsgesetz
(AFBG)werden als Auszug aus den Eingabedaten und Rechenergebnissen zur Leis-
tungsrechnung bereitgestellt. Eine Vergleichbarkeit von Bildungsausgaben aus den
Bechnungsergebnissen einerseits und Angaben zum finanziellen Aufwand aus der
BAföG- bzw. AFBG-Statistik andererseits ist grundsätzlich nicht gegeben.

2.8,1 Bildungsausgaben

ln einer hochtechnologisierten Volkswiltschaft im globalen Wettbewerb ist Bildung ein
zentraler Produktionsfaktor für die Unternehmen. Für jede Bürgerin und jeden Bürger
bedeutet eine fundierte Ausbildung erst die Voraussetzung für das immer wichtiger

Tab. 18: Bildungsausgabenr der gesamten Volkswirtschaft - Bildungsbudget

1 Personalausgaben, laufender Sachaufwand, lnvestitionsausgaben (ausführliche Darstettung und
weitergehende methodische E äuterungen unter www.destatis_de, Rubrik Bildung und Kuttur).

Bildungsleistungen Bildungs-
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Nachhilfe, Lernmittel u. dgl.
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lnsgesamt

116,1
67,4
11.0

118,5
68,7
11,3

5,7

0,5
3,3
0,5

13,9 14,-t O,7 0,7

9,6
9,6

4,6

12,6
4,4

3,'1
'128,8

9,8
9,8

0,5
0,5

0,5
0,5

o,2

0,6
0,2

0,3

o,2
6,4

4,7 0,2

13,4
5,0

0,6
4,2

5,2 0,3

3,1
131,9

o,2
6,4

90



werdende so genannte "Lebenslange Lernen". Daher werden in Deutschland pro Jahr
beträchtliche Summen in die Aus- und Weiterbildung investiert. Das Bildungsbudget
stellt die Höhe dieser Ausgaben und die Herkunft der Mittel dar Die vorstehende
Tab. 18 zeigt d1e Höhe der Ausgaben ausgewählter Bildungsbereiche und deren Anteil
am Bruttoinlandsprodukt. Danach wurden im Jahre 2001 in Deutschland 131,9 Mrd.
Euro für Bildung ausgegeben- Davon entfielen rund 90 % auf die Kern-Bildungs-
leistungen wie Unterricht, der Rest auf die lJnterstützung der Lebenshaltung von
Schülerinnen und Schülern sowie Studierenden (Bildungsförderung). Mil rund 52 yo

stellen die Ausgaben von öffentlichen Vorschulen (Kindergärten. Vorklassen. Schu -
kindergärten), Schulen und Hochschulen den mit Abstand größten Posten im Ge-
samtbudget für Bildung dar. Auf private Vorschulen, Schulen und Hochschulen ent-
fielen rund g %. Die Ausbildung in Betrieben im Rahmen des Dualen Systems schlug
mit rund 1'1 o% zu Buche. Fürdie betriebliche Weiterbildung von Unternehmen, priva-
ten Organisationen ohne Erwerbszweck und Gebietskörperschaften wurden rund 7 0Z

aufgewendet. Die Bildungsausgaben der übrigen Bildungseinrichtungen und der pri-

vaten Haushalte machten 1 1 o/o des Gesamtbudgets aus.

Setzt man die im Budget nachgewiesenen gesamten Bildungsausgaben ins Verhältnis
zum Bruttoinlandsprodukt (der Summe der insgesamt erbrachten Widschaftsleis-
tung), so beträgt dieser Anteil 6,4 %. Aufgeglieded nach N/ittelgebern wandte der
Staat im Jahr 2000 für Bildung 95,4 lMrd. Euro auf. Davon kamen 14,9 Nrrd. Euro vom
Bund, 62,9 lMrd. Euro von den Ländern und 17,6 lvlrd. Euro von den Gemeinden. Fer-
ner beteiligten sich die privaten Haushalte, die Unternehmen sowie die privaten Or

Abb. 12: Ausgaben lür Schülerinnen undSchüleran öffentlichen Schulen 2002
in Euro
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ganisationen ohne Erwerbszweck mit 33,4 N4rd. Euro an der Finanzierung der Bil
dungsausgaben. Die Ausgaben der Bildungsbereiche müssen jedoch in Bezug zur
Anzahl der Bildungsteilnehmer gesetzt werden, für die letztlich die Bildungsanstren-
gungen unternommen werden.

Die vorstehende Abb. zeigt beispielhaft die Höhe der Ausgaben für öffentliche all
gemein bildende und berufliche Schulen in Bezug zur Anzahl der Schüler für das Jahr
2000. Die Ausgaben je Schüler schwanken stark nach Schularten. Die allgemein bil-
denden Schulen sind mit 4 600 Euro teurer als die beruflichen Schulen (3 200). lnner-
halb der allgemein bildenden Schulen liegen Grundschulen mit 3 600 Euro je Schüler
unter dem Durchschnitt und Sonderschulen mit 10 900 Euro darüber. Die berullichen
Schulen (2. B. Berufsschulen, Berufsfachschulen) wenden im Durchschnitt 3 200 Euro
je Schüler auf. Für die hohen Pro-Kopf-Ausgaben der Sonderschulen ist u.a. das
günstige Betreuungsverhältnis Schüler je Lehrer ausschlaggebend. Die verhältnis-
mäßig niedrigen Aufwendungen von 2100 Euro je Schüler bei den Berufsschulen sind
auf den Teilzeitunterricht zurückzuführen.

2.8.2 Ausbildungsförderung

Die Ausbildungslörderung soll zusammen mit anderen direkten Leistungen (2. B. Kin-
dergeld, Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz) sowie den ausbildungs-
bezogenen indirekten steuedichen Entlastungen dazu dienen, die unterschiedlichen
Belastungen der Familien auszugleichen. Durch diese Förderung sollen iunge Men-
schen aus Familien mit geringem Einkommen Zugang zu einer Ausbildung nach ihrer
Neigung, Eignung und Leistung erhalten. Die Förderung nach dem Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz (BAföG) ist seit Anlang der 80er-Jahre mehrfach verändert
worden - zuletzt aufgrund des Ausbildungsförderungsrelormgesetzes (AföRG) vom
21. 3. 2001 .

Zurzeit wird Ausbildungsförderung für den Besuch von weiterführenden allgemein
bildenden Schulen und Berufslachschulen ab Klasse 10 und von Fach- und Fach-
oberschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung nicht vor-
aussetA, nur an auswäds untergebrachte Schüler geleistet. Schüler-BAföG gibt es
ferner für den Besuch von Abendschulen, Kollegs, Berufsaufbauschulen oder Fach-
und Fachoberschulklassen, die eine abgeschlossene Eerufsausbildung vorausset
zen. Außerdem werden Schüler in Berufsfachschul- und Fachschulklassen geför-
dert, deren Besuch eine abgeschlossene Berulsausbildung nicht voraussetzt, sofern
sie in einem mindestens zweijährigen Bildungsgang einen berufsqualilizierenden Ab-
schluss (2. B. als staatlich geprüfte/r Techniker/in) vermitteln.

Studierenden-BAföG wird für den Besuch von Höheren Fachschulen, Akademien und
Hochschulen gewähft; es wird je zur Hälfte als Zuschuss bzw. unverzinsliches Dar-
lehen geleistet. ln bestimmten Fällen wurde seit August 1996 beim Besuch der zuletzt
genannten Ausbildungsstätten anstelle von Zuschuss und unverzinslichen Darlehen
ein verzinsliches Darlehen gewährt, so z.B. nach Überschreiten der Förderungs
höchstdauer. lm Schulbereich wird die Ausbildungsförderung dagegen vollständig
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als zuschuss gewährt. Die Ausbildungsförderung nach dem BAföG wurde ab dem
1 . Januar 1991 auch in den neuen Ländern geleistet. Wegen der niedrigeren Lebens-
haltungskosten galten dort zunächst niedrigere Bedarfssätze. Ab dem 1. April 2001

gelten für den Besuch von Ausbildungsstätten in den Neuen Ländern sowie Berlin-
Ost die gleichen Bedarfssätze wie im Früheren Bundesgebiet. Nachdem die Zahl der
Geförderten bis einschließlich 1998 zurückgegangen war, setzte im Jahr 1999 eine
Trendwende ein, und ihre Anzahl nahm wieder zu (s. Abb. 13). 723 000 Schüler und
Schülerinnen sowie Studierende erhielten im Jahr 2002 Leistungen nach dem BAföG.
Da sich die Förderung iedoch zum Teil nicht über ein ganzes Jahr erstreckte, wurden
im Durchschnitt le lMonat nur 467 000 Perconen unterstützt (s. Tab. 19).

Abb.'13: Geförderte nach dem Bundesaushrildungsförderungsgesetz (BAJöG)
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Von den durchschnittlich 163 000 gerörderten Schülerinnen und Schülern besuch-
ten fast 95 000 eine Berufsfachschule (einschl. aller Formen der beruflichen Grundbil-
dung) und gut 20 000 erne Fachschule. Unter den durchschnittlich 304 000 geIörder-
ten Studierenden waren fast 195 000 an Universitäten (einschl. PädaqoQischer und
Theologischer Hochschulen sowie Gesamthochschulen) und'101 000 an Fachhoch-
schulen eingeschrieben. 1,94 Mrd. Euro wurden für die Ausbildungsförderung nach
dem BAföG im Jahr 2002 ausgegeben, 592 N4ill. Euro für die Schüler- und 1,35 Mrd.

Euro für die Studierendenförderung. lm Durchschnitt erhielt ein geförderter Schüler

bzw. eine geförderte Schülerin 302 Euro ie lvlonat, ein gefÖrdeder Student bzw. eine
gefördede Studentin 371 Euro. Die durchschnittliche Zahl der Geförderten lag 2002
um 30 % - bei den Studierenden um 3'1 % - höher als 2000. lm gleichen Zeitraum
erhöhte sich der Finanzautwand um 53 o/o (s. Tab. 19).
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Tab. 19: Ausbildungsförderung an Schulen und Hochschulen
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG)

2.8.3 Aufstiegsfortbildungsförderung

Die Aulstiegsförderung soll Nachwuchskräften helfen, ihre Weiterbildung für einen
Fortbildungsabschluss zu finanzieren, der einen berullichen Aufstieg ermöglicht. Die
Förderung nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) wurde zum
1.1.1996 eingeführt- Zum 1.1.2002 trat eine Reform des AFBG - u.a. mit ver-
besserten Leistungen für die Geförderten - in Kraft. Das AFBG (auch "N.4eister-BAföc"
genannt) gewährt erstmals allen Fachkräften einen gesetzlich verankerten Rechts-
anspruch auf staatliche Unterstützung für alle Formen der berullichen Aufstiegsfort-
bildung. Der angestrebte Abschluss muss über dem Niveau einer Facharbeiter-, Ge-
sellen-, Gehilfenprüfung oder eines Berufsfachschulabschlusses liegen. Damit er-
streckt sich die Förderung auf alle Bildungsmaßnahmen im Bereich der gewerblichen
Widschaft, der freien Berufe, der Hauswidschaft und der Landwidschaft, die gezielt
auf anerkannte Prüfungen nach der Handwerksordnung, dem Berufsbildungsgesetz,
dem Recht des Bundes und der Länder oder sonstigen Begelungen auf eine beruf-
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liche Qualifikation vorbereiten. Hierzu gehören nach der Reform auch Fortbildungen in

den Gesundheits- und P{legeberufen sowie an staatlich anerkannten Ergänzungs

schulen. Eine Maßnahme in VollzeiÜorm muss minde§tens 400 tinterrichtsstunden
umfassen und darf in der Regel eine Dauer voß 24 lVonaten nicht übeßchreiten. Bei

Teilzeitform beträgt die maximale Dauer in der Regel bis zu 48 Monaten. Die Leis-
tungen für alle Teilnehmer und Teilnehmerinnen bestehen aus einem so genannten

MaBnahmebeitrag (für Lehrgangs- und Prüfungsgebühren), der erstmals ab 1.1.
2002 in Höhe von 35 % als Zuschuss und im Übrigen (bis 200'1 vollständig) als Dar
lehen gewährt wird. Der Höchstbetrag des Maßnahmebeitrages liegt bei 10 226 Euro

Gelörderte in Vollzeitform können darüber hinaus monatliche Zuschüsse und Dar-

lehen für den Lebensunterhalt sowie für die Kinderbetreuung einen weiteren Zuschuss
erhalten. Die von der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW gewährten Darlehen sind

längstens vier Jahre zins und tilgungsfrca und anschließend zu marktüblichen Kondi-
tionen zurückzuzahlen.

Tab.20: Aufstiegsförderung nach dem AufstiegsJortbildungsförderungsgesetz
(AFBG)

Nach Einführung der Reform zum AFBG (1. 1. 2002) gab es 2002 rund 87 700 Ge-
fördede, gegenüber dem Vorjahr ist das ein Anstieg von 56 % (s. Tab, 20). Die Förde-

rung wurde überwiegend von männlichen Fachkräften genutzt (74 9/o aller Geförder-
ten); nur 26 % der Geförderten waren Frauen. Wie aus Tabelle 7.3 hervorgeht, betrug
der finanzielle Aufwand 2002 insgesamt 316 Mill. Euro, davon wurden 215 Mill. Euro

als Darlehen bewilligt und 101 Mill. Euro als Zuschuss gewährt. Rund 39 600 (45 %)

der Geförderten nahmen an einer Vollzeitfortbildung teil, davon 23 yo F?een und 77 yo

[,4änner. Auf die Teilzeitfortbildung entfielen 48 000 Gefördene, davon 28 oZ Frauen

und 72 oÄ Männer 20 % der Geförderten bilden sich in t!4aRnahmen mit einer Dauer
von bis zu einem Jahr. 58 9/o bis zu zwei Jahren und 87 % bis zu drei Jahren fort.
Weitere 13 % besuchen Kurse, die länger als drei Jahre dauern. Die Geförderten waren

überwiegend zwischen 20 und 35 Jahren alt. Am stärksten vertreten waren die 25- bis

unter 30-Jährigen (34 %), gefolgt von den 20- bis unter 25-Jährigen (25 %) und den

30 bis unter 35-Jährigen(21 o/a).

Jahr Geförderte Finanzieller Aufwand

ins-
gesamt

davon

Darlehen

1 OOO EUR

1996
1997
1S9B

2000
2001
2002

29 427
49 346
53 967
53 767
51 999
56 051
87 659

121 1t6
171 476
176 183
176424
170 455
182 903
316 246

108 739
148 400
151765
151747
146 635
155 945
215210

12 437
23 075
24 418
25 037
23 820
26 958

101 036
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3 Erurerbstätigkeit undArbeitslosigkeit

3.1 lm Blickpunkt: Erwerbstätige und Arbeitslose

Der Arbeitsmarkt ist seit rund dreißig Jahren durch ein Ungleichgewicht von Angebot
und Nachfrage gekennzeichnet. Vor gut zehn Jahren hat sich die Schere zwischen
denen, die Arbeit suchen, und der Zahl offener Stellen noch weiter geöffnet. Gerade in
den neuen Ländern und Berlin-Ost traten nach der Wiedervereinigung Deutschlands
und dem Übergang von der Plan- zur l,4arktwirtschaft zuvor nicht gekannte probleme
auf dem Arbeitsmarkt auf, die noch immer eine Herausforderung darstellen-

Arbeitslosigkeit ist keine abstrakte Größe, sondern sie greift entscheidend in das Le-
ben der Betroffenen ein. Die mit Arbeitslosigkeit einhergehenden Einkommensverluste
zwingen meist zum Konsumverzicht, was letztlich eine Einschränkung der Teilnahme
am gesellschaftlichen Leben für die ganze Familie bedeuten kann. Freizeitaktivitäten
wie Kinobesuche, Klassenfahrten der Kinder etc. können nicht mehr problemlos oder
nur noch selten bezahlt werden.

Für diejenigen, die Arbeit haben, ist ihre Erwerbstätigkeit oft mehr als nur die "Si-
cherung des Lebensunterhälts". Die EMerbstätigkeit nimmt im menschlichen Leben
einen zentralen Platz ein; sie dient auch der persönlichen Selbstentfaltung. Wer etwa
am Arbeitsplatz ausreichend Entscheidungs- und Gestaltungsspielräume hat, ge-
staltet oft sein persönliches LJmfeld aktiver als jene, denen es anders geht.

Tab. 1: Eckdaten zu Erwertjstätigkeit und Erwerbslosigkeit
Ergebnisse des l\rikrozensus April 2002

Erwerbstätige Erwerbslose
't 000 % 1 000 %1

Deutschland

Männer
Frauen

20336
16 200

55,7 22AA
44,3 1 782

Früheres Bündesgebiet

10,1

Männer
Frauen 13252

56,0 1502
44,O 1 048
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Abb. 1 : Entwicklung von Erwerbstätigkeit und EMerbslosigkeit seit 19601
im früheren Bundesgebiet
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Um die ieweilige Situation am Arbeitsmarkt analysieren zu können, aber auch um
beispielsweise Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit auf ihre Wirksam-
keit hin zu überprüfen, sind aktuelle sowie nach verschiedenen Merkmalen ge-
gliederte statistische Angaben zur Beschäftigung und Arbeitslosigkeit wesentliche
Voraussetzungen. Das Zahlenmaterial über Erwerbstätiqe und Arbeitslose stamml
aus unterschiedlichen Ouellen. Diese sind die Statistiken der Arbeitsämter und
die Beschäftigtenstatistik der Sozialversicherungsträger, die beide vorhandene Ver-
waltungsunterlagen auswerten, sowie die Erhebungen der statistischen Amte( wie
der Mikrozensus oder die Arbeitskräftestichprobe der Europäischen Union. Auf-
grund der jeweils angewandten Methoden gehen sie zum Teil von unterschiedlichen
Begriffsabgrenzungen aus. Diese müssen beachtet werden, damit bei der lnterpre-
tation der Zahlen keine Missverständnisse auftreten, denn viellach wird nicht ein
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heitlich zwischen Erwerbspersonen und Erwerbstätigen sowie Erwerbslosen und Ar-
beitslosen unterschieden. Zu den Erwerbspersonen gehören aus statistischer Sicht
sowohl die Erwerbstätigen als auch die Erwerbslosen: Erwerbspersonen = Erwerbs-
tätige + Erwerbslose.

Erwerbstätig (umgangssprachlich auch "berufstätig,, sind alle Personen, die in einem
Arbeitsverhältnis stehen, die also "abhängig" beschäftigt sind, sowie alle Selbst-
ständigen und mithelfenden Familienangehörigen. Ob es sich um eine hauptberufliche
Tätigkeit oder eine Nebentätigkeit handelt und wie hoch das Entgelt ist, spielt für die
Zuordnung zur Kategorie der Erwerbstätigen keine Rolle. Erwerbslos sind alle Nicht-
beschäftigten, die sich um eine Arbeitsstelle bemühen, unabhängig davon, ob sie
beim Arbeitsamt registriert sind. Als Arbeitslose gelten hingegen nur diejenigen Per-
sonen, die beim Arbeitsamt als solche gemeldet sind {vgl. 3.7 bis 3.1 1).

Nach diesen Abgrenzungen gab es - so die Ergebnisse des N,likrozensus - im April
2002 im früheren Bundesgebiet rund 32,7 Mill. Erwerbspersonen, darunter 30,1 Mill.
Erwerbstätige. lm Vergleich zu April 1991 zeigte sich bei einer Steigerung der Er-

werbspersonenzahl um etwa 1,3 Mill. eine Zunahme der Erwerbstätigen um 448 000
Personen. Gleichzeitig stieg die Zahl der Erwerbsiosen um rund 874 000. ln den neuen
Ländern und Berlin-Ost gab es im April 2002 rund 7,9 Mill. Erwerbspersoneni von
ihnen waren insgesamt 6,4 l\,4ill. Menschen eMerbstätig und 1,5 l\,1ill. erwerbslos. Die
Zahl der EMerbstätigen lag damit im April 2002 in Ostdeutschland gegenüber der
Mikrozensuserhebung vom April 199'1 um knapp 1,4 Mill. niedriger, dle Zahl der Er
werbslosen um 554 000 Personen höher.

3.2 Erwerbstätigkeitals Unterhaltsquelle

Bestritten im Mai 199'1 noch 44.5 yo dü N/enschen in Deutschland ihren Lebens-
unterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit, so waren es im April 2002 insgesamt 40,3 o/o.

Dies ist nicht nur eine Folge der höheren Arbeitslosigkeit - von Arbeitslosengeld oder
-hilfe lebten im Mai 199'1 noch 2,2 % der Bevölkerung, während d ieser Anteil bis zum
Jahr 2002 auf 3,8 % anstieg -, sondern auch der Verschiebung der Altersstruktur.
Denn der Anteil derjenigen, die Renten oder Pensionen beziehen, ist in Deutschland
von '18,7 o/o im Mai 1991 auf 22,6 ya im April 2002 gestiegen. Hingegen sank der Anteil
jenet die ihren l-Jnterhalt aus der Unterstützung durch Angehörige bezogen, von
31,4 o/o im l,4ai '199'1 auf 29,7 % im April 2002. Auf sonstige Einkommensquellen wie
eigenes Vermögen, Vermietung, Zinsen, Altenteil, Sozialhilfe, Leistungen aus einer
Pflegeversicherung oder beispielsweise BaföG konnten im Mai 1991 rund 3,2 yo det
Bevölkerung in Deutschland zurückgreifen, im April 2002 waren es 3,6 o/o.

lnsgesamt war für 40,3 o/o der Bevölkerung in den elf aten Bundesländern und auch
lür 4o,5 o/o in den neuen Ländern und Berlin-Ost im April 2002 die eigene Erwerbs-
tätigkeit die wichtigste Unterhaltsquelle. Während im früheren Bundesgebiet 32,1 %
der Bürgerinnen und Bürger ganz oder zum Teil durch Angehörige (Eltern, Ehepartner,
Kinder usw.) versorgt wurden, waren es in den neuen Uändern und Berlin-Ost nur
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19,1 %. Dagegen lebten hier 31,5 % überwiegend von Renten, Pensionen und Er-

trägen aus Vermögen, sonstigen Unterstützungen und Sozialhilfe - in den alten Län-
dern waren es 25 %. Aus Arbeitslosengeld oder -hilfe bestritten 2,6 % der Bevölke-
rung im früheren Bundesgebiet ihren Lebensunterhalt, in den neuen Ländern und
Berlin-Ost waren es 8.9 %.

Abb.2: Bevölkerung nach überwiegendem Lebensunterhalt im April 20021
in Tausend

Bundesqebiel

2t 193
16 126

11 068

Neue Länd€r
u Berln Ost

6 061
3 326

2 735

r8 642

Bundesgebiet
g 086
s 556 geld,-hilte

dergleichen
Neue Länder
u. Berlin-Ost

6 048
2 608

3 440

Bundesgeb et

21 652

13 910 Unterstützung

Angehörige
Neue Länder
u. Berlin-Osl 1 394

'1 464

05
m insgesaml

t0 t5 20 25

weiblich

30

I

1 Eroebnisse des M krozens!s.

3.3 Beteiligung am Erwerbsleben

Längere Ausbildungszeiten und das frühere Ausscherden aus dem Erwerbsleben
machen sich auch bei den Erwerbsquoten bemerkbar. lm April 2002 lag der Anteil der
Erwerbspersonen an der Gesamtbevölkerung (Erwerbsquote) in Deutschland mit
49,2 o/o um einen Prozentpunkt niedriger als 1991 (50,2 %).

Die rückläufige Erwerbsquote in der Gesamtbevölkerung geht einher mit einer stär-
keren Beteiligung der Frauen am Erwerbsleben. lhre Erwerbsquote stieg seit 1991 um
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Jahr [4änner Frauen lnsgesamt

Deutschhnd

1991
'1992

1993
'1994
'19s5

1996
1997
1S98
1999
2000
2001
2042

60,0

58,6
58,3
57,a
57,3
57,4
57,2

56,6
56,5
56,2

41 ,1

41,0
41,1
40,9
40,9
41,3
41,4
42,O
41,S
42.4
42,6

52,4
52,6
52,2
52,5
52,3
52,1
52,6
52,6

53,3

50,2
49,9
49,5
45,4
49,1
48,S
49.1
49,1
49,4
49,1
49,3
49,2

Tab. 2: Erwerbsquoten
Anteilder Erwerbspersonen an 100 Männern bzw. Frauen

1,5 Prozentpunkte auI42,6a/o im Aüil2OO2. Von den verheirateten Frauen waren 2002
53,2 % erwerbstätig odererwerbslos, 1991 waren es nur 52,4 ol.

Bezogen auf die 15- bis unter 65-jährigen Männer lag die Erwerbsquote im April 2002
in Deutschland bei 80,'1 %, für die Frauen gleichen Alters bei 65,3 o/o.

Der Anteil der Erwerbspersonen unter den Frauen ist in den neuen Ländern und Berlin-
Ost deutlich höher als im lrüheren Bundesgebiet. Besonders groß sind die Unter-
Schiede bei den verheirateten Frauen (62,8 o/o in den neuen Ländern; 51,2 9/o im
früheren Bundesgebiet). Die Erwerbsbeteiligung der Männer im Osten (57,9 %) ist
hingegen kaum höher als im Westen (55,8 yD).

Tab. 3: Frauenerwerbsquoten nach Altersgruppen

Alter
von...bis
unter. - . Jahre

Deutschland Flüheres
Bundesgeblet

Neue Länder
und Berlin-Ost

19Sl 2002 1960 1991 2002 1991 2002

15 20
20-25
25-30
30-35
35-40
40-45
45-50
50-55
55-60
60-65
65 70

37,2
75,9
75.6
72,8
75,1
75,4

65,3
42.9
10,7
3,3

28,0
67,5
75,S
74,4
79,9
42,5
82,0
74,9
60,1
16,9
3,9

34,8
73,4
70,8
66,5
68,8
70,5
67,2
58,6
44,4

3,8

27 ,5
67,0
J 4,4
76,1
77.0
79,7
79,4
71,6
56,4
17,9
4,5

46,3
a7,2
96,2
97,3
97.7
96,9
95,7
91,4
3J,2
4,8
1,2

69,6
84,5
91,4
s3,6
94,4
92,7
89,7
76,9
12,7

1,8

100

75,0
75,7

45,1
45,4
44,5
41,6
37,S

20,9



Abb. 3: Bevölkerung nach Alter und Beteiligung am Erwerbsleben
Ergebnisse des Mikrozensus April 2002 in Mill.
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Bezieht man auch das Alter der Frauen ein, zeigt sich eine deutliche Zunahme der
Erwerbsbeteiligung der 25- bis 54-Jährigen im früheren Bundesgebiet. ln den neuen
Ländern und Berlin-Ost erreicht die Frauenerwerbsquote bei den 25- bis 49-Jährigen
einen Wert von 91,9 o/o, selbst bei den 50- bis s4-Jährigen liegt sie noch bei Bg,7 %.

3.4 ErwerbstätigenachWirtschaftsbereichen

Wendet man die traditionelle Aufgliederung der Wirtschaftsbereiche in primären
(Land- und Forstwidschaft, Fischerei), sekundären (Produzierendes Gewerbe) und
tertiären Sektor (Dienstleistungen) auf die wirtschaftliche Zugehörigkeit der Erwerbs-
tätigen an, werden tief greifende Wandlungen im Zertablauf otfenkundig. Anderungen
in den Produktions- und Fertigungsverfahren, zunehmende Automatisierung und
Rationalisierung sowie die veränderte Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen
haben zu einer erheblichen Umverteilung der Erwerbstätigen geführt.

Am auffälligsten ist die Schrumpfung des primären Sektors: Vor 120 Jahren war dort
mit über I N,4ill. Menschen der größte Teil der Erwerbspersonen beschäftigt. Arbeitete
1BB2 im damaligen Reichsgebiet nahezu jeder zweite Erwerbstätige im primären
Sektor, galt dies im Jahr 2002 in Deutschland nur etwa für jeden 40., im früheren
Bundesgebiet sogar nur noch für jeden 42. Erwerbstätigen. lnsgesamt arbeiteten im
Jahr 2002 in Deutschland 923 000 Menschen in der Landwirtschaft, und zwar 713 000
im früheren Bundesgebiet und 2'10 000 in den neuen Ländern.

Tab. 4: Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichenr
(Ergebnisse des M krozensus) in Tausend

l ln den Abgrenzungen glbl es keinere Abwerchungen, da es Veränderungen beider zugrunde liegen
den Klassif kationen der Widschaitszweige rm ZeitabaLrfgab.

N,4it der Abnahme der Erwerbstätigenzahlen im Agrarbereich geht eine starke Zu-
nahme im tertiären Sektor einher. Hier arbeiten heutzutage in Deutschland rund 66 o/o

aller Erwerbstätigen, vor fast 120 Jahrcn war es nicht einmal ein Viertel. Nachdem das
Produzierende Gewerbe im früheren Bundesgebiet in den 1960er- und 1970er-Jahren
die meisten Arbeitsplätze bot (fast 50 %), ist der Beschäftigtenanteil hier mittlerweile
auf rund 32 % im Jahr 2002 gesunken. ln den neuen Ländern und Berlin-Ost lag er mit
29,1 o% noch darunter.
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Bundesgebiet

Neue Länder
und Berlin-Ost
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Auch eine europaweite Betrachtung zeigt, dass der tertiäre der bedeutendste Sektor
auf dem Arbeitsmarkt ist. Ergebnissen der Arbeitskräfteerhebung der Europäischen
Union (EU-15) des Jahres 2002 zufolge, waren 68 o/o aller Erwerbstätigen im Alter von
'15 bis 64 Jahren mit der Produktion von Dienstleistungen beschäftigt. Luxemburg liegt
mit 78 o/o an erster Stelle, gefolgt von den Niederlanden (76 oZ) und Schweden (75 %).

[,4it über 30 % hat das Produzierende Gewerbe in Deutschland, ltalien, Portugal und
Spanien ein überdurchschnittliches Gewicht. lm Europa der Fünfzehn liegt die Ouote
insgesamt bei 28 yo. Dem landwirtschaftlichen Sektor kommt hinsichtlich der Be-
schäftigungswirkung - mit Ausnahme von Griechenland {15 %) und Portugal (13 %) -
in allen europäischen Ländern eine untergeordnete Bedeutung zu- ln der ELJ waren
2002 lediglich 4 % aller Erwerbstätigen im primären Sektor beschäftigt, in Deutsch-
land knapp 3 % und in Frankreich gut 4 %.

I03

Abb. 4: Erwerbstätige nach Wirtschaftst)ereichen im Vergleich



Abb.5: Erwerbstätige in ausgewählten Ländern der Europäischen Union
nach Wirtschaftsbereichen
Ergebnis der EU-Arbeitskräfteerhebung im Jahr 2002
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3.5 Berufe und Tätigkeitsmerkmale

Der Wandel der Wirtschaftsstrukturen durch den allgemeinen technischen Fortschritt,
neue Produktions- und Fertigungsverfahren sowie veränderte wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Rahmenbedingungen haben viele Berufe bzw- Berufsbereiche ver-
ändert. ln den Dienstleistungsberulen waren im Jahr 2002 in Deutschland 65 % aller
Erwerbstätigen beschäftigt, über die Hälfte (57,4 %) waren Frauen. Vergleicht man die
Erwerbstätigenzahlen innerhalb der Dienstleistungsberufe in den Jahren 1995 und
2002, so ist der stärkste Zuwachs (43,6 Prozentpunkte) bei den Gebäudereinigerin-
nen/Gebäudereinigern und Raumpllegerinnen/Raumpflegern zu verzeichnen, gefolgt
von den sonstigen Fachverkäuferinnen und Fachverkäufern (30,7 Prozentpunkte) so
wie den Restaurantfachleuten (26,3 Prozentpunkte). Der zweite stark besetzte Be-
rufsbereich waren Fertigungsberufe, in denen nahezu jeder vierte Erwerbstätige
(23,8 %) seinem Broterwerb nachging. Relativ unbedeutend in Bezug auf die Zahl der
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Berufsbereich'? lnsgesamt
1 000

Darunter weiblich
o/i'

Berufe in der Land-, Tier-, Forst-
winschaft und im Gartenbau

Bergleute, Mineralgewinner
Fertigungsberufe
Technische B€rure
Dienstleistungsberuf e
Sonstige Arlceitskräfte

sl2
67

8705
2348

690

36,0

18,0
16,1
57,4
38,0

Tab. 5: Erwerbstätige in Deutschland nach Berufsbereichen im April 20021

Erwerbstätigen sind die Berufe in der Land-, Tier-, Forstwirtschaft und im Gartenbau
mit einem Anteil von knapp 3 %. ln technischen Berufen waren im April2OO2 rund 6 yo

der Erwerbstätigen beschäftigt.

3.6 Stellung im Beruf

Die traditionelle Einteilung nach der Stellung im Beruf (Selbstständige, mithelfende
Familienangehörige, Beamte, Angestellte und Arbeiter) spiegelt heutzutage nur noch
in sehr eingeschränktem Maße die soziale Struktur der Erwerbstätigen wider. Jede
einzelne Gruppe - insbesondere die der Angestellten - bietet mittlerweile eine breite
Palette hierarchischer Einstufungsmöglichkeiten. Die historisch gewachsene Ein-
teilung bringt jedoch gesellschaftliche Veränderungen zum Ausdruck und ist darüber
hinaus weiterhin für das rechtliche Beschäftigungsverhällnis (2. B. Zugehörigkeit zur
Rentenversicherung) von Bedeutung.

lm April 2002 standen 88,4 % aller Erwerbstätigen im trüheren Bundesgetiet und
90,9 o/o in den neuen Ländern und Berlin-Ost in einem abhängigen Arbeitsverhältnis,
d. h. sie waren als Arbeiter, Angestellte (einschließlich Auszubildende) oder Beamte
tätig. Die Angeslellten hatten mit 5'1,8 bzw. 47,9 % den größten Anteil, gefolgt von den
Arbeitern mit 30,2 b1w.38,5 yo. Selbstständige waren mit 10,3 % im früheren Bun-
desgeiriet und mit 8,6 % in den neuen Ländern und Berlin-Ost, Beamte mit 6,4 o/o in
den alten und mit 4,5 oZ in den neuen Bundesländern veftreten- Auf die unbezahlten,
zumeist in der Landwidschaft tätigen mithelfenden Familienangehörigen entfiel ein
Anteil von '1,3 bzw. 0,5 %.

Die Struktur der Erwerbstätigen nach der Stellung im Beruf hat sich in den ver-
gangenen fünf Jahrzehnten erheblich verändert: Während der Anteil Selbstständiger
und mithelfender Familienangehöriger an den Erwerbstätigen von'1950 bis 2002 im
früheren Bundesgebiet gravierend zurückging, hat sich der Anteil der Angestellten und
Beamten fast verdreifacht- Diese Entwicklung ist im Zusammenhang mit dem bereits
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erwähnten langfristigen Wandel in der Wirtschaftsstruktur zu sehen. So hat z. B. der
Rückgang der Erwerbstätigenzahlen in der Landwitlschait mit ihrem hohen Anteil an
Selbstständigen und mithelfenden Familienangehörigen zum Rückgang dieser beiden
Gruppen insgesamt beigetragen. Durch das starke Anwachsen des tertiären Sektors
(Dienstleistungen) nahm hingegen die Zahl der Angestellten beträchtlich zu.

lm früheren Bundesgebiet wie in den neuen Ländern und Berlin-Ost weist der Anteil
der Selbstständigen, der mithelfenden Familienangehörigen und der abhängig Er
werbstätigen für Männer und Frauen typische Unterschiede auf. lJnter den erwerbs-
tätigen Männern im früheren Bundesgebiet wat 2OO2 det Anteil Selbstständiger
(13,3 %) etwa doppelt so hoch wie unter den Frauen (6,4 %). Bei den Beamten be-
trugen die entsprechenden Anteile 7,6 bzw. 5,0 o/o. ln den neuen Bundesländern
waren im April 2002 11.0 % aller männlichen Erwerbstätigen selbstständig und 5,9 %
aller weiblichen. Der Anteil der Beamten lag bei 5,6 %, der Beamtinnen bei 3,1 %.
Weibliche Erwerbstätige übten überwiegend Angestelltenberufe aus (früheres Bun
desgebiet: 64,4 Vo; neue Länder und Berlin-Ost: 66,0 %). Von den erwerbstätigen
Männern war jeweils der größere Teil (36,8 bzw. 50,7 %) als Arbeiter tätig.

Abb. 6: Erwerbstätige nach Stellung im Berut im früheren Bundesgebiet in %

1950 2002
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Tab. 6: Erwerbstätige in Deulschland nach Stellung im Beruf und Geschlecht
im April 20021

Stellung im Beruf Männer in %

Selbstständige
Mithellende Familienangehörige
Beamte
Ange§ellte 2

Arbeiter 3

0,5

40,2
3S,1

6,3
2,0
4,6

64,8

1 Ergebnisse des M krozensus.
2 Einschl. Auszubildende in anerkannlen kaufmännischen und techn schen Ausbildungsberufen.
3 Einschl, Auszubildendein anerkannlen gewerblichenAusbildungsberufen.
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Die berufliche Stellung hängt eng mit dem Ausbildungsstand der Erwerbstätigen zu-
sammen. So sind Personen mit Fach-, Fachhoch- oder Hochschulabschluss unter
den Selbstständigen und Beamten wesentllch häufiger vertreten als in den übrigen
Berufsgruppen. Eine Lehre bzw. eine Anlernausbildung dominiert dagegen bei den
Arbeiterinnen und Arbeitern.

Tab.7: Erwerbstätige in Deutschland nach Stellung im Beruf
und Ausbildungsabschluss im April 20021

3.7 Arbeitslose und offene Stellenl

Arbeitslosigkeit ist nicht nur für die Betroffenen ein schwer wiegendes persönliches
Problem, sondern auch eine große Herausforderung für die ganze Gesellschaft. Zum
einen müssen die Arbeitslosen gravierende finanzielle Einbußen hinnehmen und ste

I Ergebnisse des L4ikrozensus. 2 E nschl. Anlernausb ldung. 3 Einsch . Berutuvorbereitungsjahr,
berulsqualilizierender Abschluss an Berulsfach -/Kol egschulen, Absch uss ernereinjährgen Sch!le des
Gesundheitswesens. 4 Einschl. Abschluss der Fachschule in der ehemalgen DDR, Absch uss einer
2- oder 3-iähriqen Schuie des Gesund he tswesens, Abschluss einer Fachakademie oder e ner Berufs
akademie. -5 Auch lngenieursch u labschluss i Wissenschaftliche Hochschule, auch Kunsthochschule. -
6 Einschl. Auszubldende n anerkannten kaufmannischen und technschen Ausbi dungsberufen. -
7 Einschl. Auszubildende inanerkannten gewerblichen tusbildLrngsberufen.

Wegen der vielfachefl Gebietsstandsveränderungen im bnd Berlin seit 1SS7 werden - um VerzeF
rungen zu vermelden - in den Statistiken der Bu ndesageniu r für Arbeit d e be den Gebietsteile beider
Darstel ung von Ergebn ssen ab Januar 2003 neu abgegrcnzt und bezeichnei: Westdeutsch and =
Früheres Bundesgebiet ohne Berlin, Ostdeutsch and = Neue Lainder und Berlin.
ln d ieser Beg ionalabg renzung siehen Daten ab dem 8er chtsjahr 1 991 als dckgerech nele Ergebn sse
zur Verfügung. ln den vo egenden Abschnitten, d e slch auf Angaben der BLndesagentur für Arbeit
bezehen, werdendieseneuen Regionaläbgrenzungen berücksichtgt.

Darunter mitAngabe eines beruflichen Abschlusses
gesamt

Zu-

Eeruiliches

Lehrausbildung3

Meisler/Iechniker
ausbildung. Fach-
schulabschluss",
Verwallungsfach-

hochschulabschluss,

Hochschulabschluss/

Stellung im Beruf

1 000 d/.

Selbstständige
Mithelfende
Famili6nangehörige

Beamte
Angestellte6
Arbeite/

414
2 224

18 668
11 576

267
2014

15 467
7 696

81,8
36,3
65,1
93,0

18,2

34,S
7,O

52,446,1
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3654 3090
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hen zusätzlich unter großer psychischer Belastung; zum anderen stellen sie für den
Staat einen erheblichen Kostenfaktor dat während sie mit dem Einsatz ihrer Arbeits-
kraft zurgesamtwirtschaftlichen Leistung beitragen könnten.

Vollbeschäftigung ist allerdings nicht mit völliger Ausschaltung von Arbeitslosigkeit
gleichzusetzen, denn saisonale Arbeitslosigkeit (2. B. Winterarbeitslosigkeit im Bau-
gewerbe) und vorübergehende Beschäftigungslosigkeit bei einem Arbeitsplatzwech-
sel lassen sich nie ganz vermeiden. Daher wird üblicherweise so lange von einem
Zustand der Vollbeschäftigung gesprochen, wie die Zahl der Arbeitslosen die Zahl
der offenen Stellen nicht übersteigt.

Zu Beginn der 60er-Jahre war nach dieser Abgrenzung im früheren Bundesgebiet
Vollbeschäftigung erreicht. Es herrschte sogar ein Mangel an Arbeitskräften, der nur
durch die Anwerbung von Ausländern und Ausländerinnen gemildert werden konnte.
Seit 1974 liegt die jahresdurchschnittliche Zahl der registrierten Arbeitslosen aber er-
heblich über der Zahl offener Stellen. Mit Ausnahmen in den Jahren 1978 bis 1980
überschreitet die Arbeitslosenzahl seit 1975 die 1-Million-Grenze. lm Jahr 1983 waren
erstmals sogar mehr als 2 Millionen Menschen als arbeitslos registriert. Lediglich in

den Jahren '1990 bis '1992 lag die Arbeitslosenzahl im Zuge der positiven lmpulse
durch die deutsche Wiedervereinigung noch einmal unter der "2-Millionen-Marke".
Mit 2.87 Millionen Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt '1997 eneichte die Arbeits-
losenzahl in Westdeutschland einen vorläuligen Höchststand. Die Arbeitslosenquote,
d. h. die Zahl der Arbeitslosen an den abhängig zivilen Erwerbspersonen, betrug dabei
1O.a o/o.

'1998 lrat eine leichte Besserung auf dem Arbeitsmarkt im Westen Deutschlands ein,
die sich bis zum Jahr 2001 fortsetzte. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen sank in
diesem Zeitraum auf 2,32 t!4ill., die Arbeitslosenquote ermäßigte sich auf 8,0 %. VeF
glichen mit den etwas günstigeren Verhältnissen im Jahr 2001 nahm die Arbeits-
losigkeit im Jahresdurchschnitt 2002 wieder zu, und zwar um 177 800 Personen. Die

Quote stieg binnen eines Jahres auf 8,5 % an. Die Zahl offener Stellen betrug im
Durchschnitt des Jahres 2002 377 500, das waren rund 58 200 weniger als im Jahr
2001 und 70 100 weniger als im Jahr 2000.

Seit den 7oer-Jahren verfestigt sich der Trend, dass mit iedem weiteren Konjunktur-
einbruch der Sockel der Arbeitslosigkeit deutlich wächst, ohne jedoch nach Eintreten
wirtschaftlicher Besserung auf das vorherige Niveau zurückzugehen.

N,4it der Wiedervereinigung Deutschlands trat auch in den neuen Ländern und Berlin-
Ost das Problem der Arbeitslosigkeit in offener Form zutage. Die hohe Arbeitslosigkeit
rührte hauptsächlich von der Anpassung der Wirtschaftsstruktur her, wodurch zu-
nächst mehr Arbeitskräfte freigesetzt als neu eingestellt wurden. So waren im zwei-
ten Halbjahr 1990 in Ostdeutschland durchschnittlich rund 640 000 Menschen als
arbeitslos registriert, was einer Quote von 6,6 % entspricht. Demgegenüber waren
nur etwa 31 400 offene Stellen gemeldet. lm Jahresdurchschnitt 1991 hatte sich
die Arbeitslosenquote in Ostdeutschland bereits auf 10,2 9/o erhöht. Bis zum Jahr
1994 stieg die Arbeitslosenquote hier kontinuierlich an und erreichte im Jahresdurch
schnitt 1994 einen Wert von 15,7 %. Nach einer kurzen Besserung im Jahr'1995 -
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Jahresdurchschnitt Arbeitslose Offene Stellen Arbeitslosen-
quoten'z %

1 000

19503
19603
1970
1980
1990
199'1

1992
1993
1994
19S5
1996
1997
1998
1S99
2000
2001
2002

'1 868,5
270,7
148,8
888,9

1883,1
1 596,5
1699,3
2 '149,5

2 426,3
2 427 ,1

2646,4
2 470,0
2 750,6
2 603,8
2 380,3
2 319,9
2 497 ,7

'118,5

465,1
794,4
308,3
313,6
324,7
314.7
236,0
226,4
260,3
265,7
277,7
336,4
381,5
441,6
435,7

11,0
1,3
0,7
3,8
7,2
6,2
6,4
8,0
9,0

10,8
10,3
s,6

8,0
8,5

Tab. 8: Arbeitslose, otfene Stellen und Arbeitslosenquoten
in Westdeutschland 1950 bis 2002'

Tab. 9: Arbeitslose, offene Stellen und Arbeitslosenquoten 1991 bis 2002

1 1950, 1S60, 1S70, 1980 und 1S90 Ergebn isse für das früherc Bundesgebiet, einschl. Berlin-Wesl
2 BezoOen auf abhänqige zivile Erwerbspersonen.
3 Ohne Angaben fürdas Saa/and.

Ouel/er Bundesagenlur iür Arb€it.

1991
19S2
1993
1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002

1 280,6
1411,9
1 691,6
1863,1
1850,6
2111,5
2342,4

2159,8
20s2.8
2063,4
2239,4

356,2
279,5
284,8
321,3
321.3
337,1
421,6
456,4
s14,0
506,1
451,2

7,3
8,5
9,8

10,6
10,4
11.5
12,7
12,3
11,7
10,7
10,3
10,8

6,4
7,1
8,6
9,5
9,6

11,0

'11,9

11,3
10,5
10,4
'11,3

8,5
10.2
11,3
12,0
11,4
12,1
13,3
12,4
12,2
10,9
10,2
10.3

2602,2
2 978,6
3419,1
3 698,1
3 611,9
3 965,1
4 384,5
4 279,3
4099,2
3 888,7
3851,6
4 060,3

1321,6
1 566,7
1727,6
1835,0
1 761,3
1853,5
2042,1
2 006,6
1939,4
1835,8
1788,3
1820,S

ins-
gesamt

[4änner

Offene
Stellen

gesamt
lvlännerdurch-

schnitt

%1 000
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die Arbeitslosenquote ging auf 14,8 Vo zutück - stieg die Arbeitslosigkeit im Jahr
'1996 wieder an und bewegt sich seit'1997 im Jahresdurchschnitt auf einem relativ
konstanten und hohen Niveau. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen in Ostdeutsch-
land beträgt seitdem im Jahresdurchschnitt zwischen '1,50 und 1,56 l\rill. Personen,
die Arbeitslosenquote beläuft sich aul Werte zwischen 18,5 % und '19,2 o/o, zuletzt
im Jahr 2002 betrug die Quote 19,2 % (bei 1,56 Mill. Arbeitslosen).

Einer in Ostdeutschland deutlich höheren Arbeitslosenquote (Jahresdurchschnitt 2002:
19,2 %) steht eine in Westdeutschland vergleichsweise niedrigere Quote (Jahres-
durchschnitt: 8,5 %) gegenüber. Seit dem Jahr 1994 hat die Arbeitslosenquote für
Deutschland im Jahresdurchschnitt allerdings einen zweistelligen Wert nicht mehr
unterschritten. ln den Jahren 1997 und 1998 wurden dabei die bisherigen Höchst-
stände ermittelt 112,7 yo bzw. 12,3 yol. lm Jahr 2002 lag die Arbeitslosenquote bei
10,8 %- DieZahlderals arbeitslos registrierten Personen schwanktseit 1992 zwischen
knapp 3 N,4ill. und gut 4 Mill. lm Durchschnitt des Jahres 1997 wurde mit 4,38 Mill. der
bisherige Höchststand ermittelt. lm Jahr 2002 gab es rund 4,'1 N.4ill. registriede Ar-
beitslose.

Sowohl bei den Arbeitslosenzahlen als auch bei den Zahlen für offene Stellen handelt
es sich ausschließlich um Personen, die sich beim Arbeitsamt gemeldet haben, bzw.
um unbesetzte Arbeitsplätze, die beim Arbeitsamt gemeldet sind. Bei der Beweftung
dieser Zahlen sollte jedoch berücksichtigt werden, dass es Arbeitsuchende gibt, die
den Weg zum Arbeitsamt scheuen bzw. sich keine Vorteile davon erhoffen, wenn sie
sich dort melden (sie werden als .Stille Reserve. bezeichnet). Zur Stillen Beserve
im weiteren Sinn zählen insbesondere auch diejenigen Personen, die an von den
Arbeitsämtern geförderten Vollzeit-Maßnahmen zur Weiterbildung und Umschulung
- hierzu gehören auch Deutschsprachkurse - teilnehmen, sowie ältere Bezieher von
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe, soweit sie der Arbeitsvermittlung nicht mehr
zur Verfüqunq stehen. Ahnliches qilt aber auch Iür die Zahl der offenen Stellen. Hier
wird ein großer Teil, der auf über 60 % des gesamten Stellenangebotes geschätzt
wird, ohne Einschaltung des Arbeitsamtes vergeben und taucht ebenfalls nie in der
Statistik auf.

3.8 Arbeitsplatzverlust,Kurzarbeitund
Arbeitsmarktpolitik

Von Januar bis Dezember 2002 meldeten sich in Westdeutschland mit 4,94 Mill. Per-
sonen deutlich mehr Menschen bei den Arbeitsämtern arbeitslos als ein Jahr zuvor
(+ 371 100 Personen). Andererseits konnten im Jahr 2002 mit 4,73 Mill. aber auch
mehr Personen (+ 6,5 %) ihre Arbeitslosigkeit beenden als 2001.

ln Ostdeutschland meldeten sich im selben Zeitraum rund 2.47 Mill. Personen ar-
beitslos, das ist etwa die gleiche Anzahl (- 0,3 o/o) wie ein Jahr zuvor Von den 2,47 lvlill.

neu arbeitslos gemeldeten Personen waren mehr als die Hälfte (1 ,26 Nilill. oder 51,1 %)
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zuvor beschäftigt oder in betrieblicher Ausbildung. lm Jahr 2001 betrug dieser Anteil

52,7 %. Aus elner betrieblichen oder außerbetrieblichen Ausbildung heraus meldeten

sich im Jahr 2002 rund 78 900 Personen arbeitslos. Ein Jahr zuvor war diese Zahl
noch deutlich höher qewesen (93 700). lm Laufe des Jahres 2002 beendeten im Osten
2,4 Mill. Personen ihre Arbeitslosigkeit, das waren 0,8 % weniger als 2001 .

Durchschnittlich konnten im Jahr 2002 in Deutschland Arbeitslose ihre Arbeitslosig-
keit nach S.4Monaten beenden. ln den Jahren 2001 und 2000 dauerte die durch-
schnittliche Arbeitslosigkeit mit 8,5 bzw. 8,7 Monaten noch etwas länger an.

Um in konjunkturellen Schwächephasen Kündigungen zu vermeiden, gehen die Un-
ternehmen oftmals zunächst auf Kurzarbeit über. Dies lässt sich im Zeitablauf ein-
drucksvoll belegen: Die höchsten Kurzarbelterzahlen waren im Zeitraum der letzten

30 Jahre um das Jahr 1975 (Jahresdurchschnitt 1975:773 300), im Zeitraum 1981 bis
1984 (Jahresdurchschnitt 1983: 675'100) sowie 1993 zu verzeichnen. lm Jahr 1993
belief sich die Zahl der Kurzarbeiter in Deutschland auf 948 400. Dieser Höchststand
reduzierte sich aber bereits im Folgejahr erheblich auJ 372 300 und schwankt seitdem
im Jahresdurchschnitt zwischen 100000 und 280000. lm Jatu 2oo2 waren rund
206 800 Personen von Kurzarbeit betrofien.

Für Ostdeutschland stehen Ergebnisse zur Kuzarbeit ab Berichtsmonat Oktober
1990 zur Verfügung. ln der Folge des vorübergehend ausgedehnten Einsatzes ar-

beitsmarktpolitischer Maßnahmen erreichte die Zahl der aus betrieblichen Gründen
verkürzt arbeitenden Personen im April 1991 mit 2,02Mill. einen Höhepunkt. N4it

Auslaufen der besonderen Kurzarbeiterregelungen Ende 1991 ging ihre Zahl wieder
stark zurück. lm Jahresdurchschnitt 2002 arbeiteten im Osten Deutschlands 44 600
l\,4enschen kurz. Zwischenzeitlich, im Jahresdurchschnitt 2000, betrug diese Zahl nur
26 700. ln Westdeutschland waren im Jahr 2002 insgesamt 162 100 Personen von
Kurzarbeit belroften.

lm Hinblick auf die Entlastung des Arbeitsmarktes kommt den arbeitsmarktpolitischen
Ir4aßnahmen der Bundesagentur für Arbeit - insbesondere in Ostdeutschland - nach
wie vor besondere Bedeutung zu. Neben dem Kurzarbeitergeld umfassen die tradi-
tionellen lnstrumente der Arbeitsmarktpolitik vor allem die Förderung der beruflichen
Weiterbildunq, beschäftigungsschaffende Maßnahmen, die berufliche Rehabilitation
und spezielle Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung der Eingliederungschancen
schwer vermittelbarer Arbeitsloser. Hinzu kommen seit April 1997 neue Fördermaß-
nahmen, mit deren Hilfe Arbeitslose in reguläre Beschäftigung gebracht werden sollen.
Hierbei handelt es sich zumeist um Leistungen, die an Arbeitgeber gezahlt werden,
wie etwa Eingliederungszuschüsse, Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose,
Einstellungszuschüsse bei Neugründungen und so genannte Strukturanpa§sungs
maßnahmen. ln den Maßnahmen zur direkten Förderung regulärer Beschäftigung be-
fanden sich in Deutschland im Jahresdurchschniü 2002 rund 222 300 Personen, 5 oÄ

mehr als im Jahr 2001. Zusätzlich besteht seit Januar 1999 ein Sofortprogramm zum
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit. Es zielt darauf ab, Jugendliche durch spezielle ln-

strumente in Ausbildung oder Beschäftigung zu bringen. lm Jahr 2002 wurden im

Rahmen der Maßnahmen dieses Programms 85 900 junge l\,4enschen geiördeft, das
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waren 1,9 oZ mehr als im Jahr 200'1- lm Zuge der Umorientierung in Richtung auf
aktive Förderung von Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt, ging die Zahl der Per-
sonen in beschäftigungsschaffenden Maßnahmen im Jahresdurchschnitt 2002 ge-
genüber dem Vorjahr erneut deutlich zurück (um 40 700 Personen oder 18,5 %). lns-
gesamt wurden durch dje Arbeitsämter im Jahresdurchschnitt 2002 insgesamt
275 000 Personen (16,6 %) mehr in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen gefördert als
im Jahr2001.

lnwieweit sich die im Zuge der Vorschläge der so genannten Hartz-Kommission in
Gang gesetzten gesetzlichen Regelungen (2. B. besondere Förderung der Selbst-
ständigkeit bei Gründung einer lch-Ac, Vereinfachungen bei der steuerlichen und
beitragsrechtlichen Eehandlung so genannter N,4ini-Jobs, den früheren geringlügigen
Beschäftigungsverhältnissen, der Einrichtung von Personal-Service-Agenturen, ,rüh-
zeitigeren Meldepflichten bei drohender Arbeitslosigkeit etc.) enllastend auf die Situ-
ation am Arbeitsmarkt auswirken werden. wird erst allmählich anhand eingehender
[Jntersuchungen f estgestellt werden können.

3.9 Arbeitslosigkeitimnationalen
und internationalen Vergleich

Arbeitslosigkeit ist heute ein wellweites Problem. lhr jeweiliges Ausmaß lässt sich je-
doch über die Ländergrenzen hinweg nicht anhand der Daten der nationalen Arbeits-
verwaltungen vergleichen. Selbst innerhalb der Europäischen Union (EU) ist die So-
zialgesetzgebung, die z. B. den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung oder deren
Dauer regelt, nach wie vor sehr unterschiedlich. Die Sozialgesetzgebung wiederum
beeinflusst unmittelbar die Zahl derer, die sich an die Arbeitsverwaltung wenden bzw.
dort registriert werden. lm Endeffekt sind damit die jeweiligen Zahlen der nationalen
Arbeitsverwaltungen nicht direkt miteinander vergleichbar.

Llm dennoch internationale Vergleiche der Erwerbslosigkeit zu ermöglichen, bedienen
sich viele nationale statistische Amter und insbesondere auch inter- und supra-
nationale lnstitutionen des Konzepts der lnternationalen Arbeitsorganisation (lLO).
Unabhängig von der Arbeitsverwaltung werden hier Erwerbslose nach einheitlichen
Kriterien im Rahmen von regelmäßigen Bevölkerungsbefragungen ermittelt. Wie in
vielen anderen Ländern wird dazu auch in den Staaten der EU die gemeinsame Ar
beitskräft eerhebung durchgeführt.

Nach den Ergebnissen der Arbeitskäfteerhebung ist die Erwerbslosigkeit in den
Ländern der EU im Jahr 2002 gegenüber dem Vorjahr leicht angestiegen. Entspre-
chend dem |Lo-Konzept wurden in den fünfzehn Staaten insgesaml '13,6 Mill. Er-
werbslose gezählt, rund 700 000 mehr als ein Jahr zuvor. Die jahresdurchschnittliche
Erwerbslosenquote lag bei 7,7 Vo (2OO1:.7,4 %). Die Quote für Deutschland lag mit
8,6 9/o über dem EU-Durchschnitt. Höhere Erwerbslosenquoten als für Deutschland
lagen in Spanien (1 1,3 %), criechenland (10,0 %), Finnland (9,1 %), ltalien (9,0 %) und
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Frankreich (8,8 %) vor. Aber nur in Portugal ist die Arbeitslosigkeit - gemessen an der
Arbeitslosenquote - gegenüber dem Jahr 2001 stärker angestiegen (+ 1,0 Prozent-
punkte) als in Deutschland (+ 0,8 Prozentpunkte).

Arbeitslosigkeit betrifft nicht alle Gruppen der Bevölkerung in gleichem Umfang.
Unterschiedliche Personengruppen sind auch in unterschiedlichem Maße von Ar-
beitslosigkeit betroffen. So ist die Arbeitslosenquote für Männer höher als die für
Frauen, ausländische Erwerbspersonen sind vergleichsweise stärker von Arbeitslo
Sigkeit betroffen als deutsche, Personen im Alter von 50 Jahren und älter zählen
zu den "Problemgruppen" am Arbeitsmarkt. Nicht zuletzt ist aber auch eine regio-
nale Ungleichverteilung der Arbeitslosigkeit festzustellen. So sind die nördlichen Be-

Abb. 7: Jahresdurchschnittliche Erwerbslosenquoten
in ausqewählten europäischen Ländern
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Oue//er Statistisches Bundesamt und Eurostat-

gionen stärker von Arbeitslosigkeit betrotfen als der Süden Deutschlands. lm Osten
Deutschlands werden im Allgemeinen höhere Arbeitslosenquoten angetroffen als
in Westdeutschland. Die Spannweite der p.rbeitslosenquoten auf Stadt und Land-
kreisebene schwankte im Jahresdurchschnitt 2002 zwischen 3,9 % im bayerischen
Landkreis Ebersberg und 27,6Vo im Landkreis Demmin in Mecklenburg Vorpom-
mern- ln Deutschland insgesamt betrug die jahresdurchschnittliche Arbeitslosen-
quote im Jahr 2002 - gemessen an den abhängig zivilen Erwerbspersonen - 10,8 7o
(Ostdeulschland 19,2 o%, Westdeutschland 8,5 %). lm Jahr2001 hatte sie bei 10,3 9/o

gelegen. Besonders stark stieg die Arbeitslosigkeit gegenüber dem Vorjahr 2001
in Berlin, Bayern und Hamburg an. Haer stiegen die Quoten um 1,0 bzw. 0,9 Prozent-
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Land 1995 1S97 2000 2001 2002

Belgien
Dänemark
Deutschland
Finnland
Frankreich
Griechenland
lrland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Österreich
Podugal
Schweden
Spanien
Vereinigtes Königreich
Europäische Union

9,7
6,7
8,0

15,4
11,3

12,3
11,5

6,6
3,S
7,3
8,8

18,8
8,5

10,'1

9,2
5,2

12,7
11,8
9,8
9,9

11,6
2,7
4,9
4,4
6,8
s,9

17,0
6,S

'10,0

8,6
4,8
8,4

10,2
10,7
'11,8

5,6
11,3

3,2
3,9
4,5

12,8

8,7

6,9
4,4
7,8
9,8

11,0
4,3

10,4
2,3

3,7
4,1
5,6

11,3
5.4
7,8

6,7
4,3
7,8
9,1
8,5

10,4
3,9

2,1
2,4
3,6
4,1

10,6
5,0
7,4

?,3
4,5
8,6
9,1
8,8

10,0
4,4
9,0

4,3
5,1
4,9

11,3
5,1
7,7

Tab. '10: Erwerbslosenquoten in der Europäischen Llnion
Jahresdurchschnitt in Prozent

Oue//e: Statistsches Bundesamt und Eurostat.

Tab. 1 1 ; Arbeitslose und Arbeitslosenquoten nach Ländern
Jahresdurchschnitte 2001 und 2002

Bundesland Arbeitslose Adceitslosenquotenl
in o/o

2001 2002 2001 2AA2

Baden-Württemberg
Bayern
Berlin
Brand€nburg
Bremen
Hamburg
Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein

264213
332 417
272 307

39 851
70 644

200 533
167 938
350 110
766 277
134 801
44 906

39S 328
264 4S3
116 149
194 078

294 905
386 545
2BB 31S
237 431

40 532
77 475

169 7 47
361 640
812 330
143 665
45 422

405 250
260 390
121 541
20'1 103

5,5
6,0

17,9
18,8
13,6
9,3
7,4

19,6
10,0
9,6
7.6
9,8

1S,0
20,9

9,4

6,1
6,S

18,9
19,1
13,7
10,2

7,4
20,o
10,2
10,1
8,0

1S,3
20,8
s,8

rhüd '16 17

Westdeutschland
Ostdeutschland

2 31S 904
1 531 732

2 497 674
1 562 639

8,0
18,8

8,5
19,2

1 Bezogen auf abhängige zivile Erwerbspersonen

Oue//er Eundesagentur für Arbe i-
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punkte. ln Sachsen-Anhalt, dem Bundesland mit der höchsten jahresdurchschnitt-
lichen Arbeitslosenquote in den Jahren 2001 und 2002, ging die Quote von 20,9%
auf 20,8 % zurück. Ursächlich für die teilweise geringeren Anstiege der Arbeitslosen-
quoten in den östlichen Bundesländern im Vergleich zu den westlichen sind zuneh-
mende Abwanderungen sowie starke Pendlerbewegungen.

3.1 0 Struktur der Arbeitslosigkeit

3.10.1 Problemgruppen des Arbeitsmarktes

Zu den so genannten "Problemgruppen" auf dem Arbeitsmarkt zählen insbesondere
Jüngere, Altere, Frauen, Ausländerinnen und Ausläncler sowie auch Schwerbehin-
derte.

Jugendarbeitslosigkeit stellt nicht nur ein schwer wiegendes Problem für den Ar-
beitsmarkt da( mehr noch verbirgt sich hinter diesem Begriff ein gesamtgesell-
schaftliches Problem, da mit Arbeitslosigkeit im jugendlichen Alter auch die Weichen
für die spätere Entwicklung im Erwerbsleben gestellt werden. Zur Beduzierung der
Arbeitslosigkeit stehen seit 19gg für Personen im Alter unter 25 Jahren unterschied-
liche Fördermaßnahmen im Rahmen des Sofortprogramms zum Abbau der Jugend-
arbeitslosigkeit (,,JUMP") zur Verfügung. lm Jahr 2002 befanden sich deutsch-
landweit durchschnittlich 89 500 junge Leute in derartigen Nlaßnahmen, 2o/o meF,t

als im Jahr 2001.

Für Jugendliche unter 20 Jahren hat sich unter dem Einfluss der Förderprogramme die
Situation seit 1999 leicht gebessert. Sowohl im Osten als auch im Westen - hier be-
reits seit 1998 - gehen die jahresdurchschnittlichen Arbeltslosenquoten für diesen
Personenkreis kontinuierlich zurück, wenngleich die Arbeitslosenquoten der unter
2o-Jährigen im Osten seit 1999 noch durchschnittlich um rund 4,2 Prozentpunkte
über den entsprechenden Quoten in Westdeutschland liegen (1999: Deutschland
8,5 %, Ost 10,6 %, West 7,7 o/o:2OO2: Deutschland 5,4 %, Ost B,g %, West 4,4 %).
Für Jugendliche im Alter von 20 bis unter 25 Jahren stellt sich die Situation in Ost
und West erheblich schlechter dar (1999: Deutschland 11,4 %, Ost 18,9 %, West
9.3 yot 2OO2: Deutschland 12,2 %, Osl20.6 %, West 9,7 %). Anders als bei den
Jugendlichen unter 20 Jahren sind für Jüngere im Alter von 20 bis unter 25 Jahren
die Arbeitslosenquoten gegenüber dem Jahr 1999 angestiegen. lm Jahr 2002 lag die

iahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote der 20- bis unter 25-Jährigen in beiden
Teilgebieten Deutschlands über der Arbeitslosenquote insgesamt.

Grundsätzlich haben ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wegen der längeren
Betriebszugehörigkeit und des damit verbundenen Kündigungsschutzes ein ver
gleichsweise geringeres Risiko, arbeitslos zu werden. Sind sie aber einmal arbeitslos,
ist es für sie häufig sehr viel schwerer als für Jüngere, eine neue Beschäftigung zu
finden. Ende September 2002 gab es in Deutschland 564 900 registrierte Arbeitslose,
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Abb. 8: Altersgliederung der Arbeitslosen im September 2002
in Prozent aller Arbeitslosen

Que//er Bundesagentur für Arbet.

die 55 Jahre oder älter waren. Gegenüber dem Vorjahr hat sich diese Zahl um '15,3 %
verringed. Der Anteil der ss-Jährigen oder älteren an allen Arbeitslosen betrug im
September 2002 bundesweit 14,3 %.

ln diesem Zusammenhang ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Messung der
Arbeitslosigkeit älterer Menschen durch die Regelung des § 428 Sozialgesetzbuch
(SGB) lll z. T. eingeschränkt ist. Altere Arbeitslose, die das 58. Lebensjahr vollendet
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haben, können danach auch dann Lohnersatzleistungen beziehen, wenn sie der
Arbeitsvermittlung nicht mehr voll zur Verfügung stehen und somit nicht als Arbeits-
lose gezählt werden. Während diese Regelung - zum Teil aus demographischen
Gründen - zwischen 1998 und 2000 seltener in Anspruch genommen wurde, ist seit
dem Jahr 2001 hier wieder eine Zunahme zu verzeichnen. Die Zahl dieser Leistungs-
empfänger in Deutschland stieg von rund 225 000 im Jahresdurchschnitt 2001 auf
291 500 im Jahresmittel 2002 an.

Frauen sind zuletzt etwas weniger von Arbeitslosigkeit betrotfen gewesen als Männer.
Während in Deutschland die jahresdurchschnittliche Zahl arbeitslos registrierter
Männer von 2001 auf 2OO2 um 8,5 ya zunahm, stieg die Zahl arbeitsloser Frauen und
Mädchen im gleichen Zeitraum nur um'1,8 %, Die Zuwächse in Westdeutschland
waren dabei für Männer und Frauen jeweils größer als in Ostdeutschland. lm Osten
ging die Zahl arbeitsloser Frauen von 200'1 bis 2002 sogar geringfügig zurück (um

6 800 auf 748 600). lm Jahresdurchschnitt 2002 lag die Arbeitslosenquote der Frauen
in Deutschland, gemessen an allen abhängigen Erwerbspersonen, bei '10,3 9/o, die der
N.4änner bei 1'1 ,3 %. lm Westen wie auch im Osten unterschritt die Arbeitslosenquote
der Frauen die jeweiligen Quoten der l\,4änner Westdeutschland: Männer 9,1 o/o,

Frauen 7,8 %; Ostdeutschlandr Nränner 19,5 o/D, Frauen 18,9 9/o). Dass die Arbeits-
losenquote der Frauen im Osten zuletzt leicht gesunken ist, dürfte u. a. auch darauf
zurückzuführen sein, dass sich viele Frauen nicht mehr beim Arbeitsamt melden oder
sich - in Anbetracht der anhaltend schwierigen Arbeitsmarktlage - vom Arbeitsmarkt
zurückziehen.

Als besonders schwierig erweist sich die Arbeitsmarktlage für Erwerbspersonen mit
ausländischer Staatsangehörigkeit. Zwischen 1960 und 1970 waren Ausländerinnen
und Ausländer - um den bestehenden Arbeitskräftemangel zu beheben - als "Gast-
arbeiter" angeworben worden. Heute gehören sie zu den Problemgruppen des Ar-
beilsmarktes. Nachdem die Zahl registrierter Arbeitloser mit ausländischem Pass ab
dem Jahresdurchschnitt 1998 im Vergleich zum jeweiligen Vorjahr bis zum Jahr 2001
regelmäßig rückläufig war, ist sie im Jahr 2002 gegenüber dem Vorjahr wieder leicht
gestiegen (um 40 700 auf 505 400). Nach wie vor ist das Risiko, arbeitslos zu werden,
für Ausländerinnen und Ausländer doppelt so groß wie für Deutsche. Dae hohe Ar
beitslosigkeit von Ausländern beruht zum Teil noch auf einer häufig noch geringeren
sprachlichen und beruflichen Qualifikation; diese vermindert Einstellungschancen und
vergrößert bei schwacher Konjunktur das Risiko den Arbeitsplatz zu verlieren. lm
Jahresdurchschnitt 2002 waren in Westdeutschland 432 600 Ausländerinnen und
Ausländer arbeitslos gemeldet, sie stellten damit 17,3 % aller Arbeitslosen. Die Ar-
beitslosenquote unter der ausländischen Bevölkerung betrug 17,6yo. lm Osten
Deutschlands spielt die Arbeitslosigkeit von Ausländern eine geringere Rolle. Hier
waren 72 800 Ausländerinnen und Ausländer im Jahresdurchschnitt 2002 arbeitslos
gemeldet, was einem Anteil von 4,7 o/o der Arbeitslosen in Ostdeutschland entspricht.

Geringere Beschäftigungschancen als Gesunde haben zudem Personen mit ge-
sundheitlichen Einschränkungen. Schwerbehindert und deshalb besonders schwer
zu vermitteln waren im Jahresdurchschnitt 2002 in Deutschland 156 900 Personen,
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das waren 3,9 % aller registrierten Arbeitslosen. lm Vorjahr betrug der Anteil Schwer-
behinderter an allen Arbeitslosen noch 4,4 %. ln Westdeutschland waren im Jahr 2002
4,7 ya l2OO1: 5,5 %) der Arbeitslosen schwerbehindert, in Ostdeutschland betrug
dieser Anteil nv 2,5yo (2OO1:2,9%). Als Trend erkennbar ist, dass der Anteil
Schwerbehinderter an allen Arbeitslosen in Ost und West abnimmt. LJngekläd ist da-
bei allerdings, ob dies auf verbesserte Beschättigungschancen für diese Personen
hindeutet oder aber deren schleichenden Rückzug vom Arbeitsmarkt anzeigt.

3.1 0.2 Arbeitslosigkeit und Oualifikationsstruktur

Die Gefahr, in Arbeitslosigkeit zu geraten und die Schwierigkeiten als Arbeitslose(r)
wieder eine Beschäftiounq zu erlanqen, verschärfen sich insbesondere dann, wenn
eine geringe berufliche Qualifikation vorliegt. Zwar ist eine gute Ausbildung längst kein
Garant mehr für einen sicheren Arbeitsplatz. Dennoch sind die Arbeitsmarktchancen

Tab. 12: ArfJeitslose nach derArt ihrer Berufsausbildung - September 2002

bei höherer Qualifikation günstiger und das Bisiko des Arbeitsplatzverlustes ist für
qualifizierte Arbeitskräfte bedeutend geringer. lm September 2002 hatten in Deutsch-
laod 35,4 Vo der Arbeitslosen keine abgeschlossene Berufsausbildung. Dagegen lag
der Anteil der Arbeitslosen mit Fachhochschul- bzw. Hochschulabschluss an allen
Arbeitslosen bei nur 5,7 %.

3.10.3 Dauer der Arbeitslosigkeit

Arbeitslosigkeit trift insbesondere diejenigen hart, die auch nach längerer Suche
keinen Arbeitsplatz finden. lm September 2002 waren in Deutschland von den
3,94 Mill. registrierten Arbeitslosen 1 ,30 Mill., also knapp jeder Dritte, mindestens ein
Jahr ohne Beschäftigung. Die Zahl derer, die bereits mindestens zwei Jahre ohne Ar-
beitsplalz waren, belief sich auf 648 300. Nur einem kleineren Teil der Arbeitslosen
gelingt es, schon nach kurzer Zeit eine neue Stelle zu finden. Der Anteil der Arbeits-
losen in Deutschland, die weniger als drei l\4onate beim Arbeitsamt registriert waren,
pendelte im letzten Jahrzehnt stets um 30 % und belief sich zuletzt aul 31.5 o/o.

Berufsausbildung Arbeitslose
in Tausend

Anteit
in o/o

Ohne abgeschlossene Berufsausbildung
Mit abgeschlossener Berufsausbildung
- betriebliche Ausbildung
- Beruf sf ach-/Fachschule

Fachhochschule

- UniversitäVHochschule

1 396
2 546
2 '133

189
73

15'1

35,4
64,6
54,1

4,8
1,9
3,8

'1 '18

Oue//e: Bundesagentur iür Altleit.



Abb. 9: Nahaufnahme derArbeitslosigkeit in Westdeutschland
und in Ostdeutschland
Von je '100 Arbeitslosen im September 2002 waren
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Jahr
jeweils
September

Arbeitslose Davon waren arbeitslos in oZ

unter
3 Monate

3 Monate b s
unter 1 Jahr

1 Jahr
und länger

1992
1993
'1994

199s
1996
19S7
1998
1999
2000
2001
2002

2 494
3 447
3 4S3
3 521

3 848
4 308
3 965
3 S43
3 684
3 743
3 941

178
070
319
044
449
094
32a

790
022

Deutschhnd

35,1
32,7

31,9
30,7
28,8
30,6
29,8
30,8
3'1,5
31,5

39,1
39,7
36,9
36,1
38,2
37,1
32,7
35,2

35,1
35,4

25,4
27,6

31,S
31,1
34,1
36,7
35,0
36,4
33,s
33,1

Tab. 13: Arbeitslose nach Dauer der Arbeitslosigkeit 1992 bis 2002

Oueller Bundesagentur für Arbe t

3.1 1 Unterstützungsleistungen der Arbeitslosen

Mit der Dauer der Arbeitslosigkeit wachsen die finanziellen Sorgen der Betroffenen-
Während die meisten Arbeitslosen im ersten Jahr ihrer Arbeitslosigkeit noch Arbeits-
losengeld erhalten, wird die sich im Allgemeinen anschließende niedrigere Arbeits-
losenhilfe nur bei nachweisbarer Bedürftigkeit gewährt. Haben Arbeitslosengeld-
empfänger mindeslens ein Kind (im Sinne des Einkommensteuergesetzes), beträgt
das Arbeitslosengeld 67 % des vorherigen Nettoeinkommens, bei Arbeitslosen ohne
berücksichtigungsfähige Kinder beträgt es 60 %. lst der Anspruch auf Arbeitslosen-
geld ausgelaufen und wird den Betroffenen nur noch Arbeitslosenhilfe gewährt, be-
tragen die entsprechenden Sätze 57 % und 53 %.

Von den Arbeitslosen, die im Jahr 2002 in Deutschland bei den Arbeitsämtern ge-
meldet waren, bezogen 46,8 o/o Arbeitslosengeld und 41,7 % Arbeitslosenhilfe. Wei-
tete 0,4 Vo erhielten in diesem Zeitraum Eingliederungshilfe. Damit betrug der Anteil
der Leistungsempfänger unter den Arbeitslosen im Durchschnitt des Jahres 2002
insgesamt 88,9 o/o.

lnsgesamt hatte im Jahr 2002 im Westen Deutschlands nur rund jeder siebte (14,6 %)
und im Oslen nur rund jeder achtzehnte (5,6 %) beim Arbeitsamt registrierte Arbeits-
lose keinen Anspruch auf eine Lohnersatzleistung (Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe
oder Eingliederungshilfe).

Weitere lnlormationen zum Thema Aöeitsmarkt siehe Teil ll, Kap. 6.
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4 Einnahmen und Ausgaben
der privaten Haushalte

4.1 Zielsetzung der Statistik
über Einnahmen und Ausgaben

l\ilit Einnahmen und Ausgaben beschäftigen sich viele Statistiken. zu nennen sind ins-
besondere die Verdienststatistiken (vgl. Kap. 16), die Steuerstatistiken (vgl. Kap. 1'1),

die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (vgl. Kap. '12), die lMikrozensuserhebun-
gen und die Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte. Sie alle betrachten das Thema
unter verschiedenen Blickwinkeln und bedienen sich darüber hinaus unterschied-
licher Begriffe, sodass eine uneingeschränkte Vergleichbarkeit der Ergebnisse nicht
gegeben ist. lm lMittelpunkt dieses Kapitels stehen bei den Einnahmen und Ausgaben
privater Haushalte die Laufenden Wirtschaftsrechnungen (LWR), die jährlich ent-
sprechende Angaben für private Haushalte in Deutschland liefern. Bei den Einnahmen
der Haushalte wurde außerdem auf Daten des l\rikrozensus und auf Daten der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen zurückgegrifien. Die Daten zur Ausstattung mit
Gebrauchsgütern wurden dem Einführungsinterview der Einkommens- und Ver

brauchsstichprobe 2003 (EVS 2003) entnommen, die im fünfjährigen Turnus durch-
geführt wird. Ljm Entwicklungen im Zeitablauf darstellen zu können, wurde bei den
Ausstattungen der privaten Haushalte mit Gebrauchsgütern auch auI die Ergebnisse
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1 998 zurückgegriffen.

Die Wirtschattsrechnungen privater Haushalte konzentrieren sich vor allem auf die
Frage, wie viel Geld die Haushalte zur Verfügung haben, ausgeben und sparen. Sie
greifen dabei auI die Aulzeichnungen der Haushalte aus unterschiedlichen sozialen
Schichten zurück, die für die Statistik freiwillig über ihre Einnahmen und Ausgaben
Buch führen. Die anfallenden Daten, die für die Wirtschafts- und Sozialpolitik und lür
verbraucherpolitische Zwecke unentbehrlich sind, ermöglichen eine repräsentative
Beurteilung der Einkommenssituation und der Konsumgewohnheiten der Bevöl-
kerung und liefern zugleich lnformationen überderen Lebensstandard. Es handelt sich
also um eine sehr lebensnahe Statistik, die dem viel geäußerten Klagespruch, dass
mit dem Einkommen kein Auskommen sei, auf den Grund gehen möchte.

Laut einer Studie des Bundesministeriums für Familie, Frauen und Jugend gelten
rund 2 bis 3 Mill. Haushalte als überschuldet. Den Neuerungen im lnsolvenzrecht
vom 1. Januar 1999, insbesondere der Einführung der Verbraucherinsolvenzver-
fahren, die sich in der Statistik niederschlagen, wurde mit dem neu hinzugefügten
Abschnitt "Verbraucherinsolvenzen. (vgl. 4.7) Rechnung getragen. Die Einführung
der neuen lnsolvenzordnung eröffnet privaten Schuldnern durch lnanspruchnahme
eines lnsolvenzverfahrens die tlilöglichkeit, von ihren Restschulden belreit zu wer-
den. Die lnsolvenzstatistiken beruhen aul den Auskünften der lnsolvenzgerichte,
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4.2 Von den Einnahmen zu den Ausgaben
der privaten Haushalte

Die Zusammenhänge zwischen Einkommen, Verbrauch und Vermögensbildung wer-
den besonders deutlich am Aufbau des Schemas, das den Wirtschaftsrechnungen
zugrunde liegt. Es geht von den Erwerbs und Vermögenseinkommen aus, berück-
sichtigt die Transferleistungen des Staates (2. B. Renten, Kindergeld) sowie die Ein-
nahmen aus nichtöfientlichen Übeftragungen (2. B. Werks- und Betriebsrenten), zieht
davon die ötfentlichen Abgaben (Steuern und Sozialversicherungsbeiträge) ab und
führt so zu den ausgabefähigen Einkommen. Aus ihnen ergibt sich nach Abzug der
Ausgaben für den Privaten Konsum und der "übrigen Ausgaben" die Ersparnis der
Haushalte.

4.3 Einnahmen der privaten Haushalte

4.3.1 Verteilung des Haushaltseinkommens

Jeder Haushalt weiR ungefähr, wie viel Geld ihm monatlich zur Vedügung steht. lm
IMikrozensus wird nach dem persönlichen Nettoeinkommen im [,4onat je Haushalts-
mitglied gefragt. Dabei stufen sich die Haushalte in vorgegebene Einkommens-
größenklassen ein. Erfahrungsgemäß neigen sie zu einer Unterschätzung ihrer Ein-
künfte, sodass sich für die Analyse weniger die absolute Höhe, als die Struktur der
Einkommen eignet-

Nach den Mikrozensusergebnissen hatten im April2002 in Deutschland knapp 25,8 %
aller Haushalte, die entsprechende Angaben zum Einkommen machten, zwischen 900

Bruttoeinkommen aus unselbstständiger Arbeit
+ Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen (Einnahmen aus Ver-

mietung, Zinsen, Dividenden)
+ Einnahmen aus öfientlichen Einkommensübertragungen (öffentliche Benten,

Kindergeld u.A.)
+ Einnahmen aus nichtöffentlichen Transferzahlungen (Werks-, Betriebsrenten) und

Untervermietunq

= Haushahsbruttoeinkommen

- Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag
- Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung

= Haushaltsneftoeinkommen
+ Sonstige Einnahmen (2. B. Einnahmen aus dem Verkauf gebrauchter Waren)

= Ausgabefähige Einkommen bzw. Einnahmen
Private Konsumausgaben

- Übrige Ausgaben (2. B. Kraftfahrzeugsteuern, freiwillige Beiträge zurgesetzlichen

. _ ,.KtalEgglsL_EltglversiclerungL __ _



und 1 500 Euro zur Verfügung. 33,8 % standen netto monatlich 1 500 bis 2 600 Euro
zur Verfügung. ln der Einkommensklasse von 2 600 bis 4 500 Euro befanden sich
'19,7 % der Haushalte, während 5,8 o/o über 4 500 Euro hatten. Am anderen Ende der
Skala mussten 14,9 yo de( Haushalte mit weniger als 900 Euro auskommen, wobei
einem Anteil von 3,2 o/o der Haushalte nach eigenen Angaben weniger als 500 Euro
zur Verfügung standen.

Abtr. 1: Einkommensverteilung im April 2002
monatlches Hausha ts-Nettoeinkommen ln EUR
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l4 8

10,3
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Wie aus Abb. 1 ersichtlich, ist die Einkommensverteilung zwischen den alten und
neuen Bundesländern noch unterschiedlich. Während im früheren Bundesgebiet
61,4 % der Haushalte monatlich über 1 500 Euro zur Verfügung hatten, waren es in
den neuen Ländern und Berlin-Ost erst 50,4 %.

Die Haushalte mit den geringsten Einkommen waren überwiegend E npersonen-
haushalte. Die oberen Einkommensklassen waren dagegen fast ausschließlich mt
Mehrpersonenhaushalten besetzt, in denen häufig mehrere Haushaltsmitglieder zum
Einkommen beitrugen.



4.3.2 Soziale Stellung und Höhe des Haushaltseinkommens

Differenziert man nach der sozialen Stellung der Bezugsperson des jeweiligen Haus-
halts, so verfügten die Haushalte von Beamtinnen und Beamten in Deutschland - ge-
messen am Nettoeinkommen - gemäß ihren Angaben zum Mikrozensus 2002 zu
63,2 % über ein monatliches Nettoeinkommen von 2 600 Euro oder mehr. Bei den
Haushalten von Selbstständigen und mithelfenden Familienangehörigen waren es
52,6 o/o. Von den Angestelltenhaushalten hatten etwa 39 9/o ein Einkommen dieser
Größenordnung und von den Arbeiterhaushalten rund 21,3 %. Dagegen verfügten nur
12,5 % der Nichterwerbspersonenhaushalte überein Nettoeinkommen von 2 600 Euro
und mehr.

lm Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) werden die Durch-
schnittseinkommen privater Haushalte berechnet, indem die in den VGR ermittelten

Tab. 1: Haushaltsnettoeinkommen nach sozialer Stellung im April 2002r
Haushalte in Prozent

Monatliches Haushaltsnetto€inkommen... EIJRStellung im Beruf
der Haushaltsbezugsperson 900-

1 500
1500-
2600

2600
und mehr

unter
s00

Deutschland
Selbstständige u. mithelfende

Familienangehörige
Beamte/Beamtinnen
Angestellte
Arbeiter/Arbeiterinnen

7,0

6,3
8,1

22,1

13,2
6,1

20,5
23,7

52,6
63,2

21,3
12

Früheres Bundesgebiet
Selbstständige u. mithelfende

Famili€nangehörige
Beamte/Beamtinnen
Angestellte
Arbeiter/Arbeiterinnen

6,5
1.8

I,O

12,2
5,7

20,2
23,3

26,1
28,0

47,3

64,5
40,2
22,4

21 32 l 31 0 1 4

Neue Länder und Berlin Ost
Selbstständige u. mithelfende

Familienangehörige
Beamte/Beamtinnen
Angestellte
Arbeiter/Arbeiterinnen

18,6
10,3
22,4
25,3
34,2

32,9
31,0

45,3

39,0

32,5
17,1

31 12

1 Eeebnisse des Mikrozensus

-t24

24,4
34,1
46,9

I

6.4
8,9

12,3
22,1I



Einkommensgrößen auf sozioökonomische Haushaltsgruppen aulgeteilt werden. lm
Jahr 2002 hatten die privaten Haushalte in Deutschland im Durchschnitt ein Netto-
einkommen von 32 100 Euro. Gegenüber'1991 (25 700 Euro)flossen 25 yo mehr Ein-
kommen in die Haushaltskassen. Auf Grund des ungebrochenen Trends zu kleineren
Haushalten erhöhte sich das Nettoeinkommen je Haushaltsmitglied (+ 32 %). Pro Kopf
standen im Jahr 2002 durchschnittlich 15 000 Eurc für Konsum und Sparen zur Ver-
fügung ('1991: '1'l 300 Euro).

Real, d. h. nach Abzug der Preissteigerungen für die Lebenshaltung aller privaten
Haushalte, stand den Haushalten im Jahr 2002 im Durchschnitt etwas weniqer Geld

Tab. 2: Netto-Jahreseinkommen im Jahr2OO2 in Deutschlandl

I Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.

zur Verfügung als 19S1 F1 %)- Je Haushaltsmitglied hat sich das reale Durch-
schn ittseinkommen zwischen 1991 und dem Jahr 2002 um gut 5 % erhöht.

Nach Haushaltsgruppen zeigen sich deutliche Unterschiede. Selbstständigenhaus-
halte erzielten mit einem durchschnittlichen Nettoeinkommen von 88 400 Euro im Jahr
2002 (199'1: 71 900 Euro) die höchsten Durchschnittseinkommen. Je Haushaltsmit-
glied waren dies 32 900 Euro. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Selbstständige in der
Begel ihre Altersvorsorge aus ihrem Nettoeinkommen bestreiten müssen und es sich
um eine sehr heterogene Gruppe von Einkommensbezieherjnnen und -beziehern
handelt: Von Kleingewerbetreibenden, selbstständigen Landwiden bis hin zu freibe
ruflich tätigen Arzten, Anwälten, Architekten und anderen Selbstständigen. Arbeit-
nehmerhaushalte kamen im Jahr 2002 auf durchschnittlich 34 800 Euro üe Haus-
haltsmitglied 14'100 Euro). Dabei lagen Beamtenhaushalte mit 41 500 Euro vor den
Angestelltenhaushalten (37 000 Euro) und den Arbeiterhaushalten (30 000 Euro). Je
Haushaltsmitglied stand Beamten- und Angestelltenhaushalten mit rund 16 000 Euro
nahezu der gleiche Betrag zur Verfügung, Arbeiterhaushalte kamen auf 11 200 Euro.

Haushalte nach sozialer Stellung
d€r Bezugsperson

EUR je
Haushalt

EUR je Haus-
haltsmitglied

Haushaltevon...
Selbstständigen
Arbeitnehmern
Beamten
Angestellten
Arbeitern

Nichterwerbstätigen
darunter:
Arbeitslosengeld/-hilfeempfängern
Rentnern
Pensionären
Sozialhilf eempf ängern

88 400
34 800
41 500
37 000
30000
21 300

19 000
21 600
29000
13 900

32900
14100
16 200
16000
11 200
12200

8 600
13100
17 400
6100
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Bei den Nichterwerbstätigenhaushalten, die sich im Vergleich zu Erwerbstätigen-
haushalten häu{iger nur aus einer oder zwei Personen zusammensetzen, sind deut-
liche Unterschiede beim Nettoeinkommen je Haushaltsmitqlied festzustellen: Wäh-
rend Pensionärshaushalte (17 400 Euro) und Rentnerhaushalte (13100 Euro) im Jahr
2002 teilweise sogar über dem Niveau von Erwerbstätigenhaushalten lagen, waren die
Pro-Kopf-Einkommen in Haushalten von Arbeitslosengeld- kzw. Arbeitslosenhilfe-
empfängern (8600 Euro) und Sozialhilfeempfängern (6 100 Euro) klar am unteren
Ende der Einkommensskala.

Die hier dargestellten Nettoeinkommen der privaten Haushalte (s. Tab.2) wurden im
Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen berechnet. Sie schließen die
von allen Haushaltsmitgliedern tatsächlich empfangenen Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit und Vermögen sowie empfangene laufende Transfers, wie z. B. Rente, Pen-
sion, Arbeitslosengeld, Sozialhilfe, Kinder- und Erziehungsgeld ein. Die direkten
Steuern und Sozialbeiträge sowie die Zinsen auf Konsumentenkredite sind abge-
zogen. Nicht eingeschlossen sind unterstellte Einkommen, etwa für die Nutzung
eigener Wohnungen oder die Verzinsung von Lebensversicherungsrückstellungen.
Erstattungen privater Krankenkassen und Beihilfezahlungen an Beamte und Pensio-
näre sind ebenfalls nicht im Nettoeinkommen enthalten. Die Zuordnung zu einer
Haushaltsgruppe richtet sich nach dem überwiegenden Einkommen der Haupt-
einkommensbezieherinnen und -bezieher Es werden hier Durchschnittswerte dar-
gestellt. Die tatsächlichen Einkommen der einzelnen Haushalte können nach oben
und unten erheblich vom Durchschnitt abweichen.

4.4 Ausgaben der privaten Haushalte

Einen Einblick in die Ausgabenstruktur der privaten Haushalte ermöglichen die Lau-
fenden Wirtschaftsrechnungen (LWH). Diese Statistik wird - wie einleitend dargelegt -
jährlich erhoben. lm früheren Bundesgebiet werden sie seit 1949 durchgeführt, in
den neuen Ländern und Berlin-Ost seit 199'1. Nachdem bis 1998 im Rahmen der
LWR Angaben zu den Einnahmen und Ausgaben privater Haushalte lediglich für drei
genau definierte Haushaltstypen erhoben wurden, erfolgt seit '1ggg im Zuge einer
Neukonzeption dieser Statistik die Einbeziehung nahezu aller privater Haushalte in
Deutschland, um ein möglichst repräsentatives Gesamtbild über die leweilige Ein-
kommens- und Verbrauchssltuation zu zeichnen. lnsgesamt nehmen an der neu kon-
zipierten LWR jährlich rund 6 000 Haushalte bundesweit teil. Die befragten Haushalte
umfassen mit Ausnahme der Selbstständigen und Landwirte alle sozialen Stellungen
des Haupteinkommensbeziehers (Beamte, Angestellte, Arbeiter, Arbeitslose. Bentner
und Pensionäre) bis zu einer Nettoeinkommensgrenze von 17895 Euro je l\,4onat.

Nicht edasst werden in der LWR ferner Personen in Anstalten und Gemeinschafts
unterkünften. Die aus den LWR gewonnenen Ergebnisse geben ein verlässliches Bild
über die in den Privathaushalten Deutschlands herrschenden Einkommens- und Ver-
brauchsverhältnisse wieder.



Eine erste wichtige Bezugsgröße für die Darstellung der Einkommens- und Aus-
gabensituation privaler Haushalte ist das Haushaltsbruttoeinkommen. Dieses setzt
sich - wie einleitend dargelegt - aus verschiedenen Einkommensquellen zusammen.
Wie Abb. 2 zeigt, belief sich das durchschnittliche monatliche Bruttoeinkommen der
Privathaushalte in Deutschland 2001 auf 3 352 Euro. Rund drei Fünftel (5s,5 %) des
Bruttoeinkommens bzw. 1 993 Euro stammten aus Einkünften aus unselbstständiger
Tätigkeit. Mehr als ein Viedel (26,0 %) bz\\.873 Euro entfielen im Haushaltsdurch-
schnitt auf Einkommen aus öffentlichen Transferleistungen, gefolgt von den Ein-
nahmen aus Vermögen in Höhe von 328 Euro (9,8 %). Einkünfte aus nichtöffentlichen
Transfers (147 Euro; 4,4 oZ) sowie aus selbstständiger Arbeit (1 1 Euro; 0,3 o/o) sind nur
von untergeordneter Bedeutung für die Haushaltseinkommen. Zwischen dem frühe-
ren Bundesgebiet und den neuen Ländern und Berlin-Ost herrschten 2001 bei den
Bruttoeinkommen noch erhebliche Unterschiede vor. lm Durchschnitt stand einem
Haushalt im Westen ein monatliches Bruttoeinkommen von 3 538 Euro zurVeffügung,
im Osten dagegen lediglich 2 564 Euro. Auch die Zusammensetzung der Bruttoein-
kommen ist im Westostvergleich unterschiedlich. lm Westen liegt der Anteil der
Einkünfte aus Vermögen am Bruttoeinkommen bei fast 11 0,6, im Osten dagegen nur
bei 4 %. Dafür entfällt in den neuen Ländern mehr als ein Drittel (34,8 %) der Brutto-
einkünfte aut öftentliche Transfers gegenüber einem Viertel (24,5 %) im früheren Bun-
desgebiet.

Nach Abzug von Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag sowie der Pflichtbei-
träge zur Sozialversicherung und unter Zurechnung der sonstigen Einnahmen ergeben
sich die ausgabefähigen Einkommen und Einnahmen. Sie bilden die eigentliche Basis,

Abb. 2: Haushaltsbruttoeinkommen privater Haushalte 2001
nach Einkommensquellenl in Prozent

Bruttoeinkommen aus
selbstsländig€r Arbeil 0,3

Einkommen aus nichlötfent-
lichen Transleft ahlungen 4,4

Brultoeinkommen aus
uns€lbslständiger Arb€it
5S,5

aus Vermögen 9,8

Einkommen aus ölfenllichen
Transferzahlungen 26,0

1 Ergebn s der Laufenden Wirtschaftsrechnungen 2001
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Tab.3: Einkommen und Einnahmen privater Haushaltel 2001

Deutschland Früheres
BLrndesgebiet

Neue Länder
u. Berlin-Ost

EUR % EUF % EUR o/o

Bruttoeinkommen aus unselbst-
ständigerArbeit

Bruttqeinkommen aus selbsl-
ständiger Arbeit

Einnahmen aus Vermögen
Einkommen aus öffentlichen
Transferzahlungen

Einkommen aus nichtötf entlichen
Transferz ahlungen

Einnahmen aus Lrntervermielung3
Haushaltsbruttoeinkommen
Abzüglich:
Einkommensteuer und
Solidaritätszuschlag

Pf lichtbeiträge zur Sozial-
versicherung

Haushaltsnettoeinkommen
Zuzüglich:
Sonstige Einnahmen'?
Ausgabefähige Einkommen

und Einnahmen

1S93 59,5 2111 59,7 1491 58,2

873 26,0 868 24,5 A92 34,8

x
x

x

x

x

x

x

x

212

305
2047

33

2 080

358

348
2646

2709

358

70

2&ß

11

328

147
(1)

11

383

164
(1)

11

96

74 2,9

2 564 100

0,3
9,8

4,4
(0,0)

100

0,3
10,8

4,6
(0,0)

100

(0,4)

3,7

1 Ergebnisse der Laufenden WirtschaftsrechnLrngen.
2 lnklusive Einnahmen aus dem Verkaufvon Waren-
3 Werte sind aufqrund qeringer Fallzählen stat. unsicher.

die den Haushalten für unterschiedliche Verwendungszwecke zur Vertügung steht
(s. Abschnitt 4.2). Nachstehende Tabelle veranschaulicht dies für das Jahr 2001 .

2001 betrug das ausgabefähige Einkommen privater Haushalte in Deutschland im
Durchschnitt 2 709 Euro je Monat. Die Haushalte im früheren Bundesgebiet verfügten
über ein ausgabefähiges Einkommen von 2 858 Euro. ln den neuen Ländern und
Berlin-Ost stand den Haushalten im N,4ittel ein Betrag von 2 080 Euro monatlich zur
Verfügung. Dies waren rund 73 o/o des Westniveaus.

Der größte Teil der ausgabefähigen Einkommen und Einnahmen wird für den Privaten
Konsum, das heißt für Essen, Wohnen, Bekleidung, Reisen u.a. verwendet. 2001
gaben deutsche Haushalte Iür Konsumzwecke monatlich 1 952 Euro aus. Das waren
72 % des verfügbaren Einkommens. Die Konsumausgaben ostdeutscher Haushalte
waren mit 1 551 Euro zwar niedriger als die der Haushalte im Westen (2 046 Euro), be-
dingt durch das geringere ausgabefähige Einkommen lag der Prozentanteil der Kon-
sumaulwendungen mit 75 % jedoch dort höher als im früheren Bundesgebiet (72 %).
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4.5 Zusammensetzungder privaten Konsumausgaben

Wie die Ergebnisse der LauJenden Wirtschaftsrechnungen 2000 und 2001 zeigen (vgl.

Tab. 5 und 6), sind im Vergleich der alten und der neuen Bundesländer trotz des noch
unterschiedlichen Konsumniveaus Annäherungen in der zusammensetzung der Ver
brauchsausgaben zu beobachten. So wendeten die Haushalte im früheren Bundes
gebiet 2001 rund 51 o/o ihrer Konsumausgaben für die Deckung der Grundbedürfnisse
Ernährung, Kleidung und Wohnen auf, in den neuen Ländern und Berlin-Ost waren es
49'lo. Deutlichere Unterschiede sind insbesondere noch im Bereich Wohnen, Energie
und Wohnungsinstandhaltung festzustellen, wofür Haushalte im Westen Deutsch-
lands rund 32 '/o ihrer Ausgaben aufwendeten, die Haushalte im Osten dagegen nur
durchschnittlich 27 yo. Dafü( gaben die Haushalte in den alten Bundesländern 2001

lediglich '13,6 o% ihrer Konsumausgaben für Nahrungsmittel, Getränke und Tabak-
waren aus, während es in den neuen L'ändern 16,2 o/o waren. Höher lagen im Osten
auch die Ausgabenanteile für Verkehr (15,4 o/o) bzw. Freizeit, Unterhaltung und Kultur

112,3 r/a) als im Westen (13,5 % bzw. 11,4 %). Dagegen setzten die Haushalte im
früheren Bundesgebiet im Durchschnitt prozentual mehr für Gesundheitspflege (4,0 %
gegenüber 2,8 % im Osten)sowie für Beherbergungs- und Gaststättendienstleistun-
gen (5,5 % gegenüber 5,1 o4 in den neuen Ländern) ein.

Tab.4: Konsumausgaben privater Haushaltel 2000 und 2001
EUB je Haushalt und l\y'onat

Prvate Konsumausgaben
Nahrungsmittel, Getränke,
Tabakwaren

Bekleidung und Schuhe
Wohnen, Energie, Wohnungs-

instandhaltung
lnnenausstattung, Haushalts-
geräte und -gegenstände

Gesundheitspflege
Verkehr
Nachrichtenübermittlunq
Freizeit, Unterhaltung, Kultur
Bildungswesen
Beherbergungs und
Gaststättend ienstleistungen

Andere Waren und
Dienstleistungen

1 938 2024

264
110

632

243

137
37

43
1S3

6

1952 2046 1551

260
T06

273
106 110

251
85

591

8g

414 61s 65S 424

144
71

2AB
53

230

146
79

297

146
74

269
51

10

152
81

'10

124
43

191

6

102 107 80 106 112 79

85 89 66 7A 81 64

2000 2001

oeutsch-
Bundes- Uinder

BedinOst

Deutsch-

Ber n-Ost

1 Ergebn sse der LaLfenden Wirtschaftsrechnungen
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Tab. 5: Konsumausgaben privater Haushaltel 2000 und 2001
Anteile in Prozent

Private Konsurnausgaben
Nahrungsmittel, Getränke,
Tabakwaren

Bekleidung und Schuhe
Wohn6n, Energie, Wohnungs-

instandhaltung
lnnenausstattung, Haushalts
geräte und -gegenstände

Gesundheitspllege
Verkehr
Nachrichtenübermittlung
Freizeit, Unterhaltung, Kultur
Bildungswesen
Beherbergungs- und
Gaststättendienstleistungen

Andere Waren und
Dienstleistungen

15,6
5,7

14,0
5,4

13,6
5,4

'16,2

100 100 100 '100

26,6 31,5 32,2 27,3

100

13,4
5,5

30,5

7,4

14,9

11,9
o,4

5,3

4,4

100

13,0
5,4

31,2

t,2
3,S

14,6

11 ,7
o,4

5,3

4,4

8,8
2,4

16,0
2,8

12,4
o,4

7,5
3,8

13,8
2,6

11,5
0.5

7,4
4,0

2,6
11,4
0,5

8,0
2,4

15,4
3,0

o,4

4,2 4,0 4,0 4,1

1 Eroebnisse der Lauienden Wirts.haftsechn"noen

Neben diesen regionalen Unterschieden werden die Verbrauchsstrukturen auch vom
jeweiligen Haushaltstyp und der Anzahl der Haushaltsmitglieder, der sozialen Stellung
und dem Alter des Haupteinkommensbeziehers sowie dem jeweiligen Haushalts-
einkommen bestimmt. lm Folgenden werden einige dieser Sachverhalte näher be-
trachtet.

4.5.1 Konsumausgaben privater Haushalte
nach der sozialen Stellung des Haupteinkommensbeziehers

Die Unterschiede sowohl im durchschnittlichen Konsumniveau als auch in der Zu-
sammensetzung der Konsumausgaben sind im Vergleich der einzelnen sozialen Stel-
lungen der Haupteinkommensbezieherinnen und -bezieher der Haushalte beträcht-
lich. Wie Iab. 6 veranschaulicht, nimmt mit zunehmender Höhe der Konsumausga-
ben der Anteil der Aufwendungen für die Grundbedüdnisse Ernährung, Bekleidung
und Wohnen ab. So mussten Arbeitslosenhaushalte mit durchschnittlichen Konsum-
ausgaben von 1 285 Euro je N,4onat 2001 fast 58 o/o für diese drei Ausgabenbereiche
aufbringen. Beamtenhaushalte, die 2001 monatlich im Schnitt 3 301 Euro für Kon-
sumzwecke ausgaben, investieden in Nahrung, Kleidung und Wohnraum lediglich

Haushalte insgesarm

2000 2001

Deutsch- Früheres Neue
land Bundes- Uinder

gebiet und
Benin-Ost

Oeulsch Fdheres Neue
land Bundes- Länder

gsbiet und
Berlin-Ost
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40 o/o ihrer gesamten Verbrauchsausgaben. Angestellte mit 49 %, Arbeiter mit 52 %
sowie Nichterwerbstätige, die sich hauptsächlich aus Rentnern und Pensionären zu-
sammensetzen, lagen mit 53 ol zwischen den Anteilen für Beamte und Arbeitslose.

Bel Beamtinnen und Beamten waren die finanzieilen Spielräume für Ausgaben insbe-
sondere in den Bereichen Wohnungsinnenausstattung (10,4 yo), Gesundheitspflege
(8,6 %) und Verkehr ('16.7 %) deutlich höher als bei allen anderen Haushalten. Zum Teil
gaben Beamtenhaushalte ein l\y'ehrfaches in Euro für diese Konsumbereiche aus als
die Haushalte anderer Haupteinkommensbeziehe( in besonderem N4aße jedoch ver-
glichen mit Arbeitslosen- und Nichterwerbstätigenhaushalten. Allerdings st bei den
Auf\^/endungen der Beamten für Gesundheitspflege zu berücksichtigen, dass diese
häufig privaten Krankenversicherungsstatus genießen und lhre Ausgaben für Kran-
kenversicherungsschutz deshalb irn Gegensatz etwa zu den zumeist pflichtver-
sicheften Angestellten und Arbeitern nicht direkt durch den Arbeitgeber abgeführt,
sondern durch sie selbst bezahlt werden, und deshalb als Ausgaben für die Gesund
heitspflege zu Buche schlagen. Zu berücksicht gen ist in diesem Zusammenhang
auch, dass privat versichede Beamtinnen und Beamte vlele Zahlungen für medizi
nische Leistungen aus "eigener Tasche" vorstrecken müssen, die anschließend über
ihre private Kasse bzw. öffentliche Beihillen rückerstattet werden, während derartige
Leistungen bei gesetzlich krankenversicherten Arbeitern und Angestellten, Arbeits
losen wie auch Rentnern direkt von derjewerligen Krankenkasse beglichen werden.

Tab.6: Konsumausgaben privater Haushalter 2001 nach sozialer Stelung
des/der Haupteinkommensbeziehers/-bezieherin
n Euro

ler0n)
Nicht-

täuge(r)

Private Konsumausgaben
Nahrungsmittel, Getränke,
Tabakwaren

Bekleidunq und Schuhe
Wohnen, Energie, Wohnungs-
instandhaltung

lnnenausstattung, Haushalts-
geräte und -gegenstände

Gesundheitspflege
Verkehr
Nachrichtenübermittlung
Freizeit, Unterha tung. Kultur
Bildungswesen
Beherbergungs- und
Gaststättendienstleistungen

Andere Waren und
Dienstleistungen

3301 2222 2 051

327
109

636

168

1 285 1 623

355
176

2S5
T39 62

454

223
76

795 663 566

344

551
69

18

T69
54

328
60

274
15

43
301
56

221
13

67
18

172
48

134
7

105
a7

188
40

183
3

r94 133 10s 51 B3

122 73 47 68

1 Eroebnisse der Laufenden Wirtschaftsre.hnLnoen
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4.5.2 Konsumausgaben privater Haushaltenach Haushaltstyp

Deutliche Unterschiede im Niveau und der Struktur der Privaten Konsumausgaben
ergeben sich im Vergleich einzelner Haushaltstypen. Die höchsten Konsumausgaben
tätigen Paare mit Kind(ern). Wie die Ergebnisse der LWR 2001 zeigen, lagen die Kon-
sumausgaben von Paaren mit Kind(ern) mit monatlich 2 495 Euro 2001 rund doppelt
so hoch wie die allein Lebender (1 233 Euro), um rund 66 % höher als die von allein
Erziehenden {1 503 Euro) und um 10olo höher als die von Paaren ohne Kinder
(2 265 Euro).

Tab.7: Konsumausgaben privater Haushaltel 2001 nach Haushaltstyp
in Euro

Erzie-
mit

EUA EI]B EUB EUB EUR

Private Konsumausgaben
Nahrungsmittel, Getränke,
Tabakwar€n
Bekleidung und Schuhe
Wohnen, Energie, Wohnungs-

instandhaltung
lnnenausstattung, Haushalts-
geräte und -gegenstände

Gesundheitspflege
Verkehr
Nachrichtenübermittlung
Freizeil, Unterhaltung, Kultur
Bildungswesen
Beherbergungs- und
Gaststättendrenstleistungen

Andere Waren und
Dienstleistungen

1233 1503 2 346 2265 2 495

357
148

147
66 100 124 112

451 511 707 680

BO

41

40
146

4

24

54
207

18

183
100
340

268
13

180
115

49
263

4

72
345
62

276
30

63 64 135 138 130

60 74 85 81

1 Erqebnisse der Läufenden Wirtschaftsrechnungen.
2 Ledige(sl Kind(er) unler l8 Jahren.
3 Ehepaare und nichteheliche Lebensgeneinschaften einschl. gleichgeschlechtl cher Lebenspartner-

4 Ledige(s) Kind(e, detder Haupte nkommensbeziehery-bezieherin oder detder Ehepartnert-part-
nerin. Lebensgelährten^gefährtin unter 18 Jahren.

Anteilsmäßig das meiste Geld für die Grundbedürfnisse Ernährung, Bekleidung und
Wohnen geben mit 56 % die allein Erziehenden aus. Bei den allein Lebenden sind es
54 o% der gesamten Konsumausgaben, bei den Paaren mit Kind(ern) 52 %. Am nied-
rigsten ist der Grundversorgungsanteil bei den Paarhaushalten, in denen keine Kinder
leben (49 %). Allerdings lassen sich hinsichtlich der anteilsmäßigen zusammen-
setzung der Grundbedürfnisse erhebliche LJnterschiede Iür die einzelnen Haushalts-
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typen nachweisen: Während Haushalte mit Kind(ern), (Paare mit Kind[ern] und allein
Erziehende) mehr als '15 9/o ihres gesamten Konsums auf den Erwerb von Nahrungs-
mitteln, Getränken und Tabakwaren ausrichten, sind es bei den allein Lebenden nur
12 %. Dafür haben diese mit 37 % den höchsten Ausgabenanteil für Wohnen, Energie
und Wohnungsinstandhaltung. Auch Haushalte allein Erziehender wenden für das
Wohnen mehr als ein Drittel (34 %) ihres Budgets aus. Dagegen sind es bei den Paaren
mit Kindern nur 30 o%.

Die Paare ohne Kinder nutzen ihre vorhandenen finanziellen Spielräume insbesondere
iür höhere Ausgaben in den Bereichen lnnenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegen-
stände (8 %), Verkehr (15 %) sowie Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen
(6 %). Die allein Erziehenden stehen bei den Ausgaben für Freizeit, Unterhaltung und
Kultur (14 %) sowie für Nachrichtenübermittlung (4 %) vor allen anderen Haushalts-
typen.

Konsumausgaben privater Haushalte
nach Haushaltsnettoeinkommen

Wie Tabelle 8 zeigt, steigen erur'artungsgemäß mit wachsendem Haushaltsnettoein-
kommen auch die Ausgaben für den Privaten Konsum kontinuierlich an. Haushalte am
so genannten unteren Rand der Einkommensverteilung, d.h. Haushalte mit einem
monatlichen Nettoeinkommen von weniger als 1 278 Euro, gaben 2001 durchschnitt-
lich 919 Euro für den Privaten Konsum aus. Die höchste E nkommensgruppe mit
Nettoeinkommen zwischen 5 113 und 17 895 Euro brachte dagegen im Durchschnitt
3 782 Euro und damit mehr als das Vierfache für konsumtive Zwecke auf. l\,4it zu-
nehmender Einkommenshöhe ändeft sich die Zusammensetzung der Konsumaus-
gaben signifikant. Während die Gruppe der Haushalte mit Niedrigeinkommen unter
'1 278 Euro 2001 rund 61 oZ ihrer Gesamtausgaben für Grundbedüdnisse (allein 40 %
für das Wohnen) aufzubringen hatte, sank d ieser Anteil über 51 oZ bei den Haushalten
mit Monatseinkommen zwischen 2 556 und 3 579 Euro bis auI 43 % bei den Ein-
kommensbeziehern zwischen 5 113 und 17 895 Euro.

Dafür konnte diese Einkommensgruppe sowohl in absoluten Beträgen als auch pro-
zentual erheblich mehr für Verkehrszwecke ausgeben als die Haushalte der untersten
Einkommenskategorie. Während Letztgenannte nur knapp B oZ ihres Budgets bzw.
73 Euro monatlich für Verkehr einsetzten. waren es bei der höchsten Einkommens-
gruppe mehr als '16 7o ( 622 Euro monatlich) das 8,sfache. Auch bei den Ausgaben für
Gesundheitspllege besteht ein besonders ausgeprägtes Gefälle. So gaben dafür die
Haushalte mit unter 1 278 Euto 2,3 o/o ihres Budgets bzw. 21 Euro im Lionat aus, die
Haushalte mit hohen Einkommen dagegen 7,5 o/a bzw.284 Euto und damit fast das
Viee ehnfache. Einzig im Bereich Nachrichtenübermittlung ist der Ausgabenanteil des
untersten Einkommenssegmentes (3,8 %) abgesehen von den Grundversorgungs-
bereichen Wohnen, Nahrung und Bekleidung höher als bei der obersten Gruppierung
(2,1 7o). ln absoluten Beträgen gibt dennoch die höchste Einkommensgruppe für der-
artige Zwecke mit 80 Euro monatlich mehr als das Doppelte aus wie die Bezieher
von Niedrigeinkommen (35 Euro je Monat).
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Tab. 8: Konsumausgaben privater Haushalter 2001
nach Haushaltsnettoeinkommensklassen

Private Konsumausgaben
Nahrungsmittel, Getränke,
Tabakwaren

Bekleidung und Schuhe
Wohnen, Energie, Wohnungs-

instandhaltung
lnnenausstattung, Haushalts-
geräte und -gegenstände

Gesundheitspflege

Nachrichtenübermittlung
Frelzeit, Unterhaltung, Kultur
Bildungswesen
Beherbergungs- und
Gaststättendienstleistungen

Andere Waren und
Dienstleistungen

s19

149
44

369

21
73

94
3

34

42

103
428

330

427
206

957

297
244
622
80

479

1583 2 310 2429 3tB2

85 12h
376
161

708 831

116
46

197
47

180
7

66
345

56
264

12

7B

114 '148

174

T Ergebn sse der Laufenden Wii(schaftsrcchnungen.

4.6 Ausstattung der Haushalte mit Gebrauchsgütern

Aussagen über den erreichten materiellen Lebensstandard der privaten Haushalte in

Deutschland lassen sich auch aus der Verfügbarkeit langlebiger Gebrauchsgüter ge-
winnen. Dazu gehört z.B. die Ausstattung mit elektrischen Haushaltsgeräten, der
Besitz von Kraftfahrzeugen sowie von Gütern der Unterhaltungselektronik (u. a. Video-
kameras/Camcorder, CD Player, DVD-Player, Videorecorder usw.) für Zwecke der
Freizeitgestaltung. Auch die Anschaffung bzw. Ausstattung von und mit Produkten der
lnformations- und Kommunikationstechnik (lKT) wie Personalcomputern, Mobiltele-
fonen oder lnternetanschlüssen lassen wichtige RückschlL]sse auf die Lebens-
verhältnisse der Haushalte zu. Aktuelle Daten über die Ausstattung der Haushalte mit
derartigen Gebrauchsgütern stehen aus dem Einführungsinterview der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe (EVS) 2003 zur Verfügung. Die im Folgenden verwendeten
Daten basieren auf den Angaben von fast 60 000 Privathaushalten, die zum Stichtag
am l.Januar 2003 auf freiwilliger Basis Auskunft über ihre Ausstattung mit ver-
schiedenen Gebrauchsgütern gegeben haben. Einbezogen in die Befragung wurden
dabei alle privaten Haushalte mit Ausnahme derjenigen mit einem monatlichen Haus-
haltsnettoeinkommen von 18 000 Euro und mehr, da diese nicht in ausreichender Zahl

Monat ches Haushatsnettoe nkommen
von...bisunter...Euro

1274 2556
2 556-
3579

3579-
5lt3 17895
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an der EVS teilnehmen, um repräsentative Ergebnisse über sie nachweisen zu kön
nen. Des Weiteren nicht befragt wurden Personen bzw. Haushalte in Anstalten und
Gemeinschaft sunterkünft en.

4,6.1 Ausstattung der Haushalte mit elektrischen Haushaltsgeräten

Nach dem Einführungsinterview der EVS 2003 sind .traditione le. Haushaltsgeräte
wie Kühlschrank und Waschmaschine n nahezu jedem Haushalt sowohl im Westen
als auch 1m Osten Deutschlands vorhanden (s. Tab. 9).

Ein anderes Bild ergibt die Betrachtung der Ausstattung mit Geschirrspülmaschi-
nen und Wäschetrocknern. Zwar lässt sich in den neuen Ländern und Berlin-Ost zwi-
schen 1998 und 2003 für beide Haushaltsgeräte eine deutllche Zunahme der
Ausstattungsgrade nachweisen, doch st mmer noch ein größeres Gefälle zu den
Haushalten im früheren Bundesgebiet gegeben. Einem Ausstattungsgrad von 57 7o

im Bundesdurchschnitt stehen bei Geschirrspülmaschinen Wene von 59 % für das
frühere Bundesgebiet und 46 9/o für die neuen Länder gegenüber. Ein noch stärkerer
Unterschied zeigt sich bei der Ausstattung mit Wäschetrocknern. Hier stehen sich bei

Tab. 9: Ausstattung privater Haushalte mit elektrischen Haushaltsgerätenr
am 1. 1. 1998 und 1.1.2003

Edasste Ha!shalte {Anzahl)
Hochgerechn. Haushalte (1 000)

68 863
36 703

11486
7 070

Kühlschrank
Gefrierschrank, Gef rlertruhe
Geschirrspülmaschine
Mikrowe engerät
Waschmaschine
Wäschetrockner

77,4
44,4
50,8
s1,6
29.4

98.8
57,3
46,4
60,3
s5,3
20.1

Kühlschrank
Gef rierschrank, Gef riertruhe
Geschirrspülmaschine
Mikrowellengerät

111,4
85.4
45,1
51,4
92,8
29,5

110,3

46,7
61,7
s6,7
20,1

1 Ergebnisse der Einkoinmens- und Verbrauchsst ch p roben 1998 und 2003.
2 Anzahl der Haushate, n denen enlsprechende langlebige GebrauchsgLlter vorhanden sind. bezogen

alf hochgerechnete Ha!shalte der leweirgen Spalle.
3 Anzahl der n den Haushaten vorhandenen langlebigen Gebrauchsgüter, bezogen auf hochgerech

nete Haushalte der ieweiigen Spale.

54 928 13935 s9713 48227
2S 921 6 783 37 931 30 861

Ausstattungsg rad'? je 100 Haushalte
9S,0 99,3 S8,B 98,7
76,9 80,0 66,0 68,0
49, t 25,7 56,6 59,0
53,0 41,2 62,7 63,2
91,2 94,3 93,5 93,1
33,1 13,6 36,5 44,4

Ausstattungsbestand3 ie 100 HaLrshalte
112,2 107,8 115,3 116,6
85,4 85,2 73,7 76,3
49,4 25,8 57,2 59,7
53,7 41,6 64,0 64,6
92,4 95,4 95,2 94,9
33,2 13,6 36,7 40,6

Haushalt€ inssesamt 1 SSB Haushalte inssesami 2003

De'rlsch- Fruhercs Neue
land Bundes- Länder

ssbi€t und
Be in Ost

sebiel urd
Be in Ost
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einem Bundesdurchschnitt von 37 % Ausstattungsgrade von 40 o/o West) und 20 %
(Ost) gegenüber. Anders sieht es bej l\,4ikrowellen aus. Hier liegt der Ausstattungsgrad
in den neuen Ländern und Berlin-Ost mit 60 o/o nur noch geringfügig unter dem im
früheren Bundesgebiet von 63%, nachdem '1998 noch ein deutlicher regionaler
Unterschied zwischen West (53 %) und Ost (41 %) bestanden hatte.

Bestimmend für das Ausmaß der Ausstattung mit elektrischen Haushaltsgeräten ist

die Haushaltsgröße. lnsbesondere Einpersonenhaushalte liegen jeweils recht deutlich
unter den ermittelten Durchschnittswerten. Mit zunehmender Personenzahl werden
technische Haushaltshilfen immer stärker in Anspruch genommen, um bestimmte

Abb. 3: Ausstattungsgrad privater Haushalte am 1. 1 . 2003 mit ausgewählten
Haushaltsgeräten
nach Haushaltsgrößel

l 00

80

60

40

20

91,3
86,7

71 ,5 77 .4 l

65,3 5
62,6 l

1,5
476

I

7,7

0
123

Personen pro Haushall

I Geschirrspülmaschine E Mikrowellengerät

4 5 und mehr

I wäschetrockner

I Ergebrisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003

Hausarbeiten zu erledigen. Exemplarisch belegt dies die Ausstattung mit Geschirr-
spülmaschinen, Ny'ikrowellen und Wäschetrocknern (s. Abb. 3). Für alle drei Güter
liegen die Ausstattungsgrade bei Drei, Vier sowie Fünf- und Mehrpersonenhaus
halten ieweils deutlich übeI den Durchschnittswerten für alle Haushalte. Beispiels-
weise stehen in 91 % der Haushalte mit fünf und mehr Personen Geschirrspül-
maschinen zur Verfügung, verglichen mit dem Durchschnittswert voo 57 yo. ln 77 ya

dieser Haushalte gibt es eine Mikrowelle (Bundesdurchschnitt: 63 %) und 67 o/o ver-
fügen über Wäschetrockner (Bundesdurchschnitt: 37 %).

136



4.6.2 Ausstattung der Haushalte mit Unterhaltungselektronik

ln den zurückliegenden Jahren gab es neben dem IKT-Bereich insbesondere bei den
Gütern der Unterhaltungselektronik bemerkenswerte technologische Entwicklungen,
die im Rahmen des Einführungsintenr'iews 2003 erstmalig erfasst wurden. L,nter

Tab. 10; Ausstattung privater Haushalte mit Empfangs-, Aufnahme- und
Wiedergabegeräten von Bild und Tonl am '1. '1 . 1998 und 1 . 1 . 2003

Erfasste Haushalte (Anzah )
Hochgerechn€te Haushalte ('1 000)

68 863
36 703

11 486
7 070

Fernsehgerät
DVD-Player

Camcorder (Videokamera)
Camcorder (Videokamera) analog
Camcorder (Videokamera) dig tal

Fotoapparat, Digitalkamera
Radio, Kassettenrecorder,
Stereorundfunkgerät

Hi-Fi-Anlage
Satellitenem pf angsanlage
Kabelanschluss
CD-Player
Co-Recorder (auch lM PC)
Mini-Disc-Playe( Recorder

Fernsehgerät
DVD-PLayer

Camcorder (Videokamera)
Camcordsr Mdeokamera) analog
Camcorder Mdeokamer4 digital

Fotoapparat, Digitalkamera
Radio-, Kassettenrecorder,
Stereorundfunkgerät

Hi-Fi-Anlage
Satell tenem pfanOsan laoe
Kabelanschluss
CD-Player
CD-Recorder (auch lN, PC)
I\riniDisc-Player, -Becorder

s5,8 95,4

66,8
21,6
18,3
4,7

81,8

144,9
26.1
7A,A
23.8
1a,7

5,1
118,4

54 S28 T3935 59113 4A227
29 921 6 783 37 931 30 861

Ausstattung sgrad'? je 1OO Haushalte
95,4 97,8 94,4 94,2

27.1 28,1
62,7 61,3 67,8 68,0
16,5 17,1 21,9 22,O

17,3 17,O
7,O 7,6

86.8 85,0 83.4 83.7

62,4
16,6

74,1
17,2

80,4
67,1
28,8
53,4

83,4
55,6
34,1
61,1
51,2

8,S

86,3

140,0

80,2 81,1 83.9 84,0
63,9 55,9 66,4 68,8
28,6 29,8 36,8 37,5
50,7 64,4 52,6 50,6

bJ,9 otr,J
24,1 23,7
10,6 11,0

Ausstattungsbestand3 je 1OO Hausha te
139,4 143,2 145,5 145,9

31,6 32,9
75,2 70,1 81,4 82,1
11,1 17,4 25,5 26,0

17,8 17,7
7,7 8,3

137,2 122,2 130,1 132,9134,4

128.4
84,6
29,5
53,5

121,4
67,O
30.9
64,6

156,0
85,3
38,9
54,5
88,2
29,9
12,6

138,1
69,'1
36,3
63,7
{17,9

30,9
'1o,2

1 Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsslichproben.
2 Anzah der Haushalte, in denen entsprechende anglebge Gebrauchsgüter vorhanden sind, bezogen

aui hochgerechnete Haushalle derieweiligen Spalte.
3 Anzah der in den Haushalten vorhandenen langlebigen Gebrauchsgüter, bezogen aui hochgerech-

neie Haushalte der ieweiligen Spalte.

130,2
88,8
2S,2
50,9

160,4
88,9
39,6
52,3
92,8
29,6
13,'1

HaLrshate nsgesamt 1998 Haushalte .sgeemt 2003

Deutsch- Früheres Neue
land Bundes- Länderu.

gebiet Benin-Ost

Deulsch- Fr0heres Neue
land Bundes- Lrinderu.

qebiet Be in-Ost



anderem wurde zusätzlich der Besitz von CD-Playern und -Recordern, DVD-Playern
sowie Mini-Disc-Playern und -Becordern erfragt. Ferner wurde die Erfassung von
Videokameras (Camcordern) nach analogen und digitalen Geräten differenziert.

Wie Tab. 10 zeigt, hat sich - von wenigen Gütern abgesehen - die Ausstattung der
Haushalte im früheren Bundesgebiet und in den neuen l-ändern und Berlin-Ost mit
Emprangs-, Aufnahme- und Wiedergabegeräten von Bild und Ton Anfang 2003 weit-
gehend angenähert. Fast alle Haushalte in Deutschland sind mit Fernsehgeräten
(94 %) ausgestattet. N.4ehr als vier Fünftel der Haushalte verfügen über Radiorecorder
bzw. Stereorundfunkgeräte (84 9/o) und Fotoapparate (83 %). ln zwei Dritteln (68 %)
der Haushalte sind Videorecorder (68 %), Hi-Fi-Anlagen (66 %) und CD-Player (64 %)
vorhanden. Mehr als die Hälfte der Haushalte besitzt Kabelanschluss (53 c/o), wobei
hier die Ausstattung der Haushalte im Osten mit 6'1 % sogar höher als im Westen
(51 %) liegt. DVD-Player, als relativ neue technologische Entwicklung, sind bereits in

27 o/o der Haushalte verfügbar (West: 28 %;OsL 23 %).

Geringer dagegen ist die Präsenz anderer moderner Geräte der lJnterhaltungs-
elektronik. So besaßen Anfang 2003 nur 22 % der Haushalte in Deutschland Video-
kameras/Camcorder. Auch die erstmals erfragten CD-Recorder warcn nv in 24 o/o der
Haushalte vorzufinden. N.4ini Disc Player/-Recorder gaben nur 11 % der Haushalte als
vorhandenes Au§stattungsgut an.

4.6.3 Ausstattung der Haushalte mit Personalcomputern und Gütern
der Nachrichtenübermittlung

Die größte Dynamik ist in den zurückliegenden Jahren in der Haushaltsausstattung mit
lnformations- und Kommunikationstechnologien festzustellen. Die spektakulärste
Entwicklung war dabei bei lr'lobiltelefonen zu verzeichnen. Wie Tabelle 1 1 veranschau-
licht, erhöhte sich der Ausstattungsgrad privater Haushalte mit Handys zwischen
1998 und 2003 von 11 yo aul 73 o/o. Zwischen West (73 %) und Ost (70 %) ist das
Ausstattungsgefälle mit Mobiltelefonen nur noch gering. d. h. diese Technologie hat
sich in ostdeutschen Haushalten nahezu genauso etabliert wie in westdeutschen
Haushalten. Noch greifbarer wird der Ausstattungsschub, der sich bei l\,4obiltelefonen
in den zurückliegenden fünf Jahren ereignet hat, wenn man auf absolute Aus-
stattungszahlen rekurried. Während '1998 nur rund 4,5 Mill. Handys in Privathaus-
halten existierten, erhöhte sich deren Zahl bis Anfang 2003 auf 43,3 lMill. bzw. auf das
Zehnfache. ln den neuen Ländern ist die Situation mittlerweile so, dass der Aus-
stattungsbestand mit Handys sogar höher liegt als der der Festnetztelefone. Zum
Jahresbeginn 2003 kamen in den neuen Ländern 111 Handys auf 100 Haushalte,
verglichen mit 108 Festnetzteleronen. Auch im früheren Bundesgebiet hat sich der
Ausstattungsbestand mit lvlobiltelefonen (115 le'100 Haushalte) inzwischen dem der
Festnetztelefane (124 je 100 Haushalte) weitgehend angenähert.

ln den vergangenen fünf Jahren hat sich auch die Ausstattung der Haushalte mit Per-
sonalcomputern (PC) und lnternetanschlüssen äußerst dynamisch entwickelt. So
stieg in diesem Zeitraum die Zahl der PC in Privathaushalten von 16,8 lv]ill. auf
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32,2 N,lill. Nachdem Anfang 1998 rund 39 % der Haushalte mit einem PC ausgerüstet
waren. verfügten darüberAnfang 2003 bereits 61 oZ der Haushalte. Sowohl für West-
als auch für Ostdeutschland lässt sich ein starker Anstieg des Ausstattungsgrades
nachweisen. lm früheren Bundesgebiet erhöhte sich der Ausstattungsgrad mit PC
zwischen 1998 und 2003 von 40 o/a aul 62 yo. ln den neuen Ländern und Berlin-Ost
stieq der Anteil der Haushalte mit PC von 34 % 1998 auf 57 yo 1n 2003.

Noch deutlicher war im Zeitvergleich die Zunahme der lnternetanschlüsse. '1998 gab
es in Privathaushalten 3,1 Mill. lnternetanschlüsse. Bis Anfang 2003 versechsfachte
sich deren Zahl auf 18,2 L.4ill. Der Ausstattungsgrad erhöhte sich von B oZ lgg8 auf
46 Vo im Jaft 2003. Auch hier zeigt sich für Ost- und Westdeutschland eine ähnlich
beschleunigte Tendenz. lm Westen erhöhte sich der Anteil der Haushalte mit lnter-
netzugang von 9 oZ auf 47 o/o, in den neuen Ländern und Berlin-Ostvon 5 yo aul 41 Vo.

Tab. 1 1 ; Ausstattung privater Haushalte mit PC und Gütern der Nachrichten-
übermittlungl am 1. 1. 1998 und 1. 1. 2003

Haushalte inqtesamt 1 998 Haushalte insgesamt 2003

gebiet und
Bsnin{st Ber n-Ost

Erfasste Hausha te (Anzah )
Hochqerechnete Haushalte ('1 000) 36 703

54S28 13 S35 59713 44227
29921 6 783 37 931 30 861

Aussiattu ngsg rad'7 je 1OO Haushalte
39,9 33,9 61,4 62,4

58,2 59,0
10,7 11,5

8,8 5,2 46,0 47,3
6,1 3,1 23,4 25,6

98,7 98,7
97,3 94,3 94,5 94,7
1'1,4 T0,8 72,5 72,9
37,S 32,7 46,2 47,1
16,3 9,1 20,7 22,4

ALrsstattungsbestand3le 100 Haushalte
47,6 37,9 84,9 A7,4

73,2 74,8
11,7 12,6

9,2 5,3 47,9 49,3
6,2 3,1 23,7 26,0

234,7 238,5
112,3 S7,6 120,5 123,5
12,3 11,5 114,2 115,1
38,7 33.0 47.4 48,5
16,6 9,2 21,0 22,3

11 486
7 070

Personalcomputer
PC stationär
PC mobil (Notebook, L.aptop)

lnternetanschluss, -zugang
ISDN-Anschluss

Telef on stationär (auch schnurlos)
Telefon mobi (Autoielefon, Handy)

Telelaxgerät

55,0
7,5

40,7
13,8
98,4

70,1
42,1
14,9

8,1
5,6

96,8
'11,2

36,8
14,a

Personalcomputer
PC stationär
PC mobil (Notebook, Laptop)

lnternetanschluss, -zugang
ISDN-Anschluss

Telef on stationär {auch schnurlos)
Telefon mobi (Autotelefon, Handy)

Anrufbeantwoner
Telefaxgerät

45,7 74.1

7,9
42,3
14,1

218,5
108,0
r10,5
42,4
15,1

4,4
5,

109,5
12,2
37,5
15,2

1 Ergebnisse der Einkommens und Verbrauchsstichproben.
2 Anzah der Haushalte, in denen entsprechende langleb ge Gebrauchsg üter vorhanden sind. bezogen

auf hochgerechnete Haushälte der jeweiligen Spalte.
3 Anzah der n den Haushalt€n vorhandenen anglebigen Gebrauchsgüler, bezogen auf hochgerech

neie Haushalte der leweiligen Spalte.
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1 Ergebnis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003.

Wie Abb. 4 am Beispiel von PC und lnternet zeigt, gibt es erhebliche Unterschiede in

der Ausstattung mit modernen lnformations- und Kommunikationstechnologien in

Abhängigkeit vom jeweiligen Alter der Haupteinkommensbezieher. So liegt der Aus-
stattungsgrad bei PC in allen Altersklassen bis unter 55 Jahren deutlich über dem
Durchschnitt von 61 0Ä. Am höchsten war Anfang 2003 der Ausstattungsgrad bei der
Altersgruppe der 35 bis unter 4s-Jährigen, von denen mehr als vier Fünftel (81 %)
einen PC besaßen. Bei den 55- bis unter 65-Jährigen vedügten 59 c/o der Haushalte
über einen PC, bei den 65- bis unter 7o-Jährigen knapp 38 %, bei den 70- bis unter
80-Jährigen war es knapp ein Fünftel, und bei 80-Jährigen und Alteren waren es I oZ.

Ahnlich ist die altersspezifische Verteilung beim lnternetzugang. Auch hier liegen die
Ausstattungsgrade der Haushalte mit unter 55-iährigen Haupteinkommensbeziehern
durchweg über dem Durchschnittswert von 46 %. lMit rund zwei Dritteln der Haushalte
ist bei den 25- bis unter 35-Jährigen der Antell der ans lnternet Angeschlossenen am
höchsten. Der fehlende Zugang zum lnternet ist mit wachsendem Alter des Haupt-
einkommensbeziehers noch ausgeprägter als bei der Ausstattung mit PC. Bei den
55- bis unter 65-Jährigen verfügen 4'1 % der Haushalte über die technischen Voraus-
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setzungen, im lnternet zu surfen. Bei den 65- bis unter 7o-Jährigen sind es noch
knapp 24 yo, bei den 70- bis unter 80 Jährigen '10 % und bei den 8o-Jährigen und
Alteren noch 4 o% der Haushalte.

Das häufig im Zusammenhang mit der unterschiedlichen altersspezifischen Aus
stattung privater Haushalte mit IKT-Gütern bemühte Schlagwort einer drohenden

"digitalen Spaltung der Gesellschaft zwischen jung und alt, lässt sich somit am Bei-
spiel der Ausstattung mit PC und lnternet bestätigen. Allerdings muss es nach den
Ergebnissen des Einführungsinterviews der EVS 2003 jedoch auch relativiert werden.
Die Nutzung derartiger Technologien ist neben dem Alter nämlich auch in hohem
Maße von der Zugehörigkeit zu bestimmten Haushaltslypen und vom jeweiligen

Nertoeinkommen der Haushalte abhängig.

Eine Gegenüberstellung nach Haushaltstypen zeigt zum Beispiel, dass so genannte

"Familienhaushalte", d. h. Haushalte mit Kindern, deutlich besser mit PC und lnternet
ausgestattet sind als andere Haushaltstypen. Wie Schaubild 5 zeigt, besaRen Anfang
2003 89 % der Paare mit 2 Kindern einen PC und fast 70 % dieser Haushalte hatten
lnternetzugang. Annähernd so stellten sich die Durchdringungsraten bei den Paar-
haushalten mit einem Kind unter '18 Jahren (Pc-Ausstattung: 85 o%; lnternetzugang:
68 %) dar. Auch bei den allein Erziehenden mit minderjährigen Kindern sind über
durchschnittlich hohe Ausstattunqsgrade lestzustellen: 75 % der allein Erziehenden
verfügten zu Beginn des Jahres 2003 über einen eigenen Computer und rund 50 %
besaßen lnternetanschluss.

Abb. 5: Ausstattungsgrad privater Haushalte am '1 . 1 . 2003 mit PC
und lnternetzugang nachHaushaltstypenl
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nsgesaml

Männer
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Bei der überdurchschnittlichen Ausstattung dieser Haushaltstypen mit IKT-Gütern
spielt sicherlich eine Bolle, dass gerade Kinder im Schulalter sowohl für Ausbildungs-
als auch zu Unterhaltungszwecken derartige Technologien nutzen. Hinzu kommt fer-
ner, dass Erwachsene in diesen Haushalten lebenszyklisch in aller Regel im Erwerbs
leben stehen und dot mit innovativen Geräten der lKTarbeiten, deren Vodeile sie auch
im häuslichen LJmfeld nicht missen möchten.

Unterdurchschnittlich waren die Ausstattungsgrade bei Paaren ohne Kinder sowie bei
den allein Lebenden. Die niedrigste Ausstattung mit PC und lnternet wiesen leweils
die allein lebenden Frauen auf. Nur 34 % (allein lebende Ny'änner: 54 o/o) von ihnen
verfügten über einen PC und nur 22 % (allein lebende lvlänner: 41 %) über einen
lnternetanschluss.

Die Abhängigkeit der PC und lnternetausstattung von den Einkommensverhältnissen
der privaten Haushalte belegen abschließend noch folgende Zahlen aus dem Ein-
führungsinterview 2003. So hatten nur rund 37 oZ der Haushalte mit einem Monats-
nettoeinkommen von unter 900 Euro einen PC. Bei den Haushalten mit Einkommen
zwischen 5 000 Euro und 1B 000 Euro monatlich waren es dagegen 93 o/o. Bei lnter-
netanschlüssen liegt der Ausstattungsanteil bei den Niedrigeinkommensbeziehern bei
weniger als einem Viertel (24 %), bei den Besserverdienenden der Einkommens-
gruppe 5 000 bis unter 1B 000 Euro sind es 82 oZ.

4.6-4 Ausstattung der Haushalte mit Fahrzeugen und Sportgeräten

Der Motorisierungsgrad der Haushalte hat zwischen 1998 und 2003 weiter zuge
nommen. Der Ausstattungsg rad der Privathaushalte mit Personenkraftwagen erhöhte
sich in diesem Zeitraum von 75 Vo aul 77 %. lm früheren Bundesgebiet stieg der
Ausstattungsgrad mit Pkw von 76 oZ auf 78 %, in den neuen Ländern und Berlin-Ost
erhöhte er sich von 71 yo aul 72 o/o. Alle"dings ist ein klarer Trend zum Gebraucht-
wagen feststellbar. So stieg der Ausstattungsgrad mit Gebrauchtwagen in Privat-
haushalten zwischen '1998 und 2003 von 44ar'o auI47 ar'o. Gleichzeitig verringerte sich
der Anteil der Haushalte mit neu gekauften Pkw im gleichen Zeitraum von 37 o% auf
35 %. Diese gegenläufige Tendenz ist für beide Gebietsstände nachweisbar

Ahnlich hoch wie bei Pkw ist - was den Ausstattungsgrad anbelangt - auch die Ver-
fügbarkeit von Fahrrädern in deutschen Haushalten. 2003 besaßen 79 ya de( Ptivat-
haushalte ein oder mehrere Fahrräder (1998: 80 %). Erwadungsgemäß herrscht aller-
dings bei den Fahrrädern ein sehr viel höheres Maß an Mehrfachausstattungen vor als
bei den Personenkraftwagen. So kamen im Bundesdurchschnitt Anfang 2003 178
Fahrräder auf '100 Haushalte. lm früheren Bundesgebiet waren es sogar 183 Fahffäder
je 100 Haushalte (neue Länder und Berlin-Ost: 156 Fahrräderje 100 Haushalte).

Erstmalig wurde im Rahmen des Einführungsinterviews 2003 auch die Verfügbarkeit
von Hometrainern in privaten Haushalten erfasst (s. Tab. 12). Demnach war Anfang
2003 fast ein Viertei (24 %) aller Haushalte im Besitz derartiger Geräte. Zwischen West
(25 %) und Ost (23 %) waren dabei kaum nennenswerte Ausstattungsunterschiede
erkennbar.
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Tab. 12: Ausstattung privater Haushalte mit Fahrzeugen und Spodgerätenl
am 1. 1. 1998 und 1. 1. 2003

Halsha te nsgesanrt i 998 Haushalte nsgesamt2003

Deutsch- Frtiheres Ncß
land Bundes- Lander

gebiet und
Benin-Osl

Deutsch- Früheres Neue
land Eundes- Uinder

g€blet und
Be in Ost

Edasste Haushalte (Anzah ) 68 863
Hochgerechnete Haushalte (1000) 36 703

75,'1

37,O
43,8

10,9
80,0

Fahrzeuge
Personenkraftwagen

Fabrikneu gekauft
Gebraucht gekauft
Geleasta

Kraltrad
Fahrrad

Sonstige Geräte
Sportgeräte (Hometrainer)

97,0
41,7

2,4
12,5

182,6

54 928 T 3 935 59 113 48 227
29 921 6 78s 37 S31 30 861

Ausstattung sgrad'? ie 100 HaLrshalte

36,6
40,7

8,1
73,5

98,3
42.O

13,3
188,5

91,6
40,0
49,1
2,5
9,2

157,4

102,0
39,4

3,7
13.7

177,4

103,7
40,0
60,0

14,9
'i83,3

24,3 24,6

Ausstattu ngsbestand3 je 100 Haushalte

'11 486
7 070

71,9
33,6
43,8

3,0
7,7

73,4

23,4

s5,6
37,0
55,2

8,S
155.7

Fah12euge
Personenkraftwaqen

Fabrikneu gekauft
Gebraucht gekauft
Geleasta

Kraftrad
Fahrrad

Sonstige Geräte
Sportgeräte (Hometrainer)

76,2
37,1
44,7
2,3

11,s
81,6

76,9
35,0

3,4
T 1.6
78,6

78,O

48,3

12,5
79,7

27,4 28,3 25,6

1 Ergebn sse der Einkommens- und Verbrauchsstichproben.
2 An?ah der Haushalte, in denen entsp.echende langlebige cebrauchsgüter vorhanden s nd, bezogen

auf hochgerechnele Haushalte der jeweiligen Spalte.
3 Anzah der in den Haushaltsn vorhandenen lang ebigen Gebrauchsgüter, bezogen auf hochqerech-

neie Haushalte deriewe ligen Spalte.
4 Auch vom Arbeitgeber oder vonr eigenen Unternehmen zurVerfügung gestellt. Keine Ratenkäufe.

4.7 Verbraucherinsolvenzen

Nach einer Studie im Auftrage des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend gelten in Deutschland rund 2 bis 3lvlill. Haushalte als überschuldet, d. h.

sie können mit ihrem laufenden Einkommen ihren Zahlungsverpflichtungen nicht mehr
vollständig nachkommen. Wenn Schuldnerinnen und Schuldner nach Ny'ahnverfahren
und Lohnpfändung die Gläubiger nicht zufrieden stellen können, kommt es im Allge-
meinen zur Abnahme einer eidesstattlichen Versicherung durch den Gerichtsvoli-
zieher. lm Rahmen dieser Versicherung muss der Schuldner die Vollständigkeit und
Bichtigkeit einer Vermögensaufstellung an Eides statt versichern. Danach wird der
Schuldner in einem Verzeichnis geführt, das nach 3 Jahren gelöscht wird, sofern kein
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Gläubiger erneut eine derartige Versicherung verlangt. Die Abgabe eidesstattlicher
Versicherungen hat in den letzten Jahren stark zugenommen. Zuletzt im Jahr 2002
wurden knapp 1 Mill. deradiger Maßnahmen ergriffen-

Die praktisch lebenslange Nachhaftung ließ viele Schuldnerinnen und Schuldner in

die Schattenwidschaft bzw. Schwarzarbeit abgleiten und ihre Fähigkeiten gingen der
Volkswirtschaft verloren. Da ein lnsolvenzverfahren zur Regelung der Auseinander-
set"ung zwischen Gläubigern und Schuldnern Privatpersonen weitgehend ver-
schlossen blieb, hat der Gesetzgeber im Zuge der Neugestaltung des lnsolvenzrechts
ab 1999 die Möglichkeit geschaffen, dass auch private Schuldnerinnen und Schuldner
ein lnsolvenzverfahren in Anspruch nehmen können. Hil{reich für die Schuldner konnte
ein derartiges Verfahren jedoch nur dann sein, wenn am Ende eine Befreiung von der
Restschuld in Aussjcht gestellt wid. Aber auch für die Gläubiger sollte sich ein solches
Vedahren bezahlt machen, indem sie zumindest einen Teil ihrer Forderungen erstattet
bekommen.

Speziell für private Schuldnerinnen und Schuldner wurde daher 1999 das so genannte
Verbraucherinso,venzverfahren eingeführt, das gegenüber dem Regelinsolvenzver-
fahren, das vor allem auf [Jnternehmen zugeschnitten ist, einen vereinfachten Ablauf
aufweist. Bevor jedoch ein Verbraucherinsolvenzverfahren beantragt werden kann,
muss nachgewiesen werden, dass außergerichtlich eine Einigung zwischen Gläubiger
und Schuldner auf der Grundlage eines Plans efolglos verlaufen ist. Erst wenn dies
nicht gelingt, kommt ein Verbraucherinsolvenzvedahren in Betracht. Dieses sieht vor,

dass Schuldnerinnen und Schuldner sechs Jahre lang ihr pfändbares Einkommen
oder ähnliche Bezüge dem Gläubiger zur Verfügung stellen und ihnen am Ende eine
Restschuldbelreiung gewährt wird. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass ein Ver-
braucherinsolvenzverfahren eröffnet wird, d.h. die Schuldner müssen in der Lage
sein. die Verfahrenskosten zu bezahlen. Da diese Kosten sich anfänglich als unüber
windbares Hindernis erwiesen haben, wurde im Dezember2001 die lnsolvenzordnung
erneut geändert und in diesen Fällen die Stundung der Verfahrenskosten durch die
Staatskasse vorgesehen.

Tab. 1 3: Verbraucherinsolvenzeni

Jahr eröffnete
Verfahren

mangels
Masse ab-
gewresene

Schulden-
bereini-

gungsplan
angenom-

insgesamt
Verände-

run9
gegenüber
Vorjahres-
zeitraum

Durch-
schnitt-

liche
Schulden

ie Fall

in a/o in 1 000
El_.lRo

2000
2001
2002
2003

1 634
6 886
s 070

19 857
32 131

1 496
2 449

489
244

227
114,4
1 655
1 095
'1 234

10 479
13277
21 441
33 609

+ 212,2
+ 26,7
+ 61,5
+ 56,8

1ts
189
193
115
92

1 Ohne Kleingewerbe und ohne ehemals selbslsländig Tät ge
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Als 1999 die neuen Vorschriften in Kraft traten, wurde davon zunächst nur zögerlich
Gebrauch gemacht. Dies lag zum einen daran, dass zuvor erst außergerichtliche
Einigungsversuche unternommen und bestätigt werden mussten, bevor ein gerichl
llches Verfahren in Frage kam. Als im Jahr 2000 die Schuldnerberatungsstellen zu
lnsolvenzberatungsstellen aufgewedet und damit die überschuldeten Haushalte
besser informiert wurden, verdreifachte sich die Zahl der Verbraucherinsolvenzen
binnen Jahresfrist auf über '10 000. Auch 2001 stiegen die Verbraucherinsolvenzen um
ein Viedel an. lm Jahr 2002 kam es mit weit über 21 000 Fällen zu einer Flut von An

trägen auf Eröffnung eines Verbraucherinsolvenzverfahrens, dem in der Regel auch
entsprochen wurde. Das lnteresse auf eine Entschuldung auf diesem Wege hielt auch
2003 mit 32 13'1 derartigen Verfahren unvermindert an.

Die überschuldeten Haushalte weisen relativ hohe Verbindlichkeiten auf, die sich in

den letzten beiden Jahren in der Größenordnung von durchschnittlich 100 000 Euro
bewegien. Bis 200'1 waren die durchschnittlichen Verbindlichkeiten fast doppelt so
hoch gewesen- Dies hängt in erster Linie damit zusammen, dass bis 2001 nicht
trennscharf zwischen reinen Verbrauchern und Personen unterschieden wurde, die
früher einmal beruflich selbstständig tätig waren und aufgrund dieser Selbstständig-
kert höhere Verbindlichkeiten besaßen



5 Wohnen

Angaben über das Wohnen und die Wohnungsversorgung werden in Deutschland in
größeren Zeitabständen erhoben. Die letzte als Totalzählung durchgeführte Gebäude
und Wohnungszählung fand im früheren Bundesgebiet am 25. Ivlai 1987 und in den
neuen Ländern und Berlin-Ost am 30. September 1995 statt. Daneben stellte die 1 o/o-

Gebäude- und Wohnungsstichprobe vom 30. September 1993 erstmals gesamt-
deutsche Ergebnisse bereit. Neueste Angaben über Wohnungen und insbesondere
über die Wohnsituation der Haushalte liegen aus einer mit dem Mikrozensus des
Jahres 2002 durchgeführten wohnungsstatistischen Zusatzerhebung vor.

Die Wohnverhältnisse im früheren Bundesgebiet und in den neuen Ländern ein-
schließlich Bedin-Ost sind auch nach mehr als elf Jahren seit der Wiederverernigung
trotz gewisser Annäherungen nach wie vor unterschiedlich. Deshalb werden die Er-
gebnisse für beide Teilgebiete getrennt nachgewiesen, um entsprechende Vergleiche
zu ermöglichen.

Unterschiede zwischen West und Ost werden schon bei sehr allgemeinen übersichten
erkennbar, etwa einem Vergleich der durchschnittlichen Wohnfläche. lm Westen ver-
fügte im April 2002 jede in die Erhebung einbezogene Person über 42,8 Ouadratmeter,
im Osten nur über 36,2 Quadratmeter ln Wohngebäuden hatten die Wohnungen eine
durchschnittliche Fläche von 92,5 Ouadratmetern im Westen und 76.8 Quadratmetern
im Osten.

Tab. 1: Wohnsituation in Deutschland 2002

Gebiet Durchschnittliche Wohnf läche je

Wohnung

Deutschland
Früheres Bundesgebiet
Neue Länder und Berlin-Ost

B9

92
76

,6

,B

41,6
42,4
36,2

5.1 AltersstrukturdesWohnungsbestandes

27,9 % der Wohnungen in Deutschland stammen aus der Zeit bis '1948, 61 % ent-
standen zwischen 1949 und '1990 und jede neunte Wohnung wurde 1991 und später
gebaut. lm Osten lag der Anteil der bis '1948 gebauten Wohnungen bei 42,6 %, wäh-
rend es im Westen nur knapp ein Viertel war.

insgesamt sind die Gebäude - und damit die Wohnungen - im Osten erheblich älter
als im Westen. Dies ist im Wesentlichen auf die geringere Neubautätigkeit in der ehe,
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Gebiet Wohnungen
insgesamt

Davon errichtet ,

bls 1948 1949-1990 1991 und später

1 000 1 000 a/o 1000 % 1 000 0/o

Deutschland
Früheres
Bundesgebiet

Neue Länder
u. Berlin-Ost

38 259,8

30 621,9

7 638,0

10 67S,4

3 256,9

'19 s96,'1

3 333,5

4 250,S

3 203,5

1 047 ,442,6

65,3

43.6

11,1

'10,5

13,7

Tab. 2: Wohnungen in Wohngebäuden 2002 nach dem Baujahr

maligen DDR zurückzuführen. ln den Jahren zwischen 1949 und 1990 wurden in den
alten Bundesländern über 65 % aller Wohnungen gebaut, in den neuen nur etwa 44 o/ö.

Die starke Bautätigkeit in den neuen Ländern und Berlin-Ost zeigt den inzw schen
statfiindenden Aufhoiprozess. So hat sich der Anteil der nach der Wiedervereinigung
errichteten Wohnungen seit 1998 um 4,7 Prozentpunkte auf 13,7 7o im Jahr 2002 er-
höht und lag damit über dem Anteil der alten Bundesländer.

5.2 Eigentümerquote

Von den im April 2002 in Deutschland gezählten 35,1 [,4ill. bewohnten Wohnungen in

Wohngebäuden waren 20 Mill. von lvlietern sowie 15 lMill. von Eigentümern bewohnt.
Von der Gesamtzahl der bewohnten Wohnungen lagen 28,6 lrlill. im früheren Bun-
desgebiet, 15,9 l\.4ill. waren Mietwohnungen. 12,7 Ny'ill. Eigentumswohnungen. In den

Abb. 1 : Eigentümerquote 1998/20021
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43,1
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34,2
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Neue Länder
und Berlin-Osl

I Deulschland

1 E gentümerquole: Anteil der vom Eigentürrer sellrst bewohnten Wohnungen an allen Wohnungen in
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neuen L-ändern und Berlin-Ost betrug die Wohnungszahl 6,5 Ny'ill., die sich in 4,3 Ny'ill.

Mietwohnungen und 2,2 Mill. EigentümeMohnungen aufteilte.

Die Eigentümerquote, die den Anteil der von den Eigentümern selbst bewohnten
Wohnungen gemessen an allen bewohnten Wohnungen ausdrückt, lag im früheren
Bundesgebiet bei 44,6 o/o und in den neuen Ländern und Berlin-Ost bei 34,2 9/o. Der
Vergleich mit den Ergebnissen der lMikrozensus-Zusatzerhebung von 1998 zeigt eine
stärkere Zunahme des Anteils der von den Eigentümern selbst genutzten Wohnungen
im Osten gegenüber dem Westen. Dennoch lag im April 2002 die Eigentümerquote im

früheren Bundesgebiet noch um über 10 Prozentpunkte höher als in den neuen Län-
dern und Bedin-Ost.

5.3 Größe der Wohnungen

Eigentümerwohnungen in Deutschland waren mit durchschnittlich 115,7 Quadrat-
metern wesentlach größer als Mietwohnungen mit durchschnittlach rund 70 Quadrat-
metern. 70,7 o/o der Mietwohnungen hatten bis 80 Quadratmeter Wohnfläche, wäh-
rend es bei den Eigentümerwohnungen 17,5 yc' waren. Dementsprechend standen in
der Größenklasse ab 80 Quadratmetern Wohnfläche 29,3 7o der lr.4ietwohnungen

82,5 yo det Eigentümerwohnungen gegenüber. Diese unterschiedliche Struktur ist
sicher zum größten Teil durch die Einfamilienhäuser bestimmt, die meist über 100

Quadratmeter Wohnfläche haben und von ihren Eigentümern überwiegend selbst be
wohnt werden.

lm früheren Bundesgebiet war mehr als die Hälfte der Wohnungen größer als
80 Quadratmeter. in den neuen Ländern nur etwas mehr als ein Drittel. So war in

Gebiev Miet- und Eiqerlümerwohn!ngen Durch-

1 000

davon mil einer Fläch€ von ... bis unter. . . m?

unler40 40-80 80-100 100

Deutschland
Mietwohnungen
Eigentümerwohnungen

Früheres Bundesgebiet
Mietwohnungen
Eigentümerwohnungen

Neue Länder und
Berlin-Ost

Mietwohnungen
Eigentümerwohnungen

35127,1
20 151,6
14 976,1
28 58S,8
15 851,6
12738,2

4,7
7,7
0,6
4,3
7,3
0,5

43,4
63,1
16,9
40,1
59.6
15,9

17,6
16,9
18,5
18,5
18,9
18,1

34,4
12,3
64,1

14.2
65,5

89,6
70,1

115,7

72,2
117,8

6 537,9
4 300,1
2 237,9

6,2
9,0
0,7

75,9
13,5
9,6

22.7
5,5

55.6

76,8
62,6

104,0
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Wohngebäuden auch die durchschnittliche Fläche einer Wohnung im Westen mit
92,5 Quadratmetern um 15,7 Quadratmeter größer als im Osten.

5.4 Beheizung der Wohnungen

Hinsichtlich der Beheizung der Wohnungen sind nach wie vor ebenfalls deu'tliche Un-
terschiede zwischen West und Ost zu erkennen. lm Westen wurden im April 2002
73,3 % der Wohnungen mit Zentralheizung beheizt, 9,5 % mit Fernheizung, 9,4 % mit
Orenheizung, 7,7 yn mit Etagenheizung. Die neuen Bundesländer wiesen eine an
dere Rangfolge auf. Führend war dort zwar auch die zentralheizung, deren Anteil von
42,1 % in 1998 auf 51,1 % im Jahr 2002 gestiegen ist. Daneben war aber nahezu
jede dritte Wohnung an ein Fernheizwerk angeschlossen. Hierbei handelt es sich
überwiegend um Wohnungen, die in den Plattenbauten der Trabantensiedlungen vie-
ler Städte entstanden sind und generell fernbeheizt werden. IMit Einzel oder l\,4ehr-

raumöfen, die zu "DDR-Zeiten" noch vorherrschten, waren im Jahre 2002 nur noch
7,8 9/o der Wohnungen ausgestattet. 8,9 9/o hatten Etagenheizungen.

Bei den für die Beheizung von Wohnungen verwendeten Energiearten gab es zwi-
schen West und Ost, abgesehen von der Fernwärme, deutliche Annäherungen im
Vergleich zu 1998. Der Anteil an Gas ist in den neuen Bundesländern zwischen 1998
und 2002 um über ein Fünftel auf nunmehr 45,1 oZ angestiegen und erreichte damit
fast den Wed der alten Bundesländer von 48,3 %. Heizöl hatte mit 35,6 o/o den zweit-
orößten Anteil im Westen, danach folgte die Fernwärme mit 9,5 7o, die übrigen Ener
gieaden spielten nur eine geringe Rolle. lm Osten war nach wie vor aufgrund der
schon erwähnten Gegebenheiten des Plattenbaus die Fernwärme mit 32 % zweit-
wichtigste Energieart, gefolgt vom Heizöl mit 15,3 o/o. Der Anteil von Briketts, Braun-
kohle ist seit 1998 in den neuen Bundesländern um fast I Prozentpunkte stark zu-
rückgegangen und hatte 2002 nur noch einen Anteil von 4,8 o/o.

Wohnungen/
Energieaft

Deutschland Früheres
Bundesgebiet

Neue Länder
und Berlin Ost

1 000 o/o 1000 Yr 1 000 o/o

Wohnungen überuiegend
beheiztmit...
Fernheizung
Block /Zentralheizung
Etagenheizung
Einzel- oder Mehrraumöfen
Wohnungen ohn6 Angab6

4 AO4,7
24 308,2
2777,8
3197,9

39,1

13,7

7,9
9,1
0,1

2712,4
20 s64,9
2193,4
2 685,4

33,6

9,5

7,7
9,4
0,'l

2 092,3
3 343,3

584,4
512,5

5,5

32,0
51,1
8,9
7,8
0,'1
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Wohnungen in Wohn-
100 28 589,8 100 6 537,9 100



Tab.5: Bewohnte Wohnungen in Wohngebäuden
nach überwiegend verwendeter Energieafi 2002

5.5 Mieten

Bei der 1 yo-Zusatzerhebung des lvlikrozensus 2002 wurden auch die Mieten erfragt.
Zur Bruttokaltmiete werden neben der Grundmiete die kalten Betriebskosten ge-
rechnet, also z. B. die monatlichen Beträge für Wasser, Kanalisation und lvlüllabfuhr.
Nicht zur Miete rechnen hier die Umlagen für Zentralheizung oder Warmwasser-
versorgung, Garage usw.

Über die Höhe der Mieten wird ötfentlich viel diskutied. Thema sind aber vor allem die
lvlieten für Wohnungen, die in den letzten Jahren neu bezogen wurden. ln die in den
vorliegenden Tabellen ausgewiesenen Mietbeträge gehen aber auch die Mieten für
langjährig vermietete Wohnungen ein, die meist niedriger sind. Deshalb liegen die hier
nachgewiesenen Durchschnittswede im Allgemeinen unter den bei Neuvermietungen
erzielten Beträgen. Die Miethöhe wird außer vom Alter der Wohnung auch von der
Ausstattung und der Größe beein|usst.

Für die Nutzung einer Wohnung waren in Deutschland im April 2002 im Durchschnitt
monatlich 408 Euro aufzubringen, der Preis je Quadratmeter Wohnfläche betrug 5,93
Euro. lm früheren Bundesgebiet lag das Ny'ietenniveau über dem Gesamtdurchschniü
für Deutschland, in den neuen Ländern war es trotz höherer Steigerungsraten seit
1998 noch deutlich niedriger. So lag der durchschnittlich zu zahlende Mietbetrag hier
bei nur 324 Euro monatlich, das entsprach einer Quadratmetermiete von 5,29 Euro.

Einfluss auf die Miethöhe hat zunächst die Wohnungsgröße. Für eine Kleinwohnung
bis 40 Quadratmeter Wohnfläche in Deutschland wurden zwar durchschnittlich nur
232 Euro monatlich bezahlt, die Quadratmetermiete war aber mit 7,39 Euro höher als

Deutschland FrLiheres
Bundesgebiet

Neue Länder
und Berlin Ost

Wohnungen/
Energ eart

1 000 0/. 1000 %

Wohnungen überwiegend
beheizt mit ...
Fernwärme

E16ktrizität
Heizöl
Briketts, Braunkohle
Koks. Steinkohle
Holz oder Sonstiges
Wohnungen ohne Angabe

13,7
47 .7

4,1

31,8
1,3
0,3
1,0
0.1

9,5
48,3
4,6

35,6
0,5
o,4
'1,1

0,1

32,0
45,1

'1,9

15,3
4,8
o,2
0,6
0,1

4 804,7
16 750,4
1440,4

11 177.1
451,6
117,1
347,3

39,1

2 712,4
13 803,6
1316,6

10 174,8
137,0
102,0
309,6

33,6

2 092,3
2 946,8

123,8
1 002,3

314,5
15,1

5,5
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bei größeren Wohnungen. lm früheren Bundesgebiet rnussten hier sogar 8,06 Euro
gezahlt werden, während es in den neuen Ländern mit 5,55 Euro rund zwei Drittel
dieses Betrages waren.

Auch das Baujahr der Wohnungen wirkt sich auf die Miete aus. Generell lässt sich
sagen, dass alte Wohnungen relativ billiger sind als neue. Die bis 1900 entstandenen
Wohnungen kosteten im früheren Bundesgebiet durchschnittlich 5,49 Euro pro Qua-
dratmeter Wohnfläche. Für Wohnungen, d ie 2001 und später errichtet wurden, muss-
ten dagegen 7,24 Euro und damit rund 32 o/a mefi bezahlt werden. in den neuen
Bundesländern war die Situation ähnlich. Hier lag die durchschnittliche Miete je Qua
dratmeter bei 4,82 Euro für die ganz alten Wohnungen, die Neubauten der Altersklasse
2001 und später kosteten mit 6,50 Euro rund 35 % mehr.

Tab.6: Bewohnte lMietwohnungen in Wohngebäuden nach der N,4iete 2002
N EUR

Größe/Baujahr Deutsch and Früheres
Bundesgebiet

Neue Länder
und Berlin-Ost

OLrchschnittlichE BruttokaLnn ete le

nung
fläche iläche fläche

Größe von ... bis unter
unter 40
40- 60
60- 80
80-100

100-120
120 und mehr

Baujahr
bis 1 900
1S01-1918
'19'19- 1948
1949-1S78
1979-1S86
'1S87-'1990

19S1 -2000
2001 und später

m2

311
400

602
771

7,39
6,14
5,90
5,81

5,48

250
328
415
510

776

8,06
6,52
6,0s
5,89
5,74
5,51

181
2t4
350
456
562
701

5,55
5,33
5,24
5,26
5,33
5,12

396
415
380
3S2
413
424
508
546

5,33
5,63
5,60
5.92
6,02
6,09
6,73
7,08

421
440
400
410
474
512
531
590

5,49

6,03
6.43
6.67
6,83
7.24

322
354

2S6
2S1
285
445
418

4,82
5,19
5,17
5,18
5,O2
4,89
6,43
6,50

5.6 Wohnsituation der Haushalte

Die Zusatzerhebung des Mikrozensus im April 2002 wies hochgerechnet 35,9 Mill.
Haushalte nach, von denen 35 Mill. als Hauptmieter oder Eigentümer in den hier be-
schriebenen Wohnungen lebten; es waren 28,5 Mill. im früheren Bundesgebiet und
6,5 N4ill. in den neuen Ländern und Berlin-Ost. Die übrigen 0,8 tvlill. Haushalte, im
Wesentlichen Einpersonenhaushalte (76,7 D/o), wohnten zur Untermiete.
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lnsgesamt waren mehr als ein Drittel \35,7 %) dq Hauptmieler- und Eigentümer-
haushalte in Deutschland Einpersonenhaushalte. lm früheren Bundesgebiet war der
Anteil der Einpersonenhaushalte etwa gleich hoch (36 %), in den neuen Ländern
etwas geringer (34,5 %). Ahnlich ist das Verhältnis bei Haushalten mit Kindern: im
früheren Bundesgebiet 24,0 o%, in den neuen Ländern 23,5 9/o. lm Vergleich zur letzten
zusatzerhebung zur Wohnsituation im Jahr 1998 ist bundesweit eine überproportio-
nale Zunahme der Einpersonenhaushalte um 8,6 % gegenüber den Haushalten ins-
gesamt (+ 3,6 o/o) zu verzeichnen. Weiterhin rückläufig (- 2 %) war dagegen die Zahl
der Haushalte mit Kindern in diesem Zeitraum. lnsbesondere bei den Haushalten mit
Kindern zeigt sich zwischen Ost und West eine gegenläufige Entwicklung. Während
sich die Zahl der Haushalte mit Kindern im Westen Deutschlands zwischen 1998 und
2002 leicht erhöhte (+ 0,9 %), ist diese im Osten stark zurückgegangen F '13,5 %).

Ein wesentliches N,4erkmal der Wohnsituation eines Haushalts stellt die Wohnfläche
dar, die diesem zur Vedügung steht. Allein lebende Menschen im früheren Bundes

Tab. 7: Haushalte in Wohnungen nach der Wohnfläche 2002

Davon in Wohnunoen mii einer Fäche
von ... b s-Lrnter... m2

unter 40 40-80 8ü-T0ü 1ü0 u. mehr

Gebe
l-laushalls!roße

r 000

Haushalte
nsgesamt

%

Durch-
schnitüiche

Fläche j€
[bhn!nq

5 1 7

I 1'1 1

95 040 7

20 1

Neue Ländet und Betlin Ost

Deutschland

B 3

6 862

26 20

3

Haushalte mit
1 Person
2 Personen
3 Peßonen
4 Personen
5 und mehr Personen
Kindern

Haushalte mil
1 Person
2 Personen
3 Personen

5 und mehr Personen
Kindern

15,0

4A,7
52,6
66,1
72,1

Haushalte mit
1 Person
2 Personen
3 Personen
4 Personen
5 und mehr Personen
Kindern

2 234,7
2 307 ,8
1 103,5

614,7
163,4

1 524,2

6,5
19,6
37,6
54,3
65,1

16,3

0,8
0,2
0,1

0,0
0,3

12 503,4
12 068,0
5 036,7
3 959,9
1465,0

11,6

0,8
0,2
0,1

0,1

13,5

36,7
49,3
64,1
71,3

67,5
93,2

104,8
117,9
130,6

10 264,7
s 760,2
3 933,2
3 285,2
1 301,6

69,6
96,9

108,3
120,5
132,2

57,A

77,3
92,1

105,7
't t7,5

10,5
64,5
43,1

16,3

6,6
15,1
19,'l

18,6

62,'l
41,9
29,1
16,6
11,3

12,9

20,6
21,3
19,2
17,3

Früheres Bundesgebiet

10,5 60,3 14,2
0,8 36,6 21,9
0,2 25,2 22,O
0,1 14,9 '18,9

0,1 10,7 17.1
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gebiet verfügten 2002 durchschnittlich über 69,6 Quadratmeter Wohnfläche. 60,3 %
von ihnen bewohnten zwischen 40 und B0 Quadratmeter, beifast 30 0% waren es so-
gar mehr als 80 Quadratmeter, etwa jeder zehnte Einpersonenhaushalt wohnte in
einer Kleinwohnung bis 40 Quadratmeter Wohnfläche.

ln den neuen Ländern gab es im Durchschnitt kleinere Wohnungen. Einpersonen-
haushalte verfügten über durchschnittlich 57,8 Quadratmetet Mehrpersonenhaus
halte bewohnten zwischen 77,3 (2 Personen) und 117,5 Quadratmetern (5 und mehr
Personen). Gegenüber dem Westen zeigte sich eine insgesamt andere Vedeilung auf
die GröRenklassen: diejenigen bis B0 Quadratmeter Wohnfläche waren im Osten
(63,6 %) deutlich stärker besetzt als im Westen (44 %). Etwa jeder sechste Ein-
personenhaushalt lebte in Wohnungen bis 40 Ouadratmeter Fläche, im Westen wares
nur etwa jeder zehnte. Dies ging zu Lasten der Anteile bei den Wohnungen über B0

Quadratmeter. lm Osten hatten 13,1 yo dq Alleinlebenden eine Wohnung dieser

Tab. 8: Hauptmieterhaushalte mit l\y'ietangaben
nach Haushaltsqröße und monatlicher Ny'iete 2002

Davon mil €in€r monatlich€n Bruttokaltmiete
von,. , bis unter. .. Euro

500-750 750 Lr. mehrunt€r300 300 -500

% EUB

Erulio-Haushaltsgröße Hauplmieler-
haushalle mit
lrietangab€n

insgesamt

1 000

Haushalte mit
1 Person
2 Personen
3 Personen

5 und mehr Personen
Kindern

Deutschland

7 462,8

5 181,6
2 08S,1
1 301,1

4S4,0

42,4
20,5
12,1

1,4
5.1

45,4

53,4
51,5
45,8
39,4

'r0,0

20,6
24,4
34,8
41,2

'1,8

5,5
8,0

12,O

14,3

343
430
478

558
3 11 0 1

Haushalte mit
1 Person
2 Personen
3 Personen

5 und mehr Personen
Kindern

5 878,9
3 8S6,2
1588,1
1068,9

439,9

36,1
13,9
7,4
5,1
4,1

Früheres Bundesgebiet

49,7 -t2,0

54,1 25,0
49,4 33,0
42.9 38,4
37,7 42,4
4t ,2 34,4

7.0
s,8

13,6
15,4
11,0

459
507
54S
570
5182 956 1 4

Haushalte mit
1 Person
2 Personen
3 Personen

5 und mehr Personen
Kindern

Neue Länder und Berlin-Osl

1583,9
1 285,4

501,0

54,1
741,3

67,8
40,4

r7 q

13,3
25,O

25,2
51,1
57,9
5S,3
53,4
56,S

2,7
7,3

'13,6

18,0
28,1
15,1

0.3
'1,3

2,6
4,7
5,2
3,0
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Größe, im Westen 29,2 %. Beiden N4ehrpersonenhaushalten und auch beidenen mit
Kindern zeigte sich der mit der Wohnungspolitik der ehemaligen DDR gesetzte Trend
zur Wohnungsgröße von 40 bis B0 Quadratmetern. Mehr als die Hälfte (50,9 %) der
Mehrpersonenhaushalte im Osten lebten in Wohnungen dieser Größenordnung, im
Westen waren es nur 28,4 o%.

Bei der Zusatzerhebung des Mikrozensus 2002 wurden 16,5 Mill. Hauptmieterhaus-
halte mit Mietangaben gezählt, davon 12,9 Mill. im früheren Bundesgebiet und 3,71\.4ill.

in den neuen Ländern. Auch bei den Bruttokaltmieten gab es nach wie vor Unter-
schiede zwischen Ost und West. In den neuen Ländern war das Mietenniveau zwi-
schen 1998 und 2002 zwar insgesamt im Durchschnitt (+ '11 o/o) stärker gestiegen als
in den alten Bundesländern (+7,2 o/o), es wat aber immer noch wesent ich niedriger.
lm Westen wurden im Jahr 2002 durchschnittlich 432 Euro Bruttokaltmiete monat-
lich bezahlt, im Osten nur 324 Euro. Diese Differenz zeigt sich bei der Verteilung auf
die lMietpreisklassen. lm früheren Bundesgebiet bezahlte knapp ein Viertel der l\,4ie-

terhaushalte bis 300 Euro monatlich für ihre Wohnung, die Hälfte 300 bis 500 Euro
und gut ein Viertel mehr als 500 Euro. Etwa die Hälfte (48,5 %) aller l,4ieter in den
neuen Ländern zahlten bis zu 300 Euro, weitere 43,1 % zwischen 300 und 500 Euro
für ihre Wohnung monatlich. Weniger als jeder zehnte Haushalt gab mehr als 500 Euro
im N4onat für seine Wohnung aus.

lm früheren Bundesgebiet waren Einpersonenhaushalte häufiger in der niedrigen
[,4ietklasse anzutreffen als der Durchschnitt aller Haushalte, sie vedügten auch über
vergleichsweise kleinere Wohnungen. 36,1 o/o von ih nen mussten weniger als 300 Euro
zahlen. Das zeigte sich auch in den Durchschnittsmieten, die hier 362 Euro monatlich
betrugen. ln den neuen Ländern waren mehr als zwei Drittel dieser Haushaltsgruppe
in der N4ietklasse bis 300 Euro.

Von den Haushalten mit Kindern hatten im früheren Bundesgebiet lediglich 7,4 o/o

monatlich weniger als 300 Euro für die Bruttokaltmiete aufzubringen. Knapp die Hälfte
von ihnen zahlte zwischen 300 und 500 und etwas mehr als ein Drittel zwischen 500
und 750 Euro. Jeder neunte Haushalt mii Kindern musste über 750 Euro für die
monatliche Miete aufwenden. ln den neuen Bundesländern betrug für ein Vienel der
Haushalte mit Kindern die Miete weniger als 300 Euro, für über 80 % bis 500 Euro.
Dementsprechend lag die Durchschnittsmiete für Haushalte mit Kindern im Osten bei
395 Euro, im Westen bei518 Euro.

lnsgesamt mussten die Haushalte in Deutschland durchschnittlich 22,7 % ihres
Nettoeinkommens für die Bruttokaltmiete aufwenden. Die Alleinlebenden gaben mehr
als ein Viertel (26,6 %) ihres Nettoeinkornmens für die Miete aus, die großen Familien
ab 5 Personen mehr als ein Fünftel (22,3 %). ln den neuen Ländern und Berlin-Ost lag
die durchschnittliche Mietbelastung mil 21,0 o/o, trotz nach wie vor geringerer Ein-
kommen, aufgrund der günstigeren Mieten noch um 2,1 Prozentpunkte unter dem
Westniveau.

Während im früheren Bundesgebiet gut ein Viertel der Haushalte mindestens 35./o
ihres Einkommens für die lvliete ausgaben, traf dies in den neuen Ländern lediglich auf
18,7 Va zu.lJmgekehrt hatten 39,5 % der Haushalte im Osten weniger als ein Fünftel
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Davon rnit einer monatlche M etbelastung
von,,, bs unter. . %

Hauplmeter-
haushale mit
Iü e1- u. En-

angaben

nsgesaml

t5
15 20 2A 25 25 30 30 35 35 40 40und

Durch-

schn tl che
Miel

belaslung

Haushallsgröße

1 000

Haushalte m t
I Person
2 Personen
3 Personen

5 und mehr Personen
Kindern

1228,9
4 60T.4
1807,7
1 107,8

413,1

8,5
21,1

19,2
15,8

12,4
22,9
21,1

18,2
18,2

16,3
19,6
19,7
21,8
21,4

16,5
13.2
13,5
15,1

16,S
16,1

12,6
8,1

9,1

9,0
11,0

9,8
5,4
5,8

24,0
9,6
s.6
8,0

10,3
13,6

26,6
2A,3
2D,7
20,9

23,0324 10 I3

Deutschland

Haushalte m t
1 Person
2 Personen
3 Personen
4 Personerl
5 und mehr Personen
Kindern

5 662,3
3 4l7,1
1367,6

912,5
369,6

2 5A1 ,2

8,2
'19,6

17,S

16,3

12,O

12,4
21,6
20,4
21,1

18,0
17,5

15,8
19.5
20,4

21,5
20.7

16,4
13,6
14,3
16,0
17,2
16.6

12,7
8.7
9,7

11,0
11,2

9,9
6,0
6,5
5,0
6,4
7,5

25,0
10,9
10,9
9,0

10,7
14,5

26,8

21,5
21,5
22,5
23,5

Früheres Bundesgebiet

Haushalte m t
1 Person
2 Personen
3 Personen
4 Personen
5 und mehr Personen
Kindern

1 566,5
1184,3

44u,2
195,3

44,1

662,5

9,3

31,4
32,1

21,7
20,5

13,8
26,6

26.5
19,5

18,'1

19,8
17,6
17.4
20,9
18,7

16,7
11,9
11,1

10,s
14,0

12,1

7,3
5.4

10,8

9,3
3,7

4,2

20,7
5,8

3,4
7,2
9,9

26,0
19,1

14,2
17,7
21,0
20,80

Neue Länder und Berlin-Ast

3

Tab. 9: Hauptmieterhaushalte mit Niliet- und Einkommensangaben
nach Haushaltsgröße und N4ietbelastung 2002

ihres Nettoeinkommens für die Wohnungsmiete zu entrichten, im Westen waren es
deutlich weniger (30,2 %).

Für gut ein Drittel (36 %) der Alleinlebenden im früheren Bundesgebiet betrug die
Mietbelastung weniger als ein Viertel. Eine gleich hohe Mietbelastung wiesen in den
neuen Ländern hingegen 4'1,2 % der Alleinlebenden auf. Fast40 9/o der Alleinlebenden
im Osten wie im Westen mussten zwischen 25 und 40 o/. ihres Einkommens für die
N4iete aufwenden. Ein Viertel der allein lebenden Hauptmieter im früheren Bundes-
gebiet sowie etwa ein Fünftel in den neuen Ländern zahlten sogar mindestens 40 70

ihres Einkommens für die Wohnungsmiete.

Bei den Mehrpersonenhaushalten bzw. den Haushalten mit Kindern fiel die monat-
liche N,4ietbelastung im Allgemeinen niedriger aus als bei den Alleinlebenden. Das gilt

't 55

15 159.4lnsgesamt

3430.3 1S,3 20,2 18.6 13,S S,1 6,3 12,4 21,0



insbesondere für die neuen Bundesländer. Hier wendeten 60,4 % der Haushalte mit
Kindern weniger als ein Viertel ihres Einkommens für die Miete auf. Entsprechend
selten waren bei ihnen Mietbelastunqen von 35 9/o und mehr anzutreffen (16,2 %).
Ahnliches, wenn auch weniger stark ausgeprägt, gilt für die Haushalte mit Kindern im
früheren Bundesgebiet. Von ihnen gaben etwa die Hälfte weniger als ein Viertel ihres
Einkommens für die Wohnungsmiete aus. Hohe Belastungsquoten von mindestens
35 % hatten gut ein Fünftel (22 %)der Haushalte mit Kindern.

Weitere lnformationen zum Thema Wohnkosten und wohnverhältnisse siehe
Teil ll, Kap. 7.

5.7 Wohnungsbautätigkeit

Die Zahl der genehmigten und fertig gestellten Wohnungen im früheren Bundesgebiet
in Wohn- und Nichtwohngebäuden blieb nach einer Belebung der Wohnungsbautä-
tigkeit Anfang der 50er-Jahre bis etwa Mitte der 60er-Jahre relativ konstant; in dieser
Zeit wurden iährlich 500 000 bis 600 000 Wohnungen fertig gestellt. '1970 bis 1972 gab
es einen starken Anstieg der Wohnungsbaugenehmigungen bis auf rund 769 000 im
Jatu 1972, denen mit zeitlicher Verzögerung (1972 und 1973) die Fertigstellungen
folgten, wobei jedoch nicht alle genehmigten Bauvorhaben realisiert wurden (7'14 200

Abb. 2: Genehmigte und fertig gestellte Wohnungen in Wohn- und Nicht-
wohngebäuden im früheren Bundesgebiet 1960 bis 2002
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Fertigstellungen in 1973). Nach 1973 war ein starker Rückgang im Wohnungsbau zu
verzeichnen, der sich bis 1984 auf einem Niveau von etwa 350 000 bis 400 000 ge-
nehmigten und fertig gestellten Einheiten pro Jahr einpendelte. Nachdem es l gg8 mit
nur 208 600 Iertig gestellten Wohnungen einen Tiefpunkt im Wohnungsbau gab,
konnte in den Folgejahren wieder eine Zunahme registriert werden. Die Zahl der Fer-
tigstellungen betrug 1994 bereits wieder 505 200 Wohnungen. 1995 lag die Zahl der
Fertigstellungen mit 498 500 nur geringfügig darunter. ln den Folgeiahren hat sich die
Hochbautätigkeit weiter abgeschwächt. 1997 wurden 400 400 Wohnungen fertig ge-
stellt und im Jahr 2000 nur noch 336 800 Wohnungen. Auch in den Jahren 200'1 und
2OO2 wa( eine weitere Abschwächung festzustellen. lm Jahr 2001 wurden 267 900
Wohnungen fedig gestellt und 2002 sogar nur noch 240 600 Wohnungen.

lm Gebiet der ehemaligen DDB war die Wohnungsbautätigkeit wesentlich geringer
gewesen als in den alten Bundesländern. Bis N4itte der 50er-Jahre wurden jährlich nur
etwa 30 000 Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden Iertig gestellt. Ende der
50er-Jahre gab es einen Anstieg der Fertigstellungen bis auf 92 000 Wohnungen im
Jahr 196'1. lm Verlauf der 60er-Jahre war ein Bückgang im Wohnungsbau auf etwa
70 000 ierlig gestellte Wohnungen pro Jahr zu verzeichnen.

Ab Anfang der 7oer-Jahre stieg die Zahl der iedig gestellten Wohnungen w eder an, im
Jahr 1974 wurden in der ehemaligen DDR erstmals mehr als 100 000 Wohnungen
gebaut. Dieses Niveau wurde über Jahre gehalten. Ende der Boer-Jahre gab es einen
erheblichen Rückgang der Fedigstellungen bis auf 62 500 Wohnungen im Jahr 1990.
Zu Beginn der goer-Jahre hat sich dieser Rückgang verstärkt fortgesetzt; er resultierte
maßgeblich daraus, dass die bis dahin dominierenden Plattenbauten nicht mehr er-
richtet wurden. Die erhöhte Zahljährlich genehmigter Wohnungen seit dem Jahr 1993
hatte auch zu höheren Fertigstellungszah len geführti 1994 wurden 67 700 Wohnungen
fedig gestellt, im Jahr 1995 waren es bereits '104 200 Wohnungen. Nach 143 400Iertig
gestellten Wohnungen 1996 kam es im Jahr 1997 nochmals zu einer starken Zu-
nahme. Mit '177 800 Wohnungen ist der Spitzenwert aller bisherigen Fedigstellungen
erreicht worden. Dieser Spitzenwert konnte jedoch in den Folgejahren nicht gehalten
werden. lm Jahr 1998 sank die Zahl der fertig gestellten Wohnungen in den neuen
Ländern und Berlin-Ost auf 128 400, im Jahr 2000 wurden nur noch 86 300 Woh-
nungen fedig gestellt. Dieser Rückgang setzte sich weiter fort. lm Jahr 2001 wurden in

den neuen Ländern und Berlin-Ost 58 300 Wohnungen fertig gestellt; 2002 waren es
nur noch 49 000 Wohnungen.

lm marktwirtschaftlichen System ist die Wohnungswirtschaft grundsätzlich von staat-
lichen Weisungen unabhängig. ln der Bundesrepublik Deutschland wurden jedoch zur
Förderung der Wohnungsbautätigkeit vielfältige Hilfen geschaffen. Sie reichen von
Steuerermäßigungen für Bauherren über die Begünstigung des Bausparens (2.8.
durch Zahlung von Wohnungsbauprämien) bis zum so genannten sozialen Woh-
nungsbau, beidem der Bau von Wohnungen mit öffentlichen finanziellen Zuwendun-
gen (Darlehen, Zuschüsse usw.) direkt unterstützt wird. Damit verbunden ist eine
lviietpreis- bzw. Belastungsbegrenzung sowie die Koppelung an bestimmte Ein-
kommenshöchstgrenzen der Wohnungsinhaber.
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Tab. 10: Fertig gestellte sowie im sozialen Wohnungsbau
geförderte (bewilligte) Wohnungen

Von den fertig gestellten Neubauwohnungen in deutschen Wohngebäuden befanden
sich 1993 rund 29 % in Einfamilienhäusern, 14 % in Zweifamilienhäusern, in Gebäu-
den mit drei und mehr Wohnungen waren es 57 yo. lm Jahr 2OO2 waren von den fertig
gestellten Neubauwohnungen in deutschen Wohngebäuden rund 54 o/o Einfamilien-
häuser, 15 % Zweifamilienhäuser und 31 % lvlehrfamilienhäuser.

Damit hat sich gegenüber 1993 eine Verschiebung weg von den Mehrfamilienhäusern
hin zu den Einfamilienhäusern ergeben. Ein und Zweiramilienhäuser werden im We

Tab. 11: Ferlig gestellte Neubauwohnungen in Deutschland 0/Vohngebäude)
in Yo

Jahr GebäLde mit Gebäude mil Gebäude mit
3 oder mehr Wohnungen

1993
1997
2000
2002

29
30
4B

54

14
13
l5
15

57
57
37
31

Wohnungen Jahr Wohnungen

fertiggestellt gefördert fertiggestelft gefördert

Früheres Bundesgebiet
1S50
1955
1960
1970
1975
1980
1985
'1990

1391
1992

371
568
574
478
436

256
314

900
400
400
100
800
900
'100

500
500
600

319 400
341 400
326 700
165 100
154 000
97 200
69 000
90 700
90 200
87 200

1S93
1994
1S95
1S36
1997
1SS8
1999
2000
2001
2402p

431 900
505 200
4S8 500
416 100
400 400
372 204
369 800
336 800
267 S00
240 600

'111 400
106 400
s1 800
79 300
70 900
52 900
44 900
35 100
34 200

Neue Ländet und Berlin-Ost

1950
1955
'1960

1S70
'1975

1980
1985
1990
1991
1992

31 000
32 800
80 500
76 100

107 300
1 11 S00
1'15 700

62 500
16 700
11 500

1S93
1SS4

1995
1SS6
1S97
1SS8

1S99
2000
2001
2OA2p

23 600
67 700

't 04 200
143 400
177 800
128 400
102 900

86 300
58 300
49 000

3S 000
55 600
51 500
41 700
36 600

17 400
I300
4 2003 800

21 300
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sentlichen von privaten Bauherren errichtet. N,4ehfamilienhäuser werden dagegen vor
allem von Wohnungsunternehmen gebaut.

Für die Entwicklung der Wohnungsbautätigkeit sind neben dem Zinsniveau und der
Entwicklung der Grundstückspreise die Baukosten von besonderer Bedeutung. Um
im Jahr 2002 einen Quadratmeter Wohnfläche im früheren Bundesgebiet zu errichten,
mussten 1 270 Euro aufgewendet werden, 2000 waren es '1 254 Euro, 1997 hingegen
noch '1 283 Euro, 1970 waren es 355 Euro, 1960 erst 197 Euro. Diese Beträge um-
fassen nur die reinen Baukosten, nicht dagegen die Grundstückskosten u. a. (zu den
Bau- und Grundstückskosten siehe 16.4). Je Wohnung waren 1997 durchschnittlich
'129 100 Euro aufzubringen, wobei sich h nter dieser Zahl eine Bandbreite von '179 600
Euro für ein Einfamilienhaus bis 88 800 Euro für eine Wohnung in einem lMehrfam
lienhaus verbirgt. lm Jahr 2000 haben sich die Kosten je Wohnung im früheren Bun-
desgebiet auf 141 300 Euro erhöht, wobei jedoch die Kosten pro Quadratmeter
Wohnfläche auf 1 254 Euro zurückgingen. Für das Jahr 2002 lagen die durch-
schnittlichen Kosten bei 148 700 Euro. ln den neuen Bundesländern haben sich die
Baukosten schon sehr stark dem Niveau des früheren Bundesgebiets angenähert.
'1997 beliefen sie sich auf 1 1 98 Eu ro je Ouad ratmeter Wohnf täche bzw. 1 03 1 00 Euro
je Wohnung. Für das Jahr 2000 beliefen sich die Werte auf 1 123 Euro bzw. 114 900
Euro und für das Jahr 2002 bei '1 091 Euro bzw. 1 16 600 Euro.

Tab. 12: Kostenl von neu errichteten Wohnbauten
in EUFI

Jahr Kosten
je m'?wohnfläche

Kosten
ie Wohnung

Jahr Kosten
je m2 Wohnfläche

Kosten
je Wohnung

Ftüheres Bundesoebiet'
'1960

1970
'1980

1990
1991
1992
1993
1994

197

1 049
1 101
1 164
12'15
1 249

14 200
30 000
82 200
97 700
99 000

103 100
106 600
110 400

1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002p

1 247
1 305
1 243
1 265
'1 258
1 254
1 260
1270

115 400
125 100
129 100
134 200
137 600
141 300
143 800
148 700

Neue Länder und Berlin-Ost
19S1
1992
1993
1994
1995
1996

965
1 475
1 154
1216
1 254
1 225

90 900
98 300
99 100

103 100
101 200
99 900

'1S97

19S8
1999
2000
2001
2002p

1 198
1 't 63
1 132
1 123
1091
1091

103 100
108 500
112 900
114 900
'1'13 800
116 600

1 Reine Baukosten, keineGrundstückskosten Lr.A.



6 Freizeit und Kultur

6.1 Frei(e) Zeit?

Unter "Freizeit,, wird im Allgemeinen die Zeit verstanden, die den Menschen neben der
Arbeit und anderen Verpflichtungen zur freien Verfügung steht. Diese Zeit dient der
Entspannung und der persönlichen Entfaltung, sofern sie nicht mit der Arbeitszeit und

anderen mit Stress verbundenen Verpflichtungen in Verbindung zu bringen ist. Aber
schon die Frage, was alles zur Freizeit gehört, wird sehr unterschiedlich beantwortet,
zumal die Übergänge zwischen Arbeit und Freizeit immer fließender werden. Den

Feierabend als freie Zeit nach der Erwerbsarbeit gibt es uneingeschränkt sicher nicht.
Zwar endet für zahlreiche Menschen die Erwerbsarbeit ab 16:00 Uhr, das bedeutet
jedoch nicht, dass danach nicht mehr gearbeitet wird. So wird die Freizeit, wie die
Zeitbudgeterhebung 2001/02 des Statistischen Bundesamtes und der statistischen
Amter der Länder zeigt, beispielsweise auch genutzt, um Arbeiten im Haushalt zu er-

ledigen oder (WeiteF)Bildungsangebote wahrzUnehmen.

Zu den Aspekten der Freizeit gibt es kein stringentes lndikatorensystem. Während

Leistung - mit Einschränkungen - gemessen werden kann, gilt dies iür die Freizeit-
gestaltung nur unter Vorbehalt. Das ist vor allem durch die bereits erwähnten inhalt-

Abb. 1 : Dauer der tarifvertraglichen Arbeitswoche in Stunden
Von le 100 Arbeitnehmern haben 2002 eine Arbeitszeit von

I Früheres Bundesgebiet E Neue Länder urd Berlin-ost
44,6

oo i st,o
33.8

30

20

10

24.9

19,4
17,1

15,7

1,4 2,4
o2 06

0
39 bis

unter40
40

und mehr
weniger

als 36
36bs

unter 37
37 bis

urler 33
38 bis

unter 39
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lichen Abgrenzungsschwierigkeiten bedingt. Hilfsweise können aber einige messbare
Tatbestände herangezogen werden, wie Arbeitszeiten, Urlaubstage oder Ausgaben
für Freizeitgüter.

6.2 Arbeitszeit und Urlaubstage

Die durchschnittlich geleistete Arbeitszeit ist in den vergangenen 20 Jahren ständig
zurückgegangen. Damit hat sich der Spielraum für Freizeitaktivitäten vergrößert.
Wurden von Erwerbstätigen im früheren Bundesgebiet 1975 durchschnittlich 40 Wo
chenstunden geleistet, waren es 2002 nur noch rund 36,5 Stunden. Dabei lagen die
Arbeitszeiten in den neuen Bundesländern höher als im früheren Bundesgebiet.
Während in den neuen Ländern normalerweise durchschnittlich 38,1 Stunden in der
Woche gearbeitet wurde, betrug die Arbeitszeit in den elf alten Ländern durch-
schnittlich nur 36,1 Stunden. lm Jahr 2002 gab es rund 5 Mill. Erwerbstätige in
Deutschland (13,8 %), die normalerweise 4'1 Stunden oder mehr wöchentlich an ihrem
Arbeitsplatz verbrachten. Hie n unterscheiden sich die neuen Bundesländer mit
einem Anteilvon etwa 9,9 % vom früheren Bundesgebiet mit einem Anteil von 14,6 o/o.

Tab. 1: Tariflich vereinbarte Urlaubsdauer

Betroffene Arbeitnehmer
in o/o allervon Tarifuenrägen edassten Arbeitnehmer

Fniheres Bundesgebiet Neue L:inder u. Berlin-Ost

1998 2001 1998 2001

3 bis unter4
4 bis unter 5
5 bis unter6
6 oder mehr

1

19
80

,1

1S

80

I
44
55

I
42
57

Oue//e: Bundesmin sterium fürArbeit und Sozialordflung.

Auch der Anteil der Erwerbstätigen, die normalerweise weniger als 21 Stunden in der
Woche arbeiten, war in den elf alten Ländern deutlich höher (16,6 o/o) als in den neuen
Länden (7 ,2 Yo).

Nach dem Bundesurlaubsgesetz steht heute allen Arbeitnehmerinnen und Arbeit
nehmern ein Mindesturlaub von 24 Werktagen (4 Wochen) zu- ln den Tarifverträgen
sind jedoch zumeist längere Zeiten vereinbart. Die Tarifabschlüsse zu Beginn derSoer
Jahre brachten vielen Erwerbstätigen zusätzliche Urlaubstage ein. Der Anteil der
tariflich bezahlten Arbeitnehmer mit sechs oder mehr Wochen Urlaubsanspruch nahm
im früheren Bundesgebiet von 35 o/o im Jahr 1981 auf 62 % im Jahr 1985 und bis 1990
nochmals leicht auf 70 % zu. lm Jahr 2001 erhielten 80 % aller von Tarifverträgen er-
fassten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den alten Bundesländern mindestens
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sechs Wochen Urlaub im Jahr. Zwischen 1960 und 1984 ist die tarifliche Urlaubsdauer
im Durchschnitt um etwa 16 % auf 29 Tage und seither nur noch um einen % Tag an-
gehoben worden.

ln den neuen Ländern und Berlin-Ost ist die durchschnittliche tarituertragliche LJr-

laubsdauer von 26 Arbeitstagen (1991) auf 29 Arbeitstage im Jahr 2001 gestiegen. lm
Jahresdurchschnitt 1991 erhielten erst 25 o/o und 2001 bereits 57 o/o der tariflich er-
fassten Arbeitnehmer sechs Wochen oder mehr lJrlaub.

6.3 Ausgaben für Freizeit und Kultur

Entsprechend den Ergebnissen der Laufenden Wirtschattsrechnungen (LWR) 2001

belief sich der Anteil der monatlichen Ausgaben für Fre zeit, Unterhaltung und Kultur
an den Konsumausgaben der privaten Haushalte in Deutschland im Durchschnitt auf
rund 12 Yo 1225 Eurc).

Nähere lnformationen über die Konsumausgaben der privaten Haushalte siehe
Teil I, Kap. 4, Abschnitt 4.5.

Auch die öffentlichen Haushalte wenden erhebliche Beträge für den Freizeitbereich
auf. So erhöhten sich die Ausgaben für Sport und Erholung zwischen den Jahren '1970

und 2000 von 1,'1 Mrd- Euro (im früheren Bundesgebiet) auf 5,7 Ny'rd. Euro (in Ge-
samtdeutschland). 2000 sind dies 0,6 yo de( gesamten Ausgaben der öffentlichen
Haushalte.

Von den 5,7 lvrd. Euro für Sport und Erholung wurden 1,6 N,1rd. Euro für Park- und
Gartenanlagen verwendet, 1,3 lMrd. Euro für Badeanstalten, 1,6 Mrd. Euro für Sport-
stätten und 0,9 Ny'rd. Euro für die Förderung des Sports.

Außerdem gab die öffentliche Hand 2000 rund 7,2 Mrd. Euro Iür den kulturellen Be-
reich aus. Mit 3,0 Mrd. Euro entfiel davon knapp die Hälfte auf Theater und lvlusik,

weitere 1,1 Mrd. Euro wurden für N4useen, Sammlungen und Ausstellungen aufge-
wendet und 0,3 Mrd. Euro für Denkmalschutz und Denkmalpflege.

6.4 Unterhaltung und Kultur

lm Freizeitangebot wird häufig zwischen Kultur und Unterhaltung unterschieden. Die

Trennung dieser beiden Aspekte zu konkretisieren, ist jedoch kaum möglich, weil kul-
turelle Einrichtungen - zu denen neben Theatern und Museen u. a. auch Hörfunk und
Fernsehen gezählt werden - auch zur [Jnterhaltung beitragen. Es stellt sich die Frage,
inwieweit die Massenkommunikationsmittel bereits die .traditionellen" Kultureinrich-
tungen verdrängt haben.
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6.4..1 Theater

ln der Spielzeit 2000i2001 gab es in 122 Gemeinden in Deutschland 150 Thealer
unternehmen mit 728 Spielstätten und 260 000 Plätzen. Bezogen auf die Bevölke-
rungszahl dieser Gemeinden entspricht das einem Platzangebot von 10,1 je 1000
Einwohner. Die insgesamt rund 63 000 Aufführungen verzeichneten rund 20 Ny'ill. Be-
sucherinnen und Besucher {einschl. Besuchen, die nicht nach Sparten gliederbar
sind), also durchschnittlich rund 3'18 je Veranstaltung.

Mit rund 6,4 lvlill. Zuschauer nnen und Zuschauern lagen Opern und Ballette bei den
Besucherzahlen an der Spitze. Es folgten Schauspiele mit 5,4 N4ill., Operetten und

Abb.2: Verteilung der Theaterbesucherin nen und -besucher
an öffentlichen Theatern in der Spielzeit 2000/01
in Prozent nach Aufiührungsarten

Konzerte der Theale rorchesler 6.1

Kinder- und Juoendstücke Opern und Ballelie

Operelten, i,4usicaLs
14,8

Sonslige Veranstallungen
7,1

Schauspele 27,6

Musicals mit 2,9 Mill. Besuchern. Kinder- und Jugendstücke sahen sich 2,4 N/ill. Per-
sonen an. Für die Konzefte der Theaterorchester interessierten sich 1,2 Mill. Be-
sucherinnen und Besucher (s. Abb. 2).

Die öffentlichen Theater erhalten zur Deckung ihrer Jaufenden Kosten seit jeher Zu-
schüsse - insbesondere von L]ändern und Städten. Der Anteil der Ausgaben, den
sie aus eigenen Einnahmen, also im Wesentlichen aus dem Kartenverkauf, finanzie-
ren können, wird immer geringer. Ly'achten die eigenen Betriebseinnahmen 1969/70
noch 26 % aus, betrug das Einspielergebnis 2000/2001 in Deutschland nur noch
15 o/o. ln der Spielzeit 2000/2001 lag der Zuschuss je Besucher im Durchschnitt bei
g1 Euro.
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Die last 48 000 Veranstaltungen der 212 Privattheater (Spielstätten) in Deutschland
hatten 2000/2001 rund 1 1.4 Nrill. Besucherinnen und Besucher.

6.4.2 Kino

Die höchsten Besucherzahlen hatten die Filmtheater im früheren Bundesgebiet in

den Jahren 1954 bis 1958 mit jährlich mehr als 700 N4ill.; das waren rechnerisch
14bis '15 Besuche je Einwohner im Jahr. ln der ehemaligen DDR wurden 1957 rund
320 Mill. Filmbesucherinnen und -besucher gezählt. ln den darauf folgenden Jahren
ging der Kinobesuch zurück. 2002 wurden von den Kinos in Deutsch and 164 N4ill.

Besucherinnen und Besucher registriert; das waren zwei Filmbesuche je Einwohner
im Jahr. Die Zahl der ortsfesten Leinwände (Filmtheater) in Deutschland betrug 2002
insgesamt 4 72'1. Sie verfügten über durchschnittlich 182 Sitzplätze.

6.4.3 Museen

Einen bedeutenden Faktor im kulturellen Leben stellen die 4 823 l,ruseen und ähnliche
Einrichtungen unterschiedlicher Fachgebiete und Trägerschaften in Deutschland dar
Sie zählten 2001 insgesamt rund '103 lvlill. Besuche- Den größten Zuspruch fanden
2001 die Volks- und Heimatkundemuseen mit rund '18,2 [4ill. Besuchen sowie die
Kunstmuseen mit 16,3 Mill. Besuchen (s. Tab.2).

Tab.2: Museumsarten und Zahlder Besuche 2001

[,luseen Anzahl Besuche
in 1 000

Volks und Heimatkundemuseen
Kunstmuseen
Schloss- und Burgmuseen
Naturkundliche Museen
Naturwissenschaft liche und technische Museen
Historische und archäologische Museen
Kulturgeschichtliche Spezialmuseen

museale Einri

18 181
16 251
14 184

7 198
15 307
14 964
10 079

6 801

I
6.4.4 Fernsehen und Hödunk

lnzwischen gibt es kaum noch Haushalte in Deutschland, die nicht über Hörfunk- und
Fernsehgeräte verfügen. Am 3'1. '12. 2003 waren im Bundesgebiet nach Angaben der
Gebühreneinzugszentrale (GE4 der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten rund
36,4 Mill. private Hörfunk und Fernsehempfänger angemeldet.

lnsgesamt waren die öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstalten 2001 insgesamt
rund 555 000 Stunden "auf Sendung". ln den Höffunkprogrammen nahmen 2001
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Abb. 3: Öffentlich-rechtlicher Hörfunk 2001 nach Programmsparten
in Prozent der Sendestunden

Unterhaltung 7,9 0,7

Kultur und Bildung 6,4 Rock- und Popmusik
26,0

lnformation
und Service 28,3

Unterhaltungsmusik
l5.o

Klassische Musik 15 7

Abb.4: Zweites Deutsches Fernsehen 2002
Anteil nach Programmkategorien in Prozent der Sendestunden

Übertragungen 0,9

Sonslige Sendungenl
4,7

Kinderprogramm 7,1
lnlormation
46,4

Spo 7,4

Konzerl- und
Bühnenshows 0,3

Unlerhaltung 7,9

Kinderproqlamm) 2s,3

T Einschl Präsenlationen, Werbung, Mainzelmännchenrnserls und Sponsoren hinwe sen.
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l\4usiksendungen mit rund 57 % der Sendezeit den breitesten Raum ein. lnformation
und Service strahlten die Landesrundfunkanstalten zu (und 28 %o ausi 6 % der Zeit
widmeten die Rundfunkanstalten den Kultur- und Bildungsprogrammen und knapp
I % der Sendezeit entfielen auf die Unterhaltung. Der Werbefunk nahm 1 9/o der Sen-
destunden in Anspruch.

Für das Fernsehen (vgl. Abb. 4) liefed das ZDF eine Aufgliederung nach einzelnen
Programmbereichen (Kategorien). lm Jahr 2002 überwog lnformation mit 46 % der
Sendezeit, gefolgt von Fiktion (rund 25 %)sowie Unterhaltung und Sport (B bzw. 7 %).

6,4.5 Bücher und Bibliotheken

Trotz veränderter lnformationsmöglichkeiten, die aus der zunehmenden Verbreitung
der elektronischen Medien resultieren, haben Bücher ihre Bedeutung als Quelle des
Wissens und der Unterhaltung nicht eingebüßt. Hiervon zeugen insgesamt 59916
Buchtitel, die im Jahr 2002 als Erstauflage ermittelt wurden, darunter 5209 Ta-

schenbücher und 6 223 Übersetzungen ins Deutsche.

Nach Sachgebieten gegliedert, entfiel im Jahr 2002 der größte Teil der Erstauflagen
auf Sozialwissensch afteo (24 %t. Es folgten Sprach- und Literaturwissenschaften,
Belletristik (19,2 %), angewandte Wissenschaften, N4edizin, Technik (13,1 %) sowie
Geographie und Geschichte {9 %).

Der Zugang zur Literatur wird durch die Einrichtungen des Bibliothekswesens er-
leichtert. 2001 gab es in Deutschland I327 öffentliche Bibliotheken mit einem Be-
stand von rund 117 Nrill. Nledieneinheiten (insbesondere Bücher und Zeitschriften,
aber auch Schallplatten, Kassetten, CDs, Spiele u. a.). Es wurden rund 307 t\,4ill. Ent-
leihungen an 8,3 Mill. Bibliotheksbenutzerinnen und -benutzer registried. Die 1 052
wissenschaftlichen Bibliotheken in Deutschland verfügten 200'1 über 247 lvlill. Bän-
de und Dissertationen. Auf 3,3 L.4ill. Bibliotheksbenutzerinnen und -benutzer entfielen
dabei knapp 73 l'\.4ill. Entleihungen.

Tab. 3: Buchproduktion 2002

Sachgebiet Ersiauflage
ir Ya

Allgemeines
Philosophie, Psychologie
Religion, Theologie
Sozialwissenschaften
N4athemati k, Naturwissenschaften
Angewandte Wissenschaft €n, Medizin, Technik
Kunst, Kunstgewerbe, Fotografie, Mus k,

Spiel, Spod
Sprach- und Uteraturwis6enschaften, Belletristik

6 097
2 S04
3 380

14 260
4 235
7 866

1A,2

4,8
5,6

23,8
7,1

13,1

Geograph e. Geschichte
lnsgesamt

4 312
11 493
5 369

7,2

9,0
59 9'16 100,0



6.5 Spod und Musizieren

N,4it Sport und lvlusik verbringen die N,4enschen in Deutschland einen großen Teil ihrer
Freizeit - wenn auch überwiegend nur passiv. Über die Zahl der Besucherinnen und
Besucher von Sportveranstaltungen im Bundesgebiet gibt es keine gesicherten EF
gebnisse, und auch über den Umfang des Fernsehpublikums, das auf diese Weise
wichtige Sportereignisse miterlebt, lassen sich keine genauen Angaben machen.
Zahlen rltrer aktiv Sport Treibende liegen nur insoweit vor, als sie in Sportvereinen or"
ganisiert sind.

Die Spodvereine verdanken der Fitness-Welle und dem gestiegenen Gesundheits-
bewusstsein wachsenden Zulauf. Die Mitgliederzahl des Deutschen Sportbundes
betrug 2002 ca. 23,6 Mill., die Anzahl der Vereine lag bei r!nd 88 960.

Für den Vereinssport begeistern sich mehr N/länner als Frauen. Von den Mitgliedern
des Deutschen Sportbundes im Jahr 2002 waren rund 61 % männlich. Groß ist das
lnteresse der Jugendlichen an den Sportvereinen. So sind von den lvlitgliedern 24 %
jünger als 15 Jahre und 42 % unter 26 Jahren.

Gemessen an den l'y'itgliederzahlen rangiert der Fußball unter den Sportarten mit Ab-
stand an der Spitze der Beliebtheitsskala (s. Tab. 4). N/it rund 6,2 N4ill. Mitgliedern
stellen die Fußballvercine 27 o/a allet Beilragszahler des deutschen Sportbundes. Der
Frauenanteil in FuRballvereinen liegt bei 13,5 oZ. Die Turnvereine haben mit 5 N,4ill.

Mitgliedern neben den Fußballvereinen die größten Mitgliederzahlen. Turnen gehört
neben dem Tanzspoft und Reiten zu den wenigen Sportarten, ber denen Frauen in den
Vereinen zahlenmäßig dominieren. Unter den übrigen Sportverbänden übersteigt nur
noch die N4itgliedschait in Tennis- und Schützenvereinen die Millionengrenze. Etwa
350 000 sportlich Aktive sind in den Bereichen Behinderten- und Gehörlosensport des
Deutschen Sportbundes organisiert.

Einige Angaben über das akt ve Musikleben in Deutschland liefert der Deutsche Sän-
gerbund. Er hatte im Jahr 2OO2 1,74 Mill. N,4itglieder, davon allerdings nur 683 000
aktive und rund '1,1 t\,4ill. fördernde. lnsgesamt gab es 2002 einschließlich der Kinder-
und Jugendchöre 21 976 Bundeschöre, darunter B 539 reine Männer- und 2 291 reine
Frauenchöre.

Tab.4: Die zehn milgliedstärksten Sportverbände in Deutschland 2002

Spitzenverband N,4itglieder
in 1 000

Spilzenverband i.4itglieder
in 1 000

Fußbal
Turnen
Tennis
Schützen
Handball

5026
1319

Leichtathletik
Reiten
Tischtennis
Skisport
Schwimmen

862
759
6BB

697
644

lnformationen zum Thema Reiseverhalten der Deutschen siehe Teil l, Kap. 15,,
Abschnitt 15.3.2.



7 GesellschaftlicheMitwirkung

7.1 Einführung

Um seinem Anspruch gerecht zu werden, ist ein demokratisches Staatswesen auf die
aktive lvlitwirkung der Bürgerinnen und Bürger angewiesen. lnwieweit die Menschen
ihre durch die Vedassung garantierten Rechle wirklich nutzen und Politik, Wirtschaft
oder Kultur mitgestalten - darüber kann die amtliche Statistik wegen der meist sehr
komplexen Zusammenhänge nur Anhaltspunkte liefern. So vermittelt z. B, die Wahl-
statistik lnformationen über die Wahlbeteiligung und die Parteipräferenz sowie das
Wahlverhalten verschiedener Bevölkerungsgruppen. Auskunft über den Organisa-
tionsgrad der abhängig Beschäftigten gibt die Statistik der Gewerkschafismitgliede(
während die Zahlen über die Teilnahme an Gottesdiensten das kirchliche Engagement
dokumentieren. Es ist aber offensichtlich, dass die Statistik in diesem Bereich sehr
schnell an ihre Grenzen stößt. Die nur lückenhaft vorhandenen statistischen lnfor-
mationen über die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben können lediglich Anhalts-
punkte für das Vorhandensein von sozialem und politischem Engagement liefern.

7 .2 Teilnahme am politischen Leben

7.2.1 Wahlen

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland bekennt sich zur Volkssou-
veränität. Er besagt, dass alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht und von ihm in
Wahlen und Abstimmungen ausgeübt wird. Für die Lebendigkeit der Demokratie
ist es von entscheidender Bedeutung, in welchem l\raße die Bürgerinnen und Bür-
ger von ihren in der Verfassung garantierten Bechten Gebrauch machen und damit
Einfluss aul die politische Willensbildung nehmen. Die Ausübung des Wahlrechts,
mit der über die Zusammensetzung der demokratischen Vertretungen in Gemeinde,
Land und Bund entschieden wird, spielt dabei die zentrale Rolle. Da in der Bun-
desrepublik Deutschland keine Wahlpllicht besteht, wird die Wahlbeteiligung - unter
gewlssen Einschränkungen - als Gradmesser für das politische Engagement der
Menschen herangezogen. Sie weist deutliche Unterschiede auf, je nachdem ob es
sich um Bundestags-, Landtags-, Kommunalwahlen oder Wahlen zum Europäischen
Parlament handelt.

Mit dem Beitritt der ehemaligen DDB zur Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober
1990 wurde das bisherige Wahlgebiet um die Länder Brandenburg, l\.4ecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie Berlin-Ost erweiten.
Für die Westberliner Bevölkerung - deren lnteressen zuvot 22 vom Berliner Abge-
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ordnetenhaus gewählte Abgeordnete im Deutschen Bundestag vedraten -wurden die
Voraussetzungen für eine direkte Teilnahme an der Wahl zum Deutschen Bundestag
geschaffen. Obwohl erstmals alle Deutschen gemeinsam ihre Abgeordneten wählen
konnten, gab es bei der Wahl zum 12. Deutschen Bundestag am 2. Dezember 1990
die niedrigste Wahlbeteiligung nach 1949. Bei der ersten gesamtdeutschen Wahl

machten nur 77,8 % der Wahlberechtigten von ihrem Wahlrecht Gebrauch, 13,4 N.4ill.

Menschen verzichteten auf eine Stimmabgabe. Bei der '15. Bundestagswahl am
22. September 2002 ergab sich eine Wahlbeteiligung von 79,1 %. Damit lag die
Wahlbeteiligung um 3,1 Prozentpunkte unter der von 1998 (82,2 %) und 0,1 Prozent-
punkte über der von 19S4 (79,0 %). Über dem Durchschnitt lag die Wahlbeteiligung in

Tab. 1 : Wahlberechtigte und Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlenr

Wah lberechtigte
I 000

Wahlbeteiligung
%

1949'?
19$,
1957
1961
1965
'1969

1972
1976
1980
1983
1987
1SS0
1gg4
1S98
2002

31 208
33121
35401
37 441
38 510
38677
41 446
42054
43232
44 089
45328
60 437
60 452
60 763
61 433

ta,5
86,0
87,8
87,7
86.8
46,7
9'1 ,1

90,7
BB,6

89,1
84,3
77,8
7S,0

79,1

1 Bis 1987 fdhe€s Bundesgebiet, ohne Ele in-West, ab 1990 Deutschland.
2 Ohne Saarland.

neun Ländern, und zwar in Bayern mil 81,5 o/o, in Baden-Württemberg mit 81,1 r%, in

Niedersachsen mit 8'1,0 yo, in Schleswig-Holstein mit 80,7 %, in Nordrhein-Westfalen
mit 80,3 %, in Hessen mit 80,1 %, in Rheinland-Pfalz und im Saarland mit 8O,O %o und
in Hamburg mit 79,6 9/o. ln den übrigen Ländern betrug sie zwischen 68,8 und 78,8 %.
Am niedrigsten war die Wahlbeteiligung in Sachsen-Anhalt mit 68,8 02. ln allen neuen
Ländern lag die Wahlbeteiliqung unter dem Bundesdurchschnitt. Bereits bei der Bun
destagswahl 1998 lagen alle neuen Länder mit Ausnahme Thüringens unter dem
Bundesdurchschnitt.

Die Wählerinnen und Wähler geben ihre Stimmen seit den 60er-Jahren ganz über-
wiegend den beiden großen Parteigruppierungen SPD und CDU/CSU sowie der FDP
Die GRÜNEN haben drei Jahre nach ihrer Gründung erstmals bei den Bundestags-
wahlen'1983 die Fünfprozenthürde übersprungen.
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Obwohl sie bei der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl 1990 auf Bundesebene
nur Stimmenanteile von 2,4 ya bzw. 1,2 yo erreichten, im Wahlgebiet Ost jedoch
deutlich die Fünfprozentmarke übersprangen, zogen die PDS und die Listenverernr-
gung Bündnis go/Grüne ins Parlament ein. Grund dafür war eine für die erste ge-
samtdeutsche Wahl getroffene Sonderregelung: Die Sperrklauselvon fünf Prozent war
getrennt aufdie neuen Bundesländer sowie Berlin-Ost und aufden bis zum3. Oktober
1990 geltenden Gebietsstand der Bundesrepublik Deutschland anzuwenden. 1994
kam die PDS nur aufgrund von vier Direktmandaten in den Bundestag, ihr Zweit-
stimmenanteil lag bei 4,4 %. 1998 erreichte sie neben vier Direktmandaten auch
einen Zweitstimmenanteil von 5,'1 02.2002 gewann die PDS lediglich zwei Wahl
kreismandate und hatte einen Zweitstimmenanteil von 4.0 oZ.

Von besonderem politischen und soziologischen lnteresse ist die Frage, ob es ge-
schlechts- und altersspezifische Unterschiede im Wahlverhalten gibt. Um diese Zu
sammenhänge zu erhellen, wurden von 1953 bis'1SS0 (seit 1957 unter Beteiligung
aller Länder) unter Wahrung des Wahlgeheimnisses regelmäßig repräsentative Son-
dererhebungen zu den Bundestagswahlen durchgeführt. Nachdem der Gesetzgeber
diese Erhebungen für die Bundestagswahlen 1994 und 1998 ausgesetzt hatte, wurde

Abb. 1 : Stimmanteile der Parteien bei den Bundestagswahlenr
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NE3
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l Seir lg53 Zweitstirrrlren, bis l9ST früheres Bundesgebiel, ab l9g0 Deutschtand.
2 Ohne Saarland.
3 Bis 1987: GRÜNEi 1990: Bündnis go/Grüne (nur neue Bundeständeri 1994: BÜNDN|S S0/DIE

GRÜNEN,
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Abb.2: Sitzverteilung im Deutschen Bundestag
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GBÜNEN,

auf Grund des im Jahre '1999 in Kraft getretenen Wahlstatistikgesetzes, das unter an

derem detaillierte Vorschriften zum Schutz des Wahlgeheimnisses enthält, bei der
Bundestagswahl 2002 wieder eine repräsentative Wahlstatistik durchgeführt. Diese

Erhebung umfasste 2 5gg Urnenwahlbezirke, die für die Statistik der Stimmabgabe
um 372 Briefwahlbezirke ergänzt wurde. Die Einbeziehung von Briefwahlbezirken er-

folgte bei der Bundestagswahl 2002 zum ersten Mal, um vor dem Hintergrund des seit
der Bundestagswahl 1 990 deutlich angestiegenen Briefwähleranteils die Genauigkeit

des Gesamtergebnisses sicherzustellen.

Aus diesen Untersuchungen geht hervor, dass die Wahlbeteiligung der Frauen bel

Bundestagswahlen insgesamt hinter derjenigen der Männer zurückbleibt: ln den

Jahren 1953 und 1957 lag sie um 3,1 bzw.3,3 Prozentpunkte niedriger; bei den fol-
genden Wahlen verringerte sich der Unterschied bis auf 0,8 Prozentpunkte bei der

Bundestagswahl 1976. ln den darauffolgenden Wahlen vergrößerte sich der LJnter-

schied jedoch wieder (1990: 1,3 Prozentpunkte). Bei der Bundestagswahl 2002 sank

die Differenz zwischen der Wahlbeteiligung der Frauen und Männer auf 0,5 Prozent-
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punkte (Frauen: 79,4 o/o, Männer 75,9 %1. ln den neuen Ländern und Berlin-Ost lag
die Wahlbeteiligung der Frauen insgesamt sogar um O,7 yo ühet der Beteitigung der
lMänner Betrachtet man die einzelnen Altersgruppen in den neuen Ländern und
Berlin-Ost, so zeigt sich, dass die Frauen in allen Altersgruppen zwischen 21 bis
59 Jahren eine größere Wahlbeteiligung veeeichneten (zwischen 1,6 und 5,4 pro-
zentpunkten). Bei den 18- bis 20-Jährigen war die Wahlbeteiligung der Frauen hin-
gegen 0,1 Prozentpunkte, beiden 60 bis 6S-Jährigen 0,6 Prozentpunkte und beiden
7o-Jährigen und Alteren 1'1,2 Prozentpunkte niedriger als bei den lvlännern der
gleichen Altersgruppe.

Die Ergebnisse der repräsentativen Bundestagswahlstatistik zeigen, dass die alters-
spezifischen Abweichungen stärker ausgeprägt waren als die geschlechtsspezifi-
schen. Die niedrigste Wahlbeteiligung, und zwar sowohl bei Männern als auch bei
Frauen, wurde seit '1953 bei den jungen Wählerinnen und Wählern festgestellt. Ab
dem 25. Lebensjahr nahm die Wahlbeteiligung bis zum Alter von 69 Jahren zu; da-
nach ging sie wieder zurück, lag aber bei den Bundestagswahlen 1990 und 2002
noch höher als in der Altersgruppe der 30- bis 34-Jährigen.

Auf Grund der Bevölkerungsstruktur der Bundesrepublik Deutschland (vgl. Kap.'l)
haben die Frauen einen besonderen Einrluss auf das Wahlergebnis. Bei der Bundes-
tagswahl 2002 wurden 52,0 % der gültigen Stimmen von Frauen und 48,0 %o uon
Männern abgegeben. SPD, CDU, CSU und GRÜNE konnten mehr Frauen- als Nrän-
nerstimmen auf sich vereinigen, bei der FDB der PDS und bei den nicht im Parlament
vertretenen Parteien überwog dagegen der Anteil der männlichen Wähler. lm Ver-
gleich zu den Ergebnissen der Bundestagswahl 1953 sind die geschlechtsspezi-
fischen Unterschiede allerdings geringer geworden. Damals zeigten die Wählerinnen
eine deutliche Vorliebe für CDU und CSU.

Untersucht man die Wählerschaft der Padeien nach ihrem Alte( so ergeben sich
ebenfalls Unterschiede. Aus der Analyse der Bundestagswahlergebnisse 2002 geht
hervor, dass die SPD ihr Polenzial bei jeder Altersgruppe gleichmäßig ausgeschöpft
hat. Die Altersgruppen waren in der Wählerschaft der SPD in etwa so verteilt, wie es
der Verteilung der Altersgruppen in der Gruppe aller Wahlberechtigten entsprach. Die
Unionsparteien dagegen rekrutierten ihre Wählerschaft überproportional aus älteren
Wählerinnen und Wählern (39,3 % bei den mindestens 60-Jährigen). ln der Wähler-
schaft der GRÜNEN dominierten die mittleren Altersgruppen (30,5 % in der Alters-
gruppe der 35- bis 44 Jährigen). ln der Wählerschaft der FDP - vergtichen mit den
Wahlberechtigten - waren junge Wähler überdurchschnittlich vertreten. ln der pDS
hatten die über 45-Jährigen einen überdurchschnittlich hohen Anteil.

ln der Zusammensetzung des Parlaments sind Frauen noch immer deutlich unter-
repräsentiert. So ist die Zahl der weiblichen Abgeordneten im Deutschen Bundestag
trotz steigender Tendenz weiterhin gering. Obwohl mehr als die Hälfte aller Waht-
berechtigten Frauen sind, stellten sie im '12. Deutschen Bundestag nv 20,4 yo det
Abgeordneten, im 13. Bundestag 26,3 % und im 14. Deutschen Bundestag 30,8 7o.
lm 15. Deutschen Bundestag sind unter den 603 Abgeordneten 194 Frauen, das sind
32,2 %. Lässt man die beiden weiblichen Abqeordneten der PDS außer Betracht. er-
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reichen die GBÜNEN mit 58,2 9/o den höchsten Frauenanteil, gefolgt von SPD (37,8 %),

CDU 122,6 oÄ), FDP (21,3 %) und CSr (2o,7 o/a\.

Das Durchschnittsalter der lMitglieder des Parlaments lag zum Zeitpunkt der Bundes-
tagswahl 2002 bei 49,3 Jahren. Durchschnittlich waren 2002 die Abgeordneten der

Tab. 2: Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 2002
nach Geschlecht und Alter

Wahlberecmiqte Wahlbeteiligungl
MännerMänner lnsgesamt

%

Alier in Jahr€n

Deutschland
unter2l 2326,0 51,1 48,S 70,2
21 -24 3 329,7 50,7 49,3 68,1
25-29 3 842,5 50,6 49,4 72,1
30 - 34 5 145,3 50,8 49,2 76,7
35-39 6467,4 50,9 49,1 79,6
40-44 6185,1 50,7 49,3 80,0
45-49 5406,8 50,0 50,0 8',1,1

50 - 59 I 042,5 49,7 50,3 84,0
60 -69 1994,'1 47,9 52,1 86,4
70 und mehr I 743.4 35.6 _ffi,**.ßX**

70,3
67,8
71,5
75,4
78,6
19,1
80,4
83,6
86,S
44,4

70,1
68,5
72,4
78.0
80,6
81.0
81,7
84.3
85,9
75,2

unter 21
21 -24
25 -29
30-34
35-39
40-44
45 -4S
50-59
60-6S
70 und mehr

Frühercs Bundesgebiet und Berlin-West
1766,5 50,7 49,3 72,3
2 573.8 49,9 50,1 10,3
3 119,7 49,9 50.1 73,9
4244,5 50,6 49,4 74,2
5 239,3 50,9 49,1 81,1
4 964,6 50,7 49,3 81,5
4256,5 49,9 50,1 42,6
7 222,8 49,7 50,3 85,4
7910,8 48,0 52,0 87.8

807 920 36 64,0

63,6
60,0
62,8
66,9
70,4

73.7

81,1

unter 21
21 -24
25 -29
30-34
35-39
40 44
45-49
50-59
60-69
70 und mehr

559,5
755,9
722,9
900,8

1 168,1
1220,5
1 150,3
1419,7
2 033,2

63,5
61,6
66,4

76,1
76,7
79,4
80,5
67,2

Neue Länder und Berlin-Ost
52,3 47,7 63,6
53,6 46,4 60,7
53,7 46,3 64,5
52,0 48.0 69,5
51,1 48,9 72,4
50,7 49,3 74,2
50,3 49,7 75,2
49.6 50,4 78,5
47,5 52,5 80,8

7 433 711 823 66,1

l Anteil der Wähler mit Stimm und Wahlscheinvermerk im Wählerverzeichnis an den Wahlberechtigten-

72,5
70,3
73,6
77,3
80,4
80,8
a2,2
85,2
88,3
85,7
ffiffi

72,1
70,4
74,2
79,2
81,8

83,0
85,6

77.O
80,8lnsgesamt 4927A,5 52,4 A1 ,2

73.5

lngesamt

1 000

lnsgesamt 12154,3 48,0 52,O 73,2



Tab.3: Wählerschaft der Parteien bei der Bundestagswahl2OO2
nach dem Alter

SPD (50,7 Jahre) am ältesten. Die jüngsten Parlamentarierinnen hatte die pDS mit im
Durchschnitt 40.0 Jahren.

Die Wahlbeteiligung bei Landtagswahlen liegt im Vergleich zu Bundestagswahten
niedriger. Außerdem sind die Unterschiede von Bundesland zu Bundesland stärker
ausgeprägt. Die höchste Wahlbeteiligung bei den jeweits tetzten Landtagswahlen
wurde in Mecklenburg-Vorpommern mit 70,6 % erreicht; besonders niedrig war sre
mit 54,3 % beider Wahl 1999 in Brandenburg.

Von 100 gültigen Zweitstimmen für die jeweilige Panei wurden abgegeben
von Wählern im Atter von . . . Jahren

Part€i

1A-24 25 -34 35-44 45 -59 60 und rnehr

SPD
CDU
CSU
GRÜNE
FDP
PDS
Sonstige
dar.: REP

Schill

SPD
CDU
CSU
GRÜNE
FDP
PDS
Sonstige

dar-: REP
Schill

SPD
CDU
CSU
GRÜNE
FDP
PDS
Sonstige

dar.: REP
Schill

8,0
6,4
7,6

10,5
11,2
7,5

12,8
14,6

24,7
24,A
23,2
25,3

Früheres Bundesgebiet und Be in-West
7 ,7 't3,7 21 ,A 24,6
6,2 '11.5 17,1 23,5
7,6 13,6 15,2 23,2

10,2 19,0 31,0 25,7
10,3 18,1 '19,8 24,7
10,9 17,1 24,1 29,0
11,8 18,2 23,9 22,6
14,6 19,7 24,1 21.4

1 1 21 7

27

24,5
28,8
23,0
22.0

41,6
36,3
14,1
27,1
18,9
23,5
20,1

27 29 I

Neue Länder und Be in-Ost
s,3 11,4 18,4
7,6 12,4 20,3 26,4

35,7
33,3

'13,9

16,2
6,5

15,9
14,4

25,2
22,O
18,8

28,0

2T,9

28.7
24,2
25,0

11 27
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Deutsch!and
't 3,3 21 ,2
11,6 17,7'13,6 19,2'19,1 30,5'18,2 20,2
11,2 20,0
18,3 24,2
1S,9 24,A
15,4 23.3

-

32,9
40,2

14.5
25,9

21,7
18,8
25,8ffirlnsgesart

lnsgesamt

20,2
'18,8

9,4
18,8
20,5
18,8

tffiü.

19.3
36.6
15,9
12,1

15,0



Allein regied die CDU in Hamburg, Hessen, im Saarland, in Sachsen und in ThÜringen

sowie die CSU in Bayern. Zusammen mit den GRÜNEN stellt die SPD in Nordrhein-

Westfalen und Schleswig-Holstein die Landesregierung. ln Baden-Würltemberg, Nie-

dersachsen und Sachsen-Anhalt regied die CDU gemeinsam mit der FDP Ein SPD-

FDP-Bündnis besteht in Rheinland-Pfalz. Große Koalitionen regieren in Brandenburg

und Bremen. ln l\,4ecklenburg-Vorpommern ist die SPD zum zweiten lMal mit der PDS

eine Koalition eingegangen; diese beiden Parteien regieren auch in Berlin

Seit 1979 wählen die Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union (EU) in fünf-
jährigem Abstand die Abgeordneten des Europäischen Parlaments. lm Juni 1999

wurden 626 Abgeordnete ('1994: 567, 1995: weitere 22 aus Schweden, 1996: 21 aus

Tab. 4: Wahlbeteiligung und Stimmabgabe bei den letzten Landtagswahlen
in Prozent

Land
beteili-
9ung

Stimmabgabe

CDU/
CSUl

SPO FDP GRÜNE PDS

2001
2003
2001
199S5
2003
2004
2003

Baden-Württemberg
Bayern3
Berlin4
Brandenburga
Bremen
Hamburg

Mecklenburg-
Vorpommerna

Niedersachsenr
Nordrhein-Westfalen
Bheinland-Pfalza
Saarland
Sachsena
Sachsen-Anhalta
Schleswig-Holsteinr
Thüringen4

62,6
57,'1
68,1
54,3
61.3

64,6

8.12
2,6

1,9
4,2
2,4
7,9

44,4
60.7

26,5

47,2
48,8

31,4
48,3
37,0
35,3
45,5
56,9
37,3
35,2
5'1,0

19,6

39,3
42,3
30,5
29,1

7,7
7,7
9,1
1,95

12,4
12,37
10,1

2,6
7,6
7,1

3,2e
2,6
2,0
6,2
1,S

22,6

1,7

2002
2003
2000
2001
1S99
1999
2002
2000
19SS

70,6
67,0
56,7
62,1
ffi,7
61,1
56,5
69,5

40,6
33,4
42,4
44,7
44,4
10,7
20,0
43,1
18,5

4,7
8,1
9,8
7,4
2,63
1,1

13,3
7,6
'1 

,1

16,4
0,5
1,1

0,8

20.4
1,4

21,3

1 CSU nur in &yern.
2 FDP/OV?
3 Gesamtstimmen =

Erst- und Zweitstimmen
4 Zweitstimmen.

5 Die DVu erzielte 5.3 % der Stimmen
6 GBÜNE/B SO.

7 GRÜNE/GAL,
8 FDP/DPS,
9 GFÜNE SaaT,

Österreich und 16 aus Finnland) gewählt. Wie viele Abgeordnete ein Land vertreten,

hängt von der Bevölkerungszahl ab. Deutschland stehen nach der Wiedervereini-
gung 99 Mandate (vorher: 81) zu. Die Fraktionen des Europäischen Padaments set-

zen sich nicht nach der Staatsangehörigkeit, sondern nach politischen Richtungen

zusammen.

lnsgesamt gingen im Juni 1999 rund'144 Mill. Menschen in der EU zur Wahl. Die

Wahlbeteiligung ist bei den Wahlen zum Europäischen Parlament in der Bundes-

republik - wie übrigens auch in den anderen N,4itgliedstaaten - wesentlich niedriger als
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bei nationalen Wahlen. Von den 60,8lv1ill. bundesdeutschen Wahlberechtigten mach-
ten am '13. Juni 1999 nur 45,2 Yo von ihrem Stimmrecht Gebrauch. Dies war ein
Rückgang der Wahlbeteiligung um 14,8 Prozentpunkte gegenüber 1994. Wenn man
von Belgien, Luxemburg und criechenland absieht (in diesen Ländern besleht Wahl-
pflicht), war die Wahlbeteiligung in ltalien mit 70,8 % (1994: 74,8 o/o) am höchsten,
gefolgt von Spanien mit 64,4 % (19941 59,1 %), kland mit 5O,7 yo (1994: 44,0 %),
Dänemark mit 50,4 % (19S4: 52,9 %) und Österreich mit 49,0 % (19S6: 67,7 %). Auch
in Frankreich lag sie mit 46,8 % (1994: 52,7 %) noch höher als in der Bundesrepublik
Deutschland. Niedriger als in Deutschland war die Wahlbeteiligung in Portugat mit

Abb.3: Sitzverteilung im Europäischen Parlament nach Fraktionen
Stand: 19. Januar 2004

40,4 oÄ (1994. 35,5 %), Schweden mit 38,8 % (1995: 41,6 %), Finntand mit 30,'1 %
('1996: 57,6 %) und - am geringsten - im Vereinigten Königreich mit 24,0 Vo (:|994:
36,4 96). Der stärkste Rückgang der Wahlbeteiligung betrug 27,5 Prozentpunkte und
wurde in Finnland registriert- Zusammenfassend ist festzustellen, dass lediglich in vier
Eu-Staaten die Wahlbeteiligung gegenüber 1994 zwischen 0,3 und 6,7 prozent-
punkten gestiegen, in allen anderen EU-Staaten jedoch zwischen 2,5 und 27,5 pro-
zentpunkten gesunken ist.

Von den auf die Bundesrepublik Deutschland entfaltenden gg Sitzen erhielt die SpD g3
(1994: 40), die CDU 43 (1994: 39), die GRÜNEN 7 (1994: 12). die CSU 10 (1994: 7) und
die PDS erstmals 6 Sitze.

@ 178 silze
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Partei Europas
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GUE/NGL- Konlödgäls Fraklion der Veretno-
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7.2.2 Mitgliedschaft in Parteienl

Die Parteien spielen in der Bundesrepublik Deutschland eine wichtige Rolle. Nach
dem Grundgesetz haben sie die Aufgabe, an der politischen Willensbildung des Vol-
kes mitzuwirken. lhre Gründung ist frei, ihre innere Ordnung muss demokratischen
Grundsätzen entsprechen.

Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhängerschaft darauf
ausgerichtet sind, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen
oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden,
sind verfassungswidrig und können vom Bundesverfassungsgericht verboten wer-
den. Von dieser Nröglichkeit wurde bisher zweimal Gebrauch gemacht: 1952 wurde
die Sozialistische Reichspartei - eine extreme Rechtspartei - verboten, '1956 wurde
die KPD für verfassungswidrig erklärt und aufgelöst.

Die politische Landschaft in der Bundesrepublik Deutschland war seit ihrer Gründung
vor allem von vier Parteien geprägt: Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD),
Christlich Demokratische t-Jnion Deutschlands (CDU), Christlich-Soziale Union (CSU)

in Bayern und Freie Demokratische Partei (FDP)-

Zu Beginn der 8oer-Jahre gelang den GRÜNEN in einer Reihe von Landesparlamenten
und von 1983 bis '1990 auch im Bundestag das Eindringen in die bis dahin relativ fest
gefügte Parteienlandschaft. Bei der Bundestagswahl 2OO2 erzielten die GRÜNEN
einen Anteil von 8,6 o/o an den Zweitstimmen. Seit der ersten gesamtdeutschen Wahl
1990 ist auch die PDS im Deutschen Bundestag vertreten. Nur 1998 erreichte sie
einen Zweitstimmenanteil von über 5 %. 1990, 1994 und 2002 kam sie aufgrund von
Sonderregelungen bzw. Direktmandaten in den Bundestag. Schon immer kandidier-
ten bei Bundeslagswahlen auch kleinere Parteien. Bei der ersten Bundestagswahl
1949 konnten diese zusammen 27,8 oZ der Stimmen auf sich vereinen, danach sind
ihre Stimmenanteile stark zurückgegangen. Zu ihrer relativen Bedeutungslosigkeit auf
Bundes- und Landesebene hat nicht zuletzt die Fünlprozentklausel beigetragen.
ln der Bundesrepublik Deutschland haben gegenwärtig rund '1,6 l\,ill. Nränner und
Frauen das Mitgliedsbuch einer Partei. Das entspricht einem Anteil von etwas weniger
als 2,6 0,6 der Bevölkerung im wahlberechtigten Alter. Die Partei mit der größten N,lit

gliedschaft ist die SPD. Bei ihrer Wiedergründung nach dem Zweiten Weltkrieg
knüpfte sie an ihre bis ins 19. Jahrhundert zurückreichende Tradition als Arbeiterpartei
an. lr.4it der Verabschiedung des Godesberger Programms 1959 vollzog sie die Öffnung
zur Volkspartei. lhre Mitgliederzahl betrug '1946 rund 711 000. Ende 2002 besaßen
693 894 Bürgerinnen und Bürger das Mitgliedsbuch dieser Partei, die 1976 mit
'1 022 000 Mitgliedern ihren bisher höchsten Stand erreicht hatte. Der Anteil der
Frauen in der SPD erhöhte sich von 15 9/o im Jahr der Wiedergründung aul2g,7 Vo

Ende 2002.

lm Unterschied zur katholischen Zentrumspartei der Weimarer Zeit wenden sich die
nach dem Ende der Henschaft des Nationalsozialismus neu gegründeten Unions-
parteien - CDU und CSU - an Wählerinnen und Wähler beider christlicher Konfessio-

1 Anqaben überdie Anzahl der t!.{itgliederstammen von den Parteien
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nen. Sie betrachten ihre Gründung als Antwod auf die verhängnisvolle Zerrissenheit
der Demokraten in der Weimarer Republik. Die CDU besitzt keinen bayerischen Lan-
desverband, während die CSU nur in Bayern vertreten ist. lm Bundestag bilden beide
Padeien eine gemeinsame Fraktion. Die N4itgliederzahl der CDU belief sich im De-
zemhet 2OO2 auf 594 3g'1, von ihnen waren 25,1 o/a F@uen. Die CSU, deren Ny'it-

gliederzahl im Jahr 1946 bei 69000 lag, hatte Ende 2002 insgesamt 177667 Mit-
glieder, darunter '17.7 % weibliche Mitglieder.

Die ebenfalls nach dem Krieg neu gegründete FDP will als liberale Partei besonders
die Freiheit jedes Einzelnen in allen Lebensbereichen stärken. Das liberale Manifest
von 1985 geht von einem umfassenden Freiheitsbegriff aus. Die FDP will eine Ver-
söhnung von moderner Marktwirtschaft und einer offenen und veränderungsbereiten
gesellschaftlichen Kultur. Ende 2002 hatte die FDP 66 560 Parteimitglieder. 23,6 % der
FDP-Mitglieder sind Frauen.

Seit Mitte der 7oer-Jahre hat sich eine zunehmende Zahl von Bürgerinnen und Bür-
gern außerhalb der etablieden Parteien in "Bürgerinitiativen" engagiert. Sie richten
sich vielfach gegen politische Maßnahmen von lokaler oder regionaler Bedeutung, die
als umweltschädigend betrachtet werden, so z. B. gegen Kernkraftwerke, Autobahn-
ausbau, Müllverbrennungsanlagen u. A. Aus dieser Bewegung sand auch die "grünen-
Pafieien mit ihren über den Umweltschutz hinausgehenden politischen Programmen
hervorgegangen. Die GBÜNEN hatten sich vor der Europawahl '1979 bundesweit als

"Sonstige Politische Vereinigung (SP\4 DIE GRÜNEN.. zusammengeschlossen, ehe
sie sich 1980 als Partei auf Bundesebene konstituierten. lm Ny'ai 1993 haben sich die
GBÜNEN und das BÜNDNIS 90, ein '1991 entstandener zusammenschluss der Bür-
gerbewegung gegen die SED-Regierung in der ehemaligen DDR, zu der Partei
BÜNDNls go/DlE GRÜNEN (cRÜNE) zusammengeschlossen. lhre Mitgliederzahl lag
Ende 2002 bei 43 BB1, 37,2 0/6 der Mitglieder waren Frauen.

Die PDS, die als Nachiolgepadei der SED in den neuen Ländern und Berlin-Ost an-
zusehen ist, hatte Ende 2001 insgesamt 77 845 Parteimitglieder. Der Frauenanteil lag
bei 45.7 Va. Bei der letzten Bundestagswahl hatte die PDS in den neuen Ländern und
Berlin-Ost einen Zweitstimmenanteil von 16,9 %. Bei den letzten Landtagswahlen in

den neuen Ländern lag der Anteil der PDS mit Ausnahme der Landtagswahl in Meck-
lenburg-Vorpommern (16,4 %) meist deutlich über 20 %.

7.3 Engagement in Berufsverbänden

7.3.1 Das Recht auf Vereinigungsfreiheitl

N.4it der Freiheit der Meinungsäußerung eng verbunden ist das verfassungsmäßig
verbürgte Grundrecht der Vereinigungsfreiheit. Alle Deutschen haben danach das
Becht, sich in Vereinen und Gesellschaften zusammenzuschließen. Ausdrücklich

1 D eser Abschn it wurde vedasst von Prof. Dr. Josef Schm d



7.3.2 Gewerkschaften

Gewerkschaflen sind in Deutschland formal organisiefte, freiwillige Zusammen-
schlüsse von abhängig Beschäftigten mit dem Ziel, ihre ökonomische und soziale
Lage zu sichern und zu verbessern. Sie agieren auf der betrieblichen, der branchen-
spezifischen und der gesamtwirtschaftlichen Ebene und haben auch sozialpolitische
Zielsetzungen. lm Rahmen der Tarifautonomie haben die Gewerkschaften nicht nur
eine ökonomische Funktion des Aushandelns von Löhnen und Gehältern. sondern
auch eine normsetzende Funktion bei der Gestaltung der Arbeitsbeziehungen. Fer-
ner nehmen sie als Vedreter der Beitragszahler eine wichtige Rolle in der Selbst-
verwaltung der Sozialversicherungen wahr.

Es gibt in Deutschland nur wenige, aber mitgliederstarke Gewerkschaftsorganisa-
tionen. Die größte ist der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) mit rund 7,7 l\ilill.
N4itgliedern, er setzt sich zur Zeit aus acht Einzelgewerkschaften zusammen. Die

Tab. 5: N/litglieder in den DGB Gewerkschaften
Stand: 3'1. '12. 2002 in Tausend

IG
Metall

Arbeiter
Angest.
Bearnte
Jugendl.
Männlich
Weiblich
lnsgesamt
Anteilan
DGB-N4itg

I
20

151

152

71

39
38
'15

236
61

1 554
230
142

1 356
2740

439
49

2
52

423
66

490

655
179

0
61

614
160
&?1

0
96

123

85
180
265

21BB
456

0
218

493
,6.Än

189
56

0
23

148
s8

245

4 403
2 449

549
547

2 447
770o

6,4 a/o 10.8 r/o 3.4 % 34,3 0/. 3,2 r/. 2,4 % 3,9 % 35,6 % 100 %

IG
Bau

IG
BCE

GEW NGG
Polizei

TBANS,
NET

DGB.
Gesamt

Que//ei Deutscher Gewerkschaltsbund, www.dqb.de
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gewährleistet ist auch für jedermann und alle Berufe das Hecht, zur Wahrung und
Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden.

Diese Koalitionsfreiheit hat zur Gründung einer Vielzahl von Wirtschaftsorganisationen
und Berufsverbänden geführt. So gibt es heute in Deutschland mehr als 5 000 Ver-
bände, von denen 1 797 Spitzenverbände mit bundespolitischen lnteressen in der so
genannten Lobby,iste des Deutschen Bundestages registriert sind (Stand: 10.06.
2003).

Von besonderer Bedeutung sind die großen Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereini-
gungen, die so genannten Tarifpartner, die im Rahmen der vedassungsmäRig garan
tierten Tarifautonomie Verträge über Arbeitsentgelte und bedingungen abschließen.
lhre Verhandlungsergebnisse beeinflussen sowohl das Wirtschaftsgeschehen ins-
gesamt als auch die Lebensverhältnisse und die Einkommenssituation der Erwerbs
tätigen.



Abb. 4: Organisationsgrad der deutschen Gewerkschaften (DGB, DBB, CGB)
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Neben den Gewerkschaften des DGB sind der Deutsche Beamtenbund (DBB) mit
rund 1,25 Mill. Mitgliedern und der Christliche Gewerkschaftsbund (CGB). in dem
gut 300000 Männer und Frauen organisiert sind, aktiv. Aufgrund der geringen
l,ritgliederzahlen wurde dem CGM, der christlichen Metallarfreitergewerkschaft, per

Arbeitsgerichtsbeschluss im Jahr 2003 der Status Gewerkschaft entzogen.

Angesichts des rapiden und weitreichenden sozialen und ökonomischen Wandels
haben die Gewerkschaften in den vergangenen Jahren erheblich an Mitgliedern ein-
gebüßt, was zugleich den Organisationsgrad der DGB-Gewerkschaften (gemessen
als Anteil der gewerkschaftlich Organisierten an allen Arbeitnehmern) aut 22,5 yo rc-
duziert hat. Darüber hinaus weisen sie bei den Frauen und den Jugendlichen deutliche
Repräsentationsdef izite auf .
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im DGB organisierten Gewerkschaften sind Zentralverbände, die nach dem Prinzip
der lndustriegewerkschaft autgebaut sind, d.h. in ihnen sind Arbeiter und Ange-
stellte eines lndustriezweiges unabhängig von ihrem Berut zusammengeschlos-
sen. Sie agieren prinzipiell parteipolitisch unabhängig und versuchen, alle Beschäf-
tigten - unabhängig von deren politischer und weltanschaulicher Übezeugung - zu

organisieren.

Die Tarifuerträge werden nicht vom DGB, sondern von den Einzelgewerkschaften ab-
geschlossen. Die größlen Einzelgewerkschaften waren im Jahr 2002 die Vereinigte
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di mil ca.2,'l Mill. Mitgliedern sowie die lG Nletall

mit rund 2,6 Nrill. Mitgliedern.



7.3.3 Arbeitgeberverbände

Die lnteressen der Unternehmen in Deutschland werden über drei Säulen abgedeckt:
Die erste Säule besteht in einer Pflichtmitgliedschaft bei einer ödlichen lndustrie und
Handelskammer (daneben existiert noch eine Reihe weiterer Kammern, zu nennen
sind hier vor allem die Handwerks- und Landwiftschaftskammern), welche die regio-
nalen widschaftlichen lnteressen der Unternehmen vertritt und zugleich hoheitliche
Aufgaben wahrnimmt. Wirtschafts- und Fachverbände als zweite Säule vedreten die
wirtschaftspolitischen lnteressen der Unternehmen gegenüber der Politak und an-
deren gesellschaftlichen Gruppen. Der BDI als Bundesverband der Deutschen ln-
dustrie zählt hier zu den einflussreichsten Vereinigungen.

Darüber hinaus sind die Arbeitgeberverbände in Deutschland - als Gegenorganisation
und Tarilpartner der Gewerkschaften - in der Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA) zusammengeschlossen. Diese hat die Aufgabe, die ge-
meinschaftlichen sozialpolilischen und tariJpolitischen lnteressen der privaten Ar-
beitgeber wahrzunehmen. Die BDA umfasst 54 Bundesfachverbände, die auf der
Bundesebene die regionalen Arbeitgeberverbände eines Wirtschaftszweiges organF
sieren, sowie 14 überfachliche Landesvereinigungen, in denen die Arbeitgeberver
bände des jeweiligen Bundeslandes organisied sind.

Abb. 5: Organisationsgrad von Betriebenl und Beschäftigten!
im Arbeatgeberverband Gesamtmetall
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I Organlsationsgrad von Betrieben = Zahl der Mitgliedsunternehmen (Gesamtmetall)/zahl der Unter-
nehmen im Organisationsbereich.

2 Organisationsgrad von Beschäftigten = Zahl der Arbeitnehmer in den [,litgliedsunlernehmen (Ge
samtmetallyArbeitnehmer im gesamten Organ sationsbereich.

Oue//e: Schroed€r^Veß€ls 2003.
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Die BDA schließt - wie der DGB auch - als Dachorganisation keine Flächentarif
verträge ab. Als Tarifpartner der Einzelgewerkschaften fungieren die regionalen Ar-
beitgeberverbände eines Wrnschaft srweiges.

Nach Schätzungen hat die BDA einen Organisationsgrad von ca. 80 % (Anteil der
Beschäftigten in den Mitgliedsunternehmen an den Beschäftigten im gesamten Or-
ganisationsbereich). Gesamtmetall als größter Mitgliedsverband in der BDA kommt
auf einen Organisationsgrad von 62,3 % (Stand: 200'1, Westdeutschland). Betrachtet
man hingegen den Organisationsgrad der Unternehmen (Anteil der Mitgliedsunter
nehmen an der Zahl der Unternehmen im Organisationsbereich), so fällt auf, dass nur
noch 30,7 % (2001, Westdeutschland) der LJnternehmen lMitglied bei Gesamtmetall
sind (1990:46,2 0,6, Westdeutschland). Diese Entwicklung verweist darauf, dass im-
mer mehr Unternehmen die Anbindung an einen Flächentarifvertrag lösen und Löhne
und Arbeitsbedingungen unabhängig von dieser Norm umsetzen wollen. Vor allem
bei kleinen und bei mittelständischen Unternehmen ist die Tarifbindung schwach
ausgeprägt, und auch Unternehmen in Ostdeutschland haben eine geringere An-
bindung an faritvetuäge \24 %, Stand 2002) als westdeutsche Llnternehmen (46 %,
Stand 2002).

7.3.4 lvlitbestimmungi

Unter "Mitbestimmung" versteht man die Einflussnahme von Arbeitnehmern und ihren
Veftretern auf Entscheidungen der Arbeitgeber. Damit soll der L-.lnterlegenheit der Ar-
beitnehmer als individueller Vertragspartei entgegengewirkt werden. Das Bundesver-
,assungsgericht spricht diesbezüglich von der Notwendigkeit des Ausgleichs "ge-
störter Vertragsparität,,. Zu diesem Zweck stehen die gesetzlichen Möglichkeiten der
l\y'itbestimmung als System der Selbsthilfe neben dem Tarituertrag (siehe Ziff. 7.3.1).

l\,4itbestimmung als Mitentscheidung kann entweder dort ansetzen, wo die Folgen der
Arbeitgeberentscheidungen für Arbeitnehmer konkret werden, oder auf der Ebene der
Entscheidungsfindung. Danach werden die zwei großen Teilsysteme der Mitbestim-
mung unterschiedeni

- lvlitbestimmung auf Unternehmensebene soll die unternehmerischen Entschei-
dungen beeinflussen, deren Umsetzung Auswirkungen auf die Arbeitnehmer hat.

- Betriebliche l,4itbestimmung setzt an operativen Entscheidungen des Arbeit-
gebers für die konkreten Arbeitsverhältnisse an.

Mitbestimmung auf Untemehmensebene setzt an den Strukturen von Kapitalgesell-
schaften an, in deren Bechtsform jedenfalls größere Unternehmen betrieben werden
(vor allem Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung). Sie
wird vornehmlich durch Beteiligung von Arbeitnehmervertretern im Aursichtsrat neben
den Vertretern der Anteilseigner verwirklicht. Das führt zu einer entsprechenden Be-
teiligung an den Schlüsselfunktionen eines Aufsichtsrats für ein Unternehmen: Be-
stellung und Überwachung des Vorstandes bzw. der Geschäftsführung, Beteiligung

'1 Dieser Abschnitl wurde verfasst von Prcl. Dr l4ichae K]ttner.
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an wichtigen Entscheidungen (2. B. lnvestitionen und Fusionen und Auistellung des
Jahresabschlusses). Der Umiang der Arbeitnehmerbeteiligung ist unterschiedlich:

- ln Montanunternehmen (Kohle und Stahl) mit über 1000 Beschäftigten ist sie
paritätisch und ermöglicht einen gleichgewichtigen Einfluss neben den Anteils-
eignervedretern.

- ln sonstigen Unternehmen über 2000 Beschäftigten sind zwar (unter Einschluss
eines Vertreters der leitenden Angestellten) ebenfalls gleichviel Arbeitnehmer- wie
Anteilseignervertreter; die Anteilseigner haben jedoch ein Übergewicht bei der
Bestellung des Aufsichtsratsvorsitzenden und dieser hat ein doppeltes Stimm-
recht.

- ln Unternehmen zwischen 500 und 2000 Beschäftigten stellen die Arbeitnehmer
ein Drittel der Aufsichtsratsmitglieder.

ln Unternehmen der Montanindustrie und großen Gesellschaften über 2000 Arbeit-
nehmern muss dem Vorstand bzw. der Geschäftsführung ein Arbeitsdirektor ange-
hören.

Die betriebliche Mitbestimmung erfolgt auf der Rechtsgrundlage des Betriebsver-
tassungsgesetzes in der Privatwitschaft durch Betriebsräte, und im Öffentlichen
Dienst aufgrund der Personalvertretungsgesetze des Bundes und der Länder durch
die Personalräte.

Betriebsräte können in Betrieben ab fünf Arbeitnehmern gebildet werden. Sie wer-
den alle vier Jahre durch die Belegschaft gewählt. Die L4itglieder des Betriebsrats
werden zur Durchführung dieser Tätigkeit unter Foftzahlung des Arbeitsentgelts von
der Arbeit freigestellt und genießen einen besonderen Kündigungsschutz. Die Kos-
ten der Betriebsratstätigkeit trägt der Arbeitgeber.

Arbeitgeber und Betriebsrat haben zum Wohle der Arbeitnehmer und des Betriebes
unter Einbeziehung der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände vertrauensvoll
zusammenzuarbeiten. Ausgehend hiervon enthält das BetrVG ein breites Spektrum
von Beteiligungsrechten in wirtschaftlichen, personellen und sozialen Angelegenhei-
ten. Diese Beteiligungsrechte reichen von der reinen lnformation und Konsultation
bis zur echten Mitbestimmung, bei der im Streitfalle entweder eine Einigungsstelle
oder das Arbeitsgericht entscheidet. Die Kommunikation mit der Belegschaft wird
durch Sprechstunden mit dem Betriebsrat und durch Betriebsversammlungen ge-
währleistet.

Für Unternehmen, die in mehreren Ländern der EU tätig sind, gibt es die lnstitution
des Europäischen Betriebsrats, der allerdings keine echten lVitbestimmungs-, son-
dern nur lnformationsrechte besitzt.

7.3.5 Arbeitskämpfe

Wenn sich be Tarifuerhandlungen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite nicht einigen
können und auch die Schlichtungsbemühungen eines unparteiischen Dritten schei-
tern, stellt sich die Frage des Arbeitskampfes. Falls sich bei einer Urabstimmung unter



den beteiligten Gewerkschaftsmitgliedern eine Dreiviertelmehrheit für Streikmaß-
nahmen ausspricht, wird der Ausstand erklärt. Die Arbeitgeber können mit dem
Kamplmittel der Aussperrung operieren, die eine vorübergehende Weigerung dar-
stellt, alle oder einen Teil der Belegschaft zu beschäftigen und Lohn bzw. Gehalt
zu zahlen.

ln der Bundesrepublik Deutschland wird im Vergleich zu anderen Ländern wenig
gestreiK. Seit 1975 waren die heftigsten Arbeitskämpfe 1978 mit 4,3 tvlill., 1984 mit
5,6 i.4ill. ausgefallenen Arbeitstagen und 1992 mit 1,5 Mill. zu veEeichnen- ln den
letzten zehn Jahren lag die Zahl der verlorenen Arbeitstage weit darunter.

Auf die meisten Streiks reagieren die Arbeitgeber mit Aussperrungen, durch die teil-
weise noch weitere Arbeitnehmer in den Arbeiiskampf einbezogen werden. lm Jahr
2002 gingen nur rund 310 000 Arbeitstage durch Arbeilskämpfe verloren.

7.4 Teilnahme am religiösen Leben

7.4.1 Kirche und Staat

Das Verhältnis zwischen Staat und Religionsgemeinschaften wurde bereits in der
Weimarer Reichsverfassung von 1919 in umfassender Weise geregelt. Ein Teil der
Weimarer Kirchenadikel ist als Bestandteil des Grundgesetzes übernommen worden.
Danach gibt es in der Bundesrepublik Deutschland keine Staatskirche. Die aus den
Grundrechtsgarantien folgende Freiheit der Vereinigung zu Religionsgemeinschaften
ist gewährleistet, jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegen-
heiten selbstständig. Dennoch beslehen auch heule noch enge Bindungen zwischen
Kirche und Staat und die Kirchen genießen weitgehende Rechte, so z. B. das Recht,
Steuern von ihren N4itgliedern zu erheben oder auf die Beselzung theologischer
Lehrstühle an staatlichen Universitäten Einfluss zu nehmen.

1 Ouellei Religionswissenschattlicher Medien- und lnlormationsdienst e.V (RE[4lD).
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7.4.2 Religionszugehörigkeit

Die Bevölkerung in Deutschland gehört überwiegend einer der beiden christlichen
Volkskirchen an, und zwar je zu knapp einem Drittel der katholischen und der evan-
gelischen Konfession. Eine Minderheit von 2,5 yo (rund 2 Mill.)r bekennt sich zu
anderen christlichen Gemeinschaften. z. B. zu einer orthodoxen Kirche oder zu einer
evangelischen Freikirche. Ein weiteres knappes Drittel (32 %)der Bevölkerung gehört
keiner oder einer anderen Glaubensgemeinschaft an.

DerAnteil der Katholiken ist im Süden und Westen Deutschlands überdurchschnittlich
hoch, insbesondere im Saarland, in Bayern, in Rheinland-Pfalz und in Nordrhein-
Westfalen. lm Norden überwiegt dagegen die evangelische Bevölkerung.



2002 gehörten in Deutschland gut 98 000 Personen einerjüdischen Gemeinde an. Vor
der Verfolgung durch die Nationalsozialisten waren im Deutschen Reich 1933 etwa
503 000 Juden ansässig. Die größten jüdischen Gemeinden befinden sich in Berlin
und Frankfurt am l\4ain.

Durch den Zuzug von Ausländerinnen und Ausländern haben Religionsgemein-
schaften an Bedeutung gewonnen, die früher in Deutschland kaum veTtreten waren,

so z. B. der lslam, der im Jahr 2002 in der Bundesrepublik Deutschland schätzungs-
weise 3,3 Mill.1 Anhängerinnen und Anhänger hatte.

7.4.3 KatholischeKirche'

Ende 2oo2 lebten rund 26,5 N.4ill. Katholikinnen und Katholiken in Deutschland. lhr
Anteil an der Bevölkerung betrug damit rund 32 % und ist seit '1950 nahezu gleich groß

geblieben. Det Zuzug von Menschen katholischen Glaubens - meist ausländische
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit ihren Familienangehörigen - hat die zu Be-
ginn der 70er-Jahre steigende zahl von Kirchenaustritten (1970: 69 000) kompen

sieren können. 2002 lag die Zahl der Kirchenaustritte in Deutschland bei 119 405.

Tab. 6: Katholische Kirchel

I Algaben 1960 1989 küheres BLndesqebpl.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in sieben Erzbistümer und 20 BistÜmer ge-
glieden. Die Zahl der Pfarreien und sonstiger Seelsorgestellen betrug 13 0Sg (2002). ln

der P{arrseelsorge waren 2002 rund I400 Weltpriester und Ordenspriester tätig; ein
Plarrseelsorqer betreut im Durchschnitt 2800 Gläubige. Wegen Priestermangels
können iedoch nicht alle Kirchengemeinden mit einem Priester besetzt werden.

Die Grundstrukturen des kirchlichen Lebens zeigt Tab- 6. Die Teilnahme an den sonn-
täglichen Eucharistieleiern ging im früheren Bundesgebiet zwischen '1960 und 1989

um 5 8 Mill. Besucherinnen und Besucher oder um fast 49 % zurÜck. 2002 besuchten

Jahr Mitglieder Taufen Trauungen Teilnehmer
am sonntägl.
Gottesdienst

1 000

1960
1970
1980
1989
1990
2000
2001
2002

24110
2715O
26t20
26746
2A252
26817
26656
26466

370
258
282
300

2'13

214
't 64
't25

113
116
65
54
54

262
296
288
2A'l
298
269
265
26't

11 895
10 159

7 769
6 092
6190
4 421
4244
4031

I Ouele: Zentralinstitut lslam-Archiv Deutschland e.V
2 Angaben: Sekreiariat der Deutschen Bischofskonferenz - Referat Statislik, Bonn.
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rund 4 Mill. Menschen den Sonntagsgottesdienst, dies sind durchschnittlich 15,2 %
aller Katholiken in Deutschland. An Feiertagen oder an den Hochfesten der Kirche ist
die Teilnahme an den Eucharistiefeiern höher

Derstarke Bückgang beiden kirchlichen Trauungen und Taufen gegenüber 1960 muss
im Zusammenhang mit der starken Abnahme der standesamtlichen Eheschließungen
und der geringeren Geburtenzahlen gesehen werden (vgl. Kap. 1). cleichwohl ist die
Bereitschaft zur katholischen Eheschließung und insbesondere zur katholischen Taufe
nach wie vor weit verbreitet. Nahezu alle verstorbenen Katholikinnen und Katholiken
werden auch heute noch kirchlich beerdigt.

7.4.4 Evangelische Kirchel

Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) umfasste Ende 2001 26,5 t\,4ill. Mit-
glieder. Dies entspricht einem Anteil an der Gesamtbevölkerung von 32,1 0/o bzw.
35,2 9/o an der deutschen Bevölkerung. Bei der Volkszählung im Jahre 1950 lagen
diese Anteile noch bei jeweils rund 51 %.

Tahr. 7: Evangelische Kirchel

ln den 24 Gliedkirchen der EKD waren Ende 2001 insgesamt 23 400 Theologinnen und
Theologen im aktiven Dienst tätig. lm cemeindedienst in Deutschland standen 15 500
Pfarrerinnen und Pfarrer. Auf einen Gemeindepfarrer entfielen damit im Durchschnitt
rund'1 700 Kirchenmitgliede( im Jahre 1964 waren es noch durchschnittjich knapp
2 500.

lm Jahre 2001 kamen in den Gliedkirchen der EKD au{ '100 lebend geborene Kinder mit
einem oder zwei evangelischen Elternteilen 77 evangelische Kindertaufen ('1963: 77).
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass ein Vergleich von Taufen und Geburten durch die

1 Angaben: Evangelische Kirche in Deutschland - Referat Statistik, Hannover. Ohne evangetische Frer-

Jahr Nritglieder Taufen
(ohne Er-

wachsenen-
taufen)

Trauungen Kkchliche
Bestattungen

Abendmahls-
gäste

'1 000

1963
1970
1980
1989
1S90
2000
200'1

24796
28378
26104
25132
25156
26614
26 454

476
346

252
257
230
220

204
156
s4

101
144

70
58

36S
347

331
319

7 727
6 813
I056
I569
I391

10722
'10 490

1 AngatJen 1963-1990 irüheres BLrndesgebiet
2 Ohne Kirchenprovinz Sachsen.
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so genannten "Spättaufen". d. h. Taufen von Kindern im Alter von ein bis dreizehn
Jahren, beeinträchtigt wird. lhr Anteil an der Gesamtzahl der evangelischen Kinder-
taufen erreichie 2001 EKD-weit 29,8 %. Die Anzahl der Trauungen ging auch bei der
evangelischen Kirche zurück. Während sich in den westlichen Gliedkirchen der EKD

im Jahr 1963 von 100 Paaren mit einem oder zwei evangelischen Partnern 62 Paare
nach vollzogener standesamtlicher Eheschließung evangelisch trauen ließen, waren
es 200'1 im EKD-Durchschnitt 33 Paare. ln Deutschland wurden 2001 86,2 yo aller
evangelischen Verstorbenen von einem evangelischen Pfarrer bzw. einer evangeli-
schen Pfarrerin zur letzten Ruhe geleltet.

lm Jahre 2001 wurden in Deutschland im Durchschnitt von zwei Zählsonntagen (ln-
vokavit und 1. Advent mit der Wertung zwei zu eins) 1 ,0 Mill. Gottesdienstbesucher
gezählt, das waren 3,9 0% der evangelischen Kirchenmitglieder 8.6 l\,4ill. Menschen
(32,5 clo der EKD-Kirchenmitglieder) besuchten 2001 die Christvespern und Metten
am Heiligen Abend. Die Beteiligung am Abendmahl nahm von '1972 bis 1985 bedeu-
tend zu. Ab dem Jahr '1995 ging die Zahl der Abendmahlsgäste in den westlichen
Gliedkirchen etwas zurück, stieg aber in den östlichen Gliedkirchen. lnsgesamt wur-
den 2001 in Deutschland rund '10,5 N,4ill. Abendmahlsgäste gezählt.

Stärker aLs die katholische Kirche ist die evangelische Kirche von Kirchenaustritten
betroffen. Sie erreichten im früheren Bundesgebiet 1970 und '1974 Höhepunkte, wa-
ren bis 1979 rückläufig und bewegten sich dann auf einem verhältnismäßig hohen Ni-
veau. Nach der kirchlichen Wiedervereinigung (Beitritt der östlichen Gliedkirchen zur
EKD) war in Deutschland 1992 zunächst ein Anstieg der Kirchenausiritte von 321 000
(1991) auf 361 000 zu verzeichnen. lm Laufe der folgenden Jahre hat sich die Zahl
der Kirchenaustritte bis 2001 mehr als halbiert (172 000). Kompensied werden die
Kirchenaustritte zum Teil von Aufnahmen in die evangelische Klrche. Von 1974 bis
2001 stiegen die Aufnahmen in den westlichen Gliedkirchen von '17 000 bis auf 50 000
(EKD insqesamt 2001: 59 000).

7.5 Stiftungen als Ausdruck bürgerschaftlichen
Engagementsl

Für das Wohlergehen der lMenschen einer Gesellschaft sind nicht nur staatliche
Einrichtungen, sondern auch das private Engagement der Bürgerinnen und Bürger
wichtig. lm Zuge der immer knapper werdenden Mittel öffentlicher Haushalte wird
die ergänzende Funktion von Stiftungen in Zukunft eine stärkere Bedeutung erlangen.
Die Tätigkeit von Stiftungen reicht dabei von Sozialleistungen an Bedürftige bis zur
Förderung kultureller und wissenschaftlicher Einrichtungen. Gleichzeitig sind Stiftun
gen "Motoren gesellschaftlichen Wandels.., die unabhängig von externen politischen
Vorgaben dort Aktivitäten entfalten, wo aus ihrer Sicht Handlungsbedad besteht.
Während in den 80er-Jahren durchschnittlich 150 rechtsfähige Stiftungen des bürger-

T DieserAbschoitt wurde vorn BLrndesverbancl Deulscher Stiflungen z!r VerfÜgung gesiellt.
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Abb.6: Stiftungen nach Stiftungsschwerpunkten 2000 in Prozent

Andere 16,2

Unternehmen 3,3

Soziale Zwecke
31.2

Umwellschulz 5.1

Kunsl und Ku iur 13.8

und Forschung
16,2Bildung und Erziehunq 14,2

Oue//e.' Verzeichnis Deulscher Stiftungen 2000 des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen.

lichen Rechts pro Jahr gegründet wurden, waren es im Jahr 200'1 829 neue Stiftun-
gen und 2002 789 Neugründungen.

Stiftungen können von Privatpersonen, dem Staat, Unternehmen oder von Vereinen
gegründet werden. Der Grundtypus aller Stiftungen ist die rechtsfähige Stiftung des

Tab. 8: Die größten Stiftungen privaten Rechts 20021
Ausgaben und Vermögen in 1 000 EUR

1 OhneTrägerstiftungen und parteinahe Stitturgen.
Oue//er Datenbank Deutscher Stiftungen des Bundesverbandes Deutscher Sliftunqen (2003)

Name

VolkswagenStiftung
Eertelsmann Stiftung
Bobert Bosch Stiftung GmbH
Landesstift ung Baden-Würüemberg gGmbH
Deutsche Bundesstiftung Umwelt
G6mejnnützige Hertie-Stift ung
ZE|T-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius
Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung
SoftwareAG Stiftung
Stift ung Deutsche Sporthilfe
Körber-Stiftung
Fritz Thyssen Stiftung
Stiftung caesar
Klaus Tschira Stiftung gGmbH
Wilhelm Sander-Stiftung
Messerschmitt Stiftuhg

114 701
62 962
55 883
52 100
45 264
45 079
27 764
25 249
17 030
17 000
13 800
12 607
11000

8 751
7 393
4 090

2 111 651
705 881

5 089 269
2 947 205
1 58t 347

755 532
683 300
532 951

I 700
516 000
1S1 S74
320 000
818 000
285 000
150 000

lBB
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Privatrechts (§§ 80-88 BGB). Die rechtsfähige Stiftung ist eine eigenständige juristi
sche Person. lm Gegensatz zu anderen Körperschaften wie den Gesellschaften und
den Vereinen haben Stiftungen weder Gesellschafter noch N4itglieder Leitlinie des
Stiftungshandelns stellt der vom Stifter in Stiftungsgeschäft und Satzung formulierte
Wille dar. Das im Stiftungsgeschäft festgelegte Vermögen ist anzulegen und darf in

seiner Substanz nicht verrinqert werden. Das Ziel der Stiftung besteht darin, den vom
StifterJestgelegten zweck auf Dauerzu verwirklichen. Rechtstähige Stiflungen müssen
durch die zuständigen Behörden anerkannt werden und unterliegen der staatlichen
AuJsicht.

Tab. 9: Die größten Stiftungen des öffentlichen Rechts
nach Gesamtausgaben 2002 in 1 000 EUR

1 Entschädigungsfond fÜr ehemalige Zwangsarbeiler entsprechend dern Gesetz zur Errichtung einer
Stittung "Erinnerung. Verantwortung und Zukunft.. vom 2.8. 2000 (BGBl. I 1263) mil den Anderun-
gen vom 4. 8. 2001 (BGB. I 2036) sowie vom 21.8. 2002 (BGal. I 3s47).

Ouere: Datenbank Deutscher Stiltungen des Bundesverbandes Deutscher Stiitungen (2003).

Von der rechtsfähigen Stiftung unterscheidet man die rechtlich unselbstständige Stif-
tung. In diesem Fall überträgt der Stifter die Vermögenswede einer natürlichen oder
juristischen Person als Treuhänder zur Verwirklichung des vorgegebenen Stiftungs-
zweckes. Diese auch treuhänderisch genannte Stiftung unterliegt keiner direkten

staatlichen Stiftungsautsicht, wohl aber der Kontrolle durch die Finanzämter. Die fol-
genden Erhebungen beziehen sich auf die rechtstähigen Stiftungen, da die Daten

vieler nichtrechtslähiger Stiftungen dem Bundesverband Deutscher Stiftungen nicht
vorliegen. Der Bundesverband dokumentieft die rechtsfähigen und ihm bekannten

nichtrechtsfähigen Stiftungen in seiner Datenbank Deutscher Stiftungen. Ein bundes-
weites Stift ungsregister besteht bisher nicht.

Stiftung "Einnerung, Verantwortung und Zukunft"l
Stiftung Preußischer Kulturbesitz
Stiftung Preußische Schlösser und Gäden Berlin Brandenburg
GeoForschungszentrum Potsdam
lnstitut fürPflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung
Gatersleben - Leibnitz-lnstitut

Bayerische Landesstift ung
Stiftung Weimarer Klassik
Germanisches Nationalmuseum
Stiftung Zentral- und Landesbibliothek Berlin
Bayerische Forschungsstift ung
Stiftung Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland
Stift ung Forschungsinstitut Iür die Biologie landwirtschaftlicher

Nutztiere
Stiftung Thüringer Schlösser und Gärten
lnstitut für fflanzenbiochemie Halle (Saale)

Deutsches lnstitut für lnternationale Pädagogische Forschung

1 289 267
318 373

48 897
45 445

24 642
23 031
20 781
20 s83
19 786
17 000

16 568
15 81S
11424
1'1 500
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Von den Stiftungen des privaten Rechts ist die öffentlich-rechtliche Stiftung zu unter-
scheiden, die der Staat durch Gesetz oder Verwaltungsakt errichtet. Darüber hinaus
existieren kommunale und kirchliche Stiftungen, die sich durch besondere Zweck-
bestimmung auszeichnen.

Die lnteressen der gemeinnützigen Stiftungen gegenüber Öffentlichket, Politik und
Verwaltung vertritt der Bundesverband Deutscher Stiftungen als deren Dachverband.
Nach den Statistiken des Bundesverbandes stieg die Zahl der selbstständigen Stif-
tungen bürgerlichen Rechts im Jahr 2003 auf 12193.

lm Gegensatz zu den oben aufgeführten großen Stiftungen handelt es sich bei den
meisten Stifiungen um relativ kleine Einrichtungen mit häutig weniger als '1 N,4illion Euro
Vermögen und einem hohen Anteil an ehrenamtlichen Mitarbeitern.

Die Schwerpunkte der Stiftungstätigkeit liegen ll. Auswedung des Bundesverbandes
Deutscher Stiftungen im Jahr 2000 auf der Förderung sozialer Zwecke, Wissenschaft
und Forschung, Bildung und Erziehung sowie Kunst und Kultur. Weiterhin engagieren
sich Stiftungen in den Bereichen Umweltschutz, Familie und Unternehmen_

Weitere lnformationen zum Thema cesellschaftliche Beteiligung siehe Teil ll,
Kap. 19.
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B Gesundheit

8.1 GesundheitszustandderBevölkerung

Niemals zuvor hatte Gesundheit einen so hohen Stellenwert wie heute. Das Auftreten

neuer Krankheiten. ein zunehmendes Gesundheitsbewusstsein in der Bevölkerung
und Fragen der Finanzierbarkeit von Gesundheitsleistungen haben das Gesundheits-
wesen in den letzten Jahren zunehmend in den Ny'ittelpunkt des öffentlichen lnteresses
gerückt. Mit dem öfientlichen lnteresse steigt auch der Bedarf an aufeinander abge

stimmten statistischen lnformationen zum Gesundheitssystem.

Das lnformationssystem der Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE) trägt
diesem lnteresse auf sehr nutzerfreundliche Art und Weise Bechnung. Alle relevan

ten lnlormationen aus dem Gesundheitsbereich werden in einer gemeinsamen Daten-

bank zusammengeführt und sind unter www.gbe-bund.de recherchierbar. Die Daten

können z. T. individuell zusammengestellt und zur Weiterverarbeitung heruntergela-

den werden. Aussagekräftige Kennziffern, erläuternde Texte und Grafiken runden das

Angebot ab. Die Ptlege und Weiterentwicklung des Systems erfolgt durch das Sta-
tistische Bundesamt in Zusammenarbeit mit dem Robert Koch-lnstitut, Berlin.

Aus der amtlichen Statistik lassen sich allgemeine Feststellungen zum Krankheit§-
geschehen und Gesundheitszustand und damit über ein wichtiges Stück "Lebens-
qualität" tretten. Angaben über den Gesundheitszustand der Menschen in Deutsch-
land liefern u. a. die Mikrozensuserhebungen. 1999 wurde eine Auswahl von 0,5 o%

der Bevölkerung zum Gesundheitszustand, dem Rauchverhalten, lmpfschutz gegen

Grippe (lnfluenza) und den Körpermaßen befragt. Die Diagnosedaten der Kranken-
hauspatienten geben einen zuverlässigen Überblick über die Ursachen rür stationäre
Behandlungen in Deutschland. Entsprechende Angaben für den ambulanten Bereich
liegen aus der amtlichen Statistik leider nicht vor.

8.1 .1 Diagnosen der Krankenhauspatienten

lm Jahr 2000 wurden 17,2 Mill. Patienlinnen und Patienten in den Krankenhäusern
vollstationär behandelt (einschl. Stundenfälle). Die häufigste Hauptdiagnose waren

Krankheiten des Kreislaufsysiems mit 2,8 lMill. Behandlungsfällen. Gut 2,1 Mill. Kran-

kenhausaufenthalte edolgten wegen bös- und gutartigen Neubildungen. Verletzun-
gen, Vergiftungen und bestimmte andere Folgen äußerer Ljrsachen waren in über
1,7 Mill. Fällen die Ursache für die Behandlung im Krankenhaus.

Der Anteil der Frauen an allen vollstationär Behandelten betrug 55 %. Von diesen

insgesamt 9,4 Mill. Behandlungsfällen waren 1,4 N,4ill. durch Krankheiten des Kreis-

laufsystems bedingt. Auch Männer waren vor allem wegen Krankheiten des Kreis-
laufsystems im Krankenhaus (1,5 lMill. Behandlungsfälle),
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ln 6,7 Mill. Fällen wurde in Verbindung mit der Hauptdiaqnose eine Operation durch-
geführt. Besonders häufig wurde bei Vorliegen von Krankheiten des Auges und der
Augenanhanggebilde operiert. Hier betrug der Anteil der operierten Patientinnen und
Patienten rund 81 %.

8,1.2 Arbeitsunfälle und BeruJskrankheiten

Wie Tabelle 1 zeigt, wurden der gesetzlichen Unfallversicherung 2001 insgesamt
1,6 Nrill. Arbeits- und Wegeunfälle angezeigt. Rund neun von zehn der angezeigten

Tab. 1: Arbeits- und Wegeunfälle

Jahr Angezeigte Arbeits- und Wegeunfälle in 1 000

lns- Arbeits-
unfälle

darunter mit
Todesrolge

Wege-
unfälle

darunter mit
Todesfolgegesarnt

1992
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001

2 083
1918
1 839
1 834
1 808
1745
1 630

2 069
1 814
1 658
1 599
1 585
1 560
1514
1 396

,8
,6
,5
,4
,3
,3
,2

,1

262
269
260
240
249
248
23s
234

0,9
0,9
O,B

0,9
0,8
0,9
0,8
0,8

Que//er Bundesministerium fürWirtschaft und Arbeit, Unlallverhütungsbericht Arbeit 2001

Tab- 2: Berufskrankheiten 1980 bis 20011

Berufskrankheiten 1980 1S90 2000 2001

3 lnfektionseneger, Parasiten
sowie Tropenkrankheiten

4 Erkrankungen derAtem-
wege, der Lunge, des Rip-
penlells und des Bauchtells

5 Hautkrankheiten

Verdachtsanzeigen
Neue Bentenfälle
Verdachtsanzeigen
Neue Benlenlälle
Verdachtsanzeigen
Neue Rentenfälle

Verdachtsanzeigen
Neue Rentenfälle

058
429
522

7

1 2

I
99 73

1 Chemische Einwirkunqen

2 Physikalische Einwirkungen

6 Sonstige Krankheiten

Fälle nach DDB-Bel(V Recht

1874
88

20263
3 321

3879
899

6518
'1 4S1

2 756
140

15200
1 483
31S7

229
13 3S3

20702
760

2 452
17

2631
212

1 478
344S

't7 832
3 032

20984
491

2 336

2581
254

30251
1 it30
3274
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16 731

21494
M5

2276

Verdachtsanzeigen
Neue Rentenfälle
Verdachtsanzeigen
Neue Rentenfälle
Verdachtsanzeigen
Neue Rentenfälle
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1 Bis 1990früheres Bundesgebietiab 1gg1 Deutschtand.
Quel/e- Bundesministerium fürWinschaft und Arbet, Unfallverhritungsbericht Arbeit 2001.

45.114 57740 81542
6285 4452 5570Neue Rentenfälle 5 750



Fälle waren Arbeitsunfälle. lnsgesamt war etwa jeder 28. Erwerbstätige von ernem
Arbeitsunfall betrollen. '1 107 Arbeitsunfälle endeten tödlich.

2001 wurden rund 76 600 Berufskrankheiten angezeigt (Verdachtsfälle). Die Zahl der
anerkannten Berufskran khe ten betrug 18 599. lm Jahr 200'1 wurden 5 750 Berufs-
krankheitenrenten neu gewähd (s. Tab. 2).

So genannte "physikalische Einwirkungen" wurden mit 30 251 Verdachtsanzeigen am
häufigsten als Ursache angezeigt.40,2 % dieser Fälle gingen auf bandscheiben
bedingte Erkrankungen zurück, bei über einem Drittel (rund 40 o/o) war Lärmschwer-
hörigkeit der Grund der Anzeige. Eine Berufskrankheitenrente aufgrund physikalischer
E nwirkungen wurde 2001 in 1 430 Fällen bewilligt. An zweiter Stelle der angezeigten
Fälle rangierten Hautkrankheiten (21 494 Fälle). Am dritthäuiigsten wurden Erkran
kungen der Atemwege, der Lungen, des Rippenfells und des Bauchfells angezeigt
(16 73'1 Fälle).

8.1.3 Todesursachen

ln der amtlichen Todesursachenstatistik zeichnet sich eine Schwerpunktverlagerung
auI einzelne Todesursachen ab. Während die Sterbefälle an infektiösen und paras -
tären Krankheiten in Deutschland stark zurückgegangen sind - ihr Antei beträgt im
Jahr 2001 noch 1.3 % an allen Sterbefällen - haben die Krankheiten des Kreislauf-
systems und die Bösartigen Neubildungen als Todesursache an Bedeutung zuge-
nommen.

Nahezu die Hälfte von insgesamt 828 541 Todesfällen war, wie Abbildung 1 zeigt, im
Jahr 2001 auf Krankheiten des Kreislaufsystems zurückzuführen (47,3 yo), wovon
etwa jeder sechste Kreislauftote einem Herzinfarkt erlag. Neben den Krankheiten des
Kreislaufsystems bilden die Bösartigen Neubildungen mit einem Anteil von 25,1 % die
zweitgrößte Gruppe der Todesfälle. Häufigste Krebsart bei Frauen und lv1ännern rns-
gesamt ist hier die Bösartige Neubildung der Atmungsorgane (Lungen- und Bron-
chien). Während bei Männern der Lungen und Bronch alkrebs von alen Krebs-
erkrankungen die häufigste Todesursache ist, ist dies bei den Frauen die Bösartige
Neubildung der Brustdrüse (lvlammakarzinom).

4,'1 % aller Sterbefälle wurden 2001 durch Verletzungen und Vergiftungen verursacht.
Bezogen auf je 100 000 Einwohnerder Gesamtbevölkerung starben damit ca. 42 Per-
sonen auf nichtnatürliche Weise. Die gröRte Gruppe bilden hier die Personen, die ihr
Leben durch einen Suizid beendet haben. Bei einem geschlechterspeziJ schen Ver-
gleich ist festzustellen, dass bezogen auf die jeweilige Bevölkerungsgruppe je
100 000 Einwohner fast drei L4al so viele lvlänner (20) wie Frauen (7) freiwillig aus dem
Leben geschieden sind. Verkehrsunfälle sowie Unfälle durch Stürze bilden mit 8,6
bzw. 8,7 Personen je 100 000 Einwohner die zweit- bzw. dritthäufigste Todesursache
in der Kategorie der nichtnatürlichen Todesfälle.
'16 43'1 Sterbefälle waren auf Alkoholkonsum bzw. -missbrauch zurückzuführen. Den
weitaus größten Anteil an den aikoholbedingten Sterbefällen hat die "Alkoholische

1S3



Leberzirrhose" mit I 734 Sterbefällen. Bei 3 876 Todesfällen wurde als Todesursache
ein alkoholbedingtes Abhängigkeitssyndrom festgestellt.

Ein besonders wichtiges lndiz für den erreichten medizinischen Standard ist die
Säuglings- und Müttersterblichkeit. Die Säuglingssterblichkeit ist in den letzten Jah-
ren kontinuierlich zurückgegangen. 2001 starben noch 5 Säuglinge le 1 000 Le-
bendgeborene gegenüber 34 im Jahre'1960. Während 1960 an Komplikationen der
Schwangerschaft, bei der Entbindung und im Wochenbett insgesamt 1030 N,4ütter

gestorben sind, ist diese Zahl in den vergangenen Jahren immer weiter gesunken und

beläuft sich im Jahr 2001 auf 27 Sterbefälle.

Abb. 1 : Todesursachen 200'1 in Prozent der Todesfälle

Sonst ge Slerbefälle 12,7

Krankheiten des
Verdauungssystems 4,9

41,3

Vsrl€lzungen und Vergittungen
(nichtnatü.liche Tod6sursachen)

4.1

Krankheilen
des Atmungssyslems 5,9

Bösartige
Neubidungen 25,1

Que//e: Bundesminister um für Wlrtschaft und Arbet, Unfallverhütungsberichi Arbeit 2001

8.2 MedizinischeVersorgung

8.2.1 Berufstätige Arztinnen und Arzte

Für die Behandlung der Krankheiten ist eine quantitativ ausreichende und qualitativ
hochwertige medizinische Versorgung besonders bedeutsam. Die medizinische Ver-
sorgung hat sich in den vergangenen Jahren ständig verbessert. Die Zahl der Arztin-
nen und Arzte ist, wie Tabelle 3 zeigt, im Vergleich zu 1970 um insgesamt 137 o/a ge-
stiegen. Rein rechnerisch entfielen im Jahr 2002 auf iede berufstätige Arztin und jeden

berufstätigen Arzt 274 Einwohner gegenüber 6'15 im Jahr 1970. Die Anzahl der Zahn
ärztinnen und Zahnärzte hat sich seit '1970 um rund 67 % erhöht. lm Jahr '1970 hatten
sie pro Kopf noch durchschnittlich 2 027 Einwohner zu betreuen, 2002 waren es nur
noch '1 280 Einwohner (s. Tab. 3).
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Tab.3: Arztedichte

126909
173325
1S8845
244238
273 880
27S335
2A2731
287 032
291171
294 676
257 893
301060

615
452
3ST

299
294
290
286

211

38524
42949
48610
54972
60616
61 404
62024
62277
62 564
63202
63854
64 484

2021
1 825
't 598
1 460
1 3s0
1 336
1 323
1317

1 300
1251
1 280

Que//ei Bundesärztekammet Bundeszahnärztekammet

Tab.4 Berufstätige Arztinnen und Arzte am 31. 12. 2OO2
nach Fachgebiet und Geschlecht

Zähnäzlrnnenzahnärae

Einwohnerje
ZahnärztirV
Zahnad

innen/ mit Fachgebiet
Allgemeinmedizin
Anästhesiologie
Arbeitsm6dizin
Augenheilkunde
Chirurgische Gebiete
Frauenhe kunde und GebLrrtshilfe
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde/
Phoniatrie und Pädaudiologie

Haut- und Geschlechtskrankheiten
lnnere Medizin
Kinderheilkunde
Nervenheilkunde
Neurologie
Orthopädie
Patholog sche Gebiele
Psychiatrie
Psychiatrie und Psychotherapie
Fladiologische Gebiet€
Urologie
Sonstige Fachgebiete

Prakt sche Arzt n/Praktischer Arzt
Arztinnen/Arzte ohne Fachgebiet
ArTtin/Ar7t im Präktikum

67,7
12,9

0,s
2,1
6,0
5,7

65 37S
14 037

6 247
1 075
2613

6 72J

203 810
38 711
15 630
2 679
6 411

18 103
15 224

5 358
4 778

37 028
11 302
4 811
2 641
7 706
1 367
3 405
2 192
6 840
4 568

15052

74 858
14 249

1,8
1,6

3,8

0,9
2,6
0,5
1,1

0.7
2,3
't,5

5.0
2,7

24,9
4,7

T 38 431
24 674

g 343
1 604
3 798

15 760
I501

3 798
2 610

5 751
3101
'1 837
6 863
104'1
'I 821
1 305
4 858
4 189
I 836
3 886

37 777
6 944

1 560
2 168
I287
5 551
1710

804
843
326

1 584

1 982
379

5 216
4 257

37 081
7 305
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Von den 301 060 berufstätigen Arztinnen und Arzten arbeiteten 2002 rund 13 bzw.
12 o/o in den Fachgebieten Allgemeinmedizin und lnnere Ny'edizin. ln den chirurgischen
Gebieten waren rund 6 % von ihnen tätig. Der Anteil der Arztinnen und Arzte betrug in

den Gebieten Frauenheilkunde und ceburtshilfe Sowie der Anästhesiologie jeweils
5 %. Knapp 4 % arbeiteten in der Kinderheilkunde. Arztinnen und Arzte ohne Fach-
gebiet hatten einen Anteil von 25 9/o.

Der Anteil der Arztinnen lag 2002 bei insgesamt 38 %. Allerdings gibt eS ganz er-
hebliche Unterschiede in den einzelnen Fachgebieten. So waren unterdurchschnittlich
wenige Arztinnen in den chirurgischen Gebieten, in der Orthopädie und in der Urologie
beschäftigt. Lediglich auf rund 8 oZ belief sich der Anteil der Frauen, die auf dem Ge-
biet der Urologie tätig waren. Hingegen betrug der Anteil der Arztinnen in der Frauen
heilkunde und Geburtshilfe etwa 44 % und in der Kinderheilkunde sogar rund 49 %.

Bund 41 % aller berufstätigen Arztinnen und Arzte übten 2OO2 rhren Beruf in freier
Praxis aus, 48 0% arbeiteten in einem Krankenhaus. Hauptberuflich bei Behörden,
öffentlich-rechtlichen Körperschaften, ais angestellte Azte und Praxisassistenten
oder in einer sonstigen ärztiichen Tätigkeit waren '11 % beschäfligt.

8.2.2 Stationäre Versorgung

K ra n ken häu ser u n d Vo rs orge - oder Fe h ab i litationse i nri chtu nge n

Ende 200'1 standen in Deutschland 3 628 Einrichtungen mit insgesamt 742 000 Betten
zur stationären Versorgung von 18,7 Mill. Patientinnen und Patienten zur Verfügung,
davon 2240 Krankenhäuser mit 553000 Betten und '1 388 Vorsorge- oder Reha-
bilitationseinrichtungen mit 189 000 Betten.

Die durchschnittliche Verweildauer der 16,6 l,4ill. Krankenhauspatientinnen und pa-
tienten lag bei 9,8 Tagen, die der 2,1 Mill. Patientinnen und Patienten in Vorsorge- oder
Rehabihtationseinrichtungen bei 25.5 Tagen.

Tab.5: Stationäre Einrichtungen, Betten, behandelte Patientinnen/Patienten
und durchschnittliche Verweildauer

Durchschnittliche

inTagen

't 970
1S80
19901
1995
1SS6
1997
lSSB
19S9
2000
2001

813
880
818
791
784

163
755
749
74?

11 ,2
13,5
15,1
16,9
17,1
17,1
17,7
18,2
18,5
18,7

24,6
19,6
16,7
14,2.
13,5

12.3
12,0
11,9
11,6

4213
3783
3510
3 698
3 673
3 645
3 658
3 650
363s
3 628

I Ab 1990 ohne Bundeswehrkrankenhäuser

Enrichtungen

1 000 tvi .
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Gegenüber 1970 ist die Zahl der vollstationär behandelten Patientinnen und Patienten
insgesamt um 7,5 l\,4ill. (+ 67,0 %) im Jahr 2001 gestiegen. Zugleich ist die durch-
schnittliche Verweildauer in Krankenhäusern und Vorsorge oder Rehabilitationsein
richtungen um gut die Hälfte (- 52,8 %) auf knapp 12 Tage gesunken (s. Tab. 5).

Während die gestiegenen Fallzahlen ein lndiz für die Zunahme des Anteils älterer
l\/enschen an der Bevölkerung mit entsprechend erhöhter Krankheitsanfälligkeit sind,
lässt sich die Verkürzung der durchschnittlichen VeMeildauer mit dem medizinischen
Fortschritt einerseits und den Lraßnahmen zur Kostendämpfung im Gesundheitsbe-
reich andererseits erklären.

Personal in Krunkenhäusern und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen

1 229 000 Personen zählten im Jahr 2001 zum Personal der Krankenhäuser und Vor-
sorge- oder Rehabilitationseinrichtungen. Es setzte sich (s. Tab. 6) zusammen aus
dem ärztlichen Personal mit 134 000 hauptamtlrchen Arzten und Arztrnnen, Arzten und
Arztinnen im Praktikum sowie Zahnetilen und Zahnärztinnen. dem nichtärztlichen
Personal, dem Personal der Ausbildungsstätten (6 800), den Schülern und Schüie-
rinnen sowie Auszubildenden (79 800) mit insgesamt 1 095 000 Beschäftigten.

Tabr. 6: Arztliches Personal in Krankenhäusern
und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen 2001

Beschäl
tigle

Davon

männlich weiblich
schäft gte

Hauptamtl che Arzte/Arztinnen
Davon

Leitende Arzte/Aräinnen
Oberärzte/-ärztinnen
Assistenzärztey'-ärztinnen

Arzte/Arzlinnen im Prakt kum
Zahnärzte/-ätz tinnen

122705 80 262 42 443 10 653

13 823
26 063
82 81S
10 3S6

1 337

20 348
4t 257

1 166

35 562

lnsgesamt 134 438

Knapp 35 % des hauptamtlichen ärztlichen Personals war weiblich. Teilzeitbeschäf-
tigung wurde von lediglich 9 % der hauptamtlichen Arzte und Arztinnen ausgeübt. Der
Anteil der teilzeitbeschäftigten hauptamtlichen Arztrnnen war mit 18 % fünf mal so
hoch \,r,e der Anteil oer teilze,tbeschäftigren haLrptamtlichen ArTte mit 3 o/o.

Von den insgesamt 1 008 000 Personen im nichtärztlichen Dienst, arbeitete gut ein
Drittel (360 000) Teilzeit (s. Tab. 7). Der Anteil der Frauen an den Beschäftigten ins-
gesamt betrug 80 %, der Anteil an den Teilzeitbeschäftigten 93 9/o.

Personalintensivster Bereich war mit 442 000 Beschäftigten der Pflegedienst, gefolgt
vom medizinisch-technischen Dienst mit 184 000, dem Funktionsdienst mit 107 000,
dem Widschafts und Versorgungsdienst mit 100 000 und dem Verwaltungsdienst mit
81 000 Beschäftigten.
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Tab. 7: Nichtärztliches Personal in Krankenhäusern
und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen 2001

8.3 Schwangerschaftsabbrüche

Mit der Neuregelung zum Schwangerschaftsabbruch im Jahre 1995 erfolgte auch eine
gesetzliche Neuregelung der Schwangerschaftsabbruchstatistik. Seit dem 1. Januar
1996 ist das Gesetz zur Vermeidung und Bewältigung von Schwangerschaftskon-
flikten (SchKG, BGBI I S. 1398) vom 27. Juli '1992 in der Fassung vom 21. August
1995 (BGBI I S.'1050) Rechtsgrundlage für die Bundesstatistik über Schwanger-
schaftsabbrüche in Deutschland. Damit wurde die vom Bundesverfassungsgericht
grundsätzlich gebilligte Beratungsregelung mjt den im Udeil vom 28. Mai 1993 aur-
geführten Vorgaben umgesetzt. Die Neuregelung hatte erhebliche Auswirkungen auf
die Statistik.

Da die Schwangerschaftsabbruchstatistik eine zentrale Bundesstatistik ist, erfolgt
die Erhebung und Aufbereitung durch das Statistische Bundesamt. Auskunfts-
pflichtig sind die lnhaber der Arztpraxen und die Leiter der Krankenhäuser, in denen
Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden. Seit 1996 werden Name urd
Anschrift der Einrichtung als Hilfsmerkmal erfasst. Damit sind anonyme L4eldungen,

tigte männlich weiblich
schäftgte

442 365
348 906
25 974
41 365

184 471

15 S43 1 456 14 447 5 36'l

24 202
2s 146

106 511
30 776
15 104

14 004
36 382
s9 992
25 661
a1 243

24 378

59 538
50 266

3 409
549

28185

1 084
5217

21774
6 376
5 022

2127
951

24 326
23 010

1 966
13 579

382 827
298 640
22 565
40 816

156 286

23 118
19 S29
84 737
24 400
10 082

11877
35 431
73 869

1 335

5171
'10 802

165 074
123 952

10 479
17 888
67 610

I270
7 109

36 076
8'r95
3 447

5 586
19 954
35 S39

1 S45
25 421

2 661
4 595
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wie bis 1995 üblich, nicht mehr zulässig. Durch diesen qualitativen Unterschied kann
seit 1996 zuverlässig kontrolliert werden, ob die Berichtspflicht eingehalten wird.

Die Bundesstatistik ermöglicht Feststellungen über Anzahl und Art der Abbrüche von
Schwangerschaften und gibt Hinweise auf ausgewählte Lebensumstände wie Alter,

Familienstand und Kinderzahl der betroffenen Frauen.

Für das Berichtsjahr 2002 wurden in Deutschland 130387 Schwangerschaftsab-
brüche an das Statistische Bundesamt gemeldet (s. Tab. 8). 46 % der Frauen waren
zum Zeitpunkt des Eingriffs verheiratet, 48 % ledig. ln fast 6 % aller Fälle handelt es
sich um l,4inderjährige. Fast 40 % der Frauen hatten zum zeitpunkt des Schwanger-
schaftsabbruchs noch keine Kinder geboren, dabei haben die 20- bis 25-Jährigen
Frauen den größten Anteil (35 %). Jeweils ein Viertel aller betroffenen Frauen hatte
bislanq eine bzw. zwei Lebendqeburten. ln 26 9/o der Fälle hatte die Schwangere ein
und in 34 % aller Fälle mehrere Kinder in ihrem Haushalt zu versorgen.

Als rechtliche Begründung für den Schwangerschaftsabbruch wird mit 97.5 % die
Beratungsregelung angegeben, in 2,5 yo der Fälle wurde er durch eine medizinische
bzw. kriminologische lndikation begründet.

Häufigste Abbruchmethode ist mit 81,5 % die Vakuumaspiration (Absaugmethode);
5,3 yo der Abbrüche wurden mit dem Ende '1999 eingelührten lvlittel Mifegynes
durchgeführt, damit ist die Bedeutung von Mifegynee weiter gestiegen. Überwiegend

Tab. 8: Schwangerschaftsabbrüche 1996 bis 2002
nach Dauer der abgebrochenen Schwangerschaft

Tab. 9: Zeitliche Entwicklung der Anzahl der Schwangerschaftsabbrüche
'1 996 bis 2002

T30 899 T30 890 'tsT 795 130 471 134 60S 134 964 130 387

80 80 77

2007Schwangerschafts-

bis. . . unter Wochen

rs96 1997 1998 T 999 2000

unter 6
6- 8
8-10

l0-13
13-17
17 -20

23 und mehr

11 150
43 494
48 820

965
520
464
159

11628
44 672
47 780
24 529

1 104

450
190

11984
45 745
47 805

1 178
ss8
433
175

12ta6
45 565
46 695
23 412

871
574
404
164

15 478
46 492
46773
23 769

849

462
154

15 626
47 474
46 245

843
633
388
177

15 189
46 224
44 096

840

429
188

je 10 000 Frauen im
Alter von 15 bis
unter 45 Jahren 76 t6 77 77
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wurden die Schwangerschaftsabbrüche in gynäkologischen Praxen vorgenommen
(76 %). Knapp 5 o/o aller Frauen ließen den Eingriff in einer Einrichtung außerhalb des
Bundeslandes, in dem sie wohnten, vornehmen.

Die Quote der "Schwangerschaftsabbrüche je 10 000 Frauen im gebädähigen Alter",
d. h. die Anzahl der Schwangerschaftsabbrüche ie 10 000 Frauen im Alter von 15 bis
unter 45 Jahren, hat sich zwischen 1996 und 2002 von 76 geringfügig auf 77 erhöht.
Bezogen auf je '10 000 Frauen der Altersgruppe der 15- bis unter 20-Jährigen wurde
1996 bei 51 und im Jahr 2002 bei 71 jungen Frauen ein Schwangerschaftsabbruch
vorgenommen.

ln diesem Zeitrahmen wurden gleichbleibend rund 97 D/o der Abbrüche nach der Be-
ratungsregelung in den ersten zwölf Schwangerschaftswochen durchgeführt. Der
Anteil der Schwangerschaftsabbrüche der unter 18-Jährigen an der Gesamtzahl ist
in diesem Zeitraum von 3,6 % auf 5,7 % angestiegen.

Von 1996 bis 2002 hat der Anteil der Frauen, die zum Eingriffszeitpunkt verheiratet
waren, von 52,3 9/o auf 46, 1 % abgenommen.

8.4 Schwerbeh inderte Menschen

lm Unterschied zu einer akuten Krankheit oder einer Unrallschädigung mit kurzer
Heilungsdauer ist eine Behinderung eine Beeinträchtigung der Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben für längere Zeit, möglicherweise für das ganze Leben.

ln der Stat stik werden se t 1985 nur noch die schwerbehindeden Menschen edasst -
zuvor wurden auch Personen mit leichter Behinderung berücksichtigt. Als schwer-
behindert gelten Personen, denen ein Grad der Behinderung von 50 Prozent oder
mehr zuerkannt wurde. Am 31. Dezember 200'1 waren bei den Versorgungsämtern
6,7 N4ill. amtlich anerkannte schwerbehinderte Menschen mit gültigem Ausweis re-
gistriert. das entsprach einem Anteil von rund I o/D der Bevölkerung. Über die Hälfte
dieses Personenkreises (52,6 7o) waren Männer.

Die Gliederung der Behinderten nach Altersgruppen zeigt eine starke "Alterslastigkeit,..
Behinderung kommt bei Personen im fortgeschrittenen Alter naturgemäß häufiger vor
als bei jüngeren l\y'enschen. Drei Viertel (74,8 %) der schwer behinderten lMenschen
waren 55 Jahre oder älter, derAnteil der unter 25-Jährigen war mit 4,0 % relativ gering.

Tab. 10: Schwerbehindede l\y'enschen am 3'1. 12. 2001

Schwerbehindene lns'
gesamt

1 000

lm Alter von Jahren

unter 25 25-54 55 64 65 u. mehr
a/o

Männer
Frauen 3142

4,4 21,9
20,5

26,1
19,8

47.6
56,2
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Abb.2: Schwerllehindede Menschen 200'1 Anteile in Prozent
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Die weitaus meisten Behinderungen - nämlich 85,3 % der Fälle - waren krankheits-

bedingt. Weitere 2,2 % der schwer behinderten [Menschen hatten dauernde Schäden
im Krieg, im Wehr- oder Zivildienst erlitten und in 4,7 ya der Fälle war die Behinderung
angeboren. Bei 2,5 o% wurde das Leiden durch einen Unfall oder eine Berulskrankheit
verursacht.

Wie Abbildung 2 zeigt, ist die häufigste Behinderungsafi die Beeinträchtigung der

inneren Organe bzw. Organsysteme mit einem Anteil von 27,3 o%. Darunter befanden

sich allein 761 428 Herz- und Kreislaufkranke, das sind 11.3 oZ aller schwerbehin-
derten Menschen. Am zweithäufigsten waren bei den körperlichen Behinderungen die
Fälle mit einer Funktionseinschränkung der Gliedmaßen (14,6 %). Bei 13,9 % der
schwerbehinderten lvlenschen waren Wirbelsäule und Bumpf in ihrer Funktion einge

schränkt. ln 5,3 o/o der Fälle lag Blindheit oder Sehbehinderung vor. Auf zerebrale

Störungen sowie geistige Behinderungen und seelische Behinderungen entiielen zu-
sammen 16,3 %.

8.5 Ausgaben für Gesundheit

Die Ausgaben für Gesundheit fassen die finanzlellen Aufr.{endungen einer Gesell

schaft für den Erhalt und die Wiederherstellung der Gesundheit hrer Mitglieder 2u-

sammen. Die Gesundheitsausgabenrechnung liefert als Zeitreihe für die Jahre 1992

bis 2OO'1 differenzierte lnformationen zu den Trägern der Ausgaben sowie der Ver-

wendung der I\,4ittel nach Lelstungen und Leistung erbringenden Einrichtungen
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ln Deutschland wurden im Jahr 2001 insgesamt 225,9 Mrd. Euro für Gesundheits-
leislungen ausgegeben. lm Zeitraum von 1992 bis 200'1 sind die cesundheitsaus-
gaben nominal (in ieweiligen Prejsen) von '163,2 Nrrd. Euro um insgesamt 62,8 Mrd.
Euro angestiegen, das entspricht einer Steigerung von 38,5 %. Die Folgekosten der
Wiedervereinigung waren ausschlaggebend für den hohen Stand der Ausgaben im
Jahr 1992 und die nachfolgenden stärkeren Ausgabenanstiege bis zum Jahr'1996.
Danach haben sich die Zuwächse spürbar abgeschwächt und betrugen seit '1997

jährlich jeweils zwischen 2 % und 3 %. Von 2000 bis 200'1 sind die cesundheitsaus-
gaben um 3,3 ya bzw.7,1 Mrd. Euro angestiegen.

Die Gesundheitsausgaben stiegen von 1992 biS 2001 nominal (in jeweiligen Preisen)-
außer zwischen 1996 und 19S8 sowie 1999/2000 - stärker als das Bruttointands-
produkt (BlP). Der Anteil der Gesundheitsausgaben am BIP hat sich in den Jahren
1992 bis 1996 von 10,'1 o/o aul 11,1o/o erhöht. Danach lag er auf etwa gleichblei-
bendem Niveau und betrug für das Jahr 2001 schließlich 10,9 %.

Die gesetzliche Krankenversicherung, die traditionell der größte Ausgabenträger ist,
wendete im Jahr 200'1 128,9 Mrd. Euro für Gesundheitsausgaben auf. Das sind 57 %
der gesamten Gesundheitsausgaben. Zwischen 1992 und 2001 sind die Ausgaben
der gesetzlichen Krankenversicherung um 2g,g Mrd. Euro gestiegen. Das entspricht
einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate von 3,0 yo. Die Ausgaben der
privaten Hausha,te und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck haben sich in
diesem Zeitraum um'10,4 Mrd. Euro bzw. durchschnittlich 5,3% jähr,ich erhöht.
Ebenfalls gestiegen sind die Gesundheitsausgaben der privaten Krankenversicherung
(6,7 Mrd. Euro; + 5,1 % jährlich).

Abb.3: Gesundheitsausgaben 2001 nach Ausgabenträgern in Mrd. Euro
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Tab.'11: Gesundheitsausgaben 2001
nach Leistungsaden und Einrlchtungen

Arzneimittel (inkl. Verbandmittel), Hilfsmittel, Zahnersatz sowie sonstiger medizini-

scher Bedarf werden als "Waren" bezeichnet. Die Ausgaben fÜr Waren lagen im Jahr
2001 mit 60,4 Mrd. Euro bzw. einem Anteil von 27 o/o erstmals knapp vor den Aus-

gaben für ärztliche Leistungen (59,6 N4rd. Euro bzw. 26 %).

Tabelle '11 zeigt, dass für Leistungen der ambulanten Einrichtungen im Jahr 2001 ins-

gesamt '105,'1 lvlrd. Euro ausgegeben wurden, das entspricht einem Anteil von 47 %
an den gesamten Gesundheitsausgaben. Hierzu gehören Atztpraxen, Zahnarztpra

xen, Apotheken usw.

86,7 N,4rd. Euro bzw. 38 yo wurden für die stationären und teilstationären Einrichtun
gen, zu denen unter anderem Krankenhäuser (62,0 Mrd. Euro) und stationäre Pfle-

geheime (15,9 Mrd. Euro) zählen, aufgewendet. Von '1992 bis 2001 haben sich die
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Ausgaben für ambulante und stationäre sowie teilstationäre Einrichtungen um 29,3
bzw. 23.9 Mrd. Euro erhöht.

Transferzahlungen wie Krankengelder, vorzeitige Renten bei Berufs- oder Erwerbs
unfähigkeit sowie Entgeltlortzahlungen werden ais Einkommensleistungen bezeichnet
und nicht zu den Gesundheitsausgaben gezählt. lm Jahr 2001 wurden in Deutschland
insgesamt 67,5 Mrd. Euro als Einkommensleistungen gezahlt. Dies waren 7,7 N4rd.
Euro mehr als noch 1992, was einer Steigerung um insgesamt 12,9 % entspricht.

Abb. 4: Einkommensleistungen 2001 nach Ausgabenträgern in Mrd. Euro
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Erstmalig können bei der Gesundheitsausgabenrechnung des Statistischen Bundes-
amtes auch die entsprechenden Finanzierungsströme ausgewiesen werden: Die
privaten Haushalte und privaten Organisatronen ohne Erwerbszweck trugen 2001 am
stärksten zur Finanzierung des Gesundheitswesens bei; sie wendeten insgesamt
138,6 Mrd. Eoto (47 yo) hierfür auf (s. Abb. 4). lnsgesamt 1 '15,5 N4rd. Euro bzw. 39 oZ

der Gesamtausgaben finanzierten die öffentlichen und privaten Arbeitgeber. 13 % der
Ausgaben des Gesundheitswesens wurden von den öffentlichen Haushalten gezahlt,
das entspricht 39,3 l,4rd. Euro.
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9 Soziale Sicherung

9.1 Entwicklung des Systems der sozialen Sicherung

Das System der sozialen Sicherung hat in einer langen historischen Entwicklung zu

seiner heutigen Form gefunden und spiegelt damit ein StÜck deutscher Sozial-
geschichte widet Gelegt wurde der Grundstein im Jahre 1BB1 mit der von Otto von

Blsmarck angeregten Gesetzgebung zur Krankenversicherung der Arbeiter, dem

Unfallversicherungsgesetz und dem Gesetz über die lnvaliditäts und Alterssicherung

Zwei Weltkriege mit tief greilenden sozialen Umwälzungen haben die weitere Ent

wicklung entscheidend geprägt. Von besonderer Bedeutung Iür den Ausbau der

sozialen Sicherung war das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes.

So fließt heute ein hoher Anteil der Ausgaben der ötfentlichen Haushalte (einschl.

der Sozialversicherungsträger und der Bundesagentur für Arbeit) in die soziale Si-

cherung. Seit einigen Jahren wlrd jedoch - auch angesichts von Finanzierungspro-

blemen - eine rege Debatte über notwendige Reformen gefÜhrt. Aktuelle Beispiele

hierfür sind die zum 1. 1. 2005 beschlossene Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe

und Sozialhilfe, die Diskussionen um die Ausgestaltung der Altersvorsorge und die

Finanzierung der Krankenversicherung.

9.2 Das Sozialbudget

Einen Überblick über das System der sozialen Sicherung bietet das Sozialbudget der

Bundesregierung. Hier werden iährlich die verschiedenen Leistungen des Siche-
rungssystems zusammengestellt. Außerdem ist die Höhe der ieweiligen Finanzierung

durch öffentliche Zuweisunqen sowie durch die Beiträge der Versicherten und der
Arbeitgeber ablesbar.

Um eine Verg eichbarkeit der einzelnen Bereiche untereinander und mit den um-
fassenderen Volkswidschaftlichen Gesamtrechnungen zu ermöglichen, mussten für

die Darstellung im Sozialbudget die Leistungen bereinigt werden. So werden in dieser

Darstellung beispielsweise die Sozialleistungen insgesamt um die Selbstbeteiligung

der Leistungsempfängerinnen und -empfänger und um die Beiträge des Staates zur

Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- und Rentenversicherung für Empfänger/-innen so-
zialer Leistungen bereinigt. Durch diese und andere Bereinigungen weichen die
Leistungsangaben, z. B. zur Rentenversicherung, von der in den Kapiteln 9.4 bis 9.11

dargestellten Höhe der Ausgaben ab. Die Leistungen des Sozialbudgets insgesamt

beliefen sich 2001 für Deutschland auf rund 702 Mrd. Euro. Die Sozialleistungsquote
das Verhältnis dieser Sazialleistungen zum Bruttoinlandsprodukt, betrug 2001 für
Deutschland 33,8 %.
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Tab. 1: Leistungen des Sozialbudgets 2001

I Einschl. Beiträge des Staates. 2 Einscht. Lestungen an Asytbewerber - 3 Ohne Beträge des
Staates.

Quel/er Bundesmin sterium 1ür Gesundheit trnd Sozale Sicherung.

BeiVägeder Zuwelsungen

lvrd. EUR [,1i11. EUR

A lgemeine Syslerne
Rentenversicherung
Pflegeversicherung
Krankenversicherung
Unfallversicherung
Arbeitsförderung

Sondersysteme
Alterssicherung der Landwine
Versorgungswerke

Leistungssysteme des
öffentl. D enstes

Familienzuschläge
Beihilfen

Leistungssysteme der
Arbeitqeber

Entgeltfort?ahlung
Betrieblich€ Altersversorgung
Zusatzversorgung
Sonst. Arbeitgeberleislungen

Entschädigun gssysteme
Soziale Entschädigung
Lastenausgleich
Wiedergutmachung
Sonst. Entschädigungen

Förder und Fürsorgesysteme

Juoendhilfe
Kindergeld
E12iehungsgeld
Ausbilduflgsförderung
Wohngeld
Förderung der Vermögens-
bildung

lnd rekte Le stungen
Steuerliche Maßnahmen
(ohne FL4

Familienleistungsausgleich
(FLA]

Nachricht ich3:
Früheres Bundesgebiet
Neue Länder und Berlin-Ost

455,6
224,4

16,8
138,1
10,9
65.4
5,4

2,1

64,9
32,0

2,4
19,7

1,6
s,3
0.8
0,5
0,3

205 390
42164
10 611
87 281

1 348
23 986

5 008
755

4 253

155551
71 100

5 962
44 504
I071

24 914
434

87 700
70 457

1 249
308

2 561
2 561

434

50,7
34,2

7,2
9,3

7,2
4,9
'1,0

1,3

225
2l 106
12 077

26 068
20 231
5 767

70s 029

57,9
28,6
14,9
8,6
5,8

6,1
4,8
0,1
1,0
0,1

54,0
26,3
17,1
0,1
3,6
1,2

8,3
4,1
2,1
1,2
0,8
0,9
o,7
0,0
0,1
0,0
7,7
3,7
2,4
0,0
0,5
0,2
0,6

I325

741

584

60 180
28 5S8
24 496

1201

9-17

5S0

6 243
4 942

125
1 029

147
53 998
26 292
17 133

105
3 628
1 191
4 330

1,3
72,0

o,2
10,3

1 319
72 021

40,1 5,7 40 116

3'1,S 4,5 31 905

597,8
103,8

85,2
14,8

177 954
33 996

207 410
29 S60

205 346
44 161

206

701,7 100,0 211948 237 271 249 508



Wer finanziert das soziale Netz? Drei große Beitragszahler sind auszumachen: Der

Staat (Bund, Länder und Gemeinden), die Arbeitgeber und die privaten Haushalte.

9.3 Die Bestandteile des Sozialbudgets

lvlit 64,9 % hatte 2001 das so genannte "Allgemeine System" der sozialen Sicherung,

das die Sozialversicherungen umfasst, den größten Anteil am Sozialbudget. Die "in-
direkten Leistungen,, waren der zweitgrößte Posten des Sozialbudgets (10,3 %).

Hierzu gehören insbesondere sozialpolitisch motivierte Steuererleichterungen wie das

Splitting-Verfahren für Ehegatten und der Familienleistungsausgleich. Die "Förder
und Fürsorgesysteme" bildeten mit einem Anteil von 7,7 % den drittgrößten Block im

Sozialbudget. ln diesem Leistungsbereich sind Sozialhilfe, Jugendhilfe, Kinder- und

Erziehungsgeld, Ausbildungstörderung, Wohngeld und VermÖgensbildung zusam-

mengeiasst.

Durch .Leistungssysteme der Arbeitgeber., wurden insgesamt 57,9 lvlrd. Euro auf-
gewendet. Hierzu zählen die Entgeltfortzahlungen im Krankheitsfall' die betriebliche

Altersversorgung und die Zusatzversorgung im Öffentlichen Dienst sowie sonstige
Arbeitgeberleistungen (2. B. Bereitstellung von Betriebswohnungen) Die "Leistungs-
systeme des öffentlichen Dienstes" hatten 2001 mit 50,7 tvlrd. Euro einen Anteil von

7,2 yo am Sozialbudget. Wie bei den .Allgemeinen Systemen" steht auch hier die

Altersversorgung, und zwar die des öffentlichen Dienstes, im Vordergrund. Die Be-

Abb. 1: Finanzierung des Sozialbudgets 2001
nach Quellen in Prozent

Bund 19,0
28,0

Länder 10,9

Gemelnde.8,7
31,5

Sozlalversicherung und
private Orqanisationen 1.7

or-pl/er Bundesminisler um lürWirtschaft und Arbeit.
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deutung der "Entschädigungssysteme" verlied mit zunehmendem Abstand von den
Ereignissen in der Zeit des Nationalsozialismus '1933 bis 1945 an Gewicht. Durch fr-
nanzielle Entschädigungen für die Opfer der Gewaltherrschaft, des Krieges und der
Kriegsfolgen versucht der Staat, einen materiellen Beitrag zur Wiedergutmachung zu
leisten. 200'1 wurden 6,1 Mrd. Euro für Entschädigungen verschiedener Art aus-
gegeben.

Die so genannten "Sondersysteme", d. h. die Alterssicherung der Landwirte (2001:
3,3 N,4 rd. Euro) und die Versorgungswerke für freiberuflich Tätige (2001 : 2,1 lvlrd. Euro),
umfassten zusammen 0,8 % des Sozialbudgets. Sie dienen in erster Linie der Alters-
verSorgung dieser Berufsgruppen.

9.4 GesetzlicheRentenversicherung

DieAlters- und Hinterbliebenensicherung wird in der Bundesrepublik Deutschland von
folgenden lnstitutionen geleistet: gesetzliche Rentenversicherung, Pensionen im öf-
fentlichen Dienst, Zusatzversicherung im dffenflichen Dienst, Altershilfe für Landwirte,
Versorgungswerke (2. B. Iür Landwirte), Zusatzversicherung für einzelne Berufe sowie
vertragliche und lreiwillige Arbeitgeberleistungen.

Wichtigster und umfassendster Bereich ist die gesetzliche Rentenversicherung. 2001
lagen ihre Leistungen bei224 Mrd. Euro, das sind 32,0 % des Sozialbudgets. lm Jahr
2000 gab es rund 43,2 Mill. Versichede (siehe hierzu auch Fußnote 1 zu Tab. 2) in den
drei Zweigen der Rentenversicherung (Rentenversicherung der Arbeitet der Ange-
stellten, knappschaft liche Rentenversicherung).

Von den Mitte 2001 gezahlten 23,3 Mill. Benten waren 75 9/o Versichertenrenten, 25 oZ

gingen an die Hinterbliebenen der Versicherten (Hinterbliebenenrente). Von den
Gesamtausgaben für Leistungen waren die Rentenzahlungen mit 200,4 Mrd. Euro
2001 der größte Posten. Darüber hinaus wurden 14,9 tMrd. Euro für die Kranken-
versicherung der Rentner aufgebracht und weitere 4,8 Mrd. Euro für Leistunqen zur
Teilhabe.

Die durchschnittliche monatliche Versichertenrente in der Bentenversicherung der
Arbeiter lag 2001 für Männer bei 843 Euro, für Frauen bei 417Euro. tn der An-
gestelltenversicherung bekam ein Mann durchschnitflich 1 138 Euro, eine Frau 609
Euro. Der Unterschied in der Bentenhöhe ergibt sich unter anderem dadurch, dass
die heute anspruchsberechtigten Frauen im Verlauf ihres Arbeitslebens im Durch-
schnitt geringer entlohnte Tätigkeiten ausführten. Außerdem haben viele Frauen -
vor allem aus familiären Gründen - ihre Erwerbstätigkeit zeitweise unterbrochen oder
frühzeitig beendet.

Die Renten in Deutschland sind in ihrer Höhe breit qestreut. lm Jahr 2002 waren Ver-
sichedenrenten bei Männern von 1 253 Euro und mehr am häufigsten 127,1 .yol, bei
den Versicheftenrenten der Frauen war die GröBenklasse von 501 Euro bis 7S2 Euro
am häufigsten anzutreffen (31,2 %).
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Deutschland Rentenversicherung der Knapp,
schafilche

cherung

Angesrellten

1 040
Pf lichtmitglieder und Beitragszahler
seit 1924r

Rentenbestand
x

23 261
xx

13 235 S 035

Mrd. EUR
115,0 '110,0

68.0 95,6
114,8 110,1

EUB

ssl

Einnahmen
Darunter Beiträge (Soll)

Ausgaben

239,4
164,7
239,3

14,4
1.1

14,4

D u rchsch n ittliche Versicherten rente
Frauen
Männer

506
974

417
843

608
1 138 T

673
302

1 Ergebns des Mikrozensus. Die Erhebung der N4erkmae "ZweiS der Sesetzich€n Renlenver
s cherung" und "Zah urg von Be trägen in der gesetzlichen Rentenversicherung s. d. 1. 1. 1924" wird
in den Jahren 2001 bis einschl.2004 aLrsgesetzt.

Tab. 2: Gesetzliche Bentenversicherung 2001

Die Rentenversicherung finanziert sich seit der Rentenreform von 1957 nach dem
so genannten "Umlagevedahren". Das bedeutet, dass die Beschäftigten von heute
im Rahmen des "Generationenvertrages" die Renten für die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer von gestern bezahlen.

Die Beiträge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern sind die wichtigste Finanzierungs-
quelle der gesetzlichen Bentenversicherung. Dle Beitragshöhe beirägt momentan
19,5 % des Bruttolohns. Durch die Beitragseinnahmen wurden insgesamt rund 70 %
der Gesamteinnahmen finanzled. Der Bund leistete Zuschüsse in Höhe von 25 0%. Die
übrigen Einnahmen, wie Vermögenserträge oder Erstattungen anderer lnstitutionen,
haben einen nur geringen Anteil an der Gesamtfinanzierung.

Tab. 3: Die Vefteilung der Renten nach Betragsgruppen am 1. 7 . 2002

Renien wegen Todes

% a/.

Rentenbetrag
in EUR/Ironat [,4änner Yo

unter 50
50- 251

251- 501
50'1- 752
7s2 1002

1002-1253
1 253 und mehr

1 ,'1

6,4

11,4
20,6
25,7
27,7

3,1

14,7
25,9
36,5
16,5
2,9
0,5

73 966
2 325 054
2 316 505
3 065 325
1 343 566

439 189
162 412

167 569
755 767

1 399 604
1 976 440

891 627
155 679
2s 736

0,8

23,6
31,2
14.6
4,5
1,1

Oueller Bundesmin sierium frir Gesundhet und Sozae Scherung.
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84 298
498 990
563 395
896 259

1 615 803
2 022120
2173644

-

lnsgesamt 9 823 057 100 5412422 100



Betrachtet man die zentrale Bedeutung der Beitragszahlungen, werden die heute
diskutierten Schwierigkeiten deutlich: Nur solange daS Verhältnis zwischen Beitrags-
zahlern und Rentenempfängern konstant bleibt oder die Zahl der Beitragszahler sogar
größer wird, funktioniert das Umlagevedahren ohne größere Probleme. Tritt jedoch
eine Entwicklung ein, in deren Folge dieses Verhältnis ungünstiger wird, d.h. im
Durchschnitt immer weniger Beitragszahler für die Finanzierung einer Rente auf-
kommen müssen, sind geeignete lMaßnahmen notwendig, durch die die VersoEUng
der l\,4enschen im Alter sichergestellt werden kann.

9.6 SozialePflegeversicherung

Seit 1995 ist das Sozialsystem mit der Pflegeversicherung um eine weitere Säule er-
gänzt worden. Sie soll Schutz vor den finanziellen Folgen der Pflegebedürftigkeit bie-
ten. lhre Leistungen sollen den Betroffenen ein möglichst selbstständiges und selbst-
bestimmtes Leben erlauben.
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9.5 GesetzlicheKrankenversicherung

Zur Sicherung im Bereich der Gesundheit dienen folgende lnstitutionen des Sozial-
budgets: die gesetzliche Kranken- und die Unfallversicherung, die Entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber, die Beihilfen im öffentlichen Dienst bei
Krankheit, lMutteßchaft und Tod sowie die Aufwendungen für den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst (Beratung und Aufklärung in gesundheitlichen Fragen, Verhütung und
Bekämpfung von Krankhe ten usw.).

Die gesetzliche Krankenversicherung spielt für die finanzielle Absicherung des Krank-
heitsrisikos eine entscheidende Rolle. Pflichtmitqlieder sind die in einem Arbeiter- oder
Angestelltenverhältnis Beschäftigten, deren regelmäßiger Jahresverdienst die Bei-
tragsbemessungsgrenze nicht übersteigt, sowie Rentnerinnen und Rentner. Aus-
zubildende, Studierende und Arbeitslose. Ferner sind die landwirtschaftlichen Unter
nehmer und ihre mitarbeitenden Familienangehörigen sowie einige kleinere Gruppen
von Selbstständigen pflichtversichert.

lm Jahresdurchschnitt standen 2001 insgesamt 71,0 Mill, Bürgerinnen und Bürger
unter dem Schutz deI gesetzlichen Krankenversicherung. Rund 29,0 Mill. waren
Pflichtmitglieder, 6,6 lvlill. freiwillige N4itglieder und '15,3 Mill. Bentnerinnen bzw. Rent-
ner. 20,0 Mill. waren als Familienangehörige mitversichert.

Die Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung beliefen sich 2001 nach der
Berechnung für das Sozialbudget aul rund 138 Mrd. Euroi das entspricht einem Anteil
von 19,7 0/6 am Sozialbudget. Den stärksten Kostenblock bildeten - wie Tab. 4 zeigt -
die Krankenhausbehandlungen mit rund 43,6 lMrd. Euro.



Tab. 4: Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung
in Mrd. EUB

Qu€//er Bundesminisierium für Gesundheit und Soziale S cherunq

Die Pflegeversicherung ist eine Pflichtversicherung - gesetzlich Versicherte sind in der
Regel über ihre Krankenkasse in der zugehörigen Pflegekasse versichert, privat Ver-

sicherte bei ihrem privaten Versicherungsunternehmen. Seit April 1995 gibt es Leis-
tungen für die häusliche (ambulante) Pflege, seit Juli 1996 auch für die stationäre
Pllege in Heimen. Die Höhe der Zahlungen der gesetzlichen Pflegeversicherung rich-
tet sich nach dem jeweiligen Hilfebedarf, der in drei Stufen eingeteilt ist. Zudem ist
entscheidend, ob ambulante, teilstationäre oder stationäre Pflege erfolgt. Für die sta-
tionäre Pflege liegen die monatlichen Leistungen der Pllegeversicherung bei bis zu
'1 687 Euro. ln der ambulanten Pflege unterscheidet man Pflegegeld und Pflegesach-
leistungen. Bei Pflegesachleistungen erfolgt die Pflege durch einen Vertragspartner
der Pflegekassen, z. B. durch eine Sozialstation. Mit dem Pflegegeld kann der oder

Abb. 2: Leistungsempfänger/-innen der sozialen Ptlegeversicherung 2002
nach Pflegestufen in Prozent

Prlegestule ll
36,3

Pflegestufe lll
(einsch . Härle1ä le)
13,1

Pflegesiufu I

50,6

Art der Ausgaben 2000 2001

darunter:
Behandlung durch Arzte und Zahnärzte
Arzneimittel, Heil und Hilfsmittel, Zahnersatz
Krankenhausbehandlung
Krankengeld
Verwaltungskosten

33.1
43,1

7,1

7,3

29,8
35,8
43,6

7,7
7,6

Que//e: BLrndEsm n ster um iur Gesundhet !nrlSozale SiclrerLrnq
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die Betroffene die pflegerische Versorgung, z. B. durch Angehörige, selbst sicherstel-
len. Pflegegeld wird monatlich bis zu 665 Euro gewährt, Pflegesachleistungen bis
zu einem Wert von 1 g'17 Euro. Kombinationen aus Geld- und Sachleistungen sind
bei ambulanter Pflege möglich.

2OO2 warcn in der sozialen Pflegeveßicherung 71,0 N4ill. Personen versiched. Leis-
tungen aus der Pflegeversicherung erhielten '1,89 Ny'ill. Pflegebedürftige. 1,29N4i11.

(68,2 %)von ihnen wurden ambulant versorgt und 0,60 Nilill. (31,8 %)stationär 50,6 %
der Pflegebedürftigen erhielten Leistungen der niedrigsten Leistungsstufe: der Pfle-
gestufe l. Der Pflegestufe ll waren 36,3 0/o zugeordnet und der Sture lll (einschl. Här-
tefälle) 13,1 oZ. Von den Ausgaben entfielen 46,1 %a auI Leistungen im Bereich der
vollstationären Pflege. 24,1 9/o wurden für Pflegegeld und 13,6 % für Pflegesach-
leistungen verwendet. 16,2 % entfielen auf übrige Leistungsausgaben sowie Verwal-
tungs- und sonstige Ausgaben.

Abb. 3: Ausgabenr der sozialen Pflegeversicherung 2002
in Prozent

sonslige Ausgaben
5,1

Plleqegeld
24.1

üorloe
Leistungsausgab;n

11.1

Pllege'
sach eislLrng
13,6

Volslalionäre Pflege
46,1

I Vor äufiqes st- Enreb nis oh ne Berücksic ht g u ng .ier zen ich en Rechn u ngsabgrenzu i g

Que/ier Bundesmin sleriLm iür Gesundhet rnd Soz ale S cherung

lm Sozialbudget sind die Leistungen der Pflegeversicherung 2001 mit 16,8 Mrd. Euro
verbucht. Dies entspricht einem - verglichen mit der Renten- bzw. Krankenver-
sicherung - eher geringen Anteil uon 2,4 o/o. Finanziert wird die Pflegeversicherung
je zur Hälfte durch die Beiträge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Um den Beitrag
von Arbeitgeberseite zu gewährleisten, fiel in den meisten Bundesländern ein gesetz-
licher Feiertag im Jahr weg. Der Beitrag lag bis Mitte 1996 bei einem Prozent des
Bruttoarbeitsentgelts. Mit der Einführung der stationären Pflegeleistungen wurde er
auf 1,7 yo ethöhL Zur Finanzierung der Pflegeversicherung werden keine öffentlichen
Mittelzugewiesen.

i



9.6.1 Pflege in Pflegeheimen und ambulanten Pflegediensten

Rund die Hälfte (51 %) der gesamten Pflegebedürftigen wurde 2001 durch ambulante
Pflegedienste oder Pflegeheime betreut. Bundesweit wurden in den nahezu I200
Pflegeheimen rund 604000 Pflegebedürttige versorgt. lm Schnitt wurden somit in

einern Pflegeheim 66 Pflegebedürftige betreut. Monatlich entrichteten die Pllege-
bedürtigen in der höchsten Pflegeklasse im lvittel rund 2 550 Euro an das Heim für
Pflege und Unterbringung.

ln den Heimen waren 475 000 Personen beschäftigt. Fast die Hälfte der Beschäftigten
(46 %) arbeitete in Vollzeit. Von den im Bereich Pflege und Betreuung Tätigen hatten
30 % eine Ausbildung als Altenpilegerin bzw. Altenpfleger.

Durch die 10 600 ambulanten Dienste wurden im selben Jahr rund 435 000 Pflegebe-
dürftige betreut; das sind durchschnittlich 41 Pflegebedürftige je Pflegedienst. Von

den '190 000 Beschäftigten war die Nlehrheit (65 %) in Teilzeitbeschäftigung tätig. lm
ambulanten Bereich war "Krankenschwester/-pfleger" der wichtigste Ausbildungs
beruf: 36 % des Pflegepersonals in der Grundpflege besaßen diesen Abschluss.

5.7 Arbeitsförderung

Zum L4aßnahmenkatalog der Arbeitsförderung gehören neben Leistungen beiArbeits
losigkeit (Zahlung von Arbeitslosengeld und -hilie) und bei Zahlungsunfähigkeit des
Arbeitgebers (Konkursausfallgeld) auch lvlaßnahmen zum Erhalt und zur Schaffung
von Arbeitsplätzen (Kurzarhreitergeld, Schlechtwettergeld), die Arbeitsvermittlung so-
wie die Förderung der berullichen Bildung und die Gewährung von berufsfördernden
Leistungen zur Rehabilitation. Somit werden über den 1927 eingeführten Versiche-
rungsschutz bei Arbeitslosigkeit hinaus zusätzliche Akzente der Arbeitsmarktpolitik
gesetzt: gezielte Förderungsmaßnahmen zur beruflichen Qualifizierung von Personen
ohne Beschäftigung gewannen in den vergangenen Jahren zunehmend an Bedeu
tung.

Die Ausgaben für die Arbeitsförderlrng der Bundesagentur für Arbeit und des Bundes
betrugen 2002 rund 56,5 N4rd. Euro. Ein Jahr zuvor waren es 52,6 Mrd. Euro gewesen.
lm Jahr 2002 wurden von den Gesamtausgaben 27.0 lVrd. Euro für Arbeitslosengeld
und 14,8Mrd. Euro für Arbeitslosenhilfe aufgewendet. Zusammen flossen somit
73,9 % der Ausgaben in die unmittelbare Unterstützung von Arbeitslosen. Dabei er-

hielten im Jahresdurchschnitt 2002 rund 1,9Mill. Menschen Arbeitslosengeld und
1,7 N/ill. Arbeitslosenhllfe. Das bedeutet, dass von den 4,06 N4ill. Arbeitslosen 88 %
Anspruch auf Leistungen hatten, 12 % gingen leer aus. Gründe hierfür waren, dass die
Betroffenen aufgrund zu kurzer vorhergehender Beschäftigungszeit keinen Anspruch
auf diese Leistungen erworben hatten, die Anspruchsfrist abgelaufen war oder keine
Bedürft igkeit anerkannt wurde.

Der Umfang der Leistungen liegt beim Arbeitslosengeld für Arbeitslose mit Kindern bei
67 o/o des letzten Nettoeinkommens und für Arbeitslose ohne Kinder bei 60 %. Die
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Tab.5: Daten der Arbeitsförderung 2001 und 2002

Arbeitslose
Empfänger/-innen von Arbeitslosengeld
Empfänger/-innen von Arbeitslosenhilfe

Einnahmen der Bundesagentur für Arbeit
darunter Beiträge

Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit
darunter:
Arbeitslosengeld
Kurzarbeitergeld, Strukturanpassungs-,
Arbeitsbeschaff ungsmaßnahmen

Mittel des Bundes

1 000
3851,6 4060,3
1 724,5 1 898,6
't 477,5 1692,2

MiII. EUR
50682 50885
47337 47 405
52613 56 508

24621 27 007

4262 37 47

Oueiler Bundesaoeniur iilr Arbe t

Arbeitslosenhilfe beträgt 57 o/o des letzten Nettoeinkommens für Hilfeempfänger mit
Kindern bzw.53 % für Personen ohne Kinder.

Die Ausgaben der Arbeitsförderung werden überwiegend durch die Beiträge von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern zur Arbeitslosenversicherung finanziert. Der Beitrags-
satz liegt bei 6,5 o/o des Bruttoarbeitsentgelts. Hienr'on tragen Beschäftigte und Ar-
beitgeber jeweils die Hä|fte. Von Arbeitgeberseite werden außerdem Umlagen er-
hoben, die zur Finanzierung des Konkursausfallgeldes und der Winterbau-Umlage
dienen. Darüber hinaus trägt der Bund die Arbeitslosenhilfe; er ist auch verpflichtet,
Darlehen und Zuschüsse zu gewähren, wenn die Bundesagentur für Arbeit ihre Leis-
tungen nicht aus eigenen Einnahmen und ihrer Rücklage finanzieren kann.

9.8 Kindergeld/Familienleistungsausgleich

Das Kindergeld sowie der Kinder- und Betreuungsfreibetrag dienen der Steuer-
freistellung des Existenzminimums für Kinder bei der Einkommensteuer und der
Familienförderung. Soweit die Wirkung des Kindergeldes über die Steuerfreistellung
hinausgeht. ist es ein Zuschuss zum Unterhalt der Kinder und damit ein Beitrag zur
sozialen Gerechtigkeit und zu mehr Chancengleichheit im Bahmen des Familien-
leistungsausgleichs. Ob der Bezug von Kindergeld oder der Steuerfreibetrag güns-
tiger ist, wird bei der Veranlagung zur Einkommensteuer geprüft. Dabei wird das
Kindergeld mit der Entlastung durch die Kinderfreibeträge verrechnet.

2001 2002

darunter:
Arbeitslosenhilfe 12777 14 756
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Wer Kinder hat und in Deutschland wohnt oder im Ausland wohnt. aber in Deutschland
entweder unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist oder entsprechend behandelt
wird, hat Anspruch auf Kindergeld bzw. den Kinderfreibetrag. Dies gilt ebenso für
Eltern mit einem ausländischen Pass, wenn sie eine gültige Auienthaltsberechtigung
oder Aufenthaltserlaubnis besitzen. Wer im Ausland wohnt und in Deutschland nicht
unbeschränkt steuerpflichtig ist, kann Kindergeld als Soz alleistung nach dem Bun-
deskindergeldgesetz erhalten, wenn er

- in einem Versicherungspflichtverhältnis zur Bundesagentur für Arbeit steht oder

- als Entwicklungshelfer oder Missionar tätig ist oder

- Bente nach deutschen Rechtsvorschriften bezieht, Staatsangehöriger eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union bzw. des Europäischen Wirtschaftsraumes
ist und in einem der N4itgliedstaaten lebt.

Tab.6: Kindergeld (ohne öfientlichen Dienst)

2001 2002

lns- Deutsche Ausländer/gesamt -innen
lns- Deutsche Ausländer/

ocsämt -innen

1 000
Berechtigrt€1 8937 7981 956 9059 8043 1016

davon waren:
1. Kind 1809 7 860 94S 1954 7 945 1 009
2. Kind 4470 3923 547 4s05 3924 581

3. Kind 1226 1 024 2O2 1 213 999 213
4. und weitere Kinder 435 342 93 435 337 98

M|II, EUR

Ausgezahtte Beträge'? 25 1 2267i 3264 2883'1 25155 3676

1 Stand: Dezember 2002.
2 Seit 1SS6 können Familien alternalv zwschen dem Bezug von Kindergeld oder elnem Sleuer

Ire betrag wählen. - Ausgezahlte Beträge m t Kincleroeldzuschlag fÜr ger ngverd enende Fami ien im
Laufe des Jahres.

Que//er Bundesagentur für Arbsit.

Das Kindergeld wird bis zur Vollendung des '18. Lebensjahres für alle Kinder gezahlt.
Volljährige junge Menschen können unter bestimmten Voraussetzungen bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres weiter Kindergeld erhalten, z. B. wenn sie sich noch in
der Schul- oder Berufsausbildung befinden. Ohne allersmäßige Eegrenzung können
Kinde( die wegen körperliche( geistiger oder seelischer Behinderung außerstande
sind, sich selbst zu unterhalten, berücksichtigt werden.

9,1 N,4ill. Berechtigte bezogen im Jatu 2OO2 Kindergeld für 15,1 Mill. Kinder. Hinzu
kommen die Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die das etwaige Kindergeld von
ihren Arbeitgebern direkt erhalten. Von den Empfangsberechtigten (ohne öffentlichen
Dienst) besaßen I Mill. die deutsche (89 %) und 1,0 l/ill. ('1'1 %) eine ausländische
Staatsanqehöriqkeit.
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9.9 Erziehungsgeld und Elternzeit

Erziehungsgeld und Elternzeit (früher: "Erziehungsurlaub") geben Eltern die lvlöglich-
keit, ihr Kind bzw. ihre Kinder während der ersten Lebensphase bei vollständigem
oder zumindest weitgehendem Verzicht auf Erwerbstätigkeit zu betreuen. Seit Januar
'1986 können Mütter und Väter Erziehungsgeld und ElternzeivErz iehungsurlaub er-
halten. Ebenso wie beim Kindergeld haben ausländische Eltern Anspruch auf Er-
ziehungsgeld, sofern sie im Besitz einer gültigen Aufenthaltsberechtigung oder Auf-
enthaltserlaubnis sind.

Das Erziehungsgeldgesetz gilt für Eltern, deren Kinder ab dem 1. Januar 2001 ge-
boren oder mit dem Ziel der Adoption in Obhut genommen wurden. Es ermöglicht den
Eltern ein monatliches Erziehungsgeld in Höhe von maximal 307 Euro bei einer Lauf-
zeit von 24 lvlonaten bzw. von 460 Euro beieiner kürzeren Laufzeit von bis zu höchs
tens einem Jahr (Budget), die N.4öglichkeit einer gemeinsamen Elternzeit von Mutter
und Vater, die mögliche Übertragung einer restlichen Elternzeit auf die Zeit zwischen
der Vollendung des dritten Lebensjahres und der Vollendung des achten Lebensjahres
des Kindes, den Anspruch auf Teilzeitarbeit (bis zu 30 Wochenstunden für abhängig
Beschäftigte) während der Elternzeit und die Anspruchsberechtiglng nach dem
Lebenspaftnerschaftsgesetz (ab 1. August 2001) für Lebenspartner. Einen Anspruch
auf Erziehungsgeld haben auch anerkannte Asyiberechtigte und Flüchtlinge. Das un-
gekürzte Erziehungsgeld betrug bis Ende 2002 in den ersten sechs Lebensmonaten je
Kind 307 Euro monatlich. Hierbei wird jeweils das Mutterschaftsgeld der gesetzlichen
Krankenkasse angerechnet, ebenso bei der Budget-Variante. Danach werden, bis auf
wenige Ausnahmen, einkommensabhängig Abzüge vorgenommen.

570 556 [,4ütter oder Väter erhielten 2001 in den ersten sechs Lebensmonaten nach
der Geburt ihres Kindes Erziehungsgeld. Von diesen bekamen 80 o% das Erziehungs,
geld auch noch über den sechsten Lebensmonat hinaus. 12 125 Väter bezogen 2001
Erziehungsgeld. Damit erfolgten 2,1 o/o der Erziehungsgeldzahlungen an Väter.

Elternzeit wurde 2001 von 319 822 abhängig beschäftigten Erziehungsgeldempfän-
gern im ersten Lebensjahr des Kindes in Anspruch genommen (56 % der Erzie-
hungsgeldberechtigten). Auch wenn lVütter und Väter in gleichem Maße Anspruch
auf die Gewährung von Elternzeit haben, werden diese Leistungen bislang fast aus-
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Die Höhe des Kindergeldes ist gestaffelt nach der Zahl der Kinder. Von den Kindern,
für die im Jahr 2002 Kindergeld gezahlt wurde, waren 59 o% Erstkinder, 30 o/o Zweif-
kinder, B % Drittkinder und 3 % viede und weitere Kinder. Das Geld stammt aus Bun-
desmitteln. Für das Jahr 2002 wurden für das erste bis driüe Kind je 154 Euro und für
jedes weitere Kind 179 Euro Kindergeld gezahlt. Der insgesamt ausgezahlte Betrag
belief sich auf 29 Mrd. Euro.

Für das Jahr 2001 wies das Sozialbudget für den Familienleistungsausgleich zusätz-
lich zum Kindergeld Leistungen in Höhe von 6 Mrd. Euro aus-



Iab.7 Empfänger/-innen von Erziehungsgeldl
mit und ohne E ternzeit 2001

lnsgesamt

Deutsche
ALrs änder,/ nnen
lnsgesamt

na ch de r Staat san gehö rig keit
487 012 477 523 I489
83 544 80 908 2 636

570556 558431 12125
nach der Beteiligung

am Erwerbsleben
321 182 316 074 5 108
291 299 293 857 3 442

23 883 22217 1 666

Abhängig Beschäftigte'
ohne Teilzeitbeschäf tigung
mit Teilzeitbeschäftigung

Selbstständ ge und mithelfende
Familienangehörige

Nichterwerbstätige
A726 7 890 836

240 648 234 466 6 182

nach det familiären Situation
428494 419412 1081

68 113 67 311 802
73 S4S 71 707 2242

nach Dauer det Elternzeit
55 388 36 903 766

265250 160 239 1 719

Verheiratet und zusammenlebend
ln eingetragenener Lebenspartnerschaft
Allein stehend
Eheähnliche Gemeinschaft

bis zum 12. Lebensmonat
überden 12. Lebensmonat hinaus

1 Bewiligte Ersianträge. -2 Zum Zeitpunkt des E rzieh ungsge d be?ugs.

Que//ej B!ndesm n sterium für Fam lien, Sen oren, Frauen !nd JLgend.

9.1 0 Sozialhilfe und Leistungen an Asylbewerber

Die Sozialhilfe hat die Funktion, in Not geratenen Menschen ohne anderweitige Un-
terstützung eine der Menschenwürde entsprechende Lebensführung zu ermöglichen.
Sie wird, sofern die im Bundessozialhilfegesetz (BSHG) aufgefÜhrten Anspruchs-
voraussetzungen erfüllt sind, ,nachrangig" zur Deckung eines individuellen Bedads
gewährt, mit dem Ziel der Hilfe zur Selbsthilfe. .Nachrangig,, bedeutet, dass die So-

zialhilfe als "Netz unter dem sozialen Netz. nur dann eingre ft, wenn die betrotfenen

Personen nicht in der Lage sind, sich aus eigener Kraft zu helfen, oder wenn die er-

forderliche HilJe nicht von anderen, insbesondere Angehörigen oder von Trägern an-

derer Sozialleistungen, erbracht wird. Asylbewerberinnen und Asylbewerber und ab-
gelehnte Bewerber, die zur Ausreise verpflichtet sind, sowie geduldete Ausländerin-

nen und Ausländer erhalten seit November 1993 anstelle der Sozialhilfe Leistungen

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.

[.]änner
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schließlich von Frauen in Anspruch genommen. Nur 17 350 der Elternzeit in Anspruch
nehmenden Elternteile gingen 2001 einer Teilzeitbeschäftigung nach.



Je nach An der vorliegenden Notlage unterscheidet man in der Sozialhilfe zwei
Haupthilfearten. Personen, die ihren Bedarf an Nahrung, Kleidung, Unterkunft, Haus-
rat usw. nicht ausrerchend decken können, haben Anspruch auf "Hilfe zum Lebens-
unterhalt". ln außergewöhnlichen Bedarfssituationen, bedingt durch gesundheitliche
oder soziale Beeinträchtigungen, wird "Hilfe in besonderen Lebenslagen" gewährt.
Als spezielle Hilfen kommen dabei u. a. die Hilfe zur Pflege, die Eingliederungshilfe für
behinderte Menschen oder die Hilfe bei Krankheit in Frage.

Seit ln-Kraft Treten des Bundessozialhilfegesetzes im Juni '1962 ist insbesondere die
Zahl der Empfängerinnen und Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
außerhalb von Einrichtungen, der so genannten "Sozialhilfe im engeren Sinne", deut-
lich angestiegen. lm Folgenden werden die Empfängerinnen und Empfänger von So-
zialhilfe im engeren Sinne kurz "Sozialhilfeempfänger" genannt. Die zeitliche Ent-
wicklung verlief nicht kontinuierlich: Während der 1960er-Jahre gab es im früheren
Bundesgebiet bei nur unwesentlichen Veränderungen rund eine halbe Million Sozial-
hilfeempfänger. Mit Beginn der 1g7oer-Jahre selzte dann ein erster Anstieg ein, der bis
1977 andauerte. Nach einerkurzen Periode der Beruhigung folgte Anfang der 1980er-
Jahre eine zweite Anstiegsphase: 1982 gab es erstmals mehr als eine Million Sozial-

Tab. 8: Empfänger/-innen laufender Hille zum Lebensunlerhalt
außerhalb von Einrichtungen am Jahresende 2002

lnsgesaml Je 1 000
Einwohner'

[,{änn ich

unter 7
7-14

1A-25
25-50
50-60
60-70
70 und älter

Insgesamt
86 242 658
55 271605
43 104242
31 373 465
22 99 247
19 86 027
12 32 997

1 Bevölkerungsstand: 3 T . 12.2001

hilfeempfänger; im Jahr 1991 wurde dann die Zwei-N/illionen-Marke erreicht. Aus-
schlaggebend hierfür war auch die Einbeziehung der neuen Länder und von Berlin-
Ost, wodurch sich die Zahl der Sozialhilfeempfänger zum Jahresende '1991 zusätzlich
um 217000 Personen erhöhte. Der deutliche Rückgang der Bezieherzahl im Jahr
1994 ist auf die Einführung des Asylbewerberleistungsgesetzes zurückzuführen. Rund
450 000 Personen fielen aus dem Sozialhilfebezug heraus. Grundlage ihrer Ansprüche
war forthin das neue Asylbewerberleistungsrecht. ln den darauf folgenden Jahren
stieg die Zahl der Sozialhilfebezieher dann wieder an und erreichte 19S7 mit 2,89 Nilil-
lionen Personen den bisherigen Höchststand. ln den Jahren '1998 bis 2000 war ein
Rückgang der Empfängerzahlen zu ver?eichnen, seit dem Berichtsjahr 200'1 stieg die
Zahl der Sozialhilfebezieher aber wieder leicht an.
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471 508
544 581
281 891
943 227
213 356
144792
113 857

-

229 850
266 976
177 649
569 762
'1 1410S
102 765
80 860E



Ende 2002 erhielten 2,76 Mill. lvlenschen (+2,2 % gegenüber 2001) in'1,44 [,4ill.

Haushalten Sozialhilfe. Die Zahl der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger mit

deutschem Pass belief sich auf 2,14 Mill., die derienigen mit einer ausländischen
Staatsangehörigkeit auf 614 000.

56 % aller Empfänger/-innen von Sozialhilfe waren Frauen. Kinder sind relativ häu-

fig unter den Sozialhilfebeziehern anzutreffen. So waren 37 o/o derjenigen, die Sozial
hilfe bezogen, Kinder und Jugendliche im Alter unter 18 Jahren- Die vergleichsweise
hohe lnanspruchnahme der Sozialhilfe durch junge Menschen wird auch anhand
der Sozialhilfequote (Zahl der Hilfebezieher je 1 000 Einwohner) deutlich. Während
Ende 2002 von 1000 Einwohnern 33 Personen Sozialhilfe bekamen, waren es bei

den unter 18-Jährigen mit 66 je '1 000 Einwohner doppelt so viele.

Tab. 9: Haushalte von Empfängern/Empfängerinnen laufender Hilfe zum
Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen am Jahresende 2002
nach Haushaltstyp und monatlichen Zahlbeträgen

darunter:
Ehepaare ohne Kinder
Ehepaare m t Kindern-
mit einem Kind
mit 2 Klndern
mit 3 und mehr Kindern

E n-Personen-Haushalte
männlich
weiblich

Allein erziehende Frauen
mit Kindernr

m t einern Kind
mit 2 Kindern
mt3 und mehr Kindern

435
s35
507

586
342
360
324

47,0
37,7
44,4
37,7
32,0

63,7
51,8

108 984
139 724
55 069
45 359

610881
299 622
311 259

925
r 416
1 143
1 3BB
1 832

596
565

490
882
636
864

1 246

205
302

329
441
37B
436
536
246
224
262

339 s51
1At 473
104 457

1 137
946

1 635

321
394
474

497
761

T 051

42,3

39,3
35,8

481
449
492
585

l K nder unter lS Jahren

Unter den 1,44 t\.4ill. Haushalten, die Sozialhilfe bezogen, waren 6'1'1 000 Ein-Per

sonen-Haushalte; darüber hinaus qab es rund '140000 Ehepaare mit Kindern und
109 000 Ehepaare ohne Kinder. Besonders häufig erhielten allein erziehende Frauen
(340 000) Sozialhilfe.

Die laufende Hllfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen wird im We-
sentlichen in Form von Regelsätzen, ggf. N,4ehrbedadszuschlägen und durch die
Übernahme der Unterkunftskosten einschließlich der Heizkosten gewährt; darüber
hinaus können auch Beiträge zur Krankenversicherung, Pflegeversicherung und

Brutto-
tes Ein-

am Brut

Brufro-
gesamt

[4onat cher Dur.hschntt Ln Et]B Yo

219

1442753 A42 293 446 396 47,0



Alterssicherung übernommen werden. Die Summe der Bedarfspositionen für den
Haushaltsvorstand und dessen Haushaltsangehörige ergibt den Bruttobedad eines
Haushalts. Zieht man hiervon das angerechnete Einkommen - in vielen Fällen handelt
es sich dabei um vorrangige Sozialleistungen - ab, erhält man den tatsächlich aus-
bezahlten Nettoanspruch. lm Durchschnitt hatte ein Sozialhilfehaushalt 2002 einen
monatlichen Bruttobedarf von 842 Euro, wovon allein rund ein Drittel auf die Kaltmiete
entfiel. Unter Berücksichtigung des angerechneten Einkommens in Höhe von durch-
schnittlich 446 Euro wurden pro Haushalt im Schnitt 396 Euro, also knapp die Hälfte
des rechnerischen Bruttobedarfs, monatlich ausgezahlt. N4it zunehmender Haus-
haltsgröße wird tendenziell ein geringerer Anteil des Bruttobedarfs netto als Sozialhilfe
ausgezahlt. Das liegt daran, dass größere Haushalte häufig über anrechenbare Ein-
kommen wie Kindergeld oder LJnterhaltsleistungen verfügen. So erhielten allein ste-

Tab. 10: Empfänger/-innen von Hilfe in besonderen Lebenslagen
nach Geschlecht und Hilfeartenr 2002

hende lvlänner im Durchschnitt 64 % ihres Bruttobedarfs ausgezahlt, Ehepaare mit
zwei Kjndern dagegen 38 %.

1,56 lvlill. l\,4enschen erhielten im Laufe des Jahres 2002 Hilfe in besonderen Lebens-
lagen. Der Anteil der deutschen Empfängerinnen und Empfänger betrug 81 %, der
Frauenanteil belief sich auf 50 o/o. Am häufigsten wurden Leistungen der Hilfe bei
Krankheit gewähd (40 % der Fälle), gefolgt von der Eingliederungshilfe für behindede
t\,4enschen (37 %) sowie der Hilfe zur Pflege (20 %).

21,9 Mrd. Euro wurden 2002 in Deutschland für Gesamtleistungen nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz netto, d. h. abzüglich der Einnahmen der Sozialhilfeträger, aus-
gegeben. Das waren 3,3 oZ mehr als im Vorjahr. Von den Sozialhilfeausgaben entfielen
8,8 Mrd. Euro (+ 2.8 % gegenüber 2001) auf die Hilfe zum Lebensunterhalt, 13,2 l\.4rd.

Empränge/

%

Empfäng€r/

Hilfe bei Krankhe t'?

Hilfe zur Pflege zusammen
Und zwar:
ambulant
stationär

Eingliederungshilfe
für behinderte Menschen

Sonstige Hilfen

625 602
313 190

a5 779
22S 196

578 320
63 620

3t 0 874
94 597

32 363
62777

349 298
34 681

49,7
30,2

37,7

60,4
54,5

314724
2'18 593

53 4'16
166 419

229 022
28 93S

50,3
69,8

62,3
72,6

33,6
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1 ErnpIänger/ innen mehrerer Hilfen lr,erden tre jeder Hilfeart gezählt
2 Einsch . H fe be Ster lisation und zur Fami enpanung.



Euro (+ 3.7 o/o) wurden für Maßnahmen der Hilfe in besonderen Lebenslagen auf-
gewendet. Bei Letzteren sind insbesondere die Ausgaben fÜr Leistungen zur Ein-
gliederung behinderter Menschen mit 9,1 Mrd. Euro (+ 3,4 %) und die Leistungen im

Bahmen der Hille zur Pflege mit 2,4 Mrd. Euro (+ 3,1 %) von Bedeutung.

Das stufenweise Einsetzen der gesetzlichen Pflegeversicherungslei§tungen hatte zur
Folge, dass die Ausgaben für die Hilfe zur Pflege in zunehmendem Maße zurückge-
gangen sind. Während '1995 hierfür netto 6,3 N,4rd. Euro ausgegeben wurden, waren
es im Jahr 1996 nur noch 4,8 lMrd. Euro und im Jahr 2002 lediglich 2,4 lMrd. Euro. Die

Nettoausgaben der Hilfe zur Pflege haben sich damit gegenüber 1995 um fast zwei
Drittel verringert.

Regelleistungen zur Deckung des täglichen Bedarfs nach dem Asylbewerberleis-
tunqsqesetz erhielten zum Jahresende 2002 insgesamt 279 000 Menschen. Von ih-

Tab. 11: Ausgaben und Einnahmen nach Hilfearten

Brunoausgabon der Sozia hille Neltoausgabe. der Soz alhilie
(Brutroarrsgaben abzüg ich

2001 2I)D2
i.rng 2002

2u 2001

2001 2002
rune 2aO2

zu 2001N4 , EUB

HilIe zum
Lebensunterhat 9668,9 9828,0 -1,6 8524.5 8760,7 +2,8
Hife ln besonderen
Lebenslagen 14272,8 MA24,4 +3,9 12688,4 13 153,4 +3,7
HifezurPflege 2904,9 2942,9 +1,3 2349,0 2421,3 -3,1
Eingliederungshilfe
für behindene
N,4enschen I 763,6 10 185,3 + 4,3 4772,4 I 070,9 + 3,4

H lle bei Krankheit 1 279,1 1 362.0 + 6,5 1 259,2 T 345,3 + 6.8
Sonst ge Hilfen 325,2 334,2 +2.a 307,8 315,9 +2,6

lnsgesart 23941,6 24652,4 +3,0 21212,9 21914,1 +3,3

1 E nschl. Hilfe bei Steri sation und zur Familenplanung

nen waren rund 60 % männlich und 40 yo weiblich. Über die Hälfte der Leistungs

empfänger (53 %) war jünger als 25 Jahre. Das Durchschnittsalter aller Hilfebezieher

betrug rund 24 Jahre. ln der Mehrzahl kamen die Asylsuchenden aus Serbien und

Montenegro, und zwar in 31 % der Fälle. Weitere 10 % der Asylbewerber hatten

die Staatsangehörigkeit der Türkei und 6 % d e des lraks.

Die Bruttoausgaben für Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz betrugen

im Jahr 2002 in Deutschland ca. 1,6 l\/rd. Euro und damit 7,3 o% weniger als ein Jahr
zuvor. Der größte Teil dieses Betrages in Höhe von rund 1,2 Mrd. Euro wurde zur De-
ckung des täglichen Bedarfs der Asylsuchenden, d. h. für t-lnterkunft, Kleidung und

Essen ausgegeben. Daneben wurden im Jahr 2002 in '1 '14 000 Fällen auch besondere

Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (2. B. bel Krankheit, Schwanger-



schaft oder Geburt) gewährt. Hierfür wurden ca. 0,4 l\,4rd. Euro bezahlt. Nach Abzug
der Einnahmen von 0,1 Mrd. Euro betrugen im Jahr 2002 die Nettoausgaben nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz rund 1,5 Mrd. Euro.

Weitere lnformationen zum Thema Sozialstruktur in Teil ll, Kap. l6 bis 18.

9.11 Jugendhilfe

Jugendhilfe umfasst Maßnahmen und Einrichtungen, die die Entwicklung junger
Nlenschen fördern und ihrer Erziehung zu eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Menschen dienen. Zum breiten Spektrum des Jugendhilfeangebots gehören
erzieherische Hilfen und Maßnahmen der Jugendarbeit mit ihren verschiedenen
Schwerpunkten, aber auch Einrichtungen wie Kindergäden, Heime für iunge lvlen-
schen, Jugendzentren sowie Erziehungs- und Familienberatungsstellen.

Jugendhille wird zum Teil von gesellschaftlichen Gruppen und Verbänden (den so
genannten .freien Trägern,, geleistet. Dabei reicht das Spektrum von zahlreichen
Selbsthilfegruppen über Vereine bis hin zu den Kirchen und den bundesweit organi-
sieden Jugend- und Wohlfahrtsverbänden. Auf der "öffentlichen" Seite werden die
Aufgaben der Jugendhilfe hauptsächlich von Kreisen und kreisfreien Städten, genauer
von den dort eingerichteten Jugendämtern, wahrgenommen. lm Jahr 2002 wurden
von der öffentlichen Hand insgesamt 20,1 lvlrd. Euro für Jugendhilfe ausgegeben. Auf
die Förderung freier Träger entfielen 28,3 % dieser Mittel. Die Finanzierung erfolgte zu
89,2 % aus Mitteln von Bund, Ländern und kommunalen Gebietskörperschaften, der
Rest wurde über Kosten- und Teilnehmerbeilräge sowie durch Gebühren aufgebracht.

Ambulante erzieherische Hilfen werden überwiegend als prolessionelle LJnterstützung
der häuslichen Erziehung beim Verbleib des jungen l,4enschen in seiner Famitie ge-
wähn. Daneben gibt es die Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses, beide-
nen die Eziehungsaufgabe geeigneten Personen oder einer Einrichtung ükertragen

Tab. '12: Ambulante erzieherische Hilfen 2002

Hilfeart Beendete Hilfan Am Jahresende
andauernde Hilfen

lnstitutionelle Beratung 289 556
Erzleiungs-/Familienberatung 258 799
Jugendberatung 28 811
Suchtberatung 1946

Betreuung einzelnerjunger Nrenschen 23 130 23 378
Ee iehungsbeistandschaft 10030 12765
Betreuungshilfe 5186 4433
Soziale Gruppenarbait 7 914 6180

Sozialpädagogische Familienhilfe 14 366 23 4S5



wird. Zu den Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe gehören auch die Beratungen in

Adoptionsvedahren, Pllegschaften und Vormundschaften sowie vorläufige Schutz-
maßnahmen für Kinder und Jugendliche, worauf hier jedoch nicht näher eingegan-
gen wird.

lm Laufe des Jahres 2002 wurden 327 052 ambulante eeieherische Maßnahmen
beendet. Die Hilfeanen wurden in sehr unterschiedlichem Umfang in Anspruch
genommen. Erziehungsberatungsstellen und andere Beratungsdienste lagen mit

289556 institutionellen Beratungen (88,5 %) mit Abstand an der Spitze. Die in-

stitutionelle Beratung soll Kindern, Jugendlichen, Eltern und anderen Erziehungs-
berechtigten bei der Klärung und Überwindung individueller und familienbezogener
Probleme sowie bei der Lösung von Erziehungsfragen helfen.

Darüber hinaus wurden 23 130 N4aßnahmen {7,'1 %) verschiedener Anen erzieheri-
scher Einzelbetreuung als Unterstützung durch Erziehungsbeistände oder Betreu-

ungshelfer bzw. in sozialer Gruppenarbeit durchgeführt. Erziehungsbei§tände oder
Betreuungshelfer sollen die jungen Menschen bei der Bewältigung von Entwick-
lungsproblemen möglichst unter Einbeziehung des sozialen Umfelds unteßtÜtzen.
Die soziale Gruppenarbeit dient der Überwindung von Entwicklungsschwierigkeiten
und Verhaltensproblemen sowie dem Einüben von sozial akzeptierten Formen der
Auseinanderselzung mil Gleichaltrigen.

Tab. '13: Begonnene Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses
für junge Menschen 2002

[Jnterbringungsform lnsgesamt [,4ännlich Weiblich

,tl":. ,*ffi,ir:
Erziehung in einer Tagesgruppe 7 743 5772 1 q71

Vollzeitpflege in einer anderen Familie 10 087 5 004 5 083
Heimerziehung; sonstige betreute Wohnform 2A6 15537 13130
darunterin Heimen 23 034 12 934 10100

lntensive sozialpädagogische Einzelbetreuung 2 016 1 145 471

Bei rund 14 370 Familien konnte die sozialpädagogische Familienhilfe (4,4 %) abge-
schlossen werden. Leistungen dieser Hilfeart kamen dabei mindestens 32 000 Kin-

dern und Jugendlichen zugute - mehr jungen lv4enschen, als von der Einzelbetreuung
erreicht wurden. Die sozialpädagogische Familienhilfe hat vor allem eine Verbesse-
rung der Situation der Kinder und Jugendlichen in der Familie zum Ziel. Sie umfasst

die Unterstützung im gesamten Familienalltag, wie z. B. die Anleitung bei der Haus-

haltsführung und Ausgabenplanung oder die lntegration der Familie in ihr soziales

Umfeld.

Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses gehen den ambulanten Hilfeiormen,

bei denen der junge Mensch in seinem Elternhaus verbleibt, nach. Das bedeutet, dass
nur wenn eine ambulante Hilfe nicht ausreicht, eine Fremdunterbringung außerhalb

des Elternhauses edolgen soll. lm Jahr 2002 begann für 48 500 junge Menschen



eine Hilfe zur Erziehung und zur Persönlichkeitsentwicklung außerhalb des Eltern-
hauses. 7 700 Kinder und Jugendliche wurden in Tagesgruppen untergebrachti die
Übrigen auBerhalb des Elternhauses, die meisten von ihnen in einem Heim (23 O3O

bzw. 56,0 %).

Zur erzieherischen Betreuung, für Jugendarbeit, Freizeitgestaltung und Beratungen
junger lvlenschen und ihrer Eltern standen am Jahresende 2002 fast 79 000 lnsti-
tutionen zur Vefügung. Davon waren 76 000 Einrichtungen im engeren Sinne (96 %)
mit einer Kapazität von gut 3,4 l\,lill. verfügbaren Plätzen. Darüber hinaus waren 983
Behörden, 1 7'1 1 Geschättsstellen freier Träger und 3'16 Zusammenschlüsse von Trä-
gern der Jugendhilfe in diesem Bereich tätig.

ln den Jugendhilfeinstitulionen waren 568 250 Beschäftigte tätig, die meisten von ih-
nen Frauen (BO %). Von den Beschäftigten arbeiteten 523 150 in Einrichtungen und
45 100 in Behörden, Geschäftsstellen und Zusammenschlüssen von Trägern. Größter
Arbeitgeber im Jugendhilfesektor waren die öffentlichen Träger mit insgesamt rund
218 000 Beschäftigten, das sind 38,4 % aller in den lnstitutionen derJugendhilfe Tä-
tigen. Es folgten mit einem Anteil von 34,4 % die kirchlichen Träger sowie die anderen
Träger der freien Jugendhilfe mit 25,6 %.

Von den 76 000 Einrichtungen überwogen mit 62 % die Kindertageseinrichtungen, zu
denen 798 Krippen, 27 830 Kindergärten, 3 469 Horte und 15 182 Tageseinrichtungen
mit alterseinheitlichen bzw. mit altersgemischten Gruppen zählten. Bei 62,8 Vo allet
Kindertageseinrichtungen handelte es sich um Ganztagseinrichtungen, jedoch boten
nur vier von zehn Kindergärten Ganztaqsplätze an. Für die fast 2,8 Mill. Kinder von
3 bis unter 6% Jahren standen 2002 rund 2,5 Mill. Kindergartenplätze zur Verfügung.
Damit bestand für neun von zehn Kindern dieses Alters die Möglichkeit eines Kinder-
gartenbesuchs.

224



10 Justiz

10.1 Grundsätze der Rechtsprechung

Eine der wichtigsten Aulgaben des Rechtsstaates besteht darin, für die Umsetzung
und Einhaltung des von der Volksvertretung gesetzten Rechts zu sorgen. Bei elner von
der Gewaltenteilung geprägten Verfassung wie dem Grundgesetz fällt diese Aufgabe
der so genannten "dritten" Gewalt. der Rechtsprechung, zu.

Zur Rechtsprechung gehört aber nicht nur das Tätigwerden der Gerichte, in denen
von unabhängigen Richtern Recht gesprochen wird, sondern auch die Vollstreckung
dessen, was für Becht befunden wurde, beispielsweise im Stratuollzug oder durch
Gerichtsvollzieher. lm weiteren Sinn kann auch die Tätigkeit der Polizei als Teil der
Rechtspflege gesehen werden, soweit diese mit der Verhinderung von Straftaten
einerseits und der Ermittlung von Tatverdächtigen in Strafsachen andererseits be-
fasst ist.

10.2 Gerichte

Die Gerichtsbarkeit umfasst zum einen die ordentlichen Gerichte. die für Zivil- und
Strafsachen zuständig sind, zum anderen die besonderen Gerichte, die sich mit
Arbeits-, Sozial-, Verwaltungs- bzw. Finanzrechtsfragen befassen (s. Abb. 1). Jeder
dieser Zweige der Gerichtsbarkeit ist in mehrere Ebenen oder lnstanzen gegliedert
(bei den ordentlichen Gerichten vier: Amtsgericht - Landgericht - Oberlandesgericht
Bundesgerichtshof; bei Arbe ts-, Verwaltungs- und Sozialgerichten drei und bei den
Finanzgerichten zwei). Grundsätzlich besteht immer die lMöglichkeit, gegen die Ent-
scheidungen der Eingangsinstanzen Rechtsmittel einzulegen und damit diese Ent-
scheidungen in Berufungs- oder Revisionsverfahren durch höhere Gerichtsinstanzen

Tab. 1: Gerichte am 31.12.2OO2

Zivil- und Stralgerichte
Amtsgerlchte
Landgerichte
Oberlandesgerichte

Arbeitsgerichte (erstinstanzliche)
Verwaltungsgerichte (erstinstanzliche)
Sozialgericht€ (erstinstanzliche)
Finanzgerichte (erstinstanzliche)
Bundesgedchte

828
687
116

52
69
19
I



überprüfen zu lassen. Dabei richtet sich die Berufung gegen die tatsächliche, die
Revision gegen die rechtliche Würdigung des Falles.

Am 31. Dezember 2002 gab es in Deutschland insgesamt 828 Gerichte, die in Zi-
vil- und Strafsachen tätig waren. Darüber hinaus bestanden '122 (erstinstanzliche)
Arbeitsgerichte und insgesamt 140 (erstinstanzliche) Verwaltungs-, Sozial- und Fi-
nanzgerichte.

Die Rechtsprechung wrrd grundsätzlich durch die Gerichte der Länder ausgeübt. Als
letzte lnstanz können in der Regel die acht Bundesgerichte (Bundesverfassungs-

Abb. 1: Organe der Rechtsprechung
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Oue//ei Horst Pölzsch, Die Deuische Demokrätie, Bonn 2003, S. T09i gestatet nach Erich Schmidt
Zahlenb lder

gericht, Bundesgerichtshof, Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanzhof, Bundes-
arbeitsgericht, Bundessozialgericht, Bundespatentgericht, Bundesdisziplinargericht)
angerufen werden.

Unter den Bundesgerichten hat das Bundesverfassungsgericht als "Hüter der Verfas-
sung« einen besonderen Rang. Es ist zugleich Gericht und Verfassungsorgan. Neben
der Klarstellung der verfassungsmäßigen Ordnung und der Entscheidung bei Ver-
fassungsstreitigkeiten zwischen Staatsorganen ist es auch zur Wahrung der Grund-
rechte berufen. Zu seiner umfassenden Kompetenz gehört darüber hinaus auch die
Prüfung, ob Bundes- und Landesrecht mit dem Grundgesetz und ob Landesrecht mit
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Bundesrecht vereinbar ist (Normenkontrolle). Es besteht aus zwei Senaten, die sich
jeweils aus acht Richterinnen und Richtern zusammensetzen, die ie zur Hälfte vom
Bundestag (durch einen Wahlmännerausschuss) und vom Bundesrat gewählt werden.
lhre Amtszeit dauert zwöllJahre; sie können nicht wiedergewählt werden.

An den so genannten ordentlichen Gerichten der Länder (Zivil-, Familien- und Straf-
gerichte) waren am 31. Dezember 2002 insgesamt '15 200 Richterinnen und Richter
tätig. Die Zahl der Staatsanwälte und -anwältinnen betrug zu diesem Zeitpunkt 5 050.
Demgegenüber gab es - bei ordentlichen und Fachgerichten zusammen - 1'13 '100

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte (1'1 600 mehr als im Jahr 2000) B 400 An-
waltsnotarinnen und -notare (eweils Mitglieder der Rechtsanwaltskammern, Stand
1. 1 . 2003) sowie '1 700 (hauptberufliche) Notarinnen und Notare.

Die in der Rechtspflege arbeitenden Personen sahen sich allein blei ordentlichen Ge-
richten einem Geschäftsanfall von rund 3,29 l\y'ill. Gerichtsverfahren (ohne Bußgeld-

Tab. 2: Ausgewählte Verfahren nach Ad der Gerichtel

Zv ilg e ri c hte \ohne F afülien gerichte)2

ErledigteZivilverfahren (1. lnstanz)
Erledigte Zivilverf ahren (Rechtsmittelinstanz)

Fafiiliengetichte'
Erledigte Familienverfahren (1. lnstanz)
Erledigte Familienverf ahren (Rechtsmittelinstanz)

Strcfgeichte2
Erledigt€ Stratuerfahren ('1. lnstanz)
Erledigte Strafverfahren {Rechtsmittelinstanz)

VeNvaltungsgerichte2
Erledigte verwaltungsrechtliche Hauptverf ahren
(1. lnstanz)
Erledigte verwaltungsrechtliche Hauptverf ahren
(Rechtsmittelinstanz)

Arbeitsgeichte2
Erledigte arbeitsrechtliche Klagen

Soziatgerichte?
Erledigte sozialrechtliche Klagen

Finanzgerichte2
Erledigte finanzrechtliche Klagen

Bundesveiassungsgeibht (1. und 2. Senat)
Erledigte Verfahren
Eingereichte Verf assungsbeschwerden
Eingereichte Normenkontrollen

517 671
26 703

536 s48
26 918 27 560

860 r 493

62 0003
852 414
53 860

87'1 265
60167

216 954

30 678

574 644

249 030

70174

5 241
4 705

27

194 006

24 524

582 598

251 992

70 292

4 814
4 483

'1 92 189

24 207

610 07S

266 992

68 303

4 715

l Die Gesanl?ahLder an deutschen Gerichten eredigten Gerichtsverfahren legt höher als die Summe
der hier (iür ausgewählte Verfahren) angegebenen Werte.

2 Ohne Bundesgerichte-
3 Für Hamburg Ergebnisse aus 1999.

Gerichwerlahren 2000 2001 2AO2
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159 874 154 696 147 377
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verfahren) gegenübe\ die 2OO2 in der ersten lnstanz neu anhängig wurden. Dem-
gegenüber wurden 2002 rund 1,82 t\4ill. Zivilverfahren, 560000 Familiengerichts-
verfahren und 870 000 Strafverfahren in der Eingangsinstanz erledigt (s. Tab. 2). Dazu
kamen noch rund '147000 Zivilverfahren, 28000 Familiengerichtsverfahren sowie
60 000 Strafverfahren, die 2002 in der Rechtsmittelinstanz erledigt wurden.

10.3 Straffälligkeit

'10.3.1 Tatermittlung

2002 sind bei deutschen Polizeidienststellen 6,5 lMill. Straftaten (ohne Straßenver-
kehrsdelikte) bekannt geworden (200 000 weniger als im Jahr 2000) davon 5,3 Mill. im
früheren Bundesgebiet (einschl. Berlin-Ost). Schwer abzuschätzen ist die Dunkelziffer,
d. h. die Zahl der Straftaten, die unbekannt bleiben oder nicht angezeigt werden. Wie
die Polizeiliche Kriminalstatistik des Bundeskriminalamts zeigt (s. Tab. 3), konnten von
den gemeldeten Straftaten 52,6 % (alte Länder 51,9 %) aufgeklärt werden; in diesen
Fällen wurde nach dem polizeilichen Ermittlungsergebnis zumindest ein namentlich
bekannter Tatverdächtiger festgestellt. 1980 waren von 3,8 Mill. registrierten Straf-
taten im früheren Bundesgebiet 44.9 % aufgeklärt worden.

Wenngleich nicht alle ermittelten Straffälligen bzw. alle Opfer von Straftaten zur regis-
trierten Bevölkerung in Deutschland gehören. ermöglicht die Umrechnung der Straf-
tatenzahl auf je 100 000 Einwohner einen zeitlichen Vergleich, auf den eine veränderte
Bevölkerungszahl keinen Einfluss hat. 1980 wurden im früheren Bundesgebiet 6 200
Straftaten je 100 000 Einwohner bekannt, 2002 waren es ca. 7 800. Bezogen auf das
vereinte Deutschland wurden 2002 etwa 7 900 Straftaten je 100 000 Einwohner ge-
zählt.

2002 sind insgesamt 3,1 Mill. Diebstahlsfälle bekannt geworden, gegenüber 2 700
Fällen von versuchtem oder vollendetem N4ord oder Totschlag. Die Aufklärungsquote
ist in der Regel auch von der Schwere des Verbrechens bzw. Vergehens abhängig. So
wurden z. B. 2002 nv 47,0 % der Diebstähle ohne erschwerende Umstände (2. B.

Tab. 3: Straftaten und Aufklärungsquoter

Jahr Bekannt gewordene Straft aten Aufklärungsquote
in o/o

insgesamt je 100 000 Einwohner

1980
1S90
2000
200'1
2002

3 415 774
4 455 333
6 264 723
6 363 865
6 507 3S4

6 198
7 '108

7 625
7136
7 893

44,9
47,O

53,'1

52,6

'1 8is einsch . 1990 früheres Eundesgebietr ab 1995 Deutschland
Ore//-Är Bundeskriminälamt.
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einfacher Ladendiebstahl), jedoch 95,9 % aller Mord- und Totschlagsfälle (einschl.
Fälle von versuchtem N,4ord oder Totschlag) au{geklärt.

Für die 2002 aufgeklärten Straftaten hat die Polizei insgesamt 2,3 N4ill. Tatverdächtige
ermittelt, darunter 1,8 l\y'ill. Männer. 75,6 % aller Tatverdächtigen besaßen die deut-
sche Staatsangehörigkeit.

10.3.2 Stratuerfolgung

Die Polizei ist als Hilfsorgan der Staatsanwaltschaft verpflichtet, alle ihr durch Straf
anzeige oder anderweitig bekannt gewordenen Straftaten zu verfolgen und den
Sachverhalt gründlich und umfassend zu ermitteln.

Nach Abschluss dieses Ermittlungsverfahrens entscheidet die Staatsanwaltschaft , ob
sie Anklage erhebt, einen Strafbefehl beantragt (hier dürfen nur Geldstrafen verhängt
werden), Auflagen edeilt oder das Verfahren einstellt. Wird Anklage erhoben, muss
das Gericht auf der Basis des ermittelten Sachverhalts entscheiden, ob ein Haupt-
verfahren eröffnet wird. Dieses Strafverfahren kann zu einer Verurteilung führen, es
kann aber auch mit Freispruch, mit Einstellung des Verfahrens oder damit enden, dass
von einer Strafe abgesehen wird.

Erst die Erläuterung dieser Zusammenhänge macht verständlich, weshalb die Zahl
der ermittelten Tatverdächtigen so viel höher liegt als die Zahl der Verurteilten. Hinzu
kommt, dass eine große Zahl von Personen (im Zusammenhang mit verschiedenen
Delikten) mehdach als tatverdächlig erfasst wird, aber nur einmal im Fahmen der

Tab. 4: Verurteilte nach Straftatengruppen im früheren Bundesgebietl
in Prozent

Straftatengruppe 1980 1S90 2000 2001 2002

Straftaten im Straßenverkehr
Straftaten gegen die Person

Mord und Totschlag
gegen die sex. Selbstbestimmung
gegen die körperliche Unversehrtheit
ande@ gegen die Person2

Straftaten gegen das Vermögen
Di€bstahl und Unterschlagung
Betrug, Untreue, Urkundenfälschung
andere gegen das Vermögen3

Straftaten gegen den Staat,
die öffentliche Ordnung und im Amt

Straftaten gegen das
Betäubungsmittelgesetz

Übrige Verbrechen und Vergehen

45,0
8,4
0,1
0,8
4,5
3,1

32,4

7,3

3? ,4
8,6
0,1
o,7
4,7

38,7
22,9
12,7
3,1

28,6
11,9
0,1
0,9
7,1

3,8
41,3
20,5
17,1

3,7

28,0
12,5

0,1
0,9
7,5
4,0

41,1

20,1
17,2

27,3
13,2

0,1
0,9
8,0
4,1

41,3
20,7
16,7

2,3 2,4 2,6 2,8 2,9

2,0
9,9

3,5
9,5

6,2
9,4

6,4
9,2

6,3
9.0

1 Ab 1995ensch. Gesamt-Berlin.
2 Siraftaten qegen d e persönliche Freiheit, Beleid gunq !sw.
3 Raub, Erpressunq, Begünstigunq, Hehlerei, Sachbeschädigung usw
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Stratverfolgungsstatistik erscheint. lnsgesamt sind also die Angaben zu den Tatver-
dächtigen und die zu den Verufteilten nur bedingt vergleichbar.

Bezieht man die Straßenverkehrsdelikte ein, so wurden 2002 im früheren Bundesge
biet einschließlich Gesamt-Berlin 719 800 Personen im Rahmen eines Strafgerichts-
prozesses verurteilt, und zwar 27 o% wegen Vergehen im Straßenverkehr, 73 9/o wegen
sonstiger Vergehen und Verbrechen (s. Tab. 4). Da in den neuen Ländern die Straf-
verfolgungsstatistik derzeit noch nicht umfassend durchgeführt wird, können ieider
keine Ergebnisse für Gesamtdeutschiand vorgelegt werden.

Abb.3: Wegen Verbrechen und Vergehen verurteiltel Deutsche
im früheren Bundesgebiet2
je 1 000 E nwohner der gleichen Personengruppe
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2 Ab 1995 einschl. Gesamt Be n.

Von den Personen, die nicht im Zusammenhang mit Vergehen im Straßenverkehr
verurteilt wurden, haben 2002 elwa 57 Vo eine Straftat gegen das Vermögen (2. B.
Diebstahl, Unterschlagung, Raub) begangen. Die Zahl derer. die wegen einer Straftat
gegen die Person (2. B. Mord, Körperverletzung) verurteilt wurden, liegt wesentlich
niedriger (2002 bei 18 % der Verurteilten).

Von je 100 000 strafmündigen Deutschen, die im früheren Bundesgebiet wohnten,
wurden 2002 insgesamt 1035 Personen verurteilt. Diese so genannte Verurteilten-
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zitfer, die den Anteil von verurteilten Personen an der Wohnbevölkerung angibt, er-
möglicht Vergleiche bezüglich der gerichtlich registrieden Kriminalität bestimmter
Bevölkerungsgruppen. Für die ausländische Bevölkerung kann eine solche Ziffer nicht
berechnet werden, weil ein erheblicher Teil der statistisch erfassten ausländischen
Verurteilten nicht zur Wohnbevölkerung in Deutschland gehört. Die nicht bei den Ein-
wohnerbehörden gemeldeten ausländischen Verurteilten würden zu einer unzutref-
fenden Überhöhung der Verurteiltenziffern für die in Deutschland lebenden auslän
dischen Staatsangehörigen führen.

Tab.5: Erkannte Strafen 1980 bis 2002 im früheren Bundesgebiet

a) Nach Jugendstrafrecht erkannte Strafen bzw. sonstige Maßnahmen

1980 1990 20001 20021Art der Strafe bzw. Maßnahme

Jugendstrafe
Zuchtmittel \2. B. Jugendarrest, Zahlung

eines Geldbetrages, Verwarnung)
Eziehungsmaßrcgeln \2. B. Efteilung von

Weisunqen zur Lebensführunq)

17 982

98 090

16 577

12 T03

50 434

32 802

70 435

18 8S7

17 684

77 227

21 810

1 Einschl. Gesaml'Ber in.
2 Slrafer und Maßnahmen kdnnen nach Jugendstrafrecht nebeneinander angeordnet werden, sodass

ihre Ge$mtzahlhöher ist als die Zahl der Verurtei ten.

b) Nach allgemeinem Sttafrecht erkannte Strafen

1 Einschl. Gesamt-Berlin.
2 Kann nur gegen Angehörige der Bundeswehr verhänqt werden

Unterscheidet man zwischen kriminologisch wichtigen Personengruppen, so ergibt
sich ein differenziertes Bild: Männer wurden 2002 mehr als rünfmal so oft straffällig
wie Frauen, Heranwachsende etwa dreimal so häufig wie EMachsene. Betrachtet
man die Entwicklung der Verurteiltenziffern {s. Abb. 3) in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten, so zeigt sich insbesondere bei den männlichen Jugendlichen und Heran-
wachsenden eine wechselhafte Entwicklung der gerichtlich registrierten Kriminalität:
Nachdem die entsprechenden Verudeiltenziffern in den 80er-Jahren teilweise deutlich
zurückgingen, sind sie seit Beginn der 90er-Jahre wieder gestiegen.

Aft der Strafe 1980 1990 2000, 20021

Frciheitsstrafe
davon bis €inschl- 1 Jahr

mehr als 1 biseinschl- 5.lahre
mehrals 5 bis einschl. '15 Jahre
lebenslang

Stafarresf
Ge/dstrafe (allein)

102 454
85 587
15 870

941
56

512 343

104 850
91 268
12 560

968
54

868
494114

125 305
97 903
25 729

1 566
107

513 336

125 019
97 538
25 AA2

'1 510
89

167
493 083

132 649 95 339 107 085 116721

lnsgesamt 599 832 615 08S 638 893 6'18 269



Kinder unter'14 Jahren können in Deutschland strafrechtlich nicht belangt werden.
Straffällig gewordene Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren sowie unter be-
stimmten Voraussetzungen auch Heranwachsende werden nach Jugendstrafrecht
abgeurteilt, das den Erziehungsgedanken in den Vordergrund stellt. Auf freiheitsent-
ziehende Strafen wird bei Jugendlichen nur nach besonders schweren oder wieder-
holten Straftaten erkannt.

Von den im Rahmen eines Strafgerichtsprozesses Verurteilten wurden 2002 im frü-
heren Bundesgebiet 1 01 500 Personen nach Jugendstrafrecht u nd 6'1 I 300 Personen
nach allgemeinem Stratrecht verurteilt (s. Tab. 5a). Eine freiheitsentziehende Jugend-
strafe wurde gegen I7 700 Personen verhängt, wobei in 62 % der Fälle die Strafen zur
Bewährung ausgesetzt wurden. Demgegenüber wurden 125 000 straffällige Personen
zu einer Freiheitsstrafe nach allgemeinem Stratrecht verurteilt, in 85 800 Fällen (69 %)
wurde diese zur Bewährung ausgesetzt. Zu einer Geldstrafe als schwerste Strafe
wurden 2002 knapp 493 100 Personen verurteilt.

10.3.3 Strafvollzug

ln deutschen Justizvollzugsanstalten saßen am 3'1. Dezember 2002 rund 71 000 Per-
sonen ein. Darunter waren 16 900 Untersuchungs- und 1 700 Abschiebungshäftlinge.
51 400 Strafgefangene verbüßten ihre Freiheits- bzw. Jugendstrafe. Bei 6 von '10 Ein-
sitzenden mit Freiheitsstrafe (26 700) betrug die voraussichtliche Haftdauer mehr als
1.lahr-

4,5 yo det lnsassen in den Justizvollzugsanstalten am 31. Dezember 2002 waren
Frauen. Bezogen auf die Strafgefangenen lag der Frauenanteil nv bei 4,Oyo.

Tab. 6: Einsitzende in deutschen Justizvollzugsanstalten am 31. 12. 2OO2

Art des Vollzugs lnsg€samt lv4änner

Strafgefangene
mit Freiheitsstrafe
mit Jugendstrafe

Sicherungsv€rwahrle
Untersuchungshäft linge
Abschiebungshäftlinge
Sonstige Freiheitsentziehung

51 432
44 801

6 631

300
16 853

1 655

49 362
42 96S

6 393

300
15 963

1 439
699

2070
'l 832

8S0
216

3B



11.1 Vorbemerkung

Kapitel 11 gibt ein aktuelles Bild über die Entwicklung und Struktur der Ausgaben,
Einnahmen und Schulden der öffentlichen Haushalte. ln der europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion kommt einer stabilen öffentlichen Haushaltswirtschaft
eine ganz besondere Bedeutung zu. Die Einhaltung der jährlichen Grenzwerte für das
Staatsdefizit (3 %) und den Stand der ötfentlichen Schulden (60 %), jeweils gemessen
am Bruttoinlandsprodukt, sind wichtige Zielgrößen des europäischen Stabilitätspakts.
Sie werden auf Basis der finanzstatistischen Daten nach den international vergleich-
baren Regeln des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
berechnet.

Zu den öffentlichen Haushalten gehören der Bund, seine Sondervermögen Lasten
ausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Fonds "Deutsche Einheit., (ab 1990), Kredit-
abwicklungsfonds ('1991 bis 1994), Erblastentilgungsfonds und Entschädigungsfonds
(eweils ab 1995), das Bundeseisenbahnvermögen (ab 1994) der Ausgleichsfonds

"Steinkohle" ('1996 bis 2000) sowie die Versorgungsrücklage (ab '1999), die Finanz-

Tab. 1 : Entwicklung der Ausgabenr der öffentlichen Haushafte'? 1 975 bis 2002

JahP Jah13

MiI]. EUF EURJe
Einwohner

M|II. EUH EUR ie
Einwohner

1S75
1980
1S85
1990
1991
'1S92

1993
1994
1995

269 574
37S 188
463 807
585228
721855
827636
866 052
909381
950 523

4360
6160
7601
9255

11 052
10272
10 667
1'1 170
11 643

1996
1997
1997o
19984
19991
2ooo4
20014 s

2oo24,5

962 546
961 220
921794
932704
951294
960 788
972084
987904

11 755
11714
11 233
11371
11 589
11 691
11 807
11 978

1 Nettoausgaben (um Zahlungen von öfienilichen Haushaten berein gi).
2 Bund, Lastenausgleichsfonds. EHP-Sondervermögen, EU Anteile, Sozialversicherung. Länder. Ge

meinden/Gemeindeverbände. Zweckverbande, ab 1S90einschl. Fonds "Deutsche Einheil.,, von lSgT
bis 1994 einschl. Kreditabwicklungsfonds. ab 1995 elnsch - Entschädiqungsfonds und Erbhsten-
tilgungsfonds, ab 1994 einsch. Bundeseisenbahnvermögen Lrnd von 1996 bs 2000 einschl. Aus-
gleichsfonds -Steinkohle" Lrnd ab 1999 einschl. Versorgungsrücklage.

3 Bls einschl. 1991 früheres Bundesgebiet (1991 mit den Vorjahren nur e ngeschränkt vergleichbar, da
der Bund bereils lür das erweiterle Bundesgebiet zuständ g war), ab 1992 Deltschlan.l. Von 1975 bis
1997 einschl. Krankenhäuser und Hochschulklinlken mii kaufmännischem Rechnungswesen.

4 Ohne Krankenhäuser und Hochschu klniken mt kaufmännischem Hechnungswesen.
5 Teilweise geschätn.
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anteile an der Europäischen LJnion (Eu-Anteile), die Sozialversicherung, Länder,
Gemeinden und Gemeindeverbände, die Zweckverbände sowie bis 1997 die Kran-
kenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen. Ab 1998 wurden die Kranken-
häuser mit kaufmännischem Rechnungswesen in Anpassung an die neue Abgrenzung
des Staatssektors nach dem bereits erwähnten Europäischen System Volkswid-
schaftlicher Gesamtrechnungen nicht mehr den öffentlichen Haushalten zugeordnet.
Um die Daten des Jahres 1998 mit dem Vorjahr vergleichen zu können, wurde daher
das Jahr 1997 in einigen Tabellen doppelt dargestellt - einschließlich und ohne Kran-
kenhäuser mit kauf männischem Rechnungswesen.

11.2 Ausgaben der öffentlichen Haushalte

2002 beliefen sich die Ausgaben der öffentlichen Haushalte in der Bundesrepublik
Deutschland auf 987,9 LIrd. Euro. Je Einwohner (Stand 30. 6.) betrugen im Jahr 2002
die Ausgaben 11 978 Euro.

Tab. 2: Staatsausqabenquote: Ausqabenl der öffentlichen Haushalte2
in Prozent des Bruttoinlandsprodukts

Staatsausgabenquote Staaisausgabenquote

1975
1980
1gB5
1990
1gg1
1S92
1993
1994
1995

51,4
50,4
49,8
47,2
53,3
51,3
52,4
52,4

1996
'1997

19974
19984
19s94
20004
20014 s

20024 .

52,5
51,4
4S,3
48,3
48,1
47.3
46,9
46,8

1 ln iinanzstatistischerAbgrenzung.
2 Bund, Lastenausgleichsfonds, EBP-Sondetuefinögen, EU-Ante le, Sozialversicherung, Länder, Ge-

meinden/Gerneindeverbände, Zweckverbände, ab 1SS0 einsch . Fonds "Deutsche Einheit., von 1991
bis 1994 einschl. KreditatJwickllrngsfonds, ab 1995 einsch. Entschä,ligLrngsionds Lrnd Erblastentil
gungsfonds, ab T994 einschl. Bundeseisenbahnvermögen, von '1996 bis 2000 einschl. Ausglechs
ionds "Steinkoh e"- ab 1999 einsch . Versorgungsdcklage.

3 Bis einsch l. 1 S91 früheres Bu ndesgebier, ab 1 992 Deutschland. Von T 975 bis '1 997 einschl. Kranken-
häuser und Hochschu kliniken mii kaufmännischern Rechnungswesen.

4 Ohne Krankerhäuser und Hochschulk iniken mit kaufmännischem Rechnungswesen.
5 Teilwe se geschätzl.

Um Größenordnung und Entwicklung des Ausgabenvolumens der öffentlichen Haus-
halte abschätzen zu können, wird es häufig in Relation zum Bruttoinlandsprodukt, also
dem N4aß für die wirtschaftliche Gesamtleistung eines Staates, gesetzt t Staatsaus-
gabenquote,r. Die Staatsausgabenquote betrug 2002 in finanzstatistischer Abgren-
zung unter Einbeziehung aller öffentlichen Haushalte 46,8 %.



Bei Tab. 1 und 2 ist für die Jahre ab 1990 zu beachten. dass nach der Wieder
vereinigung der Bund für das erweitede Bundesgebiet zuständig ist und die in diesem
Zusammenhang neu errichteien Sondervermögen des Bundes, Fonds "Deutsche
Einheit., (Ausgaben 2002:2,3 Mrd. Euro), der Entschädigungsfonds (Ausgaben 2002:
0,2 N4rd. Euro), der Erblastentilgungsfonds - ab 1995 Nachlolger des Kreditabwick-
lungslonds - (Ausgaben 2002: 0,7 Mrd. Euro) und das Bundeseisenbahnvermogen
(Ausgaben 2002r 8,7 Mrd. Euro)einbezogen sind.

Abb.'1 zeigt, wie sich das Ausgabenvolumen der öffentlichen Haushalte von 960,8
Mrd. Euro im Jahr 2000 auf die Aufgabenbereiche aufteilt. Der weitaus größte Aus-
gabenblock entfällt auf die soziale Sicherung. lm Jahre 2000 erreichten die Ausgaben
hierfür einen Anteil von 53 oZ am gesamten Ausgabenvolumen. Rund 10 oZ entfielen

Abb. 1: Ausgabenr der öffentlichen Haushalte 2000 nach Aufgabenbereichen

s61

EUR

2,4 % Verteidigung (23 [,4rd.)

3,1 % Öffenlliche Sicherheit und Ordnung,
Rechlsschulz (30 Mrd.)

10,3 % Bildung. Wissenschaft, Forschung
und Kullur (991!,1rd.)

53,4'./" Soziale Sicherung (513 Mrd.)

1,5 %

2,8 0/a

Gesundheil, Sport und Erholung (14 [4rd.)

Wohnungswesen, Flaumordnung, kommunale
Gemeinschaft sdiensle (27 l\rrd.)

Wirlschattsförderung (37 Mrd.)

Verkehr und Nachrichlenwesen (23 [,lrd.)

Wirlschaftsunternehmen, allgemeines
Vermögen (27 ilrd.)

Versorgung (34 [rrd.)

Schulden (68 Mrd.)

Übrige AuJgaben (64 Mrd.)

3,9 %

2,4 %

2,8 %

6,7 %

1 Nettoausgaben (um Zah ungen von ofientlchen Haushaten bereinigt). Ohne Krankenhäuser und
Hochschulklniken m i kaufmänn schem Rechnungswesen.

L



Abb. 2: Nettoausgaben der ötfentlichen Haushaltel
nach Körperschaftsgruppen
in Mill. EUB

2001'?

972 084

20022

987 904

Zweckverbände

Gemeindeverbände

Uinder und
Stadlslaalen

Soz alvers cherung

Bu nd

1 Ohne Krankenhäuser und Hochschu klin ken mit kaufmännischem Rechnungswesen.
2 Teilweise geschäü.
3 E nschl. Lastenausq eichsfonds. ERP-Sondervermöqen, EU-Anteie, Fonds "Deltsche Eirheil", Bun-

deseisenbahnvermögen, Entschädigungsionds, Erblastent lgungsfonds, Ausgleichslonds "Stein-
koh e" und Vercorgunssrrlcklage.

97 527

1 192

98 316

214 818 215 307

380 580

275 045

370 835

25 779

261 869



auf Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur. Mit 7,1 % war der Schuldendienst
der drittgrößte Ausgabenblock, gefolgt von der Wirtschaftsförderung mit 3,9 %.

Betrachtet man die verschiedenen Haushaltsebenen in Deutschland, so entfallen
auf die Sozialversicherung und den Bund (einschl. Lastenausgleichsfonds und ERP-
Sondervermögen, Fonds "Deutsche Einheit", Bundeseisenbahnvermögen, Entschä-
digungsfonds, Erblastentilgungsfonds, Ausgleichsfonds "Steinkohle", Versorgungs-
rücklage und EU-Anteile) der größte Teil der öffentlichen Ausgaben.

Viele Dienstleistungen der öffentlichen Hand, wie z. B. Schulen, Hochschulen, Polizei
und Rechtsschutz, Gesundheitswesen, Verteidigung, Bau-, Steuer- und Zollverwal-
tung, sind sehr personalintensiv. Hohe Anforderungen an das Dienstleistungsan-
gebot des Staates erfordern auch entsprechendes Fachpersonal. Bei den meisten
öffentlichen Haushalten fallen daher besonders die Personalausgaben ins Gewicht.
ln den Ländern, denen in großem Umfang die Durchführung und/oder Finanzierung
personalintensiver öffentlicher Aufgaben obliegt, erreichten sie 2002 einen Anteil von
52 %. bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden 22 yo und beim Bund '15 % des
Ausgabenvolumens. Alle öifentlichen Haushalte zusammen wendeten 2002 einen
Betrag von 185 Mrd. Euro oder fast ein Fünftel ihrer Ausgaben insgesamt für das
Personal (einschl. Pensionen u. A.) aut.

Für Baumaßnahmen und sonstige Sachinvestitionen wurden 2002 in Deutschland
öffentliche Ausgaben in Höhe von rund 39 Mrd. Euro getätigt. Rund 60 % hiervon
entfielen allein auf den kommunalen Bereich. Weitere wichtige Ausgabenposten der
öffentlichen Haushalte sind der laufende Sachaufwand mit etwa 219 Mrd. Euro im
Jahr 2002 (2. B. Ausgaben für Heiz-, Energie- und Betriebskosten, für Unterhaltung
des unbeweglichen Vermögens, für Verbrauchsmittel; auch sämtliche militärischen
Anschaffungen sind hierin enthalten)sowie Zuschüsse an private Haushalte (in erster
Linie soziale Leistungen), an Unternehmen (Subventionen), an soziale und an sonstige
Einrichtungen im ln- und Ausland in Höhe von zusammen 437 Mrd. Euro.

11.3 Einnahmen der öffentlichen Haushalte

Zur Finanzierung seiner Ausgaben hat der Staat im Wesentlichen zwei Möglichkeiten:
die Erhebung von Steuern und die Aufnahme von Krediten. lm Jahr 2002 standen

- nach vorläufigen Ergebnissen - den öffentlichen Ausgaben von 987,9 Mrd. Euro
Einnahmen aus Steuern und sonstige Einnahmen (2. B. Gebühren, Mieten, Verkaufs-
erlöse für Beteiligungen und Sachvermögen, Zinsen) von insgesamt 92'1,1 lMrd. Euro
gegenüber. Die Nettokreditaulnahme betrug rund 46 Ny'rd. Euro.

2002 haben Bund, Länder und Gemeinden insgesamt 479 Mrd. Euro an Steuern ein-
genommen (Iab. 3). Allein 34'1 lMrd. Euro oder 71,1 o/a entfielen auf die Gemein-
schaftsteuern, zu denen Lohnsteue( veranlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte
Steuern vom Edrag, Zinsabschlag, Körperschaftsteuer sowie Umsatz- und Einfuhr-
umsatzsteuer rechnen.



Sieuerart 2002

Deutschland Deutschland
Bundesgebiet

Neue Länder
u. Berlin-Ost

Gemeinschaftsteuern 347169,8 341002,4 x x
Bundessteuern 79276,7 83493,7 x x
Landessteuern 1962A,2 18575,9 '16514,6 2061,3
Zölle 3 131,2 2896.2 x x
Gemeindesteuern 3439S,2 33447,7 30294,6 3153,1
i;§!tasA*{rq{r**ry@*ä^\!ia4i!:,trFr4!sr&,!d$4td^§üg!:rga:icü§&ryiJs;re}rrr,..:

Tab. 3: Kassenmäßige Steuereinnahmen vor der Vedeilungr 200'1 und 2002
in Mill. EUB

I Abweichunqen qeqenüber der Steuereinnahmen nach der Vedeiung aufgrund zeiticher Über
schnedungen sowe Brulloausweis einzelner Gemeinschaftsteuern.

Als Maß für die Steuerbelastung der Gesamtwidschaft wird häufig die so genannte
volkswirtschaftliche Steuerquote herangezogen. Sie setzt das gesamte Steuerauf-
kommen in Beziehung zum Bruttoinlandsprodukt. 2002 lag die Steuerquote bei
22.6 o/o.

Nach den Grundsätzen des Finanzwesens, wie sie im Grundgesetz festgelegt sind,
lassen sich im Steuersystem der Bundesrepublik Deutschland Gemeinschafts-, Bun-
des-, Landes- und Gemeindesteuern unterscheiden. Hinzu kommen die Zölle, deren
Aufkommen der ELJ zustehen.

Tab.4: Die zwölf ergiebigsten Steuern 2001 und 2002
in Mill. EUR

Steuerart Ertraq
steht

2AA1 2002

Deutsch
land

Deutsch-
land Bundes-

gebiet

Neue Uln-

Berlin-Ost

Umsatzsteuer
MineralölsteLrer
Einfuhrumsatzsteuer
Nicht veranlagte Steuern
vom Ertrag'?

Gewerbesteuer
Tabaksteuer
Solidaritätszuschlag
Veranlagte E nkommen-
steuer

Zinsabschlag
Grundsteuer B
Kraffiahrzeugsteuer

BIUG
B/UG/EU
B
B/UEU

163 879,6
'104463,0

40690,0
34 472,1

166707,5
105462,8

42192,5
32732,3

1s21s6,6
95258,7

x

14 550,S
'10 204,'1

B/L 24 564,7
24533,7
12071,9
'11 068,6

16 S0S,1

23489,3
13778,0
10403,3

16 479,t
21 694,3

x

1 795,0

x

G/B/L
B
B

B 9520,9
8961,0

8376,1

7 606,1
I477,g
I915,8
75S1,9

'10 637,4
42s2,6
7 707,8
6500,3

- 3 031,3
185,3

1208,0
1 091,6

A/UG
G
L

2oo1

B = Bundi EU = Europäische Un oni G = Gemeindeni L = Lainder.

1 VorAbzlrg von Kndergeld.
2 VorAbzug von Erstaltungen durch das Bundesamt iür Finanzen.



Die zwölf aufkommensstärksten Steuern sind in Tab. 4 aufgefühd. Am ergiebigsten ist
die Lohn- und Einkommensteuer. Nach den Erqebnissen der nur im Dreiiahresturnus
durchgeführten Lohn- und Einkommensteuerstatistik, die wegen der langen Erklä-
rungs- und Veranlagungsfristen und der schwierigen Aufbereitungsarbeiten aus dem
Jahr'1998 datieren, wurden 28,3 l/ill. Lohn- und Einkommensteuerpflichtige (mit
einem positiven Einkommen) erfasst. Zusammenveranlagte Ehegatten, ob mit ein
oder zwei Einkommensbeziehern, wurden dabei grundsätzlich als ein Steuerpflichti-
ger behandelt. Der Gesamtbetrag der Einkünfte (nach der Steuergesetzgebung er-
rechnet aus der Summe aller Einkünfte, gegebenenfalls auch Veduste, aus selbst-
ständiger oder nichtselbstständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Ver-
pachtung, Gewerbebetrieb, Land- und Forstwirtschaft sowie sonstigen Einkünften)
dieser Steuerpflichtigen betrug 902,8 N4rd. Euro, die festgesetzte Einkommensteuer
170,0 N.4rd. Euro. Je Steuerpflichtigen waren das im Durchschnitt Einkünfte in Höhe
von 31 930 Euro, von denen 18,8 % Steuern zu entrichten waren.

Zwischen den einzelnen Gruppen variierten diese Werte allerdings beträchtlich. Auf
die nichtveranlagten Lohnsteuerpllichtigen (5,7 % aller Steuerpflichtigen) entfielen
beispielsweise durchschnittliche Einkünfte von 2 530 Euro, die im Durchschnitt mit
7,0 % Steuern belastet wurden. Demgegenüber hatten veranlagte Einkommensteuer-
pllichtige ohne Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit (10,2 % aller Steuerpflich-
tigen) im Durchschnitt Einkünfte von 3'1 770 Eurc mit 22,9 7o zu versteuern.

Aus den zusammengefassten Ergebnissen über Lohn- und Einkommensteuer-
pflichtige lassen sich wichtige Anhaltspunkte über die Einkommensverteilung ge-
winnen, da alle steuerpflichtigen natürlichen Personen mit ihren (steuerlichen) Ein-
künften einbezogen sind. Von Nachteil ist, dass die Statistik zu einem relativ späten
Zeitpunkt vorliegt, dass Ehegatten grundsätzlich als ein Steuerpflichtiger gezählt
werden, dass Lücken hinsichtlich der Einbeziehung von Einkommen aus Land- und

Tab. 5: Lohn- und Einkommensteuerpflichtige 19981

1 Vorläufiges Ergebnis.
2 i9:§9!q49ll19rr9!9 , 100

Gesamtbetrag der Einkünfte
3 Mil denZahlen von 1995 nicht vergieich bar Die Oefinition derVe usllälle wurde geänderi

Steuer-
pflichtige

Gesamtbetrag
der Einkünfte

Lohn-,€in Steuerbelas-
tungsquote'?

Steuerpfllchtige
nach Steuern

1 000 EUR je Steuerpf lichtiqen o/a

Nichtveranlagte
Lohnsteuerpllicht ge

Veranlagte
Lohnsteuerpflichtige

Übrige Einkommensteuer
pf ichtige (ohne E nkünfte
aus nichtse bstst. Arbeit)

1 614

23767

2 893 31170 7 300

2 530

33 950

180

6 300

7,4

18,4

380 -31 7s0

240

6 000 18.8

lnsgesamt



Gesamtbetrag
der Einkünfte

Steuerpflichtige

r 000 a/a MiI EUR %

Gesamtbetrag
der Einküntte
von ,.. bis unler.,, EUR

1- 2 500
2500- 5 000
5000- 7500
7500- 10000

10000- 12 500
12500- 15 000
15000- 20 000
20 000- 25 000
2s000- 30 000
30000- 37 500
37500- 50000
50000- 75 000
75000-'100000

100000-175 000
17s 000 250 000
250000-500000
500 000-1 Mi .

1 Mi[.-2,5 Mi[.
2.5 Mi .-51\,4ill.
5 Mill. oder mehr

7,8

4,7
4,5
4,2
4,3
9,7

11,3
10.7
'11,5

12,1

9,8

1,6
0,3
0,2
0,1

0,0
0,0
0,0

2 208,9
1 246,0
1342,6
1 266,8
1 r 87,1
1229,0
2724,4
3'191,4
3028,2
3245,S
3421,6
2760,5

755,4
464,0

92,4
69.3
21,4

9,3
2,5
1,8

1641,2
4685,8
8375,4

1t 054,2
13345,5
16 912,6
4t 925,8
71909,5
83022,5

108692,6
147 696,7
164 915,3
64289,6
57878,9
19 016,2
23283,3
14781,7
14 000,9
8604,4

20 720.5

o,2
0,5
0,9
1,2
1,5
1,9
5,3
8,0

12,O
16,4
18,3

7,1
6,4
2,1

1,6
1,6
1,0

0379Verlustfa -12

Tab. 6: Einkommensveneilung '1998

nach der Lohn- und Einkommensteuerstatistikl

1 VorläufigesErgebnis.
2 [,4it den Zahlen von 1995 nicht vergleichbar. D e Deiin lion der Verlustlälle wurde geändefi.

Forstwirtschait sowie Kapitalvermögen und sonstigen Einkünften (insbesondere

Renteneinkünften) bestehen und dass darüber hinaus beiden Arbeitnehmern die So-
zialversicherungsbeiträge und freiwilligen Sozialleistungen der Arbeitgeber nicht er-
fasst werden,

Rund 26 % der Steuerpflichtigen bezogen 1998 Einkünfte von weniger als 12 500
Euto,25 Vo hatten Einkünfte zwischen 12500 und 25000 Euro. 13681 Steuer-
pflichtige und damit 0,05 oZ konnten als Euroeinkommensmillionäre bezeichnet wer-
den. Sie hatten einen Anteilan den Gesamteinkünften von 4,8 70. Er lag damit immer
noch höher als derAnteilder rund 7,3 tMill. Steuerpflichtigen, die bis unter 12 500 Euro

iährlich verdienten.

Angaben aus der Umsatzsteuerstatistik - die Umsatzsteuer ist die Steuer mit dem
zweithöchsten Aufkommen - liegen zuletzt für das Jahr 200'1 für Deutschland vor.
Damals erzielten 2,9 Mill. Steuerpflichtige (Voranmeldungspflichtige mit einem Jah-
resumsatz über 16 6'17 Euro) steuerbare Umsätze von 4 273 lvtrd. Euro und leisteten
tJmsatzsteuer-Vorauszahlungen in Höhe von 107 Mrd. Euro. Von besonderer Bedeu-
tung war der Bereich des Produzierenden Gewerbes ohne Baugewerbe, das 10 ol der
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Steuerpflichtigen stellte, aber 36 o% des steuerbaren Umsatzes tätigte und 13 o/o der
Steuervorauszahlungen des Jahres 2001 erbrachte.

Die Gesamtheit der Steuereinnahmen wird auf die einzelnen Gebietskörperschaften
so verteilt, dass sie die ihnen verfassungsmäßig zugewiesenen Aufgaben erfüllen
können. Dabei legt das Grundgesetz fest, wem und - zum Teil- mit welchem Anteil die
Edräge bestimmter Steuern zufließen. Für die Umsatzsteuer und die gemeindliche
Beteiligung an der Lohn- und veranlagten Einkommensteuer wird durch zustim-
mungsbedürftiges Bundesgesetz geregelt, welche Teile dem Bund und den Ländern
bzw. den Gemeinden zustehen. Darüber hinaus erhalten die Europäischen Gemein
schaften das Aufkommen aus den Zöllen und Anteile an der Limsatzsteuer sowie sog.
Bruttosozialprodukts-Eigenmittel aus den Steuereinnahmen des Bundes. Daneben
findet ein Finanzausgleich zwischen finanzstarken und finanzschwachen Bundes-
ländern statt; außerdem gibt es sog. Bundesergänzungszuweisungen für die finanz-
schwächsten Bundesländer

Von den Steuereinnahmen des Jahres 2002 in Höhe von 44'1,7 l/rd. Euro entfielen
nach der Verteilung auf den Bund 43 yo und auI die Ländet 40 Vo, der Rest auf die
Gemeinden ('12 %) und die EU (4 %).

Tab. 7: Kassenmäßige Steuereinnahmen
nach der Steuervedeilungr 2OO1 und 2OO2 in N4i[. EUB

l Abweichungen gegenüber den Steuereinnahmen vor der Verteilung aufgrund zetlicher Über
schnerdungen sow e Nettostellungen einzelner Gemeinschaltsteuern.

2 Ohne gemeindlchen Eerech.
3 Einschl. gemeindlicher Bereich der Stadtstaaten.

11.4 Länderfinanzausgleich

ln den letzten Jahren ist auch als Folge immer knapper werdender öffentlicher Mittel
die Finanzvefteilung zwischen Bund und Ländern und den Ländern untereinander, der
sog. Länderfinanzausgleich, zu einem zentralen Thema in der finanzpolitischen Dis-
kussion geworden.

2001 2AO2Einnahmen
nach der Veneilung Deutschland

Bundesgebiet
Neu€ Lünder
u. Benin-Ost

Deutschland

x

47915,5 4636,2

1S3 766,s
178690,5

17 618,2
'161072,2

54095,7
19731,4

192 050.5
178 552,2

17S23,3
160628.9

52551,6
r 8559,8
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Aufgabe des Länderfinanzausgleichs ist es, die unterschiedliche Finanzkraft der Bun-
desländer durch Finanzhilfen angemessen auszugleichen. Dies geschieht einmal da-
durch, dass Länder mit - im Verhältnis zu ihrer Einwohnerzahl - hohen Steuereinnah-
men an Länder mit niedrigeren Einnahmen Ausgleichszahlungen leisten (horizontaler
Finanzausgleich) und zum anderen durch direkte Zahlungen des Bundes an finanz-

TatJ. 8: Entwicklung des Länderfinanzausgleichs
und der Bundesergänzungszuweisungen 1995 und 2002r in Mill. EUR

Land Finanz-
ausgleich
insgesamt

Länder-
fnanz-

ausgleich

BLrndes
ergänzungs-

Baden-Württemberg
Bayern
Berlin
Brandenburg
Bremen
Hamburg
Hessen
I/lecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Bheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein
Thüringen

1 433
1295
2 159

442
287

60
1101

394

1 763
117
92

907
574

72
521

;

:
;
:
+

:
+

+

+

1 433
1 295
4065

60
1 101
1 406

837
1 763

635
1 131

3206
2045

128
1 866

7995

2001

+

1 907

1 088

1 011
606

+

+
+

+
+

;
+

:
;
:
+

+

;

:
+

:
+

+

1 640
2038
5227
2 363

'190

1 904
1 802
1293
1627

995
716

4216
2596

397
23S3

1 640
2 038
2670

534
407
190

1 904
435
486

1627
417
138

1 036
600
111

565

Baden-Württemberg
Bayern
Berlin
Brandenturg
Bremen
Hamburg
Hessen
[recklenburg-Vorpomm6rn
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland ffalz
Saarland
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig Holstein
Thüringen

+ 1 829
760

1 367
807

574
578

3180
1 3S6

286
1 828

1 Länderflnanzausgleichi ausg e chspflic htig O, ausgleichsberechtigt (+)i Bundesergänzungszuwei
sunqen: Ernpfänser (+).

2 Vorläufiges Ergebnis.

5724 12420

15768

518
1 039
2299
1470

200
't 345



schwache Länder (vertikaler Finanzausgleich). Konkret festgemacht wird dies an der
zentralen Zielgröße des Ländefinanzausgleichs, der bundesdurchschnittlichen Steu-
erkratt je Einwohner Unterschreiten die tatsächlichen Steuereinnahmen eines Landes
je Einwohner den Bundesdurchschn;tt, so ist es grundsätzlich ausgleichsberechtigt.
Überschreiten sie ihn, ist das betreffende Land grundsätzlich ausgle chspflichtig.
Beim Ausgleich sind jedoch Sicherungen erngebaut. dre erne Übernivellierung ver-
meiden sollen. ln der Tab. I ist die Entwicklunq des horizontalen (= Länderfinanzaus-
gleich) wie auch des vertikalen (= Bundesergänzungszuweisungen) Finanzausgleichs
für 1995 und 2002 dargestellt.

11.5 Schulden der öffentlichen Haushalte

Soweit bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben die Ausgaben nicht durch Ein-
nahmen der laufenden Periode oder durch in früheren Jahren gebildete Rücklagen
gedeckt werden können, nehmen die öffentlichen Haushalte (Gebietskörperschaf-
ten einschl. Sondervermögen des Bundes) Schulden am Kreditmarkt auf. Da dies
seit '1950 in allen Haushaltsjahren der Fall war, stiegen bis zum Jahresende 2002 die

Tab. 9: Kreditmarktschuldenr der öffentlichen Haushalte 1950 bis 2OO2

Stichtag'? t/i[. EUR Stichtaq' [,,1 L EUR

31. 3. 1950
31. 3.1955 21357

28998
43160
62527

129 219
236 64s
386811
412 820

595921

31

31
2. 1992
2. 1993
2.1954
2. 1995
2. 1 996
2.1997
2. 1 998
2. 1999
2.2000
2.2001
2.2042

679 861
765 510
440122

1 009323
1 069 247
1 119 076
11534T3
'1 183 063
1T98145
1203487
1 2531Ss

3

3
3
3
3

2
2
2
2
2

2
2

2
2

s60
965
970
975
s80
985
s8s
990
s91

3
3
3
3
3
3
3
3
3

31

31

1 Kredilmarktschulden im weit€ren Sinne Wedpapierschulden, Schulden bei Banken, Sparkassen,
Versicherungsunternehmen und sonstigen n- urd ausländschen Stellen sowie Ausqleichsfo.
derunsen).

2 Bis einschl. 1 S90 frü heres Bundesget'iet. ab 1 991 Deursch and. Von 1 950 bis I 99I einschl. Kranken
häuser mt kaufmännischem Rechnungswesen. Ab 1992 ohne Krankenhäuser mit kaulmännischem
Rechnunqswesen.

ötfentlichen Schulden aui 1 253,2 N,4rd. Euro. Davon entfallen 778,6 Mrd. Euro auf
den Bund und seine Sondervermögen, 384,8 Mrd. Euro auf die Länder und 89,8 l,4rd.

Euro auf die Gemeinden, Gemeindeverbände und kommunalen Zweckverbände. Zu
etwa zwei Dritteln sind die Schulden durch die Begebung von Wertpapreren am Kre-
ditmarkt entstanden. Der Bund beschafft sich die benötigten IMittel fast ausschließ-
lich auf diesem Weg in erster Linie durch die Auflage von Anleihen, Obligationen
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und Schatzanweisungen. Direkte Darlehen bei inländischen Banken und Versicherun-
gen sowie ausländischen Stellen sind dagegen die bei Ländern und Gemeinden/Gv.
bevorzugte Verschuldungsform.

Zum Beginn der statistischen Aufzeichnungen im Jahr '1950 betrug der Schulden-
stand der öffentlichen Haushalte 9,6 Mrd. Euro. 1970 erreichte er 62,9 N/rd. Euro, 1990
536,2 N.4rd. Euro und 2000 1 '198,1 Mrd. Euro. Seit '1950 waren in keinem Jahr Schul-
denrückgänge zu verzeichnen. Hohe jährliche Schuldenzuwächse waren in den Jah-
ren 1967,1972, 1975, 1981, 1990 und 1995 zu verbuchen. Durch die Lasten der
deutschen Vereinigung fiel der Anstieg 1 995 mit 1 69,2 Mrd. Euro (20,1 %) besonders
hoch aus. Diese Schulden belasten insbesondere den Bund.

Abb. 3: Anteil der Zinsausgaben aller ötfentlichen Haushalte
an den Steuereinnahmen in Prozent

18,0
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Eine Gegenübeßtellung von Zinsausgaben und Steuereinnahmen macht die zu-
nehmende Einengung des finanziellen Spielraums der öffentlichen Haushalte durch
die Verschuldung deutlich. Die Belastungen durch Zinszahlungen {Zins-/Steuerquote)
stieq von out3 0,6 in den soer-Jahren bis über16 % in den g0erJahren. Beim Bund und
seinen Sondervermögen nahm die Belastung viel stärker zu, von rund 2 o% in den 50er-
Jahren auf übe( 20 yo in den 90er-Jahren (s. o. Schulden der Wiedervereinigung). ln

den Ländern f el der Anteilvon über 6 % Anfang der 5oer-Jahre zunächst auf rund 3 oZ,

um 1980 wieder die Ausgangsposition zu erreichen und sich in den Folgejahren bei
10 % zu stabilisieren. Die Zins-lsteuerquote der Gemeinden/Gv. stadete bei 2 o/o und
wies ab 1965 Wefte über 10 % auf. lhre Höchststände erreichtesie mit 16,8 % in 1975
und 18,2 % in 1982. Seit 1985 lag diese Quote immer unter '14 o/D.
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lm Rahmen des europäischen Stabilitätspaktes ist der Anteil der öffentlichen Schul-
den am Bruttoinlandsprodukt ein wichtiges Kriterium für eine stabile Haushalts und
Finanzpolitik. Ein Anteilvon 60 9/o gilt nach dem N4aastricht-Vertrag als oberer Grenz-
wert, der nicht überschritten werden sollte. Für Deutschland lag der Anteil bis 1996
unter dern Grenzwert, in den Jahren danach meistens leicht darüber (2002: 60,8 %).

11.6 Personal der öffentlichen Haushalte

Die öffentlichen Arbeitgeber (öffentlicher Dienst und Unternehmen mit überwiegend
ötlentlicher Beteiligung) beschäftigten im Jahr 2002 in Deutschland insgesamt knapp
5,9 Mill. Mitarbeiterinnen und N/itarbeiter (einschl. Berufs- und Zeitsoldaten aber ohne
Grundwehrdienstleistende). Davon übten gut 4,4 N4ill. Personen eine Vollzeit- und
'1,5 Mill. eine Teilzeitbeschäftigung aus. Gegenüber dem Vorjahr wurden rund 100 000
Vollzeitkräfte oder 2,3 % weniger beschäftigt. Die Zahl der Teilzeitkräfte hat sich da-
gegen um rund 50 000 oder 3,0 oZ erhöht.

Die Bedeutung der öffentlichen Arbeitgeber für die Erwerbstätigkeit zeigt sich, wenn
die N.4itarbeiterzahl der ötfentlichen Hand in Beziehung zur Gesamtzahl der abhängig
Erwerbstätigen gesetzt wird. Gemessen an den 34,6 Mill. abhängig Erwerbstätigen
ergibt sich für den öffentlichen Sektor ein Anteil von gut 17 yo (zu den Personalaus-
gaben vgl. Abschnitt 11.2).

Bei den Dienststellen des öffentlichen Dienstes hatten 4,8 lMill. Beschäftigte oder 8'1 %
aller Mitarbeiterinnen und lvlitarbeiter der öffentlichen Arbeitgeber einen Arbeitsplatz.
Gegenüber dem Voriahr ist die Zahl der Beschäftigten um '12 000 oder 0,2 ya zutück-
gegangen.

Die meisten der Beschättigten des öffentlichen Diensles standen im Dienst der Län-
der. Mitte 2002 wurden knapp 2,2 Mill. Landesbedienstete gezählt. Die Kommunen
meldeten 1,5 Mill. Beschäftiqte; bei den Bundesbehörden waren es 490 000, beim
Bundeseisenbahnvermögen 62 000 und im mittelbaren öffentlichen Dienst (Bundes-
anstalt für Arbeit, Deutsche Bundesbank, Sozialversicherungsträger sowie rechtlich
selbstständige Anstalten und Körperschaften des öfientlichen Hechts) 588 000. Von
100 N4itarbeitern des öffentlichen Dienstes arbeiten im Durchschnitt 45 bei den L'än-
dern,32 bei den Kommunen, 10 bei den Bundesbehörden, 12 im Bereich des mittel-
baren öffentlichen Dienstes und einer beim Bundeseisenbahnvermögen.

Von den 4,8 l",4ill. Beschäftigten des öffentlichen Dienstes waren 2,3 l\,4ill. Angestellte,
1,7 Mill. Beamtinnen und Beamte (einschließlich Richterinnen und Richter), 626 000
Arbeiterinnen und Arbeiter sowie 185 000 Berufs- oder Zeitsoldaten.

Der Bruttomonatsverdienst (ohne Einmalzahlungen, wie z. B. Urlaubsgeld bzw. an-
teilige jährliche Sonderzuwendung) der Vollzeitbeschäftigten des öffentlichen Diens-
tes betrug im Juni 2002 durchschnittlich 2715 Eurc. Die höchsten Durchschnitts-
bezüqe erzielten Bichterinnen und Bichter mit 4 670 Euro; Beamtinnen und Beamte
erhielten im Schnitt 3188 Euro, Angestellte 2795 Euro, Soldatinnen und Soldaten
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Abb. 4: Beschäftigte des öffentlichen Dienstes nach Beschäftigungsbereichen
in Mill.; Stand: jeweis 30. 6.

7

6

5

4

3

2

1

0
1991 1992 1993 1994 1995 1S96

I I\4ittelbarer ötlentlichsr Diensi

E Deulsche Bundespostl

'1997 1998 1999 2000 2001 2002

I Gemeinden und zweckverbände

I Länder

I Deulsche Bundes- und Reichsbahn'? E Bund

I Ab lg95 durch Prvatisierung aLrs dem ölfentlichen Dienst ausgeschieden
2 Ab 1994 Bundeseisenbahnvermögen.

2136 Euro, Arbeiter und Arbeiterinnen 2177 Euro und das Personal in Ausbildung
852 Euro. Der Bruttomonatsverdienst lag im früheren Bundesgebiet mit 2 764 Euro
deutlich über dem in den neuen Ländern (2 487 Erto).

Abb. 5: Beschäftigte des öffentlichen Dienstes nach dem Dienstverhältnis
Stand 30. 6. 2002

2 500 000 I F,auen [l lränner

2 000 000

I 500 000

1 000 000

500 000

Beamie/-nnen Soldaten/ Ange'
slellle

1 Ohne 121 600 Grundwehrdenstelslende.
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Von den Beschäftigten, die im Jahr 2002 in den Lohn- und Gehaltslisten des öffent-
lichen Dienstes geführt wurden, waren 2,5 Mill. oder gut 5'l o/o Frauen. Ohne den
militärischen Bereich der Bundeswehr liegt der Frauenanteil bei 53 %. Diese Quote
liegt im früheren Bundesgebiet delrtlich niedriger (51 %) als in den neuen Bundes-
ländern (64 %).

Die Schwerpunkte des Personaleinsatzes der Gebietskörperschaften liegen im Be-
reich des Bildungswesens (30 o/o), der "Politischen Führung" (10 %), der "lnneren
Sicherheit. (öffentliche Sicherheit und Ordnung, Rechtsschutz: 15 o/oJ, des Gesund-
heitswesens einschl. Sport und Erholung (9 o/o) der,Außeren Sicherheit., (Vertei-

digung:8 %) und der Finanzverwaltung (6 %).

Abb. 6: Beschäftigte des Bundes, der Länder
und der Gemeinden/Gv. 2OO2 nach Aufgabenbereichenr 2

Finanz\r'erwaltung
6%

Polilische Führung
und zentrEle Verwaltung
10%

Übrige Bereiche 14% Verleidigung'z
8v

Gesundheit, Umwell,
Sport und Erholung

I o/.
Öfl€ntliche Sicherheit
und Ordnung,
Bechlschulz
'15 "k

Soziale Sicherung 8 %

Hochschulen 7 %
Allgemeinbildende
und berulliche Schulen

4,1
Mi t.

1 Ohne Zweckverbände.
2 Ohne l2l 600 Gru ndwehrd ienst e stende

Seit '1991 
, dem ersten Jahr nach der Wiedervereinigung, ist die Zahl der Beschäftigten

im öffentlichen Dienst der Bundesrepublik Deutschland drastisch zurückgegangen.
Von einern damaligen Personalbestand von 6,7 N,4ill. l,4itarbeiterinnen und l\,4itarbeitern

hat sich die Beschäftigtenzahl des öffentlichen Dienstes binnen 1 1 Jahren auI4,8 Mill.
verringed. Diese Personalentwicklung hat mehrere Gründe. ln den neuen Ländern
bestand der Zwang, die Personalausstattung der Länder und der Kommunen den
Verhältnissen im früheren Bundesgebiet anzupassen. Der Bund hat seine Sonder-
vermögen Deutsche Bundesbahn/Deutsche Reichsbahn und Deutsche Bundespost
privatisiert. Vom Personal dieser Sondervermögen sind allein die Beamten und Be-
amtinnen der Deutschen Bundesbahn im öffentlichen Dienst verblieben. Sie werden
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vom Bundeseisenbahnvermögen verwaltet und an die Deutsche Bahn AG ausge-

liehen. Außerdem hat der Bund die zivilen und militärischen Arbeitsplätze bei der
Bundeswehr verringert. Die rechtliche Verselbstständigung von bisher rechtlich un-

selbstständigen staatlichen und kommunalen Einrichtungen tühd dazu, dass die Be-
schäftigten dieser Einrichtungen nicht mehr zum N4itarbeiter§tab ihres bisherigen
Diensiherrn gehören. lm staatlichen Bereich wurde für die ausgegliederten Einrich-
tungen (insbesondere Hochschulkliniken, Hochschulen und staatliche Krankenhäu-
ser) in den vergangenen Jahren in der Regel die Bechtsform der Anstalt des öffent
lichen Rechts gewählt. Dies führt dazu, dass die Arbeitsplätze in den mittelbaren

öffentlichen Dienst verlagert werden und damit im Bereich des öffentlichen Dienstes

verbleiben. lm kommunalen Bereich wird daqeqen eine privatrechtliche Rechtsform

für die ausgegliederten Einrichtungen bevorzugt, mit der Folge, dass deren Be-

schäftigte nicht mehr zum öffentlichen Dienst zählen, sondern unter den weiter ge-

fassten Begriff der öffentlichen Arbeitgeber. Ungefähr 35 % der Personalreduzierung
seit 199'1 sind auf d ie Privatisierung der Deutschen Bundespost zu rückzuführen. 22 yo

entfallen auf die durch Privatisierung ausgegliederten Angestellten und Arbeiter der
Deutschen Bundesbahn sowie den Rückgang der Zahl der Beamten und Beamtin-

nen beim Bundeseisenbahnvermögen, 29 % auf die Verschlankung des öffentlichen
Dienstes in den neuen Bundesländern, etwa 5 % au, die Reduzierung der Perso-

nalstärke der Bundeswehr (einschl. deren Verwaltung) und I % sind Folge von Per-

sonaleinsparungen und Ausgliederungen bei Bund, Ländern und Kommunen im

früheren Bundesgebiet.
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12 Gesamtwirtschaft im Uberblick

12.1 Rahmenbedingungen
des wirlschaft lichen Geschehens

Die Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland wird als "soziale l\y'arkt-
wirtschaft. bezeichnei. Darunter versteht man die Verbindung von ,freier Markt-
wirtschaft" mit einem Staat, der den ordnungs- und wirtschaftspolitischen Rahmen
sichert und sozial ausgleichend wirkt.

Basis der gesamten staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung der Bundesrepublik
Deutschland ist das Grundgesetz. Darin ist kein bestimmtes Widschaftssystem fes!
gelegt, es enthält aber eine Reihe normativer Bestimmungen, die als Bahmenbe
dingungen zu betrachten sind. Dazu zählen insbesondere die Garantie des privat-
eigentums sowie dessen soziale Verpflichtung, die Gewerbefreiheit, das Recht auf
freie Wahl des Arbeitsplatzes, die Vereinigungsfreiheit und die Freizügigkeit.

Weitere Grundsätze der Ordnungspolitik werden durch das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkung (1957), das Stabilitätsgesetz (1967), das Gesetz über das Kre-
ditwesen ('1961), das Gesetz über die Deutsche Bundesbank ('1957) sowie eine Reihe
anderer Gesetze (2. B. Tarifvertragsgesetz, Gewerbeordnung) näher bestimmt.

Darüber hinaus wirken sich auf das wldschaftliche ceschehen Einflüsse der So-
zialgesetzgebung und arbeitsrechtliche Regelungen aus, ebenso wie der föderalis-
tische Staatsaufbau und die Einbindung der Bundesrepublik Deutschland in inter-
nationale Organisationen. Begelungen der Sozialgesetzgebung beeinflussen nicht
nur die Lebensverhältnisse des Einzelnen, sondern auch die Ausgabensituation
des Staates und der Sozialversicherungsträger sowie die Kostenrechnung der Un-
ternehmen.

Nicht zuletzt werden die Konsum-, Spar- und lnvestitionsentscheidungen der Wid-
schaftseinheiten (Unternehmen, Staat, Private Haushalte) durch die Steuer- und
Abgabenpolitik sowie die Regional- und Strukturpolitik beeinflusst. Zunehmend ge-
winnen für das Handeln der Wirtschaftseinheiten auch Rahmenbedingungen auf
europäischer Ebene, so wie die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank, an Be-
deutung.

Diese oben beschriebenen ordnungspoljtischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten
müssen von den politisch Verantwortlichen, aber auch von anderen Wirtschafts-
einheiten, bei widschaftspolitischen und anderen Entscheidungen beachtet werden.
Erforderlich für Entscheidungsprozesse sind aber auch quantitative lnformationen, die
unter anderem als wirtschaftsstatistische Daten von den statistischen Amtern des
Bundes und der Länder regelmäßig bereitgestellt werden.
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12.2 Einführung in die gesamtwirtschaftliche Darstellung

Aufgabe der Wirtschaftsstatistiken ist es, wirtschaftliche Vorgänge und Ergebnisse in

einzelnen Bereichen und in der Volkswirtschaft insgesamt zu erfassen, aufzubereiten
und die Daten der Öffentlichkeit zugänglch zu machen. Diese Daten dienen als
Grundlage wirtschaftspolitischer und unternehmerischer Entscheidungen. Darüber
hinaus werden sie von Forschungsinstituten, Hochschulen, Verbänden, inter-
nationalen Organisationen und von Unternehmen für Analyse- und Prognosezwecke
genutzt.

Den umfassendsten Überblick über das wirtschaftliche Geschehen liefern die Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR), die statistisches Basismaterial aus na
hezu allen Bereichen zu einem geschlossenen Gesamtbild zusammenfügen und ge-
gebenenfalls durch Schätzungen ergänzen, um statistische Lücken zu schließen.

Der Darstellung der volkswirtschaftlichen Zusammenhänge liegt der Kreislaufgedanke
zugrunde. Damit das Bild überschaubar bleibt, wird in den VGB die Vielzahl der Wirt-
schaftseinheiten und der widschaftlichen Vorgänge zu Gruppen zusammengefasst.
Die Gruppen sind so gebildet, dass die vielschichtigen Zusammenhänge im Wirt-
schaftsleben möglichst klar erkennbar werden. Die Wirtschaftseinheiten werden in

erster Linie nach der Ad ihres wirtschaftlichen Verhaltens gruppiert: in grober Gliede-
rung spricht man von den Sektoren Kapitalgesellschaften, Private Haushalte, Private
Organisationen ohne Erwerbszweck, Staat und übrige Welt, in feiner Gliederung von
Wirtschafts- bzw. Produktionsbereichen, Haushaltsgruppen usw. Die Abgrenzung
und Zusammenfassung der wiftschaftlichen Vorgänge wird so vorgenommen, dass
ein möglichst aussagefähiges Bild über die

- Produktion, Veileilung und Verwendung derGüter,

- Entstehung, Verteilung, Umverteilung und Verwendung der Einkommen und die

- Vermögensbildung und ihre Finanzierung

entsteht.

Die Ergebnisse der VGR werden grundsätzlich in Geldeinheiten ausgedrückt. Sie be-
ziehen sich wie das statistische Ausgangsmaterial stets auf abgelaufene Zeiträume.

Die VGR sind als ein geschlossenes Kontensystem mit doppelter Verbuchung aller
Vorgänge angelegt und umfassen daneben eine Reihe ergänzender Tabellen. ln den
Tabellen werden die Kontenpositionen teilweise tiefer untergliedert, nach besonderen
Gesichtspunkten zusammengefasst oder zum Beispiel um die Angaben in konstanten
Preisen enueitert. Außerdem werden in den lnput-OutpulTabellen die produktions-
und gütermäßigen Verflechtungen in der Volkswirtschaft gezeigt.

Ziel der VGR ist die Quantifizierung der Leistung einer Volkswinschaft als Ganzes.
Diese kann aus drei Blickwinkeln heraus erfolgen:

a) Wo ist die Leistung entstanden? Wie haben die einzelnen Wirtschaftsbereiche
zum gesamtwirtschaftlichen Ergebnis beigetragen? (Entstehungsrechnung, vgl.
Abschnitt 12.4)
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-12.3 Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts

Das Bruttoinlandsprodukt ist ein lMaß für die in einem bestimmten Wirtschaftsraum,
zum Beispiel Deutschland, in einem Zeitraum, beispielsweise einem Kalenderjahr, er-
brachte gesamtwirtschaft liche Leistung.

Es kann prinzipiell von drei Seiten berechnet und dargestellt werden. Die folgenden
Angaben in N4d. Euro gelten für 2003:

Das Inlandsprodukt
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b) Wofür wurde das, was erarbeitet wurde, verwendet? Wurde es investiert, konsu-
miert oder expodiert? (Verwendungsrechnung, vgl. Abschnitt 12.5)

c) We wurde das bei der Erarbeitung der gesamtwirtschaftlichen Leistung ent-
standene Einkommen verteilt? (Verteilungsrechnung, vgl. Abschnitt 12.6)

Als zentrale Größen werden in der Entstehungsrechnung die Bruttowedschöpfung
und das Bruttoinlandsprodukt, in der Verwendungsrechnung der Konsum, die Brut-
toinvestitionen sowie der Außenbeitrag und in der Verteilungsrechnung das Brutto
nationaleinkommen, das Volkseinkommen, das Arbeitnehmerentgelt sowie die Un-
ternehmens- und Vermögenseinkommen berechnet.

lm Folgenden werden für die Jahre '1 931 bas 2003 Angaben der VGR für Deutschland
(Rechenstand Januar 2004) nachgewiesen.
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'1. Entstehungsseite
Bruttowertschöpf ung (unbereinigt)

- unterstellteBankgebühr
- Bruttowertschöpfung (bereinigt)
+ Gütersteuern abzügl. Gütersubventionen

= Bruttoinlandsprodukt
+ Saldo der Primäreinkommen aus der übrigen Welt

= Btuttonationaleinkommen (Bruttosozialprodukt)

2. Verwendungsseite
private Konsumausgaben

+ Konsumausgaben des Staates
+ Bruttoanlageinvestitionen
+ Vorratsveränderungen und Nettozugang an Wertsachen
+ Außenbeitrag

= Bruttoinlandsprodukt

3. Verteilungsseite
Bruttonationaleinkommen (Bruttosozialprodukt)

- Abschreibungen

= Nettonationaleinkommen

- Produktions- und lmportabgaben an den Staat
abzüqlich Subventionen vom Staat

= Volkseinkommen

- Arbeitnehmerentqelt
= Unternehmens- undVermögenseinkommen

1373,8
58,1

1 915,7
214,1

2 '129,8

-14,4
2 115,5

1246,4
4'10,3
376,5

1,4
95,3

2129,8

2 1 '15,5

319,8
'1 795,6

1570,3
1132,4

437,9

Abb.2: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Preisen von 1995
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent
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lm Jahr 2003 erreichte das deutsche Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen
2129,8 Mrd. Euro.

Die Zunahme oder Abnahme des Bruttoinlandsprodukts in jeweiligen Preisen wird
sowohl durch die Veränderung des Volumens der gesamtwirtschaftlichen Leistung als
auch durch die allgemeine Preisentwicklung beeinflusst. Bei einer Rechnung rn

konstanten Preisen eines bestimmten Basisjahres wird dagegen die Preisveränderung
ausgeschaltet. Die jährlichen Veränderungsraten des Bruttoinlandsprodukts in kon-
stanten Preisen können so als lvlaßstab der (realen) Wirtschaftsentwicklung betrachtet
werden. ln Deutschland hat das Bruttoinlandsprodukt zwischen 1991 und 2003 um
rund 16 % zugenommen. Gegenüber dem Jahr 2002 hat sich das Bruttoinlands-
produkt leicht um 0,1 oÄ verringed. Nach 1993 (- 1 ,1 %) ist dies der zweite Bückgang
der Wirtschaftslerstung nach der Wiedervereinigung.

Tab. 1 i Bruttoinlandsprodukt

Neben dem Bruttoinlandsprodukt ist die Pro-Kopf-Leistung als N,4aß für die Arbeits-
produktivität (Bruttoinlandsprodukt ie Erwerbstätigen) eine wichtige GröRe zur Beur-
teilung des wirtschaftlichen Fortschritts. Die Pro-Kopf-Leistung in,eweiligen Preisen
wird dabei als Wirtschaftsleistung bezeichnet. Sie dient in der Regel zum Vergleich der
Arbeitsproduktivität verschiedener Gebiete oder Bereiche innerhalb einer Periode. lm
Gegensatz dazu wird die Pro-Kopf-Leistung in konstanten Preisen, d. h. die Arbeits-
produktivität, zur Messung von Produktivitätsveränderungen zwischen verschiedenen
Perioden verwendet.

ln konstanten Preisen des Jahres 1995 gerechnet war die Arbeitsproduktivität 2003
rund 17 o/a höher als '199'1. Sie wuchs in diesem Zeitraum jährlich im Durchschnitt um

ln jeweiligen Preisen n Pre sen von 1995

Mrd.
EUB

EUN
je Erwerbslätigen

im lnland
(wirtschaftsleistung)

Mrd.
EUR

EUR
je Erwerbstätigen

im lnland
(Arbeitsproduldivita0

1SS1

1992
1SS3
1994
199s
1996
1997
't 998
1999
2000
2001
2002
2003

1 502,2
1 613,2
1654,2
1 735,5
1801,3
1833,7
1 471,6
1929,4
1978,6
2030,0
2073,7
2110,4
2129.4

39 100
42 600
44300
46500
48 200
49 200
50 300
51 300
52 000
52400
53300
54600
55600

T 710,8
1749,'1
'1 730,1
1770,7
1801,3
1815,1
1840,4
1 876,4
1914,8
1969,5
1986,2
1989,7
1987,4

44500
46200
46300
47 500
48200
48 700
49 500
49900
50300
50800
51 000
51 500
51 900
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Abb. 3: Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche 1991 und 2003, in %

1991

Fhanzieruno V€rmieluno urld
L,nremehm;;sdienstl€i;ter
24,2
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Flnanz eruna, Vermielunq und
Unlemehmensdienstleisler
30,5

18,0

tr.2

5,9 20,3

21,7

Prodlz erendes Gewerbe
ohn6 Bä!oBwerbe_ 

30.4

Produzierendes Gsr/erbB
ohne BauoMrbe

24,5 1,1

wedschöpfung, während in konstanten Preisen mit der prozentualen Veränderung der
Bruttowertschöpfung die wirtschaftliche Entwicklung in den einzelnen Wirtschafts-
bereichen im Zeilverlauf dokumentieft wird.

Abb. 3 zeigt anhand von zwei Kreisdiagrammen die Struktur der nominalen gesamt-
wirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Deutschland für die Jahre 199'1 und 2003.
Der Anteil des Produzierenden Gewerbes ohne Baugewerbe ('1991: 30,4 %; 2003:

24,5 !o) ging deutlich zurück, der Bereich Finanzierung, Vermietung und Unterneh-
mensdienstleister (1991].24,2 a/o:2003: 30,5 %) hat dagegen deutlich an Bedeutung
gewonnen. ln den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (1991: 1,4 %; 2003:
1,1 %), Handel, Gastqewerbe und Verkehr ('1991; 17,7 %; 2003: 18,0 %) sowie öf-
fentliche und private Dienstleister (1991: 20,3 o/o:2oo3:21,7 o/o) traten nur kleinere

Veränderungen aur.
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12.4 Entstehung des Bruttoinlandsprodukts

Die Entstehungsseite des Bruttoinlandsprodukts wird in tiefer Gliederung berechnet

und nach maximal 60 Wirtschaftsbereichen veröftentlicht. Dabei lässt sich der Beitrag
der einzelnen Wirtschaftsbereiche zum Bruttoinlandsprodukt an ihrer Bruttowert-
schöpfung messen.

Die Bruttowedschöpfung ist die Summe der von inländischen Wirtschaftseinheiten
bzw. Wirtschaftsbereichen produzierten Waren und Dienstleistungen abzüglich der

von anderen Wirtschaftseinheiten bzw. von anderen Wirtschaftsbereichen bezogenen
Vorleistungen (2.8. Rohstoffe, Vorprodukte, Handelswaren, Reparaturleistungen).
Tab.2 zeigt die Bruttowertschöpfung nach sechs zusammengefassten Widschafts-
bereichen. D e Angaben in ieweiligen Preisen sind als absolute Beträge in Mrd. Euro
ausgewiesen und zeigen den Beitrag des jeweiligen Widschaftsbereiches zur Brutto-



Tab. 2: Bruttowertschöpfun9 nach Wirtschaft sbereichen

1991
1993
1994
1995
1S96
1997
1998
1gge
2000
2001
2002
2003

1S95
1S96
19S7
1998
199S
2000
200'1
2t)o2
2003

1_g

1414,2
1555,4
1626,1
1 690,4
1722,1
1164,2
1810,3
1843,2
1885,3
1925.1
1 958,9
1073,8

19,7

20,8
21,6

22,6
22,1

23,5
22,0
21,8

in ieweiligen Preisen in Mrd. EUR
430,5 84,1 250,7
410,s '104,5 271,6
420,1 1.13,7 2A6,4
428,3 114,1 29S,5
430,1 109,0 297,7
438,2 104,6 306,0
455,2 100,8 316,4
4s3,0 100,9 322,1
463,8 S7,2 336,3
472,1 92,5 350,5
476,7 87,7 353,2
483,6 82,5 355,3

Verän,lerunqen gegenüber den Vorjahr in ok

't.9 0,3 4,6

342,7
415,3
436,9
462,3
484,7
508,8

548,3
560,7
574,1
5S5,1
601,6

286,5

348,2
364,1
314,1
379,6
388,0
396,8
404,8
412,4
424,3
429,0

04,

2,8
1,8

2,1
1,8
0,8

1,9
3,9

-0,5
2,4
1,8
1,0
1,4

- d,5

- 4,O

-3,1
0,2

-4,9

-5,9

0,6
2,8
3,4
'1,8

4,4

0,8
0,6

5,8
5,7
4,1

4,0
2,3

3,7
1,1

4,8
2,6
1,5
2,2

2,O
1,9

1,1

3,7

'1,1

- 1,4

-2,0
1,9
4,3
6,4

-o,7

o,4

ohne Bau-

Bau Handel,
Gasi- rung,ver-

mietung,

örent ctre

Diensl-

in Preisen von 1995 in Mrd- Et lR
456,3 1m,3 282,1
415,3 110,5 285,2
426,1 1'16,8 293,7
428,3 114,1 299,5
418,9 109,4 3ü2,6
424,6 107,8 306,0
437,3 't0s,0 314,3
430,5 105,'1 334,5
447,3 102,1 353,5
444,3 95,8 367,6
443.8 90.1 371.3
445,9 85,9 373,7

Veränclerung gegenübq dem Voriahr in a/o

0,6

lSSl
1993
'1994

1995
'1996

1997
1998
1999
2000
2001
2002
2003

24,6
24,1
23,9

199s
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002
2003

4,9
6,6

-0,3
2,3
5,5

-0,5
-0,1
-2,0
-0,8

2.O
1.0
1,1
2,7
6,4
5,7
4,0
1,0

332,8
350,8
357,9
364,7
371,4
373,7
377,1
342,-l
388,4

394,8
395,0

1,9
'1,8

0,6

5,1
4,7
3,9
4,6
3,9

3,3
1,1

0,3

1 598,3
I619,2
1 655,0
1 6S0,4
1 709,6
1742,1
1743,0
1823,5
'1886,7

1911,5
1919,9
1922,3

2,1
1,1

1,9

3,5
1,3
0,4
0,1

0,5
-2,2

2,O

3,9
-o,7
-0,1

0,5

- 4,O

-1,5
-2,7

0,1

-2,9
-6,1
-5,9
- 4,7

20,1
21,7
20,6
21,6
23,O
22,9
23,5
24,4
24,6

0,s
1,3
1,6
0,3
1,3
0,'l

403,6
431,4
440,O
462,3
444,2
503,0
525,9
546,6
570,9
589,7
595,9
598,0
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Die qenannten Umstrukturierungsprozesse derWirtschaft in Deutschland haben auch

einen Einfluss auf die Struktur der Erwerbstätigkeit und lassen sich anhand der Ver-

teilung der Erwerbstätigen auf die einzelnen Wirtschaftsbereiche weitgehend nach-
vollziehen.

Während in Deutschland 199'1 in den Abgrenzungen der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen noch knapp 30 o/o der Erwerbstätigen im Produzierenden Gewerbe
ohne Baugewerbe arbeiteten, waren es 2003 nur noch 21 %. Umgekehrt waren 1991

nur rund 25 von 100 Erwerbstätigen bei ötfentlichen und privaten Dienstleistern be-
schäftigt, 2003 waren es 29 (siehe Tab. 3). Während der Anteil der Erwerbstätigen in

der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei deutlich zurückging (Anteil 1991: 4,0 %;

2003: 2,4 %) stieg er bei Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistern
(1991: 9,6 Vo:2003. 15.7 %) stark. Bei Handel, Gastgewerbe und Verkehr (1991:

?4.3 o/": 2oo3:25.4 7o) gab es keine auffällige Anderung.

Tab. 3: EMerbstätige im lnland
nach zusammengelassten Wirtschaftsbereichen

1 2.5 Verwendung des Bruttoinlandsprodukts

Die Verwendungsrechnung als zweite Säule der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nunqen zeiqt, wie die produzierten und impodieften Waren und Dienstleistungen ver-
wendet worden sind. Generell können sie, nach Abzug des Vorleistungsverbrauchs,
der inländischen Verwendung, das heißt dem Privaten Konsum, dem Konsum des
Staates und den Bruttoinvestitionen zuqeführt oder aber exportiert werden. Angaben

zur Verwendungsseite des Bruttoinlandsprodukts enthalten die Tab. 4 und 5.

gesamt

1 000

ohne Bau-

Bau-
rung, VeF

öffem-
liche und

Dienst-

1391
19S2
r993
1994
lg95
1996
1S97
1998
1999
2000
2001
2002
2003

38454
37 878
37 365
37 304
37 342
37 270
37 208

38 071
38 748
38 g1'1

38 67'1

3A 279

4,0
3,5
3,3
3,1

3,0

2,7
2,6
2,6

2,4

25,4
27,6
26,0
24,7
24,1
23,5
23,1

22.O

21,6
21,2

7,3
7,7
8,1
8,5
8,6
8,4

7,7
7,5
7,1

6,3
6,0

24.3
24,7
25,0
25,0
24,9
25,0
25,1
25,2

25,4

s,6
'10,3

10,8
11,4
1r.8
12.3
12,7
13,3
14,0
14,?
15,2
15,4
15,7

25,3
26,2
26,7

21,6

28,3
28,3
28,4
24,2
28.4
28,8
292
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Tab. 4: Verwendung des Bruttoinlandsprodukts

Brutto-

prvaten organ -

BrLrtto-
beitrag

1991
1993
1994
1995
1996
r997
19S8
1999
2000
2001
2002
2003

1995
'1996

19S7
TS98
1999
2000
2001
2002
2003

1 502,2
1 654,2
1735,5
1 801,3
1833,7
1871,6
1 S29,4
1978,6
2 030,0
20f3,7
2110,4
2129,A

364,9
371,9
402,O
408,1
396,6
401.7
419,9
428.4
440,7
405,7
378,8
317,9

2,0
2,9

-7,S
- 6,6
- o,2

2,9

11,6
19,1

2A,A
16,0

41,2
s0,7
95,3

3,8
1,8
2,1
3,1
2.6
2.6

1.8
0,9

in jeweiligen Preisen in Mtd. EUR
832,9 19,6 2AA,4
926,6 24,O 328,8
959,5 26,3 342,2
9S6,2 2A,6 356,8

1021,6 30,6 365,8
1047,6 32,2 364,5
'I 076,5 34,7 36S,5
I118,3 37,7 378,2
1 156,5 3S,7 385,6
1191,5 41,2 3S4,1
1 193,5 43,0 404,4
1202,0 44.4 410,3

Veränderuog gegenüber dem Voqahr in ya

3,8 9,0 4,3
2,6 7,O 2,5
2,5 5,2 -0,32,8 1,7 1,4
3,S 8,5 2,3
3,4 5,5 2,O
s,0 3,7 2,2
0,2 4,4 2,6
o,7 3,2 1,4

1,5

1,3
4,5

lv1rd. EUB

7,5

3,2
- 12,4
-8,5
33,7
49,4
4,6

1991
1993
1S94
1995
'1996

1997
1998
1999
2000
2001
2002
2003

1,8
0,3
'1,S

399,7
384,5
404,1
408,1
396,0
398,5
416,8
426,7
436,1
400,6
374,9
376,0

0,8
-3,0

0,6

2,4

-8,1

0,3

1710,8
T 730,1
1770,7
1 801,3
1815,1
1840,4
1476,4
1 914,8
1963,5
1986,2
1 389,7
1S87.4

18,5
8,9

10,4
1T,6
20,8
36,2
24,4
14,6
34,8
66,8

101,1
97,0

MTd. EUR
1,2
9,2

15.4

- 13,8

32,0
34,3
-4,1

in Preisen von 1995 in Mrd. EUB
s42,3 23,9 326,4
s67,5 26,1 343,2
976,9 27,2 351,4
s96,2 28,6 356,8

1005,0 30,1 363,3
1010,0 3-t,2 364,5
1027,0 32,8 371.3
1064,3 34,8 314,3
1084,7 35,S 378,0
1100,7 36,2 382,0
1088,1 37,2 388.4
1086,0 37,4 391,1

Veränderung gegenübü dem Voiahr in ok

2,O 5,3 1,51,7
0,8
1,4
2,0
2,0
2,5
0,8
o,2

-0,1

0,9
0,5
1,1

1,9
1,5

-1,1
-o,2

5,0
3,8
5,1
6,0
3,2
0,8
2,9
0,5

0,8
1,0
1,0
1,1
o,7
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Tab. 5 zeigt, dass in Deutschland der größte Teil (6'1,3 %) der inländischen Ven en-
dung von Waren und Dienstleistungen zu den Privaten Konsumausgaben gehört. Un-
ter Privaten Konsumausgaben wird dabei im Wesentlichen der Kauf von Waren und
Dienstleistungen durch inländische private Haushalte verstanden, daneben gehören

die Konsumausgaben der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck dazu.

Knapp ein Fünftel ('18,6 oZ) der Güter der inländischen Verwendung wird investied,
erhöht also den Bestand an Anlagen (Ausrüstungen, Bauten, sonstige Anlagen) oder
verändert die Vorrats- und Wertsachenbestände der Kapitalgesellschaiten, des Staa-
tes sowie der privaten Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck.
Die lnvestitionen - insbesondere Anlageinvestitionen - sind für die widschaftliche
Entwicklung von großer Bedeutung. Sie sind eine wesentliche Voraussetzung für den
wirtschaftlichen Verlauf der kommenden Jahre.

Ein weiteres Fünftel (20,2 %) der letzten inländischen Verwendung entfällt auf die
Konsumausgaben des Staates. Diese umfassen die Aufwendungen des Staates
(Gebietskörperschaften, Sozialversicherung) für allgemeine Verwaltungsleistungen,
Sicherheit, Bildung, Gesundheitswesen u.4.. soweit sre der Allgemeinheit ohne spe-
zielles Entgelt zur Verfügung gestellt werden.

Zur Nachfrageseite des Bruttoinlandsprodukts gehört auch der Außenbeitrag (vgl.

Tab.4). Er stellt den Saldo aus Exporten und lmporten von Waren und Dienst-
leisiungen an die bzw. aus der "übrigen Welt. dar. ln den ersten beiden Jahren nach
der Wiedervereinigung war der nominale Außenbeitrag für Deutschland negativ, d. h.

nach Deutschland wurden mehr Güter eingeführt als aus Deutschland ausgefühd.
Dies hat sich '1993 wieder umgekehrt und seitdem ist der AuRenbeitrag in allen Jah-
ren positiv gewesen.

Tab.5: lnländische Verwendung in jeweiligen Preisen

ln ändische Konsum-
ausgaben

der privatefl
Haushalte

gaben der pri
vaten Organi-
sationen ohne

Konsum-
ausgaben

des Staates

Brutto-
investi-

Mrd. EUR in 0,6 der inländischen Verwendung

19S 1

1992
19S3
'1S94

1S95
'1996

1997
19S8
1S99
2000
2001
2002
2003

r 505,7
1 617,2
1 651.3
1 730,0
1789.7
1814,6
1845,9
1900,6
1962,6
2 022,5
2 032,5
2 019,7
2 034,6

55,3
55,2
56,1
55,5
55,1
56,3
56,7
56,6
57,0
57,2
58,6
59,1
59,1

2

,3
,4
,5
,5
,6
,7
,l
,8
,9
,0

19,2
19,7
19,S
19,8
19,S
20,2
19,7
19,4
19,3
19,1
19,4
20,0
20,2

24.2

22.5

22,4

21,8

21,4
21,8
20,0
18,8
18,6

2,O
2,1
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12.6 Verteilung desVolkseinkommens

Das gesamte Bruttonationaleinkommen (Bruttosozialprodukt) erreichte 2003 einen
Wert von 2 1'15,5 N,4rd. Euro. Das Nettonationaleinkommen lag bei '1 795.6 N4rd. Euro.
Das Volkseinkommen, also die Summe des von lnländern empfangenen Arbeit-
nehmerentgelts und der Unternehmens- und Vermögenseinkommen, betrug 1 570,3
Mrd. Euro; das waren 19 000 Euro je Einwohner Das Arbeitnehmerentgelt lag bei
1 132,4 Mrd. Euto b.w.72,1 % des Volkseinkommens (Lohnquote); je Arbeitnehmer

Tab. 6: Verteilung des Volkseinkommens

'1991

1S92
1993
1994
1995
1396
1997
1998
19S9
2000
2AA1

2002
2003

1 167,1
1 242,6
1255,7
1302,6
1 358,6
1 3A1,7
1404,6
1442,2
1468,2
1 508,4
1542,2
1571,5
1570,3

14600
15 400
15 500
16 000
16 600
16 900
17 100
17 600
17 S00
18 400
1B 700
19 100
1S 000

846,0
916,4
937,9
961,2
9S6,2

1 005,3
1009,2
1 030,6
1057,8
1 0s9,1
1 '121,3

1130,5
1 132,4

72,5
73.7
74,7
73,8

72,4
71,4
71,5
72,O

72.5
72,7
71,5
72,1

24200
26 800
21 AAO

2A 700
25 740
30 100
30 300
30 700
31 000
31 700
32 200
32 700
33 200

321,1
326,2
317,8
341,5
362.4
376,4
395,4
411,6
410,4
409,3
420,S
441,0
437,9

Tab. 7: Arbeitnehmerentgelt, Löhne und Gehälter (lnländer)

Mrd.
EUB

EUR
je Ein-

t\,trd.
EUB

% vom EUR je

Lrrd. EUR

snrgelt

Sozial
be lräge

Brutto-

-gshälter

Abzilge Netto-
löhne

-gehälte{

Bruttolöhne
und -sohäh€t

EURMrd- EUB

T S91

1992
r9g3
1994
19S5
1996
19S7
199B

2000
2001
2002
2003

846,0
e16,4
937,9
961,2
996,2

1005,3
1009,2
1030,6
1057,8
1 099,1
1 121,3
1 130,5
1132,4

153,0
166,2
168,0
179,9
189,8
190,3
195,6
200,1
202,4
214,5
217,6
220,0

693,0
750,2
769,S
781,3
806,4
B15,0
813,6
830,5
855,4
884,6
903,7
910,4
s0s,3

211,7
237,4
241,9
255,0
215,7
287,O
294,2
299,3
306,2

311,3
3't6,9
321.2

481,3
512,8
528,0
526,3
530,7
528,0
5'19,4

s49,2
571.7
592.4
5S3,5
588,0

1 650
1 830
1910
1 S40
2010
2 040
2 040
2 060
2 090
2130
2170
2 200
2 220
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Tab. B: Arbeitnehmerentgelt und Bruttolöhne und -gehälter im lnland

Bau

Ba!
Gasl

D 6nst

19S1
TSS3
1SS5
1996
1997
1998
19S9
2000
2001
2002
2003

1991
19S3
1995
1996
1997
1998
19S9
2000
2001
2002
2003

844,0
937,4
9S6,S

1 006,2
1 010,3
1 031,4
1 058,7
I 100,0
1121,S
1 131,0
1 132,9

24 200
27 AoD
29 700
30 100
30 300
30 700
31 000
3l 700
322DO
32 700
33 200

13 700
17 300
18 900
'1S 400
'19 300
19 400
'19 800
20 300
20 400
20 600
20 800

87,9
107,4
121,4
127,2
'13'1,5

140,7
151,6
166,3
174,4
179,3
181,6

216,3
251,O
273,8
281,6
285,2
290,4
300,0
306,7
311,6
3T S,7
324,4

23 500
26 700
28 300
2a 704
29 000
29 300
29 800
30 200
30 500
31 000
31 400

10,6
8,9
9,5
s,3
9,3
9.5
e,7
9.7
s,5
9,5
9,5

311,0
309,3
308,9
315,7
317,7
332,6
340,1
337,9

203,5
203,8
203,7
206,4
212,7
2TS,5
224,4

Arbeitnehmercntgelt Mrd - EU R

301,2 57,8 170,2
304,1 70,5 195,5

s36,6 54,8 226,1

EUR je Arbeitnehmer (Lohnkosten)
27 400 22BOO 20 900
32 400 25 900 24 '100

35 900 26 900 25 300
36 800 2f 200 25 300
37 s00 27 200 25 300
38 200 21 200 25 200
38 900 27 300 25 500
40 600 27 70A 25 600
41 500 28 200 26 000
42100 28 tOO 26 400
43 200 29 100 26700

77,7
75,1
71,7
68,7

61,1
57,5

27 200
30 600
32 000
32 400
32 500
32 800
32 800
33 500
34 000
34 700
34 900

1991
1993
1995
TS96
1997
1998
1999
2000
2001
2002
2003

691,4
769,5
806,9
815,7
814,5
831.1
856,0
88s,2
sM,1
910,8
909,5

19 800
22 aOO

24100
24 400
24 500
24 700
25 100
25 500
26 000
26 300
26 600

72,6
88,7
99,7

103,8
106,8
'114,1

123,9
r34,4
141,9
144,1
146,2

22 500
25 200
26 200
26 400
26 400
26 600
26 800
2714O
27 600
28 000
28 100

175,5
204,1

225,8
227,l
231,2
238,9
244.9
249,3
255.3
258.3

19 100
21 7AO

22 700
23 000
23 100
23 300
23 800
241DO
24 40n
24 704
25 000

9,0
1,4
7,9
7,7
7,7
f,a
8,0
8,0
7,5
7,9
7,4

Bruttalöhne und gehälter Mrd. EUR

245,8 47,1 141,4
249,4 51,8 162,0
251,'t 63,3 165,1
250,6 60,6 167,3
248.9 57,7 166.3
254,1 55,3 168,6
256,2 55,O 174,1
263,3 53,6 181,0
269,3 50,3 1&5,6
267,6 47.4 187,9
265,7 4s,1 186,s

EUR je Atbeitnehmet Yerdienst)
22 400 18 600 17 400
26 600 21 200 19 900
29 000 21 900 20 600
29 800 22 DAD 20 800
30 200 21 900 20 600
30 800 21 900 20 600
31 400 22 400 20 800
32100 22800 21 100
32 800 23200 21 500
33 400 23 600 21 800
34100 2400n 22 000

11 500
14 400
15 600
16 000
15 900
16 000
16 300
16 S00
16 900
17 000
17 200
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waren das 33 200 Euro. Auf die Unternehmens- und Vermögenseinkommen entfielen
437,9 Mrd. Euto bzw.27,9 Vo des Volkseinkommens.

Um l\.4issverständnisse bei der lnterpretation dieser Zahlen zu vermeiden, ist anzu-
merken, dass zu den lJnternehmens- und Vermögenseinkommen neben den Unter-
nehmenseinkommen (Aktiengesellschaiten, Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung, Personengesellschaften, Einzelunternehmen usw.) auch die Vermögensein-
kommen aller Bevölkerungsgruppen (also zum Beispiel auch die Zinsen aus dem
Sparguthaben oder die Dividenden aus dem Aktienbesitz eines Arbeitnehmers) rech-
nen. Außerdem ist zu beachten, dass das Arbeitnehmerentgelt die gesamten Sozial-
beiträge (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteile) sowie die Lohnsteuer der Arbeit-
nehmer einschließt.

Vom gesamten Arbeitnehmerentgelt entrielen 2003 in Deutschland 19,7 o/a aut die
Sozialbeiträge derArbeitgebe( nachdem es im Jahr 199'1 erst 18,1 0/6 waren.

Bei einer Betrachtung der Entwicklung der Arbeitnehmerentgelte und der Bruttolöhne
und -gehälter nach Wiftschaftsbereichen zeigt sich, dass die höchsten Lohnkosten
(Arbeitnehmerentqelt je Arbeitnehmer) im Jahr 2003 mit 43 200 Euro im Produzie-
renden Gewerbe ohne Baugewerbe zu verzeichnen waren, die niedrigsten in der
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (20 800 Euro). Beim Verdienst (Bruttolöhne und
-gehälter je Arbeitnehmer) ergab sich ein ähnliches 8ild.

Sowohl das Arbeitnehmerentgelt als auch der überwiegende Teil der Unternehmens-
und Vermögenseinkommen flie8en den privaten Haushalten zu. Von diesen Ein-
kommen müssen - wie bereits erwähnt - (direkte) Steuern und Sozialbeiträge gezahlt
werden, die jedoch teilweise in Form von sozialen Leistungen und anderen Transfers
den Haushalten wieder zugute kommen. Erst die Einkommen, die sich nach dieser
Umverteilung ergeben, stehen zur freien Verfügung der Haushalte und können von
diesen für den Privaten Konsum bzw. das Sparen verwendet werden.

12.7 Außenwirtschaft

12.7.1 Außenhandel

Über den Außenhandel liefert die amtliche Statistik detailliede Angaben, nicht nur
hinsichtlich Umfang und Handelspartnern, sondern auch bezüglich der Waren, die
ein- und ausgeführt werden. Welche Bedeutung der Außenhandel für Deutschland
hat, wird schon daran deutlich, dass die Bundesrepublik Deutschland - nach den
USA - den zweithöchsten Außenhandelsumsatzl der Welt ezielt.

Gemessen am Bruttoinlandsprodukt betrug der Anteil der Warenausfuhren in
Deutschland im Jahr 2OO2 30.9 % und der der Einfuhren 24,6 02.

'1 Der Außenhandelsumsatz ist die Summe aus Ein- und Ausfuhren
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Wie Tab. I zeigt, ist der deutsche Außenhandel von 1960 bis 2002 um das rund 25-
fache gestiegen. Die Ausfuhren sind im Jahr 2002 gegenüber dem Vorjahr um 2,0 %
auf 65'1,3 Ny'rd. Euro gestiegen. Demgegenüber sind die Einfuhren im gleichen Zeit-
raum um 4,5 yo aul 518,5l'Ird. Euro zurÜckgegangen. Dadurch ereichte der Außen-
handelsüberschuss mit 132,8 Mrd. Euro ein neues Rekordergebnis.

Deutschlands wichtigste Absatz- und Beschaffungsmärkte liegen in Europa, denn

ca. 72 o/o der deutschen Ausruhren und Einfuhren bleiben in Europa oder stammen

aus Europa.

lnnerhalb der europäischen Länder bilden die EU-N.4itgliedstaaten (nachfolgende An-
gaben beziehen sich auf den Stand vor der Erweiterung im Niai 2004) das Schwer-
gewicht. lvlit ihnen wickelt Deutschland mehr als die Hälfte seiner Aus- und Einfuhren
ab, obwohl der Anteil der El]-Länder am Welt-Bruttoinlandsprodukt nur rund 25 %o

Tab.9: Entwicklung von Wareneinfuhr und Warenausfuhrl
in Mrd. ELJR

Jahr Sald03

1960
1970
1980
1SS0
1995
2000
2001
20024

2T ,8
56,0

174,5
293,2
339,6
538,3
542,4
518,5

24,s
64,1

179,1
348,1
343,2
597,5
638,3
651.3

2,7
8,0
4,6

54,9
43,6
59,1
95,5

132,8

I Bis e nsch. 1989 früheres Bundesgebiet, ab 1990 Deulschland.
2 Spez alha nd.l er'sp'echend de. A- ]enhandelsslstst [.
3 Ausfuhren abzüglich Einfuhren.
4 Pevdisrts Ergebnisse für Ausfuhr und Einflrhr insgesamt. Bei den nach Waren und L:indern aufge

gliederten Außen hande sergebn issen konnte aus technischen Gründen noch keine Revision fÜr das
Berichislahr2002 vorgenomm€n werden, es kann daherzu Abwelchungen gegenÜberden revdiefien
globalen Außen handelsergebn ssen kommen.

beträgt. ln den letzten Jahren hat vor allem der Handel mit Mittel- und Osteuropa
überdurchschnittlich an Bedeutung gewonnen. Dies wird auch dadurch unterstrichen,
dass der deutsche Außenhandel mit dieser Region im Jatu 2oo2 denienigen mit den
Vereinigten Staaten überstieg. Dennoch ist der amerikanische Kontinent für den
deutschen Außenhandel der zweitwichtigste l,4arkt. der 2002 rund 14 % der deut-
schen Ausfuhren aufnahm und 10 0% der Einfuhrgüter lieferte. Wirtschaftlich dominied
wird der deutsch-amerikanische Außenhandel von dem Warenaustausch mit den
USA; in die USA gingen im Jahr 2002 mehr als drei Viertel aller deutschen für Amerika
bestimmten Ausfuhren, bei der Einfuhr war der Anteil ebenfalls so hoch.

Während Deutschland wesentlich mehr nach Amerika liefert, als es von dort bezieht.
ist es im deutschen Außenhandel mit Asien gerade umgekehrt. Auf diesem Kontinent
verzeichnet Deutschland traditioneilein Handelsbilanzdefizit. welches im letzten Jahr
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Abb.4: Außenhandel Deutschlands nach Erdteilen 2002
in Mrd. EUR

Einfuhr
0,62

Asien 78,32

und Ozeanien 1,99

Europa
374.53

Amer ka 52,82

A,i ka 10,25

Ausfuhr
I,62

Asien 72,05

und Oz€anien 5-03

Amenka 89,08
Europa
471,74

Afrkall8

518,53
Mrd

651,32
lUrd.

jedoch zurück gegangen ist. So wuchsen die deutschen Ausluhren nach Asien zwar
jm Jahr 2002 gegenüber dem Vorjahr um 5,7 o/o au'f 72,O Mrd. Euro; gleichzeitig fielen
jedoch im gleichen Zeitraum die deutschen Einfuhren aus Asien um 5,3 % auf 78,3
lMrd. Euro. Größter asiatischer Handelspartner Deutschlands isl Japani von dort im-
portierte Deutschland im Jahr 2002 Waren im Wert von 19,9 Mrd. Euro, während die
deutschen Exporte nach Japan nur 12,6 Mrd. Euro erreichten.
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Sehr niedrig ist der Warenaustausch mit den übrigen Kontinenten. So erreichten die
deutschen Ausfuhren nach Afrika im Jahr 2002 rund 12 Ny'rd. Euro, das sind weniger
als 2 ol derdeutschen Exporte insgesamt. DerAnteil von Australien und Ozeanien war
mit weniger als einem Prozent noch geringer

Untersucht man die deutschen Außenhandelsbeziehungen nach der Höhe des Wa-
renaustausches, so ist Frankreich der mit Abstand wichtigste Handelspartner von
Deutschland mit einem Anteil von rund 10 yo am deutschen Außenhandelsumsatz des
Jahres 2002. Auf die drei wichtigsten Handelspadner (Frankreich, die Vereinigten
Staaten und das Vereinigte Königreich) entfällt zusammen gut ein Viertel des Um-
satzes und gut die Hälfte des Ausfuhrüberschusses. Fast zwei Drittel des Außenhan-
delsumsatzes wickelt Deutschland mit seinen zehn wichtigsten Partnerländern ab
(vgl. Abb. 5). Nlit den Vereinigten Staaten, Japan und China lagen lediglich drei dieser
zehn Länder außerhalb Europas. Von den 2002 europäischen Nicht- oder Noch-Nichl
Eu-N.4itgliedern sind vor allem die Schweiz und - wie bereits erwähnt - in zu-
nehmendem N4aße die mittel- und osteuropäischen Länder und hierwiederum vor
allem die Nachbarländer Polen und die Tschechische Republik sowie Russland - von
Bedeutung. So belegte die Tschechische Republik in der Rangliste der wichtigsten
Außenhandelspartner 2002 Rang 12, Polen Position 13 und Russland Position 14.

Unterglieded man den deutschen Außenhandel nach Warengruppen, so zeigen sich
eindeutige Schwerpunkte derdeutschen Exportwirtschaft. Bei der Ausfuhr lagen 2002

- wie auch in den Vorjahren - Kraftfahzeuge und Kfz-Teile ('127,9 N/rd. Euro) an der
Spitze, gefolgt von N4aschinen (94,6 Mrd. Euro) und chemischen Erzeugnissen (81,2

Ny'rd. Euro). Zusammen entfielen auf diese drei Ausfuhrbereiche 47 % der gesamten

Warenausfuhr.

Atrb.5: Die größten Handelsparlner Deutschlands 2002
in L4rd. EUB

Einfuhr Austuhr

Niederlande

Frankeich
Vereinigie

Könrgreich

Italien

Niederlande

Gterreich

Belgien

Spanien

Schweiz

l,1rd. EUR

KönrgrErch

Belgien

China

Österreich

Japan

Schweiz

Mrd. EIJFI 75 60 45 30 15 00 15 30 45 60 75

48_
4l

4o

33

s3f J
25f l

21 F
211

201

19 

-

69

68

54

I 147

f-------l+o
34

3l
- -- 'l2s

- )zt
. lro
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XraJtwagen
und Kraflwagenleile 127 I

94,6

Chemische Erzeugnisse 41,2

Nachrichlentechnik,
Rundlunk- u, Fernsehgeräle,

elekiron. Bauleile

Geräle der Elektrizitäts-
erzeugung und -\€neilung

33,4

32.1

Eisen- u. Stahlen., NE'I/etalle
und -er?eugnisse 30,2

Sonstrge Fahrzeuge 24,7

[Iedizin-, mess-, sleuerungs-,
regelungstechn. u. oplische

Erzeugnisse. Uhren

Erzeugnisse des
Ernährungsgewerbes

24,4

Gummi- urd Kunslstolfwaren

[4rd. EUF 0

Betrachtet man die Waren nach ihrem Verarbeitungsgrad, zeigt sich, dass der Fertig-
warenanteilin den vergangenen Jahrzehnten sowohlbeider Ein-wieauch derAusfuhr
die größte Bedeutung hat, wobei der Anteil an der Ausfuhr (89 %) weit höher liegt als
an der Einf!hr (75 %). Der Handel mit Bohstoffen hat in beiden Richtungen prozentual
an Bedeutung verloren. wobei hier naturgemäß die Einfuhr einen höheren Anteil auf-

Abb. 6: Deutschlands wichtigste Exportgüter 2002
in N-4rd. EUR bzw. in Prozent

weist. Tab. 10 macht auch deutlich, dass die Eintuhren von Ernährungsgütern pro-
zentual im Zeitablauf deutlich rückläufig waren. Diese Entwicklung ist auch Spie-
gelbild der allgemeinen Lebensbedingungen, wonach nicht mehr die Deckung der
täglichen Grundbedürfnisse, sondern das Bestreben nach Erhöhung der eigenen
Lebensqualität das Konsumverhalten bestimmt. Ausluhrseitig blieb der Anteil der Er
nährungswidschaft relativ stabil, was unterstreicht, dass Deutschland nie ein vor-
nehmlich landwirtschaftlich orientiertes Land war.
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1960 1980 1990 2002 1960 1S80 1990 2002

Ernährungswirtschafl
Gewerbliche Wirtschaft

davon:
Rohstoffe
Halbwaren
Fertigwaren

26,3 12.1
7 86.0

'10,8

87,8
8,4

88.8 97,4
5,3

s4,0 94,8
4,8

s3.s72,

21,7
18,9

17,3
17,6
51,2

11,3
70,5

7,8
6,4

74.6

4,6
10,4
82,4

1,9
8,7

83,4

1,1

5,3
88,4

'1 Ohne Rückwaren und Ersalzlielerungen.
2 Bis elnschl. T S90 früheres Bu ndesgebiel, ab 1 991 Deutschland i seit 1 993 neues Erhebungsverfahren

innerhalb der EU, Zuschäizungen, die 2002 im Gesamtergebnis enthalten sind. werden nicht auf d e
einzelnen Warengruppen verte 11, Daher sind die Zah en nur e ngeschränkt nil den Voriahren ver-
gleichbar.

Tab. '10: Einfuhr und Ausfuhr nach Warengruppenl
in Prozent

1 2.7.2 Außenhandelspreise

Die lndizes der Außenhandelspreise messen die Entwicklung der Preise aller Waren,
die zwischen Deutschland und dem Ausland gehandelt werden. Damit stellen sie für
Politik und Wirtschaft eine wertvolle lnformationsquelle dar. lnsbesondere dienen sie
zurAbschätzung der Preiseinflüsse aus dem Ausland aufdas inländische Preisnrveau.
lvlit Hilfe der aus ihnen abgeleiteten Terms of Trade (Ausfuhrpreisindex d vidiert durch
Einfuhrpreisindex mal 100) kann darüber hinaus die Entwicklung der Austauschver-

Abb.7: lndex der Ein- und Austuhrpreise in Deutschlandl
(1SS5 = 100)
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Jahr Einfuhrpreisindex Terms ol Trade

'1970

1S80
1990
'1991

1S94

1996
'1997

1998
199S
2000
2001
2002

52,5

102,1
102,9
98,9
99,8

100
100,4
104,0
100,7
100,2
111,4
112,1
10s,3

44,3
7A,A
96,'1

97,1
s7,8
98,6

100
100,0
101,5
101,4
'100,9

104,4
't 05,4
105,3

79,3
94,1
94,4

98,8
100
99,6
97,6

100,7
100,7
93,7
94,0
96,3

hältnisse der deutschen Volkswirtschaft mit dem Ausland analysiert werden. Steigen
beispielsweise die Ausfuhrpreise stärker als die Einfuhrpreise, bedeutet dies, dass
man für eine bestimmte Menge ausgeführter Güter einen höheren Erlös erhält und
dafür mehr Güter im Ausland einkaufen kann als zuvor.

Bei den Ausfuhrpreisen ist seit 1970 ein nahezu durchgehender Preisanstieg festzu-
stellen, während bei den Einfuhrpreisen Preisausschläge nach beiden Seiten zu ver-
zeichnen waren, wobeijedoch die Preissteigerungen gegenüberden Preisrückgängen
langlristig überwogen. L-Jrsache für diese Entwicklung ist im Wesentlichen die unter-
schiedliche Warenstruktur der Ein- und Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland. Bei
den lmporten sind Rohstoffe und auch Güterder Ernährungswirtschaft, die besonders
häufig stärkeren Preisschwankungen unterliegen, von größerer Bedeutung als bei den
Exporten.

Tab. '1 '1: lndex der Ein- und Ausfuhrpreise in Deutschlandl
(1995 = 100)

1 Bis einschl 1990 friiheres Bundesoeb el

12.7.3 Zahlungsbilanz

Um das Bild der außenwirtschaftlichen Vedlechtungen zu vervollständigen, empfiehlt
sich auch die Betrachtung der Zahlungsbilanz. Die Zahlungsbilanz gibt ein zusam-
mengefasstes Bild der widschaftlichen Transaktionen zwischen ln- und Ausländern.
Sie gliedert sich in die Leistungsbilanz, die Bilanz der Vermögensübertragungen, die
Kapitalbilanz und die Veränderung der Währungsreserven der Deutschen Bundes-
bank. ln der Leistungsbilanz werden alle Waren- und Dienstleistungsumsätze, Er-
werbs- und Vermögenseinkommen sowre die iaufenden Übertragungen dargestellt,
die im Berichtszeitraum stattgefunden haben. Die Vermögensübertragungen wer-
den in einer gesonderten Position ausgewiesen. Unter den Übertragungen rnsgesamt
sind die Gegenbuchungen zu den Güter- und Kapitalbewegungen zu finden, die
unentgeltlich erfolgt sind. Kapitalbilanz und Veränderung der Währungsreserven der

264



Deutschen Bundesbank enthalten alle Transaktionen, bei denen sich grenzüber
schreitende Finanzpositionen verändern. Der Saldo der statistisch nicht aufglie-
derbaren Transaktionen wird gleichfalls gesonded ausgewiesen.

Die Zahlungsbilanz ist, wie jedes geschlossene Buchhaltungssystem, stets aus-
geglichen. ln der hier gewählten Darstellung gilt für den rechnerischen Zusammen-
hang zwischen den erwähnten vier Teilen der Zahlungsbilanz folgende Gleichung:

Saldo der Leistungsbilanz
+ Saldo der Vermögensübertragungen

= Saldo der Kapitalbilanz
+ Veränderung der Währungsreserven der Deutschen Bundesbank

zu Transaktionswerten
+ (Saldo der statistisch nicht aufgliederbaren Transaktionen)

LJm das Verständnis der Kapitalbilanz zu erleichtern, wurde eine Darstellung gewählt,

die von der üblichen Form etwas abweicht. Dabei wurden die Vorzeichen in derWeise
gesetzt, dass jede Bestandserhöhung mit einem Pluszeichen, jede Verminderung mit
einem t\y'inuszeichen erscheint.

Tab. 12: Saldo der Leistungsbilanz / Vermögensübertragungenl
in Mill. EUR

Jahr Saldo der Leistungsbilanz
gens-

übertra-
gung€n3

ins-
gesamt

Waren- und Dienstleistungsvelkehr Erwelt)s-

g€nsein-
übedra-
gunqenzusammen waren-

v€rkehf
(fob-Werte)

leistungs-
Dienst-

-55343
-60561
-61810
-48 343

- 1599
- 1837

+ 751

-25 016
-28368

-26 555

T999
2000
2001
2002

-23 407
-27 945
+ 4 '185

+59690

+ 11 208
+ 2260
+ 38 848
+ 85 493

+ 62821
+ 100 658

154
+6823

1 Nach Berechnunoen der Deutschen Bund€sbank.
2 Spezia hande einschl. Ergänzunqen.
3 E nschl. Kauf,^/erkaufvon immateriellen n chtproduzienen Vermög€nsgütern (U MTS_ Lizenzen) irr Jahr

2000.

Aus der Leistungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland [fab. 12) geht hervor, dass
den Außenhandelsüberschüssen Defizite beim Dienstleistungsverkehr (verursacht

hauptsächlich durch die Reisefreudigkeit der Deutschen) und bei den laufenden
Übertragungen (insbesondere Beiträge zum ELJ Haushalt, HeimatübeMeisungen der
ausländischen Arbeitnehmer, private Renten, Pensionen und Unterstützungszah-
lungen an das Ausland) gegenüberstehen. Nachdem der Saldo der Leistungsbr-
lanz seit '1991 stets negativ war. lag er im Jahr 2001 erstmals wieder im positiven

Bereich bei rund 4,2 lMrd. Euro. lm Berichtsjahr 2002 stieg der positive Leistungs-
bilanzsaldo erheblich auf knapp 60,0 lMrd. Euro. Dies resultiert aus dem enormen
Exportüberschuss im deutschen AuRenhandel sowie einem Bückgang des Defizits
im Dienstleistungsverkehr.
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Aus der Kapitalbilanz flab. '13) ist ersichtlich, dass die deutschen Direktinvestitionen
im Ausland im Jahr 2002 um 6,9 Ny'rd. Euro niedriger lagen als die Anlagen des Aus-
lands in Deutschland, nachdem im Jahr 2001 rund 12 Nrrd. Euro mehr deutsche Di-
rektinvestitionen im Ausland getätigt wurden. lm Jahr 2000 haben Ausländer rund
158 Mrd. Euro mehr in Deutschland investiert, als dies von den Deutschen im Ausland
getan wurde. [,4aßgeblicher Grund hiedür ist die Übernahme eines deutschen Unter-
nehmens durch einen ausländischen lnvestor sowie Mittelbereitstellungen im Zu-
sammenhang mit dem Erwerb von UMTS-Lizenzen (vgl. lMonatsbericht der Deut-
schen Bundesbank, März 2001, S. 69 tf.). Des Weiteren floss im Jahr 2000 erheblich
mehr deutsches Kapital (+ T 61 l\y'rd. Euro) in ausländische Wertpapiere als vom Aus-
land in deutschen Wertpapieren angelegt wurde. Auch hier wirkt sich spiegelbildlich
die bereits erwähnte Großfusion aus, da der Direktinvestor die zuvor im Ausland be-
findlichen Aktien des deutschen Unternehmens übernommen hat. Dadurch ergibt sich
rechnerisch ein geringeres Engagement des Auslands in hiesige Wertpapiere, was
den starken Anstieg des positiven Wedpapiersaldos im Jahr 2000 zur Folge hat.
ln 2002 lag der Saldo der Wertpapieranlagen wie auch im Voriahr im Negativbereich
(- 36,4 Mrd. Euro). Der Kapitalabfluss aus dem Kreditverkehr war um rund 128 l\y'rd.
Euro höher als die Mittelzufuhr.

Tab. 13: Saldo der Kapitalbilanzr
ln N,4ill. EUB

Jahr Saldo der Kapitalbilanz

Oeutschen
Bundesbank'z

Statistisch
nicht aut
glieder-

Trans-

gesaml
Direkt-
investi-
tionen anlagen

Kredit- Sonstige
Anlagsn

ins

1S99
2000
2001
2002

+ 22931
-36 305
+ 21 419
+ 86103

+ 49384
- 158 154
+ 12324
- 6935

+ 11471
+161275
- 32 893
- 36429

+ 21 027
-11 588

-24560

- 40293
- 41348
+ 40 650
+ 127 992

+2 36S
+ 1922
+1338
+ 1 475

- 12 535
- 5844
- 6032
- 2 065

1 Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank.
2 ZuTransaklionsw€rten.

Der Saldo der Kapitalbilanz und die Veränderung der Währungsreserven zu Transak-
tionswerten - bereinigt um den,Saldo der statistisch nicht aufgliederbaren Trans-
aktionen" - entspricht dem Saldo der Leistungsbilanz zuzüglich des Saldos der Ver-
mögensübertragungen. Den Leistungstransaktionen in Form des Waren- und Dienst-
ieistungsverkehrs und der Übertragungen stehen entsprechende finanzielle Trans-
aktionen gegenüber. Sofern die Überschüsse bzw. Defizite in der Leistungsbilanz
nicht durch Gegenbewegungen im Kapitalverkehr ausgeglichen werden, verändern
sich die Auslandsaktiva der Bundesbank (Gold, Devisen usw.) entsprechend.
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13 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei

Die amtliche Statistik der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei gliedert sich in die
überwiegend in zweijährigen oder längerfristigen Abständen statttindenden Betriebs-
statistiken und die im Allgemeinen jährlich oder mit küzerer Periodizitäi durch-
geführten Erzeugungsstatistiken.

ln diesem Kapitel wird zunächst die Land und Forstwirtschaft sowie die Fischerei
allgemein betrachtet, d. h. die dargestellten Ergebnisse trennen nicht zwischen dem,
was landläufig als "konventionelle Landwirtschaft" bezeichnet wird, und dem öko-
logischen Landbau.

lm darauf tolgenden Teil wird der ökologische Landbau gesondert dargestellt, da sich
Betriebe, die nach den Prinzipien des ökologischen Landbaus wifischaften, in ihrer
Struktur erheblich von allen landwirtschaftlichen Betrieben in Deutschland unter-
scheiden. Gestiegenes Verbraucherinteresse und geänderte institutionelle Bahmen-
bedingungen haben zu einem kontinuierlichen zuwachs an Ökobetrieben geführt. Sie
sind aber sowohl im Hinblick auf die Zahl der Betriebe als auch auf den Anteil an der
landwirtschaftlich genutzten Fläche noch von geringer Bedeutung für die Landwirt-
schaft insgesamt. Deshalb besteht zukünftig weiterhin Handlungsbedarf, wenn eine
deutliche Ausweitung der ökologischen landwirtschaftlichen Produktion erreicht wer-
den soll.

13a Land- und Forstwirlschaft, Fischerei
insgesamt

1 3a.1 Bedeutung der Agrarwirtschaft

Mit der Versorgung der Bevölkerung und der Sicherstellung der Ernährung erbringt
die Agrarwirtschaft eine bedeutsame Leistung. So werden fast 90 % des Nahrungs-
bedarfs in Deutschland aus heimischer ProduKion gedeckt.

Dennoch ist der Anteil der Landwirtschaft an der volkswirtschaftlichen Gesaml
leistung (Bruttowertschöpfung) m it '1 ,1 % (2003) außerordentlich gering. Auch fü r d ie

Beschäftigung spielt die Landwirtschaft nur eine untergeordnete Rolle. Während um
die Jahrhundertwende noch gut jeder dritte Erwerbstätige und '1950 immerhin rund
jeder vierte in diesem Bereich tätig wa( ist es gegenwärtig nur noch etwa jeder vier-
zigste (nach Berechnungen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen).

ln diesen zahlen kommt zum Ausdruck, dass sich in der Landwirtschaft ein tief grei-
fender Wandel vollzieht, der hinsichtlich seiner Ausmaße und Auswirkungen ohne



Landwirtschaftlich genutzte Fläche der
landwiftschaft lichen Betriebe

Erwerbstätiger in der Land- und Forst-
wirtschaft, Fischerei2

Bruttowertschöpfung in der Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei2

Selbstversorgungsgrad der
Bundesrepublik Deutschland 3

17,0 N4ill. Hektar =
48 % der Fläche Deutschlands

930 000 =
2,4 % aller Erwerbstätigen

21,8 Mrd. EUR =
1,1 o/o der gesamten Bruttowert-
schöpfung

90 o/oa

1 Ergebnisse aus Berechnungen der Vo ksw rtschattlichen Gesamtrcchnungen. - 2 Voräufiges EEeb-
ois. - 3 lnlandserzeugung in Prozenl des Verbrauchs für Nahrung, Futter, indusirielle Verwertunq, S.at-
gui, N4arktverlusleiohne EEeugnisse aus Auslandsfuilermitteln. -4 2001/2002.

Tab. 1; Wichtige Eckdaten überdie Bedeutung derLand- und Forslwiftschaft,
Fischerei 2003 in Deutschland

Beispiel ist. Die gleichzeitige lntegration dieses Wirtschaftsbereichs in den gemein-
samen Agrarmarkt der Europäischen Union fühd dazu, dass erhebliche Haushalts-
mittel der EU (2002: 49 Mrd. Euro) und der Bundesregierung (2002: 6 N/ill. Euro)durch
die Landwirtschaft gebunden sind.

Unabhängig von der weiteren Strukturentwicklung sind Verantwortung und Stellen-
wed der Landwitlschaft für Gesellschaft und Umwelt hervorzuheben. Dazu gehören
auch die Erhaltung der Besiedlungsstruktur ländlicher Gebiete und die Bewirt-
schaftung der landwirtschaftlichen Flächen. Von den Landwirten wird selbstverant-
wortliches Handeln im ökologisch geprägten Anbau und in der artgerechten Nutz-
tierhaltung gefordert.

So hat neben der Sicherung der Ernährung die Erhaltung und Pflege der ländlichen
Räume durch die Landwirtschaft eine weitaus größere Bedeutung, als sie im Beitrag
der Landwirtschaft zur Bruttowertschöpfung der Gesamtwidschaft zum Ausdruck
kommt.

13a.2 Bodennutzung

Die Flächenerhebung nach Ad der tatsächlichen Nutzung lieferte 2001 zum dritten
N.4al (nach 1993) für Deutschland Angaben zur Nutzung der Bodenfläche nach ein-
heitlichen methodischen l,4aßstäben für alle 16 Bundesländer

Die Ergebnisse zeigen, dass die Bodenfläche der Bundesrepublik Deutschland
357 031 Quadratkilometer beträgt. Nach wie vor beansprucht die Landwirtschafts-
fläche mit 54 96 den größten Anteil; er betrug im früheren Bundesgebiet 52 %, in den
neuen Ländern und Berlin-Ost laq er mit 57 % höher ln acht L'ändern wird mindestens
die Hälfte der Bodenfläche landwirtschaftlich genutzt: Den höchsten Wert hat
Schleswig-Holstein mil 72 o/o. Neben den drei Stadtstaaten haben Hessen und
Bheinland-Pfalz mit ieweils gut 43 % den geringsten Anteil.



Die Waldfläche beträgt in Deutschland etwa 30 %. Während im früheren Bundesge

biet mehr als 30 % der Fläche mit Wald bedeckt ist, sind es in den neuen Ländern und

Berlin-Ost gut 27 %. Das waldreichste Land ist Rheinland-Pfatz mit knapp 4'1 %, ge-

folgt von Hessen mit fast 40 0/o. Den geringsten Anteil an WaldJläche besitzt Schles

wig-Holstein mit fast 10 %.

Die Siedlungs- und Verkehrsfläche umfasst 44 000 Quadratkilometer; das sind 12 %

lm früheren Bundesgebiet ist der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche mit 13 %

deuttich höher als in den neuen Ländern und Berlin-Ost mit fast I %. ln den Flächen-
ländern N4ecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Thüringen und Sachsen-Anhalt
liegt derAnteil unter'10 %. Nordrhein-Westfalen mit rund 21 % und das Saarland mit

rund 20 o% besitzen den relativ gröBten Baum für Siedlungs- und Verkehrszwecke. ln

den Stadtstaaten nimmt die Siedlungs- und Verkehrsfläche über die Hälfte der Bo-
denfläche ein; in der Bundeshauptstadt Berlin sind es zwei Drittel.

Abb. 1: Aufteilung der Fläche nach Nutzungsarten 2001
in Prozent

Flächen anderer Nutzung 2,0 Landwirtscharlsrläche
53,5

Efiolungsfläche 0,7

Gebäud+. und Freif läch€
6,5

Betriebsfläche 0,7

Waldiläche 2S.5

357031
km2

1 3a.3 Landwirtschaftliche Betriebe

Der infolge des technischen Fortschritts und der geänderten Agrarpolitik stattfin-
dende Strukturwandel in der deutschen Landwidschaft wird im Rahmen der Agrar-

strukturerhebung am Rückgang der Betriebszahlen und damit verbunden der in

der Landwirtschaft beschäftigten Arbeitskräfte deutlich. So ging die Zahl der land-
wirtschaftlichen Betriebe von '1991 bis 2003 von rund 654000 Betriebe auf rund
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Jahr Deutschland Früheres
Bundesgebiet'?

Neue Ländef

B€triebe durch-
schnittli-

che Größe

Betriebe durch-
schnittli-

che Größe

Botdebe durch-
schnittli-

ch6 Göße

19S1

2001
20034

653 819
471 960
448 S36
421 132

26,1

38,1
40,5

632 156
441 567
418241
391 049

18,6
26,1

29,4

21 663
30 393
30 6S5
30 083

243,8
184,4
182,4
184,5

1 Ab 1991 Bet ebe mit t ha LE ab 19Sg 2 ha LF und mehr oder mit Viehhattung und/oder Spezat-
kulturen, wenn vom Gesetzgeber vorgegebene Viehbestände oder i,4indesianbaufächen vorhanden
sind.

2 Ab 2001 einschl. Berlin-Ost.
3 Bis 1999 einschl. B€rlin-Ost.
4 Vorläuliges Ercebnls.

421 000 Betriebe zurück. Das betrifft vor allem kleine und mittlere Betriebe mit
einer landwirtschaftlich genutzten Fläche (LF) bis unter 75 Hektar.

Gleichzeitig führte der Strukturwandel zu Landwirtschaftsbetrieben mit einer wach-
senden Flächenausstattung von durchschnittlich 26,'1 Hektar LF 19S1 auf 40,5 Hek-
tar LF 2003. Dieser Wandel ist vor allem bei den Betrieben im früheren Bundesgebiet
zu beobachten.

Der Umstrukturierungsprozess in den neuen Ländern fand im Wesentlichen in den
Jahren nach der Vereinigung Deutschlands statt. Aus den 1989 existierenden 464
Staatsgütern (VEG), 3 844 Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LpG)
und 370 weiteren genossenSchaftlichen sowie zwischenbetrieblichen Einrichtungen

Tab. 2: Betriebe und durchschnittliche Betriebsgröße1
der landwirtschaft lichen Betriebe
in Hektar

gingen die Nachfolgeunternehmen, zumeist in Form juristischer Personen, sowie Ein-
zelunternehmen und Personengesellschaften hervor. Die Betriebsgrößenstruktur ist
hier seit '1999 vergleichsweise stabil, die durchschnittliche Betriebsgröße veränderte
sich kaum und liegt seither bei gut '180 Hektar LE

Die infolge von Betriebsaufgaben freigewordene LF wird von den verbleibenden Be-
trieben vor allem über Pachtvedräge zu FIächenaufstockungen genutzt. Tendenziell
verringern sich dadurch die in der Bewirtschaftung befindlichen Eigentumsflächen.
Die Pachtflächen gewinnen an Bedeutung. Die Veränderung war jedoch im be-
trachteten Zeitraum nur geringfügig. So hat der Pachtlandanteil in Deutschland von
63 % im Jahr 19gg auf 64 % in 2003 zugenommen. Der geringe Anstieg ist u. a. mit
dem sinkenden Pachtflächenanteil in den neuen Ländern zu erklären, der in den veF
gangenen vier Jahren von 90 % auf 85 oZ erstmals zurückging (früheres Bundesge-
biet: 54 %).



Tab.3: Betriebe und landwirtschafllich genutzte Fläche (LF)1

in der Landwidschaft

Deutsch and Früheres
Bundesgebief
'1991 1999

Landwirtschaftliche
Betriebe, Landwirtschaft-
lch genutzte Fläche

Einheit

19S1 1S99 2001 20ß3

davon nach Größen-

unter 10 ha
10 bis unter 50 ha
50 bis unter 100 ha
100 bis unter 1000 ha
1 000 ha und mehr

321,1

276,4
44,4

11,9

308,5

43,3

I,g

1 000
1 000
1 000
1 000
1 000

191,6
201,7
54,3

1,6

180,9
186,7
55,1

24,7
1,6

165,1

172,5
55,0
26,9

1,6

179,8
194,3
51,8
15,7
0,0)

Neue L.indel/Früheres

2001 20m3 19S1 1999 2001 20033

davon nach Gtößen-

unter't0 ha
10 bis unter 50 ha
50 bis unter 100 ha
100 bis unter 1000 ha
1 000 ha und mehr l

773,9
4 617,0
3 810,3
5 065,8
2 428,4

785,2
4 81S,3
2 360.0
2 360,0

4 991,7

4 717,O

2 873,0

710,7
4 287 ,3
3 834,0
5 508,9
2 708,5

1 216,0
6 603,4
2 950,4

6 277,1

1183,9
6 5T2,3
2875,6

1 192,9

1 000 ha
1 000 ha
1 000 ha
1 000 ha
1 000 ha

1 000
1 000
'1 000
1 000
1 000

153,5
165,2
52,6
19,6
0,0

davon nach Größen-

unter 10 ha
10 bis unter 50 ha
50 bis unter 100 ha
'100 t)is Lrnter I000 ha

1 000 ha und mehr

12,6
4,0
1,1

4,0

11,8
7,5

7,1

1,6

11,9
7,6

7,2

1,6

11,5
7,3

7,3
1,5

169,0
179,1

52,6
17,5
0,0

46,0
169,3
175,1

2 487 ,S

2 671,0

davon nach Gtößen-

unter 10 ha 1 000 ha
10 brs unter 50 ha 1 000 ha
50 bis unter 100 ha 1 000 ha
100 bis unter 1000 ha 1 000 ha
1 000 ha ond mehr 1 000 ha

342,1

91,1
74,8

5 084,3

726,8

3 630,9
2 668,S

28,6

664,7
4 118,1

3 658,S
3 021,0

46,1

172.4
179,9

2 35ti,9

47,1
174,8
179,5

2 396,9
2 800,3

T Ab 1991 Beirrebe mit t ha LE ab 1999 2 ha LF und mehr oder mit ViehhaltLrng und/oder Speza_
kulturen. wenn lom Geselzgeber vorgegebene Vehbeslände oder L4 ndesanbauflächen vorhanden
sind. 2 Ab 2001 elnschl. Berlin-Osl. 3 Vorläufioes Erqebnis. - 4 Bis 1999 einschl. Benin-Ost.
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Landwirtschaftliche
Betriebe 653,8 472,0 448,9 421,1 632,2 441,6

Landwinschaftlich

Landwinschaftliche

]

1000ha 17046,9 17151,6 17 095,8 17049,5 1'l 764,6

Betriebe 1000 418,2 391,0

)
Landwirtschaftlich

1000ha 11 497,2 11500,2 5282,3 5 605,6 5598,6



1 3a.4 Rechtsformen und Arbeitskräfte
in der Landwirtschaft

13a.4.1 Rechtsformen

Auch weiterhin wird der überwiegende Teil der landwirtschaftlichen Produktion vor
allem im früheren Bundesgebiet von Betrieben in der Rechtsform Einzelunternehmen
natürlicher Personen erbracht

Die landwirtschaftlichen Betriebe Deutschlands gliederten sich 2003 in 1,3 % juris-
tische Personen und in 98,7 96 natürliche Personen, wobei von den natürlichen Per-
sonen 95,5 % auf Einzelunlernehmen und 4,5 yo aul Personengesellschaften ent-
fielen. ln den neuen Ländern betrugen diese Anteile 11,0 % üuristische Personen)
und 89,0 % (natürliche Personen) mit 78,3 oZ Einzelunternehmen und 10,7 Vo Per-
sonengesellschaften. Bei der allgemeinen Abnahme der Betriebe geht die Zahl der
Einzelunternehmen stärker zurück, wodurch ihr Anteil sinld. Dagegen nahm der An-
teil der Personengesellschaften auf niedrigem Niveau weiter zu. Bei der landwift-
schaftlich genutzten Fläche bewirtschafteten die natürlichen Personen 2003 einen
Anteil der Fläche von 82,3 o/a mit einer durchschnittlichen Flächenausstattung von
33,7 Hektar LF. Von diesen entfielen 69,1 % mil einer durchschnittlichen Fläche von
29,7 Hektar LF auf Einzelunternehmen und 13,2 % mit einer durchschnittlichen LF
von 120,1 Hektar auf Personengesellschaften. Durch juristische Personen bewirt-
schaftet wurden 17,7 % dq LF mit einer Betriebsgröße von durchschnittlich 570
Hektar Hierbei sind deutliche Unterschiede zwischen dem früheren Bundesgebiet
und den neuen Ländern festzustellen. Einzelunternehmen bewirtschafteten im frühe-
ren Bundesgebiet 90,4 % der LF mit durchschnittlich 27,8 Hektar LF und in den neuen
Ländern 24,8 %o der LF mit durchschnittlich 58,5 Hektar LE Bei den Personengesell-
schaften sind es dort 22,6 % der LF mit durchschnittlich 387,7 Hektar LF und im
früheren Bundesgebiet 8,7 yo der LF mit 64,4 Hekta( Die Verteilung der Bechts-
formen gegenüber 1999 weist keine sehr deutlichen Veränderungen auf. Allerdings
gehörten die aufgebenden Betriebe überwiegend der Rechtsform Einzelunterneh-
men an.

ln Deutschland gab es im Jahr 2003 insgesamt '176400 Haupten erbsbetriebe
und 212 4OO Nebenerwerbsbetriebe. Die Mehrzahl der Familienbetriebe wird im Ne-
benerwerb gefühd. Auf sie entfallen knapp 2,7 Mill. Hektar LF, durchschnittlich
12,5HektarLF je Betrieb. Nebenerwerbsbetriebe sind im früheren Bundesgebiet
mit 2,4 Mill. Hektar (90.4 % der LF der im Nebenerwerb geführten Betriebe Deutsch-
lands) ein wesentlicher Bestandteil der Agrarstruktur. ln den neuen Ländern spielen
sie mit 0,3 Mill. Hektar nur eine untergeordnete Rolle. Die im Haupterwerb geführ-
ten Betriebe bewiftschafteten mit durchschnittlich 51.3 Hektar LF eine rund viermal
größere LF als die Nebenerwerbsbetriebe. Dabeitreten jedoch groBe regionale Unter-
schiede auf. Die Spanne reicht von einer durchschnittlichen Flächenausstattung im
Haupterwerb von 35,6 Hektar LF in Bayern bis zu 2'18,2 Hektar LF in Mecklenburg-
Vorpommern.

276



13a.4.2 Arbeitskräfte

lm Jahr 2OO3 waren rund 1,3 Nrill. Arbeitskräfte in der Landwirtschaft tätig. Das be-

deutet einen Rückgang in der Zahl der Beschäftigten um 3'1 % seit '1991 , von dem

knapp 378700 Arbeiiskräfte im früheren Bundesgebiet und'195 200 in den neuen

Ländern betroffen waren.

Eine Untergliederung der Arbeitskräfte in Familienarbeitskräfte und familienfremde

Arbeitskrätte verdeutlicht die unterschiedliche Beschäftigtenstruktur in der Landwid-
schaft in Deutschland infolge der verschiedenen Anteile an den Rechtsformen. So

überwogen 2003 im früheren Bundesgebiet nach wie vor die Familienarbeitskräfte

mit rund 783 700 Personen, davon 1sg 100 Vollbeschäftigte (25 %). Jede zweite der
im Betrieb beschäftigten Familienarbeitskräfte geht hier zusätzlich einer anderen

Erwerbstätigkeit nach. ln den neuen Ländern dominieren aufgrund einer anderen

Rechtsformstruktur die familienfremden Arbeitskräfte. Von den 166 700 Arbeitskräf-
ten sind 126600 familienfremde Arbeitskräite, mit einem Anteil von 57 % Vollbe-

schäftigung. Jede vierte der rund 40100 Familienarbeitskräfte in den neuen Ländern

ist vollbeschäftigt. Hier gehen 39,5 % der Familienarbeitskräfte zusätzlich einer an-

deren Erwerbstätigkeit außerhalb der Landwidschaft nach.

Die Zahl der nicht ständigen familienfremden Arbeitskräfte ist in Deutschland mit ins-

gesamt 289 8OO Personen gegenüber 1999 fast stabil geblieben. Von den nicht stän-

dig Beschäftigten sind 25'1 600 Arbeitskräfte im früheren Bundesgebiet und 38 200

Arbeitskräfte in den neuen Ländern tätig mit einem leichten RÜckgang von '15 800 im

früheren Bundesgebiet und einem Anstieg von 5 300 Personen in den neuen Ländern.

Tab. 4; Arbeitskräfte in landwirtschaftlichen Betrieben
nach Beschäft igtenkategorien
in 1 000

2001 20031991 1999

AK-E, AK,E,AK.E, AK E,

Beschäftigtenkategorien

darunter: vo lbeschäftigt

Familienalbeitskräfte

volllreschäftgt
ständige
(familienfremde)
Arbeitskräfte

vol beschäftigt
nicht ständig Be-
schäftigte (einschl.
Saisonarbeitskräfte) 104,6 32,2 300,3 35,6 274,0 35,2 28S,8 4s,0

364,2

200,7

340.4

823,8 389,2

209,7

1 370,4

359,9

382,5

940,8

37 4,4

406.6

223,9

34S,8

860,1

201,2

624,4

351,9

188,7

142,6

162,'1

142,5

191,2 157,5

T30,6

403,7 361,7

307.2

195,9

151,0

170,2

I50,9

1 Vorläufige Angaben. 2 Eine Arbeitskräfte Einheit (AK E) entspricht der ArbEitsleistung einer ml
betrieblchen Arbeiten vol beschäftiglen und nach ihrem Alter voll leistunqsfähiqen Arbeitskrafi.

.üäfte
1 878,7 1 018,3 1 437,0 612.3 1 322.8 561,4 1304,9 589,6



1 3a.5 Pflanzliche Produktion

13a.5.1 Anbauflächen

Die landwinschaftlichen Betriebe in Deutschland bewirtschafteteo 2003 rund 17 l\,lill.
Hektar LF, darunter fast 12 tvlill. HektarAckerland (70 %), 5 N,4ill. Hektar Dauergrüntand
l.29 %) und rund 100 000 Hektar Rebland ('1 %). Bei einem weiteren Rückgang der
landwirtschaftlich genutzten Flächen in den vergangenen vier Jahren um 95 500
Hektar oder 0,6 % ist der Anteil des Ackerlandes gegenüber dem Dauergrünland
leicht gestiegen. Der Rebflächenanteil blieb konstant.

Auf dem Ackerland hat 2003 vor allem der Getreldeanbau als eine der wichtigsten
Nahrungsgrundlagen für Mensch und Tier mit 6,9 Mi . Hektar oder 58 o/o der Fläche
weiter an Bedeutung zugenommen, wobei der ertragreiche Weizen mit einer Anbau-
fläche von knapp 3l\rill. Hektar (+14 % gegenüber 1999) inzwischen gut 25 o/a der

Tab.5: Verteilung der Anbaufläche auf dem Ackertand (Deutschland)
in Prozent (Acker and = 100 70)

Fruchtart '1S91 19S9 2401 2o03'

Wintergerste
Sommergerste
Hafer
Roggen
übrige Getreidearten

13,'l
8,8

6,2

1't,6
7,1

2,3
6,3
6,8

24,s
12,5
5,4
2,0
7,1

8,2

25,'1

11,3
6,3

4,5
8,6

3,9
2,4
3,9

Grünmais/Silorf ais
übrige Futterpflanzen

11,3
6,1

10,2
4,3

s
3

,6

,8

9,9

Sonst ge Ackeriläche 17,5 20,7 22,4
I Vorläufiqes Ergebn s

Ackerfläche einnimmt. Die zweitwichtigste Getreideart ist cerste mit etwa 2l\y'ill.
Hektar (-6 % gegenüber '1999). Während der Anbau von Triticate mit einer Steigerung
von knapp 30 % in den vergangenen vier Jahren auf 501 400 Hektar immer mehr
zugenommen hat, verliert der Anbau von Roggen (530 500 Hektar) an Bedeutung
(-29 % gegenüber 1999). Auch der Anbau von Hafer ist rnit 260 2OO Hektar ber erner
Abnahme von knapp 3 % weiter rückläufig.

Körnermais (einschl. Corn-Cob-lV1ix) konnte 2003 seine Anbauflächen bei einer Zu-
nahme um knapp 28 o/o auf 472 700 Hektar ausbauen. Da der Sommer 2OO3 überre-
gional von außerordentlicher Trockenheit gekennzeichnet war und der Aufwuchs des
Grünlandes weit hinter den Erwartungen zurückblieb, ist jedoch davon auszugehen,
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Getreide zusammen 56,1
Kadoffe n

übr ge Hackf(lchte
Hackfruchte zusammen

3,0 2,6
5,3 4,3

17,5 14,5
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dass ein nicht geringer Teil dieser Fläche nachträglich in Futtermais umgewidmet
wurde, um eine ausreichende Futtergrundlage für die Tierhaltung sicher zu stellen.

Bei Futterpflanzen wurden die Anbauflächen weiter um rund I % aut 1,58 Mill. Hek-

tar reduziert. während bei Brach{lächen wieder eine Ausdehnung um gut g % auf

925 200 Hektar erfolgte.

Die im Edrag stehende Rebfläche umfasste im Jahr 2003 rund 98 200 Hektar. Sie

nahm gegenüber '1999 um gut 3 % ab. 68 % dieser Fläche sind mit weißen und 32 %
mit roten Bebsoden bestockt. lm Jahr 19gg betrug der Anteil der weißen Rebsor-

ten an der Rebfläche im Ertrag noch 77 yo, detjenige der roten Sorten 23 yo. Damit
setzt sich der langfristige Trend der Sortenverschiebung von den weiBen z(r rlen

roten Soften fort.

13a.5.2 Ernteerträge und Erntemengen

Das Erntejahr 2003 verlief sehr ungewöhnlich und wird vor allem durch die extreme

Trockenheit und Hitze im Sommer in Erinnerung bleiben. Daraus resultierte eine sehr
irühe, gleichzeitige (teilweise Not-)Reife des Getreides. Aber bereits schwierige Aus-
saatbedingungen im Herbst und hohe Auswinterungsverluste durch Frühjahrsfröste
führten zu einer Verschiebung des Anbauverhältnisses zugunsten der Sommerge-
treideaden, die in der Begel durch geringere Ernteerträge gekennzeichnet sind.

Bei den durchschnittlichen Hektarerträgen von Getreide erzielten die Landwirte 2003

so - selbst im Vergleich zu dem durch die Überschwemmungen geprägten Vorjahr -

Tab. 6: Durchschnittliche Hektarerträge und Gesamterntemengen

Frucht-, Gemüse ,

Obstarl, Wein
Hektarertrag Erntemengen

19S1, '1999 2001 20m, 1991'i 1399 2001 2003'!

Fedfrüchte:

Roggen
Wintergerste
Kartoffeln
Zuckerniben

Gemüse:
Weißkohl
Kopfsalai

Obst
(L4arktobsttau)
Apfel
B rnen

Weißmost

68,2
46,8
61,7

298,5
467,9

dt je ha
76,4 79,2
57,9 61,3
65,9 70,9

375.0 407,8
563,6 552,4

65.6
42,9
52,8

345,3

16 184,3

I369,9
10 201,0

1000t
'18 64S,9 22 565,6
4323,5 5132,3
I026,1 10 441.0

1T 568,4 1T 502,8
27 568,A 24 729,9

'18 604,7
2275,6
7 053,0

586,4
224.7
43,8

161,2
243,0

5S,6

744,2
256,7
58,9

632,5
254.9

45,7

447,0

'15,1

559,5 482,8
92,2 76,8
23,8 27,0

428,6
76,2
24,4

15,5
r3,9

kg je Eaum
. 15,8

23,1 20,0
hlje ha

117,1 85,S
135,0 105,1

11.4
T8.6 13,4

1000t
1 m6,1 922,4

54,0 46,8

1 000 hl

I 11S,s 6 240,3
3 166,5 2 841,1

731,5
50.2

103,8 84,9
86,1

I646,5
1523,4

5 659,8

I Apie und B rnen rur Früheres Bundesgebiei. 2 Vorlaufiges Ergebnis.
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Oualitätsstufe 19S2 1S94 1996 1SS8 2001 20m1

Tafelwein
Oualitätswein
Oualitätswein rnit Prädikat

2,1

50,1
47,8

1,6
55,6
42,7

0,4
61,9
37,7

1 ,'1

57,4
41,5

o,4
45,4
54,2

0,1

8,4
91,6

außerordentlich niedrige Ernten. Die Abweichungen gegenüber 1999 betrugen bei
Weizen durchschnittlich -14 %, bei Gerste -15 %, bei Roggen -26 %, bei Triticale
-19 oÄ und bei Körnermais -18 %. Überproportionale Edragsminderungen gegen-
über 1999 wurden mit durchschnittlich -35 % bei Roggen und Traticale in den neu-
en Ländern ermittelt, wo den Pflanzen in vielen Begionen durch die sehr leichten
Sandböden und die außergewöhnlichen Witterungsverhältnisse keine ausreichen-
den Wassermengen zur Verfügung standen.

Die Ernterträge bei Raps und Ölsaaten fielen 2003 ebenfalls niedriger aus. So konn-
ten die Landwide bei Raps und Rübsen sowie bei Winterraps nur durchschnitflich
um 20 % geringere Erträge gegenüber 1999 erreichen.

Tab. 7: Qualität der Weinmosternte in Deutschland
Mengenanteil der Qualitätsstufen in Prozent

I Vor äuIges Ergebnis

lm Jahr 2003 wurden 8,37Mill. Hektoliter Weinmost in Deutschland geerntet. Die
Weinmosternte ist damit um rund 32 o% niedriger ausgefallen als 1999. Der Jahrgang
2003 ist durch eine ausgezeichnete Oualität gekennzeichnet: Von der gesamten
Weinmostmenge sind 92 96 zur Herstellung von Oualitätswein mit Prädikat (Kabinett,
Spätlese, Auslese, Beerenauslese, Trockenbeerenauslese und Eiswein) geeignet.
19gB waren dies nur 42 %.

1 3a.6 Tierische Produktion

Der in den landwitschaftlichen Betrieben insgesamt beobachtete Strukturwandel
geht auch an den viehhaltenden Betrieben nicht vorüber. lm lvlai 1999 gab es noch
rund 352 '100 Betriebe mit Viehhaltung; 329 000 im früheren Bundesgebiet und 23 1OO

in den neuen Ländern. Diese Zahl hat inzwischen um rund 15 % auf 300 200 Betriebe
abgenommen, im früheren Bundesgebiet um -15 a/o auf 278 600 und in den neuen
Ländern um -6 oZ auf 2'1 600 Betriebe.

Für alle Tierarten stellt sich das Bild ähnlich dar Betriebe mit Rindern sind in den
letzten vier Jahren um 17 o/o au'f 1SA 2OO Betriebe zurückgegangen, wobei beson-
ders die im früheren Bundesgebiet bedeutendere Milchviehhaltung mit -21 ya einen
noch stärkeren Bückgang der Bekiebe auf 121 200 edahren hat. Auch bei Betrie-
ben mit Schweinehaltung war eine Abnahme von 239o festzustellen. '1999 wur-
den in Deutschland noch 141 400 Betriebe mit Schweinehaltung gezähtt,2003 nur
noch 109 100.
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Tab. B: Betriebe mit Viehhaltung im L4ai 1991,1999,2001 und 2003 in 1 000

Binderl Schweine Schafe

199S
2001
2003r2

238,0

198,2

Deutschland
277,7
141,4
115,5
109,1

F heres Bundesgebiet
267,7
134,4
109,1
102,9

Neue Uindet und Berlin-Osl
10,0

7,0
6,5
6'2

45,6
34,0

34,3

1991
1999
200'1
20ml ,

341,4
221,9
202,1
183,7

40,8

27,9
29,8

1gg1
1999
2001
2003r

12,9
16,1

15,5
14,5

4,7
4,7
4,6

1 VodäuiigesEr!ebnis.
2 Ergebnisse der Stadtstaaten wurde aus 2001 Übernommen.
3 TSS1.199S und 2001 einschl. Berlin-Ost.

ln der Unterscheidung zwischen dem Jrüheren Bundesgebiet und den neuen Ländern
zeigt sich dabei, dass der Rückgang der viehhaltenden Betriebe im frÜheren Bundes-
gebiet prozentual annähernd doppelt so hoch ausfällt.

13a.6.1 Viehbestände

Bei den Viehbeständen zeichnen sich gegenüber 1999 zum Teil unterschiedliche Ent-
wicklungen ab. Die Zahl der Rinder hat bundesweit von 14,9 Nrill. Tieren um rund I %
auf '13,6 Mill. Tiere abgenommen, wokei dieser Bückgang prozentual in den neuen
L'ändern geringlügig höher ausfällt. Die Landwide reduzierten auch die Zahl der
Milchkühe um I o/o auf 4,4 N,4ill. Tiere. Die Schweinebestände wurden im gleichen

Zeitraum gering{ügig um 2 ya aul 26,6 Mill. Tiere aufgestockt, wobei vor allem die
Mastschweinezahl um 3 % auf '10,5 Mill. Tiere zugenommen hat.

Dem deutlichen Rückgang der Betriebe mit Viehhaltung und den geringeren Ab-
nahmen der Rinderbestände bzw. den leichten Zunahmen der Schweinebestände
entsprechend dürften sich bei den Bestandsgrößenklassen weitere Veränderungen
hin zu größeren Beständen ergeben. Bei Rindern nahm im Jahr 2003 der Anteil der
Tiere, die in Beständen mit bis zu 99 Tieren gehalten wurden, weiter auf 41 o/o ab, ob-
wohl noch knapp 80 % der Eetriebe dieser Größenklasse angehören. Dagegen wur-
den bereits knapp 60 % der Rinder in den 20 % Betrieben gezählt, die 100 und mehr
Tiere halten. Die durchschnittliche Bestandsgröße stieg bei den Rinderhaltern somit
von 63 im Jahr 1999 auf 69 Rinder. wobei der durchschnittliche Rinderbestand in den
neuen Ländern geringfügig auf 166 abnahm, während er im früheren Bundesgebiet
um 6 Tiere auf 61 Rinder stieg.
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Tab. 9: Viehbestände im NIai 1991 ,1999, 2001 und 2003
ln Mill.

1991
1999
2001
2003'?3

Deutschland
27,4
26,1
25,8
26,6

Früheres Bundesgebiel
21,8
22,6
22,3

Neue Länder1

5,6
3,5

3,6

18,3
14,S
14,6
13,6

2,7
2,8
2,6

14,4
12,2
12,O
11,2

1,5
2,0
2,0
1,9

3,9
2.7
2,6

1,0
0,8
0,8
0,7

1991
199S
2001
20me3

1991
19S9
2001
2003,

1 1S91,1999 und 2001 ensch.Berlin Ost.
2 Vorläuliges Ergebnis.
3 Ergebnis der Stadtstaaten wutue aus 2001 übernommen

1 2003: Vorläufiges Ergebnis
2 Einschl. Berlin-Ost.
3 Ohne Berlin Osl.
4 Einschl. Berin'Ost.

Abb.2: Rinder nach Bestandsgrößenklassen 1999 und 2003r

1999 2003
000

'1S9S

6 000 2003

4 000

0

1- 99 Rinder

I Neue uindel
E Fdheres Bundesgebiei

100 und mehr Binder

I Neu6 Länder3

I Fdlheres Bundesgebieta

Binder Schweine Schafe
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Abb. 3: Mastschweine nach Bestandsgrößenklassen 1999 und 20031

1999
2003

I 000

6 000

4 000

2003
1999 |l2 000

0
1- 999 Schweine

I tleue UinOer'z

f] Früheres Bundesgebiel

1000 und mehr Schweine

I Neue Länder3

I Früheres Bundesgebi€la

1 2003: Vorläufqes Ergebnis
2 Einschl. Berlin-Ost.
3 Ohne Berlin-Ost.
4 Einschl. Bedn Ost.

Bei der Schweinehaltung zeichnete sich 2003 ebenfalls ein weiterer Konzentrations-
prozess ab. '1999 hatten noch 7O a/o der Landwirte, die Mastschweine hielten, Be-
stände mit bis zu 49 Tieren. Diese Schweinebestände entsprachen aber nur einem
Anteil von gut 7 o/o der l,4astschweine insgesamt. lnzwischen ist der Anteil dieser Be-

triebe weiter auf 64 % gesunken, während diese nun nur noch 5 o% der Mastschweine
halten. Die Zahl der Betriebe mit 50 und mehr lvlastschweinen nahm zwar auch ab,
ihr Anteil an den N4astschweinehaltern steigt iedoch seit Jahren und hat im zeitraum
1999 bis 2003 von 30 auf 36 o/o zugenommen. Diese Betriebe hielten 2003 insgesamt
95 % der Mastschweine, wobei fast ein Vieftel Q4 %) dü Mastschweine in diesen
Betrieben in Beständen mit 1 000 und mehr Mastschweinen standen. Der Anteil der
Betriebe mit 'l 000 und mehr [rastschweinen beträgt derzeit jedoch nur knapp 2 o/o.

Reoional lieqt der Schwerpunkt der Schweinefleischproduktion in Niedersachsen und

Nordrhein-Westfalen, wo 61 % aller Mastschweine aufwuchsen. ln diesen beiden
Bundesländern befanden sich auch 64 yo der Großbestände mit '1 000 und mehr Tie-

ren. Sie hielten knapp 52 % der Mastschweine dieser Größenklasse. Der niedrigere

Wert beim Anteil derTiere in dieser Größenklasse ist darin begründet, dass die großen

l,4astschweinehalter in den neuen Ländern mit einem Anteil von 2'1 % Über doppelt so
hohe durchschnittliche I\,lastschweinebestände verfügen.

Die durchschnittliche Bestandsgröße der Mastschweinehalter stieg bundeswelt recht
deutlich von 98 im Jahr 1 999 auf 135 Tiere, wobei der d urchschnittliche Bestand im

283



früheren Bundesgebiet um 36Tiere auf 127 zunahm und in den neuen Ländern um
34 Tiere auf 283 Mastschweine. Dies liegt daran, dass der starke Rückgang der Zahl
der Mastschweinehalter um etwa 25 % fast ausschließlich auf die BestandsgröBen-
klasse von 1 bis 49 Tieren zurückzuführen ist.

13a.6.2 Schlachtungen, Milch- und Eiererzeugung

lm Jahr 2002 wurden in Deutschland 3,9 N.4ill. Rinder, 44 [/ill. Schweine, 0.35 N/ill.
Kälber und 1 Mill. Schafe geschlachtet. Das entsprach einer Fleischerzeugung von
5,4 L4ill. Tonnen aus gewerblichen Schlachtungen und Hausschlachtungen. Den
höchsten Anteil an der Fleischerzeugung hatte Schweinefleisch, gefolgt von Rind-
fleisch. Seit 1991 haben sich deutliche Veränderungen bei der Fleischproduktion er-
geben. Die Erzeugung von Rinder- und Kalb{leisch hat abgenommen, die Produktion
von Schweinefleisch andererseits zugenommen.

lm Jahr 2002 wurden 856 100 Tonnen Geflügelfleisch produzied. Dieses waren etwa
'13,8 0/6 an der gesamten gewerblichen Fleischerzeugung. Hierunter nimmt Mast-
hähnchenfleisch mit 422 200 Tonnen den größten Anteil ein, gefolgt von Truthühner-
fleisch mit 360 600 Tonnen. Geflügelschlachtungen haben im Vergleich zum Jahr '1991

um 67,B o/o zugenommen. Dieses ist vor allem auf den Anstieg der Schlachtungen
von N.4asthähnchen und Truthühnern zurückzuführen.

Die Eiererzeugung wird durch die Erhebung in Unternehmen mit Hennenhaltung und
mindestens 3 000 Hennenhaltungsplätzen abgebildet. Sie dient vor allem der Beob-
achtung der Produktionsentwicklung und bildet eine Grundlage für die Schätzung der

Tab.'10: Fleischerzeugungl von Rindern, Schweinen und Geflügel
in 1 000 Tonnen

510,0
714,5
422,7
856,1

19S 1

19S9
2001
2002

442,0
464,2
562,2
586.8

150,5
109,8
110,6
102.8

68,0
250.3
260,5
269,3

I Einschl. Abschniltslelle. ohn€ lnnereien.
2 ln Geflügelschlachtereien mit ein€r Schlachtkapazitäi von mindestens 2000 Teren pro l\,,lonat.

1991
1999
2001
2002

2 059,9
1317,9
1315,3
1275,1

1 909,3
1 208,1
1204,7
1172,4

Deutschland
3 769,8
4102,6
4 074,3
4111,4

Fruhercs Bundesgebiet
3221,7
3530,6
3s29,6
3 562,4

Neue Länder und Berlin-Ost
548,1
572.0
544,7
549,0

1991
1S99
2001
2002

Hrnder Schweinel Geflügel'?
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gesamten Produktion und der Eierbilanzen. Die Eiererzeugung in den befragten Be-
trieben ist im Zeitraum 199'1 bis 2000 insgesamt um 7 % gestiegen. Bis zum Jahr 2002
hat sich die beobachtete Eierproduktion dann um etwa 2,5 % gegenüber dem Jahr
2000 verringert. Die Eierproduktion im Jahr 2002 betrug knapp 10 Mrd. Stück. lvlit 288
Eiern je Huhn ist die durchschnittliche Legeleistung seit 19gg nahezu unverändert.

Gleichzeitig steigt bei abnehmenden Milchkuhbeständen die durchschnittliche Nrilch-

leistung je Kuh weiter an. Dies zeigt die Statistik der lvlilchezeugung und -verwen
dung, welche die Menge der in landwirtschaftlichen Betrleben erzeugten Milch und

die durchschnittliche Milchleistung je Kuh widerspiegelt. Die in Deutschland erzeugte
l\y'ilchmenge bleibt durch vorgegebene Quotierungen jedoch insgesamt weitgehend
konstant.

Tab. 1'1: Erzeugung von Kuhmilch und Herstellung von Milcherzeugnissen

I Quel/ei Bundesmin sterium frir Verbraucherschulz, Ernährung und Landwirtschaft, Bonn
2 Harl-, Schriti-, Weich-, Sauernrilch- und Kochkäse.

13a.7 Forstwirtschaft

Etwa 30 % (ca. 10,7 t\,4io. ha) der Fläche Deutschlands sind mit Wald bedeckt. Daran

lässt sich ermessen, welche Bedeutung der Wald als Wirtschaftsfaktor, aber auch in
ökologischer Hinsicht und tür die Landschaftsgestaltung hat.

Die EU-Agrarpolitik fördert die Aufforstung landwirtschaftlich genutäer Flächen. Da-
mit ist die Erreichung von Zielen hinsichtlich der Art der Landnutzung sowie der Ge-
staltung und Pflege der Kulturlandschaft verbunden. Die mit der Aufforstung er-

t\,,lilcheEeuqnisse in 1 000 ti
milch'

1 o00ti1000r
k9

je Kuh
Butter Käse?

199'1

2001
2002

28 916
28 334
28191
27 474

4 AO7

5 909
6 213
6 272

Deutschland

42t 846 748
420 1001 764
435 996 967

Früheres Bundesgebiet
385 576 606

27A 766 652
289 747 648

Neue Länder und Berlin-Ost
168 34 31

145 193 116
142 235 112
145 249 119

474
564
588
525

4 965
5 390
5 485
5 524

1991
1999
2001
2002

23 254
22152
21 986
21 727

4 942
5146
5 991

462
515

4144

4 314

1S91

1S99
2001
2002

5 662
6 182
6 205
6141

4 320
6 577
7 149
7 295

12
49

821
1 165
1171
1 177
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folgende Bindung eines erheblichen Flächenpotenzials, das für die Nahrungs- und
Futtermittelproduktion derzeit nicht benötigt wird, führt nicht nur zu einer Entlastung
der Agrarmärkte, sondern es schaift neue Arbeitsmöglichkeiten und wirkt sich günstig
auf die Umwelt aus. Die Erweiterung der erneuerbaren Ressource Holz vollzieht sich
dabei auf eine sehr umweltverträgliche Art und Weise. Darüber hinaus bietet der Wald
der Bevölkerung einen Raum für Erholung und Freizeitgestaltung.

Die Waldfläche der land- und forstwinschaftlichen Betriebe in Deutschland umfasst
rund 9,0 l/ill. Hektar. Forstbetriebe bewidschaften davon 7,5 Mill. Hekta( landwirt-
schaftliche Betriebe 1,5 Mill. Hektar.

Die von Forstbetrieben bewiftschafteten Waldflächen sind zu 51 o/o Staatswald. zu
29 oZ Körperschaftswald and zu 20 yo Privatwald.

Tab. '12: Betriebe mit Waldfläche 200'1

Nach Bundesländern gegliedert hat Bayern den mit Abstand größten Anteil am
Waldbestand. Bezogen auf die Waldfläche der land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebe sind das knapp 23 %. Es folgen die Bundesländer Baden-Württemberg mit
'13 o/o und Brandenburg sowie Niedersachsen mit jeweils 10 o/o.

Der jährliche Holzeinschlag in Deutschland bewegte sich in den letzten Jahren zwi-
schen 37 und 42 Mill. Kubikmetern. Im Forstwirtschaftsjahr 2000 wurden aufgrund
des Sturms "Lothar" sogar knapp 54 Mio. Kubikmeter Holz eingeschlagen. Etwa 50 %
des gesamten Holzeinschlags entfielen im Jahr 2002 auf Nadelstammholz, weitere
8 % auf Laubstammholz und 42 yo aul lndustrieholz und Brennholz.

Betriebsarten Anzahlder
Botriebe mit
Waldfläche

Waldfläche
1 00O ha

Waldfläche
je Betrieb ha

Forstbetrebe
Staatsforsten
Körperschaftsforsten
Privatforsten

Landwirtschaftiiche Betr ebe
mit Waldfläche

27 873
931

I459
18 483

7 507,5
3B13,1
2192,7
1 501,7

269,3
4 095,7

81,2

6,4229 911 1476,6
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Betriebe mit Waldfläche
insgesamt 257 850 8 984,0 34.8



13b Landwirlschaftliche Betriebe
mit ökologischem Landbau

13b.1 Bedeutung des ökologischen Landbaus

Der ökologische Landbau ist als ein Anbausystem gekennzeichnel, bei dem keine
chemisch-synthetischen Hilfsmittel (Dünger, Pflanzenschutz) zum Einsatz kommen
und ein geschlossenes ökologisches System im Betrieb angestrebt wird. Natürliche
Lebensprozesse, wie Bodenfruchtbarkeit und Abwehrkräfte, sollen geförded bzw.
gestärkt werden. Die vorgeschriebene Wiftschaftsweise und die Mindestnormen für
Ökobetriebe wurden 1gg1 in der Verordnung (EWG) Nr.2os2l91 festgelegt. Diese
Verordnung galt ausschließlich für die pflanzliche Erzeugung und wurde '1999 durch
die Öko-Tierhaltungs-Verordnung um weitere Grundrege n zur Tierhaltung ergänzt.
Seit der Landwirtschaftszählung 1999 werden in der amtlichen Agrarstatistik in

Deutschland im zweijährigen Turnus Daten zum ökologischen Landbau erfasst.

13b.2 Betriebe im ökologischen Landbau

Auch im Jahr 2003 wurde der ökologische Landbau in Deutschland ausgeweitet. So
gab es nach den Ergebnissen der Agrarstrukturerhebung 2003 über 13 700 ökolo-
gisch wirtschaftende Betriebe, das sind 3,3 % aller landwirtschaftlichen Betriebe.
Dies entspricht einem Zuwachs von mehr als 4 '100 Betrieben (+ 43 %) gegenüber der
Landwirtschaftszählung 1999. Die '13700 Betriebe bewidschafteten rund 729900
Hektar LE d. h. der Umfang an ökologisch genutzter LF stieg um ca. 240 800 Hektar
gegenüber 1999. Damit wurde ein Anteil von 4,3 ol der gesamten LF von 3,3 % der
landwirtschaftlichen Betriebe bewirtschaftet. Bei der Erfassung der ökologischen
Betriebe ist zu beachten, dass erst mit ln-Kraft-Treten der Öko-Tierhaltungs-Verord-
nung 1804/1999 ab 2001 tierhaltende Ökobetriebe in der Agrarstrukturerhebung Be-
rücksichtigung finden konnten-

Auch 2003 war wie in den vorangegangenen Erhebungen in den neuen Ländern der
Anteil der Ökobetriebe an der Zahl der Landwirtschattsbetriebe insgesamt fast dop-
pelt so hoch wie im früheren Bundesgebiet. Dementsprechend unterscheiden sich die
Anteile der Ökoflächen an der gesamten bewirtschafteten LF mit 5,7 % in den neuen
Ländern und 3,6 % im früheren Bundesgebiet. Die durchschnittliche Betriebsgröße
der Betriebe mit ökologischem Landbau betrug 53 Hektar LE rund 2 Hektar mehr als
1999. Vergleicht man diese im früheren Bundesgebiet und in den neuen Ländern, so
werden die bereits 1999 und 2001 festgestellten lJnterschiede bei der Flächenaus-
stattung noch deutlicher. Die Ökobetriebe in den neuen Ländern wiesen 2003 eine
durchschnittliche Betriebsgröße von 187 Hektar LF aus, während der Durchschnitt im
früheren Bundesgebiet bei 34 Hektar LF lag. Damit stieg die BetriebsgröRe der Öko-



Tab. 13: Betriebe und landwirtschaftlich genutzte Fläche im ökologischen
Landbau 1999,2001 und 2003

Betrebe tandwinschaftlich
genutzte Fläche

199S 2001 20031

Landwirtschaftlich
genutae Fläche von
... bis unter... ha

Anzahl in 1 000 % 1 000 ha Yo

unt6r 10
10 30
30- 50
50 - 100

100 - 200
200 und rnehr

Deutschland

2,0 12,5
4,2 62,8
4,0 63,0
3,7 91,1
4,1 69,8
6,0 18S,8

2,1 0,7
6,7 4,6
10,6 5,3
9,4 1'1,6

9,0 26,2
6,8 172,1

1,6
1,3
0.5
0,3

2,7
4,1
2,0
1,7
0,7
0,4

3,2
4,9

2,O

0,8
0,5

14,2
90,9
85,6

141,4
107,5
286,2

2,6

4,0
3,7

5,1

15,5

78,3
116,9
89,9

1,0
5,4
6,6

14,7
30,7

206,5

16,9
84,1
77,7

124,7
72,9
37,3

unter '10

10- 30
30- 50
50 - '100

100 - 2m
200 und mehr

1,5
1,2
0,3
0,0

2.5
3,8
1.8
1,5
0,5
0.0

Frühercs Bundesgebiet
3,0 2,0 11,8 13,5
4,5 4,0 58,3 71,9
2,0 3,8 57,7 71,7
1,8 3,4 79,5 102,3
0,6 3,3 43,7 59,1
0,1 4,2 17,7 23,1

4,1
3,8

3,3

unter 10
10- 30
30- 50
50 - 100

100 - 200
200 und mehr

0,'1

o,2
0,'1

0,2
0,2
0,3

o,2
0,3
0.2
o,2
o,2
0,3

0,4
0,2
o,2
0.2
0,4

2,7
7,2

10,7
9,6
9,0

't,3

6,8
8,0

16,7
34,6

248,9

1 VodäufigesErgebnis.
2 Anteil der BeVebe im ökologischen Landbau an allen landwirtschaftlichen Betrieben
3 Anteil dsr LF im ökologischen Land bau an der gesamter LF.

betriebe im früheren Bundesgebiet von 32 auf 34 Hektar LE ln den neuen Ländern
ging die durchschnittliche LF von '19'1 auf 187 Hektar zurück. Dennoch verfügten die
Ökobetriebe insgesamt wie in den Erhebungsjahren zuvor über eine weiterhin hohe
Flächenausstattung im Vergleich zu den Betrieben insgesamt mit 40,5 Hektar LF im
Durchschnitt. Die Zahl der ökologisch wirtschaftenden Betriebe ist seit der Landwirt-
schaftszählung 1ggg, ausgenommen der Betriebe unter 2 Hektar LE in allen Be-
triebsgrößenklassen gestiegen, wobei Ökobetriebe bis 30 Hektar LF das stärkste
Wachstum verzeichneten. Diese Entwicklung prägen vor allem die Betriebe im frü-
heren Bundesgebiet. Dennoch hatten Betriebe der Größenklassen über 50 Hektar LF
im früheren Bundesgebiet 57 % und in den neuen Ländern 95 % der ökologisch be-
wirtschafteten LF in Nutzung.

288

lnsgesamt 9,6 11,6 13,7 3,3 489,1 606,5 729,9 4,3

Zusammen 8,4 3,6

1,2 1,4 1,7 5,6 220/ 264,9 316,3 5,7

I eoor I eoos, l*,teir. rsss



13b.3 Flächennutzung im ökologischen Landbau

Der Zuwachs an LF in ökologischen Betrieben im Erhebungsjahr ist u.a. auf den
deutlich gestiegenen Anteil Dauergrünland (5'1 %) zurückzuIühren. Eine wesentliche
Ursache stellt die Zunahme an Dauergrünland im früheren Bundesgebiet dar, das dort
57 % der ökologisch bewirtschafteten LF ausmachte. Auch die ökologisch bewirt-
schaftete Ackeffläche nahm zu, im Vergleich zu 1999 um 38 oZ. Hier war vor allem in

den neuen Ländern ein entsprechender Zuwachs von 50 % zu verzeichnen. Die Dau-
erkulturen wiesen im ökologischem Landbau eine vergleichsweise konstante Fläche
auf.

Die Anbaustruktur auf dem Ackerland gleicht sich in den Jahren 1999 und 2003. Die
größte ökologisch bewinschaftete Anbaufläche nahm Getreide ein, gefolgt von Fut-
terpflanzen und Brache. lnsbesondere der Anteil Brache an der Ackerfläche ist im

Tab. 14: Landwidschaftlich genutzte Fläche in Betrieben mil ökologischem
Landbau 1999, 2001 und 2003
in 1 000 ha

1 Vorläuf ges Ergebn s.

Tab- 15: Anbaullächen auI dem ökologisch bewirtschafteten Ackerland
1999 und 2003
in 1 000 ha

Früheres B!ndesgeblet

1999 2001 2oo3' 1999 ?001 20031 2001 20031

Landwri(schaftlich
genutzte F ächen

Ackerland
Dauerku turcn
Dauergrünland

489,1
252,8

1,0
229,1
43,S

606,5
293,5

7,6

305,2
53,S

729,9
348,6

8,0
372,9

73,6

268,6
133,6

5,1

129.8
38,4

341,6
151,8

184,3
47,1

413.6
170,2

5,9
237,2

62,8

220,4
119,3

1.8

5,5

264.9
141,6

2,3
120,9

6,8

178,4
2.1

135,7
10,8

Landwirtschattszählung'1 999 Agrarstrukturerhebung 20031

Getreide
darunter:

Roggen
Wintergerste
Sommergerste
Hafer

Hülsenfrüchte
Hackfrtlchte
Futterpflanzen
Handelsgewächse
Brache

252.4
'123,9

348,6
181,6

40,7

13,6
13,0
19,3
8,0

48,2

59.6
38,5
11,2
16,5
22,O
33,9

13,1
45.126,5

1 Vorläufiges Ergebnis.

2BS

1999



Zeitverlauf gestiegen. Ebenso sind Hülsenfrüchte ein fester Bestandteil der Frucht-
folge. Hinsichtlich der Anbauflächen für Hackfrüchte zeigt ein Vergleich der JahlE
1999 und 2003 deren geringe Bedeutung.

Beim Getreideanbau im Ökobetrieb wird die größere Bedeutung von Hafer und Bog-
gen deutlich. Diese Kulturarten sind zusammen mit den Futterpflanzen und Hülsen-
früchten Bestandteil einer artenreichen Fruchtfolge, die sich aus der Wirtschaftsweise
im ökologischen Landbau mit ihren spezifischen Anforderungen an die Stickstoff-,
Futter- und Humusbilanz ergibt.

Der Verzicht auf chemisch-synthetische Hilfsmittel bei der ökologischen Bewid-
schaftung äußed sich auch in der Bedeutung der Brache (ohne nachwachsende
Rohstoffe). lhr Flächenanteil am Ackerland im ökologischen Landbau hat sich im
betrachteten Zeitraum wesentlich erhöht-

13b.4 Viehbestände im ökologischen Landbau

lm ökologischen Landbau hielten im Erhebungsiahr 2003 mehr als 11 000 Betrie-
be landwirtschaftliche Nutztiere, snd zwar 77 yo Rinder, 21 % Schweine und 18 %
Schafe. Von den Betrieben mit Rindern hatten 44 % Nlilchviehhaltung. Die Rinderhal-
tung bleibt somit weiterhin der bedeutendste Zweig der Veredlungswiftschaft in öko-
logischen Betrieben mit tierischer Erzeugung. lm Vergleich zu lggg ist die Zahl der
ökologisch wirtschaftenden Viehhaltungsbetriebe um knapp 50 o% angestiegen. Ein
Grund für die stark steigende Zahl von ökologischen Betrieben mit Viehhaltung ist wie
bereits beschrieben die Öko-Tierhaltungs-Verordnung (EG) Nr. '1804/'1999 des Rates
zur Einbeziehung der tierischen Erzeugung in den Geltungsbereich der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 über den ökologischen Landbau.

Damit verbunden ist eine Zunahme der Zahl der Tiere um 43 % bei Rindern und um
28 o/o bei Schweinen. Der l\,4astschweine- und Zuchtsauenbestand zeigt die ver-
gleichsweise geringe Bolle der ökologischen Schweinehaltung in Deutschland. Auf-
fallend ist auch der hohe Anteil an ökologisch wirtschaftenden Betrieben mit Schaf-
haltung.

Die Betriebsstrukturen in der ökologischen Tierhaltung unterschieden sich auch 2003
wesentlich zwischen dem früheren Bundesgebiet und den neuen Ländern. Bei
Schweinen und Rindern waren die durchschnittlichen Bestandszahlen je Betrieb in
den neuen Bundesländern rund viermal so hoch wie im früheren Bundesgebiet. We-
sentliche Strukturunterschiede bestanden insbesondere bei den Milchviehbeständen
mit durchschnittlichen Tierzahlen je Betrieb in Höhe von '111 in den neuen Ländern
und 26 im ,rüheren Bundesgebiet. Dabei gehen di.e Viehbestände im Durchschnitt der
Rinderhalter, inklusive Milchvieh, unabhängig von der Gebietseinheit zurück. Die

durchschnittliche Zahl der l\,,lastschweine in deutschen Ökobetrieben stieg, hervor-
gerufen durch zunehmende Tierbestände im früheren Bundesgebiet bei zurück-
gehender Zahl an Mastbetrieben.

2S0



Enheit
1999 2001 2003' 1999 2001 20031 19S9 2001 20031

Betriebe l 1 000 7

5,9

63

30

49

7,3

65

3,3

31

59

8,6

61

3,9

29

62

5,2

44

2.7

25

2,1

42

6,5

3,1

2,1

51

7,6

46

3,7

26

2,1

0,7

201

0,2

109

0,3

705

0,8

199

0,1

116

0,3

1,0

180

0,2

111

0,3

142

1,8

28

4,1

16

1,7

33

0,8

,9

1.7

36

0,8

18

1,6

23

0,6

15

1,5

26

0,6

19

1,5

27

0,1

15

0,2

71

0,1

19

I,,4it Rindern Bekiebe
durchschnittliche
ZahlderTiere

dar.:m I l\,4 chkLihen
Betrebe
durchschnittliche
ZahlderTiere

fiy' I Schweinen
Betrebe
durchschn ttliche
ZahlderTiere

dar.:

m t N,4astschwe nen
Belrebe
durchschnittliche
ZahlderTlere

ml Zuchtsauen
Bekebe
durchschnittliche
ZahlderTiere

I 000

Anzahl

1 000

Anzahl

1 000

Anzahl

1 000

Anzahl

1 000

Anzahl

0,2 0,2

1N 96

0,1 0,2

t9 29

Tab. 16: Viehbestände in Betrieben im ökologischen Landbau

1 Vo äufges Ergebn s.

13b.5 Arbeitskräfte im ökologischen Landbau

ln den Betrieben mit ökologischem Landbau waren im Jahr 2003 insgesamt 41 500
Arbeitskräfie beschäftiqt, rund 6 000 Arbeitskräfte mehr als 1999. Der Anteil der Fa
milienarbeitskräfte betrug über 50 o%, bestimmt durch den hohen Anteil im früheren
Bundesgebiet von gut 56 yo. Hietin zeigl sich ein wesentlicher Unterschied zu den
landwirlschaftlichen Betrieben insgesamt, bei denen 63 % Familienarbeitskräfte wa-
ren. Die Strukturunterschiede zwischen den Ökobetrieben im früheren Bundesgebiet
und den neuen Ländern werden auch am Anteil der Vollbeschäftigung deutlich. So
hatten Vollbeschäftigte in Betrieben mit ökologischem Landbau im früheren Bundes-
gebiet einen Anteilvon 23 % an allen Arbeitskräften, der Wert lag jedoch mit 45 % n

den neuen Ländern fast doppelt so hoch.
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14 Produzierendes Gewerbe

14.1 Bedeutung des Produzierenden Gewerbes

Das Produzierende Gewerbe ist weiterhin einer der zentralen Bereiche der Wirt-
schaft. Allerdings hat sich seine Bedeutung in den vergangenen Jahren gegenüber
dem Dienstleistungssektor verringert. So wurde im früheren Bundesgebiet bis An-
fang der I970er-Jahre im sog. -sekundären Sektor" noch mehr als die Hälfte der ge-
samtwirtschaftlichen Leistung erbracht und knapp die Hälfte der EMerbstätigen
fand (nach Ergebnissen der Volkswirtschafllichen Gesamtrechnungen) in diesem Be-
reich einen Arbeitsplatz. ln den darauf folgenden Jahrzehnten nahm der Anteil des
Produzierenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung dann stetig ab. 2003 hatte
das Produzierende Gewerbe nur noch einen Anteil von rund 29 yo an der Brut-
towertschöpfung und rund 27 % der Erwerbstätigen in Deutschland waren hier be-
schäftigt.

Das Produzierende Gewerbe umfasst in der Abgrenzung der amtlichen Statistik die
lndustrie und das Produzierende Handwerk. Dabei werden seit der Reform der ln-
dustriestatistik in den Jahren '1975 bis 1977 im Allgemeinen nur Unternehmen mit 20
Beschäftigten und mehr erfasst. lm Einzelnen setzt sich das Produzierende Gewerbe
aus den Teilbereichen Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbei-
tendes Gewerbe, Energie- und Wasserversorgung sowie Baugewerbe zusammen.
Llnter diesen spielt das Verarbeitende Gewerbe die bedeutendste Rolle.

14.2 Verarbeitendes Gewerbe sowie Bergbau
und Gewinnung von Steinen und Erden

ln den nachfolgenden Ausführungen zum Verarbeitenden Gewerbe einschließlich
Bergbau und Gewinnung von Sleinen und Erden werden je nach Darstellungszweck
Unternehmens- oder Betriebsergebnisse nachgewiesen. ln den Unternehmenserhe-
bungen werden die rechtlich selbstständigen Einheiten erfasst. Zu einem [Jnterneh-
men können mehrere Betriebe (örtliche Einheiten, Niederlassungen, Zweigbetrie-
be) gehören, die rechtlich unselbstständig sind. Die Ergebnisse für Unternehmen
enthalten somit auch Angaben für ihre Betriebe außerhalb des Verarbeitenden Ge-
werbes, während bei den Ergebnissen für Betriebe auch die Angaben der Betriebe
des Verarbeitenden Gewerbes von Unternehmen enthalten sind, die ihren wirtschaft-
lichen Schwerpunkt außerhalb des Verarbeitenden Gewerbes haben. Wegen dieser
Unterschiede können die Angaben für unternehmen und Betriebe nicht übereinstim-
men (siehe Abschnitt 14.2.1 vnd 14.2.2).
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1 4.2.1 Unternehmensgröße

2001 waren in Deutschland in den 38 198 Unternehmen des Verarbeitenden Gewer-
bes sowie des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden mit 20 Be
schäftigten und mehr rund 6,5 Mill. Menschen beschättigt. Dies ergab eine durch-
schnittliche Unternehmensgröße von 170 Beschäftigten. lm früheren Bundesgebiet
wardabeidie Durchschnittsgröße der lJnternehmen mit 184 Beschäftigten wesentlich
höher als in den neuen Liändern {93 Beschäftigte). Die höchste durchschnittliche Un-
ternehmensgröRe ist im Bereich Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen
(922 Beschäftige) und die geringste im Bereich Herstellung von lMetallerzeugnissen
(97 Beschäftigte) festzustellen (siehe auchTab. 1).

Tab. 1: Unternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr
im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bergbau
und in der Gewinnung von Steinen und Erden 2001

Deutschland Fruheres BundesgebetBerech

Untea Bsschäf'
tigte
1 000

lJmsatz
t\,{i[. EUR

lJnteF
ligte
1 000

lJms3tz
MiII, EUR

Beschäf-

Verarbeitendes
Gewerlce, Bergbau
und Gewinnung von
Steinen und Erden 38198 6479 131O471 32212 5930 1283901

davon:
Ernährungsgewerbe

und Tabakverartleitung 4964 602 146105 4070 511 129997
Papiergewerbe 452 'l4S 3'1791 740 l3S 29924
Verlags-, Druckge-
werbe, Vervielfältigung 2 598 27O 42OGS 2384 249 39 120

Chemische lndustrie 12$ 474 133574 1128 450 127719
Herst. von Gummi- und
Kunststoffi^/aren 2650 361 52641 2212 334 49300

Glasgewerbe, Keramik,
VeErbeitung von
Steinen und Erden 1 849 232 34059 1 431 1S8 29937

Metallerzeugung und
-bearbeitung 922 260 59621 797 239 554'15

Herst. von Metall-
erzeugnissen 6181 59S 75548 5144 532 69270

Maschinenbau 5883 1004 157671 5117 942 150988
Herst. von Geräten der

ElekrizitätserzGu gun g,
-verteilung u. A. 1943 492 90349 1674 465 86754

Rundfunk-, Fernseh- u.
Nachrichtentechnik 515 157 42662 394 138 39705

Herst. von Kraftwagen
u. Kraftwaqenteilen 9iI0 957 259599 757 924 249259
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Tab. 2: Beschäftigte dergrößten Unternehmen 20011

Anteil an allen BeschäIligten des Verarbeitenden
Gewerbes, des Bergbaus und der Gewinnung

von Steinen und Erden in ol

Die jeweils
... größten Unternehmen

Deutschland Früheres Bundesgebiei

6
10

100

7,4
9,1

12,6
1S,7

l Lhternehmen mit 20 Beschäilgten und mehr;die Unternehmensgröße gemessen am Umsalz

Ordnet man die Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes sowie die Unternehmen
des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden nach der Höhe des Um-
satzes, so waren 2001 in den '10 größten Unternehmen in Deutschland rund 586 000
Personen tätig. 760 Unternehmen (2 %) hatten 1 000 und mehr Beschäftigte. ln diesen
Unternehmen wurden rund 2,5 l\,4ill. Personen beschäftigt. Dies entspricht einem An-
teilvon 39 % gemessen an allen Unternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr.

'14.2.2 Betriebe, Beschäftigte, Umsatz und Exportquote

ln den rund 48 200 Betrieben des Wirtschaftsbereichs Bergbau und Gewinnung von
Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe arbeiteten im Jahresdurchschnitt 2002
insgesamt 6,2 I\,4ill. l\ilenschen, davon rund 90 % im früheren Bundesgebiet und rund
10 % in den neuen Ländern und Berlin-Ost. Auch 2002 setzte sich der bereits seit
einigen Jahrzehnten zu beobachtende Trend zum Beschäftigungsabbau - der kurz-
zeitig in den Jahren 2000 und 200'1 gestoppt schien - weiter fort. So nahm die Zahl
der tätigen Personen in Deutschland im Jahr 2002 gegenüber 2001 um 2,9 yo er
neut ab. Dabei war die Entwicklung im früheren Bundesgebiet (- 3,2 %) und in den
neuen Ländern und Berlin-Ost (- 0,4 o/oJ uneinheitlich.

LJnter den 23 Abteilungen des Verarbeitenden Gewerbes waren in Deutschland der
Maschinenbau, die Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen, die Herstellung
von N-4etallerzeugnissen, das Ernährungsgewerbe und die Chemische lndustrie am
bedeutendsten. ln diesen Branchen waren 2002 rund 3,3 Mill. Personen tätig. Der
Anteil der Branchen an den Beschäftigten des Verarbeitenden Gewerbes war in Ost
und West jedoch zum Teil recht unterschiedlich. Während z.B. in der Abteilung

"'15 Ernährungsgewerbe" in den neuen Ländern und Berlin-Ost 14,3 % aller Be-
schäftigten des Verarbeitenden Gewerbes einer Erwerbstätigkeit nachgingen, waren
es rm früheren BL,ndesgebret nur 8.1 %.

ln Deutschland belief sich der Gesamtumsatz des Bereichs Eergbau und Gewinnung
von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe 2002 auf 1326 N4rd. Euro (ohne
tJmsatzsteuer), davon im Verarbeitenden Gewerbe'1 3'14 Mrd. Euro. Gegenüber2001
entspricht dies einem Bückgang von 1,5 %. lm früheren Bundesgebiet betrug der
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8,5
9,9

13.1
21,6

5S30
Anzahl der Beschäftigten

insgesamt in '1 000



Tatr.3: Betriebe, Beschäftigte, Umsatz und Exportquote
im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bergbau
und der Gewinnung von Steinen und Erden 2002

Betriebe
Anzahl

Beschält gte
1000

Umsalzinsges.
MiII, EUR

ExporlquoleWirtschaltsg iederung (nach wZ 93)

C Benlbau uod Gevlnnüng van Steinen

Kohlenbeebau, Torlgewinnung

Gewflnun! von Erdö und Erdgas,

EbringLrng vebundener D ensl estunqen
Bergbau a. Uran- undTho umeEe
Erzbergbau
Gewinnung von Steinen und Erden,
sonsliger B€rgbau

veerbeitendes Gewehe
Emähr.rngsgeweüe
Tabakverabetung
fexliiges,ebe
Bekleidunqsgewerbe
Lederyewerbe
Hozgeweüe (ohne Hersle I von Möbe n)

Papiergewebe
Ver ags-, Druckgelverbe, Verv eliä t gung

Kokerci, l\,4in€mlölv6larbeitung,
Hersiellunq von Bruhtoffen

Chemische ndusire
Heßte lung v Gummi- u. Kunstsloffwaren
G asgewerbe, Kelamik, Verarbeilung
von Steinen und Erden

l\,letallerzeugung und -beabehung

Herstelung von Mela erzeugn ssen

Heßie ung von Bürcrnasch nen,
DV-G€räten Lnd 'E nrlchtungen

Hersle lung von Geräten de,r Elekiriziläls-
ezeugung, -ve(eilung u,A.

Rundiunk . Fernseh- u. Nachdchtenlechiik
Medizin-, Mess-, Steuer- und

Regelungstechnik, Optik
Herst€lung von Kraflwag€n und

Kraftwagenteilen

Sonstiger Fahzeugbau
Herstelung von |,,{öbe n SchmLrck,

Mus kinslrurnenlen Sporl0erä1en usw.

Recycling

TO

t1

I 409

103

100

68

123t7
3646

5,0

s,6

o: 5 4653 21
12
13
14

D

1262
468T9
5859

32
1144

560
243

1 682

I007
2841

27

6109
531

12

110

24
96

142
260

4 049

1 314020
125197

18 783

14215
I733
4276

155r3
30 865
40r'44

95
38.4

8.8
37,3

30,4
201
361
77

15
l6
17
18

19
20
2t
22

24

25
26

27
28
2S

30

31

32

34

36

37

74
1111
30s3

22
462
351

77650
132495
52920

3,6
51,5

33,0

38,6
24,8
50,6

38,6

36,4

548

49,4

3560
1 111

7 318

6991

221
262

578
s71

32255
59484
74032

156 762

tc9 3l 12415

2 466
11-

68316
50 i89

233 36158

1226 790

148

245461

27 U2
59.6
53,2

2C5 24.01 965
g

26928
2 548

Umsalz 1222 Mrd. Euro (-1,7 %) und in den neuen Ländern und Berlin-Ost 104

N,4rd. Euro (+ 1,6 %). Die umsatzstärksten Branchen innerhalb des Verarbeitenden
Gewerbes \Naren 2OO2 die Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen (245

Mrd. Euro), der Maschinenbau ('157 l,4rd. Euro), die Chemische lndustrie ('132 [,4rd.

Euro), das Ernährungsgewerbe (125 l,4rd. Euro) und die Wirtschaftsabteilung Koke-

C-D Beqbau und Gewnnungvon Steinen

und Erden. Verarbeilendes Gewerbe 48228 1326367



rei, lMineralölverarbeitung, Herstellung von Brutstoffen (78 Mrd. Euro). Auf diese fünf
Branchen entfielen damit allein 56,1 % des gesamten Umsatzes im Verarbeitenden
Gewerbe.

Ein großer Teilder im Verarbeitenden Gewerbe hergestellten Güter wird exportiert. Aus
der Expodquote - dem Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz - lässt sich
die Abhängigkeit bestimmter Branchen vom Auslandsgeschäft besonders deutlich
ablesen. lm Jahr 2002 belief sich die Expodquote im gesamten Verarbeitenden Ge-
werbe aur 38,4 o/o. Dabei lag die Exportquote der Investitionsgüterproduzenten immer
erheblich über dem Durchschnitt des Verarbeitenden Gewerbes (2002 beispielsweise
bei 52,9 Yo).

Besonders hoch war die Exportquote bei der Herstellung von Kraftwagen und Kraft-
wagenteilen (59,6 %), in der Rundfunk-, Fernseh- und Nachrichtentechnik (54,8 %),
im sonstigen Fahrzeugbau .53,2 o/o), in der Chemischen lndustrie (51,5 %) und im
Maschinenbau (50,6 %). Hier wurde jeweils mehr als die Hälfte des Gesamtumsatzes
mit dem Ausland erzielt. Aber auch die Wirtschaftsabteilung "33 Medizin-, Mess-,
Steuer und Regelungstechnik, Optik" ist mit einer Exportquote von 49,4 9/o stark ex
portabhängig.

Auf deutlich niedrigerem Niveau im Vergleich zum früheren Bundesgebiet (39,5 %) lag
im Jahr 2002 noch die Exportquote in den neuen Ländern und Berlin-Ost mit 25,1 %
im Verarbeitenden Gewerbe. Gegenüber '1995 ('12,2 oZ) hatte sie sich jedoch bereits
verdoppelt.

14.2,3 Produktion

Ab dem Jahr 1991 stehen lndizes der Produktion sowohl für Deutschland als auch für
die beiden Teilgebiete in der Gliederung nach der Klassifikation der Wirtschafts-
zweige, Ausgabe 1993 (WZ 93) zur Verfügung. Neben der Darstellung der Produk-
tionsindizes nach der WZ 93 werden Angaben für Hauptgruppen (nach der Ad der
hergestellten Güter) berechnet. Diese Daten dienen vor allem der Konjunkturanalyse
und -prognose. Die Zuordnung der Widschaftszweige zu den Hauptgruppen wird
durch eine EU-Verordnung geregelt und ist europaweit verbindlich- Mitte des Jahres
2001 wurde diese Zuordnung geändert und eine neue Hauptgruppe EneEie einge-
fühft.

Danach wird der Wirtschaitsbereich "Bergbau und Gewinnung von Steinen und
Erden, Verarbeitendes Gewerbe" jetzt in folgende industrielle Hauptgruppen un-
tergliedert: Vorleistungsgüterproduzenten (2.8. Chemische lndustrie), lnvestitions-
güterproduzenten (2. B. Maschinenbau), Gebrauchsgüterproduzenten (2. B. Möbel-
herstellung), Verbrauchsgüterproduzenten (2. B. Ernährungsgewerbe) sowie Energie
(wird hier nur teilweise edasst, z. B. Mineralölverarbeitung). Die Produktionsindizes
wurden in dieser neuen Hauptgruppengliederung bis 1991 neu berechnet.

ln Deutschland wurde die Produktion im Verarbeitenden Gewerbe seit 1995 um 18 %
ausgeweitet. Gegenüber dem Jahr 2000 verzeichnete das Berichtsiahr 2002 einen
Rückgang von '1.1 %. ln den neuen Bundesländern war seit 1gg5 ein Zuwachs von
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Tab.4: Entwicklung des Produktionsindex im Produzierenden Gewerbe
1995 = 100

103,6

Deutschlaod
100 106,4 113,5 111,3Prcduzierendes Gewerbe

Produzierendes Gewerbe
(ohne Energie und Bauleislungen)

Vorleistungsgüterproduzenten
lnveslluonsgüterproduzenten
Gebrauchsgüterproduzenten
Verbrauchsgüterproduzenten
Energie
Verarbeitendes Gewerbe

100
100
100
100
100
100
100

106 2
100,6
110,8
119,5
106,6
105,9
106,1

105,8

18,0

69,0
93,2
s0,5

't 45,1
79,7

109,S
108,8
1r6,6
101,2
'102,0

100,4
110,0

126,5
126,1
126,8
137,9
125,0
94,0

127,6

119,2
117,O
131,0
105,7
105,8
s9,8

119,3

117,9
115,8
130,4
98,5

104,3
98,2

118,0

11o,2Produzierendes Gewerbe
Produz erendes Gewerbe
(ohne Energ e und Bauleistungen)

Vorleistungsgil,terpmduzenten
lnvestit onsgüterprodLrzenten
Gebrauchsgüterproduzenten
Verbrauchsgüterproduzenten
Enerqie
Verarbeitendes Gewerbe

107,7
102,6
111.6
120,9
107,9
101,1
107,6

115,0
112,3
124,7
95,0

100,3
98,0

115,1

Frühercs Bundesgebiet

100 106,2 112,9

100 108,s 117.2
100 107,8 1'14,5
100 116.1 130,0
100 s9,5 102,7
100 100,2 102.9'100 101,2 100,0
100 109,0 111,2

Neue Ländet und Berlin Ost

100 109,4 121,5Produzierendes Gewerbe
Produz erendes Gewerbe
(ohne Energie und Bauleistungen)

Vorleistungsgüterproduzenten
lnvestitionsgüterproduzenten
Gebrauchsgüterproduzenten
Verbrauchsgüterproduzenten
Energie
Verarbetendes Gewerbe

100
100
100
100
100
100
100

152,8
157,1
1s3,3
169,0
142,1
s8,3

154.9

166,3
170,5
167,2
174,1
156,6
99,6

168,8

124,7

Eine Vorste lung über die Eniwicklung der mengenmäßigen Produktion seit 1960 er-

möglicht Tab. 5. Die einzelnen Erzeugnisse sind aus nahezu 6 000 Positionen der

Produktionsstatistik herausgegritfen. Wie die Ergebnisse zeigen, hat sich in der Ver-

gangenheit die Erzeugung von Gütern, lür die ein hohes technisches Spezialwissen

edorderlich ist, ständig erhöht, während die Produktion in anderen Branchen, z. B. der
Bekleidungsindustrie, rückläufig war. Als Folge der weltweiten Arbeitsteilung Jan.l hier

eine Verlagerung von Produktionstätigkeiten ins Ausland statt. Bei einigen Erzeugnis-

sen (2. B. Fernsehgeräten) ist eine lMarktsättigung eingetreten.

2AA2t99l 1995 1S98 2000Wirtschaftsbereich (nach WZ 93)
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fast 69 % zu beobachten, das frühere Bundesgebiet verzeichnete im selben Zeitraum

ein schwächeres Wachstum von gut '15 0%.

ln den neuen Bundesländern wurde die höchste Wachstumsrate bei der Hauptgruppe
der Gebrauchsgüterproduzenten erreicht, in den alten Bundesländern bei den ln-

vestitionsgüterprod uzenten.



Der Bruttoproduktionswert, d. h. der gesamte Wert aller im Verarbeitenden Gewerbe
sowie im Bergbau und in der Gewinnung von Steinen und Erden erzeugten Waren und
Dienstleistungen (nach der WZ 93), erreichte 2001 in Deutschland rund 1408 N.4rd.

Euro. Darin waren rund 56 % Vorleistunqen anderer Unternehmen (2. B. Handelsware,
Rohstoffe, vgl. 14.2.5) enthalten.

Tab. 5: Produktion ausgewählter Erzeugnissel

1 Bis einschl. 1990 ffliheres Bundesgebiet, ab 2000 Del]lschland. - Mit dem Berichtsiahr 1995 und er-
neul mit dem Berichtsiahr 2002 wurde die der Erhebung zugrunde i€gende cürersystematik umge
ste ll, sodass die Zahlen mit den Voriahren nur bedingt vergleichbar sind.

2 Ohne Angaben für Bei n-West.
3 Eirschl. Videomonitoren und Videoprojektoren.
4 Oh ne Pkw von mehr als 2 500 cm3, ab 2002 ohne Pkw von 1 500 cm3 oder weniger.
5 OhneAnzüge aus Baumwolle.

14.2.4 lnvestitionen

Von den 38 198 L,nternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr, die 2001 im Verarbei-
tenden Gewerbe, im Bergbau und in der Gewinnung von Steinen und Erden tätig wa-
ren, haben im Berichtsjahr 33 58'1 l-Jnternehmen in Sachanlagen investiert. Die ln
vestitionssumme in diesem Bereich belief sich auf rund 56,1 Mrd. Euro und lag damit
um rund 5 0% über dem Niveau des Jahres 2000 (53,3 Nrrd. Euro).

Der größte Teil der lnvestitionen floss in l,4aschinen, maschinelle Anlagen sowie Be,
triebs- und Geschäftsausstattungen (87,7 %), der Best in Grundstücke und Bauten.
Von den lnvestitionen entfielen 48,6 Mrd. Euro auf das frühere Bundesgebiet (86,6 %)
und 7,5 Mrd. Euro (13,4 %) auf die neuen Länder und Berlin-Ost.

Mit 1 '1,6 Mrd. Euro lagen die Hersteller von Kraftwagen und Kraftwagenteilen in
Deutschland bei der lnvestitionstätigkeit an der Spitze, gefolgt von der Chemischen
lndustrie (6,7 lvlrd. Euro), dem Maschinenbau (5lVIrd. Euro), dem Ernährungsgewerbe
und der Tabakverarbeitung (4,3 Mrd. Euro) sowie der Rundfunk-, Fernseh- und Nach-
richten'technik (4,2 Mrd. Euro). Diese fünf Bereiche hatten 2001 zusammen einen An-
teil von knapp 57 % am gesamten lnvestitionsvolumen des Verarbeitenden Gewerbes
sowie des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden in Deutschland. Ne-
ben den genannten Bereichen nahmen 2001 noch acht weitere Branchen lnvesti-
tionen von mehr als 1 Mrd. Euro vor.

Er2eugnis Einheli 1960, 1980 r990 2000 2002

Fernsehempfangsgeräte
Personenkraftwagen
Geräte und Einrichturgen
für d e automatische
Datenverarbeitung

Schuhe
Herrenanzüge
Damenkleider
Wurst und F e schwaren
Brot
Bier

1 000 st.
1 000 st.

2164
1674

4425
32s0

3595
4179 5 24A4

1 4863
55134

1 000 st.
1 000 Paar
1 000 st.
1 000 st.
1 0001
1 000 1

1 000 ht

151 906
6650

17980
257
659

47 324

103 765
5381

36313
862

1272
89569

4 514
61811

15 584
1 200
1 545

I01 376

15 235
34 918

91A5

2616
3226

T08 954

10 764
32291

5005
1 683
2994

104213



Tab.6: lnvestitionen der Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes,
des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden 20011
in Mill. EUR

Bunde6gebet

davon:
Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung
Papiergewerbe
Verlags-, Druckgewerbe, Vervi6lfältigung
Chemische lndustrie
Herst. von Gummi- und Kunslstoffwaren
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von
Steinen und Erden

Metallerzeuqung und -bearbeitung
Herst. von Metallezeugnissen
Maschinenbau
Hersr. von Cerater der Fleklri?itätserzeL.
gLrng, vedeilung u. A.

Rundfunk-, Fernseh- u. Nachrichtentechnik
Herst. von Kraftwagen u. Kraftwagentetlen
Ubrige Bereiche

3346
4242

11 572
6657

3148
2759

10053

1 449
1 618
6240
2351

1 637
2561
2987
4 541

4259
1 667
1 811
6 680
2 590

2 004
2844
3 462
4S52

14.2.5 Kostenstruktur

Einblick in die Kostensituation und in die erzielte WertschÖpfung der Unternehmen im

Verarbeitenden Gewerbe, im Bergbau und in der Gewinnung von Steinen und Erden

gewähren die jährlichen Erhebungen zur Kostenstruktur.

Stellt man die einzelnen Kostenarten dem Bruttoproduktionswert, also dem gesamten

Wert aller in diesem Widschaftsbereich erzeugten Produkte. gegenübe( dann ergibt

sich für die Kosten Jür Materialverbrauch, Einsatz an Handelsware und Lohnarbeiten
(durch Subunternehmen) der weitaus größte Anteil; im Jahr 2001 lag er bei 55,9 oZ

Den zweitgrößten Kostenfaktor bildeten die Personalkosten mit 20,7 o/o. Die übrigen
Kosten (2.8. Kosten für Leiharbeitnehmer, Mieten, Pachten, Kostensteuern, Ab-
schreibungen) machten insgesamt 21,7 % aus. Die Summe der einzelnen Kostenarten
gemessen am Bruttoproduktionswert eEibt den Produktionskostenanteil. Dieser An

teil lag im Jahr 2001 bei 98,3 %. Die Bestgröße von 1,7 % kann als lndikator fÜr die

Wirtschaft lichkeii anqesehen werden.

Abb. 1 zeigt, dass es zwischen den einzelnen Wirtschaftsgruppen innerhalb des o. g

Widschaftsbereichs beträchtliche Unterschiede in der Kostenstruktur gibt. Ein relativ

ungünstiges Ergebnis hatte 2OO1 2.8. der Wirtschaftsbereich Rundfunk-, Fernseh-

und Nachrichtentechnik zu verzeichnen. ln diesem Bereich lagen die Kosten, bei ei-

nem sehr hohen L4aterialkostenanteil von 67,9 %, um 5,5 % über dem Bruttoproduk-
tionsweft. Positiv sah 200'1 das Ergebnis für die Wirtschaftsgruppe Verlags-, Druck-

299

Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau
56 086 48585

1 L,nternehmen rnit 20 Eeschäitiglen und mehr



Wirtschaftsbereich

Verarbeilendes Geweloe, Berqbau
und Gewnnung von Sleinen u. Erden

.,.von'
Ernährunqsgewelbe

und Tabakverarbeilunq

Verlalls-,
Vervielfälligung

Chemische lndustrie

Heßlellung von Gummi,
und Kunsrsrotlwar6n

Glasqewerbe, Keram,h, Vemrbeituno
mn Slcincn r' Fr.l.n

Metallerreugung u.d -bearbeitung

Herstellung lon Melallerzeugnissen

Maschinenbau

Hersrellung von Geräten d€r Elsktrizilätq-
erzeugung velteilung u. A.

Rundlunk-. Fernseh-
!nd Nachrchtenlechn k

Hersielluns von Kratrwagen
und Krahwaqenlerlen

0 20 40 60 80 100 96

--l [,lalerialverbrauch, Einsslz an Handelsware und Koslen tür Lohnarbeiten

I Peßonalkosten

E Übriqe Koste. (für Leiharbeiter. ind./handw. Dienstleistungen, Mielen, Pachten, Kostefsleuerr.
sonsl ge Kosten, Abschreibungen auf Sachantagen,Fremdkapitazinsen)

20.7

Abb. 1: Ausgewählte Koslen der Unternehmenr im Verarbeitenden Gewerbe
sowie im Bergbau und in der Gewinnung von Steinen und Erden 2001
Anteil am Bruttoproduktionswert

1 Unternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr.

gewerbe, Vervielfältigung aus. Hier lag die Summe aller Kosten um 4,7 o/o unter dem
Bruttoproduktionswert.

1 4.3 Baugewerbe

Das Baugewerbe setzt sich in der Abgrenzung der amtlichen Statistik aus dem Bau-
hauptgewerbe und dem Ausbaugewerbe zusammen. Während das Bauhauptge-
werbe überwiegend Hoch- und Tiefbauten bis zum Rohbau errichtet, erstreckt sich
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19,7

38,8 28,6

50,0 19,3

26,8

30,4

29,1

26,6

17,3

47,9 19.0

49,8 18,1

55,0 20,1

67,9 17,9 19,7

55,9 21,7

56,7 26,9

27,4

51,6 20,1

45,3 26.7

61,7 19.2 17,3

53,4 23,1

67.1 15,8



die Tätigkeit des Ausbaugewerbes auf die weitere Fertigstellung der Bauten bis zur

Gebrauchsfähigkeit. Es umfasst Klempnerei, Gas- und Wasserinstallation, lnstallation

von Heizungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen, Elektroinstallation, Maler und Lackie-

rerarbeiten und ähnliche Tätigkeiten. Das Angebot des Baugewerbes ist somit sehr
vielseitig und spiegelt in seinen Veränderungen langfristige Umstrukturierungspro-
zesse wider.

Bis in die 1g7oer-Jahre war die Bauwirtschaft eine Wachstumsbranche, die ihre lm-
pulse aus dem Wiederaufbau, dem Wirtschaftsaufschwung und dem Wohnungsbe-

darf der zunehmenden Bevölkerung bezog. Seither ist die Wohnungspolitik durch eine

stärkere Hinwendung zu qualitativen Zielsetzungen geprägt. Die Aufmerksamkeit
wandte sich mehr der Erhaltung und Erneuerung der Städte zu. Die Modernisierung

des Wohnungsbestandes ist - vor allem in Krisenzeiten des Baus - ebenso bedeut-
sam geworden wie die Neubautätigkeit.

Wiederholt hat die Bauwirtschalt in den letzten Jahrzehnten mit Zeiten schlechter
Konjunktur zu kämpfen. Nach einem kurzzeitigen Aufschwung nach der Wiederver-

einigung steckt die Bauindustrie nunmehr wiederum seit Jahren in der Krise. Hier

Tab. 7: Entwicklung der Unternehmensinsolvenzen in Deutschland

1 Bezogen aui 10 000 Lrmsatzsteuerpflichtige Unternehmen.

macht sich neben der allgemeinen lnvestitionszurückhaltung auch das Ausbleiben

der öffentlichen Aufträge bemerkbar. Ein erheblicher Beschäftigungsabbau und die

Zunahme der lnsolvenzen sind die Folgen dieser Misere.

Ausgehend von einem verhältnismäßig niedrigen Niveau begannen Anlang der '1990er

Jahre die lnsolvenzen im Baugewerbe nachhaltig zu steigen. zwischen 199'1 und 1996

vervierfachte sich die Zahl der Unternehmenszusammenbrüche in der Baubranche.

Gegen Ende der'1990er Jahre schwächten sich die Zuwachsraten zwar ab und 1999

wurde sogar ein leichter Rückgang verzeichnet, jedoch kam es 2001 erneut zu einer

kräftigen Zunahme auf über I000 Fälle. Zwar fiel im Jahr 2002 der Anstieg der ln-

solvenzen in der Baubranche im Gegensatz zur Gesamtentwicklung moderat aus,

gegenÜber
Daru.ter

gegenÜber
vorjahr in %

1SS 1

1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002

8 837
10 920
15 148

22 344
25 530
27 474
27 A28
26 476
28 235
32 274
37 579

X

+ 23,6

+ 24,4
+ 18,6
+ '14,3

+ 7,6
+ 1,3

+ 6,6
+ 14,3
+ 16,4

41

54
68
B1

92
98
97
92
97

111
129

1 730

2 012

3 971
5 542
7 041

I 112
7 766
8 103
I 026
s 160

X

+ 38,9
+ 42,1
+ 39,6
+ 27,0
+ T0,6

4,3
+ 4,3

+ 11,4
+ '1,5

66

76

133
181

230
250
255
241
251
279
283

301



trotzdem ereigneten sich noch rund ein Viertelaller Unternehmensinsolvenzen in die-
sem Wirtschaftszweig.

l\.4isst man die lnsolvenzen an der Zahl der bestehenden umsatzsteuerpllichtigen Un-
ternehmen, weist die Baubranche die höchste lnsolvenzanfälligkeit a er Winschafts-
zweige auf. Von 10 000 bestehenden Unternehmen wurden 2002 insgesamt 129 Un,
ternehmen insolvent, im Baugewerbe waren dies dagegen 283.

Berech Unternehmen Beschäfiigte
't 000 I,4iI, EUR

1S95 2001 1995 2DO1 1995 2001

Bauqewerbe
Bauhauptgewerlce
Ausbaugewerbe

24738
14181
10557

17 047
9105
7 942

T 486
ss9
487

908
561

347

132 637
96687
35S50

s8740
68 215
30525

1 Unternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr.

Von allen Bauunternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr hatten 2OO1 rund 75 yo

weniger als 50 tätige Personen. Nur 1,6 % der Unternehmen zählten mehr als 250
Beschäftigte, die meisten davon waren wiederum im Bauhauptgewerbe angesiedelt.

Rund 53 % der Bauunternehmen gehörten 2001 zum Bauhauptgewerbe, auf das auch
der größte Teil des Umsatzes (69 o/o) entfiel. Von den Beschäftigten des Baugewerbes
in Deutschland waren 2001 etwa 561 000 im Bauhauptgewerbe und rund 347 O0O im
Ausbaugewerbe tätig. Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die kleineren
Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten, die insbesondere im Ausbaugewerbe
tätig sind, in diesen Angaben nicht enthalten sind.

14.3.2 Kostenstruktur

lm Baugewerbe stellen die Personalkosten den größten Kostenfaktor dar. Gemessen
am Bruttoproduktionswert dieses Bereichs - dem Gesamtweft aller erzeugten Pro-
dukte - ergab sich im Jahr 2001 in Deutschland ein Anteil von 32,8 c/o. Je nach dem,
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14.3,1 Unternehmen, Beschäftigte, Umsätze

lm Jahr 200'1 zählten zum Baugewerbe in Deutschland '17 047 Unternehmen mit 20
und mehr Beschäftigten; 1995 waren es noch 24 738 gewesen F 69 %). Sie erziet-
ten 200'1 mit rund 900 000 Arbeitskräften einen Umsatz von etwa 99 Mrd. EulD. tm
Jahr 1995 erwidschafteten noch ca. '1,5 N/ill Arbeitskräfte einen Umsatz von rund
133 Mrd. Euro. Dies bedeutet einen Umsatzrückgang von rund 25 7o und einen
Beschäftigungsabbau in diesen sechs Jahren von rund 40 %. Der Schrumpfungs-
prozess hat sich in jüngster Zeit weiter fongesetzt. lm 1. Halbjahr 2003 hatte der be-
schriebene Berichtskreis nur noch 748 000 Beschäftigte zu verzeichnen, was erne
Halbierung der Beschäftigtenzahl im Vergleich zu 1995 bedeutet.

Tab.8: Unternehmenl, Beschäftigte und Umsatz im Baugewerbe



ob die jeweiligen Tätigkeiten der einzelnen Branchen material- oder personalintensiv

sind, diiferieren diese Anteile zum Teil erheblich. Den höchsten Personalkostenanteil
wiesen 2001 mit rund 49 yo die Llnternehmen des Maler- und Glasergewerbes aui.

Wegen der weitgehend industriellen Fertigung waren die Personalkosten im Fertig-

teilbau mit 20,5 ol von geringerer Bedeutung. lm Allgemeinen steht einem niedrigen
Personalkostenanteil ein hoher lVaterialkostenanteil gegenüber. Von den übrigen
Kostenfaktoren spielen die Kosten für Fremd- und Nachunternehmerleistungen im

Baugewerbe eine wichtige Rolle. Sie erreichten 2001 einen Anteil von 25,9 %. lnsbe-
sondere die großen LJnternehmen machen von dieser 1,.4öglichkeit der Arbeitsteilung
häufig Gebrauch (vgl. Abb.2).

Abb. 2: Kostenstruktur der Unternehmen im Baugewerbe mit 20 Beschäftigten
und mehr 200'1 in Deutschland
Produktionswert in Prozent

Restgröße
1,0

Übrige Koslen 13,6

Koslen für Fremd'
und Nacfi'

unlernehmerleislung€n

Malerialverbrauch
26,7

Mrd. EUB

1 4.4 Energie- und Wasserversorgung

I4.4.1 Unternehmen, Beschäftigte, Umsätze

lm Bereich der Energie- und Wasserversorgung waren im Jahr 2000 in Deutschland
in 3 306 Unternehmen insgesamt etwa 295 000 Personen beschäftigt. Sie erzielten
einen Umsatz von '132,3 Mrd. Euro. Die Energie- und Wasserversorgung ist durch
eine Vielzahl von kleinen und wenige große und umsatzstarke Unternehmen ge-
prägt. Knapp zwei Drittel der Unternehmen hatten im Jahr 2000 weniger als 20 Be-
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schäftigte. Zum Gesamtumsatz dieses Bereichs trugen sie nur 4,5 oZ bei. Umgekehrt
gab es 55 Unternehmen mit '1 000 und mehr Beschäftigten, auf die 44,7 % des Um-
satzes entlie en.

lnnerhalb der Energie- und Wasserversorgung gehörten zur selben Zeit ein Drittel
der Unternehmen zum Teilbereich "Elektrizitätsversorgung(. lhr Anteil an den Be-
schäftigten betrug aber 74,5 ol und am Umsatz 68,4 %. Dies zeiqt, dass es in der
Elektrizitätswirtschaft im Durchschnitt wesentlich größere lJnternehmen gibt als in

den übrigen Bereichen, d. h. der Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung.

14.4.2 Kostenstruktur

Die Energie- und Wasserversorgung gehört mit zu den kapitalintensivsten Wirt-
schattsbereichen in Deutschland. Gemessen am Bruttoproduktionswert waren im

Allb.3: Kostenstruktur der Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung
mit 20 Beschäftigten und mehr 2000 in Deutschland
Anteil am BruttoproduKionswert in Prozent

Restgöße 2,3

13,4
Übrige Kosten 17,7

Fremdkapitalzinsen 1,8

Abschreibungen
aut Sachanlagen 7,9

Mal€rialv6örauch

56,9

Jahr 2000 die Abschreibungen auf Sachanlagen mit rund I % und die Fremdkapiial-
zinsen mit rund 2 yo deutlich höher als im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe
oder im Baugewerbe. Der Personalkostenanteil betrug etwa 13 %, während der ent-
sprechende Wert im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe etwa 2'1 oZ ausmachte.

Den größten Kostenblock im Bereich der Energie- und Wasserversorgung bilden mit
tund 57 o/a der Materialverbrauch und Wareneinsatz. Das ist darauf zurückzufüh-
ren, dass in diesem Bereich auRer produzierenden Unternehmen auch Einheiten tätig
sind, die lediglich fremdbezogene Energie und Jremdbezogenes Wasser verteilen
(vsl. Abb. 3).
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14.5 Handwerk

Das Handwerk umfasst eine große Vielfalt von Berufen, die auch als Gewerbezweige
bezeichnet werden. Bis zur Reiorm der Handwerksordnung irn Jahr '1998 gab es ins-
gesamt '127 Handwerksberufe; danach ist ihre zahl insbesondere durch die Zusam-
menlegung einer Reihe verwandter Berufe auf 94 gesunken. Die Handwerksberufe
sind in der Anlage A zur Handwerksordnung aufgeführt und reichen vom N4aurer über
den Kfz-l\.4echaniker bis hin zur Friseuse und Gebäudereinigerin. Wie aus den Bei-
spielen hervorgeht, finden sich Handwerksunternehmen, also Unternehmen, deren
lnhaber oder Leiter in einem der Handwerksberufe einen Lreisterbrief haben und
daher in die Handwerksrolle eingetragen sind, nicht nur im Produzierenden Gewer-
be, sondern auch in anderen Bereichen der Wirtschaft, wie im Handel und bei den
Dienstleistungen. Allerdinqs waren '1995 rund zwei Drittel aller Handwerksunter-
nehmen dem Produzierenden Gewerbe zuzurechnen.

Angaben über das gesamte Handwerk werden im Rahmen von Handwerkszählungen
erhoben, die in unregelmäßigen Abständen durchgeführt werden, zuletzt'1995. Da-
rüber hinaus werden im Bahmen einer viedeljährlichen Stichprobenerhebung Daten
zur Beurteilung der kurzfristigen Entwicklung im Handwerk ermittelt.

14.5.1 Unternehmen, Beschäftigte, Umsatz

Bei der Handwerkszählung vom 31. März 1995 wurden rund 563 200 Handwerks-
unternehmen edasst. ln ihnen waren, zum Stichtag 30. September 1994, knapp
6,1 Mill. Personen tätig, darunter 1,8 N4ill. Frauen. Zu den Beschäftigten zählen dabei
alle in dem Unternehmen Tätigen, also nicht nur diejenigen, die handwerkliche Tätig-
keiten ausüben, sondern z. B. auch Verkaufs- und Verwaltungspersonal. Der von die-
sen Unternehmen im Jahr 1994 erzielte Umsatz belief sich auf 409,3 Mrd. Euro (ohne

Umsatzsteuer). Je Beschäftigten wurden damit in einem Handwerksunternehmen im
Durchschnitt 67 286 Euro umgesetzt.

Zum Vergleich: Die Gesamtzahlder Erwerbstätigen in Deutschland betrug 1994 knapp
35 Mill.; der gesamtwirtschaftliche Prcduktionswert aller Wirtschaftsbereiche belief
sich 1994 auf 4 038 Mrd. Euro.

14.5.3 Die Größe der Handwerksunternehmen

Obwohl sich die Zahl der Beschäftigten je Handwerksunternehmen seit 1963 deutlich
erhöht hat, ist das Handwerk nach wie vor einer der typischen Bereiche des deut
schen l\-4ittelstandes. lm Durchschnitt waren 1994 in einem Handwerksunternehmen
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1 4.5.2 Die bedeutendsten Gewerbezweige

Trotz der großen Zahl von Handwerksberufen gibt esauch im Handwerk eine deutliche
Konzentration auf bestimmte Gewerbe. So stellen 1995 zehn Gewerbezweige mit den
meisten Unternehmen 60 % aller Handwerksunternehmen. Spitzenreiter war dabei
das Friseurgewerbe mit 54 100 Unternehmen (vgl. Abb.4).



Abb. 4: Die 10 bedeutendsten Gewerbezweige nach derZahl der Unternehmen
am 31. 3. 1995
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11 Personen tätig. 1963 waren es (im früheren Bundesgebiet) noch lediglich 6. Fast
die Hälfte der Handwerksunternehmen hatte weniger als 5 Beschäftigte (einschl. täti-
ger lnhaber und unbezahlt mithelfender Familienangehörige4. Der Anteil der in die-
sen Unternehmen tätigen Personen an allen Beschäftigten im Handwerk belief sich
auf '10 %. Zwischen 5 und I Beschäftigte waten in 27 yo der Handwerksunternehmen
tätig; 10 und mehr Personen fanden sich in rund 26 % der Handwerksunternehmen
(vgl. Tab.9).

Das Handwerk besteht jedoch nicht nur aus kleinen und Kleinstunternehmen. lm-
merhin in rund '1 oZ der Handwerksunternehmen waren 100 und mehr Personen tätig.
lnsgesamt entfielen auf diese Unternehmen 23 o/D aller in Handwerksunternehmen
Beschäftigten.

Tall. 9: Handwerksunternehmenl und deren Beschäftigte
nach Beschäft igtengrößenklassen

Händwerksunternehmen
Beschäftigten 'r 000 Anteil in % 1 000 Anleil in %

davon:

5-9
10 und mehr

262,5
154,4
'146,3

47
27
26

618,8
1 0T9,5
4 446,6

10
17
73

1 Am 31. 3. 1995 mit Beschäftigtenzahl am 30. S. 1 S94.
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Beschäftiote insqesamt

lnsqesamt 563,2 100 6085,0 100



15 Dienstleistungsbereich

1 5.1 Bedeutung des Dienstleistungsbereichs

Der Dienstleistungsbereich - oft auch als ,'tertiärer Sektoß. bezeichnet - produzied im
Gegensatz zum primären und sekundären Bereich (Land- und Forstwirtschaft, Pro-
duzierendes Gewerbe, Baugewerbe) zumeist keine materiellen Güter. Der Sektor
Dienstleistungen ist sehr viellältig, er umfasst folgende Bereiche:

- Handel und Gaslgewerbe,

- Verkehrund Nachrichtenübermittlung,
Kredil- und Versrcherungsqewerbe.

- Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher Sachen, Erbnngung
von Dienstleistungen übeMiegend für Unternehmen,

- Gebietskörperschaften und Sozialversicherung,

- Erziehung und Unterricht,

- Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen sowie

- Sonstigeöffentlicheund persönliche Dienstleistungen.

Wegen der übergreifenden Bedeutung werden allerdings einige Bereiche, wie z. B. der
öffentliche Dienst oder weite Bereiche des Verkehrssektors (in funktioneller Gliede-
rung), im Datenrepoft in gesanderten Kapiteln behandelt.

ln der deutschen Volkswirtschaft haben sich wie in anderen lndustrienationen seit
Jahren tief greifende Strukturveränderungen vollzogen. Sie sind durch eine erhebliche
Zunahme der Erwerbstätigenzahl im teftiären Sektor gekennzeichnet. Demgegenüber
ist die wirtschaftliche Bedeutung traditoneller Bereiche wie des Produzierenden Ge-
werbes und der Landwirtschaft deutlich zurückgegangen.

Waren z.B. im früheren Bundesgebiet 1970 knapp 45% der Erwerbstätrgen rm
Dienstleistungsbereich tätig, so hatten 2003 in Deutschland rund 70 o% aller Erwerbs-
tätigen ihren Arbeitsplatz in diesem Bereich. Seinen Beitrag zur Bruttowertschöpfung
konnte der Dienstleistungssektor ebenfalls erhöhen. lm Jahr 1970 hatten Handel,
Verkehr und sonstige Dienstleistungsunternehmen (einschl. Staat) einen Anteil an der
gesamtwirtschaftlichen Leistung im früheren Bundesgebiet von 48 o/o, in Deutschland
Iag im Jahr 2003 der Anteil bei 70 %.

Auch innerhalb der Dienstleistungen haben sich in den letzten Jahren die Strukturen
geändert. Während früher hauptsächlich konsumnahe Dienstleistungen, wie Handel
und Gastgewerbe, in Anspruch genommen wurden, expandierte vor allem der Bereich
der unternehmensnahen Dienstleistungen. Es entstanden 2. B. völlig neue Dienstleis-
tungszweige wie die Dienste der Telekommunikation, die elektronische lnlormations-
beschatfung und -verarbeitung sowie die Logistik und das Leasing. Sie prägen die
Struktur und die Entwicklung der Wirschaft immer stärker, weil hier im Bahmen der
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sich vertiefenden Arbeitsteilung Leistungen für alle Widschaftsbereiche zur Sicherung
der nationalen und internationalen Wettbewerbsrähigkiet bereitgeste lt werden. Das
gilt auch für die vielfältigen beratenden Dienstleistungen, wie z. B. die Rechts-, Steuer
und Unternehmensberatung.

Um der wachsenden Bedeutung der unternehmensnahen Dienstleistungen und den
Datenanforderungen der EU gerecht zu werden, wurden erstmals ab dem Berichtsjahr
2000 Unternehmenserhebungen in den Dienstleistungsbereichen Verkehr und Nach-
richtenübermittlung sowie Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermietung beweg-
licher Sachen, Erbringung von Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen sei
tens der amtlichen Statistik durchgeführt. Ergebnisse aus dieser Statistik werden im
Datenreport rm Abschnitt '15.6 nachgewiesen.

15.2 Handel

Der Handel nimmt in seiner Mittlerrolle zwischen Herstellern und Verbrauchern eine
zentrale Stellung im volkswirtschaftlichen Kreislauf ein und leistet einen wichtigen
Beitrag zur wirtschaftlichen Leistung eines Landes, der Bruttowertschöpfung. Die

Umsatzentwicklung im Handel (speziell im Einzelhandel) gilt gemeinsam mit anderen
Faktoren, wie z. B. den Auftragseingängen der lndustrie oder den Produktionsindizes,
als ein wichtiger lndikator zur Beurteilung der konjunkturellen Wirtschaftsentwicklung.
Der Beitrag des Handels zur Bruttowertschöpfung liegt in Deutschland bei knapp
11o/o- Der Anteil der deutschen Handelsunternehmen an der Weftschöpfung des
Handels in der Europäischen Union beträgt rund 20 %. Jedes vierte gewerbliche Un-
ternehmen in Deutschland ist im Handel tätig, etwa jeder bzw. jede achte Erwerbs-
tätige in Deutschland ist in diesem Wirtschaftsbereich beschäftigt. ln den nach-
folgenden Abschnitten wird die Entwicklung im Handel, insbesondere im Einzel-
handel, detailliert dargestellt.

ln den let"ten Jahren waren die gesetzlichen Vorgaben zu den Ladenöffnungszeiten
im Einzelhandel immer wieder Gegenstand der öffentlichen Diskussion. Eine beacht
liche Lockerung der Ladenöffnungszeiten fand schließlich im November 1996 statt,
als der allgemeine Ladenschluss werktags von 18:30 auf 20:00 Uhr verlegt wurde
und die Läden samstags bis 16.00 Uhr geötfnet haben konnten. Diese Anderung be-
wirkte eine Ausweitung der maximalen Öffnungszeiten von seinerzeit 64,5 auf 80
Stunden. Die weitere Liberalisierung führte dazu, dass ab Juni 2003 die Geschäfts-
leute ihre Läden an Samstagen - wie an den anderen Werktagen - bis 20.00 Uhr öff-
nen können. Mit den diversen Neuregelungen in den letzten Jahren hat sich im Ein-

zelhandel die maximale Öffnungszeit gegenüber 1956 (dem Jahr, in dem das La-
denöffnungsgesetz entstanden ist) um 20,5 Stunden (32 %) erhöht. Ungewissheit
besteht jedoch zurzeit noch darüber, ob die verlängerten Öffnungszeiten zu zusätz-
lichen Umsätzen im Einzelhandel führen oder nur eine Verlagerung der EinkäuJe in
andere Zeiten und andere Geschäfte bewirken werden.
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15.2.1 Unternehmen und Beschäftigte

lm Jahr 2001 gab es nach den Ergebnissen der letzten vorliegenden Repräsentativ-
erhebung im Handel, der Jahreserhebung 2001, in Deutschland rund 420 000 Han-
delsunternehmen mit insgesamt etwa 550 000 öftlichen Niederlassungen, in denen
rund 4,4 [,4ill. l\,4enschen als Voll- oder Teilzeitkräfte beschäftigt waren. Der diesbezüg-
lich bedeutendste Teilbereich ist der Einzelhandel mit rund 266000 Unternehmen
und 2,6 l',4ill. Beschäftigten, gefolgt von den Bercichen Großhandel, einschließlich
Handelsvermittlung, (95 000 Unternehmen, 1,2 lVill. Beschäftigten) sowie Kraftfahr-
zeughandel und Tankstellen (59 000 Unternehmen,590 000 Beschäftigten).

lm Handel hat sich in den letzten Jahrzehnten - wie in vielen Wirtschaftsbereichen -
ein tief greifender Strukturwandel vollzogen. Nach 1945 stieg die Zahl der Unter-
nehmen, bedingt durch das allgemeine wirtschaftliche Wachstum, steigende Ein

Abb. 1: Unternehmen und Beschäftigte im Handel200l

Unternehmen Beschättigte

13,6 %

63,4 %
1,4 % 58,6 "/d

26,0 %

E Einzelhande E Großhandel E Hande svermlitlung E Klz-Handel

kommen und die Ausdehnung der Warensodimente, zunächst stark an. Seit Anfang
der 60er-Jahre setzte infolge verstärkter Konkurrenz ein bis heute andauernder Kon-
zentrationsprozess ein, der durch Bationalisierungsmaßnahmen, insbesondere durch
die Einführung der Selbstbedienung, ausgelöst wurde. Davon war vor allem der Le

bensmitteleinzelhandel betrotfen. Waren 1960 noch ca. 200 000 Unternehmen im frü-
heren Bundesgebiet im Lebensmitteleinzelhandel tätig, so lag die zahl der Llnter
nehmen im Jahr 2001 in Deutschland nur noch bei rund 55 000. Dieser Gesamtrück-
gang wirkte sich auf die verschiedenen Betriebsformen im Lebensmitteleinzelhandel
sehr ungleichmäRig aus: So sank seit 1994 die Zahl der Supermärkte und die der Le-
bensmittelfachgeschäfte um 28 Vo bzw.23 %. während die Zahl der SB-Warenhäuser
und Verbrauchermärkte im gleichen Zeitraum stark anstieg (+ 42 %)- Die Nahversor-
gung der Verbraucher mit Waren des täglichen Bedads hat sich aber generell trotzdem
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kaum verschlechted, denn Versandhandel, Zustellservice und mobile Verkaufsstände
erreichen die Konsumenten auch in entiegenen Orten.

Trotz fortschreitender Konzentration wird der Handel in vielen Branchen noch immer
durch kleine und mittelständische Unternehmen geprägt. lm Jahr 2001 beschäftig-
ten 70 % der Unternehmen weniger als sechs Personen, 40 Vo allet lJnternehmen
hat sogar nur einen oder zwei Beschäftigte. Die durchschnittliche Unte.nehmens-
größe im Handel in Deutschland - gemessen an der Zahl der Beschäftigten je Un-
ternehmen - lag im Großhandel durchschnittlich bei 12,8 Beschäftigten, im Einzel-
handel bei 9,6 Personen und im Kfz-Handel bei '10,0 Beschäftigten. Die Angaben
stellen aber eine rein rechnerische Größe dar und geben keinen Aurschluss über
Unternehmensverflechtungen oder Konzernbildungen. lnsbesondere im Einzelhan
del gibt es eine Reihe von Unternehmen - vorwiegend die glDßen Fil albetriebe - mit
über 1 000 Beschäftigten, die in der Begel mit Filialen über ganz Deutschland ver-
teilt vertreten sind.

Traditionell große Bedeutung hat im Handelsbereich die Teilzeit- und Saisonarbeit, die
in den letzten Jahren weiter zugenommen hat. Dies gilt vor allem für den Einzelhande ,

wo heute annähernd jeder bzw. jede zweite Beschäftigte als Teilzeitkraft tätig ist. lm
Großhandel sind es dagegen nur knapp 20 o/o der Erwerbstätigen. Durch die Ein-
stellung von Teilzeitbeschäftigten kann das einzelne Unternehmen nicht nur iahres-
zeitliche Saisonschwankungen ausgleichen (vgl. 15.2.3), sondern auch flexibler auf
die unterschiedlichen Belastungen an verschiedenen Wochentagen und Tageszeiten
reagieren-

Charakteristisch für den Handel ist auch schon seit langem der vergleichsweise hohe
Anteil an weiblichen Beschäftigten. Mehr als die Hälfte der tätigen Personen sind
Frauen, im Einzelhandel sind es sogar schon zwei Drittel. Zwischen der Frauen- und
der Teilzeitquote besteht insofern ein Zusammenhang, als Teilzeitarbeitsplätze in be-
sonderem Maße von Frauen in Anspruch genommen werden-

15.2.2 Umsätze

lm Jahr 2001 wurde im Handel ein Gesamtumsatz von rund 1 070 N4rd. Euro (ohne
lJmsatzsteuer) erzielt. Davon entfielen rund 600 Mrd. Euro auf den Bereich Groß-
handel und Handelsvermittlung, rund 330 Mrd. Euro auf den Einzelhandel und rund
140 lvird. Euro aufden Bereich KraftIahrzeughandel und Tankstellen.

Die Gliederung der Unternehmensumsätze nach Umsatzgrößenklassen gibt Hrnweise
auf den Konzentrationsgrad im Handel. Rund 70 % aller Handelsunternehmen er-
zielten im Jahr 2001 jeweils Umsätze von weniger als 500 000 Euro, ihr Anteil am ce-
samtumsatz aller Handelsunternehmen betrug jedoch nur 4 o/o. Demgegenüber er-
wirtschafteten die Großunternehmen mit einem Jahresumsatz von 50 Mill. Euro und
mehr - das sind lediglich 0,6 %o aller Unternehmen - gut die Hälfte des Gesamtum
satzes im Handel. Ein hoher Konzentrationsgrad ist besonders im Einzelhandel an-
zunehmen, in dem rund zwei Drittel des Umsatzes von knapp 2 9/o der Unternehmen
envirtschattet wurde. Der tatsächliche Konzentrationsgrad liegt vermutlich höher, da
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in der Handelsstatistik das rechtlich selbstständige Unternehmen und nicht die [,4ut-

tergesellschaft bzw. der Konzern berichtspflichtig ist.

Die nominale Umsatzentwicklunq im Einzelhandel seit 1994 zeiqt, dass im Jahr 2002
erstmals nach 1997 wieder ein Rückgang von nominal 1,5 o% hingenommen werden
musste (vgl. Abb.2). Nichtsdestoweniger lag der Umsatz im Jahr 2002 noch immer
auf dem Niveau des Basislahres 2000 und 5,0 % über dem Wert von 1994. Anders
dagegen die reale Entwicklung, die die Umsatzentwicklung ohne Preiserhöhungen
zeigt: Durch den realen Umsatzrückgang im Jahr 2002 sank das Umsatzniveau auf
das von 1994.

Abb.2: Umsätze im Einzelhandel 1994 bis 2002
2000 = 100
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Der besonders im Jahr 2002 rückläufige Einzelhandelsumsatz liegt größtenteils in ei-
ner zunehmenden Kaufzurückhaltung sowie dem sich gleichzeitig allmählich verän
dernden Verbrauchsverhalten der Bevölkerung begründet. Auf der einen Seite führten
u. a. die Teuro-Debatte zu Beginn der Euro-Bargeldeinführung, die steigende Ab-
gaben- und Steuerlast sowie die Unsicherheit über die Entwicklung der eigenen per-
sönlichen Wirtschaftslage - vor dem Hintergrund der stagnrerenden Konjunktur und
steigender Arbeitslosigkeit offensichtlich zu einer gehemmten Kaufbereitschaft sei
tens der Verbraucher. So sind die privaten Konsumausgaben im Jahr 2002 erneut
schwächer gest egen (+ 0,8 9/o) als das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte
(+ 1,0 oÄ). Auf der anderen Seite setzte sich der Trend der Abkoppelung des Einzel
handelsumsatzes vom privaten Verbrauch weiter fort. Wie Abbildung 3 zeigt, erhöhte
sich der private Konsum seit 1994 um gut 25 %, während der Einzelhandelsumsatz

"nur" um 5 o/o anstieg. So werden heute gröRere Teile des Einkommens als früher z. B.
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für Freizeitgestaltung, Reisen, Versicherungen und Mieten ausgegeben. Tatsächlich
ist der Anteil des Einzelhandelsumsatzes an den privaten Konsumausqaben in den
letzten Jahren kontinuierlich von rund einem Drittel (1994) auf nunmehr gut ein Viertel
zurÜckgegangen.

lm Einzelhandel insgesamt setzte sich die durchschnittliche Umsatzentwicklung aus
zum Teil sehr unterschiedlichen Entwicklungen in den dazugehörigen Branchen zu-
sammen. Während der Lebensmittelfacheinzelhandel und der sonstige Facheinzel-
handel, zu dem u. a. der Einzelhandel mit Bekleidung, mit Schuhen und Lederwaren

Abb.3: Entwicklung des privaten Konsums und des Einzelhandelsumsatzes
1994 bis 2002, Angaben nominal
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sowie mit Möbeln und Einrichtungsgegenständen gehört, teilweise gravierende Um-
satzrückgänge hinnehmen mussten, erreichte das Umsatzniveau der Apotheken und
des Facheinzelhandels mit medizinischen, orthopädischen und kosmetischen Artikeln
sowie der SB-Warenhäuser und Verbrauchermärkte einen neuen Höchststand.

Die durch die Veränderung des Verbraucherverhaltens verursachte Verschiebung der
Umsatzanteile weg von den Kleinlormen des Einzelhandels und dem Facheinze -
handel hin zu den GroBformen und großen filialisierten Einzelhandelsunternehmen
führt letztendlich zu einer langfristigen Strukturverschiebung im Einzelhandel. Aber
auch die verstärkte Nutzung des lnternets im Handel bedingt eine - wenn auch we-
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Tab. 1: Umsatzgewicht der einzelnen Handelsbereiche
in Prozent

Abb.4: Umsätze im Großhandel '1994 bis 2002
2000 = T00

100,0

98,0

96.0

94.0

92,0

90,0

88,0

86,0

84,0
1994 '1995 1996 19S7 19S8 lSgS 2000 2001 2002

EH insgesamt '100 100



niger stark ausgeprägte Veränderung des Verbraucherverhaltens. Vom E-Com-
merce pro{itieden somit in erster Linie die Unternehmen, die über eine langjährige Er-
fahrung m konventionellen Versandhandel verfügen, da E-Commerce lediglich eine
internetbasierte Form des Versandhandels darstellt. So verzeichnete der Versand-
handel (Wirtschaftszweig 52.61) mit den bekannten großen Versandhandelsunter-
nehmen nach Jahren der Stagnation 2002 erstmals wieder einen Umsatzzuwachs.

Die größte Branche - gemessen am Umsatz - ist die mit Waren verschiedener
Art, Hauptrichtung Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren, zu der insbesondere die
Supermärkte und Verbrauchermärkte gehören. Auf diese Branche allein entfällt mehr
als ein Drittel des Gesamt-Einzelhandelsumsatzes.

Der Großhandelsumsatz im Jahr 2002 lag um nominal 6,4 % niedriger als 2000. tm
Jahr 2000 wurde mit einem Plus von nominal 7,5 o/a und rca|2.7 oÄ gegenüber'1999
der höchste Umsatzzuwachs seit 1994 verbucht (vgl. Abb. 4).

15.2.3 Saisonverläufe im Handel

Die Umsätze im Handel unterliegen im Jahresverlauf starken Schwankungen. Abge-
sehen von der mittel und längedristigen konjunkturellen Entwicklung bestimmen
- vor allem im Einzelhandel - Feiertage und Urlaubszeiten die Betriebsergebnisse.
Das Jahr beginnt regelmäßig im Januar/Februar mit einem "Winteftief.., gefolgt von ei-
nem "Osterhoch". Die Sommermonate zeigen ein ausgeprägtes ,,Sommerloch", vor al-
lem während der Urlaubszeit, dann kommt die .Herbsterholung" und schließlich das
Weihnachtsgeschäft mit den höchsten Umsätzen des Jahres. Allein in den Monaten
November und Dezember erzielt der Einzelhandel ein Fünftel seines Jahresumsatzes.
ln einigen Branchen, z. B. im Handel mit Spielwaren oder mit Uhren und Schmuck,
wird rund ein Drittel des gesamten Jahresumsatzes in diesem Zeitraum erzielt.
lm Großhandel mit Konsumgütern ist der Saisonverlauf im Wesentlichen durch die
gleichen Spitzen und Tiefen gekennze chnet, die allerdings weniger stark ausgeprägt
sind und gegenüber der LJmsatzentwicklung im Einzelhandel einen zeitlichen Vorlauf
aufweisen. Dies ist darauf zurückzufü hren, dass die Einzelhändler ihren Warenbestand
an der erwarteten Geschäftsentwicklung ausrichten und versuchen, ihre Lager rechL
zeitig aufzufüllen bzw. abzubauen. ln den übrigen Großhandelsbereichen ist keiner
oder nur ein schwach ausgeprägter Saisonverlauf zu beobachten.

Ohne Zweifel nimmt das Beisen in der Wedeskala der Bundesbürger einen hohen
Rang ein. Die iährliche Urlaubsreise und auch immer häufiger Kurzreisen werden von
einigen leilen der Bevölkerung bisweilen sogar geradezu als zum Grundbedarf ge-
hörig angesehen.
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Doch der Tourismus wird inzwischen immer mehr auch als wichtiger ökonomischer
Faktor erkannt, der Arbeitsplätze siched und den l\,4enschen Einkornmen verschalft.
Eine ganze Beihe von Wirtschaftszweigen erbrngt Leistungen für Touristen, also
Personen, die s ch außerhalb ihres gewöhnlichen Wohnsitzes aufhalten. Dazu zäh-
len das Hotel- und Gaststättengewerbe, die Verkehrsträger (Straße, Eisenbahn, Luft-
verkehr), Beiseveranstalter und Beisebüros, der Einzelhandel, der Kultur- und Frei
zeitbereich sowie Teile des Dienstleistungssektors. Einer Studie im Auftrag des
Bundeswirtschaftsministeriums zufolge gehen 87o des Bruttoinlandsprodukts zu-
rück auf die Nachfrage von Touristen. Bund 2,8 Mill. l\,4enschen finden dadurch eine
Beschäftigung.

Der Tourismus ist auch ein gewichtiger Faktor in der deutschen Zahlungsbilanz. lm
Rahmen der Reiseverkehrsbilanz als Teil der Zahlungsbilanz werden die Ausgaben der
Deutschen auf ihren Reisen im Ausland erfasst und umgekehrt die Ausgaben aus-
ländischer Reisender in Deutschland. naditionell ist die deutsche Reiseverkehrsbilanz
in starkem l\y'aBe unausgeglichen. So gaben die Deutschen im Jahr 2002 auf ihren
Reisen im Ausland 55,5 Mrd. Euro aus. Das war gegenüber 1991, dem ersten Jahr
nach der Wiedervereinigung, eine Zunahme um 61,7 %. Dem standen Einnahmen
der deutschen Tourlsmuswirtschaft von ausländischen Beisenden in Höhe von 20,3
N4rd. Euro gegenüber. Das war gegenüber 1991 eine Stelgerung um 59,7 %. Der
negative Saldo in der deutschen Rerseverkehrsbilanz stieg in diesem Zeitraum um
62,9 Ya aul35,2 Mtd. Euro (vql. Tab. 2).

Tab. 2: Einnahmen und Ausgaben im grenzüberschreitenden Reiseverkehr
in Mil . EUR

2002 Veränderung 2002
gegenüber 1991 in %

Einnahmen
Ausgaben
Saldo

20261
55 504

59,7
61,7
62.9

Oue/le: Deutsche Bundesbank- Zahlu nqsbilanzslat st k, Ju r2003

1 5.3.2 Beiseverhalten der Deutschen

lm Jahr 2002 haben die Deutschen 109,4 Mill. Beisen mit einer Dauer von fünf oder
meh r Tagen unternommen (vgl. Tab. 3). Davon verblieben 41 ,7 M ill. (38,1 %) Reisen
im lnland, während 67,7 Mill. (61,S 9/o) ins Ausland führten. lnnerhalb Deutschlands
war Bayern mit 10,0 Mill. Reisen das mit Abstand beliebteste Zielland, gefolgt von
Schleswig-Holstein (5,5 lvlill.), Niedersachsen (4,9 Mill.), Baden-Württemberg (4,7 Mill.),
l'\y'ecklenburg-Vorpommern (3,9 N.4ill.) und Nordrhein-Westfalen (2,4 Mill.). lm Ausland
war ltalien im Jahr 2002 das beliebteste Reiseziel der Deutschen und lag damit zum
ersten lvlal vor Spanien, das in den Jahren zuvor jeweils an der Spitze gelegen hatte.
1 '1,5 Mill. Reisen (mit fünf und mehr Tagen Dauer) unternahmen die Deutschen im Jahr
2002 dorthin. An zweiter Stelle in der Beliebtheitsskala lag Spanien, das das Ziel für
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1 1,0 Mill. Fleisen der Deutschen war, gefolgt vom Nachbarland Österreich, in das die
Deutschen 9,9 N4ill. mal reisten. ln Liänder außerhalb Europas unternahmen die Deut-
schen im Jahr 2002 7,0 l,4ill. Beisen, darunter '1 ,1 Mill. in die Vereinigten Staaten.

Das bevorzugte Transportmittel der Deutschen ist der Pku der bei mehr als der Hälfte
(55.2 %) aller Reisen mit fünf oder mehr Tagen Dauer das Hauptverkehrsmittel war.
Rund ein Viertel (25,5 o/o) allet Reisen wurden mit dem Flugzeug unternommen, ein
gutes Zehntel ('1'1,0 %) mit dem Bus. Die Bahn war bei 7,6 % der Reisen das Haupt-
verkehrsmittel.

Die wichtigsten Reisemonate im Jahr 2002 walen der August und der Oktobet in de
nen die Deutschen 29,3 Mill. Reisen (26,8 o/o) unternahmen. An dritter Stelle folgt der

Tab.3: Private Reisen mit 5 und mehrTagen Dauer im Jahr2002

Merkmal Reisen in Mill. Anteil in %

Reisen mit 5 und mehrTagen Dauer 109,4 100
nach ausgew ählten Rei sezie len

darunter:
Baden-Wtlrttemberg
Bayern
M6cklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Schleswig-Holstein

4,7
10,0
3,9

2,4
5,5

4,3
9,1

4,5

5,0

darunter:
Frankreich
Griechenland
Italien
Österreich
Schweiz
Spanien
Türkei

3,S
3,'l

11,5

2,3
1 1,0

3,6

10,5

2,1
10,1

darunter:
Afrika insgesamt
Vereinigte Staaten

2,9 2,7
1,1 1,0

nac h de m H auptverkeh ßmitte I

60,4 55,2
2t,9 25,5
12,1 11,0
8,3 7,6

nach der Otganisation det Reise

69,3 63,3
40,2 36,7
u,7 31,7

Pkw (eigener Wagen oder Mietwagen)
Flugzeug
Bus
Eisenbahn

Selbstorganisiert
Einbeziehung von Beisebüro-, veranstalter
darunter: Pauschakeisen

Ouel/er GEOPLAN GmbH - Tourismuserhebung 2002.



Nlonat Juli mit 12,9 N/ill. Reisen (11,8 %). Die wenigsten Reisen wurden im November

angetreten (4,4 N,4ill. entsprechend 4,0 %).

Zum überwiegenden Teil organlsieren die Deutschen ihre Reisen selbst. Bei 36,7 %
aller Reisen schalteten sie ein Reisebüro oder einen Reiseveranstalter mit ein. 3'1,7 %
waren reine Pauschalreisen.

15.3.3 Tourismusentwicklung in Deutschland

Die wichtigste Quelle zur Darstellung der Tourismusentwicklung im lnland ist die Be-
herbergungsstatistik, in der die Zahl der Gäsle und der Übernachtungen in Beher-

bergungsstätten mit neun oder mehr Betten und auf Campingplätzen ffouristikcam-
ping) erhoben werden. lm Jahr 2002 konnten die deutschen Beherbergungsbetriebe
(einschl. Campingplätze) '111,1 Mill. Gäste begrüßen, die es auI 338,7 N.4il. Über-
nachtungen brachten. Bei den Gästen war das ein Bückgang von 1,6 % gegenüber
dem Vorjahr. Gegenüber '1992, dem ersten Jahr für das Ergebnisse für alle 16 Bun-
desländer in der Beherbergungsstatistik vorliegen, war das aber immer noch ein Zu-
wachs um 23,'1 %- Die Übernachtungen nahmen im Jahr 2002 um 2,5 % gegenüber
dem Vorjahr ab, gegenüber dem Jahr '1992 stiegen sie jedoch um 6,4 % (vgl. Abb. 5).

Abb. 5: Entwicklung der Gästeübernachtungen in Beherbergungsstätten
und auf Campingplätzen 1992 bis 2002
Übernachtungen in N4ill., Veränderungen in Prozent
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Abb.6: Verteilung der Übernachtungen auf die Bundesländer 20021
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Mlt einem Anteil von 22) o/o entfällt fast ein Viertel aller Übernachtungen auf Bayern
(vql. Abb.6). Erst mit einigem Abstand folgen dann die Bundesländer Baden-Würt-
temberg (12,1 %), Nordrhein-Westfalen (11,0 %), Niedersachsen ('10,6 %), Hessen
(7,6 %), Mecklenburg-Vorpommern (7,2 %)und Schleswig-Holstein (6,7 %). DerAnteil
der neuen Bundesländer (einschl. Berlin-Ost)an der Gesamtzahlder Übernachtungen
in Deutschland lag im Jahr 2002 bei 19,4 %. '1 992 hatte er noch bei 1 0,1 oZ gelegen.

Das rclative Gewicht des Tourismus für die einzelnen Bundesländer wird durch die
sog. Tourismusintensität (Übernachtungen je'1000 Einwohner, vgl. Abb. 7) beschrie-
ben. Hier liegt seit vier Jahren lvlecklenburg-Vorpommern aui dem ersten Bang mit

Tab. 4: Gästeübernachtungen in Beherbergungsstätten und auf Campingplätzen
nach Betriebsarten 2002

einem Wert von 13 911. Auf Rang 2 mit B 149 Übernachtungen je'1 000 Einwohner
folgt Schleswig-Holstein, das noch bis zum Jahr '1998 an der Spitze der Rangliste
gelegen hatte. Erst danach kommt Bayern (6 074), gefolgt von Rheinland-Pfalz
(4 90'1), Niedersachsen {4 510) und Hessen (4 211).

56 % aller Übernachtungen fielen 2002 in der klassischen Hotellerie an (Hotels, Hotels
garnis, Gasthöfe, Pensionen (vgl. Tab. 4)), alloin aui die Hotels und Hotels garnis ent-
fielen knapp die Hälfte (46,3 o/o). Fast ein Drttel (30,0 9/o) der Gästeübernachtungen
entfielen auf die Betriebsaden des "Sonstigen Beherbergungsgewerbes". Hier sind
bedeutsam vor allem die Ferienhäuser und -wohnungen mit einem Anteil von 9,2 o/o

sowie die Erholungs-, Ferien- und Schulungsheime (7,6 %). Der Anteil der Vorsorge
und Rehabilitationskliniken lag im Jahr 2002 bei 14,1 o/a.

Veränderung
gegenÜber2001

üuer-
nachtungen

10m a/o

Betiebsart

Hotels
Hotels garnis
Gasthöfe
Pensionen

119 247

14782
13 904

-5,5
-4,8

Hütten, Jugendherbergen, jugend-
herbergsähnliche Einrichtungen

Camping
Erholungs- und Ferienheime,

2 4

14 003
21 186

25 t49
I433

31 103

+ 1,3

-0,6
4,1
6,3

1.6
2,8

Schulungsheime
Ferienzenlren
Ferienhäuser, wohnu

-0,1
+0,4

Beherbergungsgewerbe
Vorsorge- und Beha-Kliniken

290978
41118

85,9
14,1
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lnsgesamt 338 696 100

Hotellerie zusarnmen

11,1
5.5
4,1

56,0
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Abb. 7; Fremdenverkehrsintensität in den Bundesländern 2002
Ubernachlungen je 1 000 Einwohner
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Abb. 8: Entwicklung der Übernachtungen von Gästen aus dem Ausland
Veränderung in Prozent
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Nach starken Bückgängen zu Beginn der 90er-Jahre haben die Übernachtungen von
Gästen aus dem Ausland seit 1994 mit Ausnahme von 1996 kontinuierlich zuge-
nommen und erreichten im Jahr der Weltausstellung EXPO 2000 mii 42,6 Mill. ihren
bisherigen Rekordwert. ln den Jahren 2001 und 2oo2 gingen dre Übernachtungen
dieser Gästegruppe zwar wieder zurück, sie lagen mit 40,7 lMill. aber immer noch
deutlich über dem Ergebnis des Jahres 1999 (vgl. Abb. 8). Der Anteil ausländischer
Gäste an der Gesamtzahl der Übernachtungen im deutschen Beherbergungsgewerbe
hat sich in den letzten Jahren nur unwesentlich geändert und liegt wie 1992 bei 12 %
(vgl. Abb. s). Allerdings besuchten bisher ausländische Gäste bei weitem noch nicht

Abtr. 1O: Übernachtungen von ausländischen Gästen in Deutschland 2002
in Mil ./Anteile in Prozent und Veränderungen in Prozentr
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T Anleil an allen Übernachtungen aus dem Ausland.

so stark den Osten wie den Westen Deutschlands. So brachten es ausländische
Gäste im früheren Bundesgebiet im Jahr 2002 auf einen Anteil von '13,5 o/o an der
Gesamtzahl der Übernachtungen. Dies war gegenüber 1992 eine Zunahme um
0,9 Prozentpunkte. Demgegenüber lag der Anteil der ausländischen Gäste an den
Übernachtungen in den neuen Ländern einschlieBlich Berlin-Ost mit 5,8 % noch nicht
einmal halb so hoch wie im früheren Bundesgebiet. Gegenüber 19s2 (6,6 %) ist er
sogar noch zurückgegangen.

Die größte Gästegruppe des deutschen Beherbergungsgewerbes sind die Nieder-
länder, die es 2002 auf 7,53 lvlill. Übernachtungen brachten. Das entsprach einem



Anteil von '18,5 9/o an den gesamten Übernachtungen ausländischer Gäste. An zwei-
ter Stelle folgten die Vereinigten Staaten (3.98 N.4ill. Übernachtunqen / 9,8 %) vor
den Gästen aus dem Vereinigten Königrerch (3,52 Mill. Übernachtungen / 8,7 %) (vgl.

Abb. 1o).

15.3.4 Gastgewerbe

Ein wesentlicher Anbieter touristischer Leistungen im lnland ist das Gastgewerbe,
dass sowohl die Beherbergung als auch die Bewirtung von Gästen umfasst. Zu den
größten Wirtschaftszweigen innerhalb des Gastgewerbes zählen neben dem Beher-
bergungsgewerbe auch das Gaststättengewerbe, die zusammen rund 91 % des Ge-
samtumsatzes erwirtschaften. Die übrigen I oZ erzielen Kantinen und Caterer.

Tab. 5: Entwicklung des Gastgewerbeumsatzes 1995 bis 2002
m Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt

Jahr Gastgewerbeumsatzl Brultoinlandsprodukt

lvlesszahlen
2000 = '100

Veränderung gegenüber dem Vorjahr
in Vd

'1994

1995
1996
1997
1998

2000
2001
2002

103,0
103,0
100,7
99,8
98,4
98,9

'100

100,9
96,6

111,6
109,0
105.4
101,0
100.6
99,9

100

0,0
- 0,1

2.2
- 0,s
- 1,4
+0,5
+ 'l ,1
+0,8

4.3

- 1,4

- 2,3

-4,2
0,4

-0,6
+ 0,1

-0,8
7,2

+4.9
+3,8
+ T,8
+ 2,1

+ Z,A
+ 2,6
+ 2,0
+ 1.8

+ 2,3
+ 1,7
+ 0,8
+ 1,4
+ 2,0
+ 2.O

+ 2,9
+ 0,6
+ 0,2

1 t,msatT öhre tlm..tTstcü.ar

Der Anteil des Gastgewerbes an den Umsätzen aller unternehmen in Deutschland lag
im Jahr 2002 bei rund 1,3 %. Aufgrund der hohen Personalintensität und des großen
Anteils von Teilzeitbeschäftigten ist das Gewicht dieses Wirtschaftsbereichs bei der
Beschäftigung mit knapp 4,6 % wesentlich gröRer. Mehr als die Hälfte aller Erwerbs-
tätigen in diesem Bereich sind Frauen. Ein weiteres Kennzeichen dieses Wirtschafts
zweiges ist der mit 23,8 o/o sehr hohe Anteil von Selbstständigen und mithelfenden
Familienangehörigen (zum Vergleich: Gesamtwirtschaftlicher Durchschnitt: 1'1,'1 %).
Dies lässt sich mit der Struktur des Gastgewerbes erklären, die sehr stark durch klei-
nere und mittlere Unternehmen geprägt ist. So wurde im Jahr2001 etwa die Hälfte des
Umsatzes in diesem Widschaftszweig von Unternehmen mit einern Jahresumsatz von
unter 500 000 Euro erwirtschaftet.

Die Entwicklung im Gastgewerbe verlief, gemessen an der Entwicklung des Bruttoin-
landsprodukts, in den zurückliegenden Jahren ungünstiger als die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung (vgl. Tab.5). lm Jahr 2002 setzte das Gastgewerbe rund 43 Mrd.
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Euro (ohne Umsatzsteuer) um; das sind nominal 4,3 % weniger als 2001. Mit diesem
Rückgang wurde der seit 1999 andauernde Aufwärtstrend gestoppt, der im Jahr 2000,
als Deutschland Gastgeber der Weltausstellung "EXPO 2002. war, mit einem Um-
satzplus von nominal 1,1 % seinen Höhepunkt erreichle. Überdres ist das Umsatzer-
gebnis im Jahr 2002 das niedrigste, das im Berichtszeitraum von '1994 bis 2002 ver-
zeichnet wurde, gleichzeitig stellt der damit verbundene nominale Umsatzrückgang
die höchste Einbuße in dieser Zeit dar. Gleiches gilt auch für die reale Umsatzent
wicklung: Nach Eliminierung des nur durch Preiserhöhungen verursachten Umsatz-
zuwachses errechnet sich für das Jahr 2002 ein Minus von 7.2 o/o.

43,4 7o des Umsatzes im Gastgewerbe werden von der Speisegastronomie (Restau-
rants, Caf6s, Eisdielen und lmbisshallen) erbracht. Damit ist sie die umsatzstärkste
Branche, gefolgt von der Hotellerie, hierzu gehören Hotels, Gasthöre, Pensionen und
Hotels garnis, mil 34,7 ya und dem Sonstigen Gaststättengewerbe, das gut ein
Zehntel des Gesamtumsatzes erzielte. Weitere I oZ entfielen auf die Wirtschafts-
gruppe »Kantinen und Caterer", wozu auch Partyservicebetriebe und Lieferanten der
Fluggesellschaften gehören. lhr Anteil lag 1994 noch bei 7 %.

Von den Umsatzrückgängen im Gastgewerbe sind die beiden größten Wirtschafts-
zweige Speisegastronomie und Hotellerie in unterschiedlichem Ausmaß betrotfen (vgl.

Tab.6). Der Umsatz der Unternehmen der Hotellerie, die schwerpunktmäßig Beher-
bergungsleistungen anbieten, lag im Jahr 2002 - trotz leichter Verluste in den Jahren
2OO1 und 2OO2 - noch immer gut 3 % über dem Wert von 1994, während sich der
tendenziell negative Trend in der Speisegastronomie fast ungebremst fortsetzte. lm
Jahr 2002 lag der Umsatz rund 1 1 o% unter dem Vergleichwert von 1994. Ein wesent-
licher Grund für die Umsatzeinbußen in der Speisegastronomie dürfte die Einführung
des Euro-Bargelds zu Anlang des Jahres 2002 und die damit einhergegangen echten
oder "gefühlten" Preiserhöhungen gewesen sein. Dagegen scheint d e Hotellerie noch
immer von der stark expansiven Umsatzentwicklung im Expo-Jahr 2000 zu profitieren.

Tab. 6: Struktur und Entwicklung des Umsatzes in den Wirtschaftszweigen
des Gastgewerbes im Jahr 2002

Hotels, Gasthöfe, Pensionen
und Hotels garnis (,,Hotellerie")

Sonstiges Beherbungsgewerbe
Restaurants, Caf6s, Eisdielen
und lmbisshallen
(,,Speisegastronomie9

Sonstiges Gaststättengewerbe
Kantinen und Caterer

2,0

43,4
10,9
9,0

-11,4
-20,8
+ 12,1

,3

,2

3
2+

Antell des Wlrtschaflszweiges
am nominalen Gesamtumsatz

des Gastgewerbes
in o/o

Umsatzentwicklung
(nominal)

2002 gegenüber 19S4
in%

1 Umsatz ohne Umsalzsteuer.
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Trotz der Umsatzeinbußen in den letzten Jahren lag der Umsatz im Jahr 2002 deutlich
über dem vor der EXPO erreichten Umsatzniveau (+ 2,6 %).

Wie stark der Umsatz in der Hotellerie mrt der Anzahl der Übernachtungen in den Be-
herbergungsstätten (ohne den Kurbereich) korreliert, zeigt Abbildung 11. Die stei
genden Übernachtungszahlen in den Jahren 1995 bis 2O0O wirkten sich positiv auf die
Umsätze der [Jnternehmen der Hotellerie aus. Die Abbildunq zeiqt aber auch, dass die
Umsätze in der Hotellerie nicht im gleichen Umfang wie die Übernachtungszahlen
stiegen, der Trend aber übereinstimmt: Während dre Zahl der Übernachtungen in den
Beherbergungsbetrieben im Jahresdurchschnitt - trotz des Rückgangs im Berichts-
jahr im Jahr 2002 rund I % über dem Wert von '1995 lag, war der durchschnittliche
Jahresumsatz in der Hotellerie im Jahr 2002 nur rund 3 o/o höher als der entspre
chende Vergleichswed.

15.4 Banken

lm Rahmen einer hoch entwickelten Volkswirtschaft spielt die Geld- und Kreditwirt
schaft und damit das Bankensystem eine zentrale Rolle. Als Kapitalsammelstellen und
Finanzierungsinstitute edüllen die Banken wichtige gesamtwirtschaftliche Aufgaben.
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Abb. 1 1 : Entwicklung des Umsatzes im Gaststättengewerbe ins-
gesamt und in der Hotellerie sowie der Anzahl der Üllernachtungen
in BeherbergungsLrelrieben (ohne Kurtlereich) 1995 = 100
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ln Deutschland stehen die Banken - nach den Vorschriften des Gesetzes über das
Kreditwesen (KWG) - unter der gemeinsamen Aufsicht der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht und der Deutschen Bundesbank-

Mit der EinIührung des Euro als gemeinsamer Währung von zunächst elf der 15
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) - diese sind Belgien, Deutschland,
Finnland, Frankreich, lrland, ltalien, Luxemburg, dre Nrederlande, Österreich. Portugal
und Spanien - ging mit Wirkung vom 1. Januar '1999 die Verantwortung für eine ein-
heitliche Geldpolitik im Euro-Währungsgebiet auf das Europäische System der Zen-
tralbanken (ESZB) über. Zum 1. Januar 200'1 trat Griechenland als zwölftes Mitglied
der Eurozone bei. Das ESZB, das aus der Europäischen Zentralbank (EZB) und den
nationalen Zentralbanken der EtJ-N4itgliedstaaten besteht, übernahm nunmehr die
Rolle der "Hüterin des Euro. und trägt somit die Verantwortung für die Stabilität der
neuen Währung. Durch den Übergang der geldpolitischen Kompetenzen auf die EZB
war eine Anpassung der Aufgaben der teilnehmenden nationalen Zentralbanken er-
forderlich. Sie haben an der Erfüllung der Aufgaben des ESZB, insbesondere dem
vorrangigen Ziel der Gewährleistung der Preisstabilität, mitzuwirken. lJnverändert
bleibt ihre Aufgabe, für die bankmäßige Abwicklung des Zahlungsverkehrs im ln- und
mit dem Ausland zu sorgen. Die Deutsche Bundesbank ist damit z. B. auch für den
Bargeldumlauf verantwortlich.

Die Statistiken des Geld- und Kreditwesens werden überwiegend von der Deutschen
Bundesbank bearbeitet. Der Beginn der dritten Stufe der Europäischen Wirtschafts-
und Währungsunion (EWU) hat zu einer Veränderung in der Darstellung von statisti-
schen Ergebnissen der Deutschen Bundesbank ab dem Jahr l ggg geführt. Dies wirkt
sich auf die Vergleichbarkeit der Ergebnisse aus.

Die Angaben über die Geschäftsentwicklung der Bausparkassen beruhen auf den
Statistiken der Verbände der privaten und öffentlichen Bausparkassen. Beim Bau-
spargeschäft stellen die Einlagen wegen ihrer Zweckbindung (sie dürfen innerhalb
bestimmter Fristen nur für den Wohnungsbau verwendet werden) eine besondere
Form der Spareinlagen dar

15.4.1 Unternehmen

lm Bankwesen Deutschlands ist seit Jahren ein Fusionsprozess im Gang. Er hat zu
einer abnehmenden Zahl von Kreditinstituten geführt. Während 1973 im früheren
Bundesgebiet 3784 berichtspflichtige Kreditinstitute (Kreditinstitute mit einer be-
stimmten N/indestbilanzsumme) gezählt wurden, gab es 1984 nur noch 3 250. Ab
1985 wurden alle Kreditgenossenschaften in die statistische Berichtspflicht ein-
bezogen; Ende 1985 waren 4659 und Ende 1989 noch 4217 Kreditinstitute im frü
heren Bundesgebiet berichtspflichtig. Ende 2002 belief sich die Zahl der berichts-
pflichtigen Kreditinstitute einschließlich der ostdeutschen lnstitute auf 2 365. Unter
ihnen waren die Kreditgenossenschaften zahlenmäßig am stärksten vertreten. Ge
messen an den Bilanzsummen sind jedoch andere lnstitutsgruppen, z.B. Kredit-
banken. Sparkassen und Landesbanken, von weitaus größerer Bedeutung.
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Abb. 12: Banken und ihre Bilanzsummen am Jahresende 2002

Banken
insgesamt 2 365

Krcditbanken

Bilanzsumme
6 452 lrrd. EUR

Kreditbanken
Landesbanken 0,6 % 11,5 %

Sparkassen 22,0 %

Genoss€nschäftliche
Zenlralbanken 0.1 %

20,5 %

Sparkassen
15,5 %

Genossenschaflliche
Zentralbanken
3,1 %

Kredit-
genossenschaften

63,0 ./"

Kredilgenossenschaft en
4,7 %

Healkreditinstitute 1,0%
Sonstige 1,8 %

Sonslige

Fealkreditinstitute
13,5 %

15.4.2 Beschäftigte und Arbeitskosten

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus im April 2002 waren rund 847 000 Erwerbs
lälige (2,3 % aller Erwerbstätigen) im Kreditgewerbe tätig. Von ihnen arbeiteten ca.
761 000 l\,4änner und Frauen (gegenüber 490 000 im Jahr 1975) im früheren Bundes-
gebiet und 86 000 in den neuen Ländern und Berlin-Ost.

Die Arbeitskosten je Beschäftigten im Kreditgewerbe beliefen sich in Deutschland
2000 auf durchschnittlich 56 693 Euro, im früheren Bundesgebiet auf 57 785 Euro und
in den neuen Ländern und Berlin-Ost auf 46 816 Euro. Besonders hoch sind die Per-
sonalnebenkosten im Kreditgewerbe im Vergleich zu anderen Bereichen u,ie zum
Beispiel dem Handel oder dem Produzierenden Gewerbe mit ca. 50 o/o der gesam-
ten Personalausgaben. Bei den Nebenkosten handelt es sich vor allem um Sonder-
zahlungen, Vergütungen arbeitsfreier Tage (Urlaub, Krankheit, sonstige gesetzliche
oder betrieblich bezahlte Freizeiten), Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung so
wie Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung und die berufliche Bildung.
Weitere Ausführungen zu den Personalkosten siehe Teil I, Abschnitt 16.5.6.

1 5.4.3 Geschäftstätigkeit

Bei den Banken lässt die Bilanz - als Gegenüberstellung von Forderungen und Ver-
bindlichkeiten zu einem bestimmten Stichtag - besonders deutlich Umfang und



Tab. 7: Aktiva und Passiva der Banken
in N4ill. EUB

2000 2001

Baneserven
Wechselbestand
Kredite an in- und ausländische Banken
Kredite an Nichttlanken
Schuldverschreibungen und andere

f estverzinsliche Wertpapiere
Son§lige Aktiva

67063
7779

1 491307
2942901

71 086
5801

1 600468
3045790

63 46S
4 851

1 727 429
3 016941

960625
672643

1 025 416
637549

993 451
646 158

Einlagen von in- und ausländischen Banken
Einlagen von inländischen und
ausländischen Nichtbanken
dar.: Sicht und Term neinlagen

Spareinlagen

1 76S 439 1421327 1 850843

2226911
1 s41 063

2349153
1 665165

s86s30

2370008
r 688 219

586169

Eigenkapital insgesamt (gezeichnetes Kapital.
Rücklagen, abzüglich ausgewiesenem Verlust)

Sonstige Passiva
221926
4979M

236130
500561 511S87

Schwerpunkte der geschäftlichen Tätigkeit erkennen. Die Annahme von Einlagen er-
nerseits, Kreditvergabe andererseits sind die wesentlichen Aufgaben des Banken-
systems, die entsprechend im Bild der zusammengefassten Bilanz erscheinen Oab. 7).

Die Kredite an Nichtbanken, der bedeutendste Aktivposten in der Gesamtbilanz der
Banken, wurden 2002 zu rund 74 o/o an inländische Unternehmen und Privatpersonen
vergeben, 16 o/o gingen an öfientliche Haushalte lm lnland, rund 10 % der Kredite
flossen an Krealitnehmer im Alrslanal

Auf der Passivseite der Bilanz waren die Einlagen und aufgenommenen Kredite von
inländischen Unternehmen und Privatpersonen mit etwa 83 0/o aller Einlagen und auf-

genommenen Kredite von Nichtbanken (in Höhe von 2 370 Mrd. Euro) besonders be-
deutsam. Darunter hatten die Spareinlagen und Sparbriefe mit rund 34 % den größten
Anteil. Weitere ca, 5 o^ der Einlagen und aufgenommenen Kredite von Nichtbanken
stammten von inländischen öffentlichen Haushalten und rund 13olo von ausländi-
schen Gläubigern.

Die Einlagen der Bausparkassen stellen wegen ihrer Zweckbindung (sie dürfen in-
nerhalb bestimmter Fristen ausschließlich für Wohnungsbauzwecke verwendet wer-
den) Spareinlagen besonderer Art dar. Ende 2002 bestanden bei den 28 Bauspar
kassen 32 Mill. Bausparverträge. Die Höhe der Einlagen bei ihnen betrug 102 N4rd.

Euro. Gleichzeitig wurden Darlehen in Form von Hypotheken und Zwischenkrediten

Bilanzsumme 6148318 6386110 6452299

Bilanzsumme 6148318 6386110 64522SS



Einheit 2000 2001 2002

Tab. 8: Bausparkassen

NeugesDhaft im Jahr
Zugeteilte Verträge im Jahr
Bausparsummeauszugeteilten Verträgen
Bauspareinlagen insgesamt
Hypotheken und Zwjschenkredite insgesaml

1 000
1 000

lvlill. EUR
MiII. EUH
N4iII, EUR

3380
2188

37170
97 515
s8 066

38014
96 784
s5 528

3 485
1 945

33 095
101 642
100 7s7

in Höhe von rund 101 Mrd. Euro in Anspruch genommen [tab.8). Etwa 14 % der be-
stehenden Vedräge, 13 % der Einlagen und rund '15 0/o der Darlehen entfielen auf
die neuen Länder. lm Vergleich zu 1970 hat sich in Deutschland die Zahl der beste-
henden Verträge und der Bauspareinlagenbestand mehr als verdreifacht bzw. fast
verfünffacht, der Bestand an Baudarlehen sogar versechsfacht.

Die Ausgabe von Kapitalmarktpapieren (Aktien und festverzinsliche Wertpapiere) ist

ein wesentlicher Bestandteil der Geschäftstätigkeit der Barken. Die Emission eige-
ner festvez inslicher Wenpapiere (2. B. Pfandbriefe, Bankobligationen) dient der Be-
schatfung von Fremdkapital, die Ausgabe von Anleihen der öffentlichen Hand sowie
von Anleihen und Aktien der Unternehmen übernehmen die Banken als Dienstleis-
tungen für diese Stellen.

lm Jahr 2002 setzten die Banken festverzinsliche Wertpapiere inländischer Emitten-
ten - vorwiegend Bankschuldverschreibungen - im Wert von rund 819lMrd. Euro ab.
lnsgesamt waren Ende 2002 festvezinsliche Wertpapiere mit einem Nominalwert
(Nennwert) von 2 481 Mrd. Euro im Umlauf. Ende 2002 betrug der Bruttoabsatz von
unter inländischer Konsortialführung begebenen Dl\,1/-Euro-Auslandsanleihen '10,3

Mrd. Euro. lm Umlauf befanden sich entsprechende Papiere mit einem Nominalwed
von 247.7 l\rrd. Euro.

lm Vergleich zu festverzinslichen Wertpapieren ist der Erwerb von Aktien mit größe-
ren Risiken, aber auch mit höheren Gewinnmöglichkeiten verbunden. Entsprechend
ist der Aktienmarkt in der Bundesrepublik von geringerer Bedeutung als der Renten-

Tab. 9: Absatz und Umlauf von lestverzinslichen Wedpapaeren und Aktien
inländischer Emittenten
Nominalwert in Mill. EUR

Festverrinsliche Wertpapiere

Umlaufl

1S99
2000
2001
2002

571 269
659148
687 988
818725

20s7 926
2265121
2349 243
2 481 220

5 519
3620
I gB7

4 307

133 5T 3
147 629
166187
168716

2 Durch Eareinzahlung und Umlausch von Wandelschuldverschreibungen

1000 32874 32587



markt (Markt der festverzinslichen Wertpapiere). 2002 waren Aktien mit einem Nomi
nalwed von 168,7 Mrd. Euro im Umlauf. Der Wert der in diesem Jahr durch Einzah-
lung von Finanzmitteln abgesetzten Aktien inländischer Aktiengesellschaften betrug
4,3 Mrd. Euro (Nominalwert).

15.5 Versicherungen

Die private Versicherungswirtschaft bietet mit einem breit gefächerten Dienstleis-
tungsangebot materielle Absicherung gegen die verschiedenartigsten Risiken. Da-
durch macht sie Veduste und Schadensfälle kalkulierbar. Dies wird für Wirtschaft und
private Haushalte angesichts wachsender Gefahren und im Hinblick auf die Höhe
möglicher Schäden immer wichtiger.

1 5.5.1 Unternehmen und Beschäftigte

Diese Entwicklung stellt wachsende Ansprüche an die Leistungsfähigkeit der Ver-
sicherungswirtschaft. Hierin dürfte ein Grund für die Konzentration in diesem Bereich
liegen. Die Zahl der unter staatlicher Aufsicht stehenden Versicherungsunternehmen
ist allein zwischen 1 975 und 2002 von ungefähr 5 700 auf '1 739 zurückgegangen.
Nach den Ergebnissen des Mikrozensus im April 2002 arbeiteten in Deutschland
369 000 Erwerbstätige (dies entspricht 1,0 % aller Erwerbstätigen) im Versicherungs-
gewerbe. lm früheren Bundesgebiet waren 328 000 Personen und in den neuen Län-

Abb. 1 3: Versicherungsunternehmen, Bruttobeiträge, Kapitalanlagen 2001
ohne Rückversicherungsunternehmen
in Prozent

Unternehmen
insgesamt

1 739

Kapitalanlagen Bruttobeiträge
insgesamt insgesamt
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dern und Berlin-Ost rund 41 000 Personen in dieser Branche tätig. '1975 waren im Ver-
sicherungsgewerbe 271 000 Erwerbstätige (früheres Bundesgebiet) gezählt worden.

Die Arbeitskosten des Versicherungsqewerbes beliefen sich 2000 in Deutschland auI
durchschnittlich 61 292 Euto; im früheren Bundesgebiet waren es 6'1 5'1 5 Euro je Be-
schäftigten und in den neuen Ländern und Berlin-Ost 56 250 Euro. Sie lagen damit
in West- und Ostdeutschland über dem Arbeitskostenniveau des Kreditgewerbes.
Näheres zu den Arbeitskosten siehe Teil l, Abschnitt 16.5.6.

.1 5.5.2 Geschäftstätigkeit

Der Umfang der Geschäftstätigkeit lässt sich vor allem aus den abgeschlossenen
Verträgen und den Versicherungssummen ablesen. Er findet seine Entsprechung
im Vermögen der Versicherungswidschaft, die mit zu den größten Anlegern auf dem
Kapitalmarkt gehöd.

Das Lebensversicherungsgeschäft betrieben 2001 in Deutschland 121 unterneh
men. Gemessen an der Gesamtzahl aller Versicherungsunternehmen waren dies nur
7,0 yc'. Die Versicherungssumme aller abgeschlossenen Lebensversicherungsver-
träge erreichte Ende 2001 rund 1 975 Ny'rd. Euro. Das Beitragsaufkommen von rund
62 t\y'rd. Euro im Jahr 200'1 entsprach einem Anteil von rund 44 Vo am gesamten Bei-
tragsaufkommen aller Versicherungsunternehmen. Die Kapitalanlagen dieser Spar-
te erreichten 2001 einen Anteil von 69 % am entsprechenden Wert der gesamten
Versicherungswinschaft 1.

lm LJntercchied zu den Lebensversicherungen wird bei den Schaden- und Unfallver
sicherungen (2. B. Feuer-, Hausrat-, Haftpflichtversicherungen) sowie bei den Kran
kenversicherungen lediglich das aktuelle Risiko abgedeckt und nicht Kapitalvermö-
gen gebildet wie bei den Lebensversicherungsunternehmen.

Die Zahlungen der privaten Krankenkassen für Versicherungsfälle betrugen im Jahr
2001 rund 13,5 Mrd. Euro, bei den Schaden- und Unfallversicherungen wurden 2001
39,5 NIrd. Euro für Versicherungsfälle aufgewendet. Bei den Schaden und Unfallver
sicherungsunternehmen waren die Aufwendungen der Kraftfahrzeugversicherung
insgesamt mit rund 46 o/o von besonderem Gewicht. Die Bruttobeiträge lagen 2001
bei den Krankenversicherungsunternehmen bei 22,2 Mrd. Euro. Die Beitragsein-
nahmen der Schaden- und Unfallversicherungsunternehmen beliefen sich 2001 auf
54,3 Mrd. Euro.

15.6 Ergebnisse aus der neuen Dienstleistungsstatistik

Nach den Ergebnissen der ab dem Berichtsjahr 2000 jährlich als Stichprobenerhe
bung durchgeführten Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich (Dienst eisiungs-
statistik) waren im Jahr 2001 knapp 600 000 Unternehmen mit dem Schwerpunkt ih

1 Ohne Bückversicherungsunternehmen



rer wirtschaftlichen Tätigkeit in den Dienstleistungsbereichen Verkehr und der Nach-
richtenübermittlung [Wirtschaftsabschnitt l) sowie Grundstücks- und Wohnungswe-
sen, Vermietung beweglicher Sachen und Erbringung von Dienstleistungen über-
wiegend für Unternehmen (Winschaftsabschnitt K) tätig. Davon konnten etwa 92 000
Unternehmen (15,3 %) dem Wirtschattsabschnitt I und rund 506 000 Unternehmen
(A4,7 Va) dem Wirtschaftsabschnitt K zugeordnet werden. ln den betrachteten Wirt
schaftsabschnitten waren im Jahr 2001 rund 5,5 Mill. Personen tätig, davon gut zwei
Drittel (68,0 %) im Abschnitt K. Der von den hier tätigen Unternehmen erwirtschaftete
Umsatz betrug im Jahr 200'1 insgesamt 625,9 l/lrd. Euro. Der überwiegende Teil des
Umsatzes (61,9 %) wurde von Unternehmen des Wirtschaftsabschnitts K erzielt.

Abb. 14: Anzahl der LJnternehmen in den Wirtschaftsabschnitten I und K
im Jahr 2001 nach Wirtschaftszweigen

Landve rkeh ri Transpo rt
in Rohrfern eilungen 62 519

Schittlahlt

Luf ahrt

Hills und Nebentätigkeilen Iür
den Verkehri Verkeh rsverminlunq

Nachrichtenübermittlung

345

20 670

5772

Grundsn'icks- un.l
Wohnunqswesen

Vermietung beweglicher Sachen
ohne Eedienungspersonal

Datenverabeitung
und Dalenbanken

Forschung und Entwicklung

155 427

13 622

36 821

3 626

Erbringung von Dienslleistungen
überwiegend lür Unternehmen

0306090 120 150 180 210 240 270 300

Bei der Zuordnung der Unternehmen zeigt sich im Wirtschaftsabschnitt I - Verkehr
und Nachrichtenübermittlung - eine deutliche Dominanz des Bereichs Landverkehr
(hierzu zählen der Personen- und Gütedranspod auf Schiene und StraRe sowie der
Betrieb von Taxis und Mietwagen) einschließlich dem Transpon in Bohrfernleitungen.
68,2 o/o alle( Unternehmen aus dem Abschnitt I waren in diesem Wirtschaftszweig
tätig.

lm Wirtschaftsabschnitt K dominierten hinsichtlich der Anzahl der Unternehmen die
Erbringer von Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen, das sind insbesondere
die Freien Berufe. mit einem Anteil von 58.6 oZ.

296 053



15.6.1 Verkehr und Nachrichtenübermittlung - Widschaftsabschnitt I

Am 30. September 200'1 waren bei den knapp 86000 Verkehrsunternehmen ins-
gesamt rund 1 2'12 850 Personen beschäftigt. Der Anteil der Lohn- und Gehaltsemp-
fänger an den Beschäftigten insgesamt betrug 9'1,5 %. Während in den klassischen
Verkehrsbereichen wie Eisenbahn, Luftfahrt oder im städtischen Nahverkehr dieser
Anteil fast '100 % erreichte, lag er zum Beispiel bei der Binnenschifffahrt nur bei 85,6 %
und beim Betrieb von Taxis und N,4ietwagen mit 73,9 9/o noch deutlich niedriger.

Die Verkehrsunternehmen eMirlschafteten im Jahr 2001 einen ljmsatz von 166,3
Mrd. Euro. Über die Hälfte (51,9 %) davon wurde von den ljnternehmen aus dem
Wirtschaftszweig der Hilfs- und Nebentätigkeiten für den Verkehr und der Verkehrs-
vermittlung erzielt. Die LJnternehmen mit Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit

Abb. 15: Beschäftigte und Umsätze in den Verkehrsunternehmen 200'1
nachWirtschaftszweigen inProzent

Beschäftigte am 30.9.2001 Umsälze 2001

Hilfs- Lrnd Nebenlätigkeiten für
den Verkehri VerkehrsvPrminlung

Hilfs- und Neb€nlätigkeilen lür
den Verkeh r; Verkehßvermitllung
51,9

34,6

Luitlahrt 5 5

Luflfahrl3,4

Schiitahrl2,2

S.hiftfahn

55,9
rcrnleilun!ren 33 9

1,2
l\4 ]l

im Landverkehr einschließlich Transport in Rohrfernleitungen trugen mit 33,9 oZ über
ein Drittel zu diesem Ergebnis bei, während auf die Unternehmen der Schifffahrt 8,8 %
und auf die der Luftfahrt nur 5,5 % entfielen.

Der Wirtschaftszweig der Hilfs- und Nebentätigkeiten für den Verkehr und der Ver-
kehrsvermittlung umfasst Unternehmen mit sehr heterogenen Schwerpunkten ihrer
widschaftlichen Tätigkeit. Der größte Teil des Umsatzes dieses Wirtschaftszweiges in
Höhe von 86,3 Mrd. Euro entfiel 2001 mit 44,5 N,4rd. Euro bzw. 51,6 % auf Speditionen
und sonstige Verkehrsvermittlung. Beisebüros und Reiseveranstalter erwidschafteten
mit 29,2 Mrd. Euro rund ein Drittel des Umsatzes, während jeder 10. Euro in diesem
Bereich durch sonstige Hilfs und Nebentätigkeiten umgesetzt wurde. Ein nur gerin-
ger Anteil von 4,4 oZ entfiel auf den durch Tätigkeiten des Frachtumschlags und der
Lagerei erwirtschafteten Umsatz.



Gemessen am Umsatz betrug im Bereich Verkehr der Anteil der gesamten Aufwen-
dungen 88,7 9/o. Diese Aufwendungen setzten sich zu drei Viefteln aus Sachaufi^/en
dungen (Verbrauch von l\y'aterial sowie bezogenen Waren und Dienstleistungen) und
einem Viertel aus Personalaufwendungen (Bruttolöhne und -gehälter sowie Sozial-
auiwendungen des Arbeitgebers) zusammen.

Zwischen den einzelnen Verkehrszweigen differierte das Verhältnis beider Auh^/ands-
arten erheblich. Besonders hoch war der Anteil der Personalaut\ /endungen im sons-
tigen Landverkehr. Deutlich über dem Durchschnitt lag dagegen der Anteil der Sach-
aufwendungen bei den Unlernehmen der See- und Küstenschifffahrt, den Reisebüros
und Reiseveranstaltern sowie des Transports in Rohrfernleitungen.

lnsgesamt betrug der Personalaufwand im Bereich Verkehr im Jahr 2001 rund 37,5
Mrd. Euro. Davon entfielen 81 0% auf Bruttolöhne und gehälter und 19 % auf Sozial-
aufwendungen derArbeitgeber. Mit rund einem Viertelwaren die Sozialaufwendunqen
der Arbeitgeber in der Luftfahrt überdurchschnittlich hoch.

-

davon:
Eisenbahnen
Sonstiger Landverkehr
Transport in Rohrfemleitungen
See- und Küstensch ifffahrt
Binnenschifffahrt
Luftfahrt
Hilfs- und Nebentäligkeiten ftlr don V6rk6hr:
Verkehr§vemittlung

25,4

26,7
41,8
14,3
9,0

20,8
24,0

20,1

45,7
91,0
79,2
76.0

79.9

Die lnvestitionen im Bereich Verkehr lagen bei rund 12,3 Mrd. Euro. Damit sind von
100 Euro Umsatz 7,40 Euro im Jahr2001 investiert worden.

Auch die Unternehmen der Nachrichtenübermittlung werden zum Wirtschafts-
abschnitt I gezählt. Sie haben den Schwerpunkt ihrer widschaftlichen Tätigkeit in

der Beförderung von Briefen, Fracht und Zeitungen (Postdienste und private Ku-
rierdienste), im Betrieb von leitungs- und nichtleitungsgebundenen Fernmeldenetzen
oder in der Datenübedragung mittels terrestrischer und Funknetze (Fernmelde-
dienste). lm Jahr 2001 waren in diesem Wirtschaftsbereich rund 5 800 Unternehmen
tätig. 90 % dieser lJnternehmen hatten als Schwerpunkt ihrer widschaftlichen Tätig-
keit Post- und private Kurierdienste.

ln den Unternehmen der Nachrichtenübermittlung waren am 30. September 2001
rund 535 700 Personen tätig. Der Anteil der Lohn- und Gehaltsempfänger lag mit
97,9 % deutlich über dem Anteilswert im Verkehrsbereich.

Personalaufwand Sachaufwand
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Tab. 10: Anteil des Personal- und Sachaufwandes
an den Aufwendungen insgesamt nach Wirtschaftszweigen
in Prozent

74,6



L,laReinheit Nachrichtenübermittlung

gesamt

privaten
Kurierdienste dienste

41,

Unternehmen
Tätige Personen
lJmsatz
lnvestitionen

Anzahl
Anzahl

Mrd. EUB
Mrd. EUR

535 687

9,2

s0,1
64,6
27,6
7,6

9,9
35,4
72,4
92,4

Die Unternehmen der Nachrichtenübermittlung erzielten im Jahr 2001 einen Jahres
umsatz in Höhe von 72,2 Mtd- Euto. Fast drei Viertel dieses Umsatzes wurde durch
die ljnternehmen der Fernmeldedienste erwirtschaftet. die aber nur 35 % der täti-
gen Personen des Bereichs beschäftigten. Damit war der Umsatz je Beschäftigten in
diesem Bereich wesentlich höher als bei den Post- und privaten Kurierdiensten.

Gemessen am Umsatz lag der Anteil der Aufwendungen im Bereich der Nachrich-
tenübermittlung bei 81,6 %. Mit 40,2 N.4rd. Euro entfielen gut zwei Drittel der Auf-

Tab. 11: Unternehmen, tätige Personen, tJmsatz und lnvestitionen
in den Unternehmen der Nachrichtenübermittluno 2001

wendungen auf Sachaufwendungen. Fast drei Vienel der'18,7 Mrd. Euro Personal-
aufwendungen waren Bruttolöhne und gehälter.

Die LJnternehmen im Bereich der Nachrichtenübermittlung investierten im Berichtsjahr
2001 insgesamt 9,2 Mrd. Euro, davon entfielen 92 yo aul die Fernmeldedienste. ln
diesem Wirtschaftszweig wurden von 100 Euro Umsatz gut 16 Euro wieder lnvestied.

15.0.2 Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher
Sachen sowie Erbringung von Dienstleistungen überwiegend
für Unternehmen - Wirlschaftsabschnitt K

lm Wirtschaftsabschnitt K sind sowohl Unternehmen als auch Einrichtungen zur Aus-
übung einer freiberutlichen Tätigkeit mit sehr heterogenen wirtschaftlichen Tätigkeiten
zusammengefasst. Sie erbringen alle Dienstleistungen sowohl für die Wirtschaft und
den Staat als auch für private Haushalte. Die Schwerpunkte ihrer wirtschaftlichen
Tätigkeiten reichen vom Grundstücks- und Wohnungswesen, der Vermietung be
weglicher Sachen, der Datenverarbeitung und Datenbanken, der Forschung und Ent-
wicklung bis zur Erbringung von Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen
(Unternehmensdienstleiste4. Der zuletzt genannte Wirtschaftszweig umfasst vorwie-
gend freiberuflich Tätige, wie zum Beispiel Bechts-, Steuer und L]nternehmens-
berater, Wirtschaftsprüfer, Architekten und lngenieure. Zu diesen Unternehmens-
dienstleistern zählen aber auch N4arkt- und Meinungslorschung, Werbung, Detek-
teien und Schutzdienste sowie handwerksnahe Beschäftigungen, wie die Beinigung
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von Gebäuden, lnventar und Verkehrsmitteln, Schädlingsbekämpfung und das fo-
tografische Gewerbe.

lnsgesamt umrasst dieser Wirtschaftsabschnitt etwa 505 500 Unternehmen und
Einrichtungen mit rund 3,7 N4ill. tätigen Personen. Sie erzielten im Jahr 2001 einen
Umsatz in Höhe von rund 387.4 N.4rd. Euro. N4ehr als die Hälfte davon wurde von
den Unternehmensdienstleistern erwirtschaftet. die auch rund drei Viedel der im
Wirtschaftsabschnitt K vorhandenen Arbeitsplätze bereitstellten.

Ein erhebliches Umsatzvolumen wurde im Berichtsjahr 2001 auch von den Unter
nehmen des Grundstücks- und Wohnungswesens realisiert. Mit der Erschließung,
dem Kauf und Verkauf, der Vermietung und Verpachtung sowie der Vermittlung und
Verwaltung von Grundstücken, Gebäuden und Wohnungen (lmmobilien) erzielten die

Tab. 12: Unternehmen und Einrichtungen, tätige Personen sowie Umsatz
im Wirtschaftsabschnitt K nach Wirtschaftszweigen 2001

insgesamt '155 400 Unternehmen einen Jahresumsatz in Höhe von 88,2 Ny'rd. Euro. ln
diesem Wirtschaftszweig arbeiteten 364 400 Personen, darunter 6'1 % als Lohn- und
Gehaltsempfänger.

Den größten Anteil an den Leistungen der Unternehmen des Grundstücks- und Woh-
nungswesens hatten die Unternehmen mit Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen Tätig-
keit in der Vermietung und Verpachtung von eigenen lmmobilien. Die in diesem Wirt-
schaftszweig zusammengefassten 1 19 000 Unternehmen (entsprach einem Anteil von
76,6 %) beschäftigten 223 200 Personen (6'1,3 %) und erzielten mit 55,6 Mrd. Euro
einen Anteil von 63,1 % des im Grundstücks- und Wohnungswesen erzielten Um-
satzes.

Gemessen am Umsatz lag der Anteil der Aufu/endungen beim Grundstücks- und
Wohnungswesen bei nur 48,6 %. I\,'lit 34,8 lvlrd. Euro enfiielen gut vier Fünftel der

Tätige

Anzahl o/o
absolut

Gnrndstiicks- und

Vermretung beweg icher
Sachen
ohne Bed enungsperconal

Datenverarbeitung und
Datenbanken

Forschung und
Eniwicklung

Erbringung von Dienst-
leistungen üben/viegend
für Unternehmen

155 427 30,7 364367 9,8 AA,2 22,4

296 053 58,6 2 839 455 76,3 206,6 53,3

3 626 0,7 66 784 1,8

13 622 2,7
1,3

73 568
379175

2,O
10,2

24,O
63,8

6.2
16,5

Wirtschattsabschnitt K 505 549 100 3 723 34S 100 397.4 100



Tab. 13: Anteil der Unternehmen, tätigen Personen und Umsatz
nach Wirtschaftszweigen im Grundstücks- und Wohnungswesen

Aufwendungen auf Sachaufwendungen. 81,1 % der 8,1 Mrd. Euro Personalaufwen-
dungen waren Bruttolöhne und -gehälter-

Die Unternehmen im Bereich des Grundstücks- und Wohnungswesens investierten im
Jahr 2001 insgesamt 25,6 Ni1rd. Euro. Damit wurden in diesem Wirtschaftszwerg von
100 Euro Umsatz insgesamt 29 Euro wieder investiert. Gut drei Viertel der lnves-
titionssumme wurde van den Unternehmen der Vermietung und Verpachtung von
eigenen lmmobilien für lnvestitionen im Jahr 2001 ausgegeben. Damit wurde in die-
sem Wirtschaftszweig von '100 Euro Umsatz mehr als ein Drittel wieder investiert.

Einen ganz anderen Wirtschaftsbereich stellt die Vermietung beweglicher Sachen
ohne Bedienungspersonal dar Hier sind Unternehmen zusammengefasst, die ihren
Schwerpunkt der wirtschaft lichen Tätigkeit haben

- in der Vermietung von Kraftwagen bis 3,51 Gesamtgewicht bzw. sonstigen Ver-
kehrsmitteln, wie z. B. Land-, Wasser oder Luftfahrzeugen,

Tab. '14: Anteil der Unternehmen, tätigen Personen und Umsatz
nach Wirtschaftszweigen in der Vermietung beweglicher Sachen
ohne Bedienungspersonal

Unter- Tätige Umsatz

I\,lrd- EUR

Erschließun9, Kaul und Verkaut von Grunc,.
stücken, Gebäuden und Wohnungen

Vermietung und Verpachtung von eigenen
Grundstücken, Gebäuden und Wohnungen

Vermittlung und Verwaltung von Grund-
stücken, Gebäuden und Wohnungen

76,6

17,5

22,O

63,1

14,9

11.7

61,3

27,1

tlnter- Tätiqe Umsatz

Md. EUR

Vermietung von Kraftwagen
bis 3,51 Gesamtgewicht

Vermietung von sonstigen Verkehrsmitte n

Vermietung von Maschinen und Geräten
Vermietung von Gebrauchsgütern andeF
weltgnchtgenannt 11 ,221 ,3

1,7
37,4

18,9
14,0
45,8

49,6
10,5
24,6

Gaundstücks- und Wohnungswesen 155 400 364 400 88.2

Vermielung beweglioher Sachen
ohne Bedienungsp6rsonal 13 600 73 600 24,0



- in der Vermietung von Maschinen und Geräten, hierzu zählen u. a. die Vermietung
von landwirtschaftlichen N4aschinen und Geräten, Baumaschinen und -geräten,
Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen und sonstigen
N.4aschinen und Geräten, wie zum Beispiel Turbinen, Bundfunk- und Fernseh-
geräte, Mess- und Kontrollgeräte usw. oder

- in der Vermietung von Gebrauchsgütern, wie zum Beispiel der Ve eih von Wäsche
und Arbeitskleidung, von Sportgeräten und Fahrrädern sowre sonstigen Ge-
brauchsgütern, wie z.B. Möbel, Küchen- und Tischgeschir( Schmuck, Musik-
geräte, Kostüme, Blumen und Pflanzen, Heimwerkerbedarf usw. sowie Leih-
büchereien und Videotheken.

Diese genannten wirtschaftlichen Tätigkeiten wurden im Jahr 2001 von insgesamt
]3600 Unternehmen erbracht. Sie beschäftigten rund 73600 Personen, darunter
waren 79,1 % Lohn- und Gehaltsempfänger. Diese Unternehmen erwirtschafteten e -
nen Jahresumsatz in Höhe von 24,0 Mrd. Euro. Rund die Hälfte dieses Umsatzes
wurde von einem Viedel der Beschäftigten mit der Vermietung von Kraftwagen erzielt.
Bei dem mit der Vermietung von Kraftwagen erwirtschafteten lJmsatz ist zu berück-
sichtigen, dass ein Großteil der ezielten Umsätze durch den Gebrauchtwagenhandel
mit den Nrietfahrzeugen erzielt wird.

Ebenso wie bei den Unternehmen des Grundstücks- und Wohnungswesens lag das
Verhältnis der Autwendungen insgesamt zum Umsatz bei den Unternehmen in der
Vermietung beweglicher Sachen ohne Bedienungspersonal bei nur 49,3 %. Von den
Aurwendungen in Höhe von 1 1,8 lMrd. Euro entfielen 84,5 % auf Sachautwendungen.
lvit 90,4 % war dieser Anteil bei der Vermietung von Kraftwagen am höchsten. Von
den 1,8 Mrd. Euro Personalaufwendungen der Unternehmen in der Vermietung be-
weglicher Sachen ohne Bedienungspersonal warein Anteil von 83,1 % für Bruttolöhne
und -gehälter erforderlich.

lm Bereich der Vermietung beweglicher Sachen ohne Bedienungspersonal wurden
im Berichtsjahr 2001 insgesamt 12,2 Ny'rd. Euro investiert. Damit wurde in diesem
Bereich von 100 Euro Umsatz über die Hälfte wieder investiert. Besonders hoch war
diese lnvestitionsrate mit 62,9 % in der Vermietung von Kraftwagen bis 3,5 Tonnen
Gesamtgewicht.

lm Bereich der Datenverarbeitung und Datenbanken waren im Jahr 2001 insgesamt
36 800 Unternehmen tätig. Sie hatten den Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen Tätig-
keit in der

- Hardwareberatung,

- Softwareberatung und -entwicklung (Softwarehäuser),

Datenerfassung, verarbeitung und -tabellierung (Datenverarbeitungsdienste),

- Entwicklung bzw. Verfügbarmachung von Datenbanken und Datenspeicherung
(Datenbanken),

- lnstandhaltung und Reparatur von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten
und -einrichtungen,

- sonstige mit der Datenverarbeitung verbundene Tätigkeiten.



Täiige PersonenWlrtschaftszweg Umsatz

Mrd. EUB

Tab. 15: Anteilder Unternehmen, tätigen Personen und Umsatz
nach Widschaftszweigen im Bereich der Datenverarbeitung
und Datenbanken

Datenvemrb€itung und Datenbanken 36 800 63,8

Hardwareberatung
Softwarehäuser
Datenverarbeitungsdienste
Dalenbanken
lnstandhaltung und Reparatur von
Büromaschinen, Dalenverarbeitungs-
geräten und -einrichtungen

Sonstige mlt der Datenverarbeitung
verbundene Tätigkeiten

8,0
64,0
12,7

'1,3

379200

7,1

58.1
13,1
50,7
25,6

1,7

3,2

10,9 7.4

1,5

7.4

Diese Unternehmen beschäftigten rund 379 200 Personen, darunter waren 88,3 %
Lohn- und Gehaltsempfänger. N4it über 95 % war der Anteil der Lohn- und Gehalts-
empfänger an den tätigen Personen insgesamt in den Wirtschaftszweigen Daten-
banken und Datenverarbeitungsdiensten am höchsten. Der Bereich der Datenbanken
und Datenverarbeitung erwidschaftete im Jahr 2001 einen Umsatz von 63,8 Mrd.
Euro. Über die Hälfte dieses Umsatzes wurde von den Softwarehäusern erzielt.

Die gesamten Aufwendungen im Jahr 2001 betrugen 54,4 Mrd. Euro. Damit lag das
Verhältnis der Aufwendungen zum erzielten Umsatz im Bereich der Datenbanken und
Datenverarbeitung bei 85,3 %. N,4it 33,8 Mrd. Euro waren fast zwei Drittel der Aut-
wendungen Sachaufwendungen. Bei den Personalaufwendungen in Höhe von 20,6
Mrd. Euro entfielen 83,5 % auf Bruttolöhne und -gehälter

Die lnvestitionen belielen sich im Jahr 2001 auf insgesamt 5,7 t!4rd. Euro. Damit wur-
den im Bereich der Datenbanken und Datenverarbeitung von 100 Euro Umsatz I Euro
wieder investiert. Am höchsten war die lnvestitionsrate mit 52.4 o% bei den Daten-
bankunternehmen.

Auch Unternehmen und Einrichtungen, die den Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen
Tätigkeit in der Forschung und Entwicklung haben, werden zum Wirtschaftsabschnitt
K gezählt. lhre winschaftlichen Tätigkeiten liegen in der Grundlagenforschung, der
angewandten Forschung sowie der experimentellen Entwicklung im Bereich der Na-
tur-, lnqenieur-, Agrarwissenschaften und Medizin, im Bereich der Rechts-, Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften sowie im Bereich der Sprach , Kultur und Kunst-
wissenschaften. ln diesen Wirtschaftszwergen waren 2001 insgesamt 3600 Unter-
nehmen und Einrichtungen tätig. Sie beschäftigten rund 66 800 Personen, die zu
94,8 % Lohn- und Gehaltsempfänger waren. Das war zugleich der höchste Anteil
von Lohn- und Gehaltsempfängern an den tätigen Personen in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen des Wirtschaftsabschnitts K.
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Die Unternehmen und Einrichtungen der Forschung und Entwicklung erwirtschaiteten
im Jahr 2001 einen Umsatz in Höhe von 4,8 Mrd. Euro. Als einziger Wiftschaftszweig
im Abschnitt K überstiegen bei der Forschung und Entwicklung die Aufwendungen die
erzielten Umsätze um 872 lvlill. Euro. Zum Ausgleich dafür erhielten die Forschungs
und Entwicklungseinrichtungen im Jahr 2001 Subventionen in Höhe von 816 Mill.
Euro.

Das Verhältnis von Sach- und Personalaufwendungen lag im Bereich Forschung und
Entwicklung etwa bei 50 o/o. Die 2,9 l\.4rd. Euro Iür Personalaufwend ungen wurden zu
81,5 % durch Bruttolöhne und -gehälter verursacht.

Das lnvestitionsvolumen im Bereich der Forschung und Entwicklung lag im Jahr 200'1

bei 1,3 Mrd. Euro.

Zur Erbringung von Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen (Unterneh-
mensdienstleister) zählen Unternehmen und Einrichtungen mat sehr heterogenen

Abb. 16: Anteil der Lohn- und Gehaltsempfänger an den tätigen Personen
nach Widschaftszweigen im Wirtschaftsabschnitt K

Wirlschaftsäbschnitl K

davon:
Grundstücks- und
Wohnungswesen

Vermielung beweglicher Sachen
ohne B€dienungsp€rsonal

Oatenvera.beilunq
und Datenbanksn

84.3

60,7

79,1

883

Forschunq und Entwicklunq

Erbringung von Dienslleistungen
überwiegend 1ür Unternehmen

9,1,8

46,7
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wirtschaftlichen Tätigkeiten. Dieser Tätigkeitsbereich umfasst vorwiegend freiberuf-
lich Tätige, wie zum Beispiel Rechts , Steuer- und Unternehmensberate( Wid-
schaftsprüfer, Architekten und lngenieure. Ferner gehören zu diesen Ljnterneh
mensdienstleistern auch Tätigkeiten der lvlarkt- und N4einungsforschung, Werbung,
Detekteien und Schutzdienste sowie handwerksnahe Beschäftigungen, wie die
Reinigung von Gebäuden, lnventar und Verkehrsmitteln, die Schädlingsbekämpfung
und das fotografische Gewerbe.

Zu den Unternehmensdienstleistern zählten im Jahr 2001 rund 296 100 Unterneh
men und Einrichtungen, die am 30. September 2001 rund 2839500 Personen
beschäftigten. Sie erwiftschafteten LJmsätze in Höhe von 206,6 lvlrd. Euro. Rund
ein Viedel der bei den lJnternehmensdienstleistern tätigen Personen erzielten mit
wirtschaftlichen Tätigkeiten der Rechts-, Steuer- und Unternehmensberatung, l\,4arkt-
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und Einrichtungen
Tätige

Anteil
'v,

Anteil
% a/o

Tab. 16: Llnternehmen und Einrichtungen, tätige Personen sowie Umsatz
der Unternehmensdienstleister nach Wirtschaftszweigen 2001

Rechts-. Steuer und Ljnter
nehmensberatung, Markt-
und l,4e nungsforschLrng,
Beteiligungsgese lschaften

Architektur- und lngenieurbüros
Technische, phys kalrsche und
chemische L,ntersuchung
Welbung
Gewerbsmäßige Velmittlung

und ub,erlassung von
Arbeitskräften

Det€kteien und Schutzdienste
Re nigung von Gebäuden,
lnventar und Verkehrsmihe n

Erbringung von sonstigen
Dienstleistungen überwiegend
für Unternehmen

38,S
24,4

755 530
420 944

26,6
14,8

86,7
36,1

42.0
17,5

5 2D1
27 068

1,0
9,1

73 292
221 194

2,6
7,9

6,6
18,'1

3,2
4,7

1,0
0,8

275101
129124

8,4
3,4

4,1
1,6

9,7
4,5

18186 6,1 615 204 23,8 1T,4 5,5

41 164 13,9 2A9C52 10,2 36,0 11,4

und lMeinungsforschung sowie in Beteiligungsgesellschatten rund 42 % des Um-
satzes dieses Bereichs.

lm Bereich der Unternehmensdienstleister waren 86,7 y" det Beschäftigten (knapp

2,5 Mill.) Lohn- und Gehaltsempfänger. Besonders hoch war dieser Anteil mit 97,3 7o

im Wirtschaftszweig der gewerbsmäßigen Vermittlung und Überlassung von Arbeits-
kräften.

Das Verhältnis der Aufwendungen insgesamt zum erwidschafteten Umsatz lag bei
74,7 yo.Von den Aufwendungen in Höhe von 154,3 Mrd. Euro entfielen 56,7 yo aul

Sachaufwendungen. Besonders hoch war der Anteil der Sachaufwendungen mit gut

drei Vledel der Aufwendungen im Bereich der Werbung sowie bei der Erbringung von

sonstigen Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen.

Von den Unternehmen und Einrichtungen der Unternehmensdienstleister wurden im
Jahr 2001 insgesamt 13,2 l\,4rd. Euro investiert. t\,4it 8,6 t!4rd. Euro wurden fast zwei
Drittel dieser lnvestitionen von den Unternehmen und Einrichtungen der Rechts-,
Steuer- und Unternehmensberatung, Lrarkt- und Meinungsforschung sowie von Be-

teiligungsgesellschaft en investiert.
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16 Preise und Verdienste

16.1 Einführung

Die Entwicklung der Preise für Konsumgüter macht sich in iedem Geldbeutel be
merkbar, sei es bei den täglichen Einkäufen oder ber Überlegungen, ob man sich eine
Urlaubsreise, eine größere Anschaffung oder gar ein Eigenheim leisten kann. Für Un-
ternehmen sind Preissteigerungen etwa bei Grundstoffen, lnvestitionsgütern - von
Bedeutung, da sie ganz wesentlich ihre Kostensituation beeinflussen. Nicht zuletzt ist
die allgemeine Preisentwicklung ein wichtiger Aspekt, wenn es gilt. zwischen Tarif-
partnern Lohn- und Gehaltserhöhungen auszuhandeln.

Auch die Entwicklung von Löhnen und Gehältern ist für die Arbeitnehmer- wie für die
Ljnternehmensseite gleichermaßen bedeutsam: Für die einen sind Lohn- und Ge-
haltszahlungen Hauptbestandteil des Einkommens, für die anderen ein wesentlicher
Kostenfaktor.

Die engen Wechselwirkungen zwischen Preisen und Löhnen werden häufig im
Schlagwort Lohn Preis-Spirale verkürzt dargestellt. Es besagt in starker Vereinfa-
chung, dass Preissteigerungen in der Regelzu höheren Lohnforderungen Iühren und
dass Steigerungen der Löhne und Gehälter über erhöhte Produktionskosten und er-
weiterte Nachfrage wiederum Preiserhöhungen verursachen. Unter welchen Voraus-
setzungen und Einschränkungen diese Annahmen zutreffen, kann hier nicht im Ein-
zelnen diskutiert werden. Für das Verständnis der Ausführungen zu den Löhnen und
Preisen in den folgenden Abschnitten ist es aber wichtig, die engen Verknüpfungen
dieser wirtschaftlichen Größen nicht aus dem Auge zu verlieren.

16.2 Preisindizes

Um die Preisentwicklungen auf den verschiedenen Märkten statistisch beobachten
und darstellen zu können, gibt es in der Bundesrepublik Deutschland ein nahezu
lückenloses System von Preisindizes. Für viele wichtige Stadien des Wirtschafts
ablaufs, vom Einkauf der für die Produktion notwendigen Güter bis zum Absatz der
Waren an die Endverbraucher, werden von der amtlichen Statistik laufend Pretse er-
hoben und 7u lndiles \rreiterverarbeitet.

So gibt es Preisindizes für landwidschaftliche Betriebsmittel, für Erzeugerpreise ge-
werblicher und landwirtschaftlicher sowie forstwiftschaftlicher Produkte, für Groß-
handelsverkaufspreise und schließlich für Verbraucherpreise. Darüber hinaus werden
lndizes der Baupreise, der Preise für Verkehrsleistungen sowie lndizes der Ein- und
Ausfuhrpreise berechnet.



Alle Preisindizes haben das Ziel, die Preisentwicklung in einem bestimmten Bereich
auf eine Kennzitfer zu komprimieren und darnit eine "Messlatte" zu liefern, an der
durchschnittliche Veränderungen gegenüber einem Vergleichszeitraum quantifiziert
werden können. Wie ein solcher Preisindex zustande kommt, wird im Folgenden bei
spielhaft und stark vereinfacht am Verbraucherpreisindex für Deutschland, dem wohl
bekanntesten lndikatordes Statistischen Bundesamtes. erläutert.

1 6.3 Verbraucherpreisindex

Bei der lnterpretation des Verbraucherpreisindex für Deutschland kommt es in der
Ötfentlichkeit häufiq zu Missverständnissen. Weit verbreitet ist der lrdum, ein lndex
könne unbesehen auf die Situation des eigenen Haushalts übertragen werden. Dabei
wird jedoch verkannt, dass in der Statistik die einzelne Person oder der einzelne
Haushalt stets nur als Teil des Ganzen 8erücksichtigung findet. Für die Statistik tritt
die Einzelbetrachtung gegenüber einer Gesamtbetrachtung zurück, die mit Durch
schn ittswerten arbeitet.

Der Verbraucherpreisindex ist ein Maßstab dafür, in welchem l,4aße die Gesamtheit
aller privaten Haushalte in Deutschland von Preisveränderungen betroffen ist. Das
Gewicht, mit dem die Preisveränderungen der einzelnen Waren und Dienstleistungen
in diesen lndex eingehen, wird aufgrund durchschnittlicher Verbrauchsgewohnheiten
der privaten Haushalte bestimmt. Diese Verbrauchsgewohnheiten werden im Rahmen
der Einkommens- und Verbrauchsstichproben und der Statistik der laufenden Wirt-
schaftsrechnungen anhand von Aufzeichnungen der Haushalte in Haushaltsbüchern
ermittelt. Die früher übliche Nachweisung von Verbraucherpreisindizes für spezielle
Haushaltstypen wurde eingestellt, da diese speziellen Haushaltstypen mit der Zeit
immer weniger repräsentativ für die Gesamtheit der Haushalte in Deutschland wurden
und sich die Ergebnisse in der Regel ohnehin nur geringfügig unterschieden haben.
Auch die Preisentwicklung im früheren Bundesgebiet und in den neuen Ländern
(einschl. Berlin-Ost) hatte sich in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre weitgehend
angenähert. Aut einen getrennten Nachweis wird daher seit der Umstellung auf das
Basisjahr 2000 = 100 verzichtet.

Die Berechnung des Verbraucherpreisindex basiert auf einer gezielten Auswahl von
etwa 700 Waren und Dienstleistungen, die Fülle und Vielfalt des l\,4arktangebotes
möglichst gut repräsentieren sollen. Sie werden unter Auswertung der Anschrei-
bungen in den Haushaltsbüchern in den "Warenkorb" der lndexberechnung aufge-
nommen. Entsprechend ihrer Verbrauchsbedeutung, die sich aus dem jeweiligen

Anteil am Haushaltsbudget ableitet, wird ihnen im Warenkorb ein entsprechen-
des "Gewicht., zugeteilt. lm so genannten Wägungsschema ist durch dieses Gewicht
quantlfizien, welchen Anteil z. B. die I\,4ietausgaben oder die Nahrungsmittel an den
gesamten Verbrauchsausgaben der privaten Haushalte haben. Dadurch ist gewähr-
leistet, dass z. B. eine Preiserhöhung bei Blot eine stärkere Auswirkung auf die Ver-
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Abb. 1 : Wägungsschema für den Verbraucherpreisindex in Deutschland
2000 = 100; Angaben in Promille
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chen Statistik laufend in den verschiedenartigsten Berichtsstellen jede Preisverän-
derung. Die einzelnen Meldungen, die in die Gesamtberechnung des lndex eingehen,
summieren sich monatlich zu rund 350 000 Preisreihen. Schon diese hohe Zahl macht
deutlich, wie umfassend die Dokumentation der Preisentwicklung ist. ln regelmäßigen
Abständen wird der "Warenkorb" aktualisiert und werden die Gewichte der lndizes
neu berechnet, um Anderungen der Verbrauchsgewohnheiten berücksichtigen zu

können.

Das hierfür ausgewählte Jahr wird als Basisjahr bezeichnet (zurzeit 2000 = 100).

Welche Preisveränderungen sich von Jahr zu Jahr ergaben, zeigt Abb. 2. lhr liegt der
Verbraucherpreisindex zugrunde, der für Gesamtdeutschland seit 1991 ermittelt wird.

Die Preisentwicklung im Zuge der Euro-Bargeldeiniührung
und aktuelle Entwicklung

lm Jahr der Euro-Bargeldeinführung betrug die durchschnittliche Teuerungsrate le-

diglich 1,4 o/o. Von einem erheblichen Einfluss der neuen Währung auf die Preisstei-
gerung insgesamt kann also nicht ausgegangen werden. lm Januar 2002 war die
Teuerung auf 2,1 o% angestiegen, was zum Großteil auf Sondereffekte wie Steuer-
erhöhungen und extreme Verteuerungen von Obst und Gemüse zurückzuIühren war.

Letztere wurden zwar häufig dem Euro angelastet, waren jedoch durch schlechte
Witterungsverhältnisse in Südeuropa verursacht. Bei einer Reihe von Dienstleis-
tungen, wie beispielsweise Restaurantbesuchen, chemischen Reinigungen, Friseur-

besuchen, Kinotickets und Pkw-Wäschen, ließen sich allerdings außergewöhnliche
Verteuerungen zum zeitpunkt der Euro-Bargeldeinführung feststellen.

Wle aus Abb. 3 ersichtlich ist, verlief die Preisentwicklung im Jahr der Euro-Bar-
geldeinführung bei den einzelnen Ausgabekategorien unterschiedlich. Am stärksten
stiegen 2002 die Preise für Alkoholische Getränke und Tabakwaren (+4,0 %) und fÜr

Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen (+3,6 %), mäRige Preissteigerun-
gen gab es im Bildungswesen (+2.7 %) sowie im Bereich des Verkehrs (+2,0 %).

Die geringsten Preissteigerungsraten wiesen Bekleidung und Schuhe (+0,7 %), Frei-
zeit, LJnterhaltung und Kultur (+0,7 %) sowie Gesundheitspflege {+0,6 %) auf.

lm Jahr 2003 sind die Verbraucherpreise durchschnittlich um 1,1 o% Prozent ge-

stiegen. Die weitere Abschwächung der jahresdurchschnittlichen Teuerung war vor
a lem auf deutliche Preisrückgänge bei technischen Gütern, wie lnformationsverar-
beitungsgeräten (-20,4 %) und Haushaltsgeräten ( 0,7 %) sowie stabile Preise im
Nahrungsmittelsektor ( O,1 %) zurückzuführen. Daneben wirkte sich ein gebremster
Preisanstieg bei Beherbergungs und Gaststättendienstleistungen (+0,9 %) aus. Die

l\,,lineralölprodukte wirkten mit 4,4% jahresdurchschnittlicher Teuerung dagegen
preistreibend. Ohne Einrechnung von Heizöl und Kraftstoffe hätte sich der Ver-

braucherpreisindex im Jahresdurchschnitt um 1,0 % erhöht.

Betrachtet man die Preissteigerungen nach den einzelnen Ausgabegruppen (siehe

auch Abb. 3) so wurde wiederum die höchste Steigerungsrate bei den Preisen für Al-
koholische Getränke und Tabakwaren erreicht. Beiden Ausgabenkategorien Freizeit,



Abb.3: Jahresteuerungsraten 2002 und 2003 nach Ausgabekategorien
n Prozent
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Unterhaltung und Kultur sowie in der Kategorie Bekleidung und Schuhe lagen die
Preise 2003 mit -0,6 % bzw. -0,8 % unter den Preisen von 2002.

Die mehrfach geäußerte Vermutung, der Verbraucherpreisindex weise zu geringe

Preissteigerungen nach, hängt vor allem mit zwei Trugschlüssen zusammen: Zum ei

nen werden Preissteigerungen viel stärker emplunden als gleich bleibende oder gar

sinkende Preise; zum anderen wird häufig vergessen. dass die Statistik der Ver-

braucherpreise durchschnittliche Preiserhöhungen für die Verbrauchsausgaben eines
fiktiven Haushalts edasst.

Messung der Teuerung auf europäischer und internationaler Ebene

Zusätzlich zum nationalen Verbraucherpreisindex (VPl) für Deutschland berechnet
und veröffentlicht das Statistische Bundesamt einen Harmonisierten Verbraucher-
preisindex (HVPI) für Deutschland. Die Berechnungsmethoden dieses lndex sind m t
den anderen Mitgliedstaaten der EU abgestimmt, er stellt den deutschen Baustein für
die Berechnung von Verbraucherpreisindizes für die Europäische Union bzw. für die
Eurozone dar und unterscheidet sich vom Verbraucherpreisindex für Deutschland im

Wesentlichen durch die Nichteinbeziehung der Aufwendungen der privaten Haushalte
für das Wohnen im eigenen Heim.

Wichtigste Zielsetzung des HVPI ist der Vergleich der Preisveränderungsraten zwi-
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU). Erforderlich ist die Berech
nung des HVPI, weil sich die nationalen Verbraucherpreisindizes in vielfältiger Weise
unterscheiden. Diese Unterschiede sind z. T. historisch bedingt, resuitieren aber auch
aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen oder abweichenden
Strukturen des statistischen Systems. Auch sind die Ziele der VP|-Berechnung oft
weiter gefasst als die des HVPI. Während der HVPI ausschließlich das Ziel .lnfla-
tionsmessung" vedolgt, dienen die nationalen Verbraucherpreisindizes zusätzlich als

"Kompensationsmaßstab" 0ivertsicherungsklauseln) sowie als "Detlator,, (2. B. zur
Berechnung des realen Wachstums). Auch wenn die nationalen lndizes in ihrem Um-
feld durchaus ein Optimum darstellen können, führt die Verwendung unterschiedlicher
Berechnungsformeln und Konzepte zu nicht immer vergleichbaren Ergebnissen. Da-
her wurden auf Basis einer Analyse der nationalen Praktiken gemeinsame Methoden,
Konzepte und Vefahren für den HVPI verbindlich festgelegt.

Um eine optimale Vergleichbarkeit der lndizes der Mitgliedstaaten der EU zu errei-
chen, wird der HVPI in den nächsten Jahren noch in erheblichem Umfang weiterent
wickelt. Dies macht eine Verwendung in Wertsicherungsklauseln nicht unmöglich,
wirkt aber erschwerend.

Nach Eurostat Schätzungen verzeichnete Deutschland - gemessen an den harmoni-
sierten Verbraucherpreisindizes - 2003 die niedrigste lnflationsrate unter den N4it-

gliedsstaaten der Europäischen Union (EU).

Auch die Jahresteuerungsraten der EU insgesamt und der Eurozone verringerten sich
im Jahr 2003. Die lnflatiansrate der EU sank von 2,1 ya aul2.O'%, die der Eurozone
yon 2,3 o/o aul2,1 o/o gegenüber 2002.
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Den stärksten Anstieg der Verbraucherpreise 2003 verzeichnete - wie bereits im Vor-
jahr - lrland. Dort betrug die lnflationsrate 4,0 ö% gegenüber dem Vorjahr.

Tab. 1: Harmonisierte Verbraucherpreisindizes in Europa

Land Jahr

19SS 2000 2001 2042 2003

Belgien
Dänemark
Deutschland
Finnland
Frankreich
Griechenland
lrland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Österreich
Portugal
Schweden
Spanien
Vereinigtes Königreich

1,1

2,1

0,6
1,3
0,6
2,1
2,5

1,0
2.O

0,5

0.6

1,3

2,7
2,7
1,4
3,0
1,8

5,3

2,3
2,0
2,8
1,3
3,5
0,8

1,9
2,7
'1,8

4,0

5,1

4,4
2,]

1,2

1,6
,i
1,3
2,O
1,9
3,9
4,7
2,6
2,1

1,7

2,0

1,3

1,5
2,O
1,0
'1,3

2,2
3,4
4,0
2,4
2.5
2,2
1.3

2,3
3,1
1,4

Neue Mitgliedstaaten2
E6tland
Lettland
Litauen
[,4alta

Polen
Slowakei
Slowenien
Tschechische Republik
Ungarn
Zypern

Beitrittsländer'?
Bulgarien
Rumänien
Türkei

3,1

2.1

0,7

3,9
2.6
0,9

5,6
2,5
1,3

3,6
2,0
0,4

1,4

- 1,1

7,23
10,4

1,8
10,0

1,1

10,1
12,2
8,9

10,0
4,9

5,3
7,O

8,6
4.5
9,1
2,0

1,9
3,3
7.5
1,4
5,2

o,7
8,8
5,7

- 0,1

4,7
4,0

45,8
10,3
45,7

7,4
34,5

5,8
22,5

1 Bis Dezember 2000 ohne Griechenland-
2 lnterirns HVPI, noch nicht vollständig harrnonisierte Verbraucherpreisind zes
3 Geschätzter Wert.

Der Preisauftrieb in den Vereinigten Staaten hat sich 2003 leicht erhöht (+2,3 %, 2002:
+1,6 yo) und lag damit geringfügig über dem Eu-Durchschnitt. Die seit 19gg rück-
läufige Preisentwicklung in Japan wird sich voraussichtlich auch 2003 fortsetzen.
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16.4 Preisindex für Bauwerke, Kaufwede fÜr Bauland

ln der Statistik der Baupreise wird die Entwicklung der Preise für den Neubau ausge

wählter Bauwerksarten des Hoch- und Tiefbaus sowie für lnstandhaltungsmaß-

nahmen an Wohngebäuden ermittelt. Baupreisindizes werden iür Wohngebäude, Bü-

rogebäude, Gewerbliche Betriebsgebäude, Straßen, Brücken im Straßenbau sowie
für Ortskanäle berechnet. Die Statistik basiert auf 204 Bauleistungen vergleichbar

m t dem "Warenkorb" beim Preisindex Iür die Lebenshaltung. Die einzelnen Bauar-

beiten {2. B. die Erdarbeiten im Hochbau) setzen sich aus mehreren Bauleistungen
(2. B. Baugrube ausheben, Boden abfahren .. .) zusammen. Für diese 204 Bauleis-

tungen werden bei baugewerblichen Unternehmen die Preise erfragt und aus den

Ergebnissen wid entsprechend dem Anteil beim Neubau (Wägungsanteil) der Preis-

index für die jeweiligen Bauwerke berechnet.

Die Preise für den Neubau von Wohngebäuden haben sich in Deutschland zwischen

1991 und 2003 um 15,4 o/o erhöht. Hinter diesem Durchschnittswert steht eine zu-

nächst deutliche Zunahme der Neubaupreise nach derdeutschen Vereinigung (+6,5 %

von 1991 auf 1992). Der Preisanstieg wurde danach fast stetig schwächer' Ab Ende

1 995 fielen dan n sogar nfolge der schlechten Baukonjunktur d ie Bau preise - nur kurz

unterbrochen durch die Erhöhung der Umsatzsteuer im April 1998. 2000 lagen die

Preise für den Neubau von Wohngebäuden um 1,3 o% unter denen von 1995, und

blieben seit dem stabil ( 0,'1 % von 2000 auf 2003).

Die Statistik der Kaulwerte für Bauland erfasst die Verkäufe von unbebauten Grund-

stücken mit einer Fläche ab 100 Quadratmetern. lm Jahr2001 wurden in Deutschland

rund 89300 Verkäufe von unbebautem Bauland statistisch ausgewertet. Danach

wurden 125 Quadratkiiometer Bauland veräußert. Je Veräußerungsfall wechselten

1403 Quadratmeter Bauland den Besitzer. Der durchschnittliche Kaufwert betrug

50,18 Euro pro Quadratmeter. Die Kaufwerte für Bauland variieren sehr stark nach

Begionen, GemeindegröBen, örtlicher Lage, Baugebieten sowie Art und Größe des

Tab. 2: Durchschnittlicher Kaufwert für Bauland nach Baulandarten
in EUB je m'?

Bauland
nsgesaml

Baureifes
Land

Sonstiges
Bauland

19S2
1993
19S4
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001

25,09
30,59
35,58
35,93
41,53
44,47
48,25
49,60
51,79
50,18

43,16
49,06
55,66
58,02
61,37
64,70
69,69
70,65
76,21
75,20

10,94
13,30
15,1O
14,68
17,60
18,84
21 3A
20,5'1
22,70
'19,46

15,60
17,63
18,69
'1S,51

22,43

23,36
23,42
25,62
25,60
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Abb. 4: Preisindex für Wohngebäude insgesamtl
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Pmzent
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Durchschnittl

in EURh'?

Tab. 3: Kaufwerte für baureifes Land im Jahr 2001 nach Ländern

Durchschnittl.

in EUF/m'z

Baden Wüdlemberg
Bayern
Ber in
BrandenbL[g

Hamburg
Hessen
N,4ecklenburg Vorpommern

Deutschland

Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland Pfalz
Saarland
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein
Thüringen

156,40
128,89
236,84

46,50
126,49

58,25
110,23
78,86
53,18
57,12

81,78
38,89

75,20

114,T3
52,15

Grundstücks. Typisch ist, dass sich mit der steigenden Einwohnerzahl in den Städten
und Gemeinden ebenso die Kaufwerte für Bauland stark erhöhen. Differenziert man
nach Baugebieten, wurden die höchsten Verkaufserlöse in Geschättsgebieten und die
niedrigsten in lndustriegebieten erzielt.

16.5 Verdienste

'1 6.5.1 Allgemeiner Uberblick

Gesamtwirtschaftliche Angaben über Arbeitnehmerentgelt, Brutto- und Nettolöhne
und -gehälter enthalten die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (siehe Teil l,

Kap.'12). Demgegenüber liefert die Lohnstatistik differenziertere Angaben für einen
Teilbereich der Widschaft und für einen ausgewählten Personenkreis. So beobach
tet sie die Verdienstentwicklung der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer durch vier
teljährliche Erhebungen im Produzierenden Gewerbe und ausgewählten Dienstleis-
tungsbereichen, und zwar im Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe. lm Handel,
Kredit- und Versicherungsgewerbe werden nur Angaben für Angestellte edragt, weil
hier die Arbeiter eine geringere Bedeutung haben. Die vierteljährlich erhobenen Ver-

dienstanoaben berücksichtigen daher nur die laufenden Zahlungen, nicht auch die
Einmalzahlungen, wie Weihnachts- und Urlaubsgeld, 13. Ny'onatsgehälter und Ge
winnbeteiligungen.

Hiernach erzielten die Arbeitnehmer im Produzlerenden Gewerbe 2002 einen durch-
schnittlichen Bruttomonatsverdienst in Höhe von 2823 Euro. lm früheren Bundes-
gebiet lag dieser Bruttomonatsverdienst mit 2 920 Euro etwas höher, in den neuen
Bundesländern mit 2 088 Euro deutlich niedriger; der Ost-West-Verdienstabstand be-
l(ug 29 Yo.

Zwischen Arbeitern und Angestellten bestand im Produzierenden Gewerbe ein eI-
heblicher Verdienstunterschiedr Arbeiter erhielten 2002 durchschnittlich 2 396 Euro,

Angestellte mit 3 627 Euro 51 % mehr als die Arbeiter.
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W rtschaflsbere ch /
Arbeitnehr]lergruppe

De!isch
land Bundesqebiet

N€ue Länder
und Be in-Ost dienstabsland

EUR o/.

Produzierendes Gewerbe

Arlceiter
Angoslollt€

Handel- Kredit- unrl Versiche-
rungsqewerbe Anqestellte

2396
3627

2 480 1 833
2759

26,1
25,4

2 797 2 876 2 135 25.8

Tab. 4: Bruttomonatsverdienste nach Arbeitnehmergruppen 2002

lm Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe verdienten die Angestellten mit 2 797
Euro um einiges weniger als im Produzierenden Gewerbe. Der Ost-West-Verdienst-
abstand belief sich hier- wie auch bei den Angestellten im Produzierenden Gewerbe -
aul 26 o/o.

Die Arbeitnehmerinnen verdienten im Produzierenden Gewerbe mit 2 329 Euto 21 yo

weniger als ihre männlichen Kollegen. Ein deutlich niedrigerer Wert ergab sich für den
Verdienstabstand zwischen l\.4ännern und Frauen in den neuen Ländern mit 14 %.

Tab. 5: Bruttomonatsverdienste nach Arbeitnehmergruppen,
Gebietsstand und ceschlecht 2002

Wirtschaftsbereich/
Arb€itnehmergruppe

Männer
abstand

EUB a/o

Deutschland
Produzierendes Gewerbe

Arberter
Angestellte

Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe
Angestellte

2 484
3 946

1 831
2789

26,4

3'151 2362 25,O

Fruheres Bundesgebjet
Produzierendes Ge!i/erbe

Arbeiter
Angestellte

Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe
Angestellte

2 568
4015

1 90s 25,S
28,4

3 231 2417 25.2

Neue Ländet und Be in-Ost
Produz erendes Gewerbe

Arbeiter
Angestellte

Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe
Angestellte

1942
3102

1 481
2 265 27,0

2 309 1 993 13,7

Arbeitnehmer 2 423 2920

2155

2934

3031 2 409



Sowohl bei den Angestellten als auch bei den Arbeiter-/innen im Produzierenden Ge-
werbe ist der relative Verdienstabstand mit 29 bzw- 26 a/o zwischen Männern und

Frauen höher als der Verdienstabstand, der sich bei der Zusammenfassung der bei

den Gruppen zu den Arbeitnehmer-/innen errechnet. Verantwortlich hierfür ist die un-

terschiedliche Autteilung von Männern und Frauen auf die zwei Arbeitnehmergruppen.
Während 69 0% der Männer als Arbeiter und 31 % als Angestellte tätig waren, hielten

sich die Zahl der Arbeiterinnen und die Zahl der weiblichen Angestellten die Waage.

Der höhere Anteil der Arbeiter mit ihren niedrigeren Durchschnittsverdiensten senkte

den durchschnittlichen Bruttomonatsverdienst der Männer insgesamt und verringerte

dadurch den Verdienstabstand zwischen l\,4ännern und Frauen. Die Zusammenfas-

sung der Arbeiter und Angestellten zu den Arbeitnehmern hat somit eine aus-
gleichende Wirkung auf diesen Verdienstabstand.

lm Dienstleistungsbereich bestand zwischen den Durchschnittsgehältern der weibli-
chen und männlichen Angestellten mit 25 % ein geringerer Unterschied als im Pro-

duzierenden Gewerbe (29 9/o).

I6.5.2 Verdienste nach der ausgeübten Tätigkeit

Den Einfluss der ausgeübten Tätigkeit auf das Verdienstniveau beobachtet die Ver-

dienststatistik durch die Gliederung nach Leistungsgruppen. Die Leistungsgruppen-
gliederung der Arbeiter berücksichtigt ausschließlich die erforderlichen Kenntnisse
zur DurchIührung der ausgeübten Tätigkeit, die Einteilung der Angestellten darÜber

Tab. 6: Arbeiter-/innen und deren Bruttomonatsverdienst
im Produzierenden Gewerbe 2002 nach Leistungsgruppen

1

2
3

1 683
1 425
1 427

0urchschnittliche
Brutlomonatsverdienste

Anteile der Leistungsgruppsn
an den Arbeiter-/innen

lnsgesamt Männerlnsgesami Männer

EUR

Leistungs-
gruppe

12,1 2 648
43,0 2195
44,3 1948

Früheres Bundesgebiet

1

2
3

Deutschland

2665
2275
2015

2129
1 826
176414,7

58,8
31,2
10,0

1

2
3

s3,2
31,5
15,3

59,7
30,1
10,3

11,0 2131
41,0 2295
47,9 1 98S

Neue Länder und Berlin-Ost

2143

2121

2291
1924
1796

47,7
41,5
10,8

52,8
39,1

8,1

21,8
54,0
24,2

2024
1 687
1 555

2052

1 629

100 100 100 2 396 2444 '1 837

100 100 100 2 4AO 2 568 '1 903

lnsgesamt 100 100 100 183s 1SO2 1481



hinaus noch die mit der Tätigkeit verknüpfte Selbstständigkeit, Verantwonung und
Dispositionsbef ugnis.

Die Arbeitertätigkeiten werden in drei Leistungsgruppen aufgeteilt: Leistungsgruppe 1

umfasst Facharbeitertätigkeiten, Leistungsgruppe 2 angelernte Tätigkeiten (mit einer
Anlernzeit von wenigstens drei Monaten) und Leistungsgruppe 3 ungelernte Tätig-
keiten (mit einer Anlernzeit von weniger als drei N.4onaten).

Die Verteilung der Arbeiter auf die Leistungsgruppen zeigt zwischen Männern und
Frauen sowie zwischen West und Ost erhebliche Unterschiede (siehe Tab. 6).

Fast sechs Zehntel der Männer. aber kaum mehr als ein Zehntelder Frauen übten im
Jahr 2002 Facharbeitertätigkeiten aus; umgekehd waren knapp die Hälfte der Frauen,
aber nur etwa ein Zehntel der Ny'änner mit ungelernten Tätigkeiten beschäftigt. ln den
neuen Ländern unterscheidet sich die Leistungsgruppenstruktur hiervon erheblich.
Die Leistungsgruppenstrukturen zwischen Männern und Frauen weisen im Osten ei
nen geringeren Unterschied auf als im Westen. Hierauf ist teilweise der geringere
Verdienstabstand zwischen l\4ännern und Frauen im Osten zurückzuführen.
ln der Gliederung nach Leistungsgruppen zeigen sich deutliche Differenzen in der
Verdiensthöhe. lm Jahr 2002 verdienten Facharbeiter und Facharbeiterinnen 21 o%

mehr als angelernte und 36 o/0 mehr als ungelernte Kräfte.
lnnerhalb der einzelnen Leistungsgruppen fiel der Verdienstabstand zwischen Män-
nern und Frauen niedriger aus als bei der Gesamtheit. So belief sich der Verdienst-
abstand zwischen l\,,!ännern und Frauen in den einzelnen Leistungsgruppen auf 20 o/o

(Leistungsgruppe 1) bis 15 % (Leistungsgruppe 3). Dies macht deutlich, dass die
oben beschriebene ungünstigere Leistungsgruppenskuktur der Frauen zum Ver-
dienstabstand zwischen N4ännern und Frauen beiträgt. Hätten die Arbeiterinnen die
Leistungsgruppenstruktur ihrer männlichen Kollegen, würde der Verdienstabstand
20 9/o, gegenüber tatsächlich 26 o%, ausmachen.
Die Angestelltentätigkeiten umfassen eine deutlich weitere Spanne unterschiedlicher
Anforderungen als Arbeitertätigkeiten. Deswegen werden sie in fünf Leistungs,
gruppen - gegenüber drei Iür Arbeiter - untergliedert. Die Leistungsgruppen sind
folgendermaßen definiert: Leistungsgruppe l: Leitende Angestellte (werden in den
laufenden Erhebungen nicht berücksichtigt); Leistungsgruppe : Angestellte mit ein-
geschränkten Dispositionsbefugnisseni Leistungsgruppe lll: Angeste te mit selbst-
ständig durchgeführten Tätigkeiten, die neben einer Berufsausbildung noch Speziat
kenntnisse in einem Fachgebiet verlangen; Leistungsgruppe lV: AnEestellte mit Tä-
tigkejten, die eine Berufsausbildung erfordern; Leistungsgruppe V: Angestellte mit
Tätigkeiten, die keine Berufsausbildung erfordern.
Die Angestellten verteilen sich sehr unterschiedlich auf die Leistungsgruppen, mit
deutlicher Differenzierung zwischen Männern und Frauen. Ny'ehr als g0 9/o der männ-
lichen Angestellten wurden den Leistungsgruppen ll und lllzugeordnet, rund 80 o/o der
weiblichen den Leistungsgruppen lll und lV siehe Tab. 7.

ln den neuen Bundesländern unterscheiden sich die Leistungsgruppenstrukturen von
Männern und Frauen weniger Deshalb ist der Verdienstabstand zwischen Männern
und Frauen hier niedriger.
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Tab. 7: Angestellte und deren Bruttomonatsverdienst
im Produzierenden Gewerbe 2002 nach Leistungsgruppen

Die im Vergleich zu den Arbeitedätigkeiten deutlichere Differenzierung der Ange-

stelltentätigkeiten nach Qualifikationsanforderungen, Verantwotllichkeiten und Ent-

scheidungsbefugnissen findet in den Verdiensten ihre Entsprechung. Die Verdienst-

spanne zwischen Leistungsgruppe ll und Leistungsgruppe V ist bei den Angestellten

sehr viel höher als bei den Arbeitern und Arbeiterinnen-

Bei den Durchschnittsgehältern aller männllchen und weiblichen Angestellten er-

rechnet sich ein Verdienstabstand zwischen Männern und Frauen in Höhe von 29 %.

Betrachtet man dagegen die Angestellten nur einer Leistungsgruppe, so verringert

sich dieser Verdienstabstand - wie bei den Arbeitern - beträchtlich auf Werte zwi-

schen '16 und 18 %. Wird das Durchschnittsgehalt der weiblichen Angestellten mit der

Leistungsgruppenstruktur der Ly'änner berechnet, ergibt sich ein Verdienstabstand

von '17 o/o. Der Vergleich dieses hypothetisch errechneten Verdienstabstands mit dem

effektiv realisierten (29 %) zeigt, dass die verschiedenen Leistungsgruppenstrukturen
der weiblichen und männlichen Angestellten erheblich zum statistisch nachgewie-
senen Gehaltsunterschied zwischen ihnen beitragen.

1 6.5.3 Arbeitnehmerverdienste nach Wirtschaft szweigen

Zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen des Produzierenden Gewerbes streuten

die Durchschnittsverdienste der Arbeitnehmer innerhalb der Spanne von 3677 Euto

BruttomonalsverdiensteAnteil der Leistungsgruppen
an den Angestelllen

lnsgesamt t!.4ännerlnsgesamt Männer

EURa

Lestungsgruppe,/
Beschäfl gu ngsart

47 17 4581
44 49 3271
I 31 2380
1 4 1874

F heres Bundesgebiet

4 670
3 448
2671
21ll

3928
2845
2194
1776

39
45
15

1

t

3S
45
14

1

4t 16 4 669
44 49 3 343
8 31 2435
1 4 1899

Neue Länder und Betlin-Ost

4143
3 s04
2 680
2143

4079

2 253
1797

ll
t

32
48
19

1

42
47
10

,1

18
49
31

3

2595
1 SB0
1 644

3 667
2AO5
2276
'1 796

3 032
2301
1432
1 600

Deutschland
't00 3627 3946 2 789100 100

100

100 100

100 3716 4015 2473

lnsqesamt 3102 2265



(Kokerei, l\y'ineralölverarbeitung, Herstellung von Brutstoffen) und 2 '1b3 Euro Oextit-
gewerbe). Die Wirtschaftszweige mit den beiden Extremwerten beschäftigen jeweils
nur einen geringen Anteil der Arbeitnehmer des Produzierenden Gewerbes. Die
Rangfolge der Wirtschaftszweige nach dem Verdienst stimmt in den dargestellten
Gebietsständen weitgehend überein, wie Tab. 8 zeigt.
ln der Besetzung der Wirtschaftszweige ergaben sich jedoch größere Unterschiede
zwischen Ost und West. Die auffallendste Abweichung besteht beim Hoch- und Tief-
bau, der in den neuen Ländern knapp ein Viertel aller Arbeitnehmer des produzie-
renden Gewerbes beschäftigt, in den alten Ländern dagegen nur rund ein Zehntel. lm
Westen dominierten dagegen der Fahrzeug- und Maschinenbau. Die unterschiedliche
Verteilung aul die Widschaftszweige hat jedoch nur einen geringen Einfluss auf den
Durchschnittsverdienst al,er Arbeitnehmer des Produzierenden Gewerbes.
ln Deutschland schwankt der Anteil der Frauen an den Beschäftigten der einzelnen
Wirtschaftszweige zwischen 5 oZ und 73 yo_ Wirtschaftszweige mit einem niedrigen
Durchschnittsverdienst haben meist einen hohen Frauenanteil. Das niedrioere Ver-

Tab. 8a: Bruttomonatsverdienste derArtreitnehmer
im Produzierenden Gewertre nach Wirtschaftszweiqen 2OO2

Deutschlaod
Kokerei, Mineralölverarb., H. v. Spalt- und Brutstoffon
Fahrzeugbau
Chemische lndustrie
Energie und Wasserversorgung
Herstellung von Büromaschinen, Dv-Geräten
und -einrichtungen; Elektrotechnik usw.

lvlaschinenbau
Papier-, Verlags- und DrLlckgewerbe
Bergbau und Gewinnung von Steinen Ltnd Erden
Ivletall€rzeugung und -bearbeitung, Herst6ltung
von Metallezeugnissen

Glasgewerbe, Keramik, Verarb. von Steinen und Erden
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren
Ernähungsgewerbe und Tabakverarbeitung
Hoch- und Tiefbau
Herstellung von Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten
usw., Recycling

Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln)
Bekleidungsgewerbe
Ledergewerbe
Textilgewerbe

3677
3 216
3169
3123

3 052
2 980
2 886
2 791

2 658
2 488
2 446
2 415
2 455

2 302
2203
2151
2 153

0,3
14,3
6,9
3,4

1'1,5
13,4
5.5
1,5

1'1,9

5,2
5,1

11,4

1

2
3
4

5

7
8

14
11

26
18

I
10
'1'1

12
13

2A
14

6

14

22
31

5

14
15
l6
1t
1B

2,7
1,2
o,7
0,3
1,6

26
12

49
39

1 Klassifikation derWi(schaftszweige, Ausgabe 1SS3 WZ 93)
2 An a ler Arbeitnehmern des Produzierenden Gewerbes.
3 An allen Arbeltnehmern des Wirtschaftszwerges.

EUR Fang %
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EUB Rang

Tab. 8b: Bruttomonatsverdienste derArtleitnehmer
im Produzierenden Gewerbe nach Widschaftszweigen 2002

F heres Bundesgebiet
Kokerei, Ivlineralölverarb., H. v. Spalt- und Brutstoffen
Fahrzeugbau
Energie- und Wasserversorgung
Chemische lndustrie
Herstellung von Büromaschinen, DV-Geräten
und -einricfnungen; Elektrotechnik usw'

Maschinenbau
Papier-, Verlags- und Druckgewerbe
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden
Metallerzeugung und -t6arbeitung, Herstellung
von Metallerzeugnissen

Hoch- und Tiefbau
Glasgewerbe, Keramik, Verarb. von Steinen und Erden
Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung
Herstellung von Gummi und Kunststoffwaren
Herstellung von N4öbeln, Schmuck, Musikinstrumenten
usw., Recycling

Holzgewerbe (ohne Herstellung von \,löbeln)
Textilgewerbe
Ledergewerbe
Bek eidungsgewerbe

Neue Länder und Bertin-Ost
Kokerei, Mineralölverarb., H. v. Spalt- und Brutstoffen
Energie und Wasserversorgung
Fahrzeugbau
Papier-, Verlags und Druckgewerbe
Chemische lndustrie
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden
Herstellung von Büromaschinen, DV-Geräten
und -einrichtungen; Elektrotechnik usw.

Maschrnenbau
Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung
von Metallerzeugnissen

clasgewerbe, Keram k, Verarb. von Steinen und Erden
Hoch- und Tiefbau
Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung
Herstellung von Gummi und Kunststoffwaren
Holzgewerbe (ohne Herstellung von N,löbeln)
H6rst6llung von Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten
lJsw., Recycling

Textilgewerbe
Ledergewerbe
Bekleidungsgewerbe

3847

3246
3 234

0,3
15.1
3,1
1,2

13
11

14

11,8
14,1
5.1
1,4

2624
2604
2 590
2 546

I
10
11
12
13

14
5

15

2 429
2 386
23T3
2 275
2214

14
15
16
'17

1B

2,6
1,1
1,5
0,3
0,7

24
11
34
47
72

0,4
6,2
8,2
4,3
4,2
1,8

22
30
15
35
40
16

1

2
3
4

5
6
7

13
27
4

3132
3 042
2940
2870

2 814
2676
2363

2 302

22BO
2201

9,2
8.4

36
14

12,0
9,8
3,1

5,4

1

2
3
4
5
6

7
8

2022
T 952
1922
'1861

1 820
'1807

10,6
5,1

23,1
6,8
3,6
1,4

'I 426
1 303
1 2gg

2,9
2,4
0,2
0,4

I
10
11
'12

13
'14

15
16
'17

1B

16
21
6

42
30
18

60
67
8S

Fußnoten seheTab.8a
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dienstniveau der Frauen steht damit auch in Zusammenhang mit ihrer Verteilung auf
die Wiftschaftszweige. ln den neuen Ländern weisen die am schlechtesten bezah-
lenden Wirtschaftszweige ebenfalls einen überdurchschnittlichen Frauenanteil auf.

16.5.4 Nettoverdienste nach Haushaltstypen (Modellrechnungen)

Der Lebensstandard der Arbeitnehmer richtet sich nicht nach der Höhe ihrer Brutto-,
sondern nach der Höhe ihrer Nettoverdienste. Um eine Vorstellung über die Höhe der
Nettoverdienste zu gewinnen, berechnet das Statistische Bundesamt mit Hilfe von
Modellannahmen Nettoverdienste für ausgewählte Haushaltstypen (siehe Tab.9).
Hierbei werden Lohn- und Kirchensteuer sowie Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialver-
sicherung als Abzugsgrößen und gesetzliches Kindergeld als staatlicher Zuschlag
behandelt. Für die alten und neuen Lilnder werden gesonderte Wene berechnet, da in
der Sozialversicherung noch unterschiedliche Beitragsbemessungsgrenzen für die
beiden Gebietsstände gelten.

Tab. 9 zeigt, dass die einzelnen Haushaltstypen übet 54 yo bis 96 % ihres Brutto-
monatsverdienstes frei verfügen können. Die geringsten Abzüge entfallen auf den
Haushaltstyp ,Arbeiterehepaar mit zwei Kindern und dem Mann als Alleinverdiener" rn

den neuen Ländern, die höchsten auf einen alleinstehenden Angestellten im früheren
Bundesgebiet. Da die Haushalte im Westen höhere Abzüge zu tragen haben, besteht
zwischen den Nettoverdiensten in Ost und West ein deutlich geringerer Unterschied
als zwischen den Bruttowerten: der Ost-Weslverdienstabstand lag bei den Netto-
verdiensten je nach Haushaltstyp zwischen 17 ya und 20 oÄ. Der geringste Wertun-
terschied bezieht sich auf einen alleinverdienenden Angestellten mit Ehelrau und
zwei Kindern und der höchste auf einen alleinstehenden Arbeiter oder eine allein-
stehende Arbeiterin ohne Kinder.

16.5.5 Verdienste nach Berufen

Die Gehalts- und Lohnstrukturerhebung betrachtet in mehriährlichem Abstand weitere
Einflussfaktoren auf das Verdienstniveau wie Alter, Ausbildung, Beruf und Dauer der
Unternehmenszugehörigkeit. Die neuesten Ergebnisse beziehen sich auf das Jahr
2001. Damit diese Ergebnisse mit den Ergebnissen nach Leistungsgruppen verglichen
werden können, werden sie mit dem lndex der durchschnittlichen Bruttomonats-
verdienste der Angestellten und Arbeiter aus der laufenden Verdiensterhebung im
Produzierenden Gewerbe, Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe auf das Jahr
2002 fortgeschrieben.

Was N,4änner und Frauen als Angestellte in den fünf am stärksten besetzten Berufen
verdienen, zeigt Tabelle 10. Die meisten angestellten lVänner und die meisten ange-
stellten Frauen arbeiteten als Bürofachkräfte. Die lMänner verdienten in diesem Beruf
3 457 Euro, die Frauen 25 Vo weniger Am zweit häufigsten waren Männer als Ge-
schäftsführer und Filialleiter tätig und erzielten hier den höchsten Bruttomonatsver-
dienst in Höhe von 6 '105 Euro, die Frauen verdienten tn diesem Beruf 32 yo wenrger.
Es folgten Bankfachleute, sonstige Techniker und Datenverarbeitungsfachleute.
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Tab 9: Durchschnittliche Nettomonatsverdienste 20021

Ergebnisse von N,lodellrechnungen

Enheit Einzel-

D!rclrschnns-

Ehepaar mit 2

DurEhschnitlsvsr'

Frü heres Bun.lesgebiet
Arbeiter/- nnen

- Lohn und Kirchensteuer sowie
Solidariiätszusch ag

- Renten und Arbeitslosenversicherung
Kranken und Pilegeversicherung

+ Kindergeld
Nettomonatsverdienst
Anteil des Netto- am Bruttomonats-

verdienst

EUR
EUR
EUR
EUR
EUR

505,99
317,44
149,72

0,00
1466,85

736,07
572,29
342,03

0,00
2 620,61

128,83
324,70
196,45
308,00

2222,41

59.1 63,1

Angestellie
86,5

- Lohn- und Kirchensteuer sowle
Soldartätszusch ag

- Renten und Arbeitslosenversicherung
- Kranken und Pfegevers cherung
+ Kindergeld
Nettomonatsverdienst
Anteildes Netto- am Bruttomonats-

verdienst

EUR
EUR
EUR
EUR
EUR

833,45
420,44
251,30

0,00
1779,77

1377,16
799,62
477,90

0,00
3592,33

460,66
469,12
280,37
308,00

2762,45

54,2 57,5
Neue Länder und Belin-Ost

Arbe ter/ innen

75.4

- Lohn- und Kirchensteuer sowe
So idaritätszuschlag

- Henten undArbeitslosenversicherung
- Kranken- und Pflegeversicherung
+ Kindergeld
Nettomonatsverdiensi
Anteil des Netto- am Bruttomonats-

EUB
EUH
EUR
EUR
EUR

280,04
234,62
142,06

0,00

407,91
433,02
262,18

0,00
2219,88

0,00
243,46
147,41
308,00

1 819,14

64,2 67,4
Angestellte

95,6

Lohn- und K rchensteuer sowie
Solidaritätszuschlag

- Renten und Arb€itslosenversichefllng
- Kranken- und Pflegeversicherung
+ Kindergeld
Nettomonatsverdlenst
Anteildes Netto- am Bruttomonats-

verdienst

EUR 482.50 864,16 178,33

EUR
EUR
EUR
EUR

309,12
187,16

0,00
1436,22

616,06
373,01

0,00
2959,77

347,90
210,65
308,00

22A9,12

59,5 6T,5 44,2

I Der Arbeiter und Angest€llten im Prcduzierenden Gewerbe;Handel;lnstandhaltung und Reparaturvon
Kraftfahe eugen und Gebrauchsgilterni Kredit- und Versicherungsgewerte.

2 Durchschnittsverdiensl von Arbeiern bzw. Angestellten zusammen.
3 Jeweils ein Durchschnittsverdienst eines Arbeiters bzw. Arbeiterin/männliche. Angestellten bzw.

weiblichen Angestellten.
4 Ohne Berücksichtigung von Steuerfre belräqen.
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EUR

3285,00

EUF 1833,00 3383,00 1 902,00
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Bei den Frauen ergibt sich eine etwas abweichende Reihenfolge. Nach den Büro-
fachkräften waren die weiblichen Angestellten überwiegend als Verkäuferinnen, als
Bankfachleute, als Groß- und Einzelhandelskaufleute und als Sekretärinnen tätig. Die
Sekretärinnen haben zum Teil sehr hohe Verdienste, die für den relativ niedrigen Ver-
dienstabstand zwischen Männer und Frauen von 17 o% in diesem Beruf verantwortlich
sind. lhren höchsten Verdienst ezielten die Frauen mit 4237 Euro als Elektroinge-
nieurinnen, '14 % weniger als die l\,4änner in diesem Beruf.

Manche Berufe können als typische Frauenberufe gelten. Der Frauenanteil betrug
zum Beispiel bei den Büroberufen 62 yo. Zu diesen Büroberufen zählen Bürofach-
kräfte, Sekretärinnen, Buchhalterinnen, Bürohilfskräfte, Telefonistinnen und Daten-
typistinnen. Bei einzelnen dieser Büroberufe war der Anteil der Frauen mit 80 bis 90 %
sogar noch höher. Auch im Handel waren 59 % der Verkäufer und Verkäulerinnen und
79 yo der Kassierer und Kassiererinnen Frauen. In den meisten der genannten Berufe
verdienten nicht nur die Frauen unterdurchschnittlich. auch die Männer verdienten
schlechter als in anderen Benrfen.

Tab. 10: Bruttomonatsverdienste nach den fünf
am stärksten besetzten Berufen 2002

I Ergebnisse der Gehais und Lohnstrukturerhebung 200T fortgeschäizt mit dem lndex der Brutto-
monatsverdrensle aus der lauf€nden Verdiensierhebung auf das Jahr 2002.

Beruf 2AO1 20a21

EUB

Bürofach kräfte
Geschäftsführer. Filialleiter und andere
Datenverarbeitungsfachleute
Bankfachleute
Sonstige Techniker

Kraftfahzeugführer
Elektroinstallateure, -monteure
Lager-, Transportarbeiter
Metallarbeiter
Maschinenschlosser

Angeslelte/Männet
3264 3 457
s 76s 6 105
4229 4 479
3 780 4 003
3 588 3 800

Angestellte/Fraueo
2 439 2 580
1764 1 866
2703 2 860
2 493 2 638
2916 3 085

Arbeiter/Männer
2 308 2 370
2473 2 540
2134 2192
2 3A2 2 446
2 676 2 74A

Abeitet/ Frauen
1704 1 760
1955 2020
1 664 1719
174s 1 803
1849 1951

Bürolachkräfte
Verkäuferinnen
Bankfachleute
Groß- und Einzelhandelskaufleute, Einkäuferinnen
Sekretärinnen

Arbeiterinnen im Versand
Elektrogeräte-, Elektroteilemontiererinnen
Hilfsarbeiterinnen
Kunststoffu erarbeiterinnen
lV!etallarb€iterinnen
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Bei den fünf am stärksten besetzten Berufen der Arbeiter und Arbeiterinnen sind die
Verdienstunterschiede zwischen den Berufen bei den IMännern und bei den Frauen
nicht so groß wie bei den Angestellten. Auch die Verdienstunterschiede zwischen
Männern und Frauen sind in der Begel etwas niedriger.

Am häuligsten waren die Arbeiter als Kraftfahrzeugführer tätig und erzielten einen
Bruttomonatsverdienst in Höhe von 2 370 Euro. Es folgten Elektroinstallateure und
-monteure, Lager-, Transportarbeiter, Metallarbeiter und Maschinenschlosser Die

Frauen waren überwiegend irn Versand beschäftigt. Hiermt erzielten sie einen Ver-

dienst von 1 760 Euro. Es folgten Arbeiterinnen, die Elektrogeräte oder Elektroteile
montienen, Hilfsarbeiterlnnen, Kunststoffuerarbeiterinnen und t\y'etallarbeiter nnen.

'16.5.6 Arbeitskosten

Wie bereits angedeutet, sind Löhne und Gehälter für die Wirtschaft ein ent-
scheidender Kostenfaktor. Nachdem in den vorhergehenden Abschnitten der Ein-

Tab. 11: Arbeitskosten je Arbeitnehmer nach ausgewählten
Wirtschaftsbereichen 2000

Produzierendes Gewerbe
10 bis 49
'1 000 bis mehr

Großhandel
Einzelhandel
Gastgewerbe
Kreditgewerbe
Versicher!ngsgewerbe

Deutschland
100 25414 56.7 19 393
100 2041A 60.8 13170
100 30287 53.1 26730
100 23321 60.3 15 751
100 19281 60,7 12491
100 15 236 61.1 1680
100 27756 49,0 28938
100 30 36't 49.5 30 931

Ftuheres Bundesgebiet
100 26428 56,4 20459
100 21723 60,3 14279
100 30 638 s3,1 27101
100 24422 60,1 16184
100 19653 60,6 12774
100 15 649 61,'t 9963
100 2a197 48,8 29588
100 30 49'1 49.6 31 025

Neue Ländet und Berln-Ost
100 18 541 60,4 12176
100 15 7S3 63.1 923S
100 24247 54,4 20340
100 18154 63,0 10644
100 16 429 61,5 10289
100 12428 61,s 1033
100 23762 50,8 23 054
100 27 425 48.8 24826

Produzi6rendes Gewerbe
10 bis 49
1 000 bis mehr

Großhandel
Einzelhandel
Gastgewerbe
Kreditgewerbe
Versicherungsgewerbe

36001
57 738
40605
32 431
25612
57 785

43,6
39,7
46,9
39,9
39,4
38,9

Produzierendes Gewerbe
10 bis 49
1 000 bis mehr

Großhandel
Einzelhandel
Gastgewerbe
Kreditgewerbe
VersicherunOsgewerbe

39,6
36,9
45,6
37,0
38,5
38,5
49,2

44 807
33 588
57 018
39 662
31772
24516
566S3
61292

30717
25 033
44 588
2A 794
26718
20861
46 816
56250

43,3

46,9
39,7

38,9
51,0
50,5

lnsgesamt Entgeli für
qele siete Arbeii

EUR EUR

Winschaftsbereich

EUB %
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kommensaspekt bei den Arbeitnehmern im Vordergrund stand, soll im Folgenden
der Kostengesichtspunkt bei den Arbeitgebern näher beleuchtet werden.

Die Arbeitskosten umfassen die Bruttolöhne und -gehälter sowie weitere Kosten, d e
auf gesetzlichen Begelungen, Tarifverträgen oder betrieblichen Vereinbarungen be-
ruhen und unmittelbar mit der Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern zusammenhängen. Sie werden in der amtlichen Statistik durch die beiden
Hauptbestandteile "Entgelt für die geleistete Arbeitszeit" und "Personalnebenkosten.
dargestellt. Hiervon ist das Entgelt für die geleistete Arbeitszeit als die "direkte" VeF
gütung der Arbeitszeit definiert; alle anderen Kosten - wie die Vergütung arbeitsfreier

EUB %

T0 bs 49
1000 und mehr

GroDhandel
Einzelhandel
Gastgewerbe
Kreditgewerbe

'17,5

12,4
19,5
17,2
16,7
8.9

24,9

5 785
4320
7 296
5040
3901
3 090
6330

29,4
32,8
27,3
32,0
31,2
31,9
21.9

4,8
52
5,1
5,8

8591
6151

11723
6903
5299
4215

11922

44,3
46,f
43,9
43.9
42,4
43.5
41,2

1 618
1071
2459
T 090
1209
T 517
3 466

8,3
8,7
9,3

9,7
15.7
12,O

6472 24,9 f 454 24.1

6491 20,9 7481

Früheres Bundesgebiet

1 068
762

1312
a43
646
560

1 066

24,1 1341 4,3 1322D

Neue Länclet und Be in-Ost

5538
4614
8351
4 913
4567
3 442
I452

4,3 13140 42,5 3865 12,5

3400
I 628
5212
2 tog
2042

858
7 220

1362
546

3 356
I 357
1502

53S
5179

3953
3180

3593
3214
2464
5 668

028
723
295
826
636
557

'1 067

1 339

l0 bls 49
1000 und mehr

Großhandel
Einzelhand€l
Gastgewerbe
Kreditqewerbe
Versicherungs
gewerbe

3701
1 933
s320
2825
2157

913
7 379

'18.1

13,5
1S,6
17,5
16,9

24,9

6055
4642
7 396
5166
3S91
319a
6403

29,6
32,5

3r,9

32,1
21,6

5,2
5.3
4,8
5.2
5,1
5,6
3,6

I041
6585

1'l 918
7 075
5395
4341

12305

M,2
46,1
44,O
43,7
42,2
43,6
41,6

1 662
r tTg
2466
1117

15T1
3500

8,1
7,8
9,1
6,9
9,7

15,2
11,8

42,6 3833 r2,4

lO bis 49
1000 und mehr

Großhandel
Einzelhandel
Gastgewerbe

11,2
5,S

'16,5

12,7
14,6
6,7

25,1

32,5
34,4
27,4
33,8
31,2
30,7
24,6

7U
587
99S
623
553
s39

1077

6,0
6,4
4,9
5,9
5,4
6,7
4,7

45,5
49,9
41,1
46,2

43,3
36,7

1322
899

3 068
781

1 006
1 550
3154

'10,9

15,1
7,3
9,8

19,3

6060 21,0 6841 23.7 1296 4,5 11339 39,3 4586 T5.9

1 Personainetrenkosten insgesamt siehe Tabeie l1, Spale 6,

Lohn- und Ge'

fall

U t"r*t r,',"r, rit

EUB % EUB % EUB % EUB %

Tab. 12r Aufgliederung der Personalnebenkosten 2000
Kosten je Arbeitnehmer in Euro/Anteilan den Personalnebenkosten insgesamtr



Tage (LJrlaub, Krankheit, gesetzliche Feiertage, sonstige bezahlte gesetzliche oder
betriebliche arbeitsfreie Zeiten), die Sonderzahlungen (vermögenswirksame Leistun-
gen, zusätzliches Urlaubsgeld, Gratifikationen, '13. Monatsgehalt), Aufwendungen für
Vorsorgeeinrichtungen (Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung, Aufwendungen
für die betriebliche Altersversorgung) und weitere Positionen, wie Aufwendungen Iür
die berufliche Bildung, für Belegschaftseinrichtungen, Naturalleistungen, Wohnungs-
fürsorge usw. - zählen zu den Personalnebenkosten.

Die Personalnebenkosten sind prozentual umso höher, je mehr Arbeitnehmer das
Llnternehmen hat. Beispielsweise betrug im Produzierenden Gewerbe Westdeutsch-
lands 2000 das Verhältnis von Personalnebenkosien zum Entgelt für die geleistete

Arbeitszeit bei Unternehmen mit 10 bis 49 Arbeitnehmern 40: 60, bei Unternehmen
mit 1 000 und mehr Arbeitnehmern dagegen 47 : 53.

Zwischen Ost- und Westdeutschland ergaben sich erhebliche Niveauunterschiede bei

den Arbeitskosten insgesamt, besonders aber bei den Personalnebenkosien. Dage-
gen stimmt in Ost und West die Rangfolge der Wirtschaftszweige nach den gesamten

Arbeitskosten weitgehend überein: Groß und Einzelhandel sowie das Gastgewerbe
hatten jeweils niedrigere, das Kredit und Versicherungsgewerbe jeweils höhere Aut
wendungen als das Produzierende Gewerbe.

Die AuJwendungen für Vorsorgeeinrichtungen werden überwiegend von den Arbeit-
geberbeiträgen zur Sozialversicherung bestimmt und stellen den größten Anteil der
Personalnebenkosten dar. Den zweitgrößten Kostenblock bilden die Aufwendungen
der Arbeitgeber für die Vergütung arbeitsfreier Tage. Hier Iließen neben der Lohn- und
Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfall auch die LJrlaubsvergütungen und die Vergü-
tungen für auf Werktage tallende Feiedage ein. Eine ebenfalls bedeutende Kompo-
nente der Personalnebenkosten sind die Sonderzahlungen. Sie stellen mit Ausnahme
des Gastgewerbes die drittgrößte Kostenkomponente dar. Die sonstigen Personal-
nebenkosten umfassen eine Vielzahl von Kostenpositionen. Die bedeutendste ist der
Aufwand für die Aus- und Fortbildung, der auch die Ausbildungsvergütungen umfasst.
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17 Verkehr

17.1 Verkehr im Spannungsfeld
von Wachstum und Umwelt

ln einer modernen lndustrie- und Dienstleistungsgesellschaft wie der Bundesrepu-
blik Deutschland ist die immense Bedeutung des Sektors Verkehr durch seinen An-
teil am Bruttoinlandsprodukt von rund 3,8 % nur unzureichend beschrieben, da die
funktionale Seite des Verkehrs hierbei unberücksichtigt bleibt. Zwischen Verkehr ei-
nerseits und Wirtschaft und Gesellschaft andererseits bestehen enge Wechselwir-
kungen. Verkehr bedeutet lMobilität von Gütern und Personen, Verkehr ermöglicht
nationale und internationale Arbeitsteilung, Tourismus und Freizeitaktivitäten, Verkehr
heißt aber auch Belastung, z. B. durch Unfälle, Lärm und Luftverschmutzung.

Die Entwicklung der lndustriegesellschaften, das Ausmaß der internationalen Ar-
beitsteilung und der wirtschaftlichen Verflechtung der Volkswirtschaften, die Glo-
balisierung der Weltwirtschaft, aber auch das Entstehen eines Tourismus- und
Freizeitgewerbes wären ohne technische lnnovationen im Verkehr und ohne mas-
sive lnvestitionen in die Verkehrsinfrastruktur sicherlich nicht möqlich qewesen. Die
Wechselwirkungen zwischen Wirtschaftswachstum und Verkehrsentwicklung waren
in der Alfbauphase der Bundesrepublik Deutschland besonders stark: Beide wiesen
annähernd gleiche Wachstumsraten auf. ln den lg8oerJahren blieb die Verkehrsent-
wicklung hinter dem Wirtschaftswachstum zurück, verzeichnete aber weiterhin er-
hebliche Zuwachsraten. Seit der deutschen Vereinigung wächst der Personenverkehr
in Deutschland geringer als das lnlandsprodukt: Das Bruttoinlandsprodukt in kon-
stanten Preisen stieg von 1991 bis zum Jahr 2002 urn rund '16 %, die Anzahl der be,
förderten Personen lag m Jahr 2002 um rund 3 %, die Beförderungsleistung um 4 o/o

höher als 1991. Zu bemerken ist hierzu allerdings auch, dass der Personenverkehr
seine bisherigen Höchststände im Jahr 1999 erreichte und seitdem aufgrund der ver
haltenen konjunkturellen Entwicklung und steigender Kraftstoffpreise rückläufiq ist.
lm Güterverkehr dagegen ist die Beförderungsleistung um rund 26 % und damit
wesentlich stärker als das lnlandsprodukt gestiegen, die beförderte Gütermenge lag
dagegen nur um rund 0,2 o/o höher as'1991, insbesondere da seit'1999 aufgrund
der Schwäche der Bauwirtschaft die Transporte von Baustoffen mengenmäßig stark
zurückgegangen sind.

Die über lange Zeit vorherrschende positive Grundeinstellung zum Verkehr ist im Ver-
lauf der vergangenen Jahrzehnte durch eine kritischere Einschätzung abgelöst wor-
den. Die negativen Auswirkungen des Verkehrs, etwa durch Flächenverbrauch für
Verkehrsinlrastruktur, Energieverbrauch, Luftverschmutzung, Lärm sowie Todesopfer,
Verletzte und Sachschäden durch Verkehrsunfälle, werden nicht mehr als unvermeid-
bar akzeptien. Während die Erhöhung der Verkehrssicherheit bereits seit langem als

364



äußerst wichtige Aufgabenstellung erkannt worden war, rückten seit Beginn der
SoerJahre auch Umweltschutz sowie Kooperation und lntegration der Verkehrsträ-
ger in den Vordergrund des lnteresses. Die Verkehrspolitik ist daher gefordeft, im

Spannungsfeld zwischen ökonomischen, öko ogischen und sozralen Anforderungen
die N4obilitätsbedüdnisse der I\,4enschen und der Unternehmen zu befriedigen und
gleichzeitig die unerwünschten Folgen des Verkehrs auf ein vertretbares lMaß zu be-
grenzen. lm N4ittelpunkt der Kritik steht vorallem der Straßenverkehr, aber auch immer
mehr der Luftverkehr. Eisenbahn, Binnenschiff und Seeschiff werden dagegen als re-
lativ umweltfreundliche Transportmittel betrachtet. Es ist daher erklärtes politisches
Ziel, möglichst viel Straßen- und Luftverkehr auf Schiene und Wasserstraßen zu ver-
lagern. lm Sinne eines integrierten Verkehrssystems sollen dabei die verschiedenen
Verkehrsträger und -netze miteinander verknüpft werden, um die Kapazität des ge-
samten Verkehrsnetzes und die spezifischen Vorteile der einzelnen Verkehrsträger
besser zu nutzen.

1 7.2 Verkehrsinfrastruktur

Für die Wettbewerbsfähigkeit einer modernen Volkswirtschaft ist eine leistungsfähige
Verkehrsinfrastruktur von zentraler Bedeutung. Schon frühzeitig wurde in der Bun-
desrepublik Deutschland die öffentliche, d. h. jedermann zu gleichen Bedingungen
zugängliche Verkehrsinfrastruktur als wichtiger Standortfaktor erkannt und entspre-
chend finanziell gefördert. lm Vordergrund stand zunächst der Verkehrswegeausbau
für den Güterverkehr. Die nach Ende des Zweiten Weltkriegs rasch wieder herge-

Ari der Verkehßweoe 1S95 tgg9 2001 2002

I 000 km
Straßen
Straßon des überörtlichen Verkehr6

dar. Autobahnen
Gemeindestraßenr

Schienenskecken
Eisenbahn§recken
dar elektrifiziert

Straßen-, Stadt- und
U-Bahnstreckenffiffiffirie

Flohdernleitungen
Rohölleitungen
Mineralölproduklleitungen

230,7
11.4
413

230,7
11,5
413

230,8
11,7
4'13

45,1
18,9

41,6
19,4

41,7
T 9,5

41,1
19,6

7.5
3,1
7,5

3,'l
7,5

3,2
7,5 7,5

0,7
2,4
0,6 0,6

2,4
0,6

2,4
0,6

1 Siand: l. l. 1993

Ouererr Bundesm n sterium lür Verkehr, Bau und Wohnungswesen, Dsulsches lnst tut für Wii(schafts
forschung, Statistisches Bundesamt.
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224,6
1 1,1

413

230,8
11,8
413



stellten Bahnsysteme leisteten einen wichtigen Beitrag zum schnellen Wiederauf-
bau der Städte und zum Wirtschaftswachstum. Der steigende Wohlstand breiter Be-
völkerungskreise (,'Widschaftswunder,, fühde bald zu einer massiven Zunahme des
Pkw-lndividualverkehrs. Dieser Entwicklung wurde durch einen prioritären Ausbau
des Straßennetzes Rechnung getragen, der von Streckenstilllegungen im Schienen-
verkehr vor allem in ländlichen Gebieten begleitet war. So betrug 1990 die Stre-
ckenlänge der Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs auf dem Gebiet des früheren
Bundesgebietes etwa 30 000 km, zu Beginn der 50er-Jahre waren es noch mehr als
38 000 km gewesen. Die Deutsche Reichsbahn brachte in das vereinte Deutschland
ein Streckennetz von etwa '14 000 km ein. Bis Ende 2001 hat sich der Gesamtumfang
des Eisenbahnnetzes auf 41 100 km verringed, da trotz einer Reihe von Neubau-
maRnahmen insbesondere Nebenstrecken in den neuen Ländern, aut denen dre
Nachfrage erheblich nachgelassen hatte, stillgelegt wurden. ln das verbliebene Netz
wird seit einigen Jahren allerdings wieder verstärkt investiert. So erhöhte sich der
KilometerAnteil elektrilizierter Strecken von 38 % (1991) auf 48 % Ende 2001.

Das Straßennetz des überörtlichen Verkehrs (an Autobahnen, Bundes-, Landes- und
Kreisstraßen) hat heute eine Länge von etwa 230 800 km, davon entfallen 1 1 800 km
(ca. 5 %) auf Autobahnen. Damit verfügt Deutschland nach den USA über eines
der längsten Aulobahnnetze der Welt und über das längste in Europa. lm Verlauf
des vergangenen Jahrzehnts hat allerdings die Diskussion über die Grenzen einer
Ausweitung des Straßennetzes zur Bewältigung des Lkw-Güterverkehrs und des
Pkw-lndividualverkehrs aulgrund begrenzter finanzieller Mittel der öffentlichen Hand
einerseits und der begrenzten Verfügbarkeit von Flächen in einem dicht besiedelten
Land wie Deutschland andererseits zugenommen.

Die Straßenbaurnaßnahmen wurden zunehmend auf den Erhalt der lnfrastruktur. die
einen hohen volkswirtschaftlichen Wert darstellt, und auf punktuelle Ausbaumaß-
nahmen des vorhandenen Netzes, z. B. Lückenschlüsse, den Bau von Odsum-
gehungen oder von dritten Spuren auf Autobahnen, konzentried. Der Anstieg der
Straßenlängen um '1 ,9 % seit 1991 ist daher vor allem auf unverzichtbare Neubauten
in den neuen Ländern zurückzuführen. Daneben rückte die Sanierung und l/oder-
nisierung des Schienennetzes der Eisenbahnen in den Vordergrund der Verkehrs-
infrastrukturpolitik- Neben der Elektrifizierung bestehender Eisenbahnstrecken wur-
de der Bau eines Hochgeschwindigkeitsnetzes in Angriff genommen und hauptsäch-
lich in den 90er-Jahren vorangetrieben. Dieses Netz, das seit über einem Jahrzehnt
insbesondere rn Nord-Süd-Richtung in Betrieb ist, wurde im September '1998 um den
Abschnitt Hannover- Berlin (264 km) ergänzt; die neue Streckenverbindung Köln-
Frankfud wurde im Jahre 2002 in Betrieb genommen. Das Netz ermöglicht mit lnter-
CityExpress Zügen Reisegeschwindigkeiten von 250 Stundenkilometern und mehr;
es hat sich zwischenzeitlich zu einer ernst zu nehmenden Konkurrenz für den in-
nerdeutschen Flugverkehr entwickelt.

lm Zuge der deutschen Einheit und der Grenzöffnungen zu Osteuropa setzte die
Verkehrspolitik neue Schwerpunkte der Verkehrsinfrastrukturplanung. Dies war zum
einen die Anpassung des Verkehrswegenetzes der ehemaligen DDR an die Anfor-



Jahrl
ausgab€n
insgesamt

MiII, EUR

ln % der
Gesamt-
ausgaben

Oarunter

für Bundes-
femstraßen

MiII, EUF

in%

ausgaben

T S50
1960
1970
1980
1990
2000
2001

269
1841
5122

12416

19 986
18343

8,7
12,1
11,2
8,2
8,2
1,5

105
869

2612
3492

5070
5578

47,2
45,6
24,1

25,4
30,4

l Biseinschl. lgg0lrüheres Bundesgebiet, l950 ohne Saarland und Berlin-Westiab 2000 Deutsch and

Que/ier Deutsches lnsutut f ür Wirtschafisf orschung.

Tab.2: Entwicklung der Verkeh rsausgaben des Bundes

derungen einer modernen Gesellschaft. Der politische und ökonomische Wandel in
Osteuropa hat Deutschland weitaus stärker als früher zu einer Drehscheibe der Ver-
kehrsströme in der Mitte Europas gemacht. Daher erhielt neben der Verbesserung der
Verkehrsinfrastruktur innerhalb der neuen Bundesländer auch der Neu und Ausbau
von über das Gebiet der neuen Länder verlaufenden Ost-West-Verkehrsverbindun
gen hohe Priorität. Seit 1991 finanziert der Bund im Schwerpunkt und mit Priorität 17
besonders wichtige Vorhaben: die Verkehrsproiekte Deutsche Einheit (VDE). Dazu
zählen sieben Straßenverkehrspro,ekte, neun Schienenverkehrsprojekte - u.a. die
bereits erwähnte Strecke Hannover - Berlin - sowie der Ausbau der Wasserstraßen-
verbindung Hannover- Magdeburg - Berlin zu einer leistungsfähigen europäischen
Wasserstraße mit dem Wasserstraßenkreuz lvlagdeburg als wichtigstem Teilprojekt.
Nlit den VDE sind Gesamtinvestitionen von rund 35 Mrd. Euro verbunden. bis Ende
200'1 waren mit knapp 20,5 Mrd. Euro fast 60 oZ davon realisiert.

Neben Straßen, Schienen und Binnenwasserstraßen zählen zur Verkehrsinfrastruktur
auch Bahnhöfe, Terminals des kombinieden Verkehrs, Flughäfen, Binnenhäfen, See-
häfen und Rohrleitungen, die erst in ihrer Gesamtheit ein modernes Verkehrssystem
bilden. lm vergangenen Jahrzehnt wurde mit dem 1992 eröffneten Main-Donau-Kanal
eine durchgehende »nasse( Verkehrsverbindung zwischen der Nordsee und dem
Schwarzen Meer geschaffen. lm selben Jahr wurde der neue Flughafen l\,1ünchen in
Betrieb genommen, der sich schnell zu einem weiteren Drehkreuz des stark an-
wachsenden internationalen Luftverkehrs auf deutschem Boden entwickelt hat. '1995

sind die Start- und Landebahnen des Flughafens Stuttgad dem heutigen Standard
eines internationalen Flugplatzes angepasst worden. Weiterhin wurde entschieden,
den Flughafen Schönefeld am südlichen Rand von Berlin zu einem Großflughafen
auszubauen, der mittelfristig auch den Flugverkehr des Flugplatzes Bedin-Tempelhof
und längedristig den des Flughafens Berlin Tegel vollständig übernehmen soll. Auch
der Flughafen Hahn hat in den letzten Jahren eine rasante Entwicklung durch so
genannte Low-Cost-Carrier genommen. Das ursprünglich geplante Magnetschnell-
bahnprojekt Transrapid zwischen Hamburg und Bedin hat sich unter wirtschaftlichen
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Gesichtspunkten als nicht realisierbar erwiesen. Aufgrund der großen Bedeutung
dieser Technologie für den Wirtschaftsstandort Deutschland und ihrer Vorteile ge-
genüber herkömmlichen Verkehrsmitteln werden derzeit weitere Streckenvorschläge
im lnland, insbesondere die Verbindung zwischen dem Flughafen I\,'lünchen und dem
Münchener Hauptbahnhof, näher auf ihre Realisierbarkeit untersucht.

Maßnahmen zur effizienten Nutzung der Gesamtinfrastruktur werden u. a. in der För-
derung des Kombinieden Verkehrs, in der lnitiative "from Boad to Sea/Waterways"
und im Einsatz der Verkehrstelematik gesehen. Beim Kombinierten Verkehr über
nehmen Eisenbahnen und Binnenschiffe den Ferntransport, Lkws dagegen das
Sammeln bzw. Verteilen der Güter im Nahverkehr. .From Road to Sea^Vaterways"
bedeutet die Verlagerung von Transporten vor allem von der Straße auf die Küsten-
und Binnenschifffahrt. Kombinierter Verkehr und "from Road to Sea/Waterways,. zie-
len auf einen veränderten N.4odal Split - die Gewichtung der Anteile der einzelnen
Verkehrsträger am gesamten Güterverkehr - hin zu umweltfreundlicheren Verkehrs-
trägern. Mit Verkehrstelematik, d. h. dem Einsatz von Telekommunikations- und ln-
formationstechnologie lm Verkehrsbereich, wird daneben vor allem die effiziente
Auslastung sowie die Vernetzung von Verkehrswegen und -mitteln und damit auch
eine Verbesserung des Verkehrsrlusses und der Verkehrssicherheit im Rahmen der
bestehenden lnfrastruktur angestrebt.

Auch die Länder, Kreise und Kommunen beteiligen sich an den Kosten für lnstand-
haltung und Ausbau der öffentlichen Verkehrsinfrastruktur, die finanzielle Hauptlast
trägt aber nach wie vor der Bund. 1993 wurde vom Deutschen Bundestag mit dem
Bundesverkehrswegeplan'1992 die eßte gesamtdeutsche Planung beschlossen,
die einen Zeithorizont bis zum Jahr 2012 hatte. Nach rund zehn Jahren zeigte sich
allerdings Überarbeitungsbedarf hinsichtlich Projektkosten, Prognosen und Bewer-
tungsmethodik. Das Bundeskabinett hal am 2. Juli 2003 den neuen Bundesver-
kehrswegeplan 2003 (BVWP) beschlossen, der als lnvestitionsrahmenplan und Pla-
nungsinstrument für den Zeitraum 200'1 bis 2015 für die drei Verkehrsträger Schiene,
Straße und Wasserstraße ein Finanzvolumen in der Größenordnung von 150 Mrd. Euro
vorsieht. Der BVWP 2003 unterscheidet sich vom BVWP 1992 insbesondere durch
die Anwendung einer modernisierten Bewenungsmethodik. Neben der Bewertung
nach der aktualisieden Nutzen-Kosten-Analyse wurden alle Vorhaben umwelt- und
naturschutzfachlich untersucht und hinsichtlich ihrer ökologischen Risiken einge-
stuft. Darüber hinaus wurde die raumstrukturelle Bedeutung der Vorhaben in einer
Raumwirksamkeitsanalyse umfassender als früher ermittelt. Der BWVP 2003 sieht für
die Erhaltung der Bestandsnetze knapp 83 Mrd. Euro vor Der Anteil für die Erhaltungs-
investitionen an dem Gesamtinvestitionsvolumen steigt gegenüber dem B\ryVP'92
von 46 % auf nahezu 56 9/o. Für den Neu- und Ausbau der Schienenwege des Bun-
des, der Bundesfernstraßen und der Bundeswasserstraßen sind rund 66 lMrd. Euro
vorgesehen. Die lnvestitionen zwischen alten und neuen Bundesländern vefteilen
sich - unter Einbeziehung einer Planungsreserve - im Verhältnis 65 Vo zo 35 Vo.

Parallel zur nationalen Verkehrspolitik wurden auf Ebene der Europäischen Union
Leitlinien für den Aufbau eines Transeuropäischen Verkehrsnetzes CfEN-Programm)
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Erhaiung

Tab. 3: Bundesverkehrswegeplan 2003

N4rd. Euro Anteilin %

Ausbau und Neubau

[,4rd. Euro Anteilin %

Sch enef\"/ege der
f senbahnen oes Bundes
BundesiernsiraBen
Fl ! n c -oswasse rst raß e r
lnsgesamt

60. l

48.6
88,0
55,5

51.4
r 2.0
44,5

118,.'l

6.6
82,7

39,8
0.9

66,2

Queller Bundesminisleriurn fÜrVerkehr, Bau- undWohnungswesen

mit dem Ziel des Ausbaus einer staatenübergreifenden Verkehrsinfrastruktur erarbei

tet. für das auch ergänzende Finanzmittel der EU bereitstehen. Der Schwerpunkt des

Programms, das sich aus einer größeren Zahl von Einzelprojekten mit ieweils er-

heblichem lnvestitionsvolumen zusammensetzt, liegt aui Straßen- und Schienenver-

bindungen zwischen West- und Osteuropa, weil auf diesen Routen der stärkste Ver-

kehrszuwachs erwartet wird. Die Realisierung des Transeuropäischen Netzes erfolgt

entsprechend der Verfügbarkeit nationaler Haushaltsmittel der Mitgliedstaaten und

umfasst nach Schätzungen der EU-Kommission bis zum Jahr 2010 Gesamtinves-
titionen von rund 4'10 Mrd. Euro.

17.3 Fahrzeugbestände

Anzahl und Struktur inländischer Fahrz eugbestände sind ein wichtiger N.4aßstab für

die [/obilität der lMenschen in einer Volkswirtschaft. Angesichts des heuiigen hohen

Anteils von ausländischen Fahrzeugen am inländischen Verkehr lässt sich aber nur

mit größeren Unsicherheiten von Anderungen inländischer Fahrzeugbestände auf

entsprechende Entwicklungen des Verkehrsvolumens schließen. Hinzu kommt in

der Schifffahrt und in der Luftfahrt, dass zahlreiche von inländischen Unternehmen
eingesetzte Schiffe bzw. Flugzeuge nicht im lnland, sondern im Ausland registrien
und somit nicht als inländische Fahrzeugbestände angesehen werden.

Anfang 2003 waren in Deutschland 53,7 Mill. Kraftfahrzeuge (Pkws. Lkws, Sattel-

schlepper, Omnibusse, Motorräder, sonstige Krafträder und andere Kfz) zugelassen.

Das seit vielen Jahren zu registrierende ungebrochene Wachstum fühfte im Jahr 2003

somit wiederum zu einem neuen Höchststand des Kfz-Bestandes in der Bundes-
republik Deutschland (+ 0,7 % gegenüber dem Voriahr). Auf 100 in Deutschland le-

bende Personen kommen derzeit statistisch betrachtet 65 Kraftfahrzeuge. Die größte

Kfz-Gruppe bilden mit 44,7 Mill. Fahrzeugen und einem Anteil von 83 % am Kfz-Be-
stand die Pkws. Bereits seit dem Jahre 1996 finden - rein rechnerisch - alle Einwoh-
ner Deutschlands auf den Vordersitzen aller Pkws Platz. Mit weitem Abstand hin-

sichtlich der Bestände folgten den Pkws 3,7 [\rill. Krafträder (7 %) und 2,6 Mill. Last-

kraftwagen (5 %).
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Tab. 4: KraftJahrzeugbeständ
in 1 000

Jahrl Zulassungspf lichtige Kraft ahrzeuge

lnsgesamt

kraftwagen
Ktaft-
räder

Kraltomni-
busse, Obuss-"

Lastkraft-

1950
'1960

1970
1980
1990
2000
2001
2002
2003

2021
I004

167A3
27116
35748
50726
52 447
53 306
53656

540
4 449

13941
23152
30685
42 423

44 383
44 6s7

930
1 892

1 414
3179
3410
3557

15

4l
70
70
85
a7
86
€6

385
681

1 028

'1 38S
2 491
2611
2649
2 619

I Bis einsch. 1990 früheres Bundesgebiet, 1950 ohne Saartand und B€iin-West;ab 2000 Deutschtand;
bis 1990 Bestand 1. 7.iab 2000 Bestand am 1. 1.

Que//ei Kraftfahrt-Bundesamt.

lm früheren Bundesgebiet stieg die Zahl der Lkws (einschl. Sattelzugmaschinen) zwi-
schen '1950 und 1990 auf das Dreieinhalbfache, die Pkw-Zahl nahm in diesem Zeit-
raum auf mehr als das Fünfziglache zu. lm Jahr 1962 besaß lediglich ein Viertet der
Haushalte im früheren Bundesgebiet mindestens einen Pkw, im Jahr 2002 waren es
drei Viertel der Haushalte.

ln der ehemaligen DDR bestimmte derTrabant, von 1957 bis zum 30. Aprit 1991 fast
3,1 N/ill. mal gebaut, wesentlich das Straßenbild. Über 50 % des Pkw-Bestandes
waren ,Trabis«. Bis zur Maueröffnung im Jahr 1989 hatte die Pkw-Dichte hiet 237
Fahrzeuge je '1 000 Einwohner (50 o/o des Westniveaus) betragen, somit bestand im
Vergleich zum früheren Bundesgebiet ein sehr großer Nachholbedaf, der vor allem
in den ersten Jahren nach dem Fall der Mauer mit äußerst hohen Wachstumsraten
abgebaut wurde. lm Jahr 2002 verfügten rund 70 % der Haushalte in den neuen
Bundesländern über mindestens einen eigenen Pkw. Der Pkw-Bestand wächst wei-
ter: Anfang 2003 lag er um 0,6 % über dem entsprechenden Vorjahreswert und um
11,9 o/o über dem Wert von Anfang 1995. Eine starke Bestandsausweitung erlebten
in diesem Zeitraum Krafträder: lhre Anzahl lag Anfang 2003 um rund 1,5 Mi . Motor-
räde( Boller, Leichtkrafträder etc. (+ 72 %) höher als Anfang 1995.

Ein Ende des Pkw-Wachstums ist nicht in Sicht. lm Rahmen der im April 200'1
im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen vorge-
leg.en "Verkehrsprognose 2015« rechnen die Prognostiker damit, dass der pkw-Be-
stand bis zum Jahr 20'15 auf 49,8 Mill. steigen wird. Bezogen aul die Zahl der Einwoh-
ner über 18 Jahre wird eMartet, dass die Pkw-Dichte in Deutschland 713 pkw je
1 000 Erwachsene (2003: 666) betragen wird.

Das am meisten in den Haushalten verbreitete Fah.zeug ist allerdings das Fahrrad.
lm Jahr 2002 verfügten 78 % der Haushalte in Deutschland über Fahrräder. Dabei
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sind Haushalte mrt zwei Kindern am besten mit Fahrrädern ausgestattet: Hier wa-
ren in 99 % der Haushalte Fah(äder vorhanden. Hinsichtlich des Ausstattungsbe-
stands kamen im Bundesdurchschnitt 2002 auf 100 Haushalte 179 Fahrräder. Bei den
Paaren mit zwei Kindern verfüqten 100 Haushalte über 387 Fahrräder. Dies bedeutet,
dass bei diesem Haushaltstyp im Durchschnitt nahezu jedes Familienmitglied ein
eigenes Fahrrad besaß. lnsgesamt besaßen die Haushalte rund 63 N,4ill. Fahrräder.

Der Fahrzeugpark im Eisenbahnverkehr des früheren Bundesgebietes ist seit den
50er-Jahren kontinuierlich geschrumptt, wobei der Bestand an Personenwagen seit
1950 um knapp die Hälfte verringert wurde. Ein Teil der Waggons wurde aber durch
Fahrzeuge mit mehr Sitzplätzen ersetzt, sodass die Sitzplatzkapazität in dieser Zeit-
spanne lediglich um etwa ein Drittel abgenommen hat. Auch die Zahl der im früheren
Eundesgebiet eingesetzten Lokomotiven und Triebwagen sank zwischen 1950 und
1990 um rund ein Drittel. Dieser Bestandsabbau ging ebenfalls einher mit der lnbe-
kiebnahme leistungsfähigerer Triebfahrzeuge. Seit den 60er-Jahren vollzog sich der
Übergang von der Dampflokomotive auf Lokomotiven mit Elektro- oder Dieselantrieb.

Die noch im Jahre 1960 im früheren Bundesgebiet eingesetzten 7 700 Dampfloko-
motiven sind aus dem heutigen normalen Zugbetrieb völlig verschwunden. ln den
neuen Bundesländern wurden mehrere Dutzend noch regelmäßig genutzte Dampf-
loks erst im Laufe der späten 90er-Jahre ausrangied. Seit der deutschen Einheit liegi
der Bestand an Lokomotiven und Triebwagen allerdings wieder wesentlich höher, so-
dass 2001 zahlenmäßig die Fahrzeugzahl nur knapp unter dem Wert von 1950 lag.
Güterwaggons dagegen wurden insbesondere in den vergangenen Jahren stark ab-
gebaut. Lag ihr Bestand 1990 noch bei 206 800 Einheiten, so bedeutet die aktuelle
Zahl von 128 400 Güterwaggons einen Rückgang um mehr als ein Drittel.

Zahlreiche Großstädte - vor allem im früheren Bundesgebiet - schafften in den
60er- und 70er-Jahren ihre Straßenbahnen ab und bauten stattdessen das StraBen
netz für den lndividualverkehr aus oder ersetzten die Straßenbahnen durch Omni-
buslinien. ln den 8oer-Jahren begann dann ein lJmdenkungsprozess, der zu einer
Neubewertung der Rolle von Straßenbahnen und ihrer speziellen Varianten - der
Stadtschnellbahnen und U-Bahnen - in den Förderprogrammen zum Ausbau des
öffentlichen Personennahverkehrs und zur Zurückdrängung des motorisrerten ln-
dividualverkehrs fühde. Städte mit einem noch einigermaßen intakten und flächen-
deckenden Straßenbahnnetz modernisierten seitdem ihre Gleise und vor allem ihren
Fahrzeugpark. Die Zahl der Straßenbahnfahrzeuge hat in den vergangenen Jahren
abgenommen, ein großer Teil der verbleibenden Fahrzeuge ist jedoch grundlegend
modernisiert, durch größere Neufahrzeuge ersetzt oder durch Stadt- und U-Bahnen
abgelöst worden. Auch hat das Angebot an Fahrzeugen in Niededlurbauweise, die ein
komfortables Ein- und Aussteigen ermöglichen, stetig zugenommen: lm Jahr 2002
waren 3 753 Straßen-, Stadt- und lJ-Bahnen und damit 41 o% dieser Fahrzeuge nach
dem Niederf lursystem gebaut.

Der zur deutschen Flagge zählende Binnenschiffsbestand zur Güterbeförderung ist
im früheren Bundesgebiet seit den 60er-Jahren stetig verringert worden und konnte
auch nach der Deutschen Einheit - also einschließlich der Binnenschiffsflotte der
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Tab. 5: Bestand an Schienenfahrzeugen
Anzahl

ts50
T960
1970
1980
1990
2000
2001
2002

25100
22000
18200
14 500
't 1 500
13 S00
12 900

400
'1 400
1 600
2 400
3 500
4 400
4500
4 500

13 700
12 000
10 s00
10 200
8900

13 700
13 300

27000a
272700
282 s00
247 400
206800
131 400
128 4AO

10200
11 700

6 600
4 400
2 900
4 900
4100
4 600

l B s einschl. l g90 früheres Bundesgebiet, l950 ohne Saarland und Berlin-West;ab 2000 Deulsch and

ehemaligen DDB - nicht mehr die Größenordnung der Nachkriegszeit erreichen. Be-
trachtet man die Struktur dieses Schiffsbestandes näher, so zeigt sich, dass haupt-
sächlich veraltete, kleine und nicht flexibel einsetzbare Binnenschiffe aus dem Verkehr
genommen wurden.

Die heute eingesetzten Güterschiffe sind wesentlich leistungslähiger als früher. Sie
verfügen über eine höhere Ladekapazität und Motorleistung, weisen teilweise erne
größere Transpodsicherheit auf (2. B. Doppelhüllen-Tankschiffe) und sind zumeist mit
Radar für einen Betrieb "rund um die Uhru ausgestattet. Die Zahl der Spezialschiffe

Tab. 6: Schiffsbestand
Anzahl

Jahrl Binnenschiffe'? Seeschiff e (Handelsschifte)3

Schub u
Schlepp- gieF

Tanker
s er-Motor

Kähne u.
Schulen

1950
1960
1970
1980
19S0
2000
200'l
2002

I958
4 560
5 l90
3190
2 ?47
T 333
1 297
1294

3 477
2 931
I 146

516

1202
1 163

913
788
448
341
267
450

444

494
491
515
670
628
924
943
955

1 595
2 434
2315
1211

520
450
390

38
103
13'1

138
94
38

34

104
16S
174
146
112
131
122
125

1 8is einschl. 1990früheres Bundesgebiet, bis T950 ohne Saarland und Berlin Wesl;ab 2000 Deutsch-

2 Ab 2000 Quelle: W§D Südwest.
3 1950-1970: Schitfe nrit mehr als 17,65 BRZ (= Bruttoraumzahl); ab T980: Schffe mii mehr as

lOO BFZ,
4 Ab 1970 Fahrgasl und Fahrgastkabinenschiffe.

Eisenbahn-
Fahrzeuge

Straßenbahn'. Stadtschn€ll-
u, U-Bahn-Fahrzeuge

Jahri

Triebwagen,
Güter

wägqons wagen
Straß€n- Stadtschnell-u.
bahnen U-Bahnen



u. a. für Containertranspotte und Roll-on-roll-off-Ladungen nimmt seit Jahren stetig
zu. Angestiegen ist die Zahl der Passagierschiffe. Diese dienen weitgehend Ausflugs-
und Flusskreuzfahrten und sind damit vor allem zur Urlaubs- und Freizeitgestaltung

von Privatpersonen bestimmt.

Wie in der Binnenschifffahrt ist auch im Seeverkehr tendenziell eine kontinuierliche

Verringerung des Schiffsbestandes unter deutscher Flagge bei gleichzeitiger Moder
nisierung der Flotte feststellbar. Aktuell zählen 390 Trockenfrachte( 34 Tankschiffe

und 125 Passagierschiffe zur deutschen Seeschiffsflotte. lm Unterschied zur Bin-

nenschifffahrt hat zur Abnahme des Seeschiffsbestandes allerdings auch das Aus-

faggen von Schiffen, d.h. die Registrierung der Schifie in einem anderen Staat,

beigetragen. Die ausgeflaggten (unter fremder Flagge fahrenden) Schiffe werden im
Regelfall weiterhin unter deutschem Management bzw. deutschem wirtschaftlichen
Einfluss betrieben.

Die Fahrzeugbestandsentwicklung in der Luftfahrt ist in den vergangenen Jahrzehn-

ten ähnlich dynamisch wie im Straßenverkehr verlaufen und hat sich seit lMitte der
90erJ ahre bei rund 12 300 Luft{ahrzeugen stabilisiert. Bis 1 gg7 war e ne überdurch-
schnittliche Zunahme derjenigen Fahrzeugtypen zu beobachten, die ausschließlich

oder überwiegend privat, d.h. zur aktiven Freizeiigestaltung, genutzt werden Es

handelt sich dabei vor allem um kleine ein- und zweimotorige Flugzeuge sowie urn

Motorsegler. Seit 1998 geht deren Bestand allerdings leicht zurÜck und lag im Jahr
2002 bei 9820 Einheiten. Die nächst größere Klasse der F ugzeuge (bis 20Tonnen

Startgewicht) wird hauptsächlch für Geschäftsflüge eingesetzti bei dieser Größen-

klasse kam es seit Vorliegen gesamtdeutscher Zahlen erstmals 1997 zu einem nen-

nenswerten Bestandsrückgang gegenüber dem Voriaht seitdem liegt ihre Anzahl mit

Schwankungen um 900 Einheiten. Flugzeuge der höchsten Gewichtsklasse, die heute

nahezu ausnahmslos über Turbinenantrieb vedÜgen, werden von der gewerblichen

Tab. 7: LuftfahrzeugtJestand des zivilen Luftverkehrs
Anzahl

lns-
gesamf

F ugzeuge mit einem Startgewcht Hub-

lris 2 t über 2 t
bs 20i

über 20 t

mit Strah -

1S60
1970
1980
1990
2000
2001
2002

1 111

3752

9158
12272
12289
12245

3263
6565
7 702
9950
I883
9820

83
288
685
682
907
s30
905

'1'15

1s3
306
595
633
651

4
100
146
244
556

602

14
126
366
468
820

86S

l Bis einschl. lgg0lrüheres Bundesqebiet, l g50 ohne Saarland u.d Ber in Westiab 2000 Deutschland
2 Nur motorjsierte Luftiahrzeuqe (ohne Luftschiffe).

Oue//er Luftiahrt-Eundesamt.
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Luftfahrt zur Beförderung von Personen, Fracht und Post eingesetzt. Hier waren in
den vergangenen Jahren substanzielle Wachstumsraten zu verzeichnen: So lag der
Bestand im Jahr 2002 um 113 % über dem Bestand des Jahres 1990. lm Bereich
des Arbeitsflugs - hierzu zählen neben dem Einsatz von Flugzeugen im Hochbau
oder in der Landwirtschaft auch Verkehrsüberwachungs- und Bettungsflüge - hat
sich der Hubschrauber als dominierendes Fluggerät durchgesetzt.

17.4 Verkehrsleistungen

MaBeinheiten für Verkehrsleistungen sind im Personenverkehr die Anzahl der Fahr-
ten der Fahrgäste (bejörderte Personen) sowie die in Personenkilometern (pkm) qe-
messene Beförderungsleistung, d. h. das Produkt aus der Zahl der Fahrten und der
zurückgelegten Entfernung, und im Güterverkehr der Ny'enge der befördeten cüter
in Tonnen (t) sowie der in Tonnenkilometern (tkm) gemessenen Beförderungsleistung.
Zur Verdeutlichung sei folgendes Beispiel angefühlt: Fahren in einem pkw drei per-
sonen über eine Entfernung von 20 km zwischen den Orten A und B, so werden
drei beförderte Personen und eine Beförderungsleistung von 60 pkm nachgewiesen.

17.4.1 Beförderungen im Personenverkehr

Der Pkw ist das beherrschende Verkehrsmittel im Personenverkehr in Deutschland.
lm früheren Bundesgebiet wurden bereits ab l\ilitte der soer-Jahrc mehr Fahnen mit
dem eigenen Pkw als mit öffentlichen Verkehrsmitteln unternommen. im Jahr j99O
waren es 84 o% aller Fahrten.

Auch die Deutsche Einheit bewirkte keine Trendumkehr im Personenverkehr. ln den
neuen Bundesländern, in denen zu DDB-Zeiten kein mit dem Westen vergleichbares
Wachstum des Pkw-lndividualverkehrs zugelassen worden war, musste der öffent
liche Personenverkehr vor allem bis 1993 massive Rückgänge hinnehmen, während
Fahrten mit dem Pkw paralleldazu in kürzesterZeit stark zunahmen. lnsgesamt entfiel
jm Jahr 2002 in Deutschland auf Fahrten mit dem Pkw mit knapp 83 o% ein fast genau
so hoher Anteil am gesamten motorisierten Personenverkehr wie im früheren Bun-
desgebiet kurz vor der Deutschen Einheit.

lm Jahr 2002 wurden im motorisierten lndividualverkehr mit Pkw und Motorrädern
48 l\4rd. Fahrten unternommen. Bis 1999 war hier ein stetiges Wachstum zu verzeich-
nen gewesen, sodass die Zahl der beförderten Personen im Jahr 1999 mit 51,3 N,4ill.

um 9,6 % höher lag als 1991, nicht zuletzt auf die immer noch steigende lvlotorisie-
rung der privaten Haushalte vor allem in den neuen Ländern. aber auch im früheren
Bundesgebiet, zurückzuführen. Aufgrund u. a. der verhaltenen Konjunkturentwicklung
und steigender Kraftstoffpreise sinkt seitdem allerdings die Zahl der im motorisier-
ten lndividualverkehr beförderten Personen. sodass 2OO2 mit pkw und l\y'ottorrä-
dern nur noch rund 3 9/o mehr Personen befördert wurden als 1991 .
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Von den '10,0 I\,4rd. Fahr- und Fluggästen des öffentlichen Personenverkehrs benutz-
ten 79 % den öffentlichen StraBenpersonenverkehr mit Straßen-, Stadt- und U-Bah-
nen sowie mit Omnibussen. Hier wurden im Jahr 2002 etwas mehr Fahrgäste als 2001

befördert (+ 0,1 %). lm Luftverkehr konnte sich im Jahr 2002 der bis zum Jahr 2000
zu beobachtende Aufwädstrend nicht weiter fortsetzen. Neben der bereits seit Be-
ginn des Jahres 2001 konjunkturell bedingt unterdurchschnittlichen Entwicklung und

dem nachfolgenden Verkehrseinbruch durch die Terroranschläge in den Vereinigten
Staaten am 1'1. September 2001 wirkte sich der terroristische Anschlag in Tunesien
(Djerba) am 11. April 2002 weiter negativ auf die Entwicklung im Berichtsiahr 2002
aus. Nach den Verlusten im Jahr 2001 ( 2,2 %) musste irn Jahr 2002 mit 1'14,0 Mill.

Ein- und Aussteigern auJ deutschen FIughäfen ein weiterer Rückgang des Fluggast-
aufkommens um 3,3 o/o hingenommen werden. Der Eisenbahnpersonenverkehr hat
insgesamt eine positive Entwicklung genommen, sodass im Jahr 200'1 die höchs-
ten Beförderungszahlen seit der deutschen Einheit verzeichnet wurden. Allerdings
brachte das Jahr 2002 Rückgänge: ln diesem Jahr wurden insgesamt 1 971 l\,lill.
Fahrgäste befördert. 128 Mill. Personen fuhren im Fernverkehr, während mit 1 843
N4ill. über 93 oZ der Fahrgäste die Eisenbahnen im Nahverkehr benutzten. lm Ver-
gleich zu 2001 nahm die Zahl der Fahrgäste der Eisenbahnen insgesamt um 1,7 %
ab; dabei gingen der Fernverkehr um 5,7 % und der Nahverkehr um 1,4 Vo LutÜck.
lnsgesamt war damit 2002 für alle Verkehrsträger ein schwieriges Jahr. Lediglich der
öffentliche Personenverkehr m t Straßen-. Stadt- und U-Bahnen sowie mit Omnibus-
sen konnte sein Beförderungsaufkommen behaupten, alle anderen Verkehrsträger
mussten Rückgänge verkraften.

Gemäß dem im Juli 2003 vom Bundeskabinett verabschiedeten Bundesverkehrs-
wegeplan 2003 w rd insgesamt damit gerechnet, dass der Personenverkehr weiter
wachsen wird. Dabei wird die Dominanz des Pkw-lndividualverkehrs weiter anhalten.
auch wenn bei öffentlichen Verkehrsmitteln mit höheren Wachstumsraten gerechnet

Tab. 8: Personenverkehr der Verkehrszweige

oltentlrcher s'traBen- Luft-

Mi[. Mrd. Pkm4 Mill. Mrd. Pkm [4i1. Mrd. Pkma

1950
1960
1970
1980
1990
2000
200'1

2002

4 300
15300
23120
34209
38600
51 000
48385
48157

30,7
161,7
350,6
477,4
601.8
758,0
122.5
720,6

4 367
6418
6170
6730

7865
7S46
7956

2s,a
48,5
58,4
73,9
65,0

77,O
75,5

1 410
1 400
1 053
1167
1172
2002
2 005
1971

40,9
39,2
41,0
44,6
75,1

70,8

0.4

21,3
35,9
62,6

120,4
117,4
114,0

l B s einschl. T 990 irüheres Bundesgebiei, l950 ohne Saarland und Berlin_West;ab 2000 Deuischland
2 Ouelle: Deutsches lnsiilut für Wirtschaitsforsch ung i Prognos.
3 B s 1980 ohre S-Bah'!e*eF' rn Ber in-Wesl
4 Personenk lorneter m n and.
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Abb. '1: Personenverkehr der Verkehrszweige 2002
Beförderte Personen

Eisenbahrverkehr 3 %

Öffentticher
SlraBenpersonenverkehr

14,0 9;

[rolorisierter
lndividualverkehr
83%

AuRerdem:
Lutwerkehr 0,2 %

wird. lm Bahmen des so genannten lntegrationsszenarios, das extreme Annahmen
vermeidet und mit dem die unterschiedlichen Anforderungen an die Verkehrspolitik
soweit wie möglich in Übereinstimmung gebracht werden, wird proqnostizieft, dass
die in Personenkilometern (Pkm) gemessene Verkehrsleistung im motorisierten Per-
sonenverkehr zwischen 1997 und 2015 um 20 yo aul 1 130 Mrd. Pkm steigen wird.

Für die einzelnen Verkehrsträger werden für den genannten Zeitraum folgende
Wachstumsraten erwartet:

- Pkw (einschl. motorisierte Zweiräder) + 16ya

- Omnibusse, Straßen-, Stadt- und U-Bahnen + 4%
- Eisenbahn + 32 a/o

- Luftverkehr + 103 %.

Hinsichtlich des Modal Split, d. h. des Anteils der einzelnen Verkehrsträger an den
gesamten Personenverkehrsleistungen des motorisierten Verkehrs, bedeutet dies für
das Jahr 2015 einen Rückgang des Anteils der Straße auf 77,3 o/o, einen Anstieg des
Schienenverkehrsanteils auf 8,7 % und des Luftverkehrsanteils auf 6,5 %, während
der Anteil des öflentlichen Straßenpersonenverkehrs aul7,6 % sinken wird. Zurück-
zuführen sind die geschilderten Wachstumsraten des Personenverkehrs insbeson-
dere auf überproportional wachsende Urlaubs- (+ 38 %) und Privatfahrten (+ 27 %) in
Kombination mit ebenlalls deutlich überproportional wachsendem grenzüberschrei-
tendem Personenverkehr.

Für den nicht-motorisierten Personenverkehr, das heisst den Fußgänger- und den
Fahrradverkeh( geht die Verkehrsprognose für 2015 von einem Wachstum des Fahr-
radverkehrs, aber von Rückgängen bei den zu Fuß zurückgelegten Wegen aus. Er-
wafiet wird, dass im Jahr 2015 zu FUB 29,5 N,4rd. Pkm und per Fahrrad 24,8 Mrd.
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Pkm, zusammen also im nicht-motorisierten Verkehr 54,3 Mrd. Pkm zurückgelegt
werden (1997: 53,0 lvlrd. Pkm). Gegenüber 1997 bedeutet dies einen Anstieg des
Fahrradverkehrs um 6,0 ol, aber eine Abnahme des Fußgängeruerkehrs um 0,3 q/0.

1 7.4.2 Beförderungen im Güterverkehr

Vor rund hunded Jahren - im Jahr 1896 - wurde der erste speziell für GLiterbeför-
derungen konstruierte Lastkraftwagen zugelassen. Lkws verdrängten binnen kur-
zer Zeit die bis dahin vorherrschenden Pferdefuhrwerke. Heute dominiert der Lkw im
Fernverkehr und ist im Nahverkehr nahezu konkurrenzlos.

ln der Vergangenheit wurde der Lkw-Einsatz durch zahlreiche Reglementierungen
quantitativ begrenzt. lnsbesondere Aniang der 90er Jahre kam es jedoch zu wich-
tigen Liberalisierungsmaßnahmen, allerdings bestanden noch bis zum ln-Kraft-Tre-
ten des neuen Güterkraftverkehrsgesetzes 1998 Einschränkungen in Form von Kon-
tingenten, Konzessionen und der Nahzonenregelung. Es ist sicherlich nicht zu etä
auf diese administrativen Reglementierungen zurückzuführen, dass bis Anfang der
Boer-Jahre im früheren Bundesgebiet mehr Güter mit der Bahn als im Lkw-Fernver-
kehr transportied wurden. ln den folgenden Jahren wurde der Marktanteil der Lkws
am gesamten Gütedernverkehr stetig ausgebaut, während der Bahnanteil deutlich
schrumptte. Das Binnenschiff als weiterer direkter Konkurrent von Lkw und Eisen-
bahn im Güterfernverkehr konnte sein Frachtvolumen bis heute in etwa halten, sein
N4arktanteil ging jedoch ebenfalls zurück.

ln der ehemaligen DDR waren Güterbeförderungen per Lkw mengenmäßig noch we-
sentlich stärker als im früheren Bundesgebiet zugunsten von Eisenbahntranspoden
beschränkt worden. Die politische Wende brachte ebenso wie im Personenverkehr
auch im Güterverkehr den Durchbruch des Straßenfahrzeugs zum dominierenden
Verkehrsmittel. Die Eisenbahn musste dagegen insbesondere in den ersten Jahren
nach der deutschen Einheit massive Rückgänge ihrer bisherigen Transportmengen
hinnehmen, die neben der erfolgreichen Konkurrenz des Lkw aber auch auf Produk-

Tab. 9: Güterverkehr der Verkehrszweige

l Bls einschl.l99D lrllheres Bundesgebiet, l950 ohne§aarland und Berln_Wesliab 2002 Deutschland.
2 Tonnenkilometer m lnland.

Jahrl Eisenbahn- Binnenschifl
fahd

See- Luft-

Mill. t Mrd. tkm, Vl ll. t [,4rd. tkm'z Mi[. t [,lli . t

1S50
1960
1970
'1980

1990
2000
2001
2002

208,8
317,1
378,0
350,1

294,2

245,4

34,9
53,1
71,5
64,9
61,8
76,O
7 4,3
72,O

71,S
172,0
240,O
241,0
231,6
242,2
236.1
231,7

16,7
40,4
48,8
5'1,4
54,8
66,5
64,8
64,2

77,2
131,9
154,0
143,5
238,3
242,2
242,5

0,0
0,1
0,4
0,7
1,3

2,1
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tionseinschränkungen oder -stilllegungen in wichtigen Gewerbezweigen mit für den
Bahntransport geeigneten Gütern, insbesondere des Braunkohlebergbaus und der
Mineralölindustrie, sowie auf das veraltete und schlecht gewartete Schienennetz zu-
rückzuIühren waren.

lm Jahr 2002 wurden in Deutschland rund 3,8 Mrd. Tonnen Güter per Lkw, Eisen-
bahn, Schitf, Flugzeug und in Rohrleitungen transportiert; dabei wurde eine Beför-
derungsleistung von 501 Mrd. Tonnenkilometern erbracht.

Lkws beförderten im Jahr 2002 auf deutschen Straßen 3,0 Mrd. Tonnen Güter, ge-
folgt von den Eisenbahnen mit 0,29 N4rd. Tonnen, dem Seeverkehr mit 0,24 N4rd.

Tonnen und der Binnenschifffahrt mit 0,23 Mrd. Tonnen. Das Jahr 2002 war für alle
genannten Verkehrsträger mit Ausnahme des Seeverkehrs ein Jahr des Rückgangs,
besonders stark im Straßengüterverkehr, der 5,3 % seiner Tonnage verlor. Dabei
musste allerdings ausschließlich der Nahverkehr eine starke Abnahme verkraften,
da aufgrund der Schwäche der Bauwirtschaft wesentlich weniger der gewichtsmä-
ßig bedeutenden, aber in der Regel über geringere Entfernung transportierten "Stei-
ne und Erden" transportiert wurden. Der Fernverkehr inländischer und ausländischer
Lkws ist dagegen weiter angestiegen.

Der Anteil der einzelnen Verkehrsträger am gesamten Güterverkehr- der l\y'odalSplit -
hat sich seit 1991 zugunsten der StraBe verschoben. Der Anteil der Straße an der
Beförderungsmenge lag 1 991 bei 76,9 %, im Jahr 2002 dagegen bei 77 ,6 %a, nach-
dem er im Jahr 1999 zwischenzeitlich bereits bei 80,6 % gelegen hatte. Der Anteil der
Eisenbahn sank von 1 1,0 aul 7,5 yo. Die Binnenschifffahrt konnte ihren Anteil von
6,1 % halten. Der Seeverkehr konnte seine Marktanteile ausbauen und erbringt der-
zeit 6,4 yo der Beförderungsmenge, der Anteil des Transports von Rohöl in Rohr-
leitungen lag seit'1991 in den meisten Jahren relativ konstant zwischen 2,1 % und
2,2 o/o, aktuell beträgt er 2,4 o/o. lm Luftverkehr werden 0,1 0,6 der gesamten Beförde-
rungsmenge transportiert.

Bei den Beförderungsleistungen zeigt sich die Entwicklung des Modal Split zuguns-
ten der Straße wesentlich deutlicher Während der Straßengüterverkehr seit 1991 bis
auf den aktuellen Rückgang im Jahr 2002 und eine Wachstumspause im Jahr 1993
ungebrochen gewachsen ist, mussten seine wichtigen Konkurrenten Eisenbahn und
Binnenschiff seit der deutschen Einheit in manchen Jahren Rückgänge hinnehmen.
Die Beförderungsleistung aller Verkehrsträger ist von 1991 bis 2002 um knapp 26 %
gestiegen, die tonnenkilometrlsche Leistung des Straßengüterverkehrs lag dagegen
um rund 42 % höher als 1991. Die Straße konnte damit ihren Anteil an der gesamten
Beförderungsleistung von 61,8 % (1S91) auf einen neuen Höchststand von 69,8 oZ

im Jahr 2002 erhöhen, vor allem zu Lasten der Eisenbahn, deren Anteil von 20,7 a/o

auf 14,4oÄ sank: Die Binnenschilffahrt konnte sich dagegen relativ behaupten. lhr
Anteil an der insgesamt erbrachten Beförderungsleistung sank weniger deutlich von
'14,1 % ('1991) auf 12,8 Va im Jatu 2OO2.

Der Güterverkehr wird aller Voraussicht nach weiter stark wachsen. Gemäß dem be-
reits erwähnten Bundesverkehrswegeplan 2003 wird erwartet, dass die Beförde-
rungsleistung im Fernverkehr auf der Straße, mit der Eisenbahn und dem Binnenschiff
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Jahr Deutsche Lkw Ausländische

Nahverkehl

It4ill. t Mrd. tkm Mill. t Mrd. tkm tvi[. l Mrd. tkr
1991
1995
1SS6
1997
'1998

1909
2000
2001
2002

583,0
628,8
630,4
659,8
466,4
511,4

546,9
547,6

130,9
145,4
147 ,9
156,7
180,4
195,4
199,3
209,3
210,8

2185,0
2536,5
2 377 ,9
2315,2
2 496,7

2 414.4
2328,7
2163,9

65,1
71,8
68,2
66,5
76,0
81,5
80,0
78,0
72,8

150,7
181,7
181,0
221,0
236,6
254,O
250.5

246.O

62,5
64,6
78,6
85,3
92,3
95,7
96,7
s7,5

'1 B s einschl. T997 Nahverkehr: Belöftlerungen innerhalb eines Umkreises von 75 Kilomelern Luttinie
um den Ortsmitlelpunkt des Standorts des Fahrzeugs. Ab 1998 Beförderungen m Nah- Lrnd Reg o-
na bereich, d. h. Betörderungen bs 150 kn Fahrtstrecke: Fernverkehr jeweis übriger Verkehr. Bis
19S7 Beförderungs eisiung im lnland, ab 1SS8. Beforderungsleistung im ln- und Ausland.

Oue//enr Bundesamt lür Güterverkehr, Deutsches lnstitut für WirtschaftsJorschung, Kraftiahrt-Bundes-
amt, Prcgnos.

Tab. I 0: Straßengüterverkehr

zwischen '1997 und 2015 von im Jahre '1997 rund 37'1 N4rd. tkm um lnsgesamt 64 %
auf 608 lv1rd. tkm steigen wird, unabhängig davon, welches der drei angenommenen
Szenarien (Laisserfaire, lntegration, Überforderung) eintreten wird. Zu beeinflussen
durch die Politik ist nach Auffassung der Prognostiker lediglich die Verteilung dieser
Beförderungsleistung auf die drei genannten Verkehrsträger, nicht dagegen die ab-
solute Zunahme. lm lntegrationsszenario ergeben sich bei Beseitigung der für die

Abb. 2: Güterverkehr der Verkehrszweige 2002
Befördene Gütermenge in t

Straßenlernv€rk6h r
deutscher Lkw 14 %

Straßenverkehr
ausländischer Lkw 6 %

StlaBennahverkehr

E senbahnverkehr 7 '/"

B nnenschifliahri 6 %

Seeverkehr 6 %

Bohrleitungen 2 % Außerdemi
Luttverkehr 0,1 %
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Bahn bestehenden oder absehbaren Kapazitätsengpässe folgende Wachstumspro-
gnosen für die Beförderungsleistung im Fernverkehr:

- Lkw (Fernverkehr) + 58%
- Eisenbahn + 103 %

- Binnenschiff + 39 ol,

Für den Straßengüternahverkehr wird daneben bis 20'15 ein Wachstum von 26 o/o auf
84|\y'rd. tkm erwartet.

17.5 Verkehrsunfälle

Ein negativer Aspekt des Verkehrs ist die hohe Zahl an Verkehrsopfern, die jährlich
verletzt oder getötet werden. So kamen im Jahre 2002 auf deutschen Straßen 6 842
l,,4enschen ums Leben. lm Eisenbahnverkehr starben 204 Personen, im Luftverkehr
118 Passagiere und Besatzungsmitglieder und in der Binnenschifffahrt eine Person
(199e).

L4it Abstand die meisten Getöteten und Verletzten wurden bei Slraßenverkehrs-
unfällen registried: Bei rund 362 000 Unfällen mit Personenschaden (-3,5 % gegen-
über dem Vorjahr) wurden 6 842 Menschen getötet (-1,9 %) und mehr als 476 000
verletzt (-3,7 oÄ). lm Durchschnitt des Jahres 2002 starben bei Unfällen in Deutsch
land pro Tag '19 Personen im Straßenverkehr, weitere 'l 305 wurden verletzt. Die Zahl
der Verkehrstoten war seit Einführung der Statistik im Jahre 1953 noch nie so nied-
rig wie 2002. Edreulich ist, dass in den neuen Ländern bei der Zahl der Verkehrstoten
ein weiterer Rückgang ermittelt werden konnte und sich damit der seit '1992 anha
tende positive Trend fortsetzte. lm Vergleich zu 2001 sank die Zahl der Verkehrsto-
ten in Sachsen-Anhalt um 15 %, in Thüringen um '10 %, in Brandenburg um 4,5 o/o, in

Sachsen um 3,9 % und in l\,4ecklenburg-Vorpommern um 2,4 02.

Dennoch starben - bezogen auf 1 Mill. Einwohner - in N/ecklenburg-Vorpommern
(164), Brandenburg ('138), Thüringen (1 10) und Sachsen-Anhalt (107) weit mehr lVen-

Tab. 'l '1: Straßenverkehrsunfälle Anzahl

T955
TS60
T970
1S80
1SS0
2000
2AO1

2002

414 362
412672
389350
382 S49
37s 345
362 054

3S2 891
502316
578 032
540916
510931

T02416
95040
88382

401 658
399 735
388 031

Jahr Unfälle mit Getötetel Schwer- Leichi-

14041
16477
21 332
15050
11 046

7 503

6A42

1 Bis 1970 im GBbet der ehemaligen DDR innerhalb von 72 Stunden an den Unfallfolgen Gestorbene,
ab 1S80 nnerhalb von 30 Tagen Gestorbene.

380



Abb. 3: Bei Verkehrsunfällen Getötete je 1 l\4ill. Einwohner
nach Bundesländern 2002

164

21

24
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Ort d€s Unfalls Unfälle Getölete
insgesamt

Darunter
Kinder unt€r

15 Jahreo

lnnerha b von Orlschaflen 233 865 1 684 71

Außerhalb von Ortschaften
(ohne Autobahnen) 103 564 4301 12O

Auf Autobahnen 24625 Afl 25
lnsoesamt «i2 054 68/,2 216

schen im Straßenverkehr als im Bundesdurchschnitt (83). Dagegen kamen inden
Stadtstaaten Hamburg mit 20, Bremen mit 2'1 und Berlin mit 24 Getöteten pro 1 Mill.
Einwohner am wenigsten N,4enschen um.

Die Dominanz des Pkws im Straßenverkehr belegt auch der hohe Anteil der Pkw-Be-
nutzer an den Verkehrsopfern: 59 o/o der Verkehrstoten sowie 61 yo der Vetlelzlen ka-
men in einem Pkw zu Schaden. Besonders unfallgefährdet sind die jungen Pkw-ln-
sassen im Alter zwischen 1B und 29 Jahren. Sie stellen 24 D/o der Verkehrstoten und
23 % der Verletzten. Auch ältere Menschen über 65 Jahren zählen mit 18 % häuIig zu
den Todesopfern. Besonders Fußgänger ab 75 Jahren sind stark betroffen: lhr Anteil
an allen im StraBenverkehr Getöteten beträgt 4,2 o/o. Die Zahl der getöteten Kinder
unter '15 Jahren erreichte im Jahr 2002 zwar den niedrigsten Stand seit Einführung der
Statistik im Jahr '1953. Trotzdem starben noch 216 Kinder ( 5,5 % gegenüber 2001).

Tab. 12: Straßenverkehrsunfälle 2002 in Deutschland
und die däbei Getöteten nach der Ortslage

Nach wie vor ereignen sich die meisten Unfälle mit Personenschaden innerhalb von
Ortschaften (65 %). Aurgrund der Verkehrsdichte und des häufigen Auftretens der
ungeschützten Verkehrsteilnehmer ist die Gefährdung auf innerörtlichen Straßen
besonders hoch. Auf die innerhalb der Ortschaften niedrigeren Fahrgeschwindig-
keiten ist es jedoch zurückzuführen, dass hiet nur 25 yo der Getöteten registriert wur-
den. Auf den Außerortsstraßen (ohne Autobahnen) ereiqneten sich 29 oZ der Per-
sonenschadensunfälle, aber fast zwei Drittel (63 %) der Verkehrsopfer kamen hier
ums Leben. Auf den Autobahnen wurden 6.8 yo aller Unfälle mit Personenschaden
und 13 % der Getöteten gezählt.

Als Hauptunfallursachen werden seit Jahren die "nicht angepasste Geschwindig-
keit" und die "L4issachtung der Vorfahrt" festgestellt. lnsbesondere bei schweren
lJnfällen spielt auch "Alkoholeinfluss" eine bedeutende Rolle. Einige Unfallursachen
zeigen eine deutliche Alters- oder Geschlechtsabhängigkeit. So werden "nicht an-
gepasste Geschwindigkeit , "Abstandsfehler" oder -Fehler beim Überholen. über-
durchschnittlich häufig jüngeren Fahrern vorgeworfen, während "Abbiegefehler"
oder "Vofiahdsmissachtung" mit steigendem Alter deutlich zunehmen. Frauen ver-
ursachen weniger häufig als Männer Unfälle durch "nicht angepasste Geschwindig-
keit,,, durch "Überholfehler,, oder durch "Alkoholeinfluss". Sie missachten jedoch
öfter die Vorfahrt oder machen Fehler beim Abbiegen.



1B Energie und Rohstoffe

1 8.1 Energieverbrauch im Wandel

Die wirtschaftliche Leistung einer Volkswirtschaft hängt u. a. von einem kontinuierli-
chen und gesicherten Energieeinsatz ab. Die Gewinnung der Energieträge( ihre Aut
bereitung, ihr Transport, die Umwandlung in Endenergie für den Verbrauch und ihre
Vermarktung obliegen der Energiewirtschaft. Sie stellt die Versorgung unserer Volks-
wirtschaft mit Energie sicher. Der Energieverbrauch wird mit Hilfe der so genann-
ten Primärenergie gedeckt, die in der Natur vorkommt bzw. durch technische Pro-
zesse und "Know-how" vom lMenschen nutzbar gemacht wird. Grundlage unserer
Energieversorgung bilden nach wie vor die fossilen Primärenergieträger Kohle, Erdöl
und Erdgas. Als nichtfossiler Brennstoff hat Uran in den letzten zwanzig Jahren zu-
nehmend an Bedeutung gewonnen.

Die in den vergangenen Jahrzehnten festgestellte parallel verlaufende Entwicklung
zwischen dem Bruttoinlandsprodukt als lndakatoriürdie wirtschaftliche Leistung einer
Volkswirtschaft und dem Energieverbrauch konnte in dieser Eindeutigkeit seit einrgen
Jahren nicht mehr beobachtet werden.

Auch in der öffentlichen Diskussion hat eine Veränderung stattgefunden. Standen in
früheren Jahren Fragen über den Ausbau der Energieversorgung, die Sicherung der
zukünftigen Verfügbarkeit und der allgemeine Schutz der natürlichen Lebensgrund-
lagen im lMittelpunkt der Erörterungen, so wird nach dem "Erdgipfel,,, der zweiten IJN-
Umweltkonferenz vom 3. bis 14. Juni '1992 in Rio de Janeiro, der globale Klimaschutz,
vor allem die Reduzierung der CO2-Emissionen, als wichtigstes Thema für die Zukunft
angesehen. Zuletzt wurden auf der neunten UN-Klimakonferenz in Mailand (1. bis 12.
Dezember 2003) Vereinbarungen zur Umsetzung des Kyoto-Pratokolls getroffen. ln
den 1997 in Japan verabschiedeten Klima-Abkommen haben sich die lndustrie-
staaten verpflichtet, bis 2012 den Ausstoß von Treibhausgasen um im Schnitt 5,2 o/o

unterden Stand von 1990 zu senken.

Das Abkommen kann erst dann in Kraft treten, wenn den Vertrag mindestens
55 Staaten ratifiziert haben, die zusammen für 55 % des weltweiten Co2-Ausstoßes
verantwortlich sind. Bisher haben rund 120 Staaten das Abkommen ratifiziert, da-
runter auch alle Mitgliedstaaten der EU. Die USA beteiligen sich nicht an dem Ab-
kommen. Die Haltung Russlands ist zur Zeit ooch offen. Damit das Protokoll in Kraft
treten kann ist noch die Rati{ikation der USA oder Russlands erforderlich. COz-Emis-
sionen entstehen bei der Verbrennung fossiler Energieträger. Somit ist diese Frage
auch ein Anliegen der Energiewirtschaft. Für die Lösung der aktuellen Klimaproble-
matik am Beispiel der Energiewirtschaft ist es erforderlich, dass die entsprechen-
den Maßnahmen ökonomisch, ökologisch und sozial verträglich wirken, um die Wett-
bewerbsfähigkeit des Produktionsfaktors Energie am lndustriestandod Deutschland
nicht zu gefährden.
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lm Zusammenhang mit der Reduzierung der CO2-Emissionen kommt der Forderung
nach verstärktem Einsatz erneuerbarer Energien gestiegene Bedeutung zu. Zu den
erneuerbaren Energien zählen Wind, Sonne, Wasserkratt, Gezeitenenergie, Geo-
thermie und Biomasse- ln der lndustrie, der Energiewirtschaft und den privaten
Haushalten ist mittlerweile eine Reihe von Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität und/
oder Wärme aus erneuerbaren Energiequellen in Betrieb. lhre Anzahl und die aus ih-
nen erzeugte Strom- und/oder Wärmemenge wird in den nächsten Jahren - bedingt
durch zahlreiche staatliche Förderprogramme - noch wachsen.

Ein Teil der Energiedaten in den nachfolgenden Ausführungen für Deutschland wurden
nichtselbervom Statistischen Bundesamt erhoben. Siewurden uns freundlicherweise
vom DIW und den Arbeitsgemeinschaften Energiebilanzen zur Verfügung gestellt,
bzw. deren Veröffentlichungen entnommen.

1 8.2 Messung des Energieverbrauchs

Zur l,4essung des Energieverbrauchs lassen sich im Wesentlichen zwei Größen he-
ranziehen: Zum einen der Primärenergieverbrauch, zum anderen der Endenergie-
verbrauch.

Der Primärenergieverbrauch kann von der Entstehungsseite her als Summe aus

- der Gewinnung von Energieträgern im lnland,

- den Bestandsveränderungen sowie

- dem Außenhandelssaldo abzüglich der Hochseebunkerungen

und andererseits von der Verwendungsseite her als Summe aus

- demEndenergieverbrauch,

- dem Nichtenergetischen Verbrauch sowie dem

- Saldo in der lJmwandlungsbilanz

berechnet werden.

Der Primärenergieverbrauch bildet den Verbrauch von Energieträgern vor der Um-
wandlung ab; über 90 % der hier erfassten Energieträger befinden sich im Rohzustand
und werden erst durch Umwandlungsprozesse in einen für Verbrauchszwecke nutz-
baren Zustand überfühd.

lm Endenergieverbrauch werden der Verbrauch sowohl von Primärenergieträgern als
auch von Sekundärenergieträgern, d.h. Energieträgern, die Produkte eines Um-
wandlungsprozesses sind, bei den Endabnehmern (lndustrie, Verkehr, private Haus-
halte sowie Handel, Gewerbe, öffentliche Einrichtungen und Dienstleistungen) erfasst.
Der Einsatz von Energieträgern für nichtenergetische Zwecke (2. B. zur Herstellung
von Kunststoffen) sowie zur Stromerzeugung in der lndustrie wird hier nicht berück-
sichtigt.

Eine Unterscheidung beider Größen ist vor allem deshalb notwendig, weil die Primär-
energieträger im Rohzustand meist nicht unmittelbar für Verbrauchszwecke nutzbar
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sind und daher eine Umwandlung durchgeführt werden muss, bei der Energieverluste
entstehen. Beispielsweise muss man, um ein Auto zu betreiben, Rohöl in Benzin oder
Dieseltreik stoff umwandeln. Der Anteil des Endenergieverbrauchs am Primärenergie-
verbrauch beträgt etwa zwei Drittel (rund 65 %).

Das vereinfachte Schema der Energiebilanz verdeutlicht die Zusammenhänge:

P ri märe ne rg ieve rbrau ch

- Eigenverbrauch im Energiesektor

Fackel- und Leitungsverluste

- Nichtenergetischer Verbrauch

= Endenergieverbrauch.

Seit 1950 hat sich im früheren Bundesgebiet sowohl der Primär- als auch der End-
energieverbrauch mehr als verdreifacht. Zwischen 1950 und 1973, dem Jahrderersten
Ölpreiskrise, stieg der Energieverbrauch im früheren Bundesgebiet kontinuierlich an.
Die jährlichen Zuwachsraten (bezogen auf den Primärenergieverbrauch) lagen im
Durchschnitt bei 4,5 %. Seither ist die Aufwärtsentwicklung mehrmals unterbrochen

Tab. 1: Enlwicklung des Energieverbrauchs
n Petajoulel

worden. Als Folge der ersten Ölpreiskrise ging der Energieverbrauch im früheren
Bundesgebiet von 1973 bis 1975 um rund 4,2 o/o pro Jahr zurück, um dann bis 1979
jährlich um rurd 4,1 o/a zu wachsen. Die zweite Ölpreiskrise fL.lhrte zu einem erneuten
Bückgang (rund 4 % jährlich), der bis 1982 anhielt und an den sich eine erneute Phase
moderaten Wachstums des Verbrauchs um elwa 1,1 ya im Jahr bis Anfang der 90er-
Jahre anschloss.

Seit 1990, dem Jahr der Wiedervereinigung, ist in Deutschland der Primärenergrever-
brauch von 14 795 Petajoule auf 14 078 Petaioule (1994) gesunken. Stark reduziert hat

Jahf Primärenergie Endenergre Jahr Primärenergie Endenergie

1950
1960
1970
1980
1S89
1990
19S T

1992
1993
1994

3971
6199
9870

11 436
11219
14 795
14 461
'14 150
14 179
14 078

2 541
4 2t0
6751
7 529

9440
I273
9074
9174
9043

19953
19963
19973
19983
19993
20003,4
20013.4
20023 4

14 269
14746
14614
14521
14 324
14 356
14602
14 305

I322
9687

9301

'I 1 Petaioule = 10r5 Jou e.
2 8is einsch . 1 989 früheres Bundesgeb et, ab 1 990 Deutschland.
3 Aufder Basis des Wirkungsgradansatzes berechnel.
4 Vorläufge Angaben.

Oue//e, Arbeitsgemeinschaft Energiebi anzen der Bundesrepublik Deutschland bzw DIW



sich der Energieverbrauch in den neuen Ländern und Bedin-Ost. Dort wurden in den
Jahren 1990 bis 1992 mit rund 1100 Petajoule ein Drittel des Verbrauchs eingespad.

Ab dem Jahr 2000 wurde die Entwicklung des Energieverbrauchs in Deutschland
hauptsächlich durch die Witterung (2. B. der relativ kalte Winter im Jahr 2001) und die
schwache konjunkturelle Entwicklung beeinflusst. lm Jahr 2002 lag der Primärener
gieverbrauch bei 14 305 Petajoule.

1 8.3 Primärenergieverbrauch im Ländervergleich

ln den lndustrieländern bestimmen die kommerziellen Energieträger (Kohle, Mineral-
ö1, Gas, Kernenergie und Wasserkraft) das Bild. Hauptenergiequelle der Dritten Welt
ist dagegen eine Komblnation kommerzieller und nichtkommerzieller Brennstofie:
Brennholz und Holzkohle, tierische und pflanzliche Abfallprodukte. Rund drei Mrd.
l\,4enschen - etwa die Hälfte der Weltbevölkerung - sind auf diese Energieträger an-
gewiesen.

200'1 betrug der kommerzielle Weltprimärcnergieverbrauch I 124,8 l\,4ill. t BÖE (die

Tonne Rohöleinheit ist eine theoretische Berechnungseinheit). Die beiden Hauptver-
braucher waren die Vereinigten Staaten (24,5 %) und China (9,8 %). Den höchsten
Pro-Kopi Verbrauch wiesen die Vereinigten Arabischen Emirate auf (17,03 t RÖU
Einw.), gefolgt von Kuwait (9,69 t HÖE/Einw.), Singapur (9,52 t RÖE/Ernw.J und Nor-
wegen (9,29 t BÖ?Einw.). Der durchschnittliche Pro-Kopf-Verbrauch in den Ländern
Afrikas lag hingegen bei nur 0,35 t RÖE/Einw. (siehe Tab. 2).

Vedügbarkeit und Preisniveau der Energieträger prägen auch deren Bedeutung, d. h.

ihren Beitrag zum gesamten Energieverbrauch. Dies wird beispielsweise deutlich an
den relativ hohen Anteilen der Energie aus Wasserkraft in Norwegen, aber auch in
Schweden, Österreich, der Schweiz, Neuseeland und Kanada, oder der großen Be-
deutung von Kohle in China und Australien.

18.4 Rohstoffgewinnung

Deutschland verfügt nur über sehr geringe Rohstoftuorkommen. Ausnahmen bilden
lediglich die Vorkommen von Salz, Steinkohle und Braunkohle. Da der Anteil der ln
landsenergie am gesamten Energieverbrauch nur bei ca.26 % liegt, ist Deutschland
auf die Einfuhr von fnergieträgern angewiesen.

Braunkohle ist mit einem Anteil von 45 o% an der lnlandsenergie der bedeutendste
heimische Energ ieträger. So wurden im Jahr 2002 in Deutschland rund 181 ,8 lvlillionen
Tonnen Braunkohle geförden, davon tund 44 Vo in den Bevieren der neuen Länder.
Während 200'1 und 2002 die Förderung der Braunkohle in Deutschland gestiegen ist,



Tab. 2: Prlmärenergieverllrauch im internationalen Vergleich 2001

I 1 I RÖE - 1 Tonne Rohöleinheit = 41 860 kJ Hu/kg (unterer Heizwert/kg).
2 Ohne Anqaben frlrdie europälschen Staaten derehemaliqen Sowtetunion.
3 Ohne Angaben für die Türkei und die asiatischen Slaaten der ehemaliqen Sowleturion. E nschl. der

Angaben fnr Australien und Ozeanien.
4 Ohne Angaben für Hongkong und Taiwan.
5 De Angaben fürAusira ien und Ozeanien sind beiAsien einbezogen.

Gue//e: Primärenerg e: BP '02, June 2002. Bevölkerung: UN, World Population Prospects, The 2000
Hevision; Euroslat, Datenbank New CronosiTaiwan: Slaust cal Databook 2002.

Je Ein-

in t RöEl

Anteile der Energieträger in 0,6

Koh e l\rineralö Gas Kern-
energie kratt

Deutschland
Belgien + Luxemburg
Dänemark
F nnland
Frankreich
Griechenland
lrland
Italien
Niedertande
Norwegen
Österreich
Portugal
Schweden
Schweiz
Spanien
Vereinigtes Königreich

3,27
4,07

3,53
5,07
4,31
2,94
3,83
3.08
5,55

3,gD

5,93
4,38
3,41

'18,?

11,1

14,8

30,5
14,4
7,8

1,4
8,5

15,1
3,8
0,3

14,5
18,0

40,1
39,3
50,5
53,4
39,9
37,4
62,4
59,6
52,4
49,5
23,3

63,6
29,7
41,7
54,0
34,0

2A,7
24,3
14,1
14,3
5,8

24,7

39,8
s,6

9,6
1,3
8,0

12,2

11,9
11,5
16,7

1,5
1,7
0,s
0,0

11,4
7,1

1,4
7.1

0,0
65,7
31,0
12,1
34,0
30,9
8,6
0,1

19,8
37,0

31,2
19,4
10,7

9,1

0,35 31,6 41,7 1S,3 0,9 6,5

Ame ka
Kanada
Vereinigte Staaten

3.66
8,85
7,A2

19.8
10.5
24.8

41,6
32,0
40,0

23,9

24.4

6,1
6,3
8,2

8,0

2,2

chinaa
Ta wan

lndonesien
Japan
Korea, Bepublik
Kuwait
l/alaysia
Philippinen
Singapur
Ver- Arall. Em rate

0,81
0,67
3,82
0,46
4,04
4,16
9,69
1,86
0,29

17,03

35,4
62,0

17,1
20,o

40.5

44.1
53,4
48.0

55,0
44.2

94.4
31.6

15,7
3,0
8,0

10.6
45,0
46,1

0,4
5,9

68.1

4,0
0,5

4,5
6,9

2,1
4,0
0,5

14,1
13,0

5,7
19,8

4,0
1,O

Austmlie n u nd Ozeanie n5

Australien 5
Neuseeland 4

,68
,62 7,4

34,
35,

7
2 2S,5

3,s
2A,4
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war die Förderung der Steinkohle - die nur in den westdeutschen Revieren abgebaut
wird - rückläufig. Die Förderung von Steinkohle reduzierte sich bis zum Jahr 2002 auf
26,4 l,4illionen Tonnen. tvlit einem Anteil von 21 % an der lnlandsgewinnung nimmt sie
den zweiten Platz bei den einheimischen Energieträgern ein. Von der verbrauchten
Steinkohle wird über die Hälfte aus dem Ausland importiert. Die inländische Verwen-
dung von Braunkohle stammt nahezu vollständig aus der heimischen Förderung. Von
der gesamten deutschen Braunkohleförderung wurden 2002 rund 92 0/o zur Stromer-
zeugung eingesetzt. An die Kraftwerke der allgemeinen Stromversorgung wurden z. B.

2002 rund 168 Mill. t Braukohle angeliefert. Die inländische Förderung von Erdöl und
Erdgas bleibt wegen mangelnder Vorkommen noch erheblich weiter hinter dem Be-
darf zurück.

Tab. 3: Förderung wichtiger Rohstoffe

Jahr Braunkohle Ste nkohle Erdol Erdgas

Mi[. t PJj Mi[. t PJr t\,4ill. t PJI

1995
1996
1997
1998
1999
2000
2007
2002

192,8
147,2
177,2
166,0
161,3
161,7
175,4
181,8

170S
1 658
1 s71
1 483
T,15'1

1 527
1 610
1 653

53,6
48,2
46,8
41,6
3S,5

26,4

1 5S5
1434
1391

1 '194

1 012
424
790

2,4
2,8

2,f

3,6

126
121
120

'116

131

140
152

19,1
20,7
20,4
19,9

20,1
20,3
20,3

670

744
706
713
113

1 PJ=Petaioule-l015JoLle.
2 Heizwerl = 3s169 kJ/m3.

OuellerArbeitsgeme nschaft Energieb lanzen der Bundesrepublik Deutschbnd bzw. DIW

18.5 Energieträger

Der in den 50er- und 60er-Jahren stark gestiegene Energiebedarf wurde überwie-
gend durch den lmport von Mineralöl gedeckt, das sich seinerzeit gegenüber den
heimischen Energieträgern Braunkohle und Steinkohle als kostengünstiger erwies.
Bei mengenmäßig etwa gleich bleibendem Einsatz von Kohle stieg der N.4ineralöl-

verbrauch von 1950 bis 1980 fast auf das Dreißigfache. Hierdurch hat sich die Be-
deutung der einzelnen Energieträger für die Energieversorgung des früheren Bundes-
gebietes erheblich veränded. 1950 hatte die Kohle noch einen Anteilvon 88 %, 1980
nur noch von knapp 30 o/o an der gesamten Energieerzeugung, während auf N4ineralöl
fast die Hältte entfiel.

Allerdings haben die starken Ölpreiserhöhungen und die Furcht vor wachsender Ab-
hängigkeit von den Öllieferanten Ende der TOer- und zu Beginn der SOer-Jahre eine
Rückbesinnung aul die heimischen Energiequellen bewirkt. Außerdem wurde mehr
Gas verwendet und der Ausbau der Kernenergie forcien.
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ln der Bundesrepublik Deutschland hatte das Mineralöl 2002 einen Anteil von 37,4 %,
die Kohlevon 24,8 yo, Gas von22,0 % und die Kernenergie von 12,6 yo am Primär
energieverbrauch. Nach wie vor gering ist der Anteil der Wasser- und Windkraft am
Primärenergieverbrauch mit 0,9 %, obwohl die Windkraft sich weiter expansiv ent-
wickelt hat. Von Ende 2001 bis Ende 2002 z. B. hat sich die Zahl der Windkraftanlagen
von 11 438 auf 13 759 erhöht.

Tab. 4: Primärenergieverbrauch nach Energieträgern
in Petajoule (PJ) bzw Prozent

o/o

Jahl Sienkohe Braunkohe Mrneralöl Nal!rgase Kanenergie Sonstige

PJ% Pt% PJ% PJ% PJ%
2 893
3 760

2 839
2259
2307
2 060
2 008
1 928
1 BB5

60,7
288
19.8
156
14,4
t4 0

132

607
856
896

1 149
3200
1734
I547
1 630
1 65S

15,2

13,8
91

10,0
21,6

10,8
11,1

11,6

185
1301

5 443
5234
5 689
5 500
5 579
5 363

4,1

21,0

531
47,6
354
39,9
383
38,2
374

3

3?
543

2 826
3 025
3 154
3142

0,1

0,5
5,5

16,5
15,6
19,8
21,1

21,6

284
249
289

290
278
427

443
456

7,2

4,0

2.0
1,9

3,1

3,2

6l
420

I 448
1 682
1 849
1 868
I 800

06
3,7
s8

11,8

12,4
12,6

1 Bis einsch . 1S8S fnlheres Bundesqebiei, ab 1990 Deutschland.
2 Auf Basis cles Wnkungsgradansatzes berechnei.
3 Voräufige Angaben

Que//er Arbeitsgemeinschafi Energiebianzen der Bundesrepublik Deutschland bzw. DIW

Land

Niederlande
V6reinigtes Königreich
Span en
Deutschland

23,4
26,8
2A,42

Finnland
Schweden
Belgien
Frankreich

30,5
43,9
54,2
76,7

I Oue/ler E ecrcily lnformaton,lEA Pans.
2 2002. - Que//er Arbe tsgemeinschaft Energ,eb anzen der Bundcsrcpulr k Deutschland bzw DW

ln den neuen Ländern und Berlin-Ost wird seit 1991 keine Atomenergie mehr erzeugt.
Dle Kernenergie blieb 2002 mil28,4 yo der wichtigste Energieträger für die Strom
erzeugung, gefolgt von der Braunkohle (27,4 %) und Steinkohle (23,2 %). Der Antei
von Erdgas lag bei 9,3 % und von Heizöl bei 1 %. Die Windkraft trug knapp 3 %
zur Stromerzeugung bei. Wichtigste erneuerbare Energie bel der Stromerzeugung
blieb die Wasserkraft mit einem Anteil an der Stromeeeugung von gut 4 %. lnner-
halb der EU hat ln Frankreich (77 %) die Atomenergie den höchsten Anteil an der
Stromerzeugung, gefolgt von Belgien (58 %) und Schweden l44 ya).2OO2 warcr in

Deutsch and 18 Kernkraftwerke in Betrieb.
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Tab. 5: Anteilr der Kernenergie in der Europäischen Llnion
an der Stromerzeugung 200'1
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Abb. 1: Kernkraftwerke
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Bei den Endabnehmern wirkt sich die geänderte Bedeutung der Energieträger - bei
längerfristiger Beobachtung - in nachlassendem Heizölverbrauch, aber einer wach-
senden Nachfrage nach Gas, Strom und Kraftstoff aus (siehe Tab. 6).

Tab. 6: Endenergieverbrauch nach Energieträgern
in Petajoule (PJ) bzw. Prozent

1950
1960
1970
I980
1990
1995
2000,
2001'?

2002,

2041
2 398
1 356

796
I 597

760
716
702
678

11,1

17,8
23,1

26,8

30,4

29,4

16

2 586

1448
15S3
1249
1427
1266

80,3
56,2
20,1

10,6
l6,g

8,1

T,1

7,4
7,3

0,6
12,8
38,4
30,3
15,4
17,1

13,6
15,0
13.1

471
759

1432

2377
2 508
2 462

9,3
11,0
11,3
1S,0
1S,9

26,5
26,t

122
340
718

1 115
1 606
1 649
I 739
1 753
1 779

0,5
0,8

4,0

3,6
3,7
3,6

4,8 12

8,0 x4
10,6 r27
14,8 163
17,0 381

17,7 366
18I 328
'18,5 346
13 3 335

1 Bis einsch . 1989 frriheres Bundesgebiet, ab 1990 Deutsch and.
2 Vorlaufige Angaben.
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Erennstofle
Helzö Gas Strcm

PJ% PJ% PJ%

Jahrl

PJ% PJ%
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112
475

1 197

I 736

2 6S5

2 804
2736
2 745



18.6 Energieverbraucher

Der Energiebedar für die drei Verbrauchergruppen lndustrie, Verkehr, Haushalte
(einschl. Kleinverbraucher) entwickelte sich in der Vergangenheit unterschiedlich.
Während im früheren Bundesgebiet 1950 noch die lndustrie mit einem Antell von rund

Abb.2: Anteil der Energiearlen am Endenergieverbrauch 2002
in Prozent

Feste Brennslolle 7.3

Kratlslotfe

Fernwärme 3.6

Heizö|13,7

Gas
26,7

Strom 19,3

Que//er Arbeitsgemeinschafl Energiebilanzen der Eundesrepublik Deulschland bzw. DIW

Abb.3: Verbrauch an Endenergiel nach Verbrauchergruppen
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1 Bis 1980 früheres Bundesgebet. 2000 und 2002 Deutsch and.
2 Vonäufiqe An,raben.

Que//er Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen der Bundesrepublik Deutsch and biw DlW.
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46 % Hauptabnehmer von Endenergie war und die Haushalte und Kleinverbraucher
nur mit 37 oZ am Endverbrauch partizipierten, hat sich das Verhältnis mittlerweile
umgekehn.

Beieinem Endenergieverbrauch von I 225 Petajoule im Jahr 2002 entfielen 45,7 oZ auf
Haushalte und den Sektor Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und sonstige Ver-

braucher (einschl. Militär). Der Anteil der lndustrie lag bei 25,3 o/o und der Anteil des
Verkehrs bei 29,0 %. Die Ursachen für diese Entwicklung liegen insbesondere in der
zunehmenden Ausstattung der privaten Haushalte mit elektrischen Haushaltsgeräten,
in gestiegenen Verkehrsleistungen und im relativ sparsameren Einsatz im Rahmen der
lndustrieproduktion.

18.7 Energiepreise

Kaum ein anderer Teilbereich im Preisindex für die Lebenshaltung hat ähnlich starke
Preisschwankungen aufzuweisen wie dre Warengruppe "Energie". ln dieser Entwick-
lung kommen die Preisschübe auf den internationalen Rohölmärkten und ihre Folge-
wirkungen zum Ausdruck. Der Durchschnittswert (Spezialhandel) je eingeiührter
Tonne Rohöl ist von 31 Euro im Jahre 1970 auf 318 Euro im Jahre 1985 gestiegen, also
aul mehr als das Zehnfache. Danach war aber ein umgekehrter Trend fallender Preise
feststellbar, deren vorläufiger Tiefstand 1995 mit 95 Euro pro Tonne erreicht wurde.
Nach einem kurzen Anstieg in den Jahren 1996 und '1997 fiel '1998 der Preis noch
weiter auf 87 Euro je Tonne. lm Jahr 2002 wurde die Tonne bereits wieder zu 190 Euro
eingeführt.

Tab. 7: Einfuhr von rohem Erdöl nach Wert und Mengel

Jahr M]I, EUR 1000i EUF je I Jahr M I, EUF 1000t EUF Jet

1970
1975
1980
1985
19S0
1991

1993
19S4

10 082

20 410

'11 6't 8
11231
10 630
10 556

98786
88 414
96876
64193
72 400
89951
97 309
99 446

106844

31
114

318
143
129
115
107
9g

I B s e nschl. lS90 früheres Bundesgebier, ab 1991 Deulschland

Pretsunterschiede bei den einzelnen Förderländern haben neben anderen Ursachen
(2. B. neue Funde) zu einer Anderung der Bangfolge der Lieferanten geführt (vgl. Tab.
8). '1976 stammten über 90 % der bundesdeutschen Öhmporte aus OPEC-Staaten,
1990 nur noch 52 % und 2002 nur noch bei ca. 20 9/o. Demgegenüber erhöhte sich im
gleichen Zeitraum der entsprechende Anteil des Nordseeöls von rund 1 % auf 30 %.

1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002

I542
12263
12 668
s 390

12 574
23427
21 368
19 854

100328
102 990
99096

107 as2
103572
105137
104632
104353

95
119
128
a7

227
204
190
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Ursprungsland 2001 2002

r 000 r EUR ie t T 000 t EURIe t

Russische Föderation
Norwegen
Vere nlgtes Königreich
Libyen
Syrien
Kasachstan
Alger en
SaudiArabien
Dänemark
Nigeria
Aserbaidschan

29 647
20348
16226
9753
7189
4322
3g5B

1254
2967
1234
1 663

186
214

216
188

187

206
143

31 354
20885
13 806

7 887
6701
5080
3907
3 496
21AO
2 498
1 429

808

179
199
194
198
183
204
213
18'1

185
197
194
151

Tall. B: Einfuhr von rohem Erdölaus den wichtigsten Förderländern

Die wichtigsten Länder, aus denen die Bundesrepublik Deutschland N/lineralöl bezog,
waren 2002 die Bussische Föderation, Norwegen, das Vereinigte Königreich, Libyen

und Syrien.

ln den letzten Jahrzehnten hat der Anteil von Erdgas am Energieverbrauch einen im-
mer größeren Anteil gewonnen. Der Erdgasverbrauch wird zu 18 7o aus deutscher
P.oduktion und zu 82 9/o aus lmporten gedeckt.

Tall. 9: Einfuhr von Erdgas

Jahr 1000 r MiII, EUR EURJet

2000
2001
2002

63 657
64 259
63 438
74355

5 321
9 490

12 383
12372

84
148
195
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19 Umwelt

1 9.1 Umweltökonomische Trends

Die Schädigung und die Schutzwürdigkeit der natürlichen Umwelt haben in den ver-
gangenen Jahren im Bewusstsein der Allgemeinheit, in der [,4edienlandschaft und in
den Parteiprogrammen wesentlich an Bedeutung gewonnen. Persönlich erfahrene
Umweltbelastungen wie Lärm, Luft- und Wasserverschmutzung führten in weiten Be-
völkerungskreisen zu einem geschärften Bewusstsein für die Gefährdung der natürli-
chen Lebensgrundlagen. Zunehmend wird deutlich, dass Umwelt- und Wirtschafts-
politik aufeinander abgestimmt werden müssen, dass L4anagement und Umwelt
schutz ihre langfristigen Ziele nur in Zusammenarbeat und nicht über Konfrontation
erreichen können. Spätestens seit der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt
und Entwicklung im Juni '1992 in Rio de Janeiro ist das Schlagwort sustainability odet
nachhaltige, zukunftsfähige Entwicklung allgemein bekannt. Dahinter verbirgt sich die
ökonomische Grundregel, dass ein Kapita stock, aus dem Einkommen erzielt wird, im
alten Zustand (intakt) gehalten werden muss, und zwar - das ist das entscheidend
Neue an diesem Ziel - auch und gerade über die zeitlichen Grenzen der Gegenwad
hinaus. Das Naturvermögen sollan unsere Kinder möglichst in dem Zustand und Wert
übergeben werden, wie wir es von unseren Eltern erhalten haben - Verantwortung für
die Zukunft als neues Prinzip. Auf dem Weg zur Nachhaltigkeit sind N4aBnahmen von
lnteresse und Bedeutung, die die Effizienz des Einsatzes natürlicher Ressourcen ver-
bessern, die einen Strukturwandel zu umweltschonenderen wirtschaftlichen Tätig-
keiten fördern und die auch im Verhalten der Konsumenten die lnanspruchnahme von
Umweltgütern auf das erforderliche Mindestmaß reduzieren.

Eine längerfristige Betrachtung der Entwicklung der Einsatzmenge natürlicher Fakto-
ren unter diesem Aspekt zeigt, dass deren Nutzung im Zeitraum von 1960 bis 1980
gestiegen, in den 80er- und goer-Jahren aber - mit Ausnahme der Siedlungs- und
Verkehrsfläche - wieder zurückgegangen ist. Allerdings sind bei differenziederer Be-
trachtung in diesen 20 Jahren keine völlig einheitlichen Trends erkennbar.
Einheitliche Trends lassen sich iür das Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche
sowie für den Rückgang von CO2- und Treibhausgasen in den SoerJahren für das
frühere Bundesgebiet sowie in der ersten und der zweiten Hälfte der goer-Jahre für
Deutschland beobachten. Die lnanspruchnahme von Flächen für Siedlungs- und
Verkehrszwecke stieg in den Boer-Jahren im früheren Bundesgebiet durchschnittlich
um 1,1 o^ pro Jahr. Der gleiche konstante jährliche Zuwachs ist auch im Zeitraum
von '1993 bis 200'1 zu verzeichnen. Sowohl bei den CO2- als auch beiden Treibhaus-
gasen fiel der durchschnittliche jährliche Rückgang in den 90er Jahren höher als in
den 80er-Jahren aus.

Der Einsatz der übrigen Naturfaktoren hat sich in den drei Betrachtungszeiträumen
(8oer-Jahre sowie erste und zweite Hälfte der goer-Jahre) unteßchiedlich entwickelt.
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Abb. '1 Einsatz von tJmweltressourcen für wirtschaftliche Zwecke
Mengen- bzw. Volumenentwicklung 1 980-2001
Durchschnittliche jährliche Veränderung in Prozent

Früheres Bundesgebiet
1980 - 1990

Deutschland
1991 - 1995 1S95 - 2001

Energie

Siedlungs- und

neibhausgase

CO,

Abschreibungen'

0l -0,6 0,4

-0.6 0,4 ,T.1

0.3' -'t,2 -1,8

T,,1 1,11 1 ,13

-1,0

-1,1

-1,

-0,

-1,8

l

0.3' -1.2

3,9

Bruäo nlands-
produkl (real)5

o2 - 1,0 0,1

1.3 16

-505 ,505 -505

1 Veränderung 1 S60 gegenüber I 990.
2 Veränderunq 1S97 gegenüber TS93.
3 Veranderung 2001 geqenüber 1997.
4 Früheres BL ndesgebiet in Preisen von 1 991 . Deutschland in Preisen von 1 995
5 ln Preisen von 1995.

Beim Energieverbrauch sind nur relativ geringe Unterschiede zwischen den Jahren
festzustellen. So war in den 8oer-Jahren im früheren Bundesgebiet eine geringe

Zunahme um durchschnittlich O,1 Vo pto Jahr zu verzeichnen. Der Rückgang in

Deutschland fiel in der ersten Hälfte der 90er-Jahre mit durchschnittlich 0,6 % etwas
höher als in der zweiten Hälfte (durchschnittlich +0,4 %) aus. Der Rohstoffeinsatz ist in

der ersten Hälfte der 90er Jahre - nicht zuletzt durch den Bauboom in den neuen
Ländern - um durchschnitt ich 0,4 ya pto Jahr gewachsen. Der Rückgang in der
zweiten Hälfte der 90er-Jahre liegt dagegen mit '1,'1 % pro Jahr mittlerweile höher als

in den 8oer-Jahren im früheren Bundesgebiet (-0,6 %). Sowohl bei der Wasserent-
nahme aus der Natur als auch bei der rnengenmäßigen Wasserabgabe ist in der

zweiten Hälfte der 90er-Jahre mit 1,8 % jährlich ein deutlich hÖherer Rückgang als in

der ersten Hälfte (-1 ,2 yo) zu vetzeichnen.ln den 80er-Jahren wiesen beide noch einen
leichten Zuwachs (+0,3 %) auf. lnsgesamt ging somit bei den meisten der betrachte-
ten Produktionsfaktoren der mengenmäBige Einsatz, der das Ausmaß der Belastun-
gen der Umwelt aufzeigt, in der zweiten Hälfte der 90er Jahre zurück, und zwar in teil-
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weise deutlich stärkerem Ausmaß als in den 80er-Jahren im früheren Bundesgebiet.
Lediglich der Flächenverbrauch weiSt nach wie vor relativ stabile Zuwachsraten auf
hohem Niveau aus.

Vor dem Hintergrund einer solchen Betrachtungsweise sind die Entnahme von Res-
sourcen aus der Natur und ihre Verarbeitung sowie die Nutzung der daraus her-
gestellten Produkte und die Beseitigung der entstehenden Reststoffe mit Belastungen
von Mensch und Umwelt verbunden. Das Ausmaß der Belastung hängt somit auch
von der N/lenge der in Anspruch genommenen Ressourcen ab und nicht nur von der
Art und Weise der Ressourcennutzung. Eine Einschätzung der Frage, wie effizient mit
den einzelnen Einsatzfaktoren für die Produktion umgegangen wird, liefert das Ver-
hältnis von gesamtwirtschaftlicher Leistung - gemessen am Bruttoinlandsprodukt -
zu den verschiedenen Einsatzgrößen (so genannte Produktivitäten). lhre Entwicklung
über längere Zeiträume kann darüber Auskunft geben, wie sich das Verhältnis dieser
Faktoren u. a. durch technischen Fortschritt verändert.

Die Eftizienz bei der Nutzung der natürlichen Einsatzfaktoren - gemessen als Pro-
duktivität, d. h. als wirtschaftliche Leistung (reales Bruttoinlandsprodukt) je Einheit ei-
nes Einsatzfaktors - erhöhte sich für alle betrachteten Faktoren in den 80er- und goer-

Abb. 2: Einsatz von Umweltressourcen ,ür wirtschaftliche Zwecke
Produktivität (reales Bruttoinlandsprodukt je Einheit) 1980-2001
Durchschnittliche jährliche Veränderung in Prozent

Früheres Bundesgebiet
1980 - 19S0

Deutschland
'1991 - 1995 1995 - 2001

Energie

Rohstotfe

Siedlungs- und
Verkehrcfläche
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CO,

Abschreibungen'
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1 Verändenrng T960 gegenüber 1990.
2 Veränderung T997 gegenüber 1SS3.
3 Veränderung 2001 gegerüber lgg7.
4 Früheßs Bundesgeb et in Preisen von 1991, Deutschland in Preisen von 1995

396



Jahren, allerdings n jeweils unterschiedlichem Ausmaß. lnsbesondere bei einem
Vergleich der zweiten Hälfte der 90er-Jahre mit den 80er Jahren führt die Effizienzbe-
trachtuno zu anderen Ergebnissen als die Betrachtung der absoluten Einsatzmengen.
Während bei den absoluten Einsatzmengen in der zweiten Hälfte der goerJahre in

Deutschland höhere Rückgange bzw. geringere Zuwächse als in den 8oer-Jahren zu

verzeichnen waren, ergibt die Produktivitätsbetrachtung hier ein differenziertes Bild:

Bei der Wasserentnahme aus der Natur und der Wasserabgabe an die Natur waren in

der zweiten Hälfte der 90er-Jahre die durchschnittlichen jährlichen Produktivitätsster-
gerungen höheralsin den 8oer-Jahren (3,5 % gegenüber'1.8 % bzw. 1,9 o/o).Dage-

gen wiesen die Faktoren Energie, Rohstoffe. Treibhausgase und Kohlendioxid ge-

Tab. 1: Einsatz von Umweltressourcen für witlschaftliche Zweckel

Maß-
einheit Bundesgebiet

Deutschland

1980 '1990 1991 '1995 2001

Primärenergieverbrauch Petajoule
Bohstoffentnahme
und lmpore Mill. t

Wosserentnahme aus
der Naturo [,4iLl. rn3

Siedlungs-
und Verkehrsfläche km'?

Treibhausgase N4ill. t CO,-
Aquivalent

dar: Kohlendioxid(co, t/ri . t
AbschreibungenT lvlrd. EUR
Arbeitsstun.len Mrd- Std.
Brutloinlandsprodukts t\,4rd. EUFI

11 495

1 130

46 440

304523

857

14 467

1 460

51344

40 3054

1 160

14602

1 386

43 BSS

43 439

11 436

1 1S5

14269

1 485

48 831

420525

1 062

27 310

950

792
124

1 '1 79

709

1 480 1 111

899

57,4
1 801

871
315

57,4
1 986

976
229

60

1 Wede für das Jahr200T zum Teilgeschän.
2 Nur verwertete Enhahrne.
3 1989.
4 T993.
5 T997.
6 Einsch. Fremd'!nd Begenwasser.
7 Für lrüheres Bundesgebiet in Preisen von 1991, iür Deutschland in Preisen von 1995.
I ln Preisen von 1935.

ringere Produktivitätsfortschritte als in den 80er Jahren auf. Für alle natürlichen Ein-
satzfaktoren mit Ausnahme des Energieverbrauchs und der Siedlungs- und Ver-

kehrsfläche laq der Fortschritt der Produktivität ln der zweiten Hälfte der 90er-Jahre
über den Steigerungen der Arbeitsproduktivität von 1 ,8 %.

Zu diesen Themenbereichen hat die Bundesregierung umweltbezogene lndikatoren
der Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt um nachhaltiges Wirtschaften zu fördern. Da-
bei sind die lndikatoren in den meisten Fällen mit quantitativen Zielwerten versehen,
so dass die tatsächliche Entwicklung im Lichte der gesellschaitlich festgelegten ziel-
vorgaben beirachtet werden kann.



tJmweltrelevante Nachhaltigkeitsindikatoren

Zu den umweltbezogenen Nachhaltigkeitsindikatoren, die im Frühjahr 2002 von
der Bundesregierung festgelegt wurden, gehören:

- Rohstoff- und Energieproduktivität

- Treibhausgasemissionen Oeibhausgasemissionen insgesamt und
CO2-Emissionen)

- Anteil der erneuerbaren Energie am gesamten Energieverbrauch

- Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche

- Entwicklung des Bestandes bestimmter Tierarten

- Transportintensität und Anteil der Bahn am Transportaufkommen

- Anteil des Biolandbaus und Stickstofrüberschuss

- Luftschadstoffe

Queler Bundesministerium iür Umwell, Naturcchutz und Reaklorcichefieit. 2002

Die lndikatoren Bohstoffproduktivität, Energieproduktivität, Treibhausgasemtsstonen
insgesamt, CO2-Emissionen, lnanspruchnahme von Siedlungs- und Verkehrsfläche
sowie Emissionen von Luftschadstoffen können durch einen einheitlichen Gesamt-
rechnungsdatensatz unterlegt werden, der sowohl den Wirtschaftsprozess selbst als
auch die damit zusammenhängenden Umwelteinwirkungen integriert abbildet. Dieser
Datenhintergrund eröffnet zum Beispiel die N.4öglichkeit, die anhand der lndikatoren
gemessenen Umwelteineinwirkungen im Zusammenhang mit den verursachenden
wirtschaftlichen Aktivitäten zu analysieren. Eine solche Analyse von Ursache-Wir
kungsbeziehungen ist zumeist eine notwendige Grundlage zur Formulierung von
Maßnahmen zur Erreichung einer nachhaltigen Entwicklung.

Bei den Luftschadstoffen - zu diesen werden Schwefeldloxid (SO2), Stickstoffoxide
(NOx), flüchtige organische Verbindungen ohne Methan (NMVOC) und Ammoniak
(NH, gezählt - soll nach der Zielvorgabe in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes
regierung eine Beduzierung des Ausstoßes um 70 % zwischen 1990 und 20'10 erreicht
werden. Bis 2001 verringeden sich die Emissionen bereits um fast die Hälfte (-49,3 %),
das entspricht einer mittleren jährlichen Abnahme um 4,5 Prozentpunkte. Besonders
slark war der Rückgang bei Schwefeldioxid {SO2) mit 88 % (-4,7 N/ill. Tonnen). Der
Ausstoß von NMVOC verminderte sich um rund 50 % (-1,6 l\,4ill. Tonnen), der Stick-
oxidausstoß ging um 42 % (-1,1 l\,4ill. Tonnen) zurück, und die Emissionen von NH3
sanken um '18 % F13Mill. Tonnen). Hauptverantwortlich für diese Entwicklungen
waren vor allem die Bereiche .Elektrizität" und "Kokerei, N4ineralölverarbeitung" durch
drastische Reduktionen bei SO2, die Landwirtschaft, die durch eine Verminderung der
tierischen Produktion nahezu alleine den NH3-Emissionsrückgang ermöglichte, sowie
die privaten Haushalte bei den NMVOC. ln den verbleibenden Jahren bis zum Zietjahr
2010 müsste sich der jährliche Bückgang der Luftschadstoffe rechnerisch nur noch
auf 2,3 % belaufen, damit der vorgegebene Zielweft der Nachhaltigkeitsstrategie er-
reicht wird, d. h. auch bei sich deutlich abschwächendem Reduktionstempo kann der
Zielwert erreicht werden.
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Ahnlich fällt der lst Soll-Verqleich beim Ausstoß von Treibhausgasen aus. Hier hat sich

die Bundesregierung im Bahmen des Kyoto-Protokolls und der daran anschließen-

den EU-internen Lastenverteilung verpflichtet, die Emissionen für Deutschland bis

zum Jahre 201O (2008-20'12), gemessen an dem Basiswert von 1990, um insgesamt

21 oÄ zu vermindern. Bis 200'1 betrug die durchschnittlich iährliche Reduktion etwa

19,8 Mill. Tonnen. l-Jm die Zielvorgabe zu erreichen, müsste der Ausstoß zukünftig bis

zum Zieliatu 2010 noch um 4,1 l\,4ill. Tonnen jährlich zurückgehen, also um deutlich

weniger als in der Vergangenheit. An der Reduktion der drei wichtigsten Treibhaus

gase waren die .Elektrizitän, mil 4,8 Mill. Tonnen iährlicher Senkung, der Bereich

"Kokereien, Mineralölverarbeitung« mit 2,6 N/ill. Tonnen pro Jahr und der Bereich

"chemische Erzeugnisse" mit jährlich 1,9 Mill. Tonnen maßgeblich beteiligt. Zusam-
men mit den privaten Haushalten (-1,0Mill. Tonnen) verursachten diese Bereiche

im Jahr 2001 rund 62 oZ dergesamten Emissionen.

Für das wichtigste Treibhausgas, nämlich Kohlendioxid hat die Bundesregierung al-

lerdings im Vergleich zu dem Ziel für Treibhausgase insgesamt ein weitaus ehrgeizi-
geres nationales Ziel formul ed, das eine Reduzierung des Ausstoßes zwischen '1990

und 2OO5 um 25 yo vorsieht. Die bisherige durchschnittliche Reduktion zwischen 1990

und 2OO1 belief sich auf 13,1 Mill. Tonnen pra Jahr Damit das Ziel noch erreicht wer-

den kann, müsste sich der Emissionsrückgang in den verbleibenden Jahren deutlich

auf jährlicn 27.5 Mrll. Ionnen beschleunrgen.

Zum Energie- und Rohstoftuerbrauch hat die Bundesregierung kein absolutes men-
genmäßiges Minderungsziel gesetzt, sondern forded eine Verbesserung der iewei-
ligen Umweltproduktivität. Die Energieproduktivität - das bedeutet das Verhältnis von

realem Bruttoinlandsprodukt zum Primärenergieverbrauch im lnland - soll sich zwi-

schen 19gO und 2020 verdoppeln. Bis zum Jahr 2002 ist sie um insgesamt 27,1 Euro

je Gigajoule (GJ) gestiegen; das bedeutet eine iährliche Zunahme um 2,3 Euro je GJ.

Diese Zunahme ist das Resultat einer gestiegenen wirtschaftlichen Leistung bei einem

gleichzeitigen leichten Rückgang des gesamtwirtschaftlichen Energieverbrauchs.

Zwar erhöhte sich der direkte Energieverbrauch der privaten Haushalte im Zeitraum
'1991 bis 2OO1 durchschnittlich iährlich um 25,9 Petajoule (PJ), aber bei der Produktion

war ein jährlicher Bückgang von durchschnittlich 26.4PJ zu verzeichnen. Deutliche

Beiträge zur Reduktion des Energieeinsatzes bei der Produktion lieferten der Bereich

"chemische Erzeugnisse" (-6,7 PJ) sowie der Bereich "Elektrizität,, (-13,6 PJ). Zur
Erreichung des angestrebten zieles der Verdopplung der Energieproduktivität wäre

bis zum Jahr 202O bei einer unterstellten gleichbleibenden Entwicklung rechnerisch

ein weiterer jährlicher Anstieg um 4,7 Euro/GJ erforderlich. Dies bedeutet, dass ge-

genüber den 2,3 Euro je GJ in der Vergangenheit eine erhebliche Beschleunigung des

Produktivitätsanstiegs notwendig wäre.

Auch für die Rohstoffproduktivität - das Verhältnis von realem Bruttoinlandsprodukt
zur inländischen Entnahme abiotischer Rohstotfe zuzüglich lmport von abiotischen
Gütern - wird in der Nachhaltigkeitsstrategie, diesmal für den Zeitraum 1994 bis

2020, eine Verdoppelung angestrebt. Die Rohstoffproduktivität ist von '1994 bis

2002 durchschnittlich um 42,8 Euro je Tonne pro Jahr gestiegen. Diese Rohstotfpro-
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duktivitätssteigerung entstand - analog zur Verbesserung der Energieproduktivität -
durch einen rückläufigen l\raterialverbrauch bei gleichzeitig gestiegenem Bruttoin-
landsprodukt. Der Rückgang des Bohstofieinsatzes um durchschnitflich 28,6 Mill.
Tonnen pro Jahr war insbesondere geprägt durch eine deutliche Verminderung der
Entnahme von "Mineralien, Steinen und Erden" um durchschnittlich 22,4 lMill. Ton-
nen pro Jahr als Folge einer erheblich abgeschwächten Bautätigkeit in den letzten
Jahren. Damit der Sollwert erreicht werden kann, müsste sich der lahresdurchschnitt-
liche Produktivitätsanstieg von bisher 42,8 Euro pro Tonne für die Jahre nach 2002
auf 45,2 Euro pro Tonne beschleunigen, d. h. das bisherige Entwicktungstempo ist
noch ein wenig zu langsam.

Zusammengefasst lässt sich Folgendes feststellen:

- IMit Ausnahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche entwickeln sich die genannten
umweltbezogenen Nachhaltigkeitsindikatoren trcndmäRig in die angestrebte
Richtung.

- Die Zielvorgaben der Bundesregierung bezüglich der beiden Indikatoren Luft-
schadstoffe und Treibhausgasausstoß können bei Beibehaltung des bisherigen
durchschnittlichen Entwicklungstempos erreicht werden.

- Beiden lndikatoren Kohlendioxidemissionen und Energieproduktivität ist dagegen
eine erhebliche, beim lndikator Rohstoffproduktivität immerhin noch eine teichte
Beschleunigung der bisherigen Entwicklung erforderlich, um das gesetzte Soll zu
erfüllen.

Die hier dargestellten Ergebnisse zeigen, inwieweit die Veränderungen wirtschaf icher
und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen zu Belastungen von Natur und Umwelt
beitragen. lm Folgenden wird auf ausgewählte umweltrelevante Themen, wie Luftbe-
lastung, Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung, näher eingegangen.

'19.2 
U m weltbe lastu n ge n

19.2.1 Bodennutzung

Die Umweltrelevanz des Themas Bodennutzung hängt zusammen mit der begrenz-
ten Ressource Boden und der Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsflächen (Su\4.
Der zunehmende SUV-Anteil an der Bodenfläche im Verhältnis zum Anteil der land-
und forstwirtschaftlich genutzten Flächen sowie die zunehmende Landschafts-
zerschneidung durch Verkehrstrassen sind mit negativen Umweltauswirkungen ver-
bunden. Zu nennen sind hler beispielsweise Konflikte zwischen Verkehrswachstum
und Erholungsnutzung, der Lebensraumverlust und die Barrierewirkung für wildle-
bende Tierarten und die Ausbreitung von Schadstoffen.

Die Bodenfläche Deutschlands wurde Anfang 2001 (Stichtag der Flächenerhebung
ist jeweils der 31.'12. des Vorjahres) wie folgt genutzt: Für Landwidschaftszwecke
wurde mit 53,5 % der größte Flächenante I in Anspruch genommen, gefolgt von der
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Waldfläche mil 29,5 yo. Für Siedlunqs- und Verkehrszwecke wurden '12,3% der
Fläche benötigt. Von Wassedlächen waten 2,3 o/o und von Sonstigen Flächen (Ab-

bauland, Unland u.a.) 2,4 yo der Bodenfläche bedeckt. Für Anfang 2003 liegt rnit
'12,5 ol inzwischen noch ein aktuellerer Wed für den Anteil der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche an der Bodenfläche Deutschlands vor (vgl. Tab. 2).

Die Beobachtung und Steuerung der Entwicklung der Flächeninanspruchnahme für
Siedlung- und Verkehrszwecke spielt eine wichtige Rolle in der bereits erwähnten
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Als lndikator dient die durchschnitt-
liche tägliche Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche. Diese Größe stieg n den
vergangenen Jahren von l20haIag (Durchschnitt von 19S3-1997) über 124 ha./Tag

(1997-1998) auf 131 ha,/Tag in den drei folgenden Jahreszeiträumen (die beiden letzt-

Tab. 2: Bodenfläche nach Nutzungsarten
in km'z

genannten Zahlen basieren auf Hochrechnungen des Bundesamtes fÜr Bauwesen
und Raumordnung). Zwischen 2001 und 2002 war dagegen ein Bückgang auf '1 17 ha/
Tag zu verzeichnen, der sich im Zeitaum 2002 bis 2003 auf 105 ha/Iag fortsetzte.
Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie ist eine Reduktion des täglichen Zuwachses der
Siedlungs und Verkehrstläche auf 30 halfag im Jahr 2020.

Die Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in den letzten beiden Jahren weist
also erstmals seit 1993 in die angestrebte Richtung. Beeinflusst sein dürfte sie insbe-
sondere durch den deutlichen Einbruch bei den Bauinvestitionen ab dem Jahr 2001. ln

Anbetracht dieses zu vermutenden Zusammenhangs kann gegenwärtig noch nicht
von einer deutlichen Trendumkehr bei der lnanspruchnahme von Fläche für Siedlungs-
und Verkehrszwecke gesprochen werden.

2002 2003Nutzungsart 2AA1

Gebäude- und Freifläche
Betriebsfläche ohne Abbauland
Erholungsfläche
Verkehrsfläche
darunter:

Straße, Weg, Platz
Landwirtschaftsfläche
Waldfläche
Wasserfläche
Flächen anderer Nutzung

darunter:
Friedhof
Unland

351

23 29S
759

2 759
17 19S

784
2 831

17 2AO

23 081

732
2 659

17 118

15 264
191 028
105 314

I 085

350
2 666

t ooenTtaqne tnsqesamr Jc/ uJ I Jc/ UJJ Jc/ uJ/
Nachrichtllch:
S edlungs und Verkehrsfläche 43 S3S 44 367 44754
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Die Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) Setzt sich aus folgenden Nutzungsarten zu-
sammen (Anteile Anlang 2003): Gebäude- und Freifläche (Flächen mit Gebäuden und
unbebaute Flächen, die Zwecken der Gebäude untergeordnet sind) 52,5 %, Be-
triebsfläche (ohne Abbauland) 1,8 %, Verkehrsfläche 38,6 %, Erholungsfläche 6,3 %
und Friedhöfe 0,8 %. Die nähere Betrachtung dieser Kategorien zeigt, dass "Sied-
lungs- und Verkehrsfläche" und.versiegelte Fläche" nicht gleichgesetzt werden kön-
nen, da in die SuV auch unbebaute und nicht versiegelte Flächen eingehen.

Angaben zum Versiegelungsgrad der SUV lassen sich aus der amtlichen Flächen-
statistik nicht ableiten. Die Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raum-
ordnung (heute Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung) kommt in einer Unter-
suchung von '1996 auf der Grundlage der nationalen Ergebnisse der Flächenerhebung
und von Versiegelungsstudien in Bayern und Nordrhein-Westfalen zum Schluss, dass
etwa 41 bis 59 % der SUV in Deutschland versiegelt sind. Aktuelle Länderstudien
weisen etwas geringere Versiegelungsgrade der SUV aus. Ein Versiegelungsgrad von
unter 50 oZ kann insofern als plausibler Anhaltspunkt gelten.

Die Ausweitung der Siedlungs- und Verkehrsfläche fand verstärkt in weniger dicht
besiedelten Räumen statt. Dies wird deutlich bei der Betrachtung der SUV-Entwick-
lung getrennt nach Raumordnungseinheiten. Dazu eignen sich die vom Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung definierten Regionsgrundtypen (Agglomerationsräume,
Verstädterte Räume, Ländliche Räume), die sich weitgehend an der Bevölkerungs-
dichte der betreffenden Areale orientieren. So sind beispielsweise Agglomerations-
räume Regionen mit Oberzentren > 300 000 Einwohner oder mit einer Bevölkerungs-
drchte > 30u Ernwohner/km'.

Betrachtet man in den genannten Bereichen die Entwicklung zwischen 1997 und 2001
(s. Tab.3), so zeigt sich eine Suv-Zunahme von 3,8 % in Agglomerationsräumen,
4,8 yo in verstädterten Räumen und 5,2 0/o in ländlichen Räumen. Wie nicht anders zu
erwarten, wird der SUV Zuwachs in den weniger dicht besiedelten Bereichen durch
niedrigere Baulandpreise erleichtert. So ist in den Agglomerationsräumen im Jahr

Tab. 3: Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche, Kaufwede für
baureifes Land und Bevölkerungsdichte nach Regionsgrundtypen

Begionsgrundtypen Siedlungs- und Durchschnittlichsr
Kaufwen für

baureifes Land

Bevölkerungs-
dichte

19971 20011 2000 200r i

Einwohner/

Agglornerationsräume

Verstädterle Bäume

Ländliche Räume

Deutschland

16178

I606

420ß2

16 790

18 006

9053

43 939

827

447

1 887

3,8

4,8

4,5

110

48

445

188

99

230

1 Erhebungsstichlag für Fläche und Bevölkerung ist der31.12. des Vorjahres.
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2000 ein durchschnittlicher Kaufwert für baureifes Land von 1 10 Euro/m2 anzutreffen,
während dieser in den verstädterten Räumen 63 Euro/m2 und in den ländlichen Räu-
men 48 Euro/m2 beträgt.

Zur Erreichung des Ziels, die SUV Zunahme auf maximal 30 ha,rTag im Jahr 2020 zu
reduzieren, sieht die Bundesregierung in erster Linie die Länder und Kommunen ge-
fordert, die im Bahmen ihrer Baumordnungs und Bauleitplanung Festlegungen über
die Flächenwidmung treffen. Zur nachhaltigen Entwicklung der Siedlungsstruktur wird
einerseits ein quantitativer Ansatz vedolgt. ln diesem Zusammenhang spielen Stich-
worte wie llächensparendes Bauen, kompakte Stadt, Bündelung von lnfrastruktu(
Bereitstellung von Ausgleichsflächen und Entsiegelung von nicht mehr genutzten
Flächen eine Rolle. Andererseits setzt man auf die Berücksichtigung des qualitativen
Aspekts bei der Bereitstellung von Flächen. So kann beispielsweise die Verbesse-
rung des Wohnumfeldes in lnnenstädten die Bereitschaft der Bevölkerung steigern,
das Wohnen in der Stadt wieder als attraktive Alternative zum Haus im Grünen an-
zuerkennen. Gleichzeitig ist es von Bedeutung, das Landschaftsbild und den Erho-
lungswert des Freiraums im Umfeld der Stadtregionen zu verbessern. ln ländlichen
Regionen ist die Erhaltung von unzerschnittenen landschaftlichen Freiräumen van
besonderer Bedeutung.

19.2.2 Luftbelastung

Eine andere Fragestellung, die die Wechselwirkungen zwischen Wirtschaft und Um-
welt in den Vordergrund stellt, ist die nach den Bestimmungsgründen für bestimmte
Umweltbelastungen. Dabei reicht es nicht aus, allein die technischen Ouellen um-
weltrelevanter Faktoren zu kennen und statistisch zu unterscheiden. Vielmehr stellen
sich folgende Kernfragen:

- lm Zusammenhang mit welchem Gut bzw. welcher Dienstleistung fallen Umwelt-
belastungen - sozusagen zwangsläufig - als ungewolltes Ergebnis an? Was sind
mithin die externen Effekte der Produktion?

- Welchen Stufen der Weiterverarbeitung dienen die Güter und Dienstleistungen und
die mit ihnen verbundenen produktionsbedingten Belastungen?

- Wie teilt sich die Gesamtmenge an Umweltbelastungen auf, wenn man sie jeweils
den letzten Verwendungszwecken zuweist? Wie hoch sind die Umweltbelas-
tungen durch den privaten Verbrauch?

Alle drei Fragen stehen gleichwertig nebeneinander. Sie verdeutlichen, dass es rn ei-
nem volkswirtschaftlichen System keinen Sinn macht, nach ernem Verantwortlichen
zu suchen. Wie das Bruttoinlandsprodukt als wirtschaftliche Leistung folgt auch die
Belastung der Umwelt einem Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage, von Pro-
duktion und Verwendung.

Umweltbelastungen entstehen sowohl beim Ge- und Verbrauch von Gütern und
Dienstleistungen als auch bei den zu ihrer Herstellung notwendigen Produktions
prozessen. Die mit der Produktion verbundenen Belastungen sind nämlich an den
Konsum indirekt gekoppelt. So entstehen durch Verbrauch von Strom im Haushalt
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Abb. 3: Aufkommen und Verwendung von C02-Emissionen 2000
in Mill. Tonnen
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selbst keine Schadstoffe, wohlaber beider Erzeugung des Stroms im Kraftwerk. Das
Beispiel der Emissionen von Kohlendioxid (CO2) im Jahre 2000 kann dies verdeutli-
chen (s. Abb.3).

Der Energieverbrauch und die damit ausgelösten CO2-Emissionen können, in Ana-
logie zur Darstellung der Einkommens- und Wertschöpfungsgrößen in den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen, sowohl von der Entstehungs- als auch von der Ver-
wendungsseite her betrachtet werden. Denn CO2-Emissionen entstehen einerseits
bei der Herstellung der Güter, zum Teil auch direkt bei den Konsumaktivitäten der pri-
vaten Haushalte (beispielsweise Raumheizung oder lndividualverkehr), andererseits
werden sie aber durch die Endnachfrage nach Gütern ausgelöst. Die Verwendungs-
seite bei den CO2-Emissionen setzt sich - wie in Abbildung 3 dargestellt - zusammen
aus den Komponenten Export (343,6 Mill. Tonnen) sowie der inländischen Verwen-
dung (808,8 Mill. Tonnen). Letztere umfasst als wesentliche Positionen die Emissio-
nen durch den Güterkonsum der privaten Haushalte (587,4 Mill. Tonnen), durch den
Güterkonsum des Staates (67,4 Mill. Tonnen) sowie durch die Anlageinvestitionen
(141,6 Mill. Tonnen). Die Aufkommensseite zeigt die direkten Emissionen, unterteilt
nach den Aktivitäten Produktion und Konsum der privaten Haushalte, sowie Emissio-
nen, die bei der Herstellung der importierten Güter in der rlbrigen Welt (indirekte

Emissionen) entstanden sind. Der durch winschaftliche Aktivitäten bedingte direkte
Ausstoß von Kohlendioxid in Deutschland belief sich 2000 auf 858,'1 [4ill. Tonnen.

444

141.4

65S.3

808.8

1 1 54,0 Mill. Tonnen insgesaml



Davon wurden 659,3 Mill. Tonnen (76,8 %) bei der Produktion von Waren und Dienst-
leistungen abgegeben und 198,9 N,4ill. Tonnen (23.2 %) entstanden direkt durch die
Konsumaktivitäten der privaten Haushalte.

Fragt man nach den Wirtschaftsbereichen, in denen die Treibhausgase unmittelbar
entstanden sind, ergibt sich folgendes Bild (s. Abb. 4).

Die Verteilung der Emissionen nach den Wirtschaftsbereichen zeigt deutliche
Schwerpunkte. 76 % der gesamten direkten Emissionen 2001 wurden durch die Pro-
duktion von Waren und Dienstleistungen verursacht und 24 o/o durch den Konsum der
privaten Haushalte. Darunter entfielen rund 63 % der gesamten Emissionen auf das
Produzierende Gewerbe. Etwa ein Drittel (39 %) stammten aus dem Wirtschaftsbe-
reich.Energieversorgung«. Bei den CO2-Emissionen dieses Wirtschaftsbereichs
handelt es sich vor allem um Emissionen bei der Stromerzeugung. Der Bereich

"l\,'letallerzeugung und -bearbeitung" folgt von der Größenordnung her mit 6 %,

"Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden" brachte gut 4 o/o aller
Emissionen auf und auf die "Chemische lndustrie" entfielen gut 2 %. DerAnteil des
Bereichs "Kokerei, Mineralölverarbeitung" belief sich auf knapp 3 %. Zu berück-
sichtigen ist dabei, dass die rund 342 Nlill. Tonnen CO2-Emissionen des Winschafts-
bereichs "Energieversorgung" aus seiner primären Funktion resultieren, fossile Ener

Abb. 4: Direkte C02-Emissionen
nach wirtschaftlichen Aktivitäten 2001
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gieträger in Strom umzuwandeln und an die anderen Wirtschaftsbereiche zu lje-
fern. Die Dienstleistungsbereiche zusammen hatten einen Anteil von knapp 13 9/o.

Die Ozonschicht der Stratosphäre schützt die Erde vor vermehrter ultravioletter
Strahlung der Sonne. Ohne schützende Ozonschicht würde die erhöhte ultraviolette
Strahlung erhebliche negative Folgen aul das menschliche, tierische und pflanzliche
Leben ausüben. Seit Anfang der 80er-Jahre häufen sich die lvleldungen über den Ab-
bau des stratosphärischen Ozons in etwa 20 bis 30 km Höhe. Durch das ln-Kraft-
Treten des N,4ontrealer Protokolls über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht füh-
ren, hat sich der Abbau der Ozonschicht verlangsamt. Nach Schätzungen von Atmo-
sphären-Chemikern wird sich die Reduktion der Ozonschicht in den nächsten Jahren
mit sinkender Geschwindigkeit fortsetzen, so dass rrühestens mit einer Erholuno der
Ozonschicht in der oberen Stratosphäre in l0 Jahren zu rechnen sein wird.

lm Folgenden werden die potenziell "emissionsrelevanten" lvlengen fürdie Jahre 2000
und 200'1 betrachtet. Emissionsrelevant bedeutet, dass die Mengen der Stoffe, die zur
Herstellung anderer chemischer Erzeugnisse eingesetzt werden, herausgerechnet
sind, da sie in der Produktion vollständig vernichtet werden. Die Hauptmenge an
emissionsrelevanten Stoffen befindet sich zumeist in geschlossenen Systemen wie
etwa in Klima- oder Kälteanlagen. Sie werden aber auch als Treibmittel in Aerosol-
erzeugnissen und bei derVerschäumung von Kunst-/Schaumstoffen sowie als Lösch-
und Lösemittel eingesetzt. Die Wirksamkeit der ozonschichtschädigenden Stoffe wird
mit Hilfe des Ozonabbaupotenzials ODP (Ozon Depletion Potential) veranschaulicht.
lhre ozonschichtschädigende Wirkung tritt somit erst bei einer möglichen Freisetzung
auf, so dass es sich beim Ozonabbaupotenzial (ODP-Wert) eher um eine theoretasche
Größe handelt.

Wurden im Jahr 2000 insgesamt 10 928 Tonnen an ozonschichtschädigenden und
klimawirksamen Stoffen verwendet, so waren es 2001 noch I817 Tonnen. Umge-
rechnet in ODP-gewichteten Tonnen wurden demnach 587 Tonnen im Jahr 2001 ver-
wendet, gegenüber 1 151 ODP-gewichteten Tonnen im Jahr 2000.

Tab. 4: Verwendung emissionsrelevanter Mengen an ozonschicht-
schädigenden und klimawirksamen Stoffen 2000 bis 2001,
gegliedert nach ausgewählten Widschaft szweigen

zweigglied€rung
iwz 93)

ODP'gew .htete Tonnen

2000 2001
t\%

2000 2001
inl

lnsgesa.nt 10928 S817 -1111 -'10,2 1151 5a7 -564 -49,0
\,NZ 24

Chemische ndustrie 2 614 1 130 - 944 - 35,3 940 31 1 628 66,9

N,4aschinenbau 2 256 2256 1 0 75 62 -13 -17.0
WZ 34 H. v. Kraft-
wagenu. Kfz.-Te en 3287 3453 166 5,1 4 ll 7 1f5.O

wz 45
Baugewerbe 845 A75 30 3,6 22 21 - 1 - 4.7

Sonstige 1 867 1 503 364 -T9,5 111 1A2 71 64.0
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Sonstige WZ 9,6

wz24
Chemische lnduslrie
81,6

wz 4s
Baugewerbe 1,9

WZ 34 H.v. Krafi-
wagen u. Kfz-Teile 0,4

wz 29
l\,laschinenbau 6,5

Abb. 5: Anteil an der Gesamtmenge in ODP-gewichteten Tonnen 20001
nach Wirtschaftszweigen in Prozent

1 W rtschaftsqliederunq 0ry2 93)

Der Bückgang um 10,2 % in metrischen Tonnen gegenüber dem Jahr 2000 entspricht
somit einem Absinken von 49,0 % in ODP-gewichteten Tonnen. Die fast sjach so
hohe Abnahme in ODP-gewichteten Tonnen erkläft sich durch den vermehrten Einsatz
von so genannten Ersatzstoffen, die kein oder ein wesentlich geringeres Ozonzerstö-

Abb. 6: Anteil an der Gesamtmenge in ODP-gewichteten Tonnen 2001 l

nach Wirtschaftszweigen in Prozent

Sonstige WZ
31,0

wz 45
Baugewerbe 3,5

WZ 34 H.v. Kratt-
wagen u. Klz-Teile 1,9

wz29
iraschinenbau 10,6

wz24
Chemische lndusirie
53,0

1 W rtschaitsgliederung (WZ 93)

407



rungspotenzial aufweisen, aber weiterhin klimawirksam sind. Bei der Betrachtung von
ausgewählten Wirtschaftszweigen zeigt sich, dass z. B. ein Rückgang um 35,3 % in

metrischen Tonnen im Wirtschaftszweig 24 "Chemische lndustrie" ein Absinken um
66,9 % der ODP gewichteten Tonnen bewirkt.

Bezogen auf die eingesetzte Gesamtmenge ändert sich der Anteil der Chemischen
lndustrie am Gesamtaufkommen ozonschichtschädigender Stoffe von 8'1 ,6 70 im Jahr
2000 auf 53,0 % im Jahr 2001. lm Vergleich hierzu folgt aus dem Anstieg um 5,1 %
in metrischen Tonnen im Wirtschaftszweig 34 "Herstellung von Kraftwagen und
Kraftwagenteilen" eine Steigerung von 175 % in ODP-gewichteten Tonnen. Wird wie-
derum der Anteil an der Gesamtmenge betrachtet, so relativiert sich die Zunahme,
denn der Anteil am Gesamtaurkommen beträgt im Jahr 2001 lediglich 1,9 %. Die

Gruppe der "Sonstigen Wirtschaftszweige" veeeichnet gegenüber dem Jahr 2000
einen Zuwachs um 64 %. Am Gesamtaufkommen ändert sich somit ihr Anteil von
9,6 auf 31 Vo irn Jatu 2001. Zurückzuführen ist dies auf den Wirtschaflszweig 35

"Sonstiger Fahrzeugbau", der alleine 43,4 % der Gesamtmenge der sonstigen Win-
schaftszweige ausmacht.

19,2.3 Abfall

Ablallaufkommen

Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz fordert in erster Linie die Vermeidung von
Abfällen und in zweiter Linie die stoffliche oder energetische Verwedung. Die Ver-

wertung von Abfällen hat Vorrang vor deren Beseitigung. Um die Effektivität dieser

Abb. 7: Zusammensetzung des Ablallaufkommens im Jahr 2001 1

in 1 000 Tonnen

Bau- und Abbruchablälle
(einsch ießlich

SlraRenaufbruch)
243660

Besonders überwachungs
bedürfiqe Abl€i le
15830

Siedlungsabfälle
49371

Bergemalerial
aus dem Bergbau
49147

1 VorläuligesErget,nis.

408

Ablälle aus Produktion und Gewerbe
37173



umweltpolitischen Strategie bemessen und kontrollieren zu können, wird daran ge-

arbeitet, die Einzelerhebungen bei den einzelnen Abfallentsorgern in der Abfallsta-
tistik zu einem Gesamtabfallaufkommen zusammenzurechnen und den Fluss dieser
Abfallmenge gegliedert nach wichtigen Abfallgruppen in die Entsorgungswege dar-
zustellen.

Die Abfallgruppen Siedlungsabfälle, Bau- und Abbruchabfälle, Bergematerial aus dem
Bergbau, Abtälle aus Produktion und Gewerbe und die besonders überwachungsbe-
dürftigen Abfälle wurden als Eckpfeiler des Gesamtaufkommens definieft.

Das Abfallaufkommen für Deutschland zeigt in den vergangenen Jahren einen stei-
genden Trend. Waren '1ss6 noch 385,3 l\,4ill. Tonnen zu entsorgen, so stieg die N,4enge

bis 2000 auf 406,6 N4ill. Tonnen. Erst im Jahr 2001 sank das Abfallaufkommen wie-

der auf 395,2 [.4ill. Tonnen. Wie in Abbildung 7 zu sehen ist, macht die Menge der
Bauabfälle mit rund zwei Drittel des Abfallaufkommens die größte Abfallposition in

Deutschland aus-

Siedlungsabfälle

Die Siedlungsabfälle, die mit einer Summe von 49,4 l\rill. Tonnen im Jahr 2001 im-

merhin 12,5 % des Aufkommens bilden, beinhalten die Abfallmengen aus Haushalten
(s. Abb. 7) und die anderen Siedlungsabfälle.

An der mengenmäßigen Entwicklung der Abfallarten, die unter der Position Haushalts-

abfälle zusammengefasst werden, können Veränderungen im Verhalten der privaten

Endverbraucher festgestellt werden. Haushaltsabfälle sind zum Beispiel hausmüll-
und hausmüllähnliche Gewerbeabfälle, die über die ötfentliche Müllabfuhr eingesam-
melt werden, Sperrmüll, kompostierbare Abfälle aus der Biotonne und getrennl ge

sammelte Fraktionen. Sie betrugen im Jahr 2001 rund 36,3 lvlill. Tonnen. Die anderen

Siedlungsabfälle mit '13,1 t\,4ill. Tonnen im Jahr 200'1 sind zum größten Teil hausmÜll-

ähnliche Gewerbeabfälle, die nicht über die öflentliche Müllabfuhr eingesammelt
werden, Gaden- und Parkabfälle sowie eine kleine Nrenge an Straßenreinigungs-
und Marktabfällen.

ln den Jahren '1996 bis 2001 nimmt die Menge der getrennt gesammelten Abjall
fraktionen wie Glas, Papier und Leichtstoftuerpackungen von 9,8 Mill. Tonnen auf

13,4 Mill. Tonnen zu, das sind im Jahr 2001 37 9/o der gesamten Haushaltsabfälle
(Abb.8). Der gleiche Trend ist auch bei den kompostierbaren Abfällen aus der Bio-

Tab. 5: Aufkommen an Haushaltsabfällen pro-Kopf

'1996 1997 19S81 1SgS'? 2000 2001

Haushaltsabfä e pro-Kopi
(kg/Kop0

Elnwohner
(1 000 Einwohner)

428

42012

441

82057 42037

441

82163

457

42260

440

82 440

1 Hamburg te lweise geschä121.
2 Der lJmsueg aulden neuen Europäischen AbfalLarten kata og b€dingt e ne Ausweitung der mÖglichen

Abfa lschlüssel und dadurch eine Versch ebuno n den Abf3llmengen der Unterposltionen.
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Abb. B: Haushaltsabfälle 20011
in 1 000 Tonnen

Komposli€rbare Abf älle
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Geweli)eabfälle
16466

Spefimü112676

andere gelrennt
gesammelre Fraktionen

13364

I Vorläuäges Ergebnis

tonne zu beobachten. Daraus kann geschlossen werden, dass sich das Bewusst-
sein der Bevölkerung im Hinblick auf die Wiederverwertbarkeit der Abtälle geschärft
hat. Der Trend geht zur verstärkten Abfalltrennung und Kompostierung der Haus-
haltsabfälle. Pro Kopf wurde in Deutschland im Jahr 2001 440k9 Hausmüll ein-
gesammelt.

Einsammlung von Verpacku ngen

Die eingesammelten Verpackungen sind Teil des Ablallaufkommens. Es muss unter-
schieden werden zwischen den bei den privaten Endverbrauchern eingesammelten
Verkaufsverpackungen, dle zu den getrennt eingesammelten Fraktionen der Haus-
haltsabfälle zählen, und den Transpod- und Umverpackungen, die den Abfällen aus
Produktion und Gewerbe zugeschlagen werden.

ln der Tabelle 6 wird die getrennte Einsammlung von Verpackungen dargestellt. Ver-
packungen belasten die Umwelt bei der Produktion, beim Transpod und anschlie-
ßend bei ihrer Entsorgung. Mit der vorgeschriebenen getrennten Einsammlung von
Verpackungen soll die weitgehende Wiederverwertung der Verpackungsmateria-
lien sichergestellt werden. Dadurch werden einerseits Bohstoffe und Energte ern
gespaft, andererseits gehen die Haus- und Gewerbemüllmengen zurück. Der größte
Teil (68 % im Jahr 2002) der getrennt eingesammelten Verpackungen wird in Sortier-
anlagen sortiert um anschließend verwertet werden zu können. Das ist insbesondere
bei den im Dualen System durch Gelbe Säcke oder Container qesammelten Gemi-
schen von verschiedenen Verpackungsmaterialien (diese stellen den überwiegenden
Teil der Leichtstoff-Fraktionen) erforderlich, um eine sinnvolle Verwertung zu ermög-

410



lichen. Aber auch bereits getrennt eingesammelte lMaterialien, wie zum Beispiel Alt-
glas werden in speziellen Vedahren nachsortiert. lmmerhin 32 ya de( im Jahr 2002
eingesammelten Verpackungen konnten ohne weitere Sortierung an Verwerterbe-
triebe geliefed werden.

ln den Jahren 1996 bis 2000 stieg die eingesammelte Verpackungsmenge stetig an.
Daraus kann man schließen, dass sich das Sammelverhalten von Bevölkerung und

Betrieben positiv entwickelt hat. lm Jahr 2001 war das Gesamtgewicht der einge-
sammelten Verpackungen erstmals tr],it -1,8 o/b leicht rückläufig, 2002 nahezu gleich-
bleibend. Ursache für den Rückgang ist insbesondere ein zunehmender Wechsel von
schweren Glasverpackungen hin zu leichten Kunststoffverpackungen.

Tab. 6: Einsammlung von Verpackungen von 1996 bis 2001

in 1 000 Tonnen

Veöle b

1000r

lnsgesamt 1996
lnsgesamt 1997
lnsgesamt 1998
lnsgesamt 1999
lnsgesamt 2000
lnsgesamt 2001
Insgesaml 2002

s 265,0 6114,0 30S5,2 55,8
9877,6 6542,1 3319,1 16,4

10 303,8 6 668,3 3620,4 15,1
10a21,2 7080,7 371S,S 20,6
11 313,2 7 511,2 37S2,0 10,0
11110,5 7 312,7 3791,S 5,9
11 12A,O 7 549,1 3572,4 5,6

TranspotT-, Ufi- und Verkaufsverpackungen, bei Gewefue
und lndustie eingesammelt 2002

;i*wffii'jZusammen
für n cht schadstoff-
halt ge Füllguler
Glas
Papier, Pappe, Karlon
Metalle
Kunststoffe
Holz
Verbunde
sonstige I\,4aterialien
für schadstoffhaliige
Fü lgüter

4 549,2
81,7

3039,5
107,6
238,5
406,0

51,7
624,2

4.3
0.1
2,2

1,0
0,6
0,1
0.4

5.7 1,4 3.6 4,7

ve rka u f sve r pa cku n ge n, be i p rivaten E nd verb rau che rn
eingesatnnelt 20O2

6573,1 5257,5 1315,0 0,6Zusammen
davon:
Leichtsioff -Fraktionen
Papier, Pappe, Karton
Glas
Kunststof{e
Meta e
Verbunde

2 404,2
1579,8
2 468,3

37,3
71,4

8,1

225O,7
37,4

1377,5
34,6

110,6
144,4
38,8

547,3

2 408,2
1 407 ,4
1 392,8

14,9
30,2

4,1

44,2
1659,8

73,0
126.8
261,0

12,4
76,4

't72,4

1075,5

4 t,2
3,9

0,1
0,'l
0,3

eingesammelte
Menge

insgesamt
bei SonieF

anlagen betrieben
sonstiger

Jahr

0,1
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19.2.4 Wassergewinnung und Abwasserbeseitigung

Wasser ist lebensnotwendig für die Existenz von Mensch und Tier und spielt auch eine
bedeutende Rolle im Wirtschaftskreislauf . Durch die Entnahme von Wasser aus der
Natur kann der natürliche Wasserkreislauf gestört und durch die Abgabe von Wasser
an die Natur in Form von Abwasser können Ökosysteme belastet werden.

lm Flahmen der Umweltökonomischen Gesamtrechnungen stellen die Wassedluss-
rechnungen die Bilanzierung der Wasserflüsse von der Entnahme von Wasser aus der
Natur über die lnanspruchnahme im Wirtschaftskreislauf und bei den Privaten Haus-
halten bis zur Abgabe von Wasser an die Natur für alle Wirtschaftsbereiche dar. Um
die gesamte Wasserentnahme der Wiftschaft und der Privaten Haushalte zu be-

Tab. 7: Wasserfluss zwischen Natur und der Wiftschaft und innerhalb der
Wirtschaft 1991 und 2001 - Widschaftsbere che

1991

41 492Aus der Natur entnommen
Frernd- und Regenwasser
Grund-, Oberf lächenwasser etc.

+ Frerndbezug
= Wassereinsatz

+/- Wassereinbau !n abzg . Wasser-
ausbau aus anderen Materialien

= Abgabe von Wasser
an die Natur

41 492
1 916

43408

83
3 467
3550

51 245
3369

47 875
-8

51237

3 36S
3369

6300
-5400

s00
10

3379
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rechnen, werden die Daten der Wasserstatistik um Zuschätzungen für einzelne Wirt-
schaftsbereiche oder -gruppen, wie Landwirtschaft und Dienstleistungen, ergänzt.

Das jährliche Wasserangebot wird in Deutschland im langjährigen Durchschnitt aui
188 lvrd. Kubikmeter geschätzt, davon wurden 2001 43,9 Mrd. Kubikmeter Wasser

für den Einsatz ln den Wirtschaftsbereichen und Jür den Konsum der privaten Haus

halte aus der Natur entnommen [tab. 7). Davon waren 38,7 Mrd. Kubikmeter Grund-,

Oberflächen- und Quellwasser sowie Llferfiltrat und 5,2 Mrd. Kubikmeter Fremd- und

Regenwasser. 43,7 Mrd. Kubikmeter Wasser wurden in Form von Abwasser oder
Verdunstung an die Natur abgegeben.

Die Entnahme von Wasser aus der Natur ist 2001 gegenüber 1991 um 14,3 % zu-

rückgegangen. Die Gründe für den sparsameren Umgang mit Wasser sind vielfältig.

Die Wirtschaftsbereiche haben die l\,lehrfach- und Kreislaufnutzung von Wasser bei

der Produktion erhöht. Wasser durch anderen Materialien substituiert und moderne
wassersparende Technik einqesetzt. Auch in den privaten Haushalten werden ver-

mehrt Haushaltsgeräte verwendet, die weniger Wasser benötigen.

Von dem gesamten Wassereinsatz in Höhe von 43,9 N4rd. Kubikmeter Was§er ent-
fielen 93 % im Jahre 2001 auf die Produktion und 7 % auf die privaten Haushalte
(s. Abb.9). Weit mehr als die Hälfte des Wassereinsatzes im lnland entfiel auf den

Wirtschaftsbereich "Energieversorgung. (58 o/o), wo es fast ausschließlich zur Kühlung

Abb. 9: Wassereinsatz nach Wirtschaftsbereichen 2001

Land- und Foßlw nschsn
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lnsgesaml
43892 Mill. m3
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verwendet wurde. Nennenswerte Anteile am Gesamtwassereinsatz hatten auch die
Wiftschaftsbereiche "Chemische 1n6rs1;e" (B %), "Kohlenbergbau" (4 %), .Metatl
erzeugung und -bearbeitung" (2 oÄ), 

"Papiergewerbe,, (1 %) und die "Landwirtschaft,
Forstwirtschaft, Fischerei" (1 o%). Beim Wassereinsatz des Bereichs "Gewinnung von
Kohle und Tot{" handelt eS Sich fast ausschließlich um ungenutzt abgeleitetes Gru-
benwasser, bei dem Wirtschaftsbereich .Landwirtschaft, Forstwiftschaft, Fischerei.,
dominiert das Bewässerungswasser.

lm Folgenden werden Ergebnisse der Wassergewinnung und Abwasserbeseitigung
aus der Wasserstatistik dargestellt. Dabei steht nicht der Gesamtrechnungsansatz
im Mittelpunkt der Betrachtung, sondern die Daten werden nach den Nutzungsberei-
chen der Wasserstatistik gezeigt.

lm Jahr 200'1 wurden in der Bundesrepublik Deutschland rund 38 Mrd. Kubikmeter
Wasser gewonnen, davon allein 84 9/o aus Oberflächengewässern einschließlich
Uferfiltrat. Weitere 16 o/o stammten aus den Grund- und Ouellwasservorkommen.
Dieses ist aufgrund seiner Qualität von vorrangiger Bedeutung für die öffenfliche
Trinkwasserversorgung. Dementsprechend ist es mit einem Anteil von 74oÄ die
überwiegend genutzte Ressource für die Wassergewinnung der öffentlichen Was-

Tab.8: Wassergewinnung 2001 in Deutschland
in Mill. Kubikmetern

gewinnung
nsgesanrt

Grund-
und Quell-

Ober-
flächen- filtrat

Öff Dntl che Wasserversorgung
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe
Wasserversorquag be Wärmekraft-

werken fLrr die ölfentl che Versor!:lung
lnsg€samt

5409
7 160

4011
2151

1 118
5145

280
465

38006 6204
24111
31036

21

Wirtschattszweig

serversorgung. Den größten Teil des insgesamt in Deutschland gefördeden Wassers
benötigen jedoch die Wärmekrattwerke für die öffentliche Elektrizitätsversorgung.

Das Wasser wird überwiegend wieder als Abwasser (35 Mrd. Kubikmeter) in die Na-
tur zurückgeleitet. Weiterhin gelangen über die ötfentlichen Kanatisations und Ab-
wasserbehandlungssysteme 5 Mrd. Kubikmeter Fremd- und Niederschlagswasser in
die Oberflächengewässer

Am insgesamt in Gewässer einqeleiteten Abwasser macht der Kühlwasseranteil 2001
tund 7O yo aus. Dieses Abwasser bleibt in der Regel unbehandelt. Es fließt - zwar in
der Regel nicht verschmutzt, aber erwärmt - direkt in ein Oberflächengewässer oder
in den lJntergrund. Weitere 30 7o des Abwassers stammen aus dem häuslichen und
industriellen Sektor. Diese Abwässer beeinflussen je nach Belastung die Wasser-
qualität der Flüsse und Seen des Bundesgebietes. Gefährdet wird hierdurch nicht
nur das Oberflächenwasser. sondern indirekt das Grundwasser, das insbesondere
der Trinkwasserversorgung dient.
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Rund ein Viertel (knapp 1'1 Mrd. Kubikmeter) der Abwassermenge wurde in öffent-
lichen und industriellen Kläranlagen behandelt. Während im industriellen Bereich
neben der biologischen Reinigung auch mechanische, chemische oder chemisch-
physikalische Verfahren eine Rolle sprelen, gibt es bei der Öffentlichen Abwasser-
beseitigung heute fast nur noch biologische Vetfahren (mit zusatzstufen). Fast 100 %
des in öffentlichen Abwasserbehandlungsanlagen anfallenden Abwassers wurde
biologisch gereinigt.

Das Abwasser der privaten Haushalte wurde 2001 größtenteils durch öffentliche
Anlagen gesammelt und abgeleitet. Rund 95 % der Bevölkerung sind an ein mittler-
weile ca. 486 159 km langes Kanalnetz - das entspricht etwa dem elfmaligen Erdum-
fang - angeschlossen. Etwa 93 9/o der Bevölkerung verfügen über einen Anschluss
an zentrale Abwasserbehandlungsanlagen, rund 5 0% sind an dezentrale Kleinklär-
anlagen oder abflusslose Gruben angeschlossen.

Tab. 9: Abwasserbeseitigung 2001 in Deutschland
in Mill. Kubikmetern

Darunter
biologisch

10 523'z

5745

10 473

891

10 458

669

D;iltl
KÜhI-

x

4454 4160

50Öl{ent iche Abwasserbese t gung
Abwasserbeseitigung im Bergbau
und Verarbeitenden Gewerbe
Abwasserbesertigunq be
Wärmekraflv/erken f Llr

d e öffentliche Versorgung
lnsgesaml

24 324
40 592

46
11410

4
11 131

24 278
29181 24414

1 ln ein Gewässerbzw. in den Untergrund.
2 Elnschl. Niederschlags und Fremdwasser

1 9.2.5 Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen

Die Erhebung umfasst Unfälle beim Umgang und bei der Beförderung wassergefähr-
dender Stoffe. lJnter Umgang ist das Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Herstellen, Be

handeln und Verwenden einschlieBlich des innerbetrieblichen Transpofts zu ver
stehen. lm Jahr 2002 ereigneten sich in Deutschland 2 357 LJnfälle mit wassergefähr-
denden Stoffen. Dabei wurde ein Volumen von 4 705 Kubikmeter freigesetzt, wovon
3 323 Kubikmeter nichi wiedergewonnen werden konnten, d. h. in der Umwelt ver-
blieben. ln der Mehrzahl der Unfälle (72 cyoJ warcn Stoffe der Wassergefährdungs-
klasse 2 betrotfen. Dazu gehören zum Beispiel Heizö|, Benzin und Dieselkraftstotf. Sie
bildeten jedoch nur 16% des freigesetzten Volumens. Stark wassergefährdende
Stoffe mit Wassergefährdungsklasse 3 wie Altöle, Bohbenzin und Quecksilber wurden
bei 11 % der Unfälle Jreigesetd. Der Anteil der schwach wassergelährdenden Stoffe
(Wassergefährdungsklasse '1) wie schweres Heizö1, N.4ethanol und schweflige Säure
betrug 6 9/o. Einen Anteil von 70 o% am freigesetzten Volumen, aber nur 11 Vo det Un-

Dißkt ein-
geleitetes

insgesamtl

Behan-
dehes
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1997 1998 19S9 2000 2001 2042

unfä le
Anzahl

2785 2665 2630 2620 2514 23s7

m3

4074 5'178 6980 6829 5026 4705Freigesetaes Volumen
Nicht wiedergewonnenes
Volumen
Prozent

1 833
45

3 466
67

4 589 2 5'16
37

2571
5'1 71

fälle bildeten Stoffe mit unbekannter Wassergefährdungsklasse. Hierin sind mehrere
Unfälle mit größeren l,4engen Gülle, Jauche oder Silagesickersaft enthalten, die nicht
in Wassergefährdungsklassen eingestuft werden. lnsgesamt beliefen sich die Kosten
der l\,4aBnahmen zur Schadensbegrenzung auf 10,5 Mill. Euro.

Tab. 10: Untälle mit wassergefährdenden Stoffen
(Freigesetztes und nicht wredergewonnenes Volumen)

19.3 Umweltzustand

Eine besonders schwierige Aufgabe ist es, die durch umweltbelastende Aktivitäten
verursachten Umweltveränderungen statistisch zu efassen. Zwar liegen vielfältige
Einzelinformationen aus Messnetzen, Verwaltungsunterlagen und Forschungspro-
jekten vor, aber gleichzeitig fehlen in der Regel bundesweit einheitlich edasste und
aussagekräftige Daten für diesen Bereich. Daher wurden L4ethoden für eine syste-
matische Umweltbeobachtung in ausgewählten Regionen bzw. durch repräsentative
Stichprobenerhebungen erarbeitet. Hierzu zählt u. a. das vom Statistischen Bundes-
amt entwickelte Konzept einer .Ökologischen Flächenstichprobe«, mit deren Hilfe für
das gesamte Bundesgebiet Zustand und Entwicklung der Qualität von Landschaft
und Ökosystemen - insbesondere auch hinsichtlich der Biodiversität - ermittelt wer-
den können. Allerdings konnten diese Konzepte bisher noch nicht eingesetzt werden,
so dass entsprechende lnformationen zum LJmweltzustand in Deutschland weiterhin
nicht im erwünschten Maße vorhanden sind. Die nachfolgenden Kapitel beleuchten
insofern nur einzelne Aspekte von Zustandsveränderungen hinsichtlich spezieller
Fragestellungen, die zu Beginn der 8oer-Jahre besonders dringlich erschienen und
deren statistische Erfassung daher frühzeitig in Angriff genommen wurde.

1 9.3.1 Waldschäden

Seit Ende der 7oer-Jahre wurden in Deutschland zunehmend flächenhafte Wald-
schäden registriert, die sich nicht mehr ausschließlich auf natürliche Ursachen wie
Schädlingsbefall, Windwurf, Schneebruch, Wildschäden und sonstige bekannte Ur-
sachen zurückführen ließen.
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Zur Beudeilung des Zustandes der Wälder werden seit '1984 iährlich Waldschadens-
erhebungen durch die Landesforstverwaltungen durchgeführt. LJm die Schadensent-
wicklung über lange Zeiträume beobachten und den Umfang der Schäden verglei-
chen zu können, sind die Abgrenzungen nach verschiedenen Schadensklassen bis
heute beibehalten worden, wenngleich die einzelnen Schadstufen nach der Entlau-
bung/Entnadelung bzw. Vergilbung inzwischen differenzierter betrachtet werden.

Nach den jährlichen Waldzustandsberichten der Bundesregierung sind die Ursachen
für diese Schäden vielschichtig. Neben den Dauerbelastungen durch Luftschadstoffe
und aufgrund von Standortfaktoren beeinflussen auch andere Faktoren, etwa Witte-
rungsextreme wie Trockenperioden oder Temperaturstürze sowie unterschiedlicher
Befall mit Schadorganismen den jeweiligen Kronenzustand der Waldbäume.

ln den letzten 20 Jahren hat sich das Wissen über die Waldökosysteme und über das
Ausmaß ihrer Belastung sowie über die Auswirkungen der Luftverunreinigung auf un-
sere Wälder deutlich erweitert. Zahlreiche MaRnahmen zur Verbesserung der Luft-
qualität führten zu gesünderen Wäldern. Jedoch sind 20 Jahre für das Leben des
Waldes eine relativ geringe Zeitspanne und die edolgreiche Schadstotfreduzierung
in der Luft bedeutet nicht gleichzeitig auch eine Reduzierung der über viele Jahr-
zehnte angesammelten Schadstotfeinträge in die Böden. Damit die Wälder ange-
sichts der sich ändernden Klimabedingungen mit immer häuiiger werdenden Ex-
tremwitterungsbedingungen wie Orkane, Hochwasser wie im Sommer 2Oo2, odet
Trockenheit wie im Sommer 2003 ohne größere Schäden überstehen können, müs-

Abtl. 10: Flächenanteil derWaldschadensstufen 1984-20031
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1 Ergebnis der Waldschadenserhebungen (Ermittung der Landesiorsiverwaltungen). Der Gesund
heitszustand wird durch die Beobachtung der Baumkroner !r,ährend der Vegetatlonszeil ermitteli.

Oue//ej Bundesministerium für Verbraucherschutz. Ernährurg und Landwldschaft.
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sen weitere Anstrengungen unternommen werden, um die Wälder gesünder und
damit widerstandsfähiger zu machen.

Unbesehen aller regionalen und baumartenspezifischen Unterschiede zeigen die Er
gebnisse der Waldschadenserhebung der letzten Jahre, dass sich die seit 1991 zu
beobachtende allmähliche Verbesserung des Kronenzustandes nicht weiter fortset,
zen konnte. Die deutlichen Schäden sind von 30 % im Jahr '1991 auf 2'1 ya im Jaht
1998 zurückgegangen. Eine weitere Reduzierung konnte seit dem nicht erreicht
werden. 46 yo der Waldfläche war 2003 schwach geschädigt, ohne erkennbare
Schadmerkmale waren 31 o/o. Die Waldschadenserhebung belegt zudem, dass äF
tere Bäume von Kronenverlichtungen wesentlich stärker betroffen sind als junge.

Für einzelne Baumarten stellen sich die Schadmerkmale recht unterschiedlich dar:
Nach einer anfänglichen Verschlechterung des Zustandes Anfang der g0er-Jahre
(1992: 30 %) und einer darauffolgenden Verbesserung (1996: 22 %), stagnieren in den
vergangenen fünf Jahren die deutlichen Schäden bei der Fichte auf einem hohen Ni-
veau von Über 25 9/n

Bei der K/efer hat der Anteil der deutlichen Schäden von 1991 bis '1S98 kontinuierlich
abgenommen und mit 10 % das niedrigsle Niveau aller Baumarten erreicht. Aber auch
hier konnte sich die Entwicklung nicht fortsetzen. lm Jahr 2003 waren 13 ya der Kie-
fern deutlich geschädigt.

Die Buche ist mit etwa 14 Vo Anteil an der Waldlläche die am weitesten verbreitete
Laubbaumad in Deutschland. Nach einer Zunahme von acht Prozentpunkten gegen-
über dem Vorjahr auf 40 % bei den deutlich geschädigten Bäumen im Jahr 2000 ging
in den beiden Folgejahren der Anteil wieder auf das Ausgangsniveau zurück (2003:
30 %). Damit lag der Anteil an deutlich geschädigten Buchen dennoch weiterhin er-
heblich über dem Ausgangsniveau des Jahres '1984 von 13 %.
Von wenigen Ausnahmen abgesehen hat die Kronenverlichtung bei der E/che bis zum
Jahr 1996 (47 %) ständig zugenommen (1984: I %). Die Eiche entwickelte sich zu der
am gravierendsten geschädigten Baumart. Seit dem Jahr 1997 war eine kontinuier-
liche Verbesserung des Kronenzustandes der Eichen zu vermerken (2002: 29 %). lm
Jahr 2003 konnte dieser Trend nicht fortgesetzt werden. Es waren 39 % der Bäume
deutlich geschädigt.

ln der langfristigen Betrachtung ist zu erkennen, dass die Schädigungen der Nadel
bäume deutlich unter den zu Beginn der Erhebung ermittelten Werten liegen. Dagegen
stieg der Flächenanteil deutlich geschädigter Bäume bei den Laubbaumarten Buche
und Eiche mit teilweise erheblichen jährlichen Schwankungen und iegt heute weit
über dem Ausgangsniveau von 1984.

19.3,2 Gefährdete Tiere und Pflanzen

Artengefährdung und vernichtung resultieren meist aus der Veränderung oder Zer-
störung der natürlichen Lebensräume. Besonders bedroht sind Gebiete, die aufgrund
ihrer besonderen Standortbedingungen ohnehin einen geringen Raum einnehmen
(beispielsweise Feuchtgebiete und Trockenrasen). Während die Landwirtschaft in
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früheren Jahrhunderten wesentlich zur Entstehung und Pflege einer hohen Arten-
vielfalt beigetragen hat, wurde sie in den letzten 40 Jahren zu einem Hauptverur-

sacher der Artenverarmung. Die Gründe liegen in der Nivellierung nährstoffarmer,
trockener oder nasser Standorte zugunsten landwirtschaftlich besser geeigneter

Produktionsbedinqungen, ln Flurbereinigungsmaßnahmen und lntensivierung durch
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, [/]ineral- und Wirtschaftdüngern. Des Weiteren
werden Lebensräume und Arten durch Straßenbau und Verkehr, durch Siedlungs
bau, den Tourismus oder durch Landschaftseingriffe bei der Rohstoffgewinnung ge-
fährdet und dezimiert.

Der aktuelle Gefährdungsgrad von Lebensräumen, von Tieren, Pflanzen, Pilzen oder
Flechten wird in Deutschland seit mehr als 20 Jahren durch sogenannte "Rote Listen"
dokumentiert, die in größeren Abständen (etwa alle 10 Jahre) vom Bundesamt fÜr

Naturschutz bearbeitet und veröffentlicht werden. Als Bezug und Vergleichsmaßstab
für die Bewertung der aktuellen Gerährdung dienen die Artenvorkommen aus der
l\,4itte des 19. Jahrhundeds. Die Listen basieren vor allem auf der Einschätzung vieler,

meist ehrenamtlicher Experten für die verschiedenen Lebensraumtypen, Regionen
und Artengruppen, also nicht auf einer standardisierten Erhebung des Statistischen
Bundesamtes.

ln der Boten Liste der Tiere wurden bisher von ca. 45 000 heimischen Tieraften rund
16 000 Arten (35 %) hinsichtlich ihrer Gefährdung bewedet (Stand 19s8). N,'lit 54 %
gelten nur die Hälfte der untersuchten Gruppen als ungefährdet (bzw. es liegen keine
ausreichenden Daten zur Bewertung vo4. 3 % sind ausgestorben oder verschollen.
36 % gelten als aktuell (nach unterschiedlichen Kategorien) gelährdet und 3 % stehen
in einer Vorwarnliste. Weitere 4 % sind generell sehr selten anzutreffen. Weitere Diffe-
renzierungen nach Tierartengruppen sind der Tabelle 1'1 zu entnehmen. Besonders
gefährdet sind Reptilien und Amphibien, aber auch Süßwasserfische.

Abb. '1 '1: Gefährdung von Tierarten
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Abb. 12: Gefährdung von Pflanzenarten
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Tab. 1 1 : Tier- und Pflanzenartengruppen nach dem Grad ihrer Gefährdung

darunter
Farn- und Blütenpfl anzen
I\,400se
Flechten
Armleuchteralgen
Großpilze

Tierc
darunter
Säugetiere
Brutvögel
Kriechtiere
Lurche
FischdRundmäuler
(MeeMasser)

F sche/Rundmäu er
(Süsswasser)

Großschmetterlinoe
Kaler'

'1996 13 907 4 29 58

63
40
39
TO

68
5419S8

100
256

14
21

5
11
t3

1

3

27
35
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27
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62
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6
,_t

3

8
7
0
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0

3
6
6
5
I
4

5
11

0
5

6
0
0

41
49
21
24

207 2 6

5
1

6
2
4

73

7A
1 450
5 984

64
31
41

026
10 51
054

1 Beinhallei die Gefährdungskategorien: Vom Ausstedren bedroht, stark gelährdet, gefährdet, cefähr
dung anzunehmen.

2 Ohne Lauf und Sardlau{käfer.

Que/h: Nach Bundesamt für Naturschut? (8fN): Daten zur Nalur2002.
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Für die Rote Liste der Pflanzen gingen etwa die Hälfte der 28 000 heimischen Pflan-
zen in die Beweftung ein (Stand 1996). Hier gelten 58 o/D der untersuchten Gruppen
als ungelährdet bzw. es liegen keine ausreichenden Dalen vor 4 Vc' sind ausgestor-
ben oder verschollen, 29 o/o gelten nach verschiedenen Kategorien insgesamt als ge-
fährdet, 3 9/o stehen darüber hinaus auf der VoMarnliste. Als extrem selten gelten 7 %
aller untersuchten Pflanzenarten. Eine weitere Differenzierung nach ausgewählten
Artengruppen zeigt unterschiedliche Gefährdungsgrade. Eine hohe Gefährdung gilt
beispielsweise für Armleuchteralgen.

Obwohl bei der Bestandssicherung bedrohter Pflanzen- und Tierarten in Einzelfäl
len Erfolge verzeichnet werden konnten, ist eine generelle Trendwende nicht in Sicht.
Von den 21 Themen der Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland befasst sich ein
lndikator mit der Artenvielfalt. ln einer ersten, noch unbefriedigenden Berechnung
wurde ein lndex aus '11 Arten, davon 10 Vogelarten gebildet. Zur Zeit wird dieser ln-
dikator erweitert und verbessert.

1 9.3.3 Gesundheitsbeeinträchtigung der Bevölkerung

Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen Umweltbelastungen und Gesundheits-
beeinträchtigungen beim Menschen kann nur selten eindeutig nachgewiesen wer-
den. lnsbesondere können Wechselwirkungen verschiedener Risikomerkmale un-
tereinander nach dem derzeitigen Stand der Forschung nicht angemessen erfasst
werden. lnsofern sind statistische Ergebnisse über eindeutlg als umweltkedingt ein

zuordnende Erkrankungen der Bevölkerung nicht verfügbar. Dagegen gibt es eine
Reihe von Faktoren, die als umweltbedingte Gesundheitsrisiken betrachtet werden.

Der "Gesundheitsbericht für Deutschland". der 1998 vom Statistischen Bundesamt
herausgegeben wurde, nennt hierzu vor allem unerwünschte Stoffe in Nahrung und
Trinkwasse( Belastungen von Außen- und lnnenluft sowie Lärm.

Zu den unerwünschten Stoffen in Nahrung und Trinkwasser zählen Bückstände von
Pflanzenbehandlungsmitteln sowie Tierarzneimitteln, polychlorierte Biphenyle (PCB),

toxische Schwermetalle, Badionukleide, N4ykotoxine (Stoffwechselprodukte niede-
rer Pilze), aromatische Kohlenwasserstoffe sowie Nitrit und Nitrat. Die in den Jahren
19S'1 bis '1993 von 19 amtlichen Untersuchungsanstalten durchgeführten Analysen
auf Bückstände von Pflanzenbehandlungsmitteln in Obst ergaben bei 43,4 % keine
messbaren Rückstände, in 2,7 % der Fälle lag eine Höchstmengenüberschreitung bei
mindestens einem Wirkstoff vor. Vergleichbare Untersuchungen bei Gemüse zeigten
bei 65,3 % der Proben keine Rückstände, in 2,4 yn dq Fälle waren die erlaubten
Höchstmengen überschritten. Rückstände von Tierarzneimitteln wurden bei Unter-
suchungen tierischer Lebensmittel im Jahr 1994 bei weniger als einem Prozent der
Proben festgestellt. Bei regelmäßigen untersuchungen der lvlilch wurden bei ein bis
drei Promille der Proben Rückstände von Tierarzneimitteln beobachtet.

lm Hinblick auf die menschliche Gesundheit ist die Belastung der Außenluft durch
Schwefeldioxid, Schwebstaub, Stickstoffdioxid sowie Ozon von besonderem lnte-
resse. Vergleichende Untersuchungen, die in Deutschland, Dänemark und in der
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Schweiz durchgeführt wurden, lassen ein erhöhtes Risiko, an chronischer Bronchi-
tis und Asthma zu erkranken, vermuten.

Darüber hinaus können erhöhte Ozonkonzentrationen im Sommer zu Einschrän-
kungen der Lungenfunktion und der körperlichen Leistungsfähigkeit führen. Auch
Allergien werden mit Außenluftverschmutzungen in Verbindung gebracht. Allerdings
zeigen entsprechende Untersuchungen keinen eindeutigen Zusammenhang. So sind
beispielsweise in den ehemals stark belasteten lndustrieregionen Ostdeutschlands
weniger A lergien festgestellt worden als in Westdeutschland und auch eine vermu-
tete Angleichung zwischen Ost und West im Verlauf der Anpassung der Lebens- und
Umweltverhältnisse fand bisher nicht in dem erwarteten lvlaß statt.

Bei der Belastung der lnnenluft spielen vor allem dre verwendeten Baumaterialien
und die von ihnen möglicherweise abgegebenen Stoffe wie polychlorierte Biphe-
nyle (PCB), polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK), Pentachlorphenol.
Formaldehyd, Asbestfasern, Lindan und halogeniefte Kohlenwasserstoffe eine Rolle.
Nach Einschätzung der Autoren des Gesundheitsberichts können hier selbst geringe
Konzentrationen gesundheitlich bedeutsam sein.

Lärm ist als lJrsache gesundheitlicher Beeinträchtigungen in den vergangenen Jah-
ren eingehend untersucht worden. Verschiedene Studien haben gezeigt, dass mit
der Lärmbelastung das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen sowie Krankheiten
des Verdauungssystems steigt. lvlodellrechnungen des Umweltbundesamtes haben
ergeben, dass knapp 16 o/o der Bevölkerung in Westdeutschland tagsüber mit einem
straßenverkehrsbedingten Lärmpegel belastet sind, bei dem gesundheitliche Beein-
trächtigungen befürchtet werden müssen (mehr als 65 Dezibel [4). Nachts können
Schlafstörungen und damit Gesundheitsbelastungen bereits bei einem Lärmpegel
von mehr als 50 Dezibel(A) auftreten. Einem solchen Lärmpegel sind nach Angabe
des Umweltbundesamtes rund 31 D/o der Bevölkerung regelmäßig ausgesetzt.

19.4 Umweltschutz

19.4..1 lnternationales Umweltrecht

Die Bedrohung der natürlichen Lebensgrundlagen durch Umweltverschmutzung
macht vor L-iändergrenzen nicht Halt und ist ein internationales Problem. Deshalb
bleibt auch der Erfolg räumlich begrenzter LrmweltschutzmaBnahmen beschränkt. Die
Europäische Union trug diesem Tatbestand Rechnung, indem sie auf der Grundlage
ihres Umweltaktionsprogramms von 1973 eine Vielzahl bedeutsamer Umweltschutz-
richtlinien erließ. Alle Mitgliedstaaten sind verpflichtet, diese Richtlinien, die l\4indest-
anforderungen festlegen, in nationales Recht umzusetzen. Die im Juni 1985 getrof-
fene Entscheidung über die sukzessive Einlührung des schadstotfarmen Autos (vgl.
19.4.4) zeigt allerdings die Schwierigkeiten, zu einer für alle Länder befriedigenden
Lösung zu kommen. Neben diesen Regelungen auf EU-Ebene treten eine Reihe wei-
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terer internationaler Abkommen, die sich vornehmlich auf Fragen des Gewasser-
schutzes, der Luftreinhaltung und der Abfallwidschaft beziehen.

Nicht zuletzt die KonJerenz der Vereinten Nationen über [Jmwelt und Entwicklung ]m
Juni 1992 in Flio de Janeiro, die Klimakonferenz im März '1995 in Berlin, der Kyoto-
Gipfel im Dezember 1997, die Konferenz von Buenos Aires lm November 1998, die
Klirnakonferenzen von Bonn 1999, Den Haag 2000 und die Konferenz von Bonn im
August 2001 haben gezeigt, wie schwer internationale Vereinbarungen im Umwelt-
schutz und -recht, gerade im Hinblick auf den sich verschärfenden Nord-Süd-Konflikt,
erreicht werden können. Das Abkommen von Kyoto, nach dem alle sechs maßgebli-
chen Treibhausgase in der Periode 2008 bis 2012 insgesamt um 5,2 % (Basis 1990)

verringert werden sollen, muss nunmehr durch die konkrete Ausgestaltung dauerhaft
gesichert werden. Auf der Bonner Klimakonterenz 2001 wurden auf Wunsch der USA
Speichermedien für Kohlenstofi wie Wälder und landwirtschaftliche Böden ange
rechnet, was die ursprünglichen Ziele des Kyoto-Protokolls über die Reduktion von
Treibhausgasen relativiert.

19.4.2 Ausgaben für Umweltschutz

Ein wichtiger Ansatzpunkt für die statistische Beschreibung von Umweltschutzmaß-
nahmen sind monetäre Größen, wie die Ausgaben für Umweltschutzeinrichtungen.
Die folgenden Daten über Ausgaben für lJmweltschutz - das ist die Summe aus
lnvestitionen und lau{enden Ausgaben für den Betrieb von Umweltschutzeinrich-
tungen - beschränken sich auf die Bereiche Abfallbeseitigung, Gewässerschutz,
Lärmbekämpfung sowie Luftreinhaltung. Dabei wird auch über Umweltschutzaus-
gaben der immer bedeutsameren privatisierten öffentlichen Entsorgungsunterneh-
men berichtet.

Die Ausgaben für Umweltschutz des Produzierenden Gewerbes, des Staates und der
privatisierten öffentlichen Entsorgungsunternehmen betrugen im Jahr 2000 insgesamt
30,1 Mrd. Euro, dassind 1,5 % des Bruttoinlandsprodukts. Demgegenüber hatten die
Umweltschutzausgaben dieser Bereiche im Jahr '1994 bei 34,6 N-4rd. Euro und damit
bei 2 % des Bruttoinlandsprodukts gelegen. Während von 1994 bis 1996 von Jahr zu
Jahr mehr für den Umweltschutz gezahlt wurde, sind die Ausgaben im Beobach-
tungszeitraum '1997-2000 gesunken (Ausnahme: lgg8). Dies ist auf einen deutlichen
Rückgang der lnvestitionen für umweltschutz des Staates und des Produzierenden
Gewerbes zurückzuführen. Beim Produzierenden Gewerbe haben die lnvestitionen
zwischen 1994 und 2000 stark abgenommen. Hier spielen mehrereGründe eine Rolle.

Zum einen dürften die vorliegenden Daten die Entwicklung unterzeichnen, weil die in
der Darstellung nicht erfassten integrierten Umweltschutzmaßnahmen an Bedeutung
gewinnen. Gleichzeitig sind die Einsatzfelder für kostenintensive, dem Produktions-
prozess in der Regel nachgeschaltete Umweltschutzanlagen, so genannte End-
of-pipe-Anlagen, zu einem großen Teil bereits ausgeschöpft. Und schließ ich fehlen
set'1998 die laufenden Ausgaben für den Umweltschutz, die in der Energie- und
Wasserwidschaft getätigt wurden. lm Staatssektor sind die lnvestitionen aufgrund
der zunehmenden Verlagerungen von ehemals rein staatlichen Entsorgungsbetrieben
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1994 1995 1996 1998 20001

Anteil am Bruttoinlandsprodukt {in %) 2,O 2,0 2,0 1,8 1,5
davon: Produzierendes Gewerbez 3 4 9340 8950 9180 6220 5390

Staat 14910 14110 12700 10510 9230
Privatisierte ötfentliche Unternehmens 10360 12 460 14070 174S0 15 5OO

lnvestitionen für Umweltschutz 15350 14040 12870 12360 9550
Anteilan den Gesamtinvestitionen (in %) 3,8 3,5 3,2 3,O 2,2

davon:Produzierendes Gewerbe2 3080 2580 2510 1580 147O
Staat 6910 6'130 5040 3870 3130
Privatisierte öffentliche Unternehmens 5370 5330 5330 6sl0 4950

Laufende Ausgaben für umweltschutz 't9260 21480 23oao 21a7o 2057o
davon: Produzierendes Gewerbea 3. " 6260 6370 6670 4640 3910

Staat 8000 7 990 7 660 6640 6110
Privatisierte öffen iche unternehmens 5000 7130 8750 10590 10550

Tab. 12: Umweltschutzausgaben in Mill. Euro (in Preisen von 1995)

zu privatwirtschaftlichen Unternehmensformen erheblich zurückgegangen, entspre-
chend bei den öffentlichen Entsorgungsunternehmen leicht gestiegen.

lm Jahr 2000 gaben das Produzierende Gewerbe 5,4 Mrd. Euro (18 %), der Staat
9,2 lMrd. Euro (oder knapp 31 %) und die privatisierten öffentlichen Entsorgungs-
unternehmen 15,5 lvlrd. Euro {oder rund 52 %) Iür den tjmweltschutz aus üeweils in

Preisen von 1995). Davon waren beim Staat und bei den privatisierten öffentlichen
Entsorgungsunternehmen jeweils rund ein Drittel investive Umweltschutzausgaben,
im Produzierenden Gewerbe lag deren Anleil6ei 27 ya.

Die Analyse der Ausgabenströme nach Umweltbereichen macht die Dominanz des
Gewässerschutzes und der Abfallbeseitigung deutlich, die beide in erster Linie beim
Staat bzw. den öffentlichen Unternehmen angesiedelt sind. Auf diese beiden Um-
weltschutzbereiche entrielen im Jahr 2000 rund 92 o% der gesamten Umweltschutz-
ausgaben. Die lvlaßnahmen für die Luftreinhaltung, die sich fast ausschließlich im
Produzierenden Gewerbe finden, erreichten einen Ausgabenanteil von 7 yo. Lärm-
schutzausgaben stellen 1 o/o der Gesamtausgaben dar

19.4.3 Umweltsteuern

ln der Diskussion über Maßnahmen zum Umweltschutz sind neben den Umwelt-
schutzausgaben die umweltbezogenen Steuern von besonderem lnteresse. Sie ge-
hören zu den wirtschaftlichen lnstrumenten in der Umweltpolitik und setzen zur Be-
alisierung des Umweltschutzes stärker auf die Kräfte des lvarktes im Unterschied
zu Gesetzen und Verordnungen, die in der Vergangenheit die Umweltpolitik haupt-
sächlich bestimmten. Zu den Umweltsteuern rechnen in Deutschland die l\.4ineralöl-

1 VorläufigesErgebnis.
2 Ohne Baugewerlre und ohne Ausgaben für integrierte Umweltschutzmaßnahmen.
3 Ohne Gebühren und Enlgelte frir Entsorgungsdienstleistungen durch Dritte.
4 Ab 1 998 ohne laufende Ausgab€n der Energ ie- und Wasserw dschaft.
5 Au ßerhalb der öfientlichen HausMlie geführte Unternehmen, nsbesondere Eigenbetriebe der Abfall-

beseitigung unddesGewässerschutzes.
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steuer, die Kraftfahrzeugsteuer und die Stromsteuet Die sog. "Ökosteuer" wurde in

Deutschland zum 1 . 4. '1999 eingeführt. Sie zielt aui eine schrittweise Erhöhung der
Energiebesteuerung durch Anhebung der N4ineralölsteuersätze und durch Einführung
der Stromsteuer. Bereits zuvor war die Mineralölsteuer im Laufe der 90er Jahre mehr

fach angehoben und die Krattfahrzeugsteuer auf eine andere Basis gestellt worden.

Wichtige Problemfelder, die mit den hier präsentierten Daten untersucht werden kön-
nen, sind zum einen Fragen nach der Entwicklung der Steuereinnahmen selbst, nach

dem Einfluss von Steuererhöhungen auf den Verbrauch und damit nach der Etfizienz

des Umgangs mit den besteuerten Rohstoffen, zum anderen aber auch nach Relatio-

nen zu gesamtwirtschaftlichen Größen, beispielsweise zu den Sleuereinnahmen ins-
gesamt oder zu nationalen Umweltschutzausgaben.

lm Jahr 2002 beliefen sich die umweltbezogenen Steuereinnahmen auf knapp 55 lv1rd.

Euro. Davon entfielen rund 41 Mrd. Euro auf die Mineralölsteuer, 7,6 N4rd. Euro auf die
Kraftfahrzeugsteuer und 5 l\,4rd. Euro auf die Stromsteuer Von '1991 bis 2002 hat sich

das Aufkommen an umweltbezogenen Steuern um 84 % erhöht. Dabei stiegen die

Einnahmen aus der lt4ineralölsteuer um 75 9/o, die Einnahmen aus der Kraftfahrzeug-

steuer erhöhten sich im qleichen Zeitraum um 35 %. Die Einnahmen aus der Strom
steuer haben sich seit Einführung '1999 fast verdreifacht. Die gesamten Steuerein-

nahmen der öffentlichen Haushalte sind in diesem Zeitraum um rund 42 7o gestiegen.

Der Anteil umweltbezogener Steuern am gesamten Steueraufkommen in Deutschland
ag 2002 bei '1'1 ,4 % und damit deutlich höher als 1991 (8.8 %), aber auch höher als in

den Jahren 1992 bis 2000 als ihr Anteil zwischen 9,2 % und 9,7 % schwankte.

Der weit überwiegende Teil der umweltbezogenen Steuereinnahmen steht mit dem

Verkehrsbereich, insbesondere mit dem Straßenverkehr. im Zusammenhang. Die

Abb.13: Umweltbezogene Steuereinnahmen 2002
in Prozent

Benzin
(Vergaserklattstotfe)
41,4

Strom 9.2
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Steuern auf Vergaser- und Dieselkraftstoffe beliefen sich im Jahr 2002 auf rund
38 Mrd. Euro. Zusammen mit den Einnahmen aus der Krattfahrzeugsteuer lagen die
Einnahmen aus verkehrsbezogenen Steuern bei 45 Mrd. Euro und damit bei knapp
83 o/o der lJmweltsteuern.

1 9.4.4 Natur- und Landschaftsschutz

Bisher haben sich die Naturschutzbemühungen stark auf die Ausweisung von
Schutzgebieten konzentriert. Diese Praxis hat jedoch gezeigt, dass ein System von-
einander isolieder Schutzgebiete inmitten eines dicht genutzten und besiedelten
Landes Probleme wie anhaltende Artenverluste, Destabrlisrerung von ökosystemen
und Landschaftsverbrauch nicht aufhalten kann. Vor diesem Hintergrund wurde das
Jahr '1995 vom Europarat - zum zweiten l\.4a1 seit 1970 - zum "Europäischen Natur-
schutzjahr" erklärt uod die N4itgliedsländer wurden aufgerufen, den Naturschutz nicht
auf die Ausweisung und Pflege von Schutzgebieten zu beschränken.

Vielmehr soll "Naturschutz auf der ganzen Fläche" angewendet werden, weil das ge-
samte System nur intakt zu halten ist, wenn Naturschutzbelange bei allen Flächen-
nutzungen Berücksichtigung finden. lnwieweit dieser,,moderne Naturschutz" als Ba-
sis der allgemein als Handlungsziel akzeptierten nachhaltig-umweltgerechten Nut-
zung in Zukunft realisiert werden kann, erscheint offen. lm vorliegenden Bepod kann
bislang nur über den Flächenbestand an Schutzgebieten verschiedener Kategorien
berichtet werden, ohne dass Angaben über die Qualität von Natur und Landschaft
- sowohl innerhalb als auch außerhalb dieser Gebiete - möglich sind.

N.4it der Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Bichtlinie der EU von 1992 wurde erstmals für
Europa ein einheitliches Auswahl- und Bewertungsverfahren zur Einrichtung von

"Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung" hzw. FFH-Gebieten vorgegeben. Für die
Länder der EU besteht damit eine rechtliche Verpflichtung zur Einrichtung entspre-
chender Gebiete für das Schutzgebietssystem "Natura 2000", wobei der Schutz be-
stimmter Lebensraumtypen sowie Arten nach den biogeographischen Regionen des
Landes zu gewährleisten ist. Bis zum L4ärz 2003 wurden von Deutschland 3 535 FFH-
Gebiete mit einer Fläche ,lon 2 414278 Hektar (davon 799 529 marine Flächen) an
die EU gemeldet. Dies ist mit ca. 6,8 % der Bundesfläche (Ssymank et at. 2003)r im
Vergleich zu anderen EU-Ländern vergleichsweise gering und reicht für den Anteil der
in Deutschland vertretenen drei biogeographischen Regionen (atlantisch, kontinen-
tal, alpin) nicht aus. Vielmehr wird von einem Nachmeldebedarf von ca. 500 Gebie-
ten ausgegangen, damit rund 10 oZ der Landesfläche als Schutzgebiete eingestuft
werden. Abschließende Meldungen werden bis Ende 2004 erwartet. Anschließend er-
folgen die formale Ausweisung und Unterschutzstellung der Gebiete, ein Flächen-
management sowie die Zustandsedassung und regelmäßige Zustandsberichte an

'1 Ssymank, A., Balzer, S., Brewald, G., Ellwanger, G., Hauke, LJ., Kehrein, A., Petersen, 8., Raths,
LJ. Rost, S. (20031: Die gemeinschaftliche Bewertung der deLrtschen FFH-cebietsvorschläge
für das Netz Natura 2000 und er Stand der Umsetzung. ln: Natur u. Landschaft 78.Jg. Heft
6:268 279.
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die ELl. Den Gebieten kommt dann ein strenger Schutzstatus zu, der dem Status
der Naturschutzgebiete mindestens vergleichbar ist.

Die strengste Schutzgebietskategorie nach dem Bundesnaturschutzgesetz stellen die
Natußchutzgebiete und die Nationalparks dar. Sie sollen einen besonderen Schutz
von Natur und Landschaft für Lebensgemeinschaften oder Lebensstätten, aus wis-
senschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gründen oder wegen
ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart oder Schönheit gewährleisten. Teilweise sind
innerhalb von Naturschutzgebieten andere Nutzungen (wie Land- u. Forstwirtschaft,
Freizeit u. a.) zugelassen. Ende 200'1 gab es im Bundesgebiet 6 840 Naturschutzge
biete mit I823 Quadratkilometern Fläche. Die Naturschutzgebietsfläche schwankt

Tab. '13: Schutzgebiete in der Bundesrepublik Deutschland

in den Bundesländern zwischen 1 ,B % (Saarland) und 7,3 o/a (Hamburg); der Durch-
schnitt für das Bundesgebiet beträgt 2,8 o/o. ln welchem Maße ein Schutz gewähr-

leistet werden kann, wird u.a. von der Flächengröße beeinflusst. Die Naturschutz-
gebiete in Deutschland sind relativ klein, knapp zwei Drittel sind kleiner als 50 Hektar
und nur 13 o/o umfassen eine Fläche von 200 Hektar und mehr.

Die Schutzkategorie det Nationalparks umfasst groBräumige Ausschnitte charak-
teristischer natürlicher Großlandschaften, die überwiegend die Voraussetzung von
Naturschutzgebieten erfüllen. Sie sollen sich in einem vom Nrenschen nicht oder we-
nig beeinflussten zustand befinden und insbesondere der Erhaltung eines möglichst

Bemerkung

Nat onalparks 13

14

6840

85
6 801

629

33

20

s45624

1 613425

s82261

7 428913
1527 479

23718

838 713

268408

2.6

4,5

2,4

20,8

0,1

0,8

Davon ca.80 % Watt und Wasser
flächen an der Nord und Ostsee
Davon ca. 43 7o Watt- und Wasser-
flächen an der Nord- und Ostsee
Ohne Wassedlächen der Nord-
und Ostsee; Stand 31. T2. 2001

Biosphärenreservate

Naturschutzgebiete

Naturparks
Landschaftsschutz
gebiete

ln ein gen Ländern keine aktuellen
Daten vorhandeni
Stand 31. 12. 19gg
0,2 % an der WaldflächeNaturwaldr6servate

Feuchtgebiete inter
nationaler Bedeutung lnkl. Schleswig-Holsteinischem

Vogelschutzgebiete fÜr Watt- und
Wasservögel; überwiegend
Naturschutzgebiete

Europareservate

Queile: Bundesamt für Nalurschutz. - Bearbe tungsstand 2003. Neben inhalt ichen LJnterschieden st
daraul h nzuwelsen. dass eine Add lion der Schutzgebletstypen n cht möglch ist, da sie sch in eF
heb ichem Umfanq überschneiden.
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artenreichen heimischen Pflanzen- und Tierbestandes dienen. ln der Bundesrepublik
Deutschland existieren gegenwärtig 13 Nationalparks mit einer Fläche von insgesamt
I456 Quadratkilometern. Nationalparks können, da großräumig ausgewiesen, in ih,
ren "Kernzonen« den Schutzgebietsstatus von Naturschutzgebieten übedreffen, aber
in Teilbereichen durch starken Tourismus und andere menschliche Nutzungen ent-
wedet werden.

Biosphärenreservate sind Gebiete, die im Rahmen des UNESCO Umweltprogramms

"Der Mensch und die Biosphäre" geschaffen wurden. Das weltweite Netzwerk soll alle
wichtigen Hauptökosystemtypen der Erde erfassen. ln Biosphärenreservaten sollen
die Natur geschützt, Ökosystemforschung betrieben sowie naturferne in naturnahe
und natürliche Lebensgemeinschaften und Lebensräume überführt werden. Die tra-
ditionelle und langfristig tragfähige Wiftschaftsweise der einheimischen Bevölkerung
wird ausdrücklich in das Konzept einbezogen. Biosphärenreservate sind in Schutz-
zonen untergliedert. Diese sind durch die im Bundesnaturschutzgesetz festgelegten
Schutzgebietskategorien für den Naturschutz unterschiedlich stark geschützt. 4,5 o/o

oder rund 16 000 Hektar der Fläche Deutschlands sind derzeit als Biosphärenreser-
vate ausgewiesen.

Die 85 Naturparks weisen eine Gesamtfläche von knapp 74 289 Quadratkilometern
auf. Naturparks sind großräumige Landschaftsausschnitte, die nach den Grundsätzen
und Zielen der Raumordnung und Landesplanung für die Erholung oder den Frem-
denverkehr vorgesehen sind. Sie sind daher weniger als Schutzkategorie, sondern
eher als Planungskategorie im raumordnerischen Sinne zur Sicherung und Entwick-
lung einer landschaftsbezogenen Erholung anzusehen. Der Flächenanteil der Na-
turparks ist meist als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen. ln den Landschafts-
schutzgesetzen der neuen Bundesländer ist dem Naturschutz in den Naturparks ein
höherer Stellenweft eingeräumt worden.

Landschaftsschutzgeblete sind trotz hohen Anspruchs nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz als schwächste Schutzkategorie einzuordnen. lhr Ziel ist der Schutz
und der Erhalt von Natur und Landschaft zur Erhaltung und Wiederherstellung der
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter
wegen der Vielfalt, Eigenart oder Schönheit des Landschaftsbildes oder wegen der
Erholungsbedeutung. Auf dem Gebiet der Bundesrepublik bestanden Ende 1999
insgesamt 6 801 Landschaftsschutzgebiete mit einer Fläche von etwa 95 000 Qua-
dratkilometern.

Naturwaldrcse1ate wurden in den vergangenen Jahren in den Bundesländern ver-
stärkt auf der Grundlage der novellierten Landeswaldgesetze ausgewiesen. Unter
verschiedenen Bezeichnungen gibt es zurzeit 629 solcher Reservate mit zusammen
23 718 Hektar, also einer durchschnittlichen Größe von knapp 38 Hektar. ln der Pra-
xis gibt es zwei Kategorien solcher Waldschutzgebiete: In Baden-Württemberg
beispielsweise die "Bannwälder" als Totalreservate, in denen jede Waldbewirtschaf-
tung grundsätzlich untersagt ist (auch Totholz bleibt in der Fläche), und die "Schonwäl-
der", in denen durch gezielte forstliche l\y'aßnahmen bestimmte Waldformen mit den
für sie typischen Pflanzen- und Tierarten erhalten werden. Letztere sind in Tab. 13
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nicht enthalten. Aufgrund der fehlenden oder nur sehr extensiven Bewinschaftung
haben diese Waldschutzgebiete für den Naturschutz als Flächen für den Biotop- und
Artenschutz einen besonders hohen Wert. Einige Waldschutzgebiete sind deshalb
gleichzeitig Naturschutzgebiete, in denen verstärkt Waldökosystemforschung betrie
ben wird.

Die Feuchtgebiete von intenationaler Bedeutung für Watt- und Wasservögel um
fassen Gewässer und andere wasserbeeinflusste Landschaftsteile, die wichtigsten
Lebensstätten charakteristischer Tier- und Pflanzengemeinschaften, landschaftliche
Besonderheiten oder für die Landschaft charakteristische Ausschnitte. lnzwischen
sind 33 Feuchtgebiete internationaler Bedeutung mit B 387 Quadratkilometern oder
2,3 % Flächenanteil ausgewiesen. Es wird angestrebt, diese Feuchtgebiete mit der
Zeit alle nach den Naturschutzgesetzen rechtlich zu sichern.

lnternational bedeutsame Lebensräume für Watt- und Wasservögel können das Prä-
dikat "Europareservat" vom lnternationalen Rat für Vogelschutz verliehen bekommen.
Hier müssen Kernbereiche als Naturschutzgebiete gesichert sein, die Jagd teilweise
verboten und andere Beunruhigungen, beispielsweise durch Wassersport und Sport-
fischerei, ausgeschlossen sein- Es gibt derzeit 20 Europareservate mit einem Flä-

chenanteil von 0.8 oZ.

Die Novelle des Bundesnaturschuizgesetzes schreibt in § 3 die Einrichtung eines
Biotopverbundsystems vor, das bundesweit im N4inimum 10 % der Landesfläche
umfassen muss. Hier sollen u. a. bestehende Schutzgebiete wie Nationalparke, be-
sonderc geschützte Biotoptypen nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes, Natur-
schutzgebiete und Biosphärenreservate eingehen.

lm gesamten Bundesgebiet führen N4ehrfachzuordnungen von nationalen und inter-
nationalen Schutzgebietskategorien mit und ohne Rechtsverbindlichkeit zu Schutz-
gebietsüberlagerungen. Daher ist es nicht zulässig. die Schutzgebietsflächen in Ta-

belle'13 zu summieren.

Weitere lnformationen zum Thema Umwelt siehe auch Teil ll, Kap. 8.
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20 Deutschland
und die Europäische Union

20.1 Einführung

Die Mitgliedschaft Deutschlands in der Europäischen Union entspricht dem in der
Präambel des Grundgesetzes ausgesprochenen Auftrag "als gleichberechtigtes Glied
in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen" und ist nach der Wieder-
vereinigung im neuen Europa-Artikel des Grundgesetzes (Art.23) konkretisiert wor-
den. Aber auch die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Verflechtungen mit den
Partnerstaaten der Europäischen Union sind so wichtig, dass in diesem Kapitel die
Europäische Union gesondert betrachtet wird.

Zu zentralen Themenbereichen wie die Europäische Wirtschafts- und Währungsuni-
on, EU-Finanzierung, Erweiterung, Bevölkerung und Arbeitsmarkt, allgemeine Wirt-
schaftsentwicklung und außenwidschaftliche Beziehungen sowie zu den Lebens-
verhältnissen in den Eu-Staaten werden in diesem Abschnitt Vergleichstabellen
kommentiert.

Neben den 15 bisherigen EU Ländern werden auch die zehn neuen Mitgliedstaaten
Estland, Lettland, Litauen, l,4alta, Polen, die Slowakei, Slowenien, die Tschechische
Republik, Ungarn und Zypern sowie die drei Beitrittsländer Bulgarien, Rumänien und
die Türkei betrachtet. Damit wird sowohl der jüngsten als auch der folgenden, in den
nächsten Jahren zu erwartenden EU-Erweiterung Rechnung getragen. Gesamter-
gebnisse werden für die 15 alten Eu-Staaten (,,EU 15") sowie für die so genannte
Eurozgne, d. h. für die zwölf Mitgliedsländer der Europäischen Währungsunion, dar-
gestellt. Wo es aus methodischer Sicht bereits möglich bzw. vertretbar ist, wurden
auch Gesamtergebnisse für die neue, ab 2004 erweiterte Europäische Union (,,EU-
25")angegeben.

Die Wede in den Tabellen stammen vor allem aus den Print- und elektronischen
Verötfentlichungen des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften (Eu-
rostat) in Luxemburg sowie aus verschiedenen Quellen internationaler Organisa-
tionen. Die Zahlen für Deutschland können aus diesem Grunde von den Angaben
in anderen Kapiteln, die weitgehend auf bundesstatistischen Ergebnissen basieren,
abweichen.

Unterschiede der statistischen Begriffe, der Erhebungsverfahren sowie der Bear-
beitungsmethoden beeinträchtigen trotz weitergehender Harmonisierung der An-
gaben deren Vergleichbarkeit in Einzelfällen. Folglich können die in diesem Kapitel
verwendeten Zahlenangaben zum Teil nur Größenordnungen vermitteln. Auch hin-
sichtlich der Aktualität der Ergebnisse müssen bei einer vergleichenden Übersicht
Einschränkungen in Kauf genommen werden.
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20.2 Entstehung, Entwicklung und Ziele
der Europäischen Union

Der Europäische lntegrationsprozess begann mit der lJnterzeichnung des Vertrages
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (l\,4ontan-

union) im April 195'1 durch Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, lta-
lien, Luxemburg und die Niederlande. Diese sechs Staaten gründeten 1958 die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) sowie die Europäische Atomgemeinschaft
(Euratom). Aus diesen drei Gemeinschaften entstanden'1967 die Europäischen Ge-
meinschaften (EG). Zielder EG ist die politische und wirtschaftliche Einigung Europas.
Die ersten Schritte bestanden in dem Abbau der zwischenstaatlichen Zollschranken
und der Einführung eines gemeinsamen Außenzolltarifsystems.

Am 1. Januar 1973 kam es mit dem Beitritt Dänemarks, lrlands sowie des Vereinigten
Königreichs zur ersten Erur'eiterung der Europäischen Gemeinschaften. Am 1. Januar
1981 folgte Griechenland. '1986 fand mit dem Beitritt Portugals und Spaniens die so
genannte SüdeMeiterung statt. Zum 1. Januar 1995 wurden die Staaten Finnland,
Österreich und Schweden als neue Vollmitglieder in die Europäische Union aufge-
nommen,

Durch die Schatfung des EG-Binnenmarktes '1993 wurde neben der Liberalisierung
des Güteraustausches auch der Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten freigegeben.

Mit dem in l\,4aastricht geschlossenen "Venrag über die Europäische LJnion (EU),. vom
7. Februar 1992, der am '1 . November 1993 in Kraft trat, vereinbarten die Staats- und

Regierungschefs der Europäischen Gemeinschaften einen Stufenplan zur Schaffung
einer Widschafts- und Währungsunion bis zum Jahr 1999, deren dritte Stufe die Ein

führung der einheitlichen Währung .Euro" darstellte. Zugleich wurden Schritte zu einer
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie die Zusammenarbeit in der lnnen-
und Rechtspolitik beschlossen.

Der "Vedrag von Amsterdam" vom 2. Oktober 1997 setzte den lntegrationsprozess
mit Blick auf die (Ost )Eneeiterung der EU fort. Von 13 Bewerberstaaten, die eine
l"/itgliedschaft in der EU beantragt haben, wurden nach efolgreichem Abschluss der
Beitrittsverhandlungen die Länder Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei,
Slowenien, die Tschechische Republik, Ungarn und Zypern zum Mai 2004 in die Eu-
ropäische Union aufgenommen. Die Beitrittsverhandlungen mit den Staaten Bulgarien
und Rumänien sind noch nicht abgeschlossen, während mit der Türkei bislang noch
keine Verhandlungen aufgenommen worden sind.

Trel der Beitritisverhdndlungen rst u. a. die Übernahme des so genannten "acquis
communautaire" der EU durch die Beitrittsländer Dies sind die gemeinsamen

Rechtsgrundlagen der Europäischen Union auf der Basis der Verträge von Bom,
Maastricht und Amsterdam, die in insgesamt 31 Kapiteln verhandelt werden. Re-
gelmäßige Berichte der EU-Kommission informieren über den Stand der Verhand-
lungen.

431



20.3 Konvergenz und Europäische Wirtschafts-
und Währungsunion

Ein wichtiges Eckdatum der Europäischen Union bildete die Einführung der gemein-
samen Währung, des Euro, zum 1. Januar 1999 in Vollzug der dritten Stufe der im

"Vertrag von lvlaastricht. vereinbaden Schaffung einer Europäischen Wirtschafts- und
Währungsunion (EWWU). Auf dem Weg zur Einführung des Euro galt es, mehrere
geld-, währungs- und haushaltspolitische Voraussetzungen zu er-füllen, um die Sta-
bilität des Euro von Aniang an zu garantieren. Die zentralen Kennziffern wurden als

"Maastricht-Kriterien" bzw. "Konvergenzkriterien" bezeichnet. Nur diejenigen Staa-
ten, die hinsichtlich dieser Kriterien vorgegebene Schwellenwerte unterschritten bzw.
die Tendenz einer deutlichen Verbesserung aufwiesen und sich zu einer Teilnahme
entschieden. sollten lvlitglieder der Währungsunion werden.

Auf dieser Grundlage und auf Empfehlung der am 24, bzw. 25- März 1998 vom Eu-
ropäischen Währungsinstitut {EWl) und von der EIJ-Kommission gleichzeitig vor-
gelegten Konvergenzberichte beschlass der Europäische Flat am 2. Mai '1998 termin-
gerecht den Staft der Europäischen Währungsunion zum 1 . Januar '1999 mit den elf
Teilnehmerstaaten Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, lrland, ltalien, Luxem-
burg, den Niederlanden, Österreich, Portugal und Spanien. Griechenland trat am
l.Januar 2001 als zwölftes lvitglied der Europäischen Währungsunion bei. Diese
Staaten werden als "Eurozone" bezeichnet. Dänemark, Schweden sowie das Ver-
einigte Königreich nehmen an der Europäischen Währungsunion (noch) nicht teil und
haben den Euro nicht eingeführt.

Für die neu hinzugekommenen l,4itgliedstaaten ist die Aufnahme in die Europä-
ische Union nicht automatisch mit der Einführung des Euro verbunden. Neue Mit-
gliedstaaten müssen sich zunächst dem revidierten Europäischen Währungssystem
(EWS ll) anschließen. Dazu gehört u. a., dass ihre Währungen nur in einer bestimm-
ten Spanne (+'15 %) zum festgesetzten Euro-Leitkurs schwanken dürfen. Für etnen
Beitritt zur Eurozone und damit für die Einführung des "Euro" muss jedes Land die
im l\,4aastricht-Vertrag festgelegten Konvergenzkriterien hinsichtlich lnflation, lang-
fristigem Zinsniveau, Haushaltsdefizit und Wechselkußstabilität erfüllen. Da von den
Konvergenzkriterien auch eine zweijährige abwertungsfreie Teilnahme am EWS vor-
geschrieben ist, wäre die Einführung des Euro in neuen EU-Mitgliedstaaten frühestens
zweiJahre nach deren EU-Beitritt möglich.

Die vedügbaren Werte für die Konvergenz- und Stabilitätskriterien im Jahr 2002 (siehe
Tab. 1) zeigen, dass einige Länder bei der lnflationsbekämpfung noch Anstrengungen
unternehmen müssen (Slowenien, Ungarn, lrland), während andere mehr Augenmerk
auf die Reduzierung des Staatsdefizits richten sollten (Malta, Slowakei, Tschechische
Republik, Ungarn, Deutschland) bzw. auf die Eindämmung der Staatsverschuldung
(ltalien, Belgien, Griechenland).

Zum Stichtag 1 . Januar 1999 wurden die Wechselkurse der nationalen Währungen der
(zunächst) elf Mitgliedstaaten der Europäischen Währungsunion gegenüber dem Euro



Tab. 1: Konvergenz- bzw. Stabilitätskriterien 2002

Länd LalgfristiS.er Defizit
des Staates des Staates

Veränderung
zu 2OO1 in Yo

% % des
Bruttoinlandsprodukts

+ 2,9
+ 1,6
+ 2,4
+ 1,3
+ 2,0
+ 1,9
+ 3.9
+ 4,7
+ 2,6
+ 2,1

+ 3.9
+ 1,7

+ 2,0
+ 3.6
+ 1,3

6,9
5,0
5,1

4,8
5,0
4,9
5,1

5,0
5,0

5,0
5,0

5,0
4,9

3,O

0,0
2,6'!
3,6

3,1
1,2
0,1
2,3

- 2,62
T1
0,6
2,1

0,1

1,4

60,0
105,4

45,2
60,A

59,1
104,9
34,0

106,7
5,7

52,6
67,9
58.0

54,0
38.6

Neue Mitgliedstaaten
Estländ
Lettland
Litauen
[/alta

Slowake
Slowenien
Tschechische Republk
Ungarn
Zypetn

Beitrittsländer
Bulgarien
Rumänien
Türkei

+ 3,6
+ 2,O

+ 0,4

2,7
5,3
6,0
5.7

6.9
3,4
4,6
7,1

5,4

- 0,2,s
1.63

1,93
7,03
3,13

5,53
4,13
3,13

4,83
16,03
23,13

38,73
44,13
27,53
23,73
53,1s

+

+

'1,9

7,5
1,4
5,2

+ 5,84

+ 22,54
50.5

1 ,72 
3

3,43
66,33
23,33

1 Rendite langfrisiiger Staatsanleihen dBs Sekundärmarktes (brutto) mit erner ca. zehniährigen Rest'
lautzsl.

2 Überschuss.
3 2001.
4 lnterms HVPI, noch nicht vollsiändig hannonisierte Verbraucherpreisindizes.

unwiderruflich festgeschrieben (siehe nachfolgende Übersicht). Bis zum Jahresende
200'1 fand die neue gemeinsame Währung nur für bargeldlose Transaktionen Ver-
wendung. Seit dem 1. Januar 2002 ist der Euro das einzig gültige gesetzliche Zah-
lungsmittel innerhalb der Eurozone; die früheren Landeswährungen der Eurozone-
Staaten behielten lediglich für kurze Übergangsfristen Gültigkeit.

Schwellenwert
Belgien
Dänemark
Deutg€{ and
Finnland
Frankeich
Griechenland
lrland
Italien
Llx€mburg
Niederlande
Östeneich
Portugal
Schweden
Spanien
V6r6lnlgt€s Könlgrelch

-

+ 2,1



1 Euro =
Währungseinheiten

Belgien
Deutschland
Finnland
Frankreich
Griechenlandr
lrland
Italien
Luxemburg
N ederlande
Österreich
Portugai
Spanien

40,33SS bfr
1,95583 DtV
5,94573 Fmk
6,55957 FF
340,750 Dr.

0,7875641re
1 936,27 Lit
40,3399 rfr
2,20371 hlt
13,7603 S
200,482 Esc
166,386 Ptä

Wechselkurse gegenüber dem Euro ab 1 . '1 . '1999

I Weclrselkurs seit 31. T2.2000.

Wichtigstes Organ der Europäischen Währungsunion, das im Zusammenwirken mit
den nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten über die Stabilität des Euro wacht,
ist die Europäische Zentralbank. Sie ist aus dem Europäischen Währungsinstitut her-
vorgegangen und hat unmittelbar nach dem Beschluss des Europäischen Rates über
die Teilnehmer an der Währungsunion ihre Arbeit in FrankfurvMain aufqenommen.

2O.4 Die Finanzierung der Europäischen Union

Die Finanzierung des Eu-Haushalts erfolgt im Wesentlichen durch direkte Abgaben
bzw. Transfers der N.4itgliedstaaten, insbesondere von Anteilen ihres N4ehrwedsteuer-
aufkommens (MWSt Eigenmittel) und einer nach dem leweiligen Bruttonationalein-
kommen (Bruttosozialprodukt) der einzelnen EU-Länder bemessenen Abgabe (BSP-
Eigenmittel). Darüber hinaus sind für die Einnahmenseite des EU-Haushaltes Zölle,
Agrarabschöpfungen auI die lmporte aus Drittstaaten sowie Zucker- und lsoglu-
koseabgaben von Bedeutung.

Betrachtet man die direkt von den Mitgliedstaaten stammenden Einnahmen des EU-
Haushaltes, dann zeigt sich, dass Deutschland im Jahr 2001 mit 19,727 Mrd. Euro
bzw.24,4 % der Gesamteinnahmen des EU-Haushalts in Höhe von 80.718 Nlrd. Euro
der größte Zahler unter den EU-Ländern war. Mit deutlichem Abstand foloten Frank-
reich mit 14,471 Mrd. Euro ('17,9 %)sowie ltalien mit 11,613iv]rd. Euro (14,4 %).

Bei den Zahlungen an die Mitgliedsländer bzw. den Einnahmen der Mitgliedstaaten
aus dem Eu-Haushalt von insgesamt 7S,987 Mrd. Euro lagen 2001 Spanien und
Frankreich mit 13,505 bzw. 1'1 ,246 lMrd. Euro und Anteilen von 16,9 yo bzvt. 14,1 o/o an
der Spitze. Es folgten Deutschland mit '10,033 Mrd. Euro (12,5 yo) und ltalien mit
8,429 N4rd. Euro (10,5 %). Den größten Netto-Finanztransfer erhielt Spanien mit
6,914 Mrd. Euro.

434



Einnahmen von den
[.{ ilgl edsländern

Zah ungen an die
Mitgliedsländer

MiI, EUR MiII, EUB

Tab. 2: Einnahmen und Zahlungen der EU nach I\/itgliedsländern 2001

Land

Belgien
Dänemark
Deutschland
Finnland
Frankreich
Griechenland
lrland
Italien
LL.rxemburg
Niederlande
Österreich
Portugal
Schweden
Spanien
Vereinigtes Königreich

ISr*flhffiüffim

3 531,6

19 727,2
1 233,2

14471,3
1 350,1
1211,3

11 6'12,5
256.5

5 517,0
2 09T,0
1266,0

659T,5
1 7 43.4

80 718,r

2,2
24,4

1,5
17,9

1,7
1,5

14,4
0,3
6,8
2,6
1,6

9,6

*#qi

r 883,7
1304,3

r 0 032,9
984,7

11246,2

2 246,6
I429,1

82,B
1605,s
1366,3
2901,4
T 039,5

13 505,3
5 672.5

79eß7,42

2,4
1,6

12,5
1,2

14,1
7,1
2,9

10,5
0,1
2,0
1,7
3,6
1,3

16,9
7,1

ffi:
1 Anie an EU-Landern insgesamt.
2 E nsch. nicht aufteilbarer Zah ungen sowie Ausgaben fürVerwallung

Die Verwendung der Haushaltsausgaben der ELJ zeigt, dass auf die Gemernsame
Agrarpolitik (Europäischer Ausrichtungs l,]nd GarantieJonds für die Landwirtschafv
EAGFL) 2001 über die Hälfte (5'1,9 %) der Gesamtausgaben entfielen, auf Struk-

Abb.1: Ausgaben der EU nach Bereichen 2001
n Prozent

EAGFL-Garanliel/
Gemeinsame Agrarpolitik

51.9

Sonstiges
2.0

lnnenpolitische Maßnahmen
(u.a. Forschung und

technolog. Enlwicklung)
6,6

Außenpoliiische MaRnahmen
(u.a. wi schaltl. Zusammenalbeit)

5,3

Verwaltung
6,1 StruklurmaRnahmen

24.1

1 Europäischer Ausrichtungs und Garaniieionds fü r die Landwirtschall, AbteilLrng Garante, Brüssel.
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turmaßnahmen und Fischerei 28,1 yo. Die übrigen Ausgaben vedeilten sich haupt-
sächlich auf innenpolitische Maßnahmen (6,6 %; vor allem für Forschung und tech-
nologische Entwicklung), administrative Belange (6,1 %) sowie außenpolitische Nlaß
nahmen (5,3 %; vor allem wirtschaftliche Zusammenarbeit und Nahrungsmittelhilfe).

20.5 Bevölkerung und Arbeitsmarkt

lm Jahr 2001 lebten nach vorläufigen Angaben des Statistischen Amtes der Euro-
päischen Union (Eurostat) in den 15 alten Eu-Staaten (EU-'l5) annähernd 377 Mill.
Einwohnet Allein 303,7 l\,4ill. bzw. rund 8'1 % aller EU-Bürger entJielen zu diesem
Zeitpunkt auf die Länder der Eurozone. Bevölkerungsreichstes Mitglied der Europä-
ischen union war Deutschland mit B2 N.4ill. Einwohnern und einem Anteil von rund
22 %. Bechnet man die Bevölkerung der'10 neuen Mitgliedstaaten hinzu, so ergibt
sich eine Gesamtbevölkerung der Europäischen Union (EU-25) von über 451 Mill.
(+ 19,9 %) auf einer Fläche von 3,891 N.4il . Quadratkilometem (+23,4 yoJ.

Die Besiedlungsdichte ist innerhalb der EU sehr unterschiedlich. ln der erweiter-
ten EU liegt die Bevölkerungsdichte im Durchschnitt bei '116 Einwohnern je Ouadrat-
kilometer, wobei die Bandbreite von 17 bzw. 22 Einwohnern ie Quadratkilometer in
Finnland und Schweden C]s zu 472 Einwohnern je Quadratkilometer in den Nie-
derlanden bzw. '1 240 Einwohnern in Malta reicht. Deutschland liegt mit einer Be-
völkerungsdichte von 231 Einwohnern je Quadratkilometer deutlich über dem Durch-
schnitt. Die neuen l,4itgliedstaaten der Europäischen t]nion sind, abgesehen von
lvlalta, der Tschechischen Republik und Polen, in der Begel dünner besiedelt als der
EU-Durchschnitt.

Verglichen mit den 15 alten Eu-Staaten, verzeichnen die 10 neuen N4itgliedsländer
auch ein relativ niedriges Geburtenniveau. Die Fruchtbarkeit lag im Jahr 200'1 außer in
Zypern durchweg unter dem Wert von '10 Lebendgeborenen je 1 000 Einwohne(
während in den früheren EU-Staaten teilweise deutlich höhere Geburtenziffern er-
reicht wurden (lrland 15,'1 ; Frankreich 13,1; Niederlande 12,7). Gleichzeitig weisen ei-
nige neue EU-Länder auch deutlich über dem EU-Durchschnitt liegende Sterbeziffern
auf, weshalb das natürliche Bevölkerungswachstum vor allem in den baltischen
Staaten sowie in Ungarn und der Tschechischen Republik negativ ist, d. h. es sterben
jährlich mehr Ny'enschen als geboren werden. Ein Rückgang der natürlichen Bevölke-
rungsentwicklung, wenn auch nicht so stark, ist aber auch in den L'ändern Deutsch-
Iand, Griechenland, ltalien und Schweden festzustellen.

ln vielen EU-Ländern sind grenzüberschreitende Wanderungsbewegungen für die
Bevölkerungsentwicklung ähnlich wichtig wie die Entwicklung der Gebuden und
Sterbefälle. Die Nettozuwanderung in die Europäische Union (EU-15) betrug im Jahr
200'1 nach vorläufigen Angaben von Eurostat'1,160 Mill. Menschen. Den höchsten
Wanderungszuwachs verbuchte Deutschland mit 262 500 Nettozuwanderern. Be-
zogen auf die Gesamteinwohnerzahl (Wanderungssaldo je '1 000 Einw.) regislrieden
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Tab.3: Fläche, Bevölkerung, natürliche und räumliche
Bevölkerungsbewegung 2000r

1 Te lweise vorläufige oder geschätzte Anqaben

jedoch die Länder lrland, Luxemburg, Portugal und Spanien eine deutlich höhere Zu-
wanderung. Einlge der neuen EU-Staaten wie die Tschechische Republik, Litauen,
Lettland und Polen verz eichneten demgegenüber sogar eine Netto-Abwanderung.

Wie in anderen Teilen der industrialisienen Welt ist die Arbeitsmarktlage für die EU

von besonderer Bedeutung (s. Tab. 4).

Bevölkerung NatüF

BevölkeEinwoh-
gebo'

r 000
1000 Anzahl

je 1 000
I 000

je 1 000
Einwoh-

Begien 3'1 10296 337 11,1 10,1 1,0
Dänemark 43 5 349 124 12,2 10,S 1,3
Deutschland 357 824,{} 231 8,9 10,1 -1,1
Finnland 305 5181 17 10,8 9,4 1,5
Frankreich s44 59037 109 13,1 8,9 4,1

Griechenland 132 10964 83 9,6 9,7 - 0,1

lrland 70 3834 55 15,1 7,8 7,3
Italien 301 56306 187 9,2 9,6 -o,4
Luxemburg 3 440 17O 12,4 8,4 3,9
Niederlande 34 15e87 472 12,7 8.8 3,9
Ösrerre,ch 84 1033 96 9,3 9,2 0.1

.12,2 2,3
2,5 3,2
6,1 1,2

60,0 1.0
35,0 3,s
30,0 1.4

170,0 2,5
3,3 7,5

50,3 3,1
18,0 2,2
6s,0 6,3
28,6 3,2

231,7 5,8

Könqr-"ch 244 5B7lJg 2,11 ll.2 l0I 1 I 155,0 2,6
rn r{4, ql

Portugal 92 10356 '113 11,0 10,2 O.7

Schweclen 411 8883 22 10.3 10,6 -0,3
Spanien 505 40847 81 10,1 8,9 1,1

Vereinigtes

Neue lVitgliedstaaten
Estland 43
Lettland 65
Litauen 65
Malia 0,3
Polen 313
Slowakei 49
Slowenien 20
Tschechische Rep. 7S
ljngarn 93
Zypen I

Europ. Union (EU-25) 3a9l
Beitrittsländer
Eulgarien 111
Rumänien 238
Türkei 779

8,3
8,5
9,9

9,5
8,8
8,8
9,5

10,8
10,4

13,5
13,9
10,9

7,5
9,4
9,6
9,3

10,5
13,0

7,9
9,8

0,1

- 0,6
- 0,7

- 0,4
o,2
2,4

- 0,8
1,4
4.1
2,6

1 367
2 366
3 484

391
38 633

5380
1 990

r 0 230
10 198

759
451 541

7 974
22 431
67 445

31
37
53

'1 240

1r0
98

130
110

11G

- 3,S
5,0

3,3
0,3
0,4

- 0,2

- 1,8

- 3,8
4,5
0,6 't 156,3

72
94
87

o,2
1.4

- 2,6

- 16,7
1.0
4,7

- 8,6
14,0

3,1

4,9
100,0

-o,2
'1,5

- 5,1

- 0,9
14,8

8,4
s,8

13,8
11,6
6,8

437



Der Anteil der Beschäftigten in der Land- und Forstwirtschaft (einschl. Fischerei),
der in der alten EU (EU-15) im Jahr 2002 bei 4,0 % gelegen hatte, stieg durch die
Erweiterung auI 5,4 yo. Gleichzeitig reduziede sich der Anteil des Dienstleistungs-
sektors mit dem Beitritt der 10 neuen Staaten von 67,9 %o aui 65,9 %. Der Erwerbs-
tätigenanteil des Produzierenden Gewerbes veränderte sich dagegen nur leicht von
2A,O % aut 28,6 %. Hintergrund hierfür ist hauptsächlich der im Schnitt recht hohe
Anteil der im Agrarsektor Tätigen in vielen neuen Eu-l,4itgliedstaaten, u. a. in Polen,

Tab. 4: Erwerbstätige, Arbeitslose und Arbeitslosenquoten 20021

1 Bzw. letztverfügbares Jahr.
2 Einschl. Erwebstäliger, deren Zuordnung z! W rtschattsb,ereichen nicht eindeutg bestimmt isi

Erwerbstätige

Diensl
25 Jahrc

T 000 % der Erwerbstätiger 1 000

1,8

5,5
4,1

15,8
6,9
4,9
2.1
2,7

72,4
73,4
65,1
67,4
74,5
61,7
65,4
63,5
77,A

65,5
53,9
7 4,5
62,7
74,5

4,5
4,6
9,1
8,7

4,4
9,0
2,4
2,7
4,3
5,1

11,3

18,2
7,7
9,7

21,O
20,0
26,4

B,O

8,3

6.8
'11,5

11,8

23,4
32,4

25.4
22,5

31,6
20,1
19,0
28.9

22,9
31,3
24,1

319

3 396
237

2286
435

80
2 160

5
230
166
272
228

2081
,1112

12,5

1,4

Neue N4 tgliedstaaten
Estland
Letiland
Litauen
l"4alta
Polen
Slowakei
Slowenien
Tschechische Bepublik
Ungarn
Zypetn

Europ. Union (EU-'i5)
Beitrittsländer
Bulgarien
Rumänien
Türkei

17,7
24,6
21,4
18,7
41,7
37,3
15,3
16,9
11,9

9.7

581
987

1 421
146

13420
2111

922
4763
3 846

315
19'i 886

6,5
15,3
18,6

2,1
19,6

s,6
4,S
6,1
5,4
5,4

30,8
25,5
27,4
31,1
28,5
38,1
38,5
40,1
34,2
23,1
24,6

62,7
59,2
54,0
66,2
51,8
55,2
51,S
55,0
5S,8
71,5
65,9

58
144
215

12
3445

59

229
13

ta 592

9,1
12,8
13,1

19,9
18,6

6,0

5,6

8,8

35,5
18.5

2800
9768

20367

'10,7

37.7
35,6

32,7

23,3

56,6
32,7
41,2

18,1
7,O

10,4

617
735

2412

Belgien 4052
Dänemark 2741
Deulschland 36275
Finnland 2406
Frankreich 23885
Griechenland 3949
lrland 1 750
Italien 21757
Luxemburg 188
Niederlande 8176
Österreich 3734
Portuqal 5'133
Schweden 4 348
Spaniefi 1A241
Vereiniqtes Köniqreich 28 338E ß,o 67,9 't 3 558 7 ,6

66,1 667 8,3
15,O
16,1



Lettland und Litauen, bei zugleich noch schwach ausgeprägtem Dienstleistungssek
tor in diesen Ländern.

Das Ausmaß der Arbeitslosigkeit in der EU-'15 zeigt sich an der Gesamtzahl von
'13,6 Mill. Betrotfenen im Jahr 2002 (Eurozone: 1 '1,7 Mill.). Bezogen auf die erweiterte
EU-25 waren 2002 insgesamt 18,6 Mill. Menschen ohne Arbeit bei einer Arbeits-
losenquote von B,B o/o gegenüber 7,6 % in der alten EU-'15.

lm zwischenstaatlichen Vergleich bestehen erhebliche Disparitäten beim Niveau der
Arbeitslosigkeit. Während sich die Arbeitslosenquote in den 15 alten N4itgliedslän-
dern zwischen 2,7 % (Niederlande) und 1 1,3 % (Spanien) erstreckte (im Vergleich:
Deutschland 8,6 %), gab es einige neue Mitgliedstaaten mit teilweise erheblich da-
rüberliegenden Wenen, u. a. Polen mit '19,9 % und die Slowakei mit 18,6 %.

Noch schwerer als die allgemeine Arbeitslosigkeit wiegt das Problem der Jugendar-
beitslosigkeit in der Europäischen Union. Durchschnittlich 15 % der Erwerbspersonen
unter 25 Jahren besaßen in der alten EU-15 im Jahr 2002 keinen Arbeitsplatz. Am
gravierendsten stellte sich die Jugendarbeitslosigkeit in den alten EU-Staaten ltaiien,
Griechenland, Spanien, Finnland und Frankreich dar Ueweils über 20 %), während sie
in Deutschland nur bei 9,7 % lag. ln den neuen Eu-Staaten haben vor allem Polen
(41,7 %) und die Slowakei (37,3 %) mit diesem Problem zu kämpfen, aber auch Lett-
land (24,6 %) und Litauen 121,4 %).

20.6 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung
der Europäischen Union

lm Jahr 2002 erwirtschafteten die '15 alten EU Staaten ein Bruttoinlandsprodukt
(in jeweiligen Preisen) von I 161 l\,4rd. Euro. Allein Deutschland trug mit 2108 Mrd.
Euro fast ein Viertel (23,0 %) dazu bei, gefolgt vom Vereinigten Königreich mit
'1 660 N,4rd. Euro ('18,1 %) sowie Frankreich mit 1 52'1 lMrd. Euro (16,6 %) und ltalien
mit 1 258 Mrd. Euto 113,7 o/a). Die Eurozone vereinigte 2002 eine Wirtschaftskraft
von 7 064 Mrd. Euro auf sich. Durch den Beitritt der 10 neuen Mitgliedstaaten erhöht
sich das Bruttoinlandsprodukt der EU um rund 5 %, wobei allein Polen als größtes
neues Mitglied mit 46 o/o für fast die Hälfte des Zuwachses an widschaftlicher Leis-
tung verantwortlich ist.

Das BIP je Einwohner lag 2002 in den meisten neuen N4itgliedstaaten mit Ausnahme
Zyperns, Sloweniens und Maltas noch unter'10000 Euro und damit deutlich unter
dem der '15 alten EU-Staaten. in denen im Durchschnitt Waren und Dienstleistungen
im Wert von 24 250 Euro je Einwohner produziert wurden. Doch selbst innerhalb der
EU-15 existieren noch große Unterschiede in der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit
pro Kopt. Während in Luxemburg das BIP je Einwohner 2002 50 430 Euro betrug,
wiesen Porluga und Griechenland nur Werte von 12 850 Euro bzw. 13 330 Euro auf.
Der Wert für Deutschland lag bei 25 580 Euro je Einwohner und damit über dem EU-
'1 5-t\4 ittelwert.
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Relativ schwach im Vergleich zu den Vorjahren ist 2002 das Wirtschaftswachstum in

der Europäischen Union ausgefallen. Während im EU-1 5-Durchschnitt das BIP real
nur um 1 ,2 oZ (Eurozone: +1,0 %) zunahm, waren lrland (+6,0 %) und Griechenland
(+4,0 %) die einzigen Länder mit größeren Steigerungsraten, während Deutschland
(+0,2 %), die Niederlande (+0,3 %) und ltalien (+0,4 %) dagegen nur Wachstumsraten
nahe an der Stagnation erreichten.

ln den neuen Mitgliedstaaten war die Entwicklung 2002 ebenso uneinheitlich. Höhere
B|P-Zuwächse konnten vor allem die baltischen Staaten 0eweils 6,0 % und mehr)
sowie die Slowakei (+4,4 %) erzielen, während Nlalta und Polen mit 1,0 % und '1,6 %
die geringsten Zuwachsraten aufwiesen. Alle anderen neuen EU-lvlitglieder verzeich-

Tall. 5: Bruttoinlandsprodukt 2002

Bruttoinlandsprodukl zu Marktpreisen

in jeweiligen je
Einwohner qesenüber 2oö1 1

[4rd. EUH EUR

Belgien
Dänemark
Oeutschland
Finnland
Frankreich
Griechenland
lrland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Österreich
Portugal
Schweden
Spanien

260,7
182,8

2104,2
139,7

1520,8
141,1
124.2

1258.3

444,3
216,8
129,2
255,4
693,9

1659,6

25460
34060
25 540
26890
25500
13 330
33 240
21470
s0 430
27 680
26760
12 850
2A7tO
17 560
27 740

+ 0.7
+ 1,6
+ 0,2
+ 1,6
+ l,2
+ 4,0
+ 6,0
+ 0,4
+ 1,1
+ 0,3
+ 1,0
+ 0,5
+'1,9
+ 2,0
+ 1,9Köni

Neue lr4itgliedstaaten
Estland
Lettland
Litauen
Malta
Polen
Slowakei
Slowenien
Tschechische Republik
Ungarn
Zypetn

Beitrittsländer
Bulgarien
Rumänien
Türkei

6,9
8,9

14,6
4,1

200,2

23,4
73,9
69,9
10,8

5 070
3140
3 S80

10 480
5190
4 650

11 790
t 210
7 080

13 500

+ 6,0

+ 6,7
+ 1,0
+ 1,6
+ 4,4
+3,2
+ 2,0

+ 2,2

16,6
48,4

191,7

2130
2170
2 800

+ 4,8
+ 4,9
+ 7,8

'1 Zu konstanten Preisen
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Europäische Union (EU-'15)
Eurozone

916t,4
7 0d!,6 23260 + '1,0



Tall. 6: Verwendungsstruktur des Bruttoinlandsprodukts 2001

1 Einschl. p vater Organ sationen ohne Enlerbszweck

neten reale Steigerungen ihres Bruttoinlandsprodukts zwischen 2,0 % und 3,3 %. Das

Wirtschaftswachstum aller 10 neuen EL,-Staaten laq nach Schätzungen von Eurostat
im Durchschnitt bei 2,4 %.

Von groRer Bedeutung für wirtschaftlichen Erfolg und lnnovationsfähigkeit eines Lan-

des ist die inländische lnvestitionstätigkeit. Überdurchschnittliche Investitionsquoten
in der EU wiesen 2002 vor allem Portugal (28,2 oÄ), Spanien 125,7 %), lrland (23,5 %)

sowie Österreich \23,2 o/a) auI, während das Vereinigte Königreich mit 16,6 %,
Schweden mit 18,1 ol, Deutschland mit'19,6 %, ltalien mit 19,7 oZ und Frankreich mit
20,'1 % allesamt unterhalb des Eu-ls-Mittels von 20,3 % lagen. ln der Eurozone
machten die Bruttoinvestitionen durchschnittlich 21,1 yo des BIP aus. Unter den

Konsumausgaben
beitrag

Exporte lmporte

Haushaltel
Staal

Brutto
investi-
tionen

% des Bruttoinlandsprodukts

Belg en
Dänemark
Deutschland
Finnland

Griechenland
lrland
Italien
Luxemt'urg
Niederlande
Österreich
Portugal
Schweden
Spanien
Vere n gtes Königreich

21,7

19,0
20,4

15.5
13,4
18,5
17,3

19,1
20,5

'17,5

24,4
21,1
19,6
20,8
20,1

23,5
19,7

23.2
24.2
18,1

+ 6,4
I 1,9
+ 8,2
+ 1,6

- 7,0
+ 14,7
+ 1,6
+ 17,5
+ 5,3

0,0
- 9,6
+ 5,8
- 1,6

54,5
47,O
5S,5
49,9
55,1
68,6
48,2
64,2
42,3
49,6
51,4
60,9
48,8
58,4
66,3

85,4
45,6
35,1
39,8
27,9

98,2
28,3

152,4
65,3
52,5
31,6

29,9

8 r,s
39,2

31,6
26,3
29,7
83,4
26,7

r 34,6
60.0

41,2
39,4
31,6

1S,3 16.6 2,3 27,2 29,4

Neue lvl tgliedstaaten
Estland
Lettland
Litauen
lvlalta
Polen
Siowake
Slowenien
Tschechische Bepublik
Ungarn
Zypen

Beitrittsländer
Eulgarien
Humänien
Türkei

62,3
63,8
64,1
64,9
56,6
53,6
53,6
52,8
68,7

20,7
18,7
20,1
20,1
17,8
20.4
21,3

21.3
17,3

- 4,2
11,3

- 5,4

- 3,7
8,5

- 0,4

- 5,0

91,8
44,9
50,4
8t,5
28,1
74,O
60,1

60,7
46,9

26,7
30,3
2t,5
20,3
21,O
32,0
25,4
30,0
28,0
18,5

95,9
56,2
55,8
s2,0
31,8
82,5
60,5
74,1
62,8
51,8

17,6
14,9
14.2

69,6
71,3
72,O

20,4
21,9
'16,8

63,2
4'1,6
31,3;

7,5
8,1
2,4
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neuen Eu-Staaten hatten 2002 die Slowakei (32,0 %), Lettland (30,3 %), die Tsche-
chische Bepublik (30,0 %) und Ungarn (28,0 %) die höchsten Bruttoinvestitionsraten.
Mit 18,5 % war diese Quote in Zypern am niedrigsten.

Takr. 7: Wirtschaftsdaten des Produzierenden Gewerbes 2001

Ste.- Elek-
t zitil,

1995 = 100 1000t
N,l . kwh

le 100000 I000

115,83
120,1
't 17,9
'142,5

117,4
123,4

107,0
126,1
112,1
135,2
121,4
12'1,5
118,0
103,6

10762
t5l

44 803
3 938

1S 343
't 281

150
26 690
2725
6037
5869

724
5 518

16504
13543

779
744
703
441
926
s0B

588
769
466
779
602
64s

350

30362 54A74
425

3 r82
l

1 S71

1

189
131
'137

4'18
2211
1 492

14 $96

Neue [4itgliedstaaten
Estland
Lettland
Litauen
Malta
Polen
S owakel
Slowenien
Tschechische Republik
Ungarn
Zypetn

Beitrittsländer
Bulgaren
Rumänien
Türkei

146,5
112,1
12A,7

1

500
616
1tB
30s7
4921
378
592
729
121

&01

144,1
122.7
115,'1
117.6
174,3
105,1

103896 I814
3 989

462
6 316
1 954

364
182

451
140

15132
570

75,4
90,3

107,9

2A
3 680
3 719

4930
14381

515/
2311
18'1

57

1 Ohne Baugewerbe.
2 Elnschl. Kombinationskraflwagen.
3 Einschl. Baugewerbe.
4 Ohne Personenkrafiwagen mil Kolbenverbrennungsmotoren von mehr als 2 500 cm3
5 Einschl. Montage eingeführter zerlegter Fahrzeuge.
6 Einschl. alter Braunkohle.
7 2004.
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Belgien
Dän€mark
Deutschland
Flnnland
Frankreich
Griechenland
hland
Italien
Luxemburg
Ni6derlande
Österreich
Podugal
Schweden
Spanien
Vereinigtes KönigreichI 1'15,4

1'17,3
73 344
ß472

'| 58 642
t 3a 8«)

707
@7

14It I
13 001



Die Entwicklung der lndustrie in der Europäischen Union (einschl. der neuen N,4it-

gliedstaaten) und in den Beitrittsländern zeigt der Produktionsindex für das Produzie-
rende Gewerbe in Tab. 7. Ein bemerkenswerter industrieller Aufschwung vollzog sich
in den letzten Jahren in lrland. Seit 1995 verzeichnete die Produktion im Produzie-
renden Gewerbe einen Zuwachs von 122,2 %, wodurch sich auch die relativ hohen
gesamtwirtschaftlichen Zuwächse in diesem Land erklären. Weniger spektakuläre,
aber dennoch über dem EU-1 s-Durchschnitt von +15,4 % liegende Produktions-
anstiege erreichten die Länder Finnland (+42,5 yo) und Österrerch (+35.2 o/o) seit 1995.

Unter den neu hinzugekommenen EU-Staaten sticht insbesondere die Situation der
seit 1995 (wieder-)aufblühenden lndustrie in Ungarn (+74,3 %) hervor.

20.7 Die außenwirtschaft lichen Beziehungen
der Eu-Staaten und der Europäischen Union

Der Außenhandel besitzt für die EU-Staaten große Bedeutung. N4ehr als ein Drittel des
globalen Warenhandels entfällt auf die Europäische Union, die insoweit die weltweit
wichtigste Ländergruppe darstellt. Wie Tab. 8 zeigt, betrug die Summe der lmporte
der 15 alten EU-Länder im Jahr 2001 (einschl. lntra-Eu-Handel, d.h. einschl. der

"Eingänge" aus anderen EU-Ländern) insgesamt 2 533 Mrd. Euro, allein 2 040lvlrd.
Euro bzw. 80,5 o/o davon entfielen auf die 12 Staaten der Eurozone. Dem standen Ge-
samtexporte (,,AusJuhren und Versendungen,l der EU-'15 von 2 586 f'Ird. Euro gegen-
über. lMit 2 139 Nlrd. Euro lag der Anteil der Eurozone hier bei 82,7 %. Per Saldo er-
gab sich ein Ausfuhrüberschuss der Europäischen Union (EU-15)von 52,7 N,4rd. Euro

und ein Ausfuhrüberschuss der Eurozone Staaten von 99,0 t!4rd. Euro. Deutschlands
Exportüberschuss belief slch auf 95,5 lvlrd. Euro. Das Vereinigte Königreich war hin-
gegen das Land mit dem höchsten lmportüberschuss von 67,3 Mrd. Euro.

Bezieht man die neuen Eu-Staaten mit ein lnd errechnet hieraus den Gesamthan-
del für die erweitede Europäische Union (EU 25) für das Jahr 2001, so ergeben sich
entsprechende Werte für die Eu-Gesamtimporte (lntra- und Extra-Handel) von
2717Mtd. Eurc (+7,2 % gegenüber EU-15) und für die Eu-Gesamtexporte von
2 735 N,4rd. Euro (+5,7 yo gegenüber EU 15). Der Saldo fällt mit 17,8 Mrd. Euro für die
EU-2s-Staaten aufgrund der durchweg negativen Handelsbilanzen der neuen Mit-
gliedstaaten deutlich geringer aus als der Saldo der EU-1s-Staaten.

Der so genannte lntra-EU-Handel, d. h. der Warenaustausch zwischen den EU-Län-
dern, machte in der alten Europäischen Union (EU-15) im Jahr 2001 rund 61 9/o des
Gesamthandels aus (Eurozone: etwa 62 0%). Am stärksten ist die Handelsveflechtung
mit den Paftnerländern der Europäischen Ljnion im Falle von Luxemburg und Por-
tugal, die 82,5 Vo 62w.77,o ol ihres gesamten grenzüberschreitenden Güterhandels
mit anderen ElI-Staaten abwickeln. Am niedrigsten ist der Anteil des lntrahandels
beim Vereinigten Königreich. Dort machte der Anteil des Warenaustausches mit EU

Mitgliedstaaten nur 53,4 % des Gesamthandelsumsatzes aus.
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Tab. 8: Außenhandel 2001

1 Für die neuen EU-M itgl edslaaten und die Beitrittsländer: Anteil ihres AuRenhandels mit den 15 alten
EU-Staaten.

Auch für viele neue EU-N,itgliedstaaten spielte im Jahr 2001 der Handel mit der (alten)
EU bereits eine große Rolle tür die eigene Außenwiftschaft. So wickelten die Tsche-
chische Bepublik, Ungarn und Polen rund zwei Drittel ihres Warenhandels mit EU-
Ländern ab. Beiden übrigen neuen Mitgliedstaaten betrug derAnteildes ELJ-Handels
rm Jahr 2001 Twrschen 47 % und 63 %.

Ein umfassendes Bild über die externen Wirtschaftsverflechtungen bietet die Leis-
tungsbilanz, d.h. die Summe aller grenzüberschreitenden Güter- und Dienstleis-

Eintuhr
und Eingänge

Sado

ie Ein- je En- je En- lntra-EU-

[4i[. EUB EUR i,4i[. EUR EUF MiII EUR EUF Yo

Belgien 1S9416 19488 212530 20769 +13114 +1282 72,6
Dänemark 50605 9457 57 732 1O7Ag + 7127 +1332 ffi,8
Deutschland 542774 6592 ffi4268 7752 + 95494 + 1 160 55,2
Finnland 36443 7 029 48277 9311 +11834 + 22A2 ,9
Frankreich 366914 6175 361 075 6076 - 5 83S - S8 63.0
Griochenland 31 507 29A2 11427 1 082 -20080 - 1 901 50.5
lrland 56528 14813 92363 24204 + 35835 + 9391 64.0
Italien 260052 451A 269235 4677 + 9183 + 160 55,1
Luxemburg 13528 30815 11633 26499 1895 -4317 82,5
Niederlande 232958 14599 257?66 16154 + 24808 +'1 555 65,9
Österreich 83333 10293 78999 9758 - 4334 - 535 64,9
Portugal 44054 4393 27322 27?5 -16732 - 1 66S 77,0
Schweden 70508 7S49 84458 9522 + 13s50 + 1573 5s.6
Spanien 172677 4375 130259 3300 -42418 -1075 68,9
Vereinigtes Königreich 371822 6231 304506 5103 -67316 -112A 53,4

Neue Mitgliedstaaten
Estland
Lettland
Litauen
N,lalta
Polen
Slowakei
Slowenien
Tschechische

Republik
Ungarn

56,1
41,O
58,5

54,7
52,3

47Sa
3883
6645
2 827

55971
16 393
1'1 345

3511
'1 592
1 907

1449
3 034
5701

3550

4778
2030

40 113
14 062
10347

2 591
913

1371
5187
1 038
2 603
5199

- 1248
- 1656
- 1867
- 757
- 15 858

- 998

- s13

- 536
-2036
- 410
- 431

- 501

3 945
3 681
4 930

37123
33 985

465 613

376 - 329
550 - 348
277 -4ß17

65,8
65,6
56.4

Beitrittsländer
Bulgaren
Rumänien
Türke

I030
16 888
44 876

985

661

5 448
12633
32 868

669
563
484

- 4255 -
-12008 -

3-17
190
177

53.0
62,8
49,1
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2 04O't84

40499
37 535

27-16757 27345$ 605l +17773 + 39



tungstransaktionen sowie der Überlragungen. Die Europäische Union (EU-15) als
Ganzes verbuchte 2001 einen negativen Leistungsbilanzsaldo in Höhe von 1,722
Mrd. US-Dollar. Die L'änder der Eurozone kamen daqeqen aul einen Leistunqsbilanz-
überschuss von 1 

'1,021 Mrd. US Dollar.

lm Ländervergleich erweist sich die Leistungsbilanz als sehr unterschiedlich. Den
höchsten Leistungsbilanzüberschuss wies Frankreich mit 21,4 Mrd. US-Dollar auf.
Deutschland dagegen hatte irotz des EU-weit höchsten Handelsbilanzüberschus-
ses nur einen positiven Leistungsbilanzsaldo von 2,4 Mrd. US-Dollar. Überwiegend
aufgrund ihrer durchweg negativen Handelsbilanzen wiesen alle neuen EU-[,4itglie-
der außer Slowenien ein Leistungsbilanzdefizit auf.

Tab. 9: Winschaftliche Transaktionen zwischen ln- und Ausländern 2001
in Mill. US-Dollar

Jährliche Direktinvestitionen (Netto)Saldo der
LeistLrngs

bilanz
m Land

Belgien - Luxemburg
Dänemark
Deutschland
Finnland
Frankrerch
Griechenland
lrland
Italien
Niederlande
Österreich
Portugal
Schweden
Spanien
Vereinigtes Königreich

+ 1391
+ 4 051
+ 2440
+ 8 631
+ 21 360
- 9400

1 043

- 163
+ 1949
- 4103
- s 959
+ 6696
- 15 082
- 23 490

67 307
I951

43257
7 272

82 814
6'11

21 476
44420
2961
7 898
7170

27 AO5

39 462

50 ss6
6 969

3 61s
52 623

1 585
s775

14473
50 471
5909
6017

12734
21741
53799

Neue Miigliedstaaten
Estland
Lettland
Lilauen
Malta
Polen
Slowakei
Slowenien
Tschechische Republik
Ungarn
Zypefi

Beitritts,änder
Bulgarien
Rumänien
Türkei

- 339
- 732
- 574
- 174

6S4l

- 2624
- 1097

201
185
314

8830
1475

4 916
2 414

't 63

184
7
7
6

14
15

104
96

218

68S
1137
3266

- 889

+ 3 396

10
't7

497

1 Stand: 2000
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Ein Gradmesser für die weltwirtschaftliche Verflechtung einzelner Vo kswirtschaften
sind die im Ausland getätigten Direktinvestitionen bzw. deren Zufluss. Unternehmen
aus der Europäischen Union investierten 2001 über 366 Mrd. US-Dollar im Ausland
(Eurozone: 310,8 Mrd. Us-Dollar). ln die Europäische Union flossen aus anderen
Ländern Direktinvestitionen in Höhe von rund 323 Mrd. Us-Dollar (Eurozone: 249
N4rd. Us-Dollar). Werden die Direktinvestitionsflüsse ins Ausland mit den Direktin-
vestitionen aus dem Ausland verrechnet, so ergeben sich daraus für 200'1 Nettoab-
flüsse aus der EU in Höhe von 43.4lvlrd. US-Dollar.

Am regsten war im Jahr 2001 die lnvestitionstätigkeit Frankreichs, das fast 83
N4rd. US-Dollar ins Ausland transferiede, gerolgt von Belgien-Luxemburg mit über
67 Mrd. Us-Dollar. Umgekehrt verzeichnete Frankreich mit 52,6 Mrd. Us-Dollar
den zweitgrößten Zufluss an ausländischen Direktinvestitionen in der EU hinter dem
Vereinigten Königreich. Deutsche Unternehmen investierten im Jahr 200'1 mit über
43 Mrd. LJS-Dollar ebenfalls in einer beträchtlichen GröBenordnung in anderen Län-
dern. Der Zustrom an lnvestitionen nach Deutschland lag bei 31,8 Mrd. Us-Dollar.
Sowohl Deutschland und Frankreich als auch sechs weitere Länder der bisherigen
EU (Belgien-Luxemburg, Dänemark, Finnland, ltalien, Portugal, Spanien) hatten we-
niger lnvestitionen aus dem Ausland zu verzeichnen als sie selbst l'.4ittel im Aus-
land investieden. Dagegen lagen im Vereinigten Königreich, in den Niederlanden,
in Schweden, lrland, Österreich und Griechenland die lnvestitionen des Auslands
über den eigenen lnvestitionen im Ausland.

Das Kapitalengagement privater Unternehmen aus den neuen lvlitgliedstaaten in
anderen Volkswirtschaften war 2OO1 zwar noch gering, doch besitzen als lnvesti-
tionsstandorte insbesondere die Länder Polen (8,8 Mrd. US-Dollar an lnvestitions-
zuflüssen), die Tschechische Republik (4,9 Mrd. US-Dollar) sowie Ungarn (2,4 Mrd.
US-Dollar) inzwischen eine gewisse Attraktivität.

20.8 Die Lebensverhältnisse in der Europäischen Union

Trotz erheblicher Nettofinanztransfers in die ärmeren EU-Länder in den zurück-
liegenden Jahren kann noch nicht von einer Eu-weiten Angleichung der Lebens-
verhältnisse gesprochen werden, wie Tab. 10 belegt.

Noch am weitesten vorangekommen ist die Angleichung bei der Lebenserwartung
bei Geburt. Bei den Männern liegt die Bandbreite der Lebenserwaftung in den 15 al-
ten Eu-Staaten zwischen 77,3 Jahren für Schweden und 71,7 Jahren für Portugal
(Deutschland: 74,4 Jahre). Bei den Frauen reicht die Spanne von 83,1 Jahren im Falie
Frankreichs bis 78,5 Jahre im Falle Dänemarks (Deutschland: 80,6 Jahrei alle An-
qaben ieweils für 2000). lm Veroleich mit den neuen EU-Staaten fällt auf, dass nur die
Lebenserwartung in den beiden mediterranen Staaten Malta und Zypern dem EU-15-
Schnitt entspricht. ln den osteuropäischen Staaten, die der EU beigetreten sind, lag
im Jahr 2000 die Lebenserwartung bei Frauen im Schnitt etwa 3 bis 4 Jahre unter dem
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Tab. 10: Lebensverhältnisse 2000

tung beiGeburtl
*,ü..

MobilDurch-

Brutto-
ie ie 1 000

EUF t BÖE6

4,O7
5,07
4,31
2,94
3,83
3,08

5,55
3,90
2,38
5,93
3,41
3,75

Belgien
Dänemark
Deutschland
Finnland

Gri€chenland
lrland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Österreich
Poftugal
Schweden
Spanien
Vereinigtes Königreich

80,9
78,5
80,6
80,9
83,1
80,8
75,7
82.4
80,8
81,0
81,4
79,3
82,O
82,3
79,9

27 467

3418
2731
2109i0
21621r
13287
25417

3 31S

1 S40
6457

2624
1234
3049

Neue Miigliedstaaten
Estland
Lettland
Litauen
l"4alta
Polen
Slowake
Slowenien
Tschechische Republk
Ungarn
Zypen

Europ. Union {EU-2O
Beitrittsländer
Bulgarien
FIumän en
Türkei

65,4
64,2
66,9
15,4
69,2
69,2
71,9
71,5
66,3
74,A

76,5
75,5
77,2
80,7
11,1
71,5
79,4
78,2

790

347
250
340
509

240

344e

351
457

413
133

683
2533

983
r60
401
1473
158
300

443
705
363
541
841
840
665
524

2,24

127
146
4077

753
8'1

67,4
66,2
66,8

74,5

72,5

2,31
1.71
1,04

270
2SS

490
286
860
400
348

1 342 4

262
'144

67

1973
1723
341

2,27
3,54

4.05
2,41

I Wenn Daten für 2000 noch nicht vodagen, Ergebnisse für den zuletzl verfügbaren Zeilpunkt bzw
Zeitraum.

2 Arbeitnehmer in der lndust e und im Dienstleistungssektor Standi2000.
3 200T.
4 Ohne Kom binat onskraftwaqen. Stand:Jahresende 2001.
5 2002.
6 I Tonne Rohöleinheit (t RÖq = a1 860 kJ Hu/kq (unterer Heizwerykg).
7 1998.
8 E nschl. derAngaben für LLxemburg.
I E nschl. Kombinat onskraftwagen.

T0 1399.
11 Die Angaben für Luxemburg s nd beiBegien einbezogen.
12 OhneAngaben fürd e Kanalinseln.
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74,6
74,2
74,4
73,7
75,2
75,4
74,1
76,0
73,9
75,4
74,9
71,7

75,4
74,B

#*§

349

416
444

5S0
638
411
514!
362
451
445
476
,lOl
,lg8

329

424
509
3'14
182
271
301
368
530
409
3s6
573
193
4061'
358
0,+{

794

714
847
647

s0s
'I O21

729
834
848
8S2
447
834
78S
na



EU-15-Niveau. Die männliche Bevölkerung dieser Länder konnte sogar nur mit einer
rund 6 Jahre niedrigeren Lebenserwartung rechnen.

Besonders ausgeprägt sind die Unterschiede im Lebensstandard bei einem Vergleich
der durchschnittlichen Bruttomonatsverdienste. Auffallend ist hier ein Nord-Süd-Ge
fälle, mit dem höchsten Verdienst in Dänemark und weit geringeren Verdiensten in den
südeuropäischen EU-Mitgliedsländern wie Portugal, Spanien oder Griechenland. Alle
neuen Mitgliedstaaten. außer Zypern und Slowenien, liegen dagegen noch weit unter
dem Gehaltsniveau der angesprochenen südeuropäischen Staaten.

Auch bei der Ausstattung mit Personenkraftwagen bestanden zum Jahresende 2001
noch deutliche Unterschrede. Länder wie Luxemburg (638 Pkw aul'1 000 Einwohner)
oder ltalien (590 Pkw auf 1 000 Einwohner) übertrafen deutlich das EU-'15-f,y'ittel von
491 Pkw auf 1 000 Einwohner. Der Wert für Deutschland lag bei 538 Pkw. ln allen
neuen osteuropäischen EU-Mitgliedstaaten erreichte die Pkw-Dichte dagegen noch
bei weitem nicht das ELI 15-Niveau. Eine Besonderheit ist die hohe Motorisie/ung in

lvlalta (509 Pkw auf 1 000 Einwohner), die den EU-'1 s-Durchschnitt bereits deutlich
übertraf.

Bei der Betrachtung der Kommunikationsindikatoren fällt der hohe Verbreitungsgrad
des lnternets in den skandinavischen Ländern auf. Auch in den Niederlanden (530

Nutzerje '1 000 Einwohner) liegt die lnternet-Verbreitung auf einem sehr hohen Niveau.
Der Wed lür Deutschland (424 Nutzer je 1 000 Einwohner) befindet sich noch einiges
über dem EU-15-Mittel (358 Nutzer je 1 000 Einwohner). Dagegen ist die Verbreitung
des lnternets in den neuen Nlitgliedstaaten noch eher unterentwickelt. Nur Estland
(413 Nutzerje 1 000 Einwohner)und Slowenien (401 Nutzer je'1 000 Einwohner) bilden
hier Ausnahmen. Der Verbreitungsgrad von f,,4obil-Telefonen liegt dagegen ln allen
Ländern über dem des lnternets. Außerordentlich hoch ist dabei die Zahl von Luxem-
burg (1 027 lvlobil-Telefone auf 1000 Einwohner). Nur in den Beitrittskandidaten-
ländern Eulgarien und Rumänien lag im Jahr 2001 die Verbreitung von Mobiltelefonen
noch unter200 Geräten je 1 000 Einwohnern.

Weitere lnformationen zu Deutschland und Europa siehe auch Teil ll, Kap. 21.
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A Einleitung

Objektive Lebensbedingungen und
subjektives Wohlbefinden im vereinten
Deutschland: Konzepte und Daten
der Sozialberichterstattung

1

Ziel einer regelmäßigen und umfassenden Sozialberichterstattung, wie sie der Da-
tenrepod vedolgt, ist die kontinuierliche Wohlfahdsmessung und Dauerbeobach-
tung des sozia en Wandels. Für die verschiedenen Aspekte der objektiven Lebensbe-
dingungen sowie die darauf bezogenen subjektiven Perzeptionen und Beweftungen
sollen zuverlässige Daten bereitgestellt werden, die es erlauben, den aktuellen Zu-
stand und die Entwicklung der deutschen Gesellschaft zu beudeilen. Darüber hinaus
zielt die Berichterstattung auch darauf ab, signirikante Trends des gesellschaftlichen
Wandels - auf der Ebene sozialer Strukturen, aber auch individueller Einstellungen
und Verhaltensweisen - aufzuspüren und empirisch zu beschreiben.

Nachdem seit der deutschen Vereinigung inzwischen fast eineinhalb Jahrzehnte ver-
gangen sind, verdient die Beobachtung des Verlaufs der gesellschaftlichen Trans-
formation in den neuen Bundesländern und die Herstellung gleicher Lebensver-
hältnisse in Ost und West immer noch eine besondere Beachtung, sie steht aber
nun nicht mehr so sehr im N4ittelpunkt der Betrachtung, wie das in den neunziger
Jahren der Fall war Angesichts der nach wie vor bestehenden Disparitäten zwischen
Ost- und Westdeutschland sowie angesichts des Fortbestehens von mancherlei Un-
terschieden in den Verhaltensweisen und Wertorientierungen bleibt der innerdeutsche
Ost-West-Vergleich und das N4onitoring von Fortschritt oder auch Stagnation in den
Angleichungsprozessen in Ostdeutschland auch Gegenstand der einzelnen Kapitel
dieses Teils des Datenreports 2004. Um der gestiegenen Bedeutung einer interna-
tionai vergleichenden Perspektive und den Prozessen der europäischen lntegration
Rechnung zu tragen, enthält der Datenreport 2004 in diesem Teil - wie auch bereits
in der let"ten Ausgabe - einen Beitrag, in dem der Vergleich verschiedener europä
ischer Gesellschaften im Vordergrund steht und die Situation in Deutschland im
europäischen Kontext betrachtet wird.

Bei einem "social monitoring" der gesellschaftlichen Entwicklung, wie es dem Daten-
report zugrunde liegt, geht es auch darum, den Entscheidungsträgern in Politik und
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Wartschaft handlungsrelevante lnformationen zur Verfügung zu stellen, aber mehr
noch stellt sich der Datenreport die Aufgabe, dem lnformationsbedürfnis einer inter-
essierten Öffentlichkeit gerecht zu werden. Der Teil ll dieses Datenreports erweitert
das lnformationsangebot der amtlichen Statistik um die Perspektive einer nicht-
amtlichen, sozialwissenschaftlichen Sozialberichterstattung. ln den Beiträgen dieses
Teils kommt daher nicht nur eine in stärkerem l\,4aße analytische, durch sozialwis-
senschaftliche Theorieansätze strukturiede Betrachtungsweise zur Geltung; die Bei-
träge dieses Teils stützen sich auch auf eine nichtamtliche, spezilisch sozialwis-
senschafiliche Datenbasis. Die Zusammenarbeit von amtlicher Statistik und wis-
senschaftlicher Sozialberichterctattung hat sich erstmals in dem Datenreport von
1gB5 niedergeschlagen. Die spezifische Arbeitsteilung, die dabei gefunden wurde,
hat sich - das zeigen die seither erschienenen Ausgaben und die Reaktionen der
Leser/innen und Nutzer/innen - bewährt.

Die einzelnen Beiträge entsprechen thematisch zu einem großen Teil denen des
Teils L Sie sind darauf ausgerichtet, einerseits die verschiedenen Lebenslagen und
andererseits subjektive Wahrnehmungen, Erwaftungen und Präferenzen sowie Ein-

stellungen und das subjektive Wohlbefinden der Bundesbürger zu beschreiben und
zu analysieren. Dabei finden objektive Aspekte der Lebensbedingungen und subjek-
tive Situationseinschätzungen mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen Be-
rücksichtigung. Die Beiträge sind zudem darauf ausgerichtet, Veränderungen über
die Zeit - teilweise auch auf der Basis individueller Längsschnittdaten - zu erfassen
und zu analysieren. Gegenstand der Sozialberichterstattungsperspektive dieses Teils

des Datenrepods sind daher nicht nur die verschiedenen Aspekte der Wohltahds-
entwicklung, d.h. Veränderungen der indaviduellen und gesellschaftlichen Lebens-
qualität, sondern auch zentrale Dimensionen des fortdauernden Struktur- und Ein-
stellungswandels in der deutschen Gesellschaft. Erstmals enthält die vorliegende
Ausgabe des Datenreports spezielle Beiträge zu den Themen "Soziale Mobilität",

"Zeitverwendung" sowie "Sparen und Verschuldung pr vater Haushalte".

Der vorliegende Datenreport 2004 informiert über die Wohlfahnsentwicklung und den
gesellschaftlichen Wandel in der Bundesrepublik Deutschland und widmet dem Ver-
gleich der Lebensverhältnisse in den alten und neuen Bundesländern nach wie vor
besondere Aufmerksamkeit und Beachtung. Der Prozess des Zusammenwachsens
der beiden Teilgesellschaften ist auch im Jahre 2004 keineswegs abgeschlossen, und
viele der sich langsamer als erwartet verringernden Unterschiede und Diskrepanzen
bestehen fort. Neben dieser für die deutsche Gesellschaft zentralen Frage der Ver-
wirklichung der so genannten "inneren Einheit" treten aber andere Fragen in den Vor-
dergrund und bestimmen die Gestaltung dieser und zukünftiger Ausgaben des Da-
tenreports zunehmend. Dazu gehört insbesondere der Qualitätsvergleich individueller
Lebensverhältnisse, aber auch gesellschattlicher lnstitutionen im europäischen und
weiteren iniernationalen Rahmen, aber nicht zuletzt auch die Frage, wie die deutsche
Gesellschaft die Herausforderung eines Umbaus zentraler lnstitutionen bewältigt und
welche Konsequenzen daraus für die Oualität der individuellen Lebensverhältnisse
resultieren.



Obwohl die amtliche Statistik nach wie vor der wichtigste Anbieter von lniormationen
über die Lebensverhältnisse und die Entwicklung der deutschen Gesellschaft ist, hat
die Edahrung gezeigt, dass eine leistungsfähige sozialwissenschaftliche Umfragefor-
schung für eine aktuelle, differenzierte und anspruchsvolLe Sozialberichterstattung
unverzichtbar ist. Die sozialwissenschaftliche Umfraqeforschunq stellt nicht nur ln-
formationen zu Themen und Fragestellungen bereit, die auBerhalb des gesetzlich
festgelegten Erhebungsprogrammes der amtlichen Statistik liegen, wie z.B. lnfor
mationen zu Einstellungen und subjektiven Perzeptionen und Bewertungen. Darüber
hinaus ergänzt sie das System der lnformationsgewinnung auch in methodischer
Hinsicht. Die sozialwissenschaftliche Umfrageforschung verfügt nicht über die um-
fangreichen Stichproben der amtlichen Statistik. Sie kann aber mit ihrem ln-
strumentariurn vielfach schneller und flexibler auf veränderte Bedingungen und In-
formationsanforderungen reagieren und ihr Erhebungsprogramm den spezifischen
Llmständen und Edordernissen leichter anpassen. Sozialwissenschaftliche Reprä-
sentativbefragungen, wie sie diesem Teil des Datenrepods zugrunde liegen, leisten
einen wesentlichen Beitrag zur Dateninfrastruktur, indem sie die gesellschaftliche
Wirklichkeit z. T. auch aus anderen Perspektiven beleuchten als die amtliche Statis-
tik und damit nicht nur offens chtlich vorhandene lnformationslücken schließen, son-
dern das lnformationsangebot insgesamt wesentlich bereichern. lhre lnformationen
unterscheiden sich daher in Art und lnhalt von denen der amtlichen Statistik, ohne
aber weniger sohde und ./uverlässig lu sein.

Die Beiträge im Teil ll des vorliegenden Datenreports 2004 stützen sich vor allem
auf verschiedene kontinuierlich angelegte Erhebungsprogramme der empirischen
Sozialforschung, die speziell für die gesellschaftliche Dauerbeobachtung konzipiert
worden sind: das Sozio-oekonomische Panel (SOEP), den Wohlfahrtssurvey und die
daran anschließenden Erhebungen "Wohlfahdssurvey-Trend" sowie die Allgemeine
Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS). Darüber hinaus werden
von Fall zu Fall auch andere Datensätze verwendet: das lnternational Social Sur
vey Programme (http://www.gesis.orglen/data service/issp/index.htm, 03.03.04),
die Eurobarometer-Umfragen (http://europa.eu.inVcomm/public opinion/, 03.03.04)
sowie der European Social Survey (http://www.europeansocialsurvey.org/,03.03.
O4), det 2OO2/20O3 erstmals in 22 Ländefi erhoben worden lst. Darüber hinaus
konnte die aktuelle Zeitbudgeterhebung 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes
(http://www.destatis.de/presse/deutsch/pk/2003/zeitbudget.htm/,03.03.04) genutzt
werden.

Die Mehrzahl der Beiträge zu Teil ll in d esem Datenrepod beruht auf den Daten des
Sozio-oekonomischen Panels - SOEP (http://www.diw.de/deutsch/sop/, 03.03.04).
Das Sozio-oekonomische Panel ist eine repräsentative Längsschnitterhebung zur
empirischen Beobachtung des sozialen Wandels, in der seit 1984 zwei Ausgangs-
stichproben (Deutsche und Auslände4 von 5921 Haushalten, in denen mehr als
15000 Personen leben, in der früheren Bundesrepublik und West-Berlin jährlich
befragt werden. Das Sozio-oekonomische Panel wurde ursprünglich im Rahmen des
durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) finanzierten Sondedorschungs-
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bereichs 3 "N.4ikroanalytische Grundlagen der Gesellschaftspolitik" der Universitäten
Frankfurt am N.4ain und Mannheim konzipien und wird vom Deutschen lnstitut für
Widschaftsforschung (DIVU in Bedin durchgefühft. Als eine Uingsschnitterhebung
zjelt das SOEP primär darauf ab, lnformationen über Veränderungen im Zeitablauf
auf der Mikroebene von lndividuen und Haushalten bereitzustellen. Die themati-
schen Schwerpunkte des SOEP liegen in den Bereichen des Einkommens und
der Erwerbstätigkeit, aber es werden - im Rahmen variierender thematischer Ver-

tiefungen - auch zu anderen Aspekten der sozioökonomischen Lebensverhältnisse,
wie z.B. Bildung und Weiterbildung, Soziale Sicherung und Armut, soziale Netz
werke und in begrenztem Umfang auch zu subjektiven Perzeptionen, Bewetungen
und Einstellungen, Längsschnittiniormationen erhoben. Noch vor ln-Kraft-Treten der
Währungs , Widschatts- und Sozialunion wurde aui dem Gebiet der ehemaligen
DDR im Juni '1990 eine Basisbefragung des Sozio-oekonomischen Panels mit der
Zielsetzung durchgeführt, eine Längsschnittdatenbasis als Grundlage für die Beo-
bachtung der Transformationsprozesse in den neuen Bundesländern zu schaffen.
Die Stichprobe der Basisbefragung des SOEP-Ost umfasste 2 179 Haushalte, in de
nen über 6 000 Personen lebten. Die weiteren Wellen des SOEP-Ost wurden paral-
lel mit den Wellen des SOEP-West durchgelührt. Das SOEP wurde 1994/95 durch
eine Zuwanderungs- (536 Haushalte) sowie '1998 durch eine Erneuerungsstichprobe
(1 060 Haushalte) ergänzt. ln den Jahren 2000 und 2002 wurde der Stichprobenum-
fang des SOEP nochmals erheblich auf nunmehr fast 24 000 Befragte in mehr als
'12 000 Haushalten erweitert.

Die allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften - ALLBUS (http://
www.gesis.orglDauerbeobachtung/Allbus/index.htm,03.03.04) ist eine Repräsen
tativbefragung, die in der Bundesrepublik seit 1980 in zweiiährigem Turnus durch-
geführt wird. Verantwortlich für die Konzeption und Durchführung der ALLBUS Er
hebung ist das Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen (ZUN.4A) in Mannheim.
Die Datenaufbereitung, Archivierung und Weitergabe der Daten erfolgt über das Zen-
tralarchiv für empirische Sozialforschung {ZA) in Köln. Mit wechselnden inhaltlichen
Themenschwerpunkten und der teilweisen Replikation von Fragen stellt der ALLBUS
eine der meistgenutzten Datenquellen für die sozialwissenschaftliche Forschung und
Lehre in Deutschland dar. Orientiert an den Zielsetzungen der deskriptiven Sozialbe-
richterstattung, der Untersuchung des sozialen Wandels und der international ver-
gleichenden Analyse werden regelmäßig lnformationen zu den Bereichen Sozial-
struktur und Sozialbeziehungen, Weftorientierungen und Grundeinstellungen sowie
der Legitimität der sozialen und politischen Ordnung erhoben.

Der ALLBUS 2002 hat den thematischen Schwerpunkt "Religion, Weltanschauung
und Werte". Seit der Erhebung von 2000 wird der ALLBUS in der Form von compu-
tergestützten persönlichen lnterviews (CAPI) durchgeführt. Die Grundgesamtheit der
ALLBUS-Umfragen bestand bis einschließlich '1990 aus den wahlberechtigten Per-
sonen in der früheren Bundesrepublik und West-Berlin, die in Privathaushalten le-
ben. Seit 199'1 besteht die Grundgesamtheit aus der erwachsenen Wohnbevölke-
rung - Deutschen und Ausländern - in Deutschland. Die Stichprobengröße betrug bis



'1991 rund 3000 Befragte. Seit 1992 beträgt die Nettofallzahl 2400 Befragte in den
alten und 1 100 Befragte in den neuen Bundesländern.

Der Wohlfahrtssurvey ist eine Repräsentativbefragung, die - orientiert an Vorbildern in

anderen Ländern - speziell für die lvlessung der Wohlfahrt und Lebensqualität konzi-
piert wurde. Dieses Befragungsinstrument ist vor allem darauf ausgelegt, für ver
schiedene Lebensbereiche Dimensionen der objektiven Lebensbedingungen und des
subjektiven Wohlbefindens mit geeigneten lndikatoren im Trendverlaul zu beobachten
und in ihrem Zusammenhang zu analysieren. Der Wohlfahdssurvey bietet damit zu-
gleich auch eine Datenbasis, die sich in besonderem Maße für die Analyse der Wohl-
fahrtsdisparitäten und die Beobachtung der Prozesse der Angleichung der Lebens-
verhältnisse in West- und Ostdeutschland eignet. Der Wohlfahrtssurvey wurde eben-
falls im Rahmen des Sonderforschungsbereichs 3 ,,Mikroanalytische Grundlagen der
Gesellschaftspolitik" der Universitäten Frankfurt am N.4ain und Mannheim entwickelt
und im Bereich der alten Bundesrepublik insgesamt viermal - 1978, 1980, 1984 und
1988 durchgeführt. Die Grundgesamtheit der Wohlfahrtssurveys bilden jeweils alle
Personen derdeutschen Wohnbevölkerung (1998 auch in Deutschland lebende Aus-
länder), die in Privathaushalten leben und das 18. Lebensjahr vollendet haben. Der
Stichprobenumfang lag in denJahren 1978 bis lgBB jeweils zwischen 2000 und 2 500
Befragten. Der Wohlfahrtssurvey '1993, der erstmals die alten und neuen Bundes-
länder gleichzeitig umfasste, hatte einen Stichprobenumfang von 3062 Befragten,
davon 2 046 in Westdeutschland und 1 0'16 in Ostdeutschland. Der Wohlfahrtssurvey
1998, der erstmals in der Form von computergestützten persönlichen lnterviews
(CAPI) erhoben wurde, hat einen Stichprobenumfang von 3042 Befragten, darun-
ter 2007 in Westdeutschland und 1035 in Ostdeutschland. Die Wohlfahdssurueys
1993 und 1998 wurden jeweils im Bahmen von Gemeinschaftsprojekten der Abtei-
lung Sozialstruktur und Sozialberichtersiattung des WZB und der Abteilung Sozi-
ale lndikatoren des Zentrums für Um{ragen, Methoden und Analysen, Mannheim
(ZUL.4A), durchgeführt, die von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)geför-
dert wurden. Die Surveys enthalten gemäß dem Replikationsprinzip zum großen Teil
gleich lautende Fragen, darüber hinaus aber auch jeweils wechselnde thematische
Schwerpunkte mit neuen und aktuellen Fragestellungen. Für eine Fortschreibung der
in den Wohlfahrtssurveys enthaltenen lndikatoren wurde zuletzt im Oktober/Novem
ber 2001 die "Wohlfahdssunr'eys-Trend 200'1"-Erhebung durchgeführt. Dabei wurden
insgesamt 2 732 Personen (1 97'1 in West- und 76'1 in Ostdeutschland) befragt.

Weitergehende lnformationen, darunter auch detaillierte Angaben zu den jeweiligen

Stichproben und Erhebungsverfahren, finden sich für alle hier verwendeten Daten-
sätze im lnternet. Über die lnternetadresse des Deutschen lnstituts Iür Wirtschaits-
forschung (http://www.diw.de, 03.03.04) findet sich eine Vielzahl von lnformationen
zum SOEP u. a. auch zu Publikationen, die aufdiesem Datensatz beruhen. Das ZUMA
bietet über seine lnternetadresse lnformationen sowohl zum ALLBUS als auch zu den
Wohlfahrtssurveys an (http://www.gesis.orglDauerbeobachtung/index.htm, 03.03.
04). Über das lnternetangebot der Abteilung Soziale lndikatoren von ZUIMA (http://
www.gesis.org/Dauerbeobachtung/Sozialindikatoren/index.htm,03.03.04) wird mit
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"Wohlfahrtssurvey-Online" seit kurzem auch die Möglichkeit geboten, auf die Daten
der Wohlfahrtssurveys 1978-1998 online zuzugreifen, d. h. die Daten z. B. für die Er-
stellung von Tabellen oder andere Auswenungsformen zu nutzen. zudem wird dod
auch ein umfangreiches Kompendium zur Wohlfahftsentwicklung in Deutschland
1 978 bis 19gB auf der Basis der Woh lfahdssurveys angeboten. Darü ber h inaus infor-
miert der "lnformationsdienst Soziale lnd katoren. (lSl), der ebenfalls über das lnternet
verfügbar ist, über aktuelle Trends der Wohlfahrtsentwicklung und des sozialstruk-
turellen Wandels aus der Perspektive der Sozialbenchterstattung. Über die lnternet-
adresse des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB) schließlich
werden lnformationen und neuere Publikationen sowohl2u den Wohllahrtssurveys als
auch zu europäisch vergleichenden Umfragen (Euromodul) zur Verfügung gestellt
(http://www.wz-berlin.delars/usi/ 03.03.04).

Die in den folgenden Beiträgen präsentierten Daten und Analysen vermitteln ein Bild
der Lebensverhältnisse sowie der erkennbaren Tendenzen des Wandels sozialer
Strukturen und individueller Einstellungen in Deutschland, wie es sich aus einer Per-
spektive der Wahlfahrtsforschung und Sozialberichterstattung - gestützt auf reprä
sentative empirische Daten der gesellschaitlichen Dauerbeobachtung - gegenwäftig
darstellt. Zusammen mit den Daten der amtlichen Statistik in Teil I dieses Datenreports
wird damit zugleich ein wesentlicher Ausschnitt der verfügbaren quantitativen lnfor-
mationen zum Zustand und Wandel der deutschen Gesellschaft. ihrer "inneren Ein-
heit. und der Lebensqualität ihrer Bürgerinnen und Bürger auch im europäischen
Vergleich in einer spezifischen Form aufbereitet und der Öffentlichkeit zugänglich ge
macht.

(Heinz-Herbeft Noll / Roland Habich)
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B Subjektives Wohlbefinden

2 Zutriedenheitin Lebensbereichen

Die subjektive Zufriedenheit stellt neben den objektiven Lebensbedingungen der Be-
völkerung ein zentrales Kriterium für die Lebensqualität in einem Land dar. Sie resul-
tied aus einem Bewertungsprozess, in dem die Bürger ihre objektiven Lebensum-
stände vor dem Hintergrund ihres individuellen Anspruchsniveaus beurteilen. Dem-
entsprechend können abweichende Ansprüche und Erwartungen auch bei
identischen objektiven Lebensverhältnissen zu Unterschieden im individuellen Wohl-
befinden führen. Zudem können beide Aspekte, sowohl die objektive Situation als
auch das darauf gerichtete subjektive Anspruchsniveau, in verschiedenen Teilberei

chen des Lebens ganz unterschiedlich ausgeprägt sein.

Um ein umfassendes Bild der Lebensumstände in der Bundesrepublik Deutschland zu
erhalten, scheint es daher unerlässlich, neben den faktischen Lebensverhältnissen
der Bürger auch ihre subjektive Zufriedenheit mit den objektiven Bedingungen in den
unierschiedlichen Lebensbereichen zu untersuchen. Dabei soll im Folgenden sowohl
eine Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Situation im Osten wie im Westen der
Bundesrepublik erfolgen als auch ein beide Landesteile umfassender Blick auf die
Entwicklung der Zufriedenheit in unterschiedlichen Lebensbereichen gegeben wer-
den. Die diesen Analysen zugrunde liegenden Daten über die Zufriedenheit der Be-
völkerung in den einzelnen Bereichen werden auf einer Skala von 0 (ganz und gar un-
zufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden) erhoben.

2.1 Zufriedenheitineinzelnen Lebensbereichen

Schaut man auf die aktuelle Situation im Jahr 2002. so lassen sich deutliche Ab-
weichungen zwischen Ost- und Westdeutschland feststellen. Ein für einen solchen
Vergleich geeignetes zusammenfassendes MaR des subjektiven Wohlbefindens stellt
die allgemeine Lebenszufriedenheit dar. Wie in Abbildung 1 zu erkennen ist, sind die
Westdeutschen im Allgemeinen deutlich zufriedener mit ihrem Leben als die Bürger
der ostdeutschen Länder. wobei der Unterschied zwischen beiden Landesteilen 0,6
Skalenpunkte beträgt.

Allerdings weichen die Differenzen in den einzelnen Lebensbereichen häufig von de-
nen in der globalen Betrachtung ab. Und auch hinsichtlich der Rangordnung der ein-
zelnen Bereiche unterscheiden sich die beiden Landesteile voneinander (vgl. Abb. 1).
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Tab. 1a: Anteile eher Zufriedener und eher Unzufriedener
in Lebensbereichen 1 998-2002

Zuiiedenhed in d€n Leb€nsberelchen'

Gesundhelt 1998
19S9
2000
2001
2002
'1998

1999
2000
2001
2002
1998
'199S

2000
2001
2002
1S98
19S9
2000
2001
2DO2
1998
19SS
2000
2001
2002
1SS8
1999
2000
2001
2002
1998
1gg9
2000
2001
2002
19S8
1S99
2000
2001
2002
1998
1999
2000
2001
2002
1998
'1999

2000
200'1
2002

18
18
16
16
16

2A
19
lg
t9
11
11
10
10
11
'12

l3
11
ll
-12

20
18
16
15
'18

2A
27
30
'10

9
7
7
I

13
12
11
11
13
15
15
13
13
13

14
16
14
14

68
69
70
71
70

62
64
65
65
78
77
81
80
79
74
73
76
77
76
66
66
69
71
68
50
52
54
55

80
83
83
80
72
72
74
74
72
75
75
77
77
76
71
72
70
73
74

I
1'l
10
8
5
5
I
7
6
I
I

12
10
10
6
6

'11

7
7
I

10
I
7
3
3
5
5
3
I
s

11
'10

7
3
4

5
3

17
17
18
17
15
10
11
12
12
12

6,6
6,5
6.7
6,7
6,6
6,2
6,2
6.4
6,4
6,3
7,O
7,0
7,2
7,2
7,1
6,8

7,O
7,O
6,9

6,4
6,6
6,7
6,5
5,5

5,7

5,6
7,0
7,2
7,3
7,3
7,1
6.5
6,6
6,7

Osl

Osi

Haushalts-

Ost

Ost

6,5

7,1
7,2
7,2
1,1
6,7

6,7
6,S
6,9

Ost

Anmerkungen s. S. 459

Dalerb6sis. SOEP 1998 2000.
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Tab. 1b: Anteile eher Zufriedener und eher Unzufriedener
in Lebensbereichen 1998 2000

zdredenheit n den Le@nsber€ich€n'

a

I
I
7
7
T

10

I
7
8

17
16
18
1T
24
?4
24
25

10
'12

10
15
22

16

1T

15

r3
i6
21

18

T9
12
t5
14
r3
I

26
34

1998
1S99
2000
?001
2002
1998
1999
2000

?002
1998
1999
2000
2001
1998
tc99
2000
2o0l
r9s8
1999
2000
200i
2002
1998
r999
2000
l00l
2AA2
1998
1999
2000
2001
2AA2
1998
t99S
2000
2Q0l
2402
I998
r 999
2000
2001
2002
I998
I999
2000
2001
2002
2042
,oa2

7,6
7,6
7,8
7,8
7,7
7.2
7,3

76

6,7
6,7
6.7
6,7
6l
6T
6,7
6,7
6,5
7,O
6,7
6,8
6,4

6,5
6,2

6,1
6,5
6,5
6,6
6,6
6,5
6,4
6,4
6,5
6,5

6,5
6,6
6,6
6,8
6,5
T.3
6,9
7,1
7,1
7,3
5,7
52

84
84
85
85

TT
8l

83
83
72
71
72
73
63

63
63
70
7A
74
76
69
5T
TA
64
69
63
67
66

6a
68

63
65
67
65
65
68
69
70
67
80
72
76
75
84
54
43

20
20
23
21
19
T3
i3
16
17

11
l1
13
12

7
I
7

a
6
7

1

3
3
3
2
I
9
I
7
7
6
E

I
't2

10
13
13
11

16

t5
t6
15
3
2Osi

1 Zulr edenheitsskala von 0 b s 1 0; 0 = "Ganz und gar zufnede.", 10 = "Ganz und gar zuniede."i Kategorien: "Eher
un2lfieden" (0 bis 4), "Eherzufr eden" (6 bis l0).

2 Nur EMerbsEtige (voll und Te lzeit).
3 \ ., Beftaoe n ,' K t-,n bis 6 Ja',e- in pu us"a I

FehlendeJahre: lndkatornichterhoben.
Darenbasß: SOEP 1998-2002.

I
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Einigkeit herrscht unter den Deutschen in Bezug auf den Aspekt ihres Lebens, mit dem
sie am zufriedensten sind: Die Zufriedenheit mit der Wohnung erreicht sowohl im
Osten als auch im Westen den höchsten Wert. ln den alten Bundesländern folgen mit
deutlichem Abstand die Arbeit, die Freizeit sowie der Lebensstandard. N,4ittlere Wede
finden sich bei der Zufriedenheit mit der Gesundheit, mit Tätigkeiten im Haushalt, der
Kinderbetreuung, dem Haushaltseinkommen und dem Zustand der lJmwelt. Wie-
derum Einigkeit herrscht in Bezug auf den Lebensbereich, der die geringste Zufrie-
denheit aufweist: Sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland rangiert das Netz der
sozialen Sicherung (d. h. Kranken , Arbeitslosen-, Renten und Pflegeversicherung)
deutlich abgeschlagen am unteren Ende der Skala. Dieses schlechte Ergebnis er
scheint umso prekärer. als sich in diesen Bewertungen weder die im Rahmen der Ge-
sundheitsreform des Jahres 2003 beschlossenen Anderungen des Lerstungsumfangs
der gesetzlichen Krankenkassen niederschlagen. noch die im selben Jahr festge-
legten EinsparungsmaRnahmen bei den Renten. Eine aktuellere Bewertung könnte
demnach sogar noch schlechter ausfallen.

Abb. 1: Zufriedenheit in Lebensbereichen und allgemeine Lebenszufriedenheitr

Westdeutschland Ostdeutschland

10

Dlrchschnill aul e ner Skala von 0 bis 10

4200246 I 10

7,0 Allgemeine
Lebenszulriedenheil

Wohnung

Faeizeit

Lebensstandard

Gesundh€il

Täligkeit im Haushali

Kindeöetreuung

Haushaltseinkommen

Umweltzustand

Sozaale Sicherung

6.4

7,1

7,1

7.1

6,9

6,9

6,5

6,5

6,5

6,4

6,4

5.6

51 5,2

I Zulriedenheil mit Arbeit: nur Erwerbstätige; Zufriedenheit mit Kinderbetreuung: nur Befragte mit Kin
dern unter l6 Jahren im Haushalt.

Datenbas/sr SOEP 2002.



Von den Ostdeutschen werden neben der Wohnung die Kinderbetreuung, die Freizeit
und die Arbeit als besonders positiv wahrgenommen. Eine unterdurchschnittliche
Bewertung erhält neben der sozialen Sicherung auch das Haushaltseinkommen. Bei

diesem fällt zudem der Unterschied zwischen Ost und West mit 0,9 Skalenpunkten
besonders hoch aus. Daneben ist die Difierenz noch beim Lebensstandard und bei

der sozialen Sicherung mit 0,6 bzw. 0,5 Skalenpunkten vergleichsweise hoch. Aber
auch in nahezu allen anderen Bereichen ist das ostdeutsche Zufriedenheitsniveau
niedriger als das westdeutsche. Einen Sonderfall stellt die Zufriedenheit mit der Kin-
derbetreuung dar. Sie ist der einzige hier untersuchte Lebensaspekt, bei dem die
Ostdeutschen höhere Wefte aufweisen als die Bürger im Westen - ein Ergebnis, das
die vergleichsweise gute Betrcuungsinfrastruktur in den neuen Ländern widerspiegelt.

Auch die in Tabelle '1 dargestellten Anteile ,,eher zufriedener" und "eher unzufriedener"
Befragter weisen in eine ähnliche Richtung wie die Werte in Abbildung 1. Darüber
hinaus lassen sich hier dauerhafte Problembereiche ebenso identifizieren wie Be-
reiche mit längerfristig positiver Entwicklung. So waren z. B. in allen Jahren zwischen
1998 und 2002 nahezu 30 % der befragten Ostdeutschen eher unzufrieden mit ihrem
Haushaltseinkommen. Bei der Wohnung 2eigt sich im Westen eine relativ hohe, kon-
stante Zufriedenheit; im Osten kam es bis 2002 zu einer leichten Steigerung des Zu-
friedenheitsniveaus und zurnindest im Vergleich zu 19gB auch zu einer Annäherung an
das westdeutsche Niveau. Die Zufriedenheit in diesem Bereich schlägt sich auch in
den Anteilen »ganz und gar« Zufriedener nieder. Dies gilt besonders im Westen, wo
dieser Teil der Bevölkerung jeweils rund 20 o/o umfasst.

2.2 Zufriedenheit in einzelnen Bevölkerungsgruppen

Bei der Betrachtung verschiedener Bevölkerungsgruppen folgen die Ost-West-Un-
terschiede ebenfalls dem oben dargestellten Muster: lMit Ausnahme der Kinder-
betreuung sind Westdeutsche in nahezu allen Untergruppen und allen Bereichen zu-
friedener als Ostdeutsche.

Bemerkenswert sind hingegen die Unterschiede zwischen einzelnen Gruppen inner-
halb der beiden Landesteile (vgl. Tab.2a und Tab.2b). Während zwischen L4ännern

und Frauen in den meisten Fällen nur geringe Llnterschiede auttreten, sind die Diffe-
renzen zwischen verschiedenen Altersgruppen deutlicher ausgeprägt. Dabei sind die
über 60 Jährigen meist am zufriedensten. Lediglich im Falle des Gesundheitszu-
standes weisen die jüngeren Gruppen - aus nahe liegenden Gründen - ein höheres
Zufriedenheitsniveau auf. Auf zwei Unterschiede soll besonders hingewiesen werden:
zunächst auf die Zufriedenheit mit der Freizert. Hier liegen die Alteren mI Werten zwi
schen 1,0 und 1,4 Skalenpunkten deutlich über den anderen Gruppen. Dies reflektiert
die Tatsache, dass den Alteren tatsächlich deutlich mehr Freizeit zur Verfügung steht.
Des Weiteren fällt das unerwartet klare Zufriedenheitsmuster bei der Sozialen Siche-
rung auf. Hier spiegeln sich die lnteressen der einzelnen Gruppen wider. Vergleichs-
weise am zufriedensten sind die Alteren, die zumindest im Rahmen der Renten-,
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Blldung

t8 34 35-59 60+

ö

Gesundheit West
Ost

Arbeit'? West
Ost

Tätigkeit West
im Haushalt Ost
Haushalts- West
einkommen Ost
Wohnung West

Ost
Freizeit West

Ost
Kinderbetreuung3 West

Ost
Soziale West
Sicherung Ost
Umweltzustand West

Ost
Lebensstandard West

Ost

6,8
6,4
7,1
6,8
6,4
6,2

6,4
5,5

7,6
7,4

7,0
6,8

6,7
7,2

5,7
5,1

6,5
6,2

7,O
6,4

6,6
6,2
7,1
6,9

6,6
6,5

6,s
5,7
1,7
7,5

7,1
6,9
6,4
7,4
5,7

6,3
6,1

7,1

7,6
t,4
7,2
7,2

6,6
6,3
6,2
5,4
7,3

6,7
6,7
6,6
7,1

5,6
5,2
6,4
6,1

7,1

6,7
6,4
7,0
6,J
6,5
6,4
6,4
5,3
7,6
7,3

6,6
6,3
6,4
7,6

5,4
4,9
6,2
6,0
6,9
6,2

5.8
5,3
7.2
1,0

6,4
6,7
6,0
8,0
7,8

8,0
7,7

0

6,3
5,5
7,0
6,8
6,6
6,3

5.5

1,5

7,3
7,5

6,8
t,3
5,7
5,4
6,4
6,3
6.9
6,4

6,9
6.7
7,2

6,6
6.5
6,6
5,4
7,4
7,3

7,0
6,5
6,5
7,4

5,5
4,S

6,5
6,0
7,3
6,3

7,1
6,8
7,1

6,5
6,2
6,8
6,1

7,7
7,6

6,6
6,3
7,3
5,7

6,5
6,0
7,4
6,9

6,1
5,5

{i,6

7,2
6,7

1 Zufriedenheitsskala von 0 bis 10; 0 = "Ganz Lrnd gar unzufrieden"i '10 
= -canz und gar zufrieden"

Kategoien: "Eher unzulrieden" (0 bis 4), "Eher zufreden" (6 bis 10).
2 Nur Erwerbstätige (Voll und Teilzeit).
3 Nur Befragte mit Kindern bis 6 Jahren im Haushall-
0 Ergebn sse nicht ausgewiesen, da Zellenbesetzung < 30.
- Titft nicht zu.

Daterbaslsr SOEP 2002.

Tab. 2a: Zufriedenheit in Lebensbereichen nach Bevölkerungsgruppen 2002

Kranken- und Pflegeversicherung am stärksten von der sozialen Sicherung profitieren.
Die Werte der mittleren Altersgruppe, die einen Großteil der finanziellen Lasten zu
tragen hat, ohne in jedem Fall - wie z. B. bei der Rentenversicherung - ein den Alteren
vergleichbares Absicherungsniveau erwaden zu können, liegen mit 0,7 West) bzw. 0,6
(Ost) Skalenpunkten Differenz deutlich darunter. Die Wene der jüngsten Altersgruppe,
die sich zumindest z.T. noch nicht an der Finanzierunq der Sozialsysteme zu be-
teiligen hat, liegen zwischen diesen beiden Extremen.

Beim Vergleich der unterschiedlichen Bildungsgruppen finden sich die größten Un-
terschiede bei der Gesundheit und bei der Freizeit. lm ersteren Fall sind Personen mit
niedriqem Bildunosabschluss deutlich unzufriedener, im letzteren deutlich zufriedener
als höher gebildete. Da sich in beiden Fällen beim Vergleich der Altersgruppen ganz
ähnliche Unterschiede finden lassen - wobei die älteren leweils eine geringere Zufrie-
denheit mit der Gesundheit und eine höhere Zufriedenheit mit der Freizeit aufwersen -
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und weil jüngere lMenschen im Durchschnitt über höhere Bildungsabschlüsse ver-
fügen, liegt hier eine Beeinllussung der Ergebnisse durch unterschiedliche Alters-
strukturen der Bildungsgruppen nahe. Tatsächlich weisen Personen mit Hauptschul-
abschluss im Westen ein um ungefähr 10 und im Osten gar ein Über '15 Jahre höheres
Durchschnittsalter auJ als Angehörige der anderen beiden Bildungsgruppen, die sich
wiederum hinsichtlich ihres Durchschnittsalters nur geringfügig voneinander unter-
scheiden. Weiter gehende Analysen, deren Ergebnisse hier nicht im Detail aus-
gewiesen sind, haben gezeigt, dass in beiden Fällen die LJnterschiede zwischen den
Bildungsgruppen - obwohl weiterhin vorhanden - sehr deutlich zurückgehen, wenn
diese Altersunterschiede kontrolliert werden.

Bezüglich der Unterschiede nach dem Erwerbsstatus lässt sich eine relativ klare
Rangfolge zwischen den einzelnen Gruppen ausmachen. In den meisten Lebens-

Tab. 2b: Zufriedenheit in Lebensbereichen nach Bevölkerungsgruppen 2002

Erwerbs'
1äl g Ouinnl Quint

a

Gesundheii

Arlceit3

Tätigkeit im Haushalt

Haushahseinkommen

WohnLrng

Freizeit

Kinderbetreuunga

Soziale Sicherung

Umweltzustand

Lebensstandard

Ost

Ost

Ost

Ost

Ost

Ost

Ost

Ost

Ost

Ost

7,1

6,9

6,6

6,6
5,9
7,6
7,5
6,6
6,2
6,6

5,5
5,0

6,4
6,1

6,7

6,2
6,1

5.6
5.1

6,4
6,2

6,8

6,1

4,S
4,0
7,0
6,1

6,9
6,7
6,s
7,5

4,9
6,2
5,9
6,1
5,4

6,9

7,O

6,7
6,5

7,6
6,9
8,1
7,8
7,1

6,6
6,8
I,6
5,8
5,4
6,6
6,3
7,7
7,2

6.2
5,9
4,5
3,t
6,8
6,8
7,O
1,1

6,5
7,6
5,3
4,7
6,7
6,0

5,1
5,1

6.5
6,3
6,7
6,0
8,0
7,8

8,1
7,7

0
0

6,1
5,5
6,6
6,3
7,2
6,7

l Zufriedenheitsskala von 0 bis l0i0 = "Ganz und gar unzufrieden";10 = "Gan? und garzufdeden".
Kalegoien: ,Eher unzufrieden" (0 bis 4), "Eher zufrieden" (6 bis l0).

2 Bedadsgewichtetes Haushaltsnettoeinkommsni Bedarfsgew chtung nach aler OECD-Skala;
separaleEinkommensveneilung fÜrOsi-und Westdeutschland.

3 Nur Erwerbstätige (Voll und Teilzeit).
4 Nur Befragte mit Kindern bis 6 Jahren im HaLrshalt.
(l Ergebniss€ nicht ausgewiesen, da Zellenbesetzung < 30.

- Trifft nicht zu.

Dälerbas,si SOEP 2002.
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bereichen weisen die Rentnerdie höchsten und dieArbeitslosen die niedrigsten Wede
auf. Ausnahmen stellen hier insbesondere die Zufriedenheit mit der Gesundheit und
der Haushaltstätigkeit dar, bei der nicht die Bentner, sondern die Erwerbstätigen am
zufriedensten sind. Auch in den meisten übrigen Fällen ist die Zufriedenheit der Er-
werbstätigen mit derjenigen der Rentner zumindest annähernd vergleichbar. Aller
dings gibt es auch einige charakteristische Unterschiede. So sind bei der Freizeit na-
heliegenderweise die Werte der Bentner und die der Arbeitslosen höher als die der
Erwerbstätigen. Und auch was die Soziale Sicherung betrift, sind die Rentner hier, wie
in ähnlicher Weise schon bei den Altersgruppen beobachtet, deutlich zufriedener als
die Erwerbstätigen.

Beim Vergleich des obersten mit dem untersten Einkommensquintil (Glossar) sind die
Unterschiede insbesondere in den die materiellen Lebensumstände bekeffenden Be-
reichen erwartungsgemäß hoch: Bei der Wohnung, dem Lebensstandard und dem
Haushaltseinkommen betragen die Unterschiede jeweils zwischen einem und nahezu
drei Skalenpunkten. Aber auch in den übrigen Lebensbereichen sind Befragte im
oberen Einkommensquintilzumeist zufriedener als solche im unteren, auch wenn die
Unterschiede häufig nicht allzu groß sind.

2.3 Entwicklung der Zufriedenheit in ausgewählten
Lebensbereichen im vereinigten Deutschland

Eine groBe Stärke der venvendeten Datenbasis liegt darin, dass sich die Ent-
wicklungen im vereinigten Deutschland langfristig nachvollziehen lassen. Seit 1990
gibt es insgesamt dreizehn Erhebungszeitpunkte, zu denen sowohl die ost- als auch

Abb. 2: Entwicklung derallgemeinen Lebenszufriedenheit
in Ost- und Westdeutschland 1990-2002

Osideutschland

I

7
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1990 1952 1994 1996 1998 2000
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Abb. 3: Veränderunqen der Zufriedenheit in Lebensbereichen 1990-2002
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die westdeutsche Bevölkerung befragt wurde. Dies ermögllcht für die meisten der
untersuchten Lebensbereiche eine zusammenfassende Darstellung und Bewertung
der langfristigen Veränderung der Zufriedenheit, die seither stattgefunden hat.

Betrachtet man zunächst die generelle Entwicklung (vgl. Abb, 2), so zeigt sich, dass
die allgemeine Lebenszufriedenheit in Ostdeutschland zunächst kurz nach der Ver
einigung stark zurückgegangen ist, bevor in den folgenden Jahren eine Annäherung
an westdeutsche Werte stattfand. Wie sich auch in früheren Untersuchungen gezeigt
hat, wurde diese Annäherung nicht nur, wie ursprünglich erhofü, von einem Ansteigen
der ostdeutschen Wete, sondern häufig auch von einer gleichzeitigen Abnahme,
bestenfalls einer Stagnation der westdeutschen Zufriedenheit getragen. Diese Zan-
genbewegung kam etwa in der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre zum Stillstand; seit-
dem scheint es zu einer Verfestigung der noch bestehenden Differenzen gekommen
zu sein.

Wie Abbildung 3 zeigt, kann dieses Vedaufsmuster jedoch nicht einfach auf die Ent-
wicklung der Zufriedenheit in den einzelnen Lebensbereichen übertragen werden.
Vielmehr lassen sich anhand der don dargestellten Angleichungsmuster drei unter-
schiedliche Verlaufstypen identifizieren.

Bei den materiellen Lebensbedingungen findet sich eine Entwicklung, die mit der bei
der allgemeinen Lebenszufriedenheit zu beobachtenden vergleichbar ist. Von den hier
dargestellten Lebensbereichen gehören die Zufriedenheit mit der Arbeit, dem Haus-
haltseinkommen, dem Lebensstandard und bedingt auch die Zufriedenheit mit der
Wohnung zu diesem Verlaufstyp. ln allen Fällen sinkt die Zufriedenheit in Ost-
deutschland nach 1990 zunächst mehr oder minder abrupt ab, um sich dann im Fol-
gezeitraum an die westdeutschen Verhältnisse anzunähern, bis zur l\y'itte bzw. zum
Ende der 1990er-Jahre eine zumindest vorläufige Verfestigung der verbleibenden
l-Jnterschiede festzustellen ist- Mit Ausnahme der Zufriedenheit mit der Wohnung ist
diese Annäherung allerdings zum Teil auch auf einen Rückgang der Zufriedenheit der
westdeutschen Bürger zurückzuf ühren.

Der zweite Verlaufstyp findet sich in den nicht materiellen Bereichen der privaten Le-
bensführung. Er ist durch vergleichsweise geringe Unterschiede zwischen den Lan-
desteilen sowie durch eine überwiegend parallele Entwicklung über den gesamten
Beobachtungszeitraum gekennzeichnet. Soweit sich Veränderungen feststellen las-
sen, finden diese nicht kurzfristig statt, sondern stellen eine gleichmäßig über den
gesamten Beobachtungszeatraum verteilte Entwicklung dar Ein derartiger Vedauf fin-
det sich bei der Zufriedenheit mit der Gesundheit, der Zufriedenheit mit der Freizeit,
sowie bei der (hier aus Platzgründen nicht dargestellten) Zufriedenheit mit der Tätig-
keit im Haushalt.

Bemerkenswert ist der dritte Verlaufstyp. Er lässt sich bei der Zufriedenheit mit dem
Angebot an Waren und Dienstleistungen und der Zufriedenheit mit dem Zustand der
Umwelt beobachten. Damit betrifft er Aspekte des Lebensumfelds der Bürger, die sich
in Ostdeutschland seit der Vereinigung tatsächlich deutlich verändert haben. ln beiden
Fällen findet sich im Osten mit Werten von 3,2 bzw. 3,1 Skalenpunkten ein aus-
gesprochen niedriges Ausgangsniveau. ln der ersten Hälfte der 1gg0er-Jahre steigt



dann die Zufriedenheit in beiden Bereichen rapide an. lm Falle des Angebots an Waren
und Dienstleistungen findet dieser Anstieg zwischen 1990 und '1991 statt, während die
Phase des stärksten Zufriedenheitszuwachses im Falle des Umweltzustandes erst
N4itte der '1ggoerJahre endet. ln beiden Fällen gilt, dass das Anwachsen der zufrie-
denheit in Ostdeutschland mit deutlichen Verbesserungen der objektiven Verhältnisse
in den jeweiligen Bereichen einhergeht. Dabei spiegelt der Verlau, des Zufrieden-
heitsanstiegs das Tempo der tatsächlichen Verbesserungen wider: So vergrößerte
sich vor allem das ostdeutsche Warenangebot Anfang der 1990er-Jahre bekanntlich
schlagartig, während beim Zustand der Umwelt zwar auch eine deutliche Besserung
erfolgte, die jedoch weniger abrupt gewesen ist. Gegen Ende der 1ggoer-Jahre ist es
dann insbesondere bei der Zufriedenheit mit dem Angebot an Waren und Dienst-
leistungen zu einer Stabilisierung sowohl des Niveaus als auch der Ost-West Unter-
schiede gekommen. Auch bei der Zufriedenheit mit dem Umweltzustand veränded
sich der Abstand zwischen den beiden Landesteilen nur noch geringtügig. Allerdings
ist es hier zu keiner Stabilisierung, sondern zu einer in Ost- wie in Westdeutschland
parallel verlaufenden Entwicklung des Zufriedenheitsniveaus gekommen.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass auch im Jahr 2002 in allen hier be-
trachteten Lebensbereichen noch mehr oder weniger deutliche Zufriedenheitsunter-
schiede zwischen Ost und West existieren. Diese Differenzen betreffen nicht nur die
Bevölkerung der beiden Landesteile insgesamt, sondern finden sich auch innerhalb
der untersuchten sozialstrukturellen Gruppen wieder. Konzentriert man sich allerdings
auf die langfristige Entwicklung in den einzelnen Bereichen, so ist es seit der deut-
schen Vereinigung zu einer Annäherung der ostdeutschen an die westdeutsche Zu-
triedenheit gekommen. Dabei lässt sich der Verlauf dieser Annäherung in den einzel-
nen Lebensbereichen in unterschiedliche Typen klassifizieren: Während es in den
nichtmateriellen Bereichen der privaten Lebensführung, wenn überhaupt, nur lang-
same Entwicklungen gab, hat im Bereich der materiellen Lebensbedingungen zumeist
eine negative Form der Angleichung stattgefunden: Die sich an den anfänglichen
Einbruch der Zufriedenheit im Osten anschließende Annäherung wird teilweise von
einem Zufriedenheitsrückgang im Westen getragen. Lediglich bei den beiden dem
Lebensumfeld zuzuordnenden Bereichen findet sich die zum Zeitpunkt der deutschen
Vereinigung erhoffte Form der Angleichung der Lebensverhältnisse - nämlich erne ra-
sche Annäherung der ostdeutschen Werte an die im Westen der Republk. Nichts-
destotrotz bleiben auch hier - wie in den meisten anderen Lebensbereichen - deut-
liche Zufriedenheitsdifferenzen zwischen den alten und den neuen Bundesländern
bestehen, und es spricht eher wenig dafür, dass sich die verbleibenden Unterschiede
in näherer Zukunft völlig einebnen werden.

(Bernhatd Christoph)
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.) Wertorientieru n gen, Ansprüche
und Erwartungen

ln diesem Kapitel solles um die allgemeinen Vorstellungen gehen, die Menschen von
einem guten Leben in einer lebenswerten Gesellschaft haben und an denen sie ihre

Wünsche und Erwartungen ausrichten. Diese Vorstellungen - oder Werte - beziehen
sich zum einen auf die gesellschaftliche Umgebung, in der die N,4enschen leben, ins-
besondere auf die spezielle Ausgestaltung der demokratischen Gesellschaft. Welche
Möglichkeiten sollte sie bieten und was wäre ihren Bürgern weniger wichtig? Zum
anderen geht es um die Vorstellungen, die lVitglieder einer Gesellschaft darüber ha-
ben, wie sich ihre [,-4itbürger sowohl gegenüber der Gesellschaft als aLrch gegenüber
ihren lvlitmenschen verhalten sollten. Abgesehen von den rechtlichen Begelungen gibt
es hier eine erhebliche Spannweite bei der Tolerierung bestimmter Verhaltensweisen.
Eine Zeitreihe verrät, ob die Entwicklung der Wedhaltungen in Richtung zunehmen-
der individueller Freiheit geht oder wieder restriktiver wird. Um zum aktuellen Thema
lntegration Einsichten zu gewinnen (vgl. auch Teil ll, Kapitel 13 und 14), wird die Fra-
gestellung nach der Angleichung von Ost- und Westdeutschland durch den Vergleich
zu den Einstellungen ausländischer lvlitbürger ergänzt. ln den verwendeten Umfra-
gen sind allerdings nur Ausländer mit ausreichenden deutschen Sprachkenntnissen
efasst.

3.1 Vorstellungen von einer lebenswerten Gesellschaft

lm Jahr 2002 wurde in der ALLBUS-Umfrage zum ersten LIal gefragt, welche Vor-
stellungen die Menschen über eine lebenswerte Gesellschaft haben (vgl. Tab. 1). Da-
bei zeigt sich, dass die Bürger in Deutschland eine Gesellschaft, die Wert auf gegen-
seitige Verantwortung legt, mit einem l\y'ittelwert von 8,5 am höchsten bewerten, eine
Laissez-faire-Gesellschaft dagegen mit 3,7 am niedrigsten. Das gilt sowohl für Ost-
als auch für Westdeutsche. Die Ausländer bewerten mit einem Mittelwed von 8,1 eine
Gesellschaft, in der sich die Menschen an die Regeln halten bzw. in wirtschaftlicher
Sicherheit und Wohlstand leben am höchsten, eine Gesellschaft, in der die Menschen
Verantwortung füreinander tragen, ist ihnen aber mit einer mittleren Bewertung von 8,0
kaum weniger wichtig.

Betrachtet man die einzelnen Werte nach den verschiedenen Bevölkerungsgruppen,
wird deutlich, dass die Ostdeutschen in ihren Bewertungen am stärksten polarisieren.
Sie finden so genannte materialistische Werte wie FleiR und Leistung, Verantwodung,
Begelbefolgung und Wohlstand wichtiger als Westdeutsche und Ausländer. Aber auch
postmaterialistische Werte wie kritisches Selbstbewusstsein und Selbstverwirkli-
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"Lch würde Sern n e ner Geselschafl eben, die Wert darauf egt, dass d e MEnschen
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I t\,,littewed einerSkala von 1 = überha!pl nicht gerne b s T0 = sehr Serne.

oalerbas/s: ALLBUS 2002.

Tatl. 1: Vorslellungen von einer lebensweden Gesellschaft

chung stehen bei ihnen höher im Kurs. Eine Gesellschaft, in der die lMenschen tun und
lassen können, was sie wollen und eine, die Wert darauf legt, dass die I\.4enschen re-

ligiös sind, werden von den Ostdeutschen im Vergleich zu Westdeutschen und Aus
ländern am stärksten abgelehnt. Die Ostdeutschen zeigen hier geringe Zustimmung
(l\y'ittelwerte von 3,4 bzw. 3,6), was plausibe auf ihre jahrzehntelange autoritäre und
atheistische staatliche Sozialisation zurückgeführt werden kann. Die Einstufungen der
Westdeutschen befinden sich fast immer zwischen denen der Ostdeutschen und der
Ausländer, bis auf die Werte "Fleiß und Leistung" (7,4 ) und "wirtschaftliche Sicherheit
und Wohlstand" (8,0), wo sie die niedrigsten Wede der drei Gruppen aufweisen, und

"politische Beteiligung", die sie mit einem Mittelwert von 6,4 am höchsten von allen
drei Gruppen einstufen. Der Abstand zur jeweils nächsten Gruppe ist iedoch gering.

Bei den Ausländern ergibt sich folgendes Bild: Sie legen im Vergleich den geringsten
Wert auf eine Gesellschaft, in der gegenseitige Verantwortung herrscht, in denen sich
die l\,4enschen an die Regeln halten, selbstbewusst und kritisch sind, sich polltisch
beteiligen und sich selbst verwirklichen und den größten Wert auf eine Gesellschaft. in

der die Menschen reliqiös sind und tun und lassen können. was sie wollen.

Die hier interpretierten Unterschiede sind insgesamt eher als gering einzuschätzen.
Die Abstände der Mittelwede in den drei Bevölkerungsgruppen zum Gesamtmittel-
wert betragen nur für Religiosität mehr als einen Skalenpunkt auf der Zehnerskala. So
kann zusammengefasst werden, dass Westdeutsche, Ostdeutsche und ausländische
Mitbürger sehr ähnliche Vorstellungen von einer lebenswerten Gesellschaft haben.

Tabelle 2 zeigt eine Auswahl dieser Vorstellungen von einer lebenswerten Gesellschaft
nach verschiedenen soziodemographischen Untergruppen. Aufgrund niedriger Fall-

zahlen in einigen Gruppen ist eine durchgängige lnterpretation schwierig. Eine Lais-
sez-raire-Gesellschaft ist bei Männern und Frauen in allen drei Bevölkerungsgruppen
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,ch würde gern in einer Gesellschaft leben, dieWert darauf legt, dass die N,,lenschen
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Tab. 2: Vorstellungen von einer lebenswerten Gesellschaft in verschiedenen
Bevölkerungsgruppen

Geschlecht
Männer
Frauen

18-34 Jahre
35-49 Jahre
50 65 Jahre
66 Jahre u. älter

Erwerbsstatus
Erwerbstäti9
Schüler/
Student
Rentner
Arbeitslos
Hausfrau/-mann

Familienstand
Ledig
Verheiratet

Geschieden

8
6

3
3

3,5 3,8 8,0
3,8 8,0

8,6 8,0 6,5 6,2 6,3 4,8 3,4 5,7
8,6 8,1 6,3 6,1 5,6 5,4 3,8 5,8

4,1 3,8 3,9
3,6 3,3 4,0
3,5 3,2 3,6
3,5 3,0 /

7,9
7,8
8,0

8,3
8,5
8,9

6,2

6,6
6.6

6,2
6,2
6,1

6,1

4,3
4,6
5,6
6,5

3,1
3,9
5,1

8,3
7,9
7,6

5,7
6,6
5,4

5,6
5,4
6,2

3,7 3,3 3,6 7,9 B,s 8,1 6,2 6,3 6,0 4,6 3,1 5,4

4,5

4,3
3,4

4,3
3,5
3,6
3.6

3,S
3,1
3,8

7,9

8,0
7q

6,2
4,6
6,04,3

7,S
9,0
8,8

8,3

3,4
4,6
3,6

6,1

6,6 6,7
6,6 6,0
6,3 5,8
6,4 /

1,9

8,4
8,0

8,2

8,S
8,5

6,3 6,1
6,4 6,3
6,3 5,6
6,1 5,9

4,2
5,5
6,2
4,7

3,8
4,6
3,2

1 l,littelwed e]ner Skala von 1 = überhaupt nichl gerne bis 10 = sehr gerne
/ Fallzahlzu geing.
Darentus,s: ALLBUS2002.

3,6 3,7

3,0 /

7,8
8,2

5,8
6,0

5,3
5,8

ähnlich unbeliebt. Die Altersgruppe der '18-34-Jährigen kann sich noch am ehesten
mit einer solchen Gesellschaft identifizieren, und zwar in Westdeutschland wie in
Ostdeutschland. Überschneidungen der Altersgruppen ergeben sich für west- und
ostdeutsche Schüler und Studenten sowie Arbeitslose und Ledige. Sie befürworten
ebenfalls stärker als andere eine Laissez-faire-Gesellschaft .

Auch beim Stellenwert von Sicherheit und Wohlstand gibt es keine geschlechtspezi-
fischen Unterschiede. Tendenziell beIürworten ältere Deutsche Sicherheit und Wohl-
stand eher als jüngere. Zwischen verschiedenen EMerbsgruppen sind in Bezug auf
die Einstellung zu Sicherheit und Wohlstand keine größeren Unterschiede festzu-
stellen; lediglich Rentner betonen diese Aspekte etwas stärker. Betrachtet man die
Gruppen nach ihrem Familienstand wirkt sich wieder der Zusammenhang mit dem
Alter ausr Verwitwete legen den größten Wert auf wirtschaftliche Sicherheit und
Wohlstand, gefolgt von den Verheirateten, denen Sicherheit und Wohlstand offen-
sichtlich Voraussetzung für ein Familienleben ist.
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Eine Gesellschaft, in der sich die Menschen politisch beteiligen erscheint Männern
wichtiger als Frauen, wobei der Meinungsunterschied in der Gruppe der Ausländer am
größten ist. ln Westdeutschland erachten Altere pohtische Beleiligung wichtiger als

Junqe, in Ostdeutschland gibt es keine Altersunterschiede. Arbeitslose zeigen ge

nerell das geringste lnteresse an politischer Beteiligung, was hier auf ein multiPles
Exklusions- bzw. lntegrationsproblem hinweist.

Frauen ist es in allen drei Bevölkerungsgruppen wichtiger als Männern, dass sie in ei-
ner Gesellschaft leben, in der die Menschen religiös sind. Dieser Unterschied ist bei

den Westdeutschen am ausgeprägtesien, bei den Ausländern am geringsten. ln al
len drei Bevölkerungsgruppen ist auch ein klarer Alterszusammenhang zu erkennen.
Altere sind eindeutig religiöser orientiert. Nach dem Erwerbsstatus zeigen Rentner
sowie Hausfrauen durchgängig die höchsten Wede. Ledige zeigen wiederum in allen
drei Gruppen die niedrigsten Werte und bestätigen auch hier wieder den Alters
zusammenhang und damit Säkularisierungstendenzen in allen drei Bevölkerungs-
gruppen, auch in der am stärksten religiös eingestellten der Ausländer.

3.2 Tolerierung von Verhaltensweisen

Neben den Auffassungen über eine lebenswede Gesellschaft haben die Menschen
auch Vorstellungen darüker, wie sich ihre Mitmenschen zueinander verhalten sollten,
was erlaubt sein soll und was nicht. Obwohl einerseits in der Rechtssprechung ein-
deutig festgelegt, existieft doch eine erhebliche Grauzone von mehr oder weniger

Tab. 3: Tolerierung bestimmterVerhaltensweisen

Gesarnt Ost

ProzentderAngaben "sehrschlimm" und

"z emlch schliram.

Gewalt gegen Kinder

Schwangerschaftsabbruch

Arztliche Sterbehilfe

Steuerbetrug

Schwarzfahren

Vergewaltigung in der Ehe

Haschischkonsum

Homosexualität

2000
2AO2

2000
2002
2000
2002
2000
2002
2000
2002
2000
2002
2000
2002
2000
2002

a2
82
56
51

30
60
55
53
45
94
s7
12
69

25

81

81

31

30
59
54
51
42
95
97
70
66
21

24

B5
85
30
35
31

24

59
58
54
94
98

80
1t
24

80
86
69
67
5g
56
68
66
58
61

90
BO

71

45
42

Dalenbäslsr ALLBUS 2000. 2002
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geduldeten Verhaltensweisen nach dem l\,4otto.wo kein Kläger, da kein Bichten,. An-
dererseits verudeilen Menschen z. B. homosexuelles Verhalten. obwohl dies nicht
(mehr) strafbar ist. Tabelle 3 listet deratige Einstellungen gegenüber ausgewählten
Verhaltensweisen auf. Die Vergewaltigung in der Ehe ist dabei das am meisten verur-
teilte Verhalten, der Anteil der Befragten, die das "sehr" bzw. »ziemlich schlimm" fin-
den, nimmt von 94 % im Jahre 2000 aur 97 % im Jahre 2002 sogar zu. Homosexuali-
tät wird als am wenigsten schlimm empfunden (22 o/o bzw. 25 %), wobei die Tendenz
auf eine abnehmende Tolerierung hinweist. Arztliche Sterbehilfe folgt gleich danach
in der Reihenfolge der am wenigsten "schlimmen" Verhaltensweisen, nur ein Drittel
der (Gesamt-)Bevölkerung Deutschlands findet sie "sehr schlimm. bzw. "ziemlich
schlimm", mit abnehmender Tendenz. Schwarzfahren wird immerhin von der Hälfte
der Bevölkerung verudeilt, ebenfalls mit abnehmender Tendenz, danach folgt der
Schwangerschaftsabbruch, der von etwas über der Hälfte der Bevölkerung als

"schlimm" eingestuft wird. Auch hier ist die Tendenz fallend. Es folgen Steuerbetrug
und Haschischkonsum, beides ebenfalls rückläufig. Unverändert lehnen 82 oÄ der
deutschen Bevölkerung Gewalt gegen Kinder ab. Der Zeitvergleich vermittelt den
Eindruck einer insgesamt zunehmenden Ioleranz gegenüber "kritischen" Verhaltens-

Tab. 4: Tolerierung bestimmterVerhaltensweisen in verschiedenen
Bevölkerungsgruppen

/ Fallzahlzu gerng.
Datenbasisj ALLBUS Trend 2000iALLBUS 2002

Arztliche Sterbehilfe Steuerbetrug

Osr Ost Ost

LIL) 02 00 a2 00 a2 00 02 00 02 00 02 00 02 00 02 UO 02

Prozent derAngaben "sehr schlimm" und "ziemlich schlimm"

Geschlecht
Männer
Frauen

Alter
18-34 Jahre
35-49 Jahre
50-65 Jahre
66 Jahre u. älter

Erwerbsstatus
Erwerbstätig
Schüler/
Student
Rentner
Arbeitslos
Hausfr/-mann

Familienstand
Ledig
Verheiratet

Geschieden

30 21 2a 22 58 56 57 51 59 54 63 65 65 60 71 73 78 64
32 32 33 25 61 56 60 56 63 64 72 67 74 71 A4 A6 A1 7A

22 25 30 20 66 57 51 47 55 49 71 62 51 45 63 60 82 59
29 25 26 17 57 57 59 48 56 54 7't 67 62 55 78 77 B0 77
34 33 33 27 / / 59596264 / 74 84 82 83 S3 71 a9
43 40 37 36 / / 67 66 76 / / 75 88 92 92 96 / /

29 25 25 17 60 53 56 49 54 52 67 71 62 57 74 71 t9 70

3A 42 / / / /
a7 a9 92 96 / /
66 4A 71 A9 / /

/22/ /
40 37 36 s5

50 43 I / /
65 63 71 74 /
64 57 64 60 /
64 57 / / 7A

26 23 33 18 / / 54 46 53 50 70 / 49 43 57 57 78 /
3't 31 28 26 58 60 59 55 63 61 71 71 76 73 82 88 83 76
51 37 / / / / 66 69 67 A2 / / A4 91 95 / /
24 32 / / / / 67 s2 5A 54 / / 71 63 86 7A / /



weisen und ist eine Bestätigung des allgemeinen Trends einer zunehmenden Libe-

ralisierung und lndividualisierung moderner Gesellschaften.

Die Rangfolge der Beurteilungen dieser Verhaltensweisen ist bei den drei BevÖl-

kerungsgruppen Westdeutsche, Ostdeutsche und Ausländer gleich, bis auf den

Schwangerschaftsabbruch, dem in Ostdeutschland erheblich mehr (wenn auch ab-

nehmende) Toleranz entgeqengebrachl wird. Weitere erwähnenswerte Unterschiede
zwischen den drei Gruppen, die jedoch nichts an der Reihenfolge der Bewertungen

ändern, sind bei der ärztlichen Sterbehilfe und Homosexualität zu verzeichnen, die

von Ausländern deutlich mehr als von Deutschen abgelehnt werden.

Drei ausgewählte Verhaltensweisen, ärztliche Sterbehilfe, Steuerbetrug und Ha-

schischkonsum. werden nun nach verschiedenen soziodemographischen Bevölke-

rungsgruppen betrachtet (vgl. Tab. 4). Generell kann festgestellt werden, dass Frauen

hier ein größeres Unrechtsbewusstsein zeigen als N4änner. Auch mit zunehmendem

Alter sinkt die Tolerierung der drei Verhaltensweisen. Erwartungsgemäß zeigen die
Bentner und die Verwitweten ebenfalls die höchsten Ablehnungsraten. Bei einer zu-
künftigen Liberalisierung der ärztlichen Sterbehilfe sollte man deswegen bedenken,

dass die mit qrößerer Wahrscheinlichkeit betroffene Gruppe die Alten - am we-
nigsten davon begeistert ist (iedoch mit abnehmender Tendenz).

3.3 Ansprüche an den Lebensstandard und ihre Erfüllung

Für den inneren Frieden in einer Gesellschaft ist es wichtig, dass die Mitglieder im

Großen und Ganzen den Eindruck haben, ihren gerechten Anteil bei (Um-)Verteilungen

zu erhalten. Dafür werden lst- und Sollzustand verglichen und ein Gerechtigkeitsurteil
gebildet. Die Wiedervereinigung Deutschlands und ein hoher und wachsender Aus-

länderanteil an der Bevölkerung können hier zu Verteilungskonflikten führen, insbe-

sondere wenn Erwadungen nicht erfüllt werden und/oder die zu verteilende "Masse"
durch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung kleiner wird. Tabelle 5 zeigt die Ge-

rechtigkeitsbewertung des eigenen Anteils am Lebensstandard in Deutschland.

lnsgesamt haben Ostdeutsche entschieden häufiger als die beiden anderen Gruppen

den Eindruck, weniger als den gerechten Anteil am Lebensstandard zu erhalten, auch

wenn diese Einschätzunq von'1992 bis 2002 von B1 % auf60 % zurÜckgegangen ist.

Die Westdeutschen sind dagegen am zufriedensten: 65 % (19s2) bzw.68 % (2002)

geben an, den gerechten oder sogar mehr als den gerechten Anteil zu erhalten. Alle

drei Gruppen äußern sich nach zehn Jahren zufriedener mit ihrem Anteil.

ln Ostdeutschland gibt es zu beiden Zeitpunkten keinen Unterschied zwischen den

Geschlechtern. in Westdeutschland sind die Frauen 1992 unzufriedener als die Män-
ner. während 2002 kein Geschlechterunterschied besteht. Bei den Ausländern sind

die Frauen 1992 deutlich zufriedener als die i,4änner und liegen 2002 mit lhnen
gleichauf. wobei der Anteilder unzufriedenen Ausländerinnen sich von 31 %auf39%
erhöht hat. Bei den West- und Ostdeutschen sind die beiden mittleren Altersklassen
2OO2 leicht unzufriedener mit ihrem Anteil am Lebensstandard, bei den Ausländern ist
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Tab. 5: Gerechtigkeitsbewertungr des "eigenen Anteils" am Lebensstandard
in Deutschland

l Frage: "lm Verglech dazu, wie andere hierin Deutschland leben: Glauben Sie, dassSe thren ge-
rechten Anteilerhalten, mehr als lhren gerechten Antei, etwas wenigeroder sehrvietwen oer?"

/ Falzahl 2u qering.
Daterbas,si ALLBUS T 992 20n2

die jüngste Gruppe 2002 unzufriedener als die anderen Altersgruppen. Von allen Er-
werbsgruppen geben Arbeitslose am häufigsten an, weniger als den gerechten Anteil
am Lebensstandard zu erhalten. Betrachtet man den Familienstand. dann sind es die
Geschiedenen, die zu beiden Zeitpunkte angeben, weniger als den gerechten Anteil
zu erhalten.

lm Zeitverlauf zeigt sich, dass sich Verteilungskonflikte eher abgebaut haben, insbe-
sondere aus der Sicht der Ostdeutschen, die jedoch immer noch einen Spitzenplatz
bei der Benennung von gesellschaftlicher Ungerechtigkeit einnehmen.

3.4 Zukunftserwartungen

Materielle Sicherheit und Wohlstand gehören zu den wichtigsten Werten Iür die Be-
völkerung Deutschlands, deren Verwirklichung wiederum stark von der allgemeinen
wirtschaftlichen Lage abhängt. Wie wird die wirtschaftliche Entwicklung in Deutsch-

Sehr viel/etwas weniger Gerechten/mehr als gerechten Anteil

Osi Ost

1992 2002 r992 2AO2 1992 2002 '1992 2DO2 1992 1992 2042

in%

Gesamt
Geschlecht

I\,4änner
Frauen

Alter
'18-34 Jahre
35-49 Jahre
50-65 Jahre
66 Jahre u. älter

Erwerbsstatus
Erwerbstätig
Schüler/
Student
Rentner
Arbeitslos
Hausfrau/-mann

Familienstand
Ledig
Verheiratet

Geschaeden

35 32 81 60

32 31 8'1 60
38 32 A2 s9

45 40 65 68

41 68 69
39 62 68

19 40 55 60

31
19 40

41 6S
59
61

35 21 81 51

35 36 84 61

34 32 82 67
36 30 76 57

51 65
/65

/u

73
64
68
70

19
16
18

49 51 49
39 74 79
33//
43t/

T9
33 80 56 43 34
/////

68
8l

20 44 57 66

37 30 78 63
54 65 90 76
4030//

63 70 22 37
4635//
6070//

34
32
42
47

3'1 80 51 / / 66 6S2049 / /
29 82 62 47 3E 68 71 18 38 53 62
407858/t5860////
468570//5354////

414

| :ooz



land und die Entwicklung der eigenen wirtschaftlichen Lage eingeschätzt? Verändern
sich die Beweftungen im Zeitverlauf und wie unterschiedlich schätzen die ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen die Entwicklung ein?

Westdeutsche und Ausländer gehen zunehmend davon aus, dass sich sowohl die
wirtschaftliche Lage in Deutschland als auch die eigene widschaftliche Lage verbes-
sern werden (vgl. Tab.6 und 7). Ostdeutsche dagegen sehen die Entwicklung zuneh-

Tat,. 6: Zukunftsenrr'artungen der widschaftlichen Lage
in verschiedenen Bevölkerungsgruppen, 19s2-2OO2

1992 2000 2AA2

Wirtschaftliche Lage in Deutschland in einem Jahr
Gesamt

Erwerbstätig

Bentner

Arbeitslos

Hausfrau/
-mann

Ost
Ausländer

Ost
Ausländer

Ost
Ausländer

Ost
Ausländer

Ost
Ausländer

12
40

11

42

13

39

I

46
12

4A
13
37
41

46

50

25
22

27
21

27

22
22

13

17
17
15
1B

15

24
20

31

20

31

17

21

26

24
2A
30
24
17
23

31

20
17

21

6

38
23

12

s
13
s
8
12

s

11

24
19
45
27
23
47
8

24

11
'10

15
12
I

10

11

Eigene widschaft iche Lage in einem Jahr
Gesamt West 16 17

Ost 40 12
Ausländer 27 22

Erwerbstätig West 20 15
Ost 43 10
Ausländer / /

Rentner West 4 20
Ost 31 16
Ausländer / /

Arbeitslos West 40 /
Ost 43 /
Ausländer / /

Hausfräu/ West 12 18
-mann ost / /

Ausländer / /
Datenbasßr ALLBUS 1 992, 2400, 2Do2
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Tab. 7: Zukunftserwartungen der wirtschaftlichen Lage
in verschiedenen Bevölkerungsgruppen, 1992 -2OO2

/ Fallzah zu geting-

Daterbas;sr ALLBUS 2000, 2002.

2000 2002

Verschlechterung fürdie e nfachen Leute ist zu erwarten: Bin derselben Meinung
Gesamt

Erwerbstätig

Rentner

Arbeitslos

Hausfrau/
-mann

West
Ost
Auslirnder

Ost
Ausländer

Ost
Ausländer

Ost
Ausländer
West
Ost
Ausländer

71
66
77
12

72

69

80
74

74

71

77
70
80
74

90

79

73

80

79

70
79
89

94
94

83

91

mend düster. lm Jahre '1992 hatten sie zu jeweils 40 % die optimistischste Einschät-
zung abgegeben, im Jahre 2002 ist nur noch ein Fünftel der lMeinung, dass sich die
wiftschaftliche Lage in Deutschland bzw. die eigene wirtschaftliche Lage (noch) ver-
bessern werden. Damit sind sie 2002 die pessimistischste Gruppe, die Ausländer
zeigen am meisten (Zweck-)Optimismus. Die grafische Darstellung (vgl. Abb. 1 und 2)

dokumentlert den zeitlichen Verlauf dieser lndikatoren. Dabei zeigt sich im Jahr 1996
für alle Gruppen ein erheblicher Zukunftspessimismus. Dieser Einschnitt spiegelt die
Wahrnehmung der durch die Wiedervereinigung zunächst aufgeschobenen wirt-
schaftlichen Probleme wider
N4it Wirtschaftsrlauten assoziiert ist auch die Vorstellung, dass eine Verschlechte-
rung .für die einfachen Leute" zu erwarten sei. Dieser Aussage stimmten die Ostdeut-
schen 1992 mit 66 7o am wenigsten. 2002 mit 88 % am häufigsten im Vergleich der
drei Bevölkerungsgruppen zu. Die Einschätzung der Westdeutschen ändert sich
von 1992 (71 %) bis 2000 nicht, erst 2002 erhöht sich der Anteil auf 80 %. ln der
Gruppe der Ausländer bleibt der Anteil konstant bei drei Viedeln. lmmerhin ist der
ganz überwiegende Teil der Bevölkerung Deutschlands stets in der Erwartung ei-
ner Verschlechterung der Lage der einfachen Leute.

Genere,l gibt es bei der Beudeilung der allgemeinen Wirlschaftsentwicklung nur ge-
ringe Unterschiede zwischen den einzelnen Enuerbskategorien. Rentner rechnen im
Vergleich am wenigsten mit einer Verbesserung der eigenen wiilschaftlichen Lage.
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Abb. 1: Zukunftserwaftungen der witlschaftlichen Lage
1 992-2002 - Westdeutschland

Dalerbaslsi ALLBUS 1992, 1996, 1998,2000, 2002

Abb. 2: Zukunfiseruartungen der wirtschaftlichen Lage
1 992-2002 - Ostdeutschland
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Eine Ausnahme waren im Jahr 1992 die ostdeutschen Rentner, für die erhebliche
Rentenanpassungen in Aussicht standen. lnteressanterweise verfallen Arbeitslose
nicht in Pessimismus, sondern geben eher bzw. mindestens so häufig wie die recht
optimistischen Erwerbstätigen derselben Bevölkerungsgruppe an, dass sich die ei-
gene wirtschaftliche Lage verbessern wird. Allerdings sind sie in steigendem Maße
fast durchgängig der lveinung, dass sich die Lage für die einfachen Leute ver-
schlechtern wird.

3.5 Zusammenfassung

Alles in allem ergeben die vorliegenden Daten ein überraschend positives Bild. Die
Werthaltungen derAusländer in Deutschland sind näher am allgemeinen lVittel als die
der Ostdeutschen, die besonders materielle Wede wie Wohlstand und Buhe und
Ordnung höher schätzen. Die größte Diskrepanz zwischen den drei betrachteten Be-
völkerungsgruppen gibt es beim Thema Religiosität. Die Bewertungen "kritischeß.
Verhaltensweisen im Zeitverlauf deuten auI eine allgemeine Tendenz zur Liberalisie-
rung hin. Die Struktur der Werthaltungen in den verschiedenen Bevölkerungsgruppen
ist größtenteils gleich. Von einem lntegrationsdelizit der Ausländer auf diesem cebiet
kann also keinesfalls gesprochen werden. Die Entwicklung der wirtschaftlichen Lage
wird im untersuchten Zeitraum von 1992 bis 2002 zunehmend optimistischer einge-
schätzt, eine Ausnahme sind wieder die Ostdeutschen, deren Bewertungen jedoch
durch die ungleich höhere Dynamik der tatsächlichen Entwicklung in Ostdeutschland
relativiert werden müssen.

(Bicatda Nauenburg)
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C Lebensbedingungen
und ihre Beweftung

4 Gesundheit

Die Systeme der sozialen Sicherung in Deutschland stehen vor ihrer vielleicht größten

Bewährungsprobe seit Bestehen der Bundesrepublik. Die demografische Entwick-
lung ist nicht nur eine Herausforderung für die finanzielle Absicherung im Alter, son

dern auch für die Absicherung im Krankheitsfall. Und wenn es angesichts der öko-
nomischen Situation und der zunehmenden finanziellen Probleme der Gesetzlichen
Krankenversicherung weiterhin Prinzip der deutschen Gesundheitspolitik sein soll, für
alle Schichten und Gruppen der Bevölkerung gleichermaßen eine umfassende Ver-

sorgung mit medizinischen Leistungen sicherzustellen, dann bedad es - darin sind

sich alle Experten einig - eines nachhaltigen Umbaus auch des Systems der ge-

setzlichen Krankenversicherung. Es bedarf erheblicher Beformen, um weiterhin den
gleichen Zugang zu den verschiedenen E nrichtungen des gesundheitlichen Ver-

sorgungssystems zu gewährleisten; unabhängig von Alter und Geschlecht, von Aus-
bildung, Einkommen oder Wohnoft.

lm Herbst 2003 wurden zwar die gesundheitspolitischen Weichen gestellt, aber, darin

sind sich die Expeden einiq, der Reformprozess hat erst begonnen. Umso wichtiger
wird angesichts dieser Umbruchsituation die dauerhafte und detaillierte Beobachtung

auch der Indikatoren der lnanspruchnahme des Versorgungssystems und umso
wichtiger wird auch die Erfassung der individuellen Präferenzen von Versicherten und
Patienten. Denn die Berücksichtigung ihrer Wünsche und lnteressen ist eine ent-
scheidende Bedingung für die erfolgreiche Umsetzung der notwendigen Reformen.

4.1 Einschätzungen des Gesundheitszustandes
und der Gesundheitszufriedenheit

Angaben zur Beschreibung des Gesundheitszustandes und zur Gesundheitszufrie-
denheit unterscheiden sich durch den Grad der subiektiven Prägung. Die Einschät-
zung des Gesundheitszustandes bildet stärker den "obiektiven" Zustand ab, die Aus
sagen zur Zufriedenheit das "subjektive" Moment. Die Zufriedenheit mit der Ge-

sundheit ist zwar zunächst vom tatsächlichen Krankheitsgeschehen abhängig, sie

ist aber auch abhängig vom jeweiligen Anspruch an das gesundheitliche Wohlbefin

den. Wenn die Zufriedenheit sinkt, kann dies auf eine tatsächliche Verschlechterung
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Tab. '1: Bewertung des Gesundheitszustandes
nach sozio-demographischen Merkmalen,'1 998- 2002

Bewerlung des Gesundheitszustandes

G!t
1998 zttt) 2002 199A 2000 1998 2000 2AO2

lnsgesamt
Geschlecht

[,]änner
Frauen

Unter 40 Jahre
40-59 Jahre
60 Jahre und älter

Berufsbildung
Ohne Abschluss
Mittl. Abschluss
Fachhoch-,
Hochschule

Erwerbstätigkeit
Voll erwerbstätig
Teilzeitbeschäftigt
Nicht erwerbsiätig

Vefügbares Haus
ha tseinkommenl

Keine Angabe
Unterste Gruppe
Zweite Gruppe
Dritte Gruppe
Höchst6 Gruppe

Reglon
Westdeutschland
Ostdeutschland

49 49 47 32 33 35 19 18 18

45

72

22

48
48

5t

46

71
46
23

48

59

51 31
33 34

36
45

30

2S
34

36
16
21

15
20

16
20

69
46
23

35
43

30

30

28
34
35

24
37
45

6
20

7
18

7
'18

32

46
46

54

60
49
36

30

22
18 17

22
18

14 '11 13

62
53

61

3l

10
'13

21

10
12
26

10
12
27

47
3S

55
58

51
39
42

59

49
46

48

42
50
5S

29
35
31
29

31
33

3'1

35
34

34
31

1S
32
21
14
12

18
29
21
15
10

17
29
21
15
11

49
47

48
46

31
36 35 36

19
17

18
18

18
19

1 Die Einkommensgrenzen für die Bildung der Gruppen sind: bist000EUR,bis20O0EUR,bs3000
EUR. über 3 000 EUB.

Daleröas,sr SOEP 1998, 2000, 2002.

des Gesundheitszustandes oder auf ein gestiegenes Anspruchsniveau zurückzu-
führen sein. Dies erklärt z. B. den Befund, dass bei vergleichbarem gesundheitlichen
Status die Zufriedenheit älterer Menschen höher ist als die jüngerer. Diese Differen-
zierung wird noch deutliche( wenn die Veränderungen der beiden lndikatoren nicht
gleichförmig verlaufen; wenn also mit einer Verbesserung der Gesundheitszustands-
beschreibung eine Verschlechterung der Zufriedenheit verbunden ist.
ln Tabelle 1 wird die Einschätzung des cesundheitszustandes in der Jahren 1998,
2000 und 2002, aufgeschlüsselt nach sozialen Merkmalen, aufgezeigt. lnsbesondere
die Wede für die Altersgruppen bestätigen den Zusammenhang zwischen dem tat-
sächlichen Gesundheitszustand und der Einschätzung durch die Befragten. Denn mit
höherem Alter nimmt die Wahrscheinlichkeit zu. an einer oder an mehreren Krank-
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heiten zu leiden. Niit steigendem Berufsbildungsniveau und höherem Einkommen wird
der Gesundheitszustand besser beurteilt. Auch wenn es einen Zusammenhang zwF
schen Alter einerseits und Einkommen und Berufsbildung andererseits gibt: Zulässig
scheint der Schluss, dass Bevölkerungsgruppen mit weniger qualifizierten Berufs-
abschlüssen und niedrigerem Einkommen einen schlechteren Gesundheitszustand
haben.

Frauen beurteilen ihren Gesundheitszustand kritischer als Männer. Diese Unter
schiede spiegeln allerdings keine realen Morbiditätsdifferenzen wider. Bisher gibt es
für diese Differenzen noch keine umfassenden und allgemein akzeptierten Erklä-

Tab.2: Zufriedenheit mit der Gesundheit 1998- 2002

Zufriedenheill
ZLririedenheil 2000/2002

1998 2000 2t02 Zr-
gleich

Zr- Etwa
geich

UnzLr-

lnsgesamt
Geschlechl
Männer
Frauen

lJnter 40 Jahre
40-59 Jahre
60 Jahre und älter

Berufsbildung
Ohne Abschluss
N/littl. Abschluss
Fachhoch-,
Hochschule

Erwerbstätigkeit
Vollerwerbstätig
Teilzeitbeschäftigt
Nicht erwerbstiitig

Verlügbares Haushalts

Keine Angabe
Unterste Gruppe
Zweite Gruppe
Ditte Gruppe
Höchste Gruppe

Region
Westdeutschland
Ostdeutschland

6,5 6,6 6,6 17 63 20 16 64 20

6.6
6,4

6,7
6,6

6,7
6,5

16
18

65
61

64
64
60

61
62

68

19
2-l

15
-17

65
62

67
64
60

62
63

68

66
63

63
60
62
65
67

64
62

20
21

7,4
6,3
5,5

7.5
6,5
5,6

7,5
6,5
5,7

17
16
1B

1S
20

14
16
1B

19
20

6,5
6,4

6,4
6,6

6,5
6,6

18
'17

21

2A
20
21

6,8 7,0 6,8 15 1t 13 1g

7.0
6,8
6,0

1,2
1,0
6.1

?,1

6,8
6,1

15
18

65
67
61

19
18
22

14
16
18

20
21
2l

6,6
5,7

6,8
7,O

6,6
6,0
6,4
6,9
7,1

6,6
6,0
6,4
6,7
7,1

17
21
'17

15
16

60
57

66
65

62
66

22
2l
18
18

15
'19

'17

15
15

23
2l
21
20
18

6,2 6,4 6,3
11
15

21
18

16
16

20
21

l M ttelwert auf der Zufriedenhertsskala von 0 blsl0; 0 = "Ganz Lnd gar unzLirieden", l0 = "Ganz und
gar zufrieden"i Kategoren: -Eher unzufr eden« (0 bis 4), "eher zufiieden" (6 bis I0).

2 Veränderungen um m ndestens zweiSkalenwert€ aufder Skala von 0 bis 10.
3 Oie Elnkornmensqrenzen für die Bidung der Gruppen snd: bs 1000 EUR, bis 2000 EUR, bis

3 000 EUB. über3O00 EUR-

Daterbas,sr SOEP 1 998, 2000, 2002.

4A1
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Z'rlrledenheil 1 998/2000



rungen. Weitgehend angeglichen haben sich die Einschätzungen in den beiden Lan-
desteilen Deutschlands, die beobachtbaren Differenzen sind nur noch marginal.

Da zwischen der Einschätzung des Gesundheitszustandes und der Gesundheits-
zufriedenheit ein enger Zusammenhang besteht, übe.rascht es nicht, dass auch die
Werte der Gesundheitszufriedenheit für die einzelnen Gruppen in den Jahren von 1998
bis 2002 weitgehend stabil bleiben.

4.2 lnanspruchnahmevon
ambulanten Gesundheitsleistungen

ln lndikatoren zur lnanspruchnahme von Gesundheitsleistungen dokumentiert sich
zunächst das Krankheitsgeschehen der Bevölkerung; darüber hinaus stellen sie aber
auch eine wichtige Basis zur Einschätzung der Versorgungssituation dar. Struktur und
Entwicklung der lnanspruchnahme von Gesundheitsleistungen geben zudem auch
Hinweise für die Beurteilung der Kosten im Gesundheitswesen sowie auf Versor-
gungsdefizite, Überkapazitäten und lneffektivitäten. Diese lndikatoren stellen damit
auch eine empirische Basis zur Beudeilung der Bedarfsgerechtigkeit dar und sie bie-
ten Hinweise auf Tendenzen zur Über-, Fehl- oder zur Unterversorgung.

Die ambulante lnanspruchnahme wird hier mit zwei lndikatoren beschrieben. Die so
genannte "Quartalsinanspruchnahme" kennzeichnet den Anteilderjenigen Personen,
die in den letzten drei lVonaten vor der Befragung mindestens einmal einen Arzt auf-
gesucht haben. Als zweite Kennziffer wird die Kontakthäufigkeit pro Patient im letz-
ten Quartal benutzt. d. h. wie oft ein Patient beim Arzt war. Dieser lndikator bezieht
sich stärker auf einzelne Krankheitsepisoden und sagt auch etwas aus über die
Entscheidungen der Arzte und ihr therapeutisches Handeln. Die Kontakthäufigkeiten
innerhalb der Krankheitsepisoden werden deshalb auch durch das Überweisungs-
bzw. Wiederbestellverhalten der jewerligen Atzte bestimmt.

Tabelle 3 zeigt, dass etwa 70 0,6 der Bevölkerung mindestens einmal im Quartal zum
Arzt gehen. Dieser Anteil hat sich in den letzten Jahren kaum verändert. Auch die Un-
terschiede zwischen Frauen und lv1ännern sowie zwischen den einzelnen Alters-
gruppen sind im Vergleich der Jahre ähnlich. Stets gilt, dass Frauen häufiger zum Arzt
gehen als Männer. Je schlechter die Einschätzung des Gesundheitszustandes, des-
to größer der Wert der Ouartalsinanspruchnahme. Dieser Zusammenhang gilt auch
für die Häuligkeit der Aztbesuche. Bemerkenswert ist hier jedoch die rückläufige
Entwicklung; ein Trend, der bereits seit 1995 zu beobachten ist. Dazu dürften auch
die Veränderungen im Honorierungssystem der ambulanten Versorgung beigetragen
haben.

Durch die Einführung von Praxisgebühren soll gegenwärtig u. a. auch eine Verringe-
rung der Quartalsinanspruchnahme und der Zahl der Arztkontakte erreicht werden.
Wenn diese Maßnahmen das lnanspruchnahmeverhalten beeinflussen, dann müsste
sich dies künftig auch in den lndikatoren zeigen. Und hier wird insbesondere von ln-
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Tab. 3: Arztbesuche und durchschnittliche Anzahl der Arztbesuche
pro Patient im letzten Quartal 1998-2002

lnsgesart
Geschlechi
Männor
Frauen

Unter 40.lahre
40-59 Jahre
60 Jahre und älter

Berufsbildung
Ohne Abschluss
N,littl. Abschluss
Fachhoch-,
Hochschule

Erwerbstätigkeit
Voll erwerbstätig
Teilzeitbeschäftigt
Nicht erwerbstätig

Verf ügbares Haushalts-
einkommenl

Keine Angabe
Unterste Gruppe
Zweite Gruppe
Dritte Gruppe
Höchste Gruppe

Region
Westdeutschland
Ostdeutschland

Gesundheitszustand
Sehr gut
Gut
Zufriedenstellend
Wenigergut
Schlecht

69

60
76

58

86

68
69

69

4,2 69 69

6'1

76

59
65
a4

69

59
66
84

69
69

67

60
68
76

4,0

3,8
4,2

3,9

3,1
4,2
5,1

3,3
3,9
4,7

4,3
4,2

4,3
4,0

3,'/

4,0
4,3

4,3

61
75

65
75
72
67

68

4,0

3.3
3,8
4,5

3,9
4.0

67
70

60
71
76

58
71

7t 4,4

4,4
4,0
4,0
3,2

3,4
3,7
4,4

3,6
4,6

,5
,s
,2
,0
,6

4

4
3

70
74
70
67
65

68
71

43

77
92
98

66
72
70
6l

8
7
3
I
5

3,
4,
4,
3,
3,

2,3
2,6
3,8
6,5
9,4

2,1
2,6

6,1

2.6
3,5
5,7
9.9

1 Die Einkommensgrenzen für die Eildung der cruppen sind: bis T000 EUP, bis 2000 EUR, bs
3 000 EUR, über 3000 EUR.

Darerbaslsi SOEP 1998, 2000, 2002.

44
58
76
s0
97

4,1

3,5
68
71

57
t6
92
95

3,5

teresse sein, wie sich die lnanspruchnahmeindikatoren für die einzelnen Gruppen
entwickeln. Denn wenn die Praxisgebühren - was viele Kritiker befürchten - lediglich
eine zusätzliche frnanzielle Belastung der Patienten darstellten, dann wird dies die
folgenden Gruppen besonders treffen: die chrontsch Kranken, die Alteren, die Frauen
und die einkommensschwächeren Schichten der Bevölkerung. Die Ergebnisse des
nächsten Datenrepods werden darauf erste Antworten geben können.

T 998 2AAA 2042

Durch- Durch- Ourch-

Anleilin% l,4iltelwert Ant€ in % MitteMen Antell n % Maerwert
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4.3 Stationäre lnanspruchnahme -
Krankenhausaufenthalte

Auch die stationäre lnanspruchnahme wird hier durch zwei lndikatoren abgebildet. Die

erste Kennziffer erfasst den Anteil derienigen Personen, die im letzten Jahr mindes

tens eine Nacht als Patient im Krankenhaus verbracht haben. Die zweite Kennziffer ist

die Gesamtzahl der im letzten Jahr verbrachten Nächte im Krankenhaus pro Patient.

Da die niedergelassenen Arzte über die stationäre Einweisung entscheiden, ist die
Höhe des Anteils derer, die mindestens einmal im Jahr im Krankenhaus waren, auch

von dem Verhalten der Arzte abhängig. Die Gesamtzahl der im Krankenhaus ver-

Tab. 4: Krankenhausaufenthalt im letzten Jahr und Dauer des Aufenthaltes,
1998-2002

lnsgesamt
Geschlecht

N4änner
Frauen

LJnter 40 Jahre
40-59 Jahre
60 Jahre und älter

Berulsbildung
Ohne Abschluss
Mittl. Abschluss
Fachhoch-,
Hochschule

Erwerbstäugkeit
VolleMerbstätig
Teilzeitbeschältigt
Nicht erwerbstätig

Verf ügbares Haushalts-

KeineAngabe
LJnterste Gruppe
Zweite Gruppe
Dritte Gruppe
Höchste Gruppe

Region
Westdeutschland
Ostdeutschland

13,5 16 12,1 16 12,5

1'1

14
21

13

2Aa2

15

15

10,6 13

11,0
15,7

18
15

'1o,7

13,3 15
11.1
13,8

16
14

11,1
11,2
18,8

9,5
'10,2

17,5

9,5
10,2
18.7

I
15
18

13,2
13,9

12,6
12,4

17
16

13,3
12,7

15

I
17
22

12,3 16 9,8

10,'1

12.3
16,6

10
13
20

9,5
7,8

15,0

11

10
19

9,6
9,3

15,6

10
12
t8

16,5
16,0
14,8
'12,1

9,7

18

'17

14
16

13,0
14,0
13,6
11.0
s,2

13,1
15,7
13,4
10,8
10,9

21
17
15
11

12
17
17
14
11

13,6
'13,2

16
17

12.0
12.3

16
15

12,5
12,4

14
17

1 Die E nkommensgrenzen für die Bildung der Gruppen sind: bis 1000 EUR, bis 2000 EUF, bs
3000 EUF über 3000 EUF.

Datenö€s,si SOEP 19S8, 2000, 2002.

19S8

Duah Durch-Durch

Ante in % Mitlewert Anleil n% Nl tlelwerl Ante in% lv ttelwe.i
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brachten Nächte die Veftreildauer - ist ein zentraler lndikator für den Grad und Um-
fang der stationären Versorgung. Von der Verringerung der Verweildauer verspricht
man sich eine deutliche Senkung der Ausgaben für das Gesundheitswesen, denn die
Ausgaben für die stationäre Versorgung umfassen ein Drittel der gesamten Gesund-
heitsausgaben.

Bemerkenswed ist die unterschiedliche Tendenz in der Entwicklung der beiden ln-
dikatoren der stationären lnanspruchnahme. Während die Häufigkeit der stationären
Einweisung im Zeitvergleich insgesamt etwa gleich bleibt, sinkt die Zahl der im Kran-
kenhaus verbrachten Nächte kontinuierlich. Darin ist ein ElJolg der Bemühungen zu
sehen, die im internationalen Vergleich besonders langen Verweildauern in Deutsch-
land nachhaltig zu senken.

lnnerhalb der einzelnen Bevölkerungsgruppen verläuft die Entwicklung unterschied-
lich. So sind die Verweildauern im Jahr 2002 vor allem bei den Frauen und bei den
älteren Patienten gesunken, während sich die Werte bei anderen Gruppen kaum
verändert haben. Henüorzuheben ist die unterschiedliche Entwicklung in West- und
Ostdeutschland. Während die Daten für Westdeutschland den allgemeinen Trend wi-
derspiegeln, ist in Ostdeutschland die Zahl der im Krankenhaus verbrachten Nächte
von 2000 auf 2002 leicht angestiegen.

4.4 Bewertung der finanziellen Absicherung im
Krankheitsfall und Beurleilung von Plänen einer
verstärkten Selbstbeteiligung der Patienten

Nahezu alle Pläne zur Reform des Gesundheitswesens sehen eine stärkere finanzi-
elle Beteiligung der Versicherten oder Patienten an den Kosten der Gesundheits-
versorgung vor. Weitgehend Einigkeit unter den Experten besteht darin, dass die Ein-
führung von Praxisgebühren kaum ausreichen dürfte, um den nachhaltigen umbau
des Gesundheitssystems zu gewährleisten. Deshalb kommt auch den Urteilen über
finanziell relevante Aspekte durch die Versicheden oder Patienten eine wachsende
Bedeutung zu.

ln Tabelle 5 werden die Antworten auf die Frage "Wie bewerten Sie persönlich lhre
finanzielle Absicherung bei Krankheit?" ausgewiesen. Demnach beweden 50 0/o der
Befragten die f nanzielle Absicherung mit .sehr gut« oder ,'gut", 35 % mit noch "be-
friedigend" und nur 13 % mit "weniger gut" oder .schlecht«.

Diese positive Bewedung ist auf die insgesamt umfassende Übernahme der Kosten
der medizinischen Versorgung durch die Krankenkassen und die Lohnersatzleis-
tungen (Lohnfortzahlung, Krankengeld) zurückzuführen. Zwischen einzelnen Grup-
pen gibt es allerdings durchaus Unterschiede. Zwar bewerten Frauen und N.4änner,

die einzelnen Altersgruppen oder auch die Bewohner der alten und der neuen Bun-
desländer die finanzielle Absicherung bei Krankheit in etwa gleich. Mit sinkendem
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Sehrqut/gut Belriedigend Wengergut/

Tab.5: Bewertung der finanziellen Absicherung bei Krankheit

lnsgesamt
Gesch echt

I\ränner

Alter
Unter 40 Jahre
40-59 Jahre
60 Jahre und älter

Berufsbiidung
Ohne Abschluss
I\,4ittl. Abschluss
Fachhoch-,
Hochschule

Erwerbstätiqkeit
Voll erwerbstätig
Teilzeitbeschäftigt
Nicht erwerbstätig

Verfügbares Hausha ts
etnkommenl

Keine Angabe
Unterste Gruppe
Zweite Gruppe
Dritte Gruppe
Höchste Gruppe

Region
Westdeutschland
OstdeLrtschland

Gesundheitszustand
Sehrgut
Gut
Zufriedenstellend
Weniger gut
Schlecht

50

58

51
48

12
13

5T

48
50

12
15
11

45
49

14
13

3

3
4

2
3

6
2

2

2
1

5

u
35

33
35
36

36

31

4
6
3
3
3

3

7
3
2
3
4

38
36
35
30

34
36

25
31
40

34

'13

10

53
48
47

12
-14

13

18
15
1D
8

34

51
38

52

5'1

45
12
14

44
41
31

I Die Einkommensgrenzen für die Bildung der Gruppen sind: bis T000 EUH, bis 2000 EUB, bis
3000 EUR, uber3 000 EUB.

Daferbäsisr SOEP 2002.

I
13
18
31

Einkommen und mit schlechterem Gesundheitszustand steigen die Angste allerdings
deutlich an.

Ob die insgesamt positive Bewertung der finanziellen Absicherung bei Krankheit auch
dann Bestand haben wird, wenn die finanziellen Belastungen der Patienten weiter er-
höht werden und wenn der Anspruch auf Krankengeld privat versichert werden muss,
darf bezweifelt werden. Dies wird schon deutlich an der Beurteilung von Plänen einer
stärkeren privaten Eigenbeteiligung. Denn derartige Pläne weden - wie Tabelle 6

deutlich macht - von einer Mehrheit der Bevölkerunq abqelehnt.
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"Brnvolldamt

noÄ

lnsgesamt
Geschlecht
Mäflner
Frauen

Alter
Unter 40 Jahre
40-59 Jahre
60 Jahre und älter

Berufsbildung
Ohne Abschluss
lvlittl. Abschluss
Fachhoch-,
Hochschule

Erwerbstätrgkeit
Voll erwerbstätig
Teilzeitbeschäftigt
Nicht erwerbstätig

Verf ügbares Haushalts-
einkommen'?
KeineAngabe
Unterste Gruppe
Zweite Gn_tppe
Dritte Gruppe
Höchste Gruppe

Reglon
Westdeutschland
Ostdeutschland

Gesundheitszustand
Sehrgut
Gut
Zufriedenstellend
Wenigergut
Schlecht

3

2

3
4
3

2
2

8

4
3
2

14

35
36

48

46
4S

38
48

15
13

17
14
11

42
34
28

12
13 35 50

21 37 34

40
44

42
59
55
44

46
56

38
41
50
60
68

17
14
12

39
31

3
2
2
3
7

3
2

5
4
2
2
2

19
8

11

15
21

35
30

39
39

3615
10

20
17
12
10
6

38
35
28
23

Fast die Hälfte der Befragten lehnt deradige Pläne vollkommen ab, etwa ein Drittet ist
nur in Ausnahmefällen bereit, mehr ?u zahlen, während lediglich knapp 20 % derar-
tigen P]änen eher positiv gegenüberstehen. Die Bereitschaft einer privaten Eigen-
beteiligung sinkt erwartungsgemäß deutlich mit schlechterem Gesundheitszustand

Tab.6: Bewertung einer stärkeren Eigenbeteiligung an der Finanzierung von
Gesundheitsleistungenl

1 Frager "Es gibl Reformpläne im Bereich Gesundhet, d e auf e ne stärkere prlvate Eigenbereitigung
abzielen, damit die a lgeme nen Beiträge der Krankenkassen nicht steigen müssen. Sind Sie damit
einverctanden, sich künftig stärker an der Finanzierung von Gesu nd he isteistungen privat zu be-
leilgen?"

2 Die Einkommensgrenzen für de Bldung der Gruppen sndt bs 1OO0 EUR, bis 2000 EUR, bis
3 000 EUR, über3000 EUR.

Datenbasis SOEP 2002.
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und sinkendem Einkommen. Dass Pläne zur stärkeren Eigenbeteiligung auch von der
älteren Bevölkerung verstärkt abgelehnt werden, dÜrfte mit dem höheren Anteil von

Kranken in diesen Altersgruppen zusammenhängen.

4.5 Fazit

lnternationale Vergleichsstudien zeigen, dass in Deutschland die Kosten für die Ge-

sundheitsversorgung gemessen am Bruttoinlandsprodukt nach den USA und der

Schweiz am höchsten sind. Gleichwohl nimmt Deutschland im Vergleich der Qualität

der Gesundheitsversorgung in einzelnen Bereichen keinen Spitzenplatz ein. Dennoch

kann die Gesundheitsversorgung insgesamt als durchaus zufriedenstellend einge-

schätzt werden. Hervorzuheben ist insbesondere die breite Abdeckung gesund-
heitlicher Risiken durch das deutsche Krankenversicherungssystem. Allerdings wer-

den sich im Zuge des nachhaltigen Umbaus sowohl der Umlang der Abdeckung
gesundheitlicher Risiken ändern wie die finanziellen Belastungen für die Versicher-

ten und Patienten. Die private Absicherung von Zahnersatz und Krankengeld sowie

die Praxisgebühren sind wohl nur als erste Weichenstellungen zu sehen.

Die Reformen werden nsbesondere auf eine etfizientere Verwendung der fÜr Ge-

sundheit ausgegebenen Mittel und auf eine höhere Qualität der Versorgung abzielen

müssen. Dabei werden eine Stärkung des Wettbewerbs zwischen Nachfragern und

Anbietern im Gesundheitswesen sowie eine verstärkte Patientenorientierung wich-
tige lnstrumente darstellen. Vor allem sollten neue Formen der Versorgung verstärkt
gefördert werden, wie zum Beispiel Formen der integrierten Versorgung. Denn Un-

tersuchungen haben gezeigt, dass die Versicherten bzw. Patienten deutliche Präfe-

renzen für Hausarztmodelle, Praxisnetze oder Disease-l\y'anagement-Programme fÜr

chronisch Kranke haben. lnsbesondere sollte jedoch weiterhin die Chancengleichheit

beim Zugang zur Gesundheitsversorgung gewährleistet bleiben.

(Hanfried H. Andersen / Markus M. Grubka / Johannes Schwaae)

weiterB lnfo.mationen zum Thema Ge-sundhoit siehe Teil l, Kap. 8, zum Thema
GeseEliche Krankenversicherung Teil I, Kap. 9.5.
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5 Bildung

ln modernen Gesellschaften wie der Bundesrepublik Deutschland ist eine Vieizahlvon
Lebenschancen an Bildung und den En erb von Bildungszertifikaten gekoppelt: Zum
einen ist Bildung als Humankapital eine essenzielle Voraussetzung für den Zugang
zum Arbeitsmarkt und daran geknüpfte Einkommenschancen. Zum anderen vermittelt
Bildung wichtige Wissensbestände und psychosoziale Kompetenzen, die für die Teil-

habe am sozialen Geschehen und die Verarbeitung gesellschaftlicher Vorgaben not-
wendig sind. Das an die Bildung geknüpfte Humanvermögen der Gesellschaftsmit-
glieder - gemessen an ihrem Humankapital für den Arbeitsmarkt und ihren psycho
sozialen Kompetenzen für den Alltag ist daher eine unabdingbare Bessource für die
indivlduelle Wohlfahrt und für die Leistungs- und lntegrationsfähigkeit einer Gesell-
schaft.

ln diesem Kapitel werden zunächst zentrale sozialstrukturelle Vedeilungen von Bil-
dungschancen - Chancen der Bildungsbeteiligung und des Erwerbs von Bildungs-
zertifikaten - beschrieben. Danach werden sozialstrukture le und psychosoziale Kor-
relate des Bildungsedolgs aufgezeigt. Abschließend wird auf Folgen des Misslingens
im Eildungssystern eingegangen. Für die empirischen Auswertungen werden Quer
schnittsdaten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) herangezogen. Bei zeit-
reihen werden '13- und '14-jährige Schulkinder berücksichtigt. Differenziede Analysen
für die Jahre von 2000 bis 2002 werden für Jugendliche im Alter von 17 Jahren vor-
genqmmen. Zum einen liegen im SOEP nur für diese Altersgruppe die iür die Pro-
blemstellung relevanten lnformationen vor: überden Bildungsweg, den Bildungserfolg
(einschließlich der lnformationen zu den Schulnoten, Grundschulempfehlungen oder
Wiederholung von Schulklassen), die soziale Herkunft und die psychosozialen Korre-
ate von Bildungsbeteiligung und Bildungserfolg. Zum anderen hat die Auswahl dieser
Altersgruppe den Vorteil, dass Korrekturen des frühen Bildungsübergangs am Ende
der Grundschulzeit zumeist bereits erfolgt sind und daher gesicherte Befunde zu Bil-
dungsungleichheiten und einige ihrer LJrsachen aufgezeigt werden können.

5.1 Beteiligung an der allgemeinen Schulbildung

Wenn mit Daten der amtlichen Statistik der Übergang von der Primarstufe in die bis-
lang sozial exklusivste Schullaufbahn der Sekundarstufe I betrachtet wird. dann ist im
zeitraum von 1952 bis zum Jahre 1990 der Anteil der 13-jährigen Schulkinder im
Gymnasium von 12 aul31 % gestiegen (vgl.Abb. 1). lmVergleichzumJahre1952hat
sich bis zum Jahre 1990 die relative Chance, ins Gymnasium zu wechseln, mehr als
verdreifacht. lm Osten Deutschlands ist die Gymnasialquote der 14-jährigen Schul-
kinder von 31 % irn Jahre 1992 auf 32 o/o im Jahre 1995 gestiegen und dann bis zum
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Jahre 2000 auf 30 % zurückgegangen. lm Westen Deutschlands lag die Gymnasial
quote für die 14-Jährigen konstant bei 29 %. Ostdeutsche Schulkinder haben ge-
ringfügig bessere Chancen, nach der Grundschule auf das Gymnasrum zu wechseln,
als westdeutsche Schulkinder.

Zweifelsohne hat die Bildungsexpansion zu mehr Bildungschancen geführt (vgl.
Abb.2). lnsbesondere die bislang benachteiligten Mädchen konnten ihre Bildungs-
defizite gegenüber den Jungen mehr als wettmachen. Für den Zeitraum von 1984 bis
2000 ist ersichtlich, dass die f,4ädchen günstigere Chancen haben, auf das Gym-
nasium zu wechseln als die Jungen. Zwar verringerte sich beim Zugang zur Real-
schule generell die Chancenungleichheit nach sozialer Herkunft, aber dagegen hän-
gen die Chancen für den Übergang zum Gymnasium immer noch von der sozialen
Herkunft - der Schichtzugehörigkeit und sozialen Position des Elternhauses - ab.

lm Durchschnitt hatten die 13- bis '14 jährigen Kinder aus der oberen Dienstklasse
(akademische professionelle Berufe, leitende Angestellte und Beamte n staatlichen
Verwaltungen und privaten Großunternehmen, l\y'anager oder Selbstständige mit mehr
als 10 lvlitarbeitern) eine fast 9-mal bessere Chance, auf das Gymnasium zu wechseln,
als Arbeiterkinder. lm Osten Deutschlands sind in der Zeit von 1992 bis 2000 die Bil-
dungsdisparitäten zwischen der oberen Dienstklasse und der Arbeiterschicht geringer
als im Westen Deutschlands (relative Chancen für Ostdeutsche: 6,1 und 10,1 für
Westdeutsche ohne Ausländerkinder).

Eine unbeabsichtigte Nebenfolge der Bildungsexpansion ist der zunehmend sozial
selektive Übergang auf die Hauptschule, deren Schülerschaft als die "Kellerkinder der

Abb. '1: Entwicklung der Gymnasialquoten in Deutschland
1950 bis 1990: 13-Jährige; 1992 bis 2000: 14-Jährige

30

20

10

0

1950 1955 1960 1965 1970 1975 1S80 1985 1SS0 1SS5 2000

Dalenquel/er Stalistische Jahrbucher Lrnd Fachserie 11. E gene Berechnungen

490



Abb. 2: Belative Chancen des Schulbesuchs der 13- bis 14-jährigen Schulkinder
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Bildungsexpansion" bezeichnet wird und die negativen Folgen dieser Entwicklung für
das Sozial- und Lernklima in der "Restschule" mit Getto-Charakter zu tragen hat.
lnsbesondere wurde die Hauptschule zu einer "ethnisch dominierten Bestschule"
bzw. zur "Gettoschule. mit einem wachsenden Anteil von Kindern nichtdeutscher
Herkunft. So haben die Ausländerkinder bzw. Kinder mit Migrationshintergrund im
Durchschnitt ein 3-mal größeres Bisiko, in der Hauptschule zu verbleiben, als deut-
sche Schulkinder lm Zeitverlauf haben sich die Bildungschancen für Ausländerkin-
der weiterhin verSChlechtert.

ln einem weiter tührenden Schritt wi.d in Tabelle 7 für die Zeitpunkte von 2000 bis
2002 der Zusammenhang von sozialer Herkunft (gemessen an der Schichtzugehö
rigkeit des Haushaltsvorctandes) und Bildungsbeteiligung von Jugendlichen im Alter
von '17 Jahren ausgewiesen. Für Jugendliche, die die Schulausbildung entweder be-
reits beendet oder abgebrochen haben, wurde der fdhere Schulbesuch berücksich-
tigt. Die strukturellen Zusammenhänge zwischen Schichtzugehörigkeit und Bildungs-
chancen sind eindeutig wie in der Zeit äußerst stabil.

lm Jahr 2001 besucht rund ein Viedel der Jugendlichen die Hauptschule, während ein
Dritteldie Realschule und rund 37 o% das Gymnasium besuchen. Jedoch gehen mehr
als zwei Drittel der Kinder aus der oberen Dienstklasse (Westdeutsche: 81 %; Ost-
deutsche: 34 %) auf das Gymnasium, aber lediglich 19 % der Arbeiterkinder (Arbei-
terelite, Facharbeiter oder un- und angelernte Arbeiter) West: 12 %; Ost: 33 %). Kin-
der aus der oberen Dienstklasse haben eine rund g-mal bessere Chance, auf das
Gymnasium zu gehen, als Arbeiterkinder, und alle Jugendlichen aus den anderen So-
zialschichten haben eine 4 mal größere Chance für eine Gymnasialbildung als die Ar



beiterkinder lm Osten Deutschlands haben die 17-jährigen Arbeiterkinder ähniiche
Chancen wie die Klnder aus der oberen Dienstklasse, auf das Gymnasium zu gehen.
Die klassenspezifische Trennungslinie liegt im Unterschied zu den Westdeutschen
zwischen Haupt- und Realschule. So haben die Ostdeutschen aus den anderen So-
zialschichten eine 2-mal bessere Chance, die Realschule besuchen zu können, als
Arbeiterkinder, die wiederum mit einem 1 1-mal höheren Risiko konfrontiert werden, in

die Hauptschule platziert zu werden. Westdeutsche Arbeiterkinder hingegen haben
vergleichsweise nur ein 4-mal größeres Risiko, in die Hauptschule zu gehen, als Ju-
gendliche aus anderen Sozialschichten. Für die hier betrachteten Jugendlichen ist die
Bildungsungleichheit nach sozialer Herkunft für Westdeutsche nur dann deutlich grö-
ßer als für Ostdeutsche, wenn ausschließlich der Zugang zur höheren Bildung be-
trachtet wird.

Demnach hängen Bildungschancen von Jugendlichen besonders von ihrer sozialen
Herkuntt ab. Für eine "lndividualisierung" von Bildungschancen in dem Sinne, dass
Lebenschancen immer weniger von der Schichtzugehörigkeit abhängen, finden sich
keine empirischen Belege. lm Gegenteil - die Strukturierung der Bildungschancen
durch die soziale Herkunft ist trotz und wegen der Bildungsexpansion immer noch
sehr deutlich. Ebenso ausgeprägt ist die so genannte intergenerationale Bildungs-
reproduktion (siehe Glossar): Haben die Eltern das Abitur als Bildungsabschluss, dann
besuchen bis zu drei Viertel ihrer Kinder das Gymnasium. Etwas geringer sind diese
Beproduktionsquoten für die unteren und mittleren Bildungsgänge. Verfügen die El-
tern über keinen Schulabschluss, dann gehen mit einem Anteil bis zu 60 7o die meis-
ten ihrer Kinder auf die Hauptschule. N,4it dem Bildungsabschluss der Eltern kann man
den Schulbesuch der Jugendlichen 9ut "vorhersagen". Vor allem bei Ausländern und
Zuwanderern können die Bildungschancen von Kindern durch das Bildungsniveau
ihrer Eltern prognostiziert werden. Etwas ungenauer ist hingegen die Prognose des
Schulbesuchs für ostdeutsche Jugendliche wegen der geringeren Bildungsungleich-
heit in Abhängigkeit vom sozioökonomischen Status des Elternhauses. Aber im kur-
zen Zeilfenster von 2000 bis 2002 sind Angleichungen für ost- und westdeutsche
Schulkinder festzustellen.

Während Mädchen bei der Bildungsbeteiligung in der Vergangenheit benachteiligt
waren, wird in neueren Studien belegt, dass im Zuge der Bildungsexpansion die
l\,4ädchen ihre Rückstände gegenüber den Jungen mehr als wettmachen konnten. lm
Jahre 2001 besuchten 42 % der Mädchen im Alter von 17 Jahren das Gymnasium und
lediglich ein Drittel der Jungen im gleichen Alter (vgl. Tab. 2). Mädchen haben damit
eine 54 o/o bessere Chance für eine Gymnasialbildung als die Jungen, wobei bei Ost-
deutschen die Geschlechterdisparitäten wie bei den lvligranten deutlicher ausfallen
als für Westdeutsche. An dieser Chancenverbesserung zugunsten der ehemals be-
nachteiligten Mädchen hat sich bisher wenig geändert. Da bei den Jungen der Zu-
sammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungschancen deutlich enger ist als
bei den Mädchen, müssen noch weitere Gründe für die relative Benachteiligung von
Jungen vorliegen. Beispielsweise verweisen vorliegende Befunde auf bessere durch-
schnittliche Schulleistungen der Mädchen.
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Tab. 1 : Bildungsbeteiligung 1 7-jähriger J ugend licher nach sozialer H erkunft

2000

in%

lnsgesamt
Westdeutschland

(ohne Ausländer)
Ostdeutschland
Soziale Herkunft
Obere Dienstklasse
Untere Dienstklasse
Ausführende nicht-

manuelle Berufe
Kleinbülgertum
Landwirte
Arbeiterelite
Facharbeiter
lJn- und angelernte
Arbeiter

Versorgungsklasse

27 31 35 7

5
B

7
6

14
28
31

35

13
28

24
24

56
42

20
0

68
33

32
42

49

32

37

4A
25

31
13
0

19
22

0
0
0

'1S

3

t5
23

5
10

2001

lnsgesamt

(ohne Ausländer)
Ostdeutschland
Soziale Herkunft

Obere Dienstklasse
Untere Dienstklasse
ALrsführende nicht-

manuelle Berufe
Landwirte
Arbeit€relite
Facharbeiter
Un- und angelernte
Arbeiter

Versorg ungsklasse

33 37

54
33

5

3
5

4
5

7
0
8
6

2
I

22
41

1B
35

67
36

44
74
41
40

29
0

1S
19

44
19
17

2002

lnsgesamt

(ohne Ausländer)
Ostdeutschland
Soziale Herkunft

Obere Dienstklasse
tJntere Dienstklasse
Ausführende nicht-

manuelle Berufe
Arbeiterelite
Facharbeiter
Un- und angelernte
Arbeiter

Versorgungsklasse

24 34 37

39

5

1

3

2
5

0
5
8

37
14

24
41

10
21 42

71

27
32 41

29

45
22
24

23
24

42
28 40

10
8

Datenbas/sr SOEP 2000 2002.

25

20
15

11
24

20
26

31



Auch Kinder mit einem Migrationshintergrund - d. h. mindestens ein Elternteil stammt
aus dem Ausland - sind mit ungünstigeren Bildungschancen konfrontied als ein-
heimische Jugendliche- So haben sie, betrachtet man wiederum exemplarisch das
Jahr 2001, ein 2,7-mal höheres Bisiko auf die Hauptschule zu gehen als Einheimische,
während diese eine wiederum 1,7-mal bessere Chance haben, das Gymnasium zu
besuchen. Auch hierbei ist für Kinder von Migranten der Zusammenhang zwischen
sozialer Herkunft geringer als bei den Einheimischen, sodass wie für die Geschlech-
terunterschiede Unterschiede in den Schulleistungen zu vermuten sind.

Tab. 2: Sozialstrukturelle l\y'erkmale und Bildunoschancen
in den Jahren 2000-2002

2000

Geschlecht
Männlich
Weiblich

Ortstyp
Großstadt
lvlittlere Stadt
Kleinstadt
Dorf

22 29
22
47

16
2

26
22
25
31

20
37
30
38

40
40
26
29

14
1

19
2

2001

29

45

32

22

25
34

38

32

2a

43
39
39
29

7
3

5
5

8
10
4
1

24

25
32

2002

Geschlecht
Männlich
Weiblich

N4igrationshintergrund
Nein
Ja

Ortstyp
Gro8stadt
Mittlere Stadt
Kleinstadt
Dorf

26 35
32

22

36
25
32

34
40

39
25

46
38

5
5

4
12

24
41

10
3D

30

8
7
6
1

Dalenbasls: SOEP 2000 -2002
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5.2 Soziale Ungleichheit von Bildungschancen

Der Übergang von der Grundschule auf die weiterführenden Schulen ist nicht nur
die erste, sondern auch die entscheidende Weichenstellung der Bildungslaufbahn
im deutschen Schulsystem. Au, diesem Übergang bauen alle weiteren Bildungs-
aspirationen und Bildungschancen im Lebensverlauf auf. Für das Verständnis von
Bildungsungleichheit nach sozialer Herkunft ist dieser Bildungsübergang bedeutsam,
weil dieser stärker als andere Bildungsentscheidungen vom Willen der Eltern, aber
auch von der Schulleistung und N,4otivation des Kindes abhängt. l'Vlangels aktueller

Tab. 3: Soziale Herkunft und Grundschulempiehlung

2001 Gymnasal-

lnsgesamt
Soziale Herkunft
Arbeiterkind
Kein Arb€iterkind

Geschlecht
Männlich
Weiblich

Nrigrationsgrund
Nein
Ja

18 32 50

25
64

23
12

46
24

22
15

31
33

4l
52

15
46

34
13

51
41

lnsgesamt
Soziale Herkunft
Arbeilerkind
Kein Arbeiterkind

Geschlecht
Männlich

Migrationsgrund
Nein
Ja

2l 42

30
54

43
42

43
35

18
48

20
21

37
31

19

Daterbaslsr SOEP 20ol -2002

lnformationen beschränken sich die Ausführungen auf den Zusammenhang zwischen
sozialer Herkunft und Schulleistung, der als primärer Effekt der sozialen Schichtung
bezeichnet wird.

Eine wichtige leistungsbezogene Grundlage fLlr den Übergang auf dre Schullaufbah-
nen in der Sekundarstufe I sind die Empfehlungen der Grundschulen. Rund die Hälfte
der Jugendlichen, die überhaupt eine Grundschulempfehlung erhielten, wurde für das
Gymnasium empfohlen und ein Drittet für die Realschule (vgl. Iab. 3). Arbeiterkinder
haben dabei eine deutlich schlechtere Chance, eine Empfehlung für das Gymnasium
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zu erhalten. Hingegen haben beispielsweise Kinder aus der oberen Dienstklasse eine
bis zu g-mal bessere Chance, für das Gymnasium empfohlen zu werden, als Arbei-
terkinder. Diese wiederum weisen ein bis zu 3-mal höheres Risiko für eine Haupt-
schulempfehlung auf als Kinder aus anderen sozialen Schichten. Arbeiterkinder - vor
allem Kinder von Facharbeitern und aus der Arbeiterelite - erhalten zumeist eine Re-
alschulempfehlung. Ahnliche Ungleichverteilungen wie für die Bildungsbeteiligung
sehen wir auch in Bezug auf die Leistungsbeurteilung für die Geschlechter und den
Migrationshintergrund. Hierbei sind besonders Kinder mit einem Migrationshinter-
grund benachteiligt. Sie haben ein bis zu 5-mal höheres Risiko, für die Hauptschule
empfohlen zu werden, als einheimische Schulkinder

Der enge Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Grundschulempfehlung
wird unter anderem auf schichtspezifische Schulleistungen zurückgeführt. Beispiels-
weise müssen rund 1'1 % der Arbeiterkinder in der Grundschule mindestens einmal
die Schulklasse wiederholen (2OOO: 13 yo und 2002: 12 0/6) und haben ein deutlich
höheres Bisiko, in der Grundschule sitzen zu bleiben, als Kinder aus höheren Sozial-
schichten. Die schichtspezifischen Schulleistungen wiederum hängen von der elterli-
chen Erziehung und dem kognitiven Anregungspotenzial im Elternhaus zusammen,
die unter anderem auch von den sozioökonomischen Ressourcen der Eltern bestimmt
werden.

Zieht man die im SOEP verfügbaren lnformationen über Schulnoten in Deutsch, l\ila-
thematik und der ersten Fremdsprache heran, ist durchgängig für alle untersuchten
Jahre von 2000 bis 2002 festzustellen, dass Arbeiterkinder, insbesondere Kinder un-
und angelernter Arbeiter oder von Eltern ohne Schulabschluss, deutlich schlechtere
Schulnoten aufweisen. Lediglich bei den lMathematiknoten gibt es keine signifikanten
Unterschiede zwischen den Sozialschichten. Dass L4ädchen eheraufdas Gymnasium
wechseln können, liegt oifensichtlich daran, dass sie im Durchschnitt - abgesehen
von der Mathematik-Note - bessere Schulleistungen aufweisen als Jungen. Jugend-
liche mit einem Migrationshintergrund hingegen weisen bessere Schulleistungen auf
als Einheimische, wobei hier Selektionseffekte für die Wanderung nach Deutschland
zu berücksichtigen sind. So verzerrt eine Gruppe leistungsstarker Jugendlicher mit
l\.4igrationshintergrund (etwa die Griechen) den Mittelwert für die Gesamtgruppe. Weil
aber die Schulnoten lür die Zeit nach dem Grundschulübergang gemessen werden,
sind diese Ergebnisse eher mit Einschränkungen versehen.

5.3 BildungsedolgundBildungsaspirationen

zu Recht wird darauf verwiesen, dass die Erfolge der Bildungsexpansion wegen
unbeabsichtigter Nebenfolgen "teuer" erkauft wurden. Während die Schülerschaft
in den Gymnasien sozial heterogener wurde, verschärfte sich die Ungleichheit tür
die sozial homogene Gruppe der Hauptschüler, die sowohl mit ungünstigen Lern-
kontexten als auch mit geringeren Chancen für einen erfolgreichen wie qualifizierten
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Schulabschluss konfrontiert werden. So haben Jugendliche eine bis zu '15-mal grö-
ßere Chance, in die Hauptschule platzietl zu werden, wenn sie in der Grundschule
mindestens einmal die Schulklasse wiederholen mussten, als Grundschüler ohne Zu-
rücksetzung. Ein Viertel aller im Jahre 2001 und die Hälfte aller im Jahre 2002 be-
fragten Sitzenbleiber bricht die Schulausbildung vozeitig ab, während dies allenfalls
bei zwei bis vier Prozent der Jugendlichen ohne Klassenwiederholungen der Fall ist.

Hierbei ist zu bedenken, dass eine Vielzahl der hier untersuchten Jugendlichen in der
schulischen Ausbildung noch dem Bisiko für einen Schulabbruch unterliegt.

Bildungs und sozialpolitisch bedenklich könnte der Befund sein, dass in den Jahren
2001 und 2002 mehr als die Hälfte dieser Schulabbrecher sich überhaupt mit dem
Gedanken trägt, den Schulabschluss und hierbei zumeist die lvlittlere Reife nach-
zuholen. Andererseits beabsichtigt lediglich eine I\,4inderheit dieser Schulabbrecher
keine Berufsausbildung zu beginnen, während mit einem Anteil bis zu 89 7o die große
l,4ehrheit der beiragten Jugendlichen eine Berufsausbildung ins Auge fasst. lm Jahre
2000 und 2002 waren jeweils mehr als die Hälfte (54 %) der Schulabbrecher unein-
geschränkt bestrebt, eine Berufsausbildung beginnen zu wollen, und im Jahre 2001

etwas mehr als ein Drittel.

Für dre unteren Sozialschichten stellt der Übergang in das Hochschulstudium eine
weitere Hürde im Bildungsverlauf dar ln Abbildung 3 wird für Westdeutschland die
Entwicklung der Studienanfängerquoten nach sozialer Herkunft dargesiellt. Während
im Jahre 1982 gerade g yo de( 18- bis 21-jährigen Arbeiterkinder ein Studium an der
Universität begannen, stieg ihre Studienbeteilung auf 12 % im Jahre 2000. Hingegen
stieg in dieser Zeit der Anteil studierender Beamtenkinder von 46 auf 73 % an, wäh-
rend die allgerneine Studienanfängerquote, d. h. der relative Anteil der '18- bis 2'1-jäh-
rigen Studienanfänger an der altersgleichen Bevölkerung, von '11 % im Jahre 1970
übet 22 o/a im Jahre 1982 auf 33 o/o anstieg. lm Jahre 2002 betrug sie rund 36 o/o.

Während im Jahre 1982 die Beamtenkinder eine fast 9-mal bessere Chance hatten als
Arbeiterkinder, ein Universitätsstudium zu beginnen, hatten sie im Jahre 2000 eine fast
20-mal bessere Chance. Somit haben sich die Studienchancen von Arbeiterkindern,
wenn man den Übergang aui die Fachhochschulen unberücksichtigt lässt, trotz oder
gar wegen der Bildungsexpansion weiter verringert.

lm Zeitraum von 1970 bis 1989 wuchs beiden I\rännern die Studienanfängerquote von
14 aul3l o/o und bei den Frauen von 9 auf 21 Vo an. Während in den 1990-er Jahren
nach der deutschen Einheit die Studienanfängerquote bei den N4ännern von rund 36
auf31 % abfiel, stieg sie im gleichen Zeitraum bei den Frauen um fünf Prozentpunkte
von 25 auf 30 % an. Deutlichere Unterschiede sind festzustellen. wenn man die Ent-
wicklung für West- und Ostdeutschland miteinander vergleicht. Die Studienanfänger-
quote bewegte sich im Westen Deutschlands nach 1990 um 31 % und stieg in Ost-
deutschland von '17 auf 25 %.

Eine etwas anders gelagerte Entwicklung erfolgte für die Studierbereitschaft von Ab-
iturienten. So sank in der Bundesrepublik Deutschland der Anteil studierwilliger Ab-
iturienten von 92 Prozent im Jahre'1970 auf 66 Prozent im Jahre 1989. Nach der
deutschen Einheit s'tieg d ieser Anteil auf mehr als 68 Prozent in den Jahren 1 99'1 und
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1992 an und verringerte sich wieder auf 57 Prozent im Jahre 1995. Diese Entwick-
lung lässt sich zu einem großen Teil auf die Bildungsexpansion im allgemein bilden-
den Schulwesen zurückführen. Sie hat zu einer größeren sozialen Heterogenität der
Abiturienten gefühd, sodass ein Großteil dieser Abiturienten im Abitur nicht mehr
ausschließlich die sozial exklusive Berechtigung für ein Hochschulstudium sieht. Viel-
mehr wird das Abitur als ein Bildungspatent angesehen, das alle Optionen für eine
weiterführende Ausbildung beinhaltet. Dieser Wandel ist zu einem weiteren Teil auch
durch die ungünstige Arbeitsmarktentwicklung begünstigt worden. Dieser Sachver-
halt spiegelt sich auch in der Sozialstruktur von Gymnasiasten im Alter von 17 Jahren
wider, die eine Berufsausbildung beginnen möchten (vgl. Tab. 4). l,y'ehr als dae Hälfte

Abb. 3: Studienanlängernach sozialerHerkunft
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bzw. ein Drittel dieser ausbildungswilligen Jugendlichen aus der oberen Dienstklasse
möchten im Jahr 200'1 ein Studium an der Universität oder Fachhochschule beginnen,
und lediglich '15 Prozent würden aut ein Studium verzichten. Hingegen würden allen-
falls zwei Drittel der Arbeiterkinder studieren, aber rund ein Drittel von einem Studium
absehen. lnsgesamt haben die Arbeiterkinder eine bis zu 3-mal größere Wahrschein-
lichkeit und die Kinder von Facharbeitern eine bis zu s-mal größere Wahrschein-
lichkeit, auf ein Studium zu verzichten, als Jugendliche aus den anderen Sozial-
schichten.

Der Befund, dass 29 % der ostdeutschen Gymnasiasten auf ein Studium nach dem
Abitur verzichten wollen, deutet eine niedrige Studienneigung hin. Aus unterschied-
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Ke n Slud um

t\%

lnsgesamt
Westdeutschland
Ostdeutschland
Soziale Herkunft
Obere Dienstklasse
Untere Dienstklasse
Ausfiihrende nicht-

manuelle Berufe
Arbeiter
Arbeiterelite
Facharbeher
Un- und angelernte
Arbeiter

Versorgungsklasse

49 2A
29
18

22
29

52
48

33
23

15
29

46
71
21

1B
0

27

41
35
29
52

74
58

11 15
20

Tab. 4: Soziale Herkunft und Studienbereitschaft

Daterbäs/sr SOEP 2001

lchen Studien ist bekannt, dass ostdeutsche Abiturienten gerade wegen der höhe-
ren Arbeitslosigkeit im Osten Deutschlands eher eine sichere Strategie der doppel-
ten Berufsausbildung (Lehre mit anschließendem Studium) präferieren, obwohl die
Arbeitslosigkeitsrisiken für Akademiker äußerst gering sind.

Während sich im Zuge der Bildungsexpansion die Geschlechterdifferenz bei der Bil-
dungsbeteiligung in der Weise verändert hat, dass nunmehr die Jungen beim Üfrer
gang auf das Gymnasium benachteiligt sind, haben sich die Verhältnisse bei der Stu-

Tab. 5: Studienabsichten von Gymnasiasten nach Geschlecht

Daterbas/sr SOEP 2007

dienabsicht angeglichen. Aber es gibt noch deutliche Unterschiede bei der Wahl des
Hochschultyps. Von den Gymnasiasten, die klare Vorslellungen von einer Berufsaus-
bidung haben, beabsichtigt mehr als die Hälfte der Jungen, auf der Universität zu
studieren. Hingegen neigen die l\.4ädchen eher als die Jungen dazu, auf der Fach-
hochschule zu studieren. Die Mädchen haben so gesehen eine 2-mal größere Nei-
gung, später auf der Fachhochschule zu studieren, a!s Jungen (vgl. Tab. 5).

2000 Ken Sludrum

Insgesamt
Geschlecht
Männlich
Weiblich

4S

58
42

29

22
19
36

4S9



5.4 Psychische Folgen des Erfolgs oder Misserfolgs
in der Schulausbildung

Bildungsbeteiligung und Bildungserfolge hängen oitmals mit psychosozialen Pro-
zessen zusammen. Zum einen können Efolge und Missedolge in der Schulausbildung
den eigenen Fähigkeiten oder externen Umständen zugeschrieben werden. Zum an-
deren stellt sich die Frage, welchen Einfluss der vorzeitige Schulabbruch für die ln-
terpretation gesellschaftlicher Verhältnisse und für das Selbstwertgefühl hat.

Offensichtlich gibt es einerseits einen signifikanten Zusammenhang zwischen Schul-
bildung und so genannter externaler Kontrollüberzeugung (siehe Glossar), womit um-
schrieben wird, ob man eigene Erfolge oder Nrisserfolge eher sich selbst oder ex-
ternen Umständen zuschreibt. Je niedriger die Schullaufbahn ist, desto eher neigen
die Jugendlichen dazu, Erfolge den günstigen oder schicksalhaften Umständen zu-
zuschreiben (vgl. Tab. 6). Während mehr als die Hälfte der Hauptschülerinnen und
Hauptschüler im Jahre 2001 und mehr als ein Drittel im Jahre 2002 davon überzeugt
sind. dass das Erreichen von bestimmten Zielen fremdbestimmt ist, sind 42 bzw. 46 %
der Realschüler und bis zu 41 % der Gymnasiasten dieser Ansicht.

Andererseits gibt es einen Zusammenhang von Schulbildung und Selbstwirksam-
keitsüberzeugung. So sind Gymnasiasten eher als die anderen Jugendlichen davon
überzeugt, dass man über das eigene soziale oder politische Engagement be-
stehende soziale Verhältnisse beeinflussen kann. Dagegen teilen die meisten der
Haupt- und Realschüler sowie der Jugendlichen in den Gesamtschulen die Auffas-
sung, soziale Verhältnisse nicht selbst verändern zu können.

Tab. 6: Kontroll- und Wirksamkeitsüberzeugung nach Schulbildung

"Wenn man sich sozial oder politisch engagiert, kann man die sozialen Verhältnisse beern

lnsgesamt
Schultyp
Hauptschule
Realschule
Gesamtschule
Gymnasium

31
35

12 t5

15 16
15 16
6 14

I 53937

6
15
11

38
40
30
42

4l

42
40
49
39

43

40
46

3S

0
6
7
4

Datenbas/sr SOEP 2001 2002.

2001 2001 2002 2002 2001

"Was man im Leben erreicht, ist in erster Linie eine Frage von Schicksal oder Glück"
lnsgesamt 7 6 35 2A € 46 15
SchLrltyp
Hauptschule
Realschule
Gesamtschule
Gymnasium

10
e
I
3

10

2
6

27
62
52

21

37
42
56

16
27
20

6

41 28m3e
3t t7

12
16
5

18
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Tab. 7: Kontroll- und WirksamkeitsLiberzeugung nach Schulabbruch

Slimme Stimme Stimme

2t)t)2 2001 2AA2 2001

"Wenn ich im Leben auf Schwiegkeiten stoße, zweifle ch oft an meinen Fähigkeiten"
lnsgesamt 5 1 29 50 47 29 19
Schulabbruch
Ja440165527O14
Nein 3 1 30 50 48 32 '19

"Wichtiger als alle Anstrengungen sind die Fähigkeiten, die man mitbringt.,
lnsgesamt 19 18 59 65 20 12 2
Schulabbruch
Ja 51 12 4660 024 3
Nein 18 18 60 66 21 11 1

"Welche [,1ö9 ichkeiten ich m Leben habe, wird von den sozialen Umständen bestimmt"
lnsgesamt 10 8 59 42 27 39 5
Schulabbruch
Ja 17 27 22 12 23 6'1 37
Nein 10 6 61 45 27 37 3

19

45
1l

5

0
5

12

0
13

oalenbasisr SOEP 2001 -2002

Wie Bildungsniveau mit psychosozialen Kompetenzen zusammenhängt, wird bei
Kontroll und Wirksamkeitsüberzeugungen von Schulabbrechern deutlich (vgl. Tab. 7).

So neigen Schulabbrecher eher dazu, an ihren eigenen Fähigkeiten zu zweifeln, als
dieienigen, deren Schullaufbahn noch andauert. Diese Sichtweise wird unterstützi
durch die fatalistische Einstellung, dass vorhandene Fähigkeiten wichtiger seien ais
alle Anstrengungen. Dass dazu fast alle Schulabbrecher neigen, könnte mit der
Selbstrechtfertigung ihrer Schulschwierigkeiten und frühen Misserfolgen im Lebens-
verlauf zusammenhängen. Hingegen vertreten die Jugendlichen ohne Schulabbruch
eher eine realistische Sichtweise, dass soziale Umstände auch die N.4öglichkeiten be-
stimmen, die man im Leben hat. Neben der ausschließlichen Selbstzuschreibung von
Handlungsmöglichkeiten wird der Komplexität sozialer Realität insoiern Rechnung
getragen, als strukturelle Zwänge mit berücksichtigt werden.

5,5 Fazit

Trotz der herausragenden Bedeutung von Bildung für lndividuum und Gesellschaft
sind die Möglichkeiten, höherwertige Bildungslaufbahnen einzuschlagen und qualifi-

ziede Bildungspatente zu erwerben, noch immer ungleich in der Bevölkerung verteilt.
So hängen die Bildungschancen - der von Kindern und Jugendlichen eingeschlagene
Bildungsweg sowie der Erwerb von Bildungszertifikaten - wesentlich von ihrer sozia-
len Herkunft, also der sozioökonomischen Lage ihres Elternhauses ab. Otfensichtlich
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hat die B ldungsexpansion über zunehmend bessere Bildungschancen für alle So-
zialschichten - und vor allem für ehemals benachteiligte N4ädchen - zu einer Höher-
qualifizierung in der Bevölkerung geführt, aber nicht zum generellen Abbau von Bil-
dungsungleichheiten hin zu mehr Bildungsgerechtigkeit. Neben den frühen Bildungs-
entscheidungen und den herkunftsbedingten Chancen für Empfehlungen für höhere
Bildung scheint die immer noch deutliche Kopplung schulischer Leistungen an die
soziale Herkunft dafür verantwortlich zu sein. Verschwendung von Humankapital, in-
effiziente Schulleistungen und Akademikermangel sind einige Folgen der ungleichen
Verteilung von Startchancen, die durch institutionelle Restrildionen und organisatori-
sche Unzulänglichkeiten des deutschen Bildungssystems verstärkt werden.

Die Herstellung formaler Chancengleichheiten dürfte zwar zu mehr Bildungschancen
und höheren Bildungsbeteiligungen führen. Aber weil der Eildungserfolg über im
Lernprozess erworbene Leistungen im Bildungssystem verteilt wird und die schuli-
sche Performanz als Voraussetzung dafür von der sozialen Herkunft abhängt, dürfte
die Herstellung von Chancengleichheiten so lange Utopie bleiben, wie die Start-
chancen (d. h, die Vorausset?ungen für den Bildungserfolg) auch an die soziale Her-
kunft der Schulkinder geknüpft sind.

Die relativen Gewinne, die die Arbeiterkinder im Zuge der Bildungsexpansion zumin-
dest beim Übergang auf die wejterführenden Schullaufbahnen in der Sekundarstufe I

erzielen konnten, sind beim Übergang in das immer noch sozialexklusive Studium an
lJniversitäten und Fachhochschulen nicht gleichermaßen zu finden. Wie die Mädchen
neigen sie oftmals eher dazu, auf ein Studium zu verzichten. Dies ist bei den Arbei-
terkindern auch dann der Fall, wenn sie das Gymnasium besucht haben. Wie die
lMädchen als "Gewinner,, der Bildungsexpansion sind sie auch beim faktischen
Übergang in das Studium immer noch relativ benachteiligt. Betrachtet man die soziale
Selektivität beim Zugang zur höhercn Bildung, dann haben sich für den Zugang zum
Gymnasium und zur Hochschule die Strukturen, Mechanismen und Prozesse der in-
tergenerationalen Bildungsvererbung wenig geändert.

(Roff Becket)

weiterE lnformationen zum Thema Bildung siehe Teil l, Kap. 2, zum Thema
Berufliche Bildung Teil l, Kap. 3.6 und 3.10.
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b Situation und Erwartungen
auf dem Arbeitsmarkt

Dieses Kapitel befasst sich mit der Situation und den Erwaftungen von Frauen und
l\y'ännern auf dem Arbeitsmarkt in West- und Ostdeutschiand im Vergleich der Jahre
1992, 1S97 und 2002. Dabei werden nicht nur die Situation Erwerbstätige( sondern
auch die der Nichtbeschäftigten im eftrerbsfähigen Alter beleuchtet sowie deren Er-
wadungen beschrieben. Zu beachten ist, dass im vorliegenden Beitrag entsprechend
internationalen Abgrenzungen Nichterwerbstätige, die eine Nebentätigkeit ausüben,
d. h. zum Beispiel auch Arbeitslose und Studierende, als Erwerbstätige ausgewiesen
werden. Dies ist in Berichten der nationalen amtlichen Arbeitsmarktstatistik häufig
nicht der Fall.

6.1 Lage auf dem Arbeitsmarkt

Zunächst wird die Entwicklung der Erwerbsorientierung von drei unterschiedlichen
Altersgruppen untersucht: der Jüngeren (16 bis 34 Jährige), der Personen mittleren
Alters (35- bis 55-Jährige) sowie Alterer (56- bis 65-Jährige) (vgl. Tab. 1a und 1b).

ln Westdeutschland stieg im Beobachtungszeitraum in allen drei Gruppen die Er-
werbsorientierung von Frauen erheblich an, in Ostdeutschland verharrt sie nach wie
vor auf hohem Niveau. Es gibt kaum noch jüngere Frauen, die nicht erwerbstätig sein
wollen. Trotz des beobachteten Rückgangs der Erwerbstätigkeit Jüngerer - wie in

Ostdeutschland - bedeutet dies aber keinen Rückzug vom Arbeitsmarkt, sondern
eher das Gegenteil. Der Rückgang wird von der verstärkten Ausbildungsbereitschaft
der Frauen überkompensiert. Während bei den Frauen die schulische Ausbildung
dominiert, sind jüngere N,4änner häufiger in einer berullichen Ausbildung zu finden.
Auffällig ist der Rückgang von Vollbeschäftigung bei den jüngeren lMännern. Dagegen
hat die Teilzeitarbeivgeringfügige Beschäftigung vor allem in Ostdeutschland deutlich
zugenommen.

Der Anstieg der Erwerbstätigkeit von Frauen in Westdeutschland ist in der mittleren
Altersgruppe rasant. lMittlerweile wollen knapp neun von zehn Frauen einer Erwerbs-
tätigkeit nachgehen, 1992 waren es nur gut drei von vier. Der Anstieg der Erwerbs-
arbeit ist mit einem Rückgang des Anteils der Frauen in einer Vollzeittätigkeit ver-
bunden. Teilzeitarbeiugeringfügige Beschäftigung hat zugenommen; sie ist in West-
deutschland nach wie vor deutlich höher als in Ostdeutschland. LJmgekehrt liegt die
Vo lzeitquote der Frauen in Ostdeutschland fast 20 Prozentpunkte über der der weib-
lichen Beschäftigten in Westdeutschland. Allein westdeutsche N,4änner dreser Alters-
gruppe konnten ihren Anteil Vollzeitbeschäftigter steigern. ln Ostdeutschland sind
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1992 1997 2AA2 1992 1997 2002

Tab. 1a: Arbeitsmarktbeteiligung in West- und Ostdeutschland 1992 - 2002,
Frauen

Insgesamt 100
Erwerbstätigl 63

- Vollzeit beschäftigt 41

- Teilzeiygeringfügige beschäftigt 13

- ln Berufsausbildung (Lehre) I
Nicht erwerbstätig 38

- M utterschutz/Elternzeit ( EEiehungsurlaub) 10

- ln Ausbildung I
- Arbeitslos gemeldet2 4
-Nichterwerbstätig,arbeitsmarktorientied I
- Nicht erwerbstätig, ohne Arbeits-

marktnähe 7

lnsgesamt
Erwerbstätigr
- Vollzeit beschäftigt
- Teilzeivgeringfügig beschäftigt
- ln Berufsausbildung (Lehre)

Nicht erwerlcstätig
- lvlutterschutz/Elternzeit (Eziehungsurlaub)

- ln Ausbildung
- Arbeitslos gemeldet'?

- Nicht erwerbstätig, arbeitsmarktorientiert
- Nicht erwerbstätig, ohne Arbeits-

marktnähe

100
61

16
7

40
10
I
7
8

100
60
3S
12
I

40
8

14
14
2

100
75
57
17

1

25
2
0

16
2

16 bis 34 Jahrc
100 100

36 43
18 11

99
3t 38
107
10 I
6 19
73

51
35 bis 55 Jahrc
100 100

34 6'1

3S 13
01
30
00
520

100
58
31
16
12
42
8

18
10
6

6 21

00 100
66 68

29 32
00

34 32'1 1

00
36
86

23 18

100
30
18
12
0

70
0
0
4
1

65

100

13
14

0
I2
0
0
6
1

100
T9
14
5
1

81

0
0

17
1

100
76
53
23
0

24
2
0

15
2

100
26
15
'11

0
74

0
0

14
0

6513 3

56 b/s 65 Jahre
100 100lnsgesamt

Erwerbstalrq'
- Vollzeit beschäftigt
- Teilzeivgeringf ügig beschäftigt
- ln Berufsausbildung (Lehre)
Nicht erwerbstätig
- Mutterschutz/Elternzeit (Erziehungsurlaub)

- ln Ausbildung
- Arbeitslos gemeldet'a

- Nicht erwerbstätig, arbeitsmarktorientiert
- Nicht eMerbstätiq, ohne Arbeits-

marktnähe

I
8
2
0

91

0
0

10
5

16
21

0
63
0
0
6
1

56 /b trJ tu

1 Nichterwerbstätige (d. h. auch Arbeilslose) mit Nebenerwerbslätigkeit werden als Erwerbstätige aus-

2 Arbeitslose ohne legliche Arbeitsmarkibeleiligung.
Daterbas/si Sozio-oekonomisches Panel 19S2, 1S97, 2002.
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1992 1997 2002 1992 1997 2002

Talr. 1t]| Arbeitsmarktbeteiligung in West- und Ostdeutschland 1992 - 2002,
[.4änner

16 bis 34 Jahre
100 100
77 79
59 66
82

11 11

23 21

00
127
6 11

10
35 bis 55 Jahre
100 100
90 90
87 84
35
00
10 11

00
00
11

lnsgesamt
Eruerbstätigl
- Vollzeit beschäftigt

TeilzeiVgeringf ügig beschäft igt

- ln Berufsausbildung (Lehre)

Nicht erwerbstätig
- IV utterschutz/Elternzeit (Erziehungsurlaub)

- ln Ausbildung
- Arbeitslos gemeldet'?

- Nicht erwerbstätig, arbeitsmarktorientiert
- Nicht erwerbstätig, ohne Arbeits

marktnähe

lnsgesamt
Erwerbstätigr
- Vollzeit beschäftigt
- Teilzeit/geringf ügige beschättigt
- ln Berufsausbildung (Lehre)

Nicht erwerbstätig
Mutterschutz/Elternzeit (Erziehungsu.laub)

- ln Ausbildung
- Arbeitslos gemeldef
- Nicht erwerbstätig, arlceitsmarktorientiert
- Nicht erwerbstätig, ohne Arbeits-

marktnähe

lnsgesamt
Erwerbstät gll
- Vollzeit beschäftigt
- Teilzeirgeringf ügige beschäftigt
- ln Berufsausbildung (Lehre)

Nicht erwerbstätlg
- Ivlutterschutz/Elternzeit (Erziehungsurlaub)

- ln Ausbildung
- Arbeitslos gemeldet2

- Nicht erwerbstätig, arbeitsmarktorientiert
- Nicht erwerbstätig, ohne Arbeits-

marktnähe

100
79
67

2

11

21

0
1'1

4
6

1

100
93
91

2
0
7
0
0
4
1

100

64
6
I

22
0
s
6
I

1

100
89
85

4
0

11

0
0
8
1

100
72
56

1

15

0
12
8
6

'100

72
47
10
15
28

0
13
11
4

100
80

3
1

21

0
0

17
1

223123

100

81

2
0

18
0
0

15
1

100

32
3
0

65
0
0

0

00 100

50 4S
50 46
03
00

50 51

00
00
I 1'1

01

56 bis 65 Jahre
100 100
50 23
41 23
91
00
00
00
820
26

100
39
33

5
0

0
0

18
0

4340 39 41 51 39

1 N chierwerbsiätige (d. h. auch Arbeitslose) mit N€b€nerwerbstätrgkeit werden als Enverbstätige aus_

2 Arbetslos€ ohne jeg iche Arbeitsmaktbete liqung.

Datertasisr Sozio-oekonomisch€s Panel 1992, 1997, 2002.
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N,'länner dagegen etwas häufiger teilzeitbeschäftigt. Kennzeichnend für die beson-
deren Arbeitsmarktprobleme in Ostdeutschland ist, dass die Arbeitslosenquote (Ar-
beitslose ohne jegliche Arbeitsmarktbeteiligung) der ostdeutschen Männer dreimal
so hoch ist wie die der westdeutschen N,4änner.

Auch in der Gruppe der Alteren (56- bis 65-Jährige) fällt der Anstieg der Erwerbs-
beteiligung deutlich aus. Eine Ausnahme bilden hier allerdings die westdeutschen
Männer Wiederum ist der Anstieg wesentlich auf die Ausweitung von Teilzeitarbeiv
geringfügiger Beschäftigung zurückzuführen. Die höhere Erwerbsbeteitigung mag ei-
nerseits Folge der auslaufenden Vorruhestandsregelungen und andererseits der Not-
wendigkeit von Zuverdiensten sein. Erwadungsgemäß ist der Anteil an Personen, die
nichl erwerbstätig sein wollen. in der Gruppe der Alteren - deren Berufskarfiere zu
Ende geht - am höchsten.

6.2 Erwerbsorientierungvon Müttern

Die höhere Erwerbsorientierung ostdeutscher Frauen schlägt sich besonders bei den
l\y'üttern nieder (vgl. Tab.2). Sie nehmen in deutlich geringerem MaBe Mutterschutz/
Elternzeit in Anspruch. Fast vier von zehn Müttern mit einem jüngsten Kind von unter
vier Jahren sind erwerbstätig, ohne ein deradiges Angebot zu nutzen. Je älter die

Tab. 2: N4ütter mit Kindern (im Haushalt)
nach Erwerbsbeteiligung im Jahre 2002

4- 11 12-16 4 1'l T2 r6

100 100 100 100 100 100lnsgesamt
Erwerbstätig (nicht in l\y'utter-
schutz oder Elternzeit)

ln lvlutterschutz oder Eltornzeit
Davon:

mit geringfügiger Beschäft igung
mit sonstiger Beschäftigung
ohne aktuelle Beschäftigung

Arbeitslos gemeldet'
Stille Resetue: Stark arbeitsmarktorientiert
Stille Reserve: gemäßigt arbeitsmarkt-
orientiert

Nichterwerbstätige ohne Arbeitsmarktnähe

19
60 51 0

0
0
0

15
4

2

68
0

0
0
0

25
3

2
3

2
10
39

7

2

0
1

75
0

0
0
0
4
3

4

64
0

0
0
0
7
6

6
17

8
10
42

4
2

5

11

Alier deslü.gsren Kindes im Haushar
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1 Nichterwertrstätige, die angeben, arbeitslos gemeldet zu se n_

Alle Angaben sind gewichtei.
Datenöasisi Sozio oekonomlsches Panel 2002.



Kinder werden, desto mehr nähern sich die Erwerbstätigenquoten in West- und Ost-
deutschland wieder an. Bezieht man jedoch auch die Arbeitslosigkeit in die Betrach-
tung mit ein, wird deutlich, dass auch Frauen mit älteren Kindern in Ostdeutschland
eine stärkere Arbeitsmarktbindung haben als die entsprechenden westdeutschen
t\,4ütter. So liegt zum Beispiel die Erwerbsquote der Mütter, deren lüngstes Kind 4 bis
11 Jahre alt ist, bei 93 % (Erwerbstätige plus Arbeitslose), die der entsprechenden
Mütter in Westdeutschland bei "nur" 71 oZ. lvlütte( deren jüngstes Kind unter 4 Jahre
alt ist, wollen in Ostdeutschland praktisch alle erwerbstätig sein, in Westdeutschland
sind dies immerhin gut 90 %.

6.3 Nichterwerbstätigeund Erwerbsaufnahme

lmmer mehr Nichterwerbstätige beabsichtigen eine Erwerbsarbeit aufzunehmen (vgl.

Tab. 3). Dabei liegt der Anteil derjenigen Personen mit einer Erwerbsorientierung nicht
nur bei den ostdeutschen Frauen. sondern auch bei ostdeutschen Männern deutlich

Tab. 3: Subjektive Arbeitsmarktchancen von Nichterwerbstätigen'

Geegnete Ste e zu i nden wäre
kÜnfug keine

Erw€rbslätigket
unmög ich

Westdq)tschland
N,4änner

1S92
't s97
2002

Frauen
1S92
1997
2002

Osldeutschland
Männer

1S92
1997
2002

Frauen
1992
1997
2002

24 30

43

13
16
15

33
32
28

7

14

13
7

14

26
35
41

7
13
12

55
44
34

6
6
5

4
2
5

48
50

15
20
22 19

45
49
51

21

19
22

31

30
22

1 Nichterwerbstätiqe im Altervon 16 bs 60 Jahren.
2 Frage: "wenn Sie leta eine Arbeit suchen würden: lst oder wäre es für Sie echl, schwerig oder

praktisch unmöglch, eine qeeignete Stele zu finden?".
Dalenbas,sr Sozio-oekonomisches Pane lS92 - 1997. 2002.
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höher als in Westdeutschland. Nur noch gut ein Drittel der Frauen und knapp drei von
zehn lvlännern geben im Jahre 2002 in Westdeutschland an, dauerhaft nicht mehr er-
werbstätig sein zu wollen. ln Ostdeutschland sind es etwa ein Fünftel der nichter-
werbstätigen Frauen und Männer. Diese Entwicklung entspricht einem Anstleg der
Erwerbsorientierung unter den Nichtbeschäftigten seit 1992 in Westdeutschland um
gut 20 Prozentpunkte beiden Frauen und keiden Männern um 5 Prozentpunkte; und
um insqesamt etwa 10 Prozentpunkte in Ostdeutschland.

Dem gestiegenen Wunsch nach Erwerbstätigkeit stehen zum Teil erhebliche Barrieren
auf dem Arbeitsmarkt gegenüber. Gemessen am lndikator, ob es "leicht, schwierig
oder praktisch unmöglich sei, eine geeignete Stelle zu finden", stellte sich die Be
schäftigungssituation im hier betrachteten Zeitraum zu Beginn der 1990er-Jahre in
Westdeutschland noch am besten dar. Nichterwerbstätige lvlänner schätzten ihre Si-
tuation dabei positiver ein als Fraueni Ein Viedel von ihnen hielt eS für leicht, erne ge-
eignete Stelle zu finden, im Vergleich zu einem Siebtel der nichterwerbstätigen
Frauen. lm Zeitverlauf verschlechterte sich die Lage erheblich: 1997 waren nur noch
7 o/o der Männer und 10 oÄ der Frauen dieser Auffassung. lm Beschäftigungsauf-
schwung der folgenden Jahre verbesserte sich die Situation wieder etwas, sodass im
Jahr 2002 immerhin 15 % der lvlänner und 17 y. der Frauen es iür leicht befanden.
eine neue Stelle zu finden. Der größte Teil der Nichterwerbstätigen hielt die Lage je-
doch für schwierig und etwa ein Viertel meinte sogar, es sei praktisch unmöglich, eine
geeignete Stelle zu finden. ln Ostdeutschland blieb die Situation in den letzten zehn
Jahren anhaltend schwierig. Nur 6 % der Frauen und N-4änner hielten es für leicht, eine
neue Stelle zu finden. Die überwiegende Mehrheit sah dagegen kaum Chancen für
eine geeignete Beschäft igung.

6.4 Bereitschaft zu Teilzeitarbeit

Nichterwerbstätige Männer sind zumeist an einer Vollzeittätigkeit interessiert (vgl.
Tab. 4). Allerdings hat diese Präferenz im Laufe der letzten Jahre etwas abgenommen,
und eine wachsende Zahl scheint sich auf die Strukturveränderung am Arbeitsmarkt
eingestellt zu habenr Mehr als einem Zehntel ist heute zum Beispiel beides recht -
Vollzeit und Teilzeitarbeit. Nur relativ wenige Männer sprechen sich allerdings explizit
für eine Teilzeitbeschättigung aus. Diese Beschäftigungsform ist daher noch immer
eine Domäne der Frauen - insbesondere in Westdeutschland. Mehr als die Hälfte der
Nichterwerbstätigen will hier ihre Arbeitszeit reduzieren. ln Ostdeutschland ist es da-
gegen nicht einmal ein Fünftel. Hier wollen nach wie vor über 50 o/o der nichterwerbs-
tätigen Frauen am liebsten ausschließlich vollzeittätig sein. Die Erwerbsorientierung
der Frauen in den neuen Bundesländern ist also trotz der schwierigen Arbeitsmarkt-
lage weitgehend ungebrochen. ln Westdeutschland schlägt sich die gestiegene Er-
werbsneigung dagegen - aufgrund einer stärkeren Verhattung in traditionellen Ge,
schlechterrollen - in dem hohen Wunsch nach Teilzeitarbeit nieder.
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Tab.4: Nichterwerbstätige1 und ihr lnteresse an Vollzeit-
oder Teilzeitbeschäft igung

beschäftgung beschäftig!ng

Westdeutschland
Männer

1992
1S97
2002

Frauen
1992
1997
2002

4
7

6

s
12
1'1

I
6
7

56

51

8
'14

13

10
I

Ostdeutschland
Männer

1S92
1S97
2002

Frauen
19S2
1997
2002

5
3
5

6
21

13

4
5
3

4
6
B

22
21

19

24
32

1 Nichterwerbstätige im Alter von 16 bs 60 Jahren.
2 Frage: "Wären Sie an einer Volzel oder einer Te zetbeschäfugung nteressiert, oder wäre lhnen

Daterbrs,s: Sozlo oekonomisches Panel 1992, 1997,2002.

6.5 Erwerbstätige und ihre Erwartungen
auf dem Arbeitsmarkt

Von den Problemen auf dem Arbeitsmarkt sind nicht nur die "Outsider", sondern auch

die "lnsider" - also die Erwerbstätigen - betroffen. Allerdings blicken sie im Vergleich

zu Nichterwerbstätigen elwas optimistischer in die Zukunft, wenn es darum geht,

die Wiederbeschäftigungschancen nach einem möglichen Arbeitsplatzverlust ein-

zuschätzen (vgl. Tab. 5a und 5b). Erwartungsgemäß ist die Situation in Westdeutsch-
land günstiger. Weitaus mehr Frauen halten es hier für leicht, wieder eine mindes

tens gleichwertige Stelle zu finden. Allerdings haben sich im Vergleich zu 1992

Verschiebungen je nach der vorhandenen Qualifikation ergeben. lm Jahr 1992 waren

es die Frauen mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die am häufigsten an-

gaben, es sei le cht, eine neue Stelle zu finden (43 %). Dieser Anteil geht im Jahr 2002

auf 30 % zurück und liegt nun sogar noch unter dem entsprechenden Anteil bei den
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76

25

29

86
71

80

50
42
51



Frauen ohne abgeschlossene Berufsausbildung (33 %) bzw. mit einer Hochschul-
bzw. Universitätsausbildung (32 %).

ln Ostdeutschland äußerten insbesondere die qualifizierten erwerbstätigen Frauen
Probleme, eine gleichwertige Stelle finden zu können. Nur etwa 1O yo der erwerbs-
tätigen Frauen mit einer Ausbildung hielten dies für leicht. Es sei sogar praktisch
unmöglich eine mindestens gleichwertige Stelle zu finden, meinten 37 9/o mit einer
abgeschlossenen Berufsausbildung und 27 Yo mit einer Hochschul- bzw. lJniver-

Tab. 5a: Subjektive Arbeitsmarktchancen von Erwerbstätigen, Frauen

1SS2

Ohne abgeschlossene
Berufsausbildung

Abgeschlossene
Berufsausbildung2

Hochschule, Universität3
1997
Ohne abgeschlossene
Berufsausbildung

Abgeschlossene
Berufsausbildung2

Hochschule, Universität3
2002
Ohne abgeschlossene

Berufsausbildung
Abgeschlossene

Berufsausbildung2
Hochschule, Universitäts

15

29
20

14

74

62

65

63
64

11

I
7

21

46

44
42

56

62
53

50

50

39

43
32

22

22
22

33

30

16 13

I
7

56 32

13
26 26

22

16
26

'tt

'15

18
10
10

37
2t

T Frage: "Wenn Se lhre tetzige §telle verlieren würden, wäre es iür Sie dann teicht, schwierig oder
prakiisch unmöglich, wiedereine mindestens gleichwenige Sletle zu linden?".

2 Lehre, Berufsfachschu e, Handesschule, Schule des cesundhertswesens, Fachschute, Beamten
ausbildung oder "sonstiger (berul icherJ Bildung sabschtuss" .

3 Fachhochschu ey'lngenisurschu e oder UniversitäVHochschute.
Dalerbas/sr Sozo oekonomisches Panel 1992, 1997.2002.

sitätsausbildung. Für gering qualifiziefte Frauen ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung scheint ein Arbeitsplatzwechsel in eine gleichwertige Stelle vergleichsweise
einfach. Über ein Fünftel hielt dies für leicht.

Erwerbstätige l\4änner in Westdeutschland beurteilten ihre Chancen am Arbeitsmarkt
mittlerweile erheblich schlechter als noch zu Beginn der '1990er-Jahre. Jene mit einer
Hochschul- bzw. Universitätsausbildung meinten '1992 noch zu 41 %, es sei leicht,
eine gleichwedige Stelle zu finden, im Jahr 2002 waren eS nur noch 29 %. tn Ost-

Slelle zu iinden wäre...l

unmöglilch

^%
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deutschland sank der entsprechende Anteil von 28 o/o aul17 0/o. Auch bei den Män-
nern scheinen die Erwerbstätigen ohne abgeschlossene Berufsausbildung geringere
Probleme mit einem Jobwechsel zu haben. Sowohl in West- wie in Ostdeutschland
gaben 2002 etwa 30 % an, es sei leicht, eine mindestens gleichwedige Tätigkeit zu
finden.

ln Westdeutschland geben Akademikerinnen am häufigsten an, es sei praktisch un-
möglich, eine gleichwertige Stelle zu finden. ln Ostdeutschland sind es dagegen

Tab. 5b: Subjektive Arbeitsmarktchancen von Erwerbstätigen, Männer

lVänner

Ste le 2u linden wäre...I

unmög ich

in Ya

1992

Ohne abgeschlossene
Berulsausbildung

Abgeschlossene
Berulsausbildung'?

Hochschule, Universität3
1997
Ohne abgeschlossene

Berufsausbildung
Abgeschlossene

Berufsausbildung2
Hochschule, Universität3
2002
Ohne abgeschlossene

Berufsausbildunq
Abgeschlossene

Berufsausbildung'?
Hochschule, Universität3

40

49

58

57
60

54

56

15 20 70

56
55

75

67

57

64
53

TO

41
18
1B

21
17

23
28

24 19

24
26

15

t5 10

19
14

13
13

23
20

31 2A 15

24
29

20
17

15
17

21
31

1 Frage: "Wenr Sie lhre jetziqe Ste le verlieren würden, wäre es für Sie clann leichl, schwie g oder
praktsch unmöglich, wiedereine mindestens gleichwenige Stelle zu fnden?-.

2 Lehre, Berufsfachschule, Handelsschule, Schule des Gesundheitswesens, Fachschule, Beamten
ausbildunq oder "sonstiger iberuilicher) Bildungsabschluss-.

3 Fachhochschule/lnqenieurschuleoderUniversitäVHochschue.
Daterbäs/si Sozio-oekonomisches Panel 1992. 1997. 2002-

N4änner mit einer Hochschul- bzw. Universitätsausbildung, die sich entsprechend
pessimistisch äußern. Die Ursachen hierfür könnten beiden ostdeutschen Männern tn

der nicht vollständigen Anerkennung früher erworbener Bildungsabschlüsse liegen;
bei den westdeutschen Frauen dürften Probleme, in der Familienphase eine Fach-
und Führungspositionen zu erreichen, dafür ausschlaggebend sein. Arbeitsplätze, die
geringere oder keine Qualifikationen edordern, scheinen dagegen eine Fluktuation zu
begünstigen.
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6.6 Ausblick

Die Arbeitsmarktsituation in Deutschland ist seit Jahren angespannt. lnsbesondere in

Ostdeutschland hält sich die Arbeitslosigkeit auf hohem Niveau, aber auch in West-
deutschland ist die Lage schwierig. Die Strukturen auf dem Arbeitsmarkt haben sich
zugunsten von Teilzeitarbeit und geringfügiger Beschäftigung verändeft.

Entgegen der Erwartung einer Angleichung der Erwerbsorientierung ostdeutscher
Frauen an westdeutsche Erwerbsmuster belegen die Ergebnisse einen rasanten An

stieg der Erwerbsorientierung von Frauen in Westdeutschland in den letzten zehn
Jahren. Die ausgeprägte Erwerbsneigung von Frauen in Ostdeutschland ist - trotz der
schwierigen Situation auf dem Arbeitsmarkt - weitgehend ungebrochen. lJnter-
schiede zeigen sich jedoch beim Erwerbsumfang: Vollzeiterwerbstätigkeit ist in Ost-
deutschland die vorwiegend gewünschte Erwerbsform, auch wenn Teilzeitarbeit und
geringfügige Tätigkeiten (vielfach ungewollt)einen erheblichen zuwachs erfahren ha-
ben. ln Westdeutschland dominieren noch (traditionellere) Erwerbsmuster, in denen
Teilzeitarbeit eine hohe Präferenz hat.

Vor dem Hintergrund der zu eMartenden demografischen Verwerfungen wird eine
hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen ökonomisch erforderlach sein, um den Rückgang
des Erwerbspersonenpotenzials auszugleichen. Dies setzt voraus, dass Frauen und
l\,,!änner gleiche Arbeitsmarktchancen haben. Dazu gehöd auch, dass es lMüttern wie
Vätern möglich sein muss, Familie und Beruf zu vereinbaren. Es sollte nicht länger eine
Ausnahme darstellen, wenn junge l\y'ütter urd Väter sich gemeinsam der Familien-
arbeit widmen und ihre Arbeitszeit entsprechend flexibel einrichten. Dies entspricht
nicht nur den Wünschen der Betrofienen, sondern ist auch im Sinne der eigenen Da-
seinsvorsorge für die Unternehmen ein wichtiger Schritt in die Zukunft.

(Elke Holst / Jürgen Schupp)

Weitere lnformationen zum Thema Erweöstätigkeit siehe Teil l, Kap. 3, zum
Thema Elternzeit und Beschäftigung Teil l, Kap. 9.9.



7 Wohnverhältnisse und Wohnkosten

Die massiven staatlichen Subventionen in den Wohnungsmarkt haben zu einer merk-
lichen Annäherung der Wohnverhältnisse zwischen Ost- und Westdeutschland ge
führt. Dennoch sind in einigen Bereichen auch mehr als zwölf Jahre nach der Wieder-
vereinigung noch deutliche Unterschiede zu finden: So liegt insbesondere die Wohn
eigentumsquote in den neuen Ländern (32 D/o) nach wie vor deutlich niedriger als im
Westen (43 %). Aufgrund großflächigerer Bauweise und gleichzeitig rückläufiger Be-
völkerungsentwicklung hat sich die Versorgung mit Wohnraum in Ostdeutschland
zwar stark verbessen; die durchschnittliche Wohnfläche je Haushaltsmitglied liegt
aber immer noch rund 10 Quadratmeter niedriger als in den alten Ländern. Die lvlie-
ten in ganz Deutschland haben sich in den letzten Jahren nur sehr moderat erhöht,
dabei ist der Abstand der lMiete je Quadratmeter Wohnfläche zwischen Ost- und
Westdeutschland stabil geblieben und beträgt rund '10 % bzw. knapp 70 Cent. Auf-
grund der nach wie vor niedrigeren Haushaltseinkommen haben sich hingegen die
Unterschiede in der Mietbelastungsquote (Anteil der Bruttokaltmiete am Haushalts-
nettoeinkommen)von Hauptmietern in Ost- und Westdeutschland inzwischen auf le-
diglich einen Prozentpunkt (25 % bzw. 26 %) reduziert (vgl. Abb. 1).

Die Befragungsdaten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) bieten die Möglich-
keit, objektive lndikatoren zur Wohnsituation mit deren subjektiver Wahrnehmung
durch die Wohnbevölkerung zu ergänzen. Die erste Hälfte der 1990er-Jahre war in

Ostdeutschland stark durch die sprunghaften jährlichen Mieterhöhungen und die
erste N4odernisierungsphase geprägt. Seitdem hat sich die ostdeutsche Bevölkerung
vielfach auch ein besseres Bild von den Wohnverhältnissen in Westdeutschland ma
chen können, was nun wiederum in der Bewertung der eigenen Wohnverhältnisse
berücksichtigt wird. lm Ergebnis ist der Prozess der Angleichung der Wohnzufrieden
heit in Ost- und Westdeutschland bereits weit fortgeschritten.

7.1 Wohneigentum

Diverse lvlaßnahmen zur Wohneigentumsförderung haben seit dem Fall der Mauer
insbesondere in Ostdeutschland zu einem deutlichen Anstieg der Eigentümerquote
(Anteil der selbst nutzenden Haushalte an allen Haushalten; siehe Glossar) geführt.
Hier ist die Eigentümerquote von sehr niedrigen 24 yo im Jatu 1994 auf immerhin
32 Va im Jahr 2OO2 gestiegen; dennoch ist die Eigentümerquote damit In den neuen
Bundesländern noch deutlich niedriger als in den alten Bundesländern mit 43 o%

(vgl. Tab. 1). Trotz dieser positiven Entwicklung liegt Deutschland im internationalen
Vergleich weit hinter den europäischen Spitzenreitern wie z.B. Spanien mit rund
AO Va.
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Tab. 1 : Eigentumsquotel privater Haushalte in Deutschland 1994-2OO2

Ostdeutsch and

1998 1994 1998 2042

in a/a

39,7 40,3 43,1 24,4 2S,6 31,7lnsgesamt
Ausgewählte HaLrshaltstypen

Allein stehend, Mann
Allein stehend, Frau bis 64 Jahre
Allein stehend, Frau ab 65 Jahre
(EherPaare ohne Kinder
(EherPaare mit Kindern
bis '! 6 Jahre

(EherPaare mit Kindern
ab 17 Jahre

Allein Erziehende
Alter des Haushaltsvorstandes

Bis 40 Jahre
41-65 Jahre
66 Jahre und älter

Einkommensquintil'?
llnterstes Ouintil
Zweites Quintil
Mittleres Ouintil
Meftes Ouintil
Oberstes Quintil

Haushalte mit Arbeitslosen

19,7
16,1

45,4

15,9
15,1
16.5
35,8

50,1
43,5

30,7
33,9
38,8
41,4

23,9

19,0
19,0
34,9
44,4

49,8
45,1

25,1
36,9
37,8
45,6
55,6

21,9

38,8

36,3
44,2
48,4
56,2
26.4

10,8
5,6

14,8
29,5

19.0
2ö,2
29.1
25,8
22.O
25.4

20,2
9,0

12,5
34,4

17,0
31,7
35,4
25,6
36,6
34,8

17.5

34,6
35,6
37,8

50,1 50,4 53,7 30,6 40,6 50,3

65.2
27,5

63.2 70,9 38,0
16,7

50,0
8,8 17.2

52,4
52,4

14,4
29,8
23,1 23,1

39,6
28,9

1 Anteil der Haushalte n selbst genutaem Wohne gentu m an allen privaten Haushallen,
2 Jedes Ouinti umfasst 20% aler nach dem bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkornmen geord-

Däterbasß. SOEP 1994, 1998 und 2002.

Detaillierte Sozialstrukturanalysen nach Haushaltstyp und Alter des Haushaltsvor-
standes verdeutlichen jedoch einen Zusammenhang mit dem Lebenszyklus: So sind
die im Durchschnitt aller Haushalte nach wie vor nachweisbaren lJnterschiede bei
jüngeren Haushalten mit einem Haushaltsvorstand unter 40 Jahren bzw. bei Haus-
halten mit Kindern unter 16 Jahren bereits fast gänzlich verschwunden. Die derzeit
noch bestehenden Abweichungen sind insbesondere bei Haushalten von älteren
Singles bzw. (Ehe-)Paaren in der nachelterlichen Phase zu finden, sodass man bei
Fortsetzung der Entwicklung der letzten Jahre von einer langfristigen Angleichung in
Ost- und Westdeutschland ausgehen kann.

Zu erwaden ist auch eine zunehmende Abhängigkeit der Wohneigentumsbildung vom
Einkommen in Ostdeutschland: Während dieser Zusammenhang im Jahre 1994 hier
noch wenig ausgeprägt war (der Anteil der Wohneigentümer im untersten und obers-
ten Einkommens-Fünftel der Bevölkerung betrug 19 % bzw.22 %), so lag dieser Un-
terschied im Jahre 2002 schon bei rund 20 Prozentpunklen \17 yo bzw. 38 % im VeF
gleich zu sogar 28 ol bzw. 56 % in Westdeutschland).
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7.2 Wohnsituation

Seit Beginn der '1 990er-Jahre hat sich derZustand der Wohngebäude n Ostdeutsch-
land nach Auskunft der Bewohner deutlich verbessert (vgl. Tab. 2). Bei Betrachtung
des gesamten bewohnten Bestandes zeigen sich im Jahre 2002 nur noch geringe
Ost-West-Unterschiede: Rund zwei Drittel aller Haushalte in den neuen Ländern be-
werten den Zustand des von lhnen bewohnten Gebäudes als "gut", aber immerhin
noch 7 % als "ganz renovierungsbedürftig"i die entsprechenden Werte für die alten
Länder liegen bei 70 % kzw.2 %. Erwartungsgemäß bestehen allerdings deutliche
Unterschiede zwischen lvlietern und Eigentümern, da letztere im Allgemeinen auf-
grund der höheren Bindung an das Eigentum und des höheren Stellenwerts, den Woh-
nen bei Eigentrlmern oft einnimmt, auch mehr in Substanzerhalt und -verbesserung
invesiieren. Eventuelle Unterschiede zwischen west- und ostdeutschen Eigentü-
mern können zudem dem niedrigeren Haushaltsnettoeinkommen in den neuen Län-
dern geschuldet sein, wodurch weitere Renovierungs- und Ny'odernisierungsmaß-
nahmen noch zurückqestellt werden.

ln Westdeutschland veränderte sich die Beurteilung des Gebäudezustands durch
die Bewohner seit Anfang der 90erJahre kaum: Eigentümer schätzten ihr Gebäude
zu rund B0 % als »gut« und zu etwa 20 oZ als "teilweise renovierungsbedüftig" ein;
be1 den l\.4ietern waren dies rund 60 % bzw ein Drittel.

ln Ostdeutschland hat sich die Qualität der Wohnungen dank massrver lnvestitionen rn

den Wohnungsbau erheblich verbessert, die Beudeilung des Gebäudezustands fiel-
vorallem beiden Mietern - zunehmend positivaus. DerAnteilder Mieterhaushalte, die
den Gebäudezustand als "gut. bewedeten, war mit 64 oZ (2002)fast dreimal so hoch

Tab. 2: Zusiand derWohngebäude n Deutsch and 1994-2002

Beurteilung des
Gebäudez!standes durch
den Haushaltsvorciand

1994 1998 2002 1994 1998 2002

naÄ

lnsgesamt
Gut
Teilweise renovierungsbedürft ig
Ganz renovierungsbedürft ig
oder aL,bruchreif

Eigentümer
Gut
Teilweise renovierungsbedürft ig
Ganz renovierungsbedürftig
oder abbruchreif

Hauptmieter
Gut
Teilweise renovierungsbedürftig
Ganz renovierungsbedürft ig
oder abbruchreif

67
30

66
31

70
28

3'1

51

5'1 66
27

3 3 2

80
19

1

18 11 1

76 79
20

54
40

65
29

t0
27

1 1 6

24

21

6

45
41

14

3

62
33 3B

62
34

64

8

Dätenhrsrsr SOFP 1994 1998 Lrn.l2002
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wie noch 1994 und entspricht nun dem Wert in Westdeutschland (62 %). Nur noch
28 % (2002) der ostdeutschen l\y'ieter schätzten den Gebäudezustand als "teilweise
renovierungsbedüftig" ein, dieser Anteil hat sich seit 1994 halbiert. Um fast zwei
Drittel ist der Anteil derer zurückgegangen, die den Gebäudezustand als "ganz reno-
vierungsbedürftig oder abbruchreif" bewerteten; das waren 2002 nur noch 8 %. Diese
Veränderungen sind zum Teil auf den Auszug aus baufälligen Gebäuden zurück-
zuführen, die nun häufig leer stehen bzw. abgerissen worden sind. Bei den Eigen-
tümern verlief die Entwicklung ähnlich, jedoch lag das Ausgangsniveau 1994 mit 54 o/o

als "gut" eingestuften Gebäuden bereits deutlich höher. lnsgesamt bewerteten in

Ostdeutschland nur Eigentümer ihre Gebäude schlechter als vergleichbare Haushalte
in Westdeutschland;die Oualität der l\.4ietwohnungen hat erheblich zugenommen und
befindet sich nach der subjektiven Beurteilung durch den Haushaltsvorstand auf
westlichem Niveau.

7.3 Wohnraumversorgung

Deutliche lJnterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland bestehen trotz bemer-
kenswerter Veränderungen während der letzten Jahre bei der Versorgung mit Wohn-
raum. Die großzügiger dimensionierte Wohnfläche bei Neubauten seit Beginn der
1990er-Jahre und vor allem der starke Geburtenrückgang in der ostdeutschen Be-
völkerung haben da"u beigetragen, dass hier den Haushalten im Durchschnitt je
N.4itglied mit 42 Quadratmetern rund 8 qm mehr zur Verfügung stehen als noch
1994. Dabei leben erwartungsgemäß größere Haushalte (insbesondere solche mit
Kindern) in deutlich beengteren Verhältnissen (vgl. Tab. 3). Ein deutlicher Unterschied
zwischen alten und neuen Ländern zeigt sich darin, wenn man den Zusammenhang
von Wohnraumversorgung und Einkommen analysied: West-Haushalten im unters-
ten Einkommensquintil stehen durchschnittlich 44 Quadratmeter pro Person zur Ver-
fügung, im obersten Ouintil sind es pro Person 64 Quadratmeter. Bei Ost-Haushal
ten beträgt diese Differenz nur 6 Quadratmeter pro Person (40 qm im untersten Quintil
und 46 qm im obersten Quintil).

Diese Ergebnisse ergeben sich aus der niedrigeren Eigentümerquote in den neuen
Ländern, da l\,'lietwohnungen im Allgemeinen kleinere Wohnflächen autweisen als
Wohneigentum. Auch sind in den neuen Ländern Wohnungen im Bestand der in DDR-

"Platten"-Bauweise errichteten Gebäude häufig kleiner als in den alten Ländern: Die
durchschnittliche Wohnfläche von Hauptmietern in Westdeutschland ist mit 74 qm
rund 10 qm größer als im Osten. Ein alternativer lndikator zur Wohnraumversorgung
ergibt sich daher aus dem Vergleich derZahl der Haushaltsmitglieder und der Zahlder
Wohnräume (ohne Bad und Küche sowie Kammern mit weniger als 6 qm Fläche). lm
Zeitverlau, 1994 bis 2002 ist hier sowohl in West- wie Ostdeutschland eine deutliche
Verbesserung zu beobachten. Gegenwärtig steht in lediglich noch 5 o/a C,zw- 4 yo aller
Haushalte weniger als ein Wohnraum pro Kopf zur Verfügung. Haushalte mit Kindern
unter 16 Jahren sind im Westen 2002 sogar häufiger von.Wohnraum-Unterversor-
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Tab. 3: Wohnraumversorgung privater Haushalte in Deutschland 1994-2002

m Wohnraum-Unteruersarg!ng'

1994 2002 1994 20n2

lnsgesafil
Ausgewählte Haushaltstypen

Allein stehend, Mann
A,llein stehend, Frau bis 64Jahre
Allein stehend. Frau ab 65 Jahre
(Ehe)Paare ohne Kinder
(Ehe-)Paare mit Kindern bis 16 Jahre
(Ehe-)Paare nit Kindern ab 17 Jahre
Allein Eziehende

Ater des Ha!shatsvorslandes
Bis40Jahre
41-65 Jahre
66 Jahre und älter

Ernkommensqurntil:
Unterstes Ouintil
Zweites Ouintil
l,iittleres Quintil
Viertes Quint I

Oberstes Qu ntil

48,1 51,6 34,1

65 67 50
67 67 55
70 77 45
45 50 33
2A 30 22
34 36 25
38 3B 29

4T,9 7,9 4,8 '12,1

000
000
000
212

29 20 39
10 5 '11

364

0
0
0
1

15
5
6

7
4
0

7
4
4
2
2

55
58
56
39
28
30
31

41

60

43
50
65

30
34
41

3B
41
48

13 I 26
946
101

42
45
48
59

44 35
46 33
47 34
54 33
64 35

40
40
43
41
46

12
14
I
4
3

10
B

5
2
1

15
14
10
10
TO

l Unterversorung legt vor, falls die Zahlder Haushaltsm itg lieder d e Zahlder Wohnräume (über 6 QLra
dratmeie( ohne Küche und Bad) übelsteigt.

2 Jedes Ouinli umfasst 20 % aller nach dem bedarisgewichteten Haushaltsnettoeinkomrnen geord

Daterbas/sr SOEP 1994, 1998 und 2002.

gung« betroffen (20 o/o) als in den neuen L'ändern (15 o/o), was unter anderem mit der
im Durchschnitt niedrigeren Kinderzahlostdeutscher Familien zu erklären ist.

7 .4 Wohnungsmieten

Die Entwicklung der Wohnungsmieten in Ostdeutschland während der 90er-Jahre war
geprägt von der DDR-Wohnungsbewirtschaftung, wonach Mieten auf dem Stand von
'1936 festgeschrieben waren. Die in der ersten Hälfte der goer-Jahre angesetzten
Grundmietenverordnungen sowie die Tatsache, dass für nach '1991 errichtete Wohn-
gebäude im Allgemeinen N4arktmieten gelten, haben bis zum Jahre 2002 Mietenni
veau und -struktur in den neuen Ländern nachhaltig verändert. lvlit 5,42 Euro pro
Quadratmeter lag im Jahr 2002 die durchschnittliche Bruttokaltmiete, die von lvlietern
in den neuen Ländern zu zahlen wa1 um 1'1 % unter dem westdeutschen Vergleichs-
wert (vgl. Tab. 4); 1994 betrug dieser Abstand noch 28 %. Pro Wohnung hatten ost-
deutsche Mieter 2002 im Schniti 21 04 wenigerzu bezahlen als westdeutsche Mieter

1994 2042 1994 2m2
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%

Tab. 4: Wohnungsmieten der Hauptm eter in Deutschland 19S4-2002

4,94 5,60 6,11 100 3,55 4,85

osr l
ii%

89lnsgesamt

Gebäudezustand'
Gul
Te w. rcnovierungsbed ürft g
Ganz renov erungsbedürftig

Bautahr
Vor 1949
1 949 bis 1971
1972 bis T980
1981 bis T990 (für 1SS4:ab 1981)
1991 und später

Bs4 Jahre
5 bis 11 Jahre
12 und mehr Jahre

Geme ndegröße
8s unter 20 000 Einw.
20 000 b s 100 000 Einw.
100 000 bis 500 000 Einw.
500 000 E nwohner und rnehr

Gebäudetyp
EinJZwe familienhaus, f €i stehend
Ein-,zweifamilien-Feihenhaus
Wohnhaus rnt3 bs 4 Wohl1ungen
Wohnhaus mt5 bs I Wohnungen
Wohnhals m 19 u. m, Wohnungen
HochhaLrs

Ausstaitung mit rnodernem Heiz
systern
Ja
Nen

EgeniümerderWohnung
KommunaeWohnung
Genossenschaft che Wohnung
Betiebs-, Werkswohnung
P vater Eigentümer

Brutlokatmiete in EUR/wohnung
Wohrfläche n qm

5,07
4,74
4,53

5.8S
5,34
5.01

6,24 142
5,S3 97

3,92
3,55
3,r 3

5,61
4,37
3,Sü

81

80

4,45
4,81
5,55
6,16

4,98
5.57
5.SS
6.34
6,96

5,53
5,96
6,52
6,76
7,06

91
98

107
'11'1

116

3.29
3,69
3,80
3_74

4,32
4,85
5,00
4,62
6,S1

5,12
5,41
5,46
5,07

101

101

94
125

6,12
5,41
5,16

6,39
6,21
5.58

5,46
4,85
4,50

105
102

91

3,59
3,63
3,46

5,2S 5,63
4,55 5,50
4,55 5,07

104
101
g4

8g
91

4,66
4,68
4,86
5,35

5,1S
5,37
5,58

5.27
6,01
6,01
6,96

86
98
98

TT4

3,52
3,41
3,47

4,67
4,82
5,07
5,06

5,13
5,31

5,61

95
s8

106
104

4,28 4,79
4,30 5,23
4,71 5,40
5,00 5,77
5,50 6,27
5,ST 6,32

5,25
5,43
5,76
6,22
6,83
6,28

86
89
94

102
112
T03

4,05
3,32
3,47
3,45
3,58
3,87

5.23
4,20
4,68
5,T8
5.T I

4,62

5,05
5,49
5,4S
6,02

98
93

101
101
111

5,42 100

5,82 107
4,83 89
4,27 79

93
92

75
s6

5,17
3,79

5,74
4,48 5,1g

101
85

3,76
3,2S

5,14
3,65

5,53
4,48

4,53
4,66
4,30
5.10

3,S5
4,94
5,78
6,75

5.79
5.75
5,61
6,18

95
94
92

102

3,54
3,51
3,13
3,56

3,42
4,23
4,92
5,52

5,15

4,75

95
96
88

r06

102

97
88
s5
81

88
98
88
88
80
96

90
86

89
91
85
93

79
86

341
12

431

74
401

t3
303 342198

59

1 Beurteilunq durch den Haushaltsvorstand.
2 Mietangaben im SOEP bis 2001 wurden ursprüng ich in DlVl erhoben. Entsprechend wurden alle h er

ausgewiesenen BerechnLrngen ggf. auI der Basis von DM durchgeführt und nachträglich in Euro um-
gerechnet.

3 Durchschniiiliche Brutto-Kallmiete pro qm = 100.
4 Durchschniitliche Brutto Kältrniet€ pro qm in Westdeutschland 2002 = 100.

Däterbasßi SOEP 19S4. 1S98 urd 2002.
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bzw.340 Euro im Vergleich zu 430 Euro. Dieser beträchtliche Unterschied ergibt sich
auch daraus, dass Mietwohnungen in Ostdeutschland mit rund 64 Quadratmetern
Wohnfläche im Schnitt zehn Quadratmeter kleiner sind als in Westdeutschland. Seit
'1994 hat sich die durchschnittliche Wohnfläche hier kaum erhöht. von 72 um zwei auf
74 Quadratmeter (2002). Anders in Ostdeutschlandr Hier ist die durchschnittliche
Wohnfläche lmmerhin von 59 auf 64 Quadratmeter gestiegen.

Am weitesten fortgeschritten ist die Angleichung der Mieten in solchen Gebäuden, in

denen die Wohnungsqualität mit der in Wesideutschland verglelchbar ist. So lagen im
Jahre 2002 die pro Quadratmeter zu zahlenden Mieten in Neubauten, die nach 1991

entstanden sind, bereits bei 96 % des mittleren Niveaus in Westdeutschland. Die
Mietenstruktur in Abhängigkeit von der Wohndauer weist zwischen West und Ost
inzwischen ebenfalls kaum noch Unterschiede auf. Die Ausstattung der Mietwoh-
nungen mit vo lständigen Sanitäranlagen und einem modernen Heizsystem lst im
Jahr 2002 auch in Ostdeutschland sehr weit fortgeschritten. Das Fehlen einer solchen
Ausstattung führt in West wie Ost zu Mietabschlägen von rund einem Fünftel ge-
genüber dem Durchschnitt. Die Spreizung der Mieten zwischen kleineren Gemeinden
und Großstädten hat im Laufe der 90er-Jahre ln Westdeutschland weiter zugenom-
men, ist in Ostdeutschland jedoch noch deutlich geringer ausgeprägt.

Weitgehend angenähert haben sich die Wohnungsmieten in Gebäuden privater Ei-
gentümer, was durch die steuerlich abselzbaren Investitionsausgaben begünstigt
wurde. Durchschnittllch erreichte das Mietenniveau in diesem Segment in Ost-
deutschland bis 2002 bereits 93 % des westlichen Niveaus.

7 .5 Mietbelastung und Wohngeldbezug

Die Grundmietenverordnungen und die N/öglichkeit zur Durchsetzung von l,4ieterhö
hungen im Rahmen von Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen an Altbauten
haben dazu belgetragen, dass in Ostdeutschland die durchschnittlichen Quadrat-
meter-Mieten für Wohnungen in vor 1949 erbauten Gebäuden bereits auf rund 93 o/o

des Westniveaus gestiegen sind. Zugleich hat die durchschnittliche Wohnfläche pro
Wohnung zugenommen. Somit erhöhte sich die Mietbelastung in den neuen Bundes
ländern trotz bemerkenswerter Einkommenssteigerungen kontinuierlich. lm Jahr 2002
lag die Mietbelastungsquote - der Teil des Haushaltseinkommens, der für die Brutto-
kaltmieie aufzubringen war - mit rund 25 % lediglich noch einen Prozentpunkt unter
der Mietbelastung in den alten Ländern (vgl. Tab.5).

Sozialstrukturanalysen belegen zum Teil recht deutliche Unterschiede zwischen ver
schiedenen Bevölkerungsgruppen in den alten und neuen Ländern. Die Belastungs-
quoten von (EheJPaaren ohne Kinder (oft auch Personen in der nach-elterlichen
Phase) liegen weit unter dem Durchschnitt. dies gilt aufgrund der häufig hohen Er-
werbsbeteiligung auch für vollständige Familien mit erwachsenen Kindern. Paare mit
minderjährigen Kindern weisen ebenralls unterdurchschnittliche Wohnkostenbelas-
tungsquoten auf. Alleinlebende und Alleinerziehende in Ost und West zahlten im Jahr
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Abb. 1: Entwicklung von [,4iete und lv'lietbelastung
in Ost- und Westdeutschland 1990-2000

Bruttokallmiete
pro qm in EUR

Mielbelaslungs-
quote in %

Mi€le pro qm - Wesi
Mi€lbelastung - Wesl
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'1990 1992 1994 r996 1998 2000 20D2

Dalerbäsisi SOEP T 990-2002

2002 hingegen überdurchschnittlich viel, nämlich 28 0/6 baw.30 % ihres Einkom-
mens, für die Miete inklusive "kalter" Betriebskosten - und das häufig troiz der ln-
anspruchnahme von Wohngeld. Wohngeld wird auf Antrag einkommensschwachen
Haushalten gewährt, damit diese die Kosten für angemessenen und familienge-
rechten Wohnraum tragen können. Entsprechend konzentriert sich der Bezug von
Wohngeld (vgl. rechte Seite von Tab. 5) auf das unterste Einkommensquintil: ln den
alten L'ändern erhält in dieser Gruppe in etwa ieder fünfte Haushalt Wohngeld. in

den neuen Ländern sogarjeder dritte. Trotz des Bezuges dieser Transferleistung wen-
den lvlieterhaushalte in dieser Einkommensgruppe in beiden Teilen Deutschlands
rund 38 % ihres monatlichen Einkommens für die Bruttokaltmiete auf. Die N.4iet-

belastungsquoten von Haushalten im obersten Einkommensquintil sind in Ost- und
in Westdeutschland hingegen mit lediglich '17 o/o weniger als halb so hoch.

Die Bestimmungen zum Bezug von Wohngeld hatten sich bis zur Wohngeldreform
200'1 zunehmend verschlechtert, vor allem wegen der NichtAnpassung der Einkom-
mensgrenzen und Miethöchstbeträge. Daher ist der Anteil der Haushalte, die Wohn-
geld beziehen, seit 1995 stetig zurückgegangen; in Westdeutschland von knapp I %
(1995) auf gut 5 % (2002) und in Ostdeutschland von 14 9/o (1994) auf gut I % (2002).

Augenfällig ist die nach wie vor eine hohe Abhängigkeit von Wohngeld bei Haus-
halten von Alleinerziehenden in West- wie in Ostdeutschland. lnsgesamt kommt hier
zum Ausdruck, dass in den neuen Ländern dem subjektbezogenen Wohngeld hö-
here Eedeutung als wohnungspolitisches lnstrument beigemessen wird als in den
alten Ländern, wo eher der soziale Wohnungsbau dominiert.
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l"lietbelastungsquote in %
des Haushaltsnetloe nkonrmens

Ante lderHausha[e mil Bezrg von Wohn
geldn%allerHalshatel

ls94 I998 2042 I994 1998 2QA2 19!5 1998 2002 1995 1998 2002

lnsgesaml

Ausgewählte
Haushaltstyper
Allein stehend, Mann

Allein stehend,
Frau bis 64 Jahre
Allein stehend,
Frau ab 65 Jahrc
(Ehe-)Paare ohne Kinder
(Ehe-)Paare mil Kindern
bis 16 Jahre
(Ehe-)Paare mil Kindern
ab 17 Jahre
Alein Erziehende

Alter des HaLrshalts-
vorslandes

Bis 40 Jahrc
41-65 Jahre
66 Jahrc und älter

Ein kommensquintt 
'z

Unterstes Ouintil
Zweites Quintil
Ivlittleres Ouintil
ViertesOuintil
Obsßtes Ouintil

Haushalte mt
Arbeitslosen

23,7 26,4 26,3 17,3 23,2 25,0 7,8 7,1 5,4 14,1 11,1 S,4

23,3 27,5 25,8 19,3 25.7 27.8 3,3 8,5

5,2

3,7 23.0 13,3 12.1

5,5 31,1 16,5 15.7

8,1 1B,B 13,0 12,1

1,9 3,9 2,7 1,8

6,8 11,2 8,0 7,9

29,3 31,5 30,3 26,9 32,9 33,3 6,5

29,3 31,2 33,2 21,9 27,5 28,7 9,6 10,6
19,4 22,3 22,8 14,5 20,1 20,3 2,7 1,3

20,9 23,7 24,1 13,5 18,7 20,8 10,3 11,1

19,7 21,5 20,7 11,5 16,9 18,8 5,6
29,0 31,4 30,1 23,0 28,6 28,4 29,3

1,0
17,0

1,7 4,4 0.6 4.0
15,7 27 ,A 47,2 23,5

23,7 26,9 25,5 16,2 22,8 25,6
22,0 24,8 25,3 16,9 22p 24,7
26,5 28,3 30,1 19,8 24,4 24,7

1,5
1,6
6,8

8,4
4.9
8.6

5,1 14.2 14,4 10,2
5,2 14.5 10,4 10,4
6,1 13,0 8,0 6,8

34,3 37,1 38,2 28,3 35,9 38,0 29,3 25,6 18,8 42,S 40,0 s5,1
24,1 27,2 27,0 18,5 24,5 25,1 3,5 4,6 3,0 19,3 7,8 3,9
21,4 23,9 23,3 15,8 19,9 22,9 1,1 1,0 0.9 2.6 3,7 1,6
T9,4 21,3 21,1 12,8 18,1 19,8 0,0 0,3 0,0 1,5 0,0 0,5
16,5 18,3 16,9 9,9 15,1 16,9 0,0 0,0 0,0 0,5 0,0 0,1

28,8 33,0 33,6 1S,0 27,4 29,5 221 156 17,7 27,4 31.5 23.9

1 Der langlähr ge Vergleich erfolgl hierfür19S5 und 2002, da Wohrgeldbezug im Befragungsmonat m
SOEP erstmals T995 erhoben wurde.

2 Jedes Ouintil umfasst 20 % aller nach denr bedadsqewichtelen Haushaltsnetloeinkommen geord

Däierbas,s: SOEP 1994, 1995, 1998 und 2002

Tab. 5: Mietbelastung und Wohngeldbezug von Hauptmietern 1994-2002

7.6 Wohnzufriedenheit

Eine umfassende Beudeilung der Wohnsituation durch die privaten Haushalte ergibt
sich aus dem lndikator "Wohnzufriedenheit". Allgemein sind selbst nutzende E gen-
tümer, die dem Lebensbereich "Wohnen" oft eine höhere Bedeutung beimessen als
lviiete( auch überdurchschnittlich zufrieden mit ihrer Wohnsituation (vgl. Tab. 6). ln

beiden Teilen Deutschlands hat sich die Wohnzufriedenheit bei Eigentümern seit 1994
kaum verändert; gemessen auf der 11-stufigen Zufriedenheitsskala lag diese 2002 in
den alten Ländern bei8,3 Punkten und in den neuen Ländern beiB.0 Punkten. N/ieter-
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Haushaltsmerkmal

19S4 19S8 2002 T994 1998 2002

Miltelwert

lnsgesamt
Egentufirsstalus
Selbst nulzende Eigentümer
darunteri Gebäudezustand'z

Gut
Teilweise renovierungsbedürttig
Ganz renovierungsbedürftig

darunter: Gebäudezustand?
Gut
Teilweise renovierungsbedürttrg
Ganz renovienrnqsbedüftig

ALisgewählte Haushaltstypen
Allein stehend. Mann
Allein stehend, Frau bis 64 Jahre
Allein stehend, Frau ab 65 Jahre
(Ehe-)Paare ohne Kinder
(EheJPaare mit Kindern bis 16 Jahre
(Ehe-)Paare mit Kindern ab 17 Jahre
Allein Erziehende

Alier ries Haushaltsvorstandes
Bis 40 Jahre
41-65 Jahre
66.iahre und älter

E nkommensquinti3
Unterstes Ouintil
Zweites Ouinlil
lllittleres Quintil
Viertes Ouintil

Oberstes Quintil
Wohnraumversorgung

Unterversorgung'
wohnraumgleichgewicht
Gut versorgt5

7,7 7,1 7,6 6,8 ?,2 7.4

8,4 8,4 8,3 8,0 8,0 8,0

8,7
7,7
(6,0)
7,2

8,6
7,6
(6,4)
I,2

8,5
7,4

(5,6)
7,1

8,6
7,5
(6,2)

8,5
7,3

(5,7)
6,8

8,4
7,3

(5,6)

7,4
6,4
4.5

7,4
6,5
4,5

7,6
6,4
4,4

8,0
6.4
4,6

1,1
8.4
5,0

7,1
6,4
4,5

7,3
7,O

8,3
7,9
7,4
7,9

j,o
7,2
8,0
7,S
7,5
7,9
7,1

7,2
7,4
8,0
7,9
1,5
8,0
6,9

6,3
7,O

7,5

6,3
6,6
5,9

6,S
7,1
7,6

7,O

7,2
6,4

6,8
7,2
7,9
7,7
7,4
7,6
6,7

1,1
7,7

7.2
7,7
B,O

1,2
7,6
8,1

6,1
1,O

7,5

6,9
7,2
7,5

7,2
7,3
7,8

7,3
7,5
1,4

7,9

7,O

7,5
7,7
7,S
8,0

1,0
7,5
7,7
7,9
8,1

6,7
6,8
7,O

6,S
6,6

6,7
7,1
7,2
7,2
7,5

6,7
7,4
7,6
7,7
7,4

6,5
7,4
8.2

6,2
7,3
8,1

6,4
7,2
8,2

5,6
6.8
7,5

6,1
7.0
7,4

6,3
1,2
8,0

Haushalte lagen irr Durchschnitt in Ost- und in Westdeutschland bei ieweils 7,1

Punkten. lm Gegensatz zur stabilen Entwicklung im Zeitraum von 1994 bis 2002 bei

westdeutschen lvlietern hat sich die durchschnittliche Wohnzufriedenheit ostdeut-

Tab. 6: Wohnzufriedenheitr in Deutschland 1994-2002

1 Mitlelwert der Angaben des Haushallsvorstandes auf e ner Skala von 0 (= ganz und gar unzulr eden)
bis 10 (= gan2 und gar zufrieden).

2 Beurteilun0 clurch den Haushaltsvorstand.
3 Jedes Quint I umiasst 20 % aller nach dem bedarfsgewichleten Haushaltsnettoeinkommen geord-

4 Wen ger als ein Wohnraum (über sechs Ouadralmeter, ohne KÜche und Bad) pro Haushaltsmitglied.
5 Mehr als e n Wohnraum pro Haushaltsm tglied.
Datenbäslsr SOEP 1994. 1998 und 2002.



scher lvlieter seit dem Jahr 1994 jedoch um 0.7 Punkte deutlich verbessert. Weitere
Detailanalysen belegen, dass dies in erster Linie mit den markanten Qualitätsverbes
serungen im Wohngebäudebestand durch Modernisierungsarbeiten und Neubauten
zusammenhängt. Darüber hinaus ist die Versorgung mit ausreichendem Wohnraum
eine zentrale Determinante der Wohnzufriedenheit: Bei Unterversorgung, d.h. es
steht nicht jedem Haushaltsmitglied ein eigener Baum zur Verfügung, sinkt die durch-
schnittliche Wohnzufriedenheit in West wie Ost auf lediglich 6,4 bzw. 6,3 Punkte ab.

Nach Haushaltstypen differenziert, sind - sowohl in den alten wie auch in den neuen
Bundesländern Haushalte von Alleinerziehenden oder männlichen Singles am we-
nigsten zufrieden. Die WohnzuJriedenheit steigt in westdeutschen und ostdeutschen
Haushalten mit der Höhe des Einkommens (und damit auch mit der Eigentümerquote)
stark an.

Aufgrund der vorliegenden Analysen auf Basis der SOEP-Daten ist zu erwarten, dass
sich sowohl die objektive Wohnsituation inkl. der Wohnkosten als auch deren sub
jektive Wahrnehmung in Ost- und Westdeutschland in den nächsten Jahren weiter
annähern werden. Von zentraler Bedeutung werden in diesem Prozess neben der
Entwicklung der verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte auch die geplanten
Veränderungen institutioneller Rahmenbedlngungen, wie z. B. der Wohneigentums-
förderung, sein.

(Joachim R. Frick / Aline Schniewind)

Weitere lnformationen zum Thema Wohnen siehe Teil l, Kap,s, zum Thema
Ausgaben für Wohnen Teil l, Kap.4.5 und 5.5, zum Thema Wohngeld Teil l,
Kap.9.10.



B Umwelt

Die Beeinträchtigung der Umwelt und der Verbrauch an natürlichen Ressourcen durch
Widschaft und Lebensweise der Menschen hat in der öffentlichen Diskussion in den
letzten zwei Jahrzehnten zunehmend Beachtung gefunden und zu einem erhöhten
Problembewusstsein in der Bevölkerung geführt. ln gleichem Maße erhöhte sich der
Druck auf politische Entscheidungsträger und Wiftschaftsunternehmen, durch ent-
sprechende Ny'aßnahmen die verschiedenen Umweltprobleme anzugehen, was auch
erfolgte. So wurden zahlreiche Verordnungen zum Schutz der Umwelt, insbesondere
in den goer-Jahren, edassen, und durch technische Fortschritte konnten umwelt-
freundlichere Produkte und Produktionsverfahren erzielt werden. Diese MaRnahmen
haben zu deutlichen Verbesserungen der Umweltqualität geführt (vgl. Teil l).

Es stelli sich die Frage, wie sich vor dem Hintergrund dieser Erfolge beim Schutz und
beim Zustand der Umwelt subjektive Wahrnehmungen und Beudeilungen der Um-
weltproblematik in der Bevölkerung verändert haben. lm Folgenden wird daher zu
nächst untersucht, wie sich wahrgenommene Umweltbeeinträchtigungen und -ge-
fährdungen im Einzelnen sowie Bewertungen des Zustandes und des Schutzes
der Umwelt insoesamt seit Beqinn der goer-Jahre in West- und Ostdeutschland ent-
wickelt haben. Darüber hinaus werden Veränderungen in umweltrelevanten Einstel-
lungen und Verhaltensweisen analysiert. Die zentrale Fragestellung bei allen Analy-
sen ist, wie das gegenwärtige Problembewusstsein für Umweltbelange und die Be
reitschaft der Bürge( persönlich dafür einzutreten, einzuschätzen ist. Diese Frage lst
von nicht unerheblicher Bedeutung für die weitere Entwicklung des Zustands der
LJmwelt, denn jeder Bürger kann durch entsprechende Lebensstile und Verhaltens-
weisen zum Schutz der Umwelt beitragen, was jedoch ein entsprechendes Problem-
bewusstse n voraussetzt.

8.1 Wahrgenommene Umweltbeeinträchtigungen
und -gefährdungen

Für eine Reihe konkreter Umweltprobleme kann untersucht werden, inwieweit s ch die
Bürger dadurch persönlich beeinträchtigt fühlen bzw. inwieweit sie die Umwelt da-
durch überhaupt geIährdet sehen. Es zeigt sich, dass zwischen 1994 und 1999 per-

sönliche Beeinträchtigungen durch Luftverschmutzung, Lärm und Mangel an Grün-
flächen in der Wohngegend vor allem in Ostdeutschland seltener geworden sind, aber
auch in Westdeutschland lassen sich Verbesserungen feststellen (vgl. Tab. 1). So ist in

Ostdeutschland der Anteil der Personen, der eine starke oder sehr starke Beein-
trächtigung durch Luftverschmutzung am Wohnod angibt, von 1B % im Jahr 1994 auf
I % im Jahr 1999 gesunken und liegt damit aui ähnlich niedrigem Niveau wie in



Westdeutschland. Auch im Hinblick auf Lärmbelästigungen und den zugang zu

Grünflächen stellt sich die Situation in Ostdeutschland 1999 erheblich günstiger dar
als 1994 und nur wenig ungünstiger als in Westdeutschland. Nach wie vor lassen sich
iür beide Regionen in den kleineren Gemeinden geringere Beeinträchtigungen als in
den Großstädten feststellen.

Die allgemeine Gefährdung der Umwelt durch verschiedene Umweltprobleme wird
zum Teil ebenfalls geringer eingeschätzt als noch vor einigen Jahren (vgl. Abb. 1). Die
Luftverschmutzung durch Autos wird im Jahr 2000 für weniger gefährlich als 1993
gehalten, ein Ergebnis, das der Entwicklung hin zu emissionsärmeren Kraftfahrzeugen
entspricht. Auch hier sind die Verbesserungen im Osten besonders groß, wo nun, im
Jahr 2000, eine geringere Umweltgefährdung durch Autos wahrgenommen wird als im
Westen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass m Osten einerseits die Fortschritte im

Tab. 1 : Beeinträchtigungen durch Umweltprobleme am Wohnoft
in West- und Ostdeutschland

Anteil mit "sehr starker. und "slarkeß Beeinträchtiounol durch

Lärrnbeästigung llal]ge an Grü.Iächen

osl Osl Osl

lnsgesamt
1994
1999

Ortsgröße, 1999
Bis 2 000 Einwohner

2 000 bis < 20 000
20 000 bis < 100 000

100 000 bis < 500 000
500 000 und mehr

10 17
10

I
6

18 3
3

0
1

3
4
6

10
7 8

1

6
7
7

11

I
11

11

1t

,1

4
5
8

11

7
I
5
I

16

0
2
5
4

15

1 Beantwoder/nnen des HaLrsha tsfraqebogensi übrige Antwortkategorien ,gerade erlräglch«, "qe-
ring", "gar nicht,..

Daterbäsisr SOEP '1994 1999

Hinblick auf die tJmweltfreundlichkeit der Personenwagen zwar erheblich waren, aber
andererseits auch der Bestand stark zugenommen hat und kaum noch hrnter West
deutschland zurückbleibt. ln den neuen wie den alten Ländern hat sich dadber hinaus
die wahrgenommene Gefahr durch Kernkrattwerke gegenüber 1993 verringert, was
mit dem inzwischen eingeleiteten Ausstieg aus der Atomenergie zusammenhängen
könnte. Trotzdem hält auch 2000 noch weitaus mehr als die Hälfte der Bevölkerung
Kernkraftwerke für "äußerst" oder "sehr gefährlich" für die Umwelt.

Bei allen anderen Umweltproblemen können nur geringfügige oder gar keine Ver-
minderungen des wahrgenommenen Gefahrenpotenzials festgestellt werden, und aus
der Sicht der ostdeutschen Bevölkerung haben sich einige Probleme sogar verschärft,
wie z. B. der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und Chemikalien in der Landwirtschaft
und die Luftverschmutzung durch die lndustrie. Ostdeutsche halten 2000 nicht nur
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Abb. 1: WahrgenommeneUmweltgefährdungen
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diese, sondern auch alle anderen Umweltprobleme mit Ausnahme der Gefährdung
durch Autos und durch Kernkraftwerke für gravierender als Westdeutsche. Überein-
strmmend werden jedoch die Luftverschmutzung durch die lndustrie, der weltweite
Temperaturanstieg l.]nd die Verschmutzung von Bächen, Flüssen und Seen am häu-
figsten als schwer wiegende LJmweltprobleme empfunden.

8.2 Zufriedenheit mit dem Zustand der Umwelt
und Sorgen um den Schutz der Umwelt

Die vorhergehende Darstellung zeigt, dass die verschiedenen Umweltprobleme von
der Bevölkerung differenzied beurteilt werden und sowohl positive als auch negative
Veränderungen wahrgenommen werden. Es stellt sich nun die Frage, wie eine eher
zusammenfassende Bewertung der Umweltproblematik ausfällt. Dazu werden zwei
lndikatoren betrachtetr die Zufriedenheit mit dem "Zustand der Umwelt hier in der
Regjon" und die Sorgen um den.Schutz der Umwelt". Es kann davon ausgegangen
werden, dass beide Bewedungen zum einen durch die objektiv vorhandenen Um-
weltbelastungen beeinflusst werden und der letztere lndikator auch von den wahr-



genomrnenen Maßnahmen zum Schutz der LJmwelt. Zum anderen sind derartige Be-
weftungen aber auch davon abhängig, welcher Stellenwert der Umwelt beigemessen
wird, welches Problembewusstsein in der Bevölkerung vorhanden ist.

Die Zufriedenheit mit dem Umweltzustand in der Region hat sich in Ostdeutschland
zwischen 1990 und 1999 nahezu kontinuierlich von einem durchschnittlichen Skalen-
wert von 3,1 auf einen Wert von 6,5 verbessert (vgl. Abb. 2), und der Anteil der eher
Zufriedenen stleg von 1B % auf 72 %. Danach ging die Zufriedenheit insgesamt wie-
der zurück, und zwar auf einen Durchschnittswed von 6,1 im Jahr 2002. Auch in
Westdeutschland hat die Zufriedenheit mit dem Umweltzustand bis 1999 zuge

Abb.2: Sorgen um die Umwelt und Umweltzuf riedenheit
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nommen, allerdings erst in den beiden letzten Jahren. Davor war das Zufriedenheits-
niveau - von kurzfristigen Schwankungen in den Jahren 1993 und 1994 abgesehen -
relativ stabil. Nach 1999 lässt sich nun wie im Osten ein deutlicher Rückgang der Zu-
friedenheit von einem Durchschnittswert von 7,1 auf 6,4 im Jahr 2002 feststellen. lm
gesamten Zeitraum seit Beginn der 90er-Jahre waren Westdeutsche jedoch zufriede-
ner mit dem Umweltzustand in ihrer Region als Ostdeutsche.

DerAnstieg der Zufriedenheit bis 1999 war begleitet von einem Rückgang des Anteils
der Bevölkerung. der sich große Sorgen um den Schutz der Umwelt machte. Dieser
Anteil fiel von einem N.4aximum von 62 oZ (West) bzw. 58 % (Ost) im Jahr 1990 auf ein
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Minimum von jeweils 23 % im Jahr 1999. Die Besorgnis um den Umweltschutz ver-
mindede sich keineswegs kontinuierlich, sondern ist durch Schwankungen gekenn-
zeichnet, wobei die Entwicklungen im Westen und Osten weitgehend parallel ver-
liefen. Ein erster starker Rückgang der Sorgen um den Umweltschutz kann zwischen
1990 und '1991 konstatiert werden. Möglicherweise haben in dieser Zeit Sorgen im
Zusammenhang mit der Wiedervereinigung die LJmweltproblematik in den Hinter-
grund gedrängt. Bis '1992, dem Zeitpunkt des Umweltgipfels in Rio, stieg der Anteil
der Bevölkerung, der große Sorgen äußerte, wieder erheblich an, ohne jedoch die
hohen Ausgangswerte zu erreichen. Bis 1994 folgte eine weitere erhebliche Ab-
schwächung der Besorgnis um den Umweltschutz und eine erneute leichte Zunahme
bis 1995, die mit der zum Zeitpunkt der Befragung im Frühjahr stattfindenden Welt-
klimakonferenz in Berlin und der damit verbundenen verstärkten Thematisierung des
Problems der Treibhausgase zusammenhängen könnte. Von 1995 bis 1999 ver
ringerte sich nahezu kontinuierlich der Bevölkerungsanteil mit großen Sorgen um den
Schutz der Umwelt. Zwischen 1999 und 2000 lässt sich nun im Westen wie im Osten,
entsprechend dem Trend bei der Zufriedenheit mit dem Umweltzustand, zunächst ein
erneuter Anstieg des Bevölkerungsanteils mit großen Sorgen um den Umweltschutz
feststellen. ln den darauf folgenden beiden Jahren ging das Ausmaß der Besorgnis
jedoch wieder zurück auf das Niveau von '1999.

Tab. 2; Zufriedenheit mit dem Zustand der Umwelt und Sorgen um den
Umweltschutz in Abhängigkeit von Merkmalen der Wohngegend

Zufnedenheit mrt dem Umwe lzLrstandl "Große Sorcen.

Ost Ost ost ost

lnsgesamt
Beeinträchtigung durch
Lärm
Sehr stark/stark
Gering/gar nicht

Luftverschmutzung
Sehrstark/stark
Gering/gar nicht

l,4angel an Grünflächen
Sehr stark/stark
Gering/gar nicht

Orisgröße
bis 2 000 Einwohner

2 OOO bis < 20 OOO

20 000 bis < 100 000
100 000 bis < 500 000
500 000 und mehr

6,4 6,'1 69 63 15 17 23 23

5,4
7,3 6,

47
a4

4t
7a 6

42
5

50
7

31
22

38
22I s

4,8 5,0
7,O

81

7A
73
71
64
60

41
8D

40 40
22

35
24

24
21
22
25
25

55
21I

4,5 4,5
6,8

17
77

40
10 24

1S
20
20
26
39

6,8
6,7
6,5
6,2
5,9

6,4
6,3
6,0
6,0
5,2

71
66
60
6'1

43

13
12
13
'17

21

13
15
17
17
32

1 Zufrieden heitsska a von 0 bis 10i 0 = "Ganz und gar unzutrieden", l0 = "Ganz Lrnd gar zutrieden«;
Kategoriei "Eher Lrnzufrieden" (0 bis 4), "Eher zufrieden- (6 bis 10).

Dalenbasls; SOEP 1999, 2002.

52A



Die Zunahme der Zufriedenheit mit dem [Jmweltzustand und die Abnahme der Sorgen
um den ljmweltschutz bis zum Ende der goer-Jahre korrespondieren mit den ein-
leitend genannten obiektiven Verminderungen von Umweltbelastungen und einer
Steigerung von l,4aßnahmen zum Schutz der Umwelt im beobachteten Zeitraum. Die

Abhängigkeit der Bewertungen von Umweltzustand und Umweltschutz von der ob-
jektiven Umweltsituation lässt sich zwar mit den Daten nicht direkt aufzelgen, aber es
können zumindest Befunde angeführt werden, die einen solchen Zusammenhang
nahe legen. So ist festzustellen, dass die Unzufriedenheit mit dem Umweltzustand
und das Ausmaß an Sorgen um den Umweltschutz bei Personen, die starke Beein-
trächtigungen durch Lärm, Luftverschmutzung und einen Mangel an Grünflächen in

der Wohngegend angeben, höher ist als bei Personen mit nur geringen Beein-
trächtigungen (vgl. Tab. 2). Darüber hinaus variieft die zufriedenheit mit dem Umwelt
zustand mit der Größe des Wohnodes. ln den gDßen Städten, die eine vergleichs-
weise hohe umweltbelastung aufwelsen, ist die Zufriedenheit erheblich geringer als in
den kleineren Gemeinden.

ln der Zuiriedenheit mit dem Umweltzustand und den Sorgen um den Umweltschutz
spiegelt sich aber auch das Problembewusstsein in der Bevölkerung wider. Dies wird
durch eine Betrachtung der Zusammenhänge mit der Parteiidentifikation deutlich:
Anhänger von Bündnis 90/Die Grünen äußern im Westen wie im Osten Deutschlands
häufiger große Sorgen um den Schutz der Umwelt und eine geringere Zufriedenheit
mit dem Zustand der Umwelt als beispielsweise Sympathisanten von CDU/CSU (vgl.

Abb. 3). So ste lt sich die Frage, ob die vergleichsweise positiven Bewertungen von
Umweltzustand und Umweltschutz am Ende der 90er-Jahre nicht doch auch auf ein
gesunkenes Problembewusstsein in der Bevölkerung hindeuten.

Abb.3: Zufriedenheit mit dem Umweltzustand und Sorgen
um den Umweltschutz nach Parteipräferenz
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8.3 Umweltrelevante Einstellungen und Verhaltensweisen

Weitere Hinweise zu dieser Frage erhält man durch die Analyse von lndikatoren, die
die Bereitschaft der Bürger, persönlich zum Schutz der Umwelt beizutragen, und den
Stellenwert, den sie dem Umweltschutz zumessen, erfassen. Hier zeigt sich zunächst,
dass nach wie vor die l\.4ehrheit der Bürger im Jahr 2000 vorgibt, sich umweltgerecht
zu verhalten, selbst wenn dies mit einem höheren Aufwand an Geld oder Zeit ver-
bunden ist (vgl. Abb. 4). Gegenüber 1993 hat sich der Anteil der Bevölkerung, der
auf einer deraft allgemeinen und unverbindlichen Ebene Umweltbewusstsein doku-
mentied, nur wenig verringert und liegt im Westen etwas höher als im Osten. Auch
wenn man nach konkreten Beiträgen zum lJmweltschutz wie nach der Beteiligung
an der Sammlung von Wertstotfen fragt, findet man ganz überwiegend ein positi-
ves Verhalten in der Bevölkerung. So geben drei Viertel der Bürger im Jahr 2000 an,

Abb. 4: Umweltrelevante Einstellungen und Verhaltensweisen
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immer ihren Müll zu trennen, während es 1993 erst 58 % im Westen und 51 % im
Osten waren.

Das Bild ändert sich jedoch. wenn man den Blick auf materielle Opfer und Ein-
schränkungen richtet, die man tür die Umwelt hinzunehmen bereit ist. ln West-
deutschland iänden es 43 % für sich persönlich akzeptabel, Abstriche von ihrem
Lebensstandard zum Schutz der Umwelt zu machen, in Ostdeutschland liegt der
entsprechende Anteil mit 27 % noch viel niedriger. Damit ist die Bereitschaft zu
Entbehrungen in den neuen wie den alten Ländern gegenüber 1993 erheblich ge-
sunken. Und obwohl nach wie vor die lr4ehrheit der Deutschen die Luftverschmutzung
durch Autos als äußerst oder sehr gefährlich für die timwelt betrachtet, gibt nur erne
lMinderheit von 27 % der Autofahrer im Westen und '17 % im Osten an. das Autofahren
der Umwelt zuliebe,,immer" oder zumindest "oft" einzuschränken. Auch die Akzep-
tanz höherer Preise und höherer Steuern zum Schutz der Umwelt ist ein Jahr nach
Einführung der Ökosteuer und nach ln-Kraft Treten der 2. Stufe von Steuererhö-
hungen gering und im Vergleich zu 1993 erheblich zurückgegangen. lm Jahr 2000
würden nur etwas mehr als ein Drittel der Westdeutschen und ein Fünftel der Ost-
deutschen höhere Preise billigen und die Zustimmung zu höheren Steuern fällt noch
geringer aus. Nur 21 % der Bürger in den alten und 14 D/o der Bürger in den neuen
Bundesländern sind bereit, noch höhere Steuern zu bezahlen. lm Jahr '1993 standen
noch ein Drittel bzw. ein Fünftel der Bürger Steuererhöhungen positiv gegenüber

lnsgesamt zeigen diese Ergebnisse, dass die Bereitschaft, einen persönlichen Beitrag
zum l]mweltschutz zu leisten, bei den meisten Bürgern dort aufhöft, wo er mit fi
nanziellen Belastungen und Einschränkungen der Lebensstandards verbunden ist.
Die Bereitschaft zu materiellen Opfern ist zwischen '1993 und 2000 zudem erheblich
gesunken. Für sich genommen mag dieses Ergebnis zwar kein ausreichendes lndiz für
ein abnehmendes Problembewusstsein in der Bevölkerung sein, doch ein weiterer
Befund legt die Schlussiolgerung eines sinkenden Stellenwens von Umweltbelangen
am Ende der 90er-Jahre nahe: Der Anteil der Bevölkerung, der Umweltschutz als sehr
wichtig für das eigene Wohlbefinden und die Zufriedenheii bezeichnet, ist n den al-
ten Bundesländern von 43 o/o im Jahr 1994 auf 34 % '1998 und 30 % '1ggg zurück-
gegangen. ln den neuen Bundesländern fiel dieser Anteil von 63 % im Jahr 1990 auf
42 % 1994 und 28 % 1999.

Der Stellenwed des Umweltschutzes hat sich vor allem bei jüngeren Bevölkerungs-
gruppen verringert (vgl. Tab. 3). ln der Gruppe der 18- bis 30-Jährigen sank der Anteil,
der Umweltschutz als sehr wichtig betrachtet, zwischen 1994 und 1999 im Westen
\ron 42 Vo aul 24 0/o und im Osten \ron 37 ya aul 21 %, und der Anteil, der den Um-
weltschutz für weniger wichtig oder unwichtig hält, stieg von I o/o auf 15 D/. bzw. von
11 o/o auf 20 oZ. lm Westen ging in den jüngeren Altersgruppen außerdem der Anteil,
der sich nach eigenen Angaben umweltgerecht verhält, deutlich zurück. lnsgesamt
findet man somit 1999 bei der älteren Bevölkerung mehr Zustimmung zum Umwelt-
schutz als bei der jüngeren Bevölkerung. Dennoch besteht eine vergleichsweise ge
ringe Bereitschaft der Alteren zu materiellen Einschränkungen, was nur zum Teil durch
ein geringeres Einkommen erklärbar ist.



Tab. 3: Umweltrelevante Einstellungen und Verhaltensweisen
bei verschredenen Bevölkerungsgruppenl

I Zu Formulierungen und Anlwortkälegorien der ltems siehe Abb. 4
Dalerbasisj ISSP T993,2000iSOEP 1994, 1999.
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Die Akzeptanz von höheren Preisen und Steuern und von Einschränkungen des Le-

bensstandards ist bei Personen mit höherer Bildung deutlich gröRer als in den unteren
Bildungsschichten, und zwar unabhängig vom Einkommensniveau der jeweiligen

Haushalte. Sie ist aber auch hier gegenüber '1993 zurückgegangen. Eine verringerte
Bereitschaft, Abstriche vom erreichten Wohlstandsniveau zu machen, findet man zu-
dem quer durch alle Parteianhänger Zwar ist im Westen unter den Anhängern von
Bündnis 90/Die Grünen die Zustimmung zu höheren Preisen und Steuern etwas ge-

stiegen. doch eine Absenkung des Lebensstandards zum Schutz der Umwelt wird

auch von dieser Bevölkerungsgruppe in geringerem Maße für akzeptabel gehalten als
noch wenige Jahre zuvor. Darüber hinaus messen sie auch dem Umweltschutz ge

nerell 1999 weniger Bedeutung zu als '1994. Nach wie vor treten Anhänger von BÜnd-
nis 90/Die Grünen jedoch am stärksten für den Schutz der Umwelt eln.

Das Ergebnis eines abnehmenden Problembewusstseins in der Bevölkerung für Be-

lange der Umwelt wird durch Erhebungen des Umweltbundesamtes bestätigt. Da-
nach scheint das Jahr 2000 aber bereits den Beginn einer Trendwende hin zu einem

wieder steigenden Stellenwed der Umweltthematik zu markieren. Dies stimmt mit
dem hier präsentieften Befund einer Zunahme der Unzulriedenheit mit dem Zustand
der Umwelt nach 1999 überein. Es bleibt abzuwarten, ob in den nächsten Jahren
Probleme des Umweltschutzes für die Bürger weiterhin wieder subjektiv an Bedeu-
tung gewinnen oder durch andere wichtige gesellschaftspolitische Themen wie Ar
beitslosigkeit, Reformen des Systems der sozialen Sicherung oder Staatsverschul
dung eher in den Hintergrund gedrängt werden.

(Reg i na Beryer- Sch m itt)

Woilere lnformationen zum Thema Umwelt siehe Teil l, Kap. 19, zum Thema
Umwelt und Verkehrsverhalten Teil l, Kap. 17,



9 Familie

ln der öffentlichen Diskussion wird im Zusammenhang mit der Familie eine Reihe von
Problemfeldern zum Teil kontrovers diskutiert. Die Familienfreundlichkeit von Arbeits-
welt, Kinderbetreuungseinrichtungen und Schule wird in Fraqe qestellt. Die Verbin-
dung von Erwerbstätigkeit und Erziehung von Kleinkindern erweist sich für viele
Frauen als schwer vereinbar Auf der anderen Seite wirft der steigende Anteil alter
l\,4enschen erhebliche Probleme für das System der sozialen Sicherung auf und bringt
auch hohe Anforderungen in Form von HilfeleiStungen und Unterstützung für alte Fa-
milienmitglieder in den privaten Haushalten mit sich. ln Deutschland gibt es erne
staatliche Verpflichtung die Familie zu fördern. ln Artikel 6 des Grundgesetzes ist
festgelegt, dass diese Förderung nicht nur Familien mit Kindern, sondern auch ver-
heirateten Paaren zuteil werden muss. Die staatliche Familienpolitik ist in erster Linie
auf die Umverteilung von Geldmitteln zugunsten von Familien ausgerichtet. Der Fa-
milienpolitik wird von den Padeien im Deutschen Bundestag eine zentrale Stellung
in den Wahlprogrammen zugewiesen. lnsgesamt sind allerdings Wandlungstenden-
zen zu beobachten, die Zweifel am hohen Stellenwed der Familie in der Gesellschaft
aulkommen lassen. Aus der zunehmenden Verbreitung alternativer Lebensformen ne-
ben der traditionellen Kernfamilie, bei rückläufigen Geburtenraten und hohen Schei-
dungszahlen, wird auch ein Bedeutungsverlust der Familie in der Bevölkerung ge-
folgert. Vor diesem HinteErund wird im Folgenden dargestellt, welche Lebens- und
Familienformen in der Bundesrepublik vorherrschen, wie sich die Familiengründung
und die Ehestabilität in der Folge von Gebudsjahrgangskohorten verändert haben,
aber auch welche subjektiven Einschätzungen zu Familie, Partnerschaft und Kindern
in der Bevölkerung zu beobachten sind.

9.1 Lebens- und Familienformen

ln Deutschland lebt mehr als ein Drittel der erwachsenen Bevölkerung ('18 Jahre und
älter) in einer Kernfamilie, d. h. zusammen mit einem Ehepartner und mindestens ei-
nem Kind. Während in Ostdeutschland ein höherer Anteil von Ehepaaren mit er-
wachsenen Kindern zusammenlebt als in Westdeutschland. ist der Anteil mit minder-
jährigen Kindern in den neuen Bundesländern etwas kleiner Dies ist nicht zuletzt auf
Auswirkungen des Rückgangs der Heirats und Geburtenzahl seit dem Ende der DDR
zurückzuführen. Das Familienleben im Alter ist auch durch den Tod des Ehepartners
gekennzeichnet: 5 oZ aller lMänner und Frauen in Deutschland sind verwitwet und le-
ben alleine in einem Haushalt. Da Frauen eine höhere Lebenserwadung haben als
N4änner und Ehefrauen meistens jünger sind als ihre Ehemänner, überwiegen ältere
Frauen in dieser Lebensform. Auch Eheauflösungen durch Scheidungen schlagen
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sich in der Vedellung der Lebensformen nieder. Bei den Anteilen der geschiedenen
Alleinlebenden sind nur geringe Untercchiede zwischen Ost- und Westdeutschland
(4'/o bzw.5 %) festzustellen. Durch neue Partnerschaften und Wiederverheiratung
bleibt der Umfang dieser Lebensform begrenzt.

ln den Medien wird im Zusammenhang mit der Ausbreitung so genannter "alternativer
Lebensformen" über eine Krise der Familie diskutiert. Die größte Gruppe stellen in
diesem Zusammenhang "Singles" dar. So leben in den alten Bundesländern 10 % der
Befragten und in den neuen Bundesländern 7 % ledig und alleine in einem Haushalt.
Seit dern Ende der DDH hat sich auch in Ostdeutschland diese Lebensform weiter
ausgebreitet. Der Anteil von unverheirateten Paaren ohne Kinder unterscheidet sich
nicht wesentlich zwischen West- und Ostdeutschland, während unverheiratete Paare
mlt Kindern in den neuen Bundesländern einen höheren Anteil aufweisen als in den
alten Bundesländern.

Eine gesunkene Heiratsneigung bedeutet nicht, dass jüngere t\4änner und Frauen auf
dauerhafte Partnerschaft verzichten. So haben in den alten und in den neuen Bun-
desländern jeweils mehr als ein Drittel der Personen, die nicht mit einem Ehepartner
zusammenleben, dennoch einen festen Lebenspartner (vgl. Tab. 1).

Neben Auflösungstendenzen kommen bei Heirat und Familienbildung auch religiöse
Bindungen zum Tragen, die sich ehestabilisierend auswirken. Der Anteil kirchlicher
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Fester Lebenspartner - be Ledigen,
getrennt Lebenden und Verwitweten

Nein
39
61

Tab. 1: Lebenspadnerschaften
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Eheschließungen unterscheidet sich ganz erheblich zwischen den alten und neuen
Bundesländern (vgl. Tab.2). Während in den neuen Bundesländern in den beiden
jüngeren Altersgruppen bis 45 Jahre nur 19 % bzw. 16 yo der Verheirateten kirchlich
getraut wurden, sind es in den alten Bundesländern mit 62 % und 65 9/o deutliche
l\.4ehrheiten. ln den älteren Geburtsjahrgängen ist zwar insgesamt eine kirchliche
Trauung häufiger zu beobachten, die Differenzen zwischen Ost und West sind aber
auch bei diesen Gebunsjahrgängen deutlich ausgeprägt.

Tab.2: Zusammenleben vor der Ehe und kirchliche Trauungen von Ehepartnern

I8-30 JahlE 31-45 Jahre 46-60Jahre 61 und älter

Osl Osl Osi Ost

Verherratete, krrchlich gevaut
Ja
Nein

Heute gegebenenfalls nochmals
kirchliche Trauung?
Ja
Nein

62
39

19
81

65
36

34

16
B4

74
26

27 B6
14

51

61
33

27
73

20
80 68

16
84

27 6a

Dalenbäsls: ALLBUS 2002.

9.2 Heiratsalter und Ehedauer

Der sozialstrukturelle Wandel im Bereich der Familie ist letztlich auf Verhaltensände-
rungen zurückzuführen. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang, ob
und in welchem Alter Männer und Frauen heiraten und auch wie stabil die Ehen sind.
Ein Wandel in der Heiraisneigung lässt sich anhand der Quote von bisher Unver-
heirateten im Alter von '18 bis 40 Jahren anschaulich darstellen. Die Kurve zeigt, wel
cher Anteil einer Kohorte von Geburtsjahrgängen zu bestimmten Lebensjahren noch
keine Ehe geschlossen hat. Der Verlauf der Kurve unterscheidet sich deutlich zwi-
schen den verschiedenen Geburtskohorten in den alten Bundesländern (vgl. Abb.2).
Seit den Gebuds,ahrgängen der frühen fünfziger Jahre bleiben in der jeweils jüngeren

Kohorte immer mehr junge Frauen länger ledig, und die Kurven zeigen dementspre-
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Abb.2: Der Anteil unverheirateter Frauen nach Altersgruppen
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chend einen flacheren Verlauf. Während in der ältesten Kohorte nahezu B0 % bereits
mit 26 Jahren verheiratet waren, trifft das nur für 60 % der nächst jüngeren Kohorte
(1956-1965) zu. Bei der jüngsten Kohorte verläuft der Heiratsprozess noch lang-
samer, d. h. es wird noch später eine Ehe geschlossen. Bei dieser Gebudskohorle
haben auch mit dem Ende des dritten Lebensjahrzehntes erst 60 o/o eine Ehe ge-
schlossen. Dieser Anstieg des Heiratsalters fand zeitgleich mit der Bildungsexpansion
statt. Allein durch die längere Ausbildungsdauer der davon profitierenden Kohoden ist
ein Aufschub bei der Erstheirat zu erwarten, da meist erst nach dem Abschluss der
schulischen und beruflichen Ausbildung geheiratet wird. Diskutiert wird auch, ob
durch die höhere Bildung und die verbesseden beruflichen 1,4öglichkeiten für Frauen
die Attraktivität einer Heirat gesunken isi und somit nicht nur ein Aufschub der Heirat,
sondern auch dauerhaft höhere Ledigenquoten zu verzeichnen sind. Wenn auch für
die alleriüngsten Jahrgänge nur Prognosen möglich sind, so sind weniger als 20 o/o

der westdeutschen Frauen, die zwischen'1956 und 1965 geboren sind, bis zum 40.
Lebensiahr unverheiratet qeblieben.

ln Ostdeutschland ist eine andere Entwicklung zu beobachten als in Westdeutsch-
land. Die weitgehende Eingliederung der Frauen in die berufliche Ausbildung und das
Berufsleben hat sich in der damaligen DDR nicht in einem höheren Heiratsalter nie-
dergeschlagen. Allerdings waren auch die Wahlmöglichkeiten geringer und ein Leben
außerhalb der elterlichen Wohnung wurde für iunge Männer und Frauen in der Regel
nur über eine Heirat oder Elternschaft ermöglicht. ln den beiden älteren Kohoften in
Ostdeutschland wurde der überwiegende Teil der Ehen innerhalb einer kurzen Alters-
spanne geschlossen: Bereits bis zum Ende des 25. Lebensjahres waren nahezu 80 o/o

der Frauen verheiratet. Erst in derjüngsten Kohorte, den Geburtsjahrgängen ab 1966,
ist eine erhebliche Veränderung festzustellen. Es wird nun auch in den neuen Bun-
desländern deutlich später geheiratet. Hier zeigt sich aus der Kohortenperspektive der
drastische Rückgang in der Heiratsneigung nach dem Ende der damaligen DDR. ln
den neuen Bundesländern fand damit eine rasche Annäherung an die alten Bundes-
länder in Richtung eines deutlich gestiegenen Heiratsalters und höherer Ledigen-
quoten statt. Zunehmende Wahlmöglichkeiten, aber a!ch widschaftliche und soziale
Unsicherheiten, die mit dem sozialen Trans{ormationsprozess auftraten, haben wohl
maßgeblich zu dieser raschen Veränderung des Verhaltens beigetragen.

ln der Diskussion um Auflösungstendenzen der Ehe wird vielfach auf gestiegene
Scheidungszahlen veruviesen. lm Vergleich zur amtlichen Ehescheidungsstatistik ist
zu berücksichtigen, dass das Scheidungsrisiko durch Daten, die auf Bevölkerungs
stichproben beruhen, unterschätzt wird. Dennoch kann man davon ausgehen, dass
Zusammenhänge sozialstruktureller N4erkmale mit dem Scheidungsrisiko deshalb
nicht verzerrt werden. Für die Abfolge von Eheschließungskohorten in den alten Bun-
desländern ist eine Abnahme der Stabilität von Erstehen zu erkennen. So steigen bei
den jeweils jüngeren Kohonen die Anteile derjenigen deutlich, die nach 5, 10 oder '15

Ehejahren geschieden wurden. Allerdings ist bei der jüngsten Heiratskohorte, deren
Ehen zwischen 1981 und 2000 qeschlossen wurden, keine wesentliche Zunahme der
Scheidungshäufigkeit mehr zu erkennen. Während Frauen mit hoher beruflicher Qua
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Abb. 3: Ehedauer bis zur Scheidung (1. Ehen)
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lifikation bereits in den älteren Gebudsjahrgängen ein höheres Scheidungsrisiko auf-
wiesen, ist in den jüngeren Kohoden auch das Scheidungsrisiko bei Frauen mit nied-
riger beruflicher Qualifikation angestiegen. Damit hat eine Angleichung des Schei
dungsverhaltens zwischen den Bildungsgruppen stattgefunden.

Früher als in den alten Bundesländern ist in Ostdeutschland bereits in der Heirats-
kohorte 1961 bis 1970 ein Anstieg des Scheidungsrisikos zu verzeichnen. Zu berück-
sichtigen ist dabei, dass eine Scheidung in der damaligen DDR in Bezug auf Unter-
haltsverpflichtungen und Versorgungsausgleich aufgrund der rechtlichen Lage sowie
der überwiegenden Vollerwerbstätigkeit von Männern und Frauen nur geringe Folgen
hatte. Dementsprechend waren die Hürden einer Scheidung auch niedrlger als in

Westdeutschland. ln der iüngeren Heiratskohorte '1971-80 war nach 15 Ehejahren
etwa jede fünfte Ehe geschieden. Wie in Westdeutschland ist bei den Heiratsjahr
gängen ab '1981 kein anhaltender Trend zu einer weiteren Abnahme der Ehestabi-
lität zu erkennen. Vor allem t\,4enschen, die in Großstädten leben, unterliegen in den
neuen, aber auch in den alten Bundesländern elnem erhöhten Scheidungsrisiko-

Ehen werden sowohl durch Scheidung als auch Verur'itwung aufgelöst, und Betrof-
fene können - abhängig vom Alter - erneut eine Ehe schließen. Die älteren Ge-
burtsjahrgänge waren durch die Auswirkungen des Zweiten Weltkriegs häuIig auch
in jüngeren Jahren von Verwitwung betrofien, bei den jüngeren Jahrgängen hat das
gestiegene Scheidungsrisiko vermehrt zu Eheauflösungen geführt. Geschlechtsspe-
zifische LJnterschiede sind bei der Wiederuerheiratung deutlich ausgeprägt. Abb.4

Abb. 4: Scheidung und Wiederverheiratung: Anteil derGeschiedenen
nach Anzahl der vergangenen Jahre nach der Scheidung
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zeigt die höheren Wiederverheiratungsquoten von lvlännern gegenüber Frauen. Bei

Wiederverheiratungen spielt die höhere Monalität von Männern eine erhebliche Rol-
le, da sich dadurch Ungleichgewichte auf dem Heiratsmarkt ergeben, die sich auf
die Chancen einer erneuten Heirat auswirken. Mit zunehmendem Altet aber auch
mit der Dauer der Erstehe, sinkt die Wiederverheiratungsrate. Neben emotionalen
Aspekten können hier auch Versorgungsansprüche, die im Laufe einer langjähri-
gen Ehe hinweg erworben wurden, einer erneuten Heirat entgegenstehen. Dies trifft
im besonderen Ny'aße für Frauen zu. Auch die Art der Eheauflösung ist nicht un-
wesentlich für die Wahrscheinlichkeit einer erneuten Heirat. Da Scheidungen meist
früher im Verlauf einer Ehe auftreten als der Tod des Partners. ist bei Geschiede
nen schon deshalb eine stärkere Neigung zur erneuten Heirat zu beobachten als
beiVerwitweten.

9.3 Einstellungen zu Familie, Heirat und Kinderwünschen

Sinkende Heiratsneigung und Ehestabilität werden häufig als Ergebnis einer ab
nehmenden subjektiven Bedeutung der Familie in der Bevölkerung geweftet. Es stellt
sich daher die Frage, welche Bedeutung der Familie tür das emotionale Wohlbefinden
in Ost und West zugeschrieben wird. Auf die Frage, ob man eine Familie braucht, um
glücklich zu sein, ader ob man alleine genauso glücklich leben kann, gibt die über-
w egende Mehrheit in den alten und neuen Bundesländern an, dass eine Familie Vo-
raussetzung ist, um glücklich zu sein (vgl. Tab.3). Bei älteren lMenschen ab 61 Jahren
ist diese Ansicht am weitesten verbreitet. Unter jüngeren I\,4ännern und Frauen, vor
allem in den alten Bundesländern. Jindet sich ein Anteil von etwa einem Fünftel, der
glaubt, dass man alleine genauso glücklich oder glücklicher leben kann. ln den neuen
Bundesländern findet diese Ansicht nur in der jüngsten Altersgruppe bis 30 Jahre eine
weitere Verbreitung. Überwiegend wird der Familie dennoch eine zentrale Rolle für das
persönliche Glück zugeschrieben.

Gibt es im Zeitverlauf einen Wandel in der subjektiven Bedeutung der Familie? Von

besonderer Bedeutung sind die Einstellungen hierzu von jüngeren Männern und
Frauen, die mit der Entscheidung zur Familienbildung konfrontied sind. ln den alten
Bundesländern lst bei Befragten bis 30 Jahre seit den neunziger Jahren sogar ein
Anstieg des Anteils der Befragten, die angeben, dass man eine Familie zum Glück-
lichsein braucht, zu erkennen (vgl. Abb. 5). Während 1988 nur noch 43 % dieser Al-
tersgruppe der Familie eine hohe Bedeutung für das persön iche Glück zuschrieben,
waren es ab 2000 sogar 70 %. Dies zeigt für junge Menschen in den alten Bundes-
ländern einen erheblichen Wiederanstieg der subjektiven Bedeutung der Familie. ln

den neuen Bundesländern liegen die entsprechenden Anteile seit 1991unverändert
bei ebenfalls etwa 70 02. Eine Tendenz zu einer abnehmenden Bedeutung der Familie
im Allgemeinen ist jedenfalls nicht zu erkennen. Spezifische Einstellungen zu Part-
nerschaft und Heirat können allerdings davon abweichen.
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Abb. 5: Anteil derjungen Erwachsenen, der angibt
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Tab. 3: Einstellungen zu Familie und Eheschließung
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Wann sollen Lebenspaftner eine Ehe schlleßen? Welche Einstellungen findet man
hierzu in der Gesellschaft? Weit verbreitet ist die Ansicht, dass man heiraten sollte,
wenn man mlt einem Partner auf Dauer zusammenlebt. Zwischen 53 % und 83 % der
Männer und Frauen ab 46 Jahren vertreten d ese Ansicht, in den jüngeren Alters-
gruppen sind die entsprechenden Anteile deutlich kleiner. Vor allem bei den 18- bis 30-
Jähriqen in den neuen Bundesländern stellt ein dauerhaftes Zusammenleben von
Partnern keinen Grund für eine Heirat dar.

lst ein Kind Grund für eine Heirat? Gerade in dieser Einschätzung gibt es erhebliche
L,nterschiede zwischen West- und Ostdeutschen. ln Ostdeutschland überwiegen
diejenigen, die das nicht befüruoden. Gleichzeitig ist in den neuen Bundesländern
auch die Gruppe derjen gen groß, die dazu keine klare lvleinung haben. ln West-

Tab. 4: Familie und subjektives Wohlbefinden

Weglucllich alles n alem

in%

Alleine ebend
Ledig

Geschieden
Ehepaare
Ohne Kinder
Kinder unter 6 Jahren
Kinder von 6-17 Jahren
Kinder ab 18 Jahren

Ohne Kinder
N4it Kinder

Allein Ez ehende

Sonstige

3,2
3,4
3,5

3,0

2,8
2,6
2,7
2,4

2,3
2,4

2,7
2,8
3,3

2,2
2,4
2,4

1 Skalavon 1bis7(1 =völligg ücklch,7=völlig Lnglücklich;l = völig zufrie.len,7 = völl g unzufried en)
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deutschland vertritt dagegen zumindest noch in den beiden höheren Altergruppen die
Mehrheit die Ansicht, dass ein Kind ein Grund für eine Heirat ist. Sogar in den jünge-
ren Altersgruppen ist diese Meinung in den alten Bundesländern mit 39 ol bzvt.37 Va

erheblich weiter verbreitet als in den neuen Bundesländern mit 27 a/o bzw.22 o/o.

Der Familie kommt nicht nur in der Einschätzung der Bevölkerung eine zentrale
Bedeutung zu, sie wird auch mit einer hohen Zufriedenheit bewertet. Die Zufrie-
denheit mit dem Familienleben ist bei unverheirateten Partnern und Ehepaaren oh-
ne Kinder am höchsten. Nichteheliche Lebensgemeinschaften unterscheiden sich
dabei nicht von Ehepaaren. Das etwas geringere Zufriedenheitsniveau bei Ehepart
nern mit Kindern weist daraui hin, dass in Erziehungsphasen die Familienzufrieden-
heit etwas absinkt. Hier dürften die alltäglichen Belastungen der Kindererziehung
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das subjektive Wohlbefinden durchaus beeinträchtigen. Alleine Lebende nehmen oft
Defizite bei ihrem Familienleben wahr und weisen auch das niedrigste Zufriedenheits-
niveau auf.

Neben der eher spezifischen Einschätzung des Familienlebens kann die Bewertung,
ob man ein glückliches Leben führt, als übergreilendes Maß des emotionalen Wohl-
befindens interpretiert werden. Auch hier findet man deutliche Zusammenhänge mit
der Lebensform. Vor allem Männer und Frauen, die geschieden sind oder getrennt
vom Partner leben, sind unglücklicher als Menschen in partnerschaftlichen Lebens-
formen. Paare mit Kindern sind dagegen am glücklichsten mit dem Leben. Der enge
Zusammenhang zwischen der Familienzufriedenheit und einem glücklichen Leben
unterstreicht die Bedeutung von Familie und vor allem Partnerschaft Iürdas subjektive
Wohlbefinden.

(Stefan Weick)

Weitere lnformationen zum Thema Haushalls- und Lebenstormen siehe Teil I,
Kap, 1.6, zum Thema Heirat und Scheidungen Teil l, Kap. 1.7.

544



10 Zeitverwendung

Wenn man von Wohlstand in modernen Gesellschaften spricht, wird zunehmend nicht
nur der ökonomische Wohlstand, der Besitz von materiellen Gütern. diskutiert. son
dern auch der Besitz eines wichtigen immateriellen Gutes. nämlich der Zeit. Bereits in
den klassischen Wohlfahrtskonzepten, in denen die individuelle und gesellschaftliche
Lebensqualität im Vordergrund steht, wird die Veffügbarkeit von Zeit als wichtiger ln-
dikator thematisiert. ln der öffentlichen Diskussion der vergangenen Jahre hat sich
zunehmend der Begriff des "Zeitwohlstands. etabliert, mit dem - abgeleitet aus der
Ökonomie - ein Aspekt von Lebensqualität umschrieben wird. Zwar ist die Diskussion
noch in den Anfängen, aber es ist durchaus vorstellbar, was "Zeitwohlstand" oder

"Zeitarmut" bedeuten kann. Vor allem vor dem Hintergrund des deutlichen Rückgangs
der durchschnittlichen tariflichen Arbeitszeit it't den vergangenen vierzig Jahren von rd.
44 Stunden 1960 in den alten Ländern auf rd. 37 Stunden 200'1 (im Osten rd. 39
Stunden) (vgl. Teil l) stellt sich die Frage, wie die verbleibende Zeit genutzt wird und
warum srch angeblich immer mehr Menschen in ihrem Alltag gestresst oder gehetzt
fühlen.

1 0.1 Die Zeitverwendung der Deutschen

Seit einigen Jahren gibt es für das Thema Zeitverwendung in Deutschland umfang-
reiche lnformationen aus den vom Statistischen Bundesamt in den Jahren 1991/92
und 2001/02 durchgefühnen Zeitbudgeterhebungen. lm Rahmen dieser Erhebungen
wurden jeweils rd. 35 000 Tagebücher erstellt, in denen die Befragten im 5- bzw. 10-
N4inuten-Takt angaben, welche Aktivitäten sie über den Tag verteilt ausübten. Dadurch
wurde es erstmals möglich, systematisch d,e Zeitverwendung der Deutschen zu un-
tersuchen.

Da die Erwerbsarbeit (sofern sie ausgeübt wird) das strukturierende lvlerkmal der all-
täglichen Zeitverwendung darstellt und für diese Aktivität üblicherweise die höchste
Form von Verpflichtung besteht, ist es ertorderlich, in den Analysen zwischen Er-
werbstätigen und nicht Erwerbstätigen zu unterscheiden. Die alltägliche Arbeitszeit
wird oftmals auch als "Pflock. beschrieben, "um den herum" die anderen Aktivitäten
arrangiert werden müssen. ln Abbildung 1 wurde die alltägliche Zeitverwendung der
1991/92 und 2001/02 befragten Erwachsenen danach unterschieden, ob sie an Wo-
chentagen Vollzeit erwerbstätig waren oder n cht.

VollzeiteMerbstätige verwandten 2OO1/O2 an einem Werktag knapp 10 Stunden für
Schlaf und Regeneration, knapp ein Drittel des Tages war durch die Erwerbsarbeit
gebunden und für Haushalt und Familie wurde mit rd. zwei Stunden ähnlich viel Zeit
verwendet wie fürdie lvlediennutzung. lm Vergleich zu 199'1/92 wude etwas weniger
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Zeitfürdie Erwerbsarbeit sowie für Haushalt und Familie, dagegen etwas mehrZeitfür
I\,4ediennutzung, soziales Leben und Qualifikation/Bildung verwendet. Allerdings fallen
die Veränderungen zwischen den beiden Erhebungsjahren relativ gering aus. Nicht
erwerbstätige Erurachsene wandten dagegen 2OO1/O2 an einem Werktag deutlich
mehrZeit für Schlafen und Regeneration (über 11 Stunden)auf und beschäftigten sich
in der restlichen Zeit vorwiegend mit Tätigkeiten für den Haushalt und die Familie (über

,ünf Stunden), gefolgt von der l\.4ediennutzung (über drei Stunden). Wie Tabelle 1 zu

entnehmen ist, sinkt an Werktagen mit zunehmendem Umfang der Erwerbstätigkeit
zum einen systematisch die Zeit, die für Schlaf und Regeneration verbleibt, zum an-
deren aber auch der Zeitanteil, der für Haushaltstätigkeiten, Familie und N4edien-

nutzung eingesetzt wird. Der zeitanteil für andere Aktivitäten, wie z. B. für soziales
Leben (Gespräche, Besuche, soziale Kontakte) und Unterhaltung (Kino, Theater usw.),

ehrenamtliche Tätigkeiten und informelle Hilfe (2.8. Kinderbetreuung für andere
Haushalte), Teilnahme an sportlichen Aktivitäten, Hobbys und Spielen sinkt an Werk
tagen ebenfalls kontinuierlich in dem l\.4aRe, in dem der Umfang der En erbsarbeit

Abb. 1a: Zeitauflvand für verschiedene Aktivitäten
an einem Werktag - Erwachsene 199'1/'1992
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Abb. 1b: Zeitaufrvand für verschiedene Aktivitäten
an einem Werktag - Erwachsene 2001/2002
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zunimmt. Dieses [,4uster zeigt, dass die Erwerbstätigkeit maßgeblich den Alltag der
Befragten strukturiert und von diesen Verpflichtungen für die Erwerbsarbeit die Frei-
räume für alle anderen Aktivitäten abhängig sind.

1O.2 Zeit für Haushalt und Familie und
Zeit für Mediennutzung

Besonders deutlich werden die Unterschiede zwischen Erwerbstätigen und nicht Er
werbstätigen sowie zwischen l\4ännern und Frauen in zwei Bereichen der Aktivitäten:
erstens der Haushaltsführung und Betreuung der Familie sowie zweitens der Me-
diennutzung. Hier lassen sich - in nahezu unveränderter Deutlichkeit im Zeitverlauf -
die unterschiedlichen Rollenmodelle der Geschlechter erkennen. Dies verdeutlicht
auch Abbildung 2, in der die Zeitverwendung nach Umfang der Erwerbstätigkeit für
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Tab. 1 : Zeitven/vendung für bestimmte Aktivitäten nach Werktagen und Wo-
chentagen sowie nach Umfang der Erwerbstätigkeit
(in Stunden und Minuten)

Dalenbas,s: Zeitbudgeterhebung des Slatistischen BLrndesamtes 2001/2002

Männer und Frauen an Werktagen und Wochenendtagen dargestellt wird. Während
der Zeitaufwand für Hausarbeit und Familienbetreuung bei Männern an Werktagen
sich von 'l:53 Stunden (Vollzeit erwerbstätig) mit abnehmender Erwerbstätigkeit auf 4
Stunden (nicht erwerbstätig) erhöht, so steigt er bei Frauen von einem bereits deutlich
höheren Ausgangswe"t von 2:42 Stunden (Vollzeat erwerbstätig) auf 5:5'1 Stunden,
wenn sie nicht erwerbstätig sind. Dies ist damit verbunden, dass nicht wenige Frauen

- besonders in den alten Bundesländern (vgl. auch Teil l, Kap. 3.3)- auf eine (Vollzeit-)

Erwerbstätigkeit verzichten, um über mehr Zeit für die Haushaltsführung und die Kin-
derbetreuung zu verfügen. Auch am Wochenende verwenden Frauen - insbesondere
nicht erwerbstätige Frauen - mehr zeit für die Haushaltsführung und die Betreuung
der Familie als Männer (vgl. Abb.2). Vollzeit erwerbstätige Männer investieren zwar
ebentalls am Wochenende mehr Zeit in den Haushalt und die Familie sowie für soziale
Kontakte als an Werktagen, allerdings reicht dies gerade an den Zeitumfang heran,

den Vollzeit erwerbstätige Frauen an Werktagen dafür aufwenden. Man kann somit
durchaus bei Vollzeit erwerbstätigen Männern eine Kompensation der an Werktagen
nicht möglichen Aktivitäten für Haushalt und Familie sowie für soziale Kontakte am
Wochenende erkennen. Dennoch bleiben die geschlechtsrollenspezifischen Muster
auch an den Wochenendtagen klarerhalten.

Abbildung 2 zeigt ebenfalls, dass I\,4änner an werktagen und an Wochenendtagen
mehr Zeit für Mediennutzung verwenden als Frauen (an Wochenenden bis zu einer
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Stunde mehr). Neben der Zeit für Arbeit ist dies die zeitintensivste Aktivität von lvlän-
nern. Ein Anstieg der N,4ediennutzung erfolgt - ähnlich wie bei den Haushalts- und
Familienaktivitäten - ebenfalls umgekehrt proportional zum lJmfang der Verpflich-
tungen für die Erwerbsarbeit.

Differenziert man innerhalb der beiden großen Aktivitätsbereiche HaushalvFamilie
und l\rediennutzung weiter nach Einzelaktivitäten sowie nach Alter und Geschlecht
(vgl. Abb. 3 und Abb. 4), so zeigt sich für die Haushalts- und Familienaktivitäten. dass
vorwiegend nach dem 25. Lebensjahr, d. h. in der Zeit, in der eine Vielzahl von Perso-
nen in Partnerschaft und Familie leben, der Zeitaufwand für Haushaltsaktivitäten
deutlich ansteigt. Bei Männern steigt er von rd.45 Minuten auf 1:82 Stunden, bei
Frauen von 1:30 Stunden auf vier Stunden. wobei in der Altersgruppe der 25- bis unter
45-jährigen Frauen die Kinderbetreuung mit rund einer Stunde die zeitintensivste Ak-

Abb. 2a: Zeitaufwand für verschiedene Aktivitäten
nach Geschlecht und Erwerbsarbeit - Werktage
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Abb. 2b: Zeitaufwand für verschiedene Aktivitäten
nach Geschlecht und Erwerbsarbeit - Wochenende
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tivität innerhalb der Haushalts- und Familienaktivitäten darstellt. Weitere zeitintensive
Aktivitäten sind - vor allem für Frauen - die Zubereitung von N,4ahlzeiten, die ab dem
25. Lebensjahr an Werktagen mit rund einer Stunde zu Buche schlägt, wobei dieser
Aufwand mit zunehmendem Alter auf 1:31 Stunden ansteigt. Die zeitintensivste Tä-
tigkeit von lvlännern für Haushalt und Familie ist das Einkau{en. AulJallend ist, dass die
Zunahme des Zeitaufwands für Haushalts- und Familienaktivitäten für Frauen in der
Altersqruppe der25 bis 4s-Jährigen einsetzt, für Männer aber offensichtlich erst nach
dem 65. Lebensjahr. d. h. mit dem Austritt aus dem Erwerbsleben, die Hausarbeit zu

einer wichtigen Aktivität wud. Eine partnerschaftliche Aufteilung dieser Aufgaben fin-
det somit erst nach dem Eintritt ins Rentenalter statt.

Dass der höhere Zeitaufwand der N4änner für Mediennutzung in erster Linie auf einen
höheren Fernsehkonsum zurückzuführen ist, zeigt Abbildung 4. Allerdings wird hier

550

HaushalUFamilie

Ehrenaml

Soziales Leben

SporYNatur

Spiele/Hobbys

lvlediennulzung



Abb. 3: Haushalts- und Familienaktivitäten
nach Geschlecht und Altersgruppen - 2001/2002

DalerbasßiZeitbLdgeterhebung 2001/02desStatstischen Bundesamtes.

Abb. 4: lMediennutzung an Werktagen
nach Geschlecht und Altersgruppen - 2001/2002
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auch deutlich, dass Computer ebenfalls häufiger von l\y'ännern genutzt werden, wobei
die Altersgruppe der'18- bis 2s-jährigen Männer mit mehr als einer halben Stunde
Computernutzung diejenige Gruppe darstelit, die im Alltag am meisten Zeit mit dieser
Beschäftigung verbringt. Dagegen scheinen die iüngeren Frauen etwas mehr zu lesen

als ihre männlichen Altersgenossen, wobei insgesamt betrachtet fu4änner im Renten-

alter die leseireudigste Gruppe darstellen.

10.3 Die Zufriedenheit mit der Zeitverwendung

Um die tatsächlich im Alltag stattfindende Zeitverwendung danach zu beurteilen, ob

sie den Wünschen und Vorstellungen der l\y'enschen entspricht, d. h. ob man sich in

manchen Bereichen mehr Zeit wünscht oder der Meinung ist, dass man für manche
Aktivitäten zu viel Zeit verbringt, muss zusätzlich die Bewertung der Befragten he-
rangezogen werden. Es zelgt sich, dass über 40 % der Befragten der Ansicht sind,
dass sie im Alltag zu wenig Zeit rür ihre persönliche Freizeit und die Pflege ihrer
freundschaftlichen Kontakte finden (vg. Abbildung 5), wobei besonders Vollzeiter-
werbstätige diese Einschätzung ablgeben (66 ol). Bemerkenswert ist, dass nur knapp
40 % der Männer und knapp 30 o/o der Frauen derAnsicht sind, dass der Zeitaufwand,
den sie für Erwerbsarbeit leisten, »gerade richtig" sei. lmmerhin ein Viertel der Männer
meint, zuvielZeit fürArbeit zu verwenden, während dieserAnsicht rd.16 % der Frauen

sind, zugleich aber auch knapp 10 % der Frauen gerne mehr arbeiten würden. Hier
scheint das Ungleichgewicht der Verteilung der Erwerbsarbeit zwischen den Ge-
schlechtern, das dem traditionellen Rollenverständnis entspricht, von beiden Seiten
kritisch beurteilt zu werden.

Unter denjenigen, in deren Haushalt Kinder leben, ist knapp die Hälfte der lMänner und

ein Viertel der Frauen der N,4einung, zu wenig Zeit für Kinder zu haben. Hier schlägt
sich die unterschiedliche zuständig keit ,ür die Kinderbetreuung im Alltag niede( und

auch hier klagen besonders Vollzeiterwerbstätige (rd. 60 %) über zu wenig Zeit fÜr die
Kinder. Umgekehrt sind besonders lvlänner (rd. ein Viertel) und darunter Vollzeiter-
werbstätige (43 %) der Ansicht, dass sie zu viel Zeit für den Eeruf verwenden, was
daraul hindeutet - wie auch andere Studien ergeben haben -, dass es ein gewisses

Potenzial für Arbeitszeitreduzierungen oder Nrodelle des Job-Sharing u. A. geben

könnte. Umgekehrt würden immerhin knapp 10 % der Frauen und knapp 16 9/o der
Teilzeiterwerbstätigen gerne mehr arbeiten, was auf eine bekannte Ungleichverteilung
der Erwerbsarbeit hindeutet: Eine große Gruppe von Menschen arbeitet nach diesen
Daten mehr als sie eigentlich möchte und eine andere Gruppe von Menschen würde
gerne mehr (oder überhaupt) einer Erwerbsarbert nachgehen. Mehr Zeit für den/die
(Ehe-)Partner/in rangiert bei Frauen, die in Partnerschaft leben, dicht hinter dem
Wunsch nach mehr persöniicher Freizeit und mehr zeit für Freunde (rd. 40 %). Etwa
40 % der l\.4änner mit Familie wünschen sich mehr Zeit für die Partnerin sowie für
Freunde und persönliche Freizeit. Mehr Zeit für Kinder zu haben (rd. 50 %) ist jedoch

für sie der vordringlichste Wunsch. Es ist zu erkennen, dass (Vollzeit erwerbstätige)
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l',4änner vor allem die mangelnde Zeit tür iamiliäre Aktivitäten beklagen. Allerdings
muss an dieser Stelle auf die Diskrepanz zwischen den Klagen der N.4änner über zu viel
Zeitaufwand fürArbeit bzw. zu wenig Zeit für Partnerschaft und Kinder und gleichzeitig

die geringe Teilhabe von lvlännern an Teilzeitarbeit oder Erziehungsfreistellung hinge-
wiesen werden.

Was überraschend erscheinen mag, ist die Tatsache, dass nicht nur die N/ehrheit der
[,4änner. sondern auch die l\rehrheit der Frauen der Ansicht ist. dass der Zeitaufwand
für Hausarbeit gerade richtig sei. Allerdings würden rd. 14 9/o der Frauen ('18 o/o der
Teilzeiterwerbstätigen, 29 o% der Frauen in Paarhaushalten mit Kind) diese Tätigkeiten
gerne reduzieren, woran zu erkennen ist, dass bei einer Kumulation der Aufgaben, wie
sie bei Teilzeit erwerbstätigen l\y'üttern zu beobachten ist (,,Doppel- bzw. N4ehrfach-

belastung"), die Hausarbeit zu den Aufgaben zählt, die man gerne reduzieren würde.

Von.Zeitarmut., im Sinne von zu vielZeit für bestimmte Aktivitäten und zu wenig Zeit
für andere Aktivitäten scheinen vor allem Vollzeiterwerbstätige und darunter Männer
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und Frauen mit Familie betroffen zu sein. Wenn man umgekehrt unter "Zeitwohlstand.
versteht, dass viele Befragte angeben, der Zeitaufwand für die genannten Aktivitä-
ten sei -gerade richtig., dann scheint dieses Ziel nach Beendigung der Erwerbsar,
beit eher realisierbar zu sein. da unter den Rentner/innen diese Anteile mit Abstand
am höchsten sind. Die häufig praktizierte (männliche) Vollzeiterwerbstätigkeit bzw.
(weibliche) Teilzeiterwerbstätigkeit führt dazu, dass dre sozialen Kontakte und fami
liären Aktivitäten offensichtlich zu kurz kommen. Da durch verlängerte Ausbildungs-
zeiten und früher einsetzende Verrentung (Altersteilzeitmodelle, vorzeitiger Ruhe-
stand) die so genannte "rush hour of life", in der die Erwerbs- und die Familienphase
zusammentreffen, immer kürzer geworden ist, scheint eine Lösung dieses Dilem-
mas nur durch neue Arbeitszeitmodelle und ein Umdenken auf dem Arbeitsmarkt
realisierbar.

(Caroline Kramer)

Weitere lnformationen zum Thema Zeit siehe Teil I, Kap. 6, zum Thema Me-
diennulzung Teil l, Kap. 4.6.
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11 Lebenssituation von Jugendlichen
und jungen Erwachsenen

ln diesem Kapitel werden ausgewählte Lebensbedingungen der Jugendlichen und
jungen Erwachsenen in Ost- und Westdeutschland vergleichend dargestellt. Ost-
deutsche Jugendliche sollten im Vergleich zur älteren Bevölkerung in den Jahren nach
der Wiedervereinigung einen schnelleren Anpassungsprozess an die westdeutschen
Verhältnisse durchlaufen haben, da sie weniger Lebenszeit in der DDR verbracht ha-
ben und jungen l,,4enschen Neuorientierungen generell leichter fallen. Um eine An-
näherung der Lebenssituat on aufzuzeigen, werden zunächst obiektive lndikatoren
wie die Wohnform und der Erwerbsstatus dargestellt. Danach werden ausgewählte
Freizeitaktivitäten untersucht, da die Freizeitgestaltung ein zentrales Element der Ju-
gendphase ist. Durch sie grenzen sich Jugendliche gegenüber der Erwachsenenwelt
und auch untereinander ab. Schließlich werden Veränderungen im Bereich subjekti-
ver lndikatoren dargestellt - hier wird die Zufriedenheit mit der Freizeit, mit dem Le-
bensstandard und mit dem Leben insgesamt betrachtet. Die wahrgenommenen Be-
lastungen der jungen Erwachsenen werden durch Sorgen im wirtschaftlichen Bereich
berücksichtigt.

Untersucht wird die Lebenssituation Jugendlicher und junger Erwachsener im Alter
von 17 bis 25 Jahren. Eine differenzierte Bekachtung der Lebensverhältnisse be-
schränkt sich aber nicht nur auf die Unterscheidung zwischen Ost und West, sondern
auch auf die von deutschen und ausländischen Jugendlichen (in Westdeutschland).
Einzelne Bereiche werden zudem nach Geschlecht und im Vergleich zur Bevölkerung
dargestellt, d e älter als 26 ist.

11.1 Bildung und Erwerbstätigkeit

N4it dem Prozess des Übergangs von der Jugendphase in das Erwachsenendasein
sind der Eintritt in das Erwerbssystem und die Loslösung vom Elternhaus verbunden.
So fühd der Austritt aus dem (Aus )Bildungssystem und der Eintritt in die Erwerbstä
tigkeit zu ökonomischer Selbstständigkeit. Auszüge aus dem Elternhaus verlangen
eine selbstständige Haushaltsführung, bedeuten aber nicht zwangsläufig die öko-
nomische Unabhängigkeit von den Eltern. Einen deutlichen Einschnitt in das Leben
junger Erwachsener stellt die Gründung einer eigenen Familie dar.

Abbildung 1 gibt die Anteile der Jugendlichen wieder, die sich noch in schulischer oder
beruflicher Ausbildung befinden. Von den hier betrachteten Jugendlichen sind im Jahr
2002 noch 60 % im schulischen oder beruflichen Bildungssystem. Es zeigt sich, dass
seit Anfang der 90er-Jahre der Anteil der Jugendlichen, die sich noch im Bildungs-
system befinden, stark zugenommen hat. Waren es '1 991 nur 43 %, sind es 2002 be-
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Abb. 1: Anteil der jungen Erwachsenen in Ausbildung
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Abb.2: Anteil derjungen Erwachsenen in Erwerbstätigkeil
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reits 60 %. Westdeutsche Jugendliche bestimmen allein aufgrund des zahlenmäßi-
gen Verhältnisses zwischen Ost und West die durchschnittliche Entwicklung, von der
hingegen ostdeutsche Jugendliche stark abweichen. Bei ihnen ist eine überdurch-
schnittliche Zunahme in der ersten Hälfte der goer-Jahre festzustellen. 199'1 waren
nur 34 oZ der ostdeutschen Jugendlichen im Bildungssystem, aber 47 o/o der west-
deutschen. Ab Mitte der 90er liegen sie gleich auf. Junge Ausländer weisen dagegen
in ihrer Bildungsbeteiligung in allen Jahren Wene deutlich unter denen westdeutscher
Jugendlicher auf.

Komplementär dazu verlaufen die Anteile der Jugendlichen, die Vollzeit oder Teilzeit
erwerbstätig sind (vgl. Abb. 2). Hier ist ein deutlicher Rückgang von 44 % im Jahr 1991

auf 28 % im Jatu 2OO2 z! verzeichnen. Am ausgeprägtesten ist der Rückgang der
Erwerbstätigkeit bei den ostdeutschen Jugendlichen (von 51 yo in Jaft 1991 aul26 o/o

in 2002).

1-1.2 Lebens- und Wohnformen

Zwei Lebens- und Wohnformen sind für Jugendliche und iunge Erwachsene be-
sonders relevant: Wohnen im Elternhaus oder in der eigenen Familie mit Partner und/
oder Kind(ern). Der gemeinsame Haushalt mit den Eltern ist über die J ahre hinweg die
häufigste Wohnform (vgl. Abb. 3). Zwei Drittel der Jugendlichen leben noch in einem

Abb.3: Anteil derjungen Erwachsenen, die noch bei den Eltern leben
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Zweigenerationenhaushalt mit mindestens einem Elternteil. Seit Beginn der goer-

Jahre hat diese Wohnform sogar zugenommen. Während die Anteile für westdeut-
sche Jugendliche über die Jahre hinweg relativ konstant sind, ist bei den ostdeut-
schen jungen Erwachsenen hingegen ein deutlicher Anstieg beobachtbar. Wohnte
dod 1991 nur jeder zweite J ugend liche noch bei den Eltern, sind es 2002 knapp drei
Viedel. Dies hängt zum einen mit dem längeren Verweilen im Ausbildungssystem,
zum anderen mit der verzögerten Familiengründung zusammen.

Ein gegenläufiger Trend zeigt sich bei den jungen Erwachsenen, die bereits eine
eigene Familie gegründet haben (vgl. Abb. 4). Hier ist n der beobachteten Alters-
gruppe ein Rückgang seit Anfang der g0er-Jahre festzustellen, am deutlichsten in

Ostdeutschland. Lebte '1991 noch knapp ein Drittel dieser Altersgruppe mit einem
Partner und/oder Kind(ern), ist es 2002 nur noch ein Sechstel. Hinter diesen Zahlen
verbirgt sich die verzögerte Familienbildung und der dramatische Geburtenrückgang
in Ostdeutschland nach der Wende (vgl. Teil l, Kap. xx). Beide Prozesse sind Folge
der sozialpolitischen Veränderungen und ökonomischen Unsicherheiten nach dem
Zusammenbruch der DDR. Bei ausländischen Jugendlichen sind Ly'itte der 90er-
Jahre deutliche Schwankungen zu verzeichnen.

ln den Lebens- und Wohnformen zeigen sich erhebliche geschlechtsspezilische Un-
terschiede (vgl. Abb. 5). So bleiben männliche Jungendliche deutlich länger im elter-
lichen Haushalt als weibliche. Die Differenz betrug 2002 '18 Prozentpunkte. Junge
Frauen gründen dagegen trüher eine eigene Familie (2'1 %). lhr Anteil ist {ast dreimal
höher als der der jungen Männer (B %).

Abb.4: Anteil derlungen Erwachsenen, die ineinereigenen Familie leben
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Abb. 5: Wohnformen derjungen Er1/r'achsenen nach Geschlecht
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11.3 Freizeitaktivitäten

Bei der Freizeitgestaltung lassen sich im Wesentlichen zweiTypen unterscheiden: die
sozialen und die konsumtiven Freizeitaktivitäten. Zu den Ersteren gehört die gesell
schaftliche Beteiligung in Gruppen und lnst tutionen, die eine integrative Funktion in-
nerhalb der Gesellschaft erfüllt. Die konsumtiven Freizeittätigkeiten, alleine oder in der
Gruppe, dienen dagegen stärker der Erholung und dem Spaß-

Die aktive Teilnahme am religiösen Leben wird durch die Häufigkeit des Kirchgangs
oder des Besuchs einer anderen religiösen Veranstaltung erfasst. ln Deutschland
besuchte im Jahr 2001 knapp jeder zehnte Jugendliche bzw. junge Erwachsene
mindestens einmal pro Monat die Kirche (vgl. Tab. 1). Dabei lässt sich seit 1991 eine
sinkende Tendenz feststellen. Insbesondere bei den westdeutschen Jugendlichen
nimmt die Bindung an die Kirche im Zeitverlauf ab. Besuchten zu Beginn der goer-

Jahre noch 18 o/o mindestens einmal pro Monat Gottesdienste, sind es 2001 ledig-
lich noch 10 04. Am stärksten ist die Bindung an religiöse lnstitutionen bei den Nicht-
Deutschen, sie verliert aber auch bei ihnen an Bedeutung (von 22 yo in 1991 aul 13 o/o

in 2001). Am geringsten ist der Anteil der Kirchgänger unter den iungen Erwach-
senen in Ostdeutschland. Bei der Bevölkerung über 26 Jahre lässt sich eben-
falls ein abnehmender Trend der Teilnahme an kirchlichen Aktivitäten beobachten:
der Anteil liegt 2001 mit 20 7o dennoch doppelt so hoch wie bei den jungen Erwach-
senen.

2001 übten 12 % der Jugendlichen in ihrer Freizeit regelmäßig eine ehrenamtliche
Aktivität aus. Dabei zeigen sich klare Unterschiede zwischen Ost und West. Unter
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den westdeutschen Jugendlichen ist jeder Siebte in seiner Freizeit in einem Ehren-
amt tätig, jedoch nur jeder zehnte ostdeutsche Jugendliche. Ausländische Jugend-
liche in Westdeutschland sind seltener ehrenamtlich aktiv, allerdings isi seit 1991 ein
Anstieg in der Beteiligung zu erkennen (von 3 % auf 7 %). Außerdem zeigen sich
geschlechtsspezifische Unterschiede. lMännliche Jugendliche sind häufiger ehren-
amtlich aktiv als weibliche.

lm Vergleich zu den sozialen nehmen die konsumtiven Freizeitaktivitäten bei den Ju-
gendlichen mehr Raum ein. Mehr als jeder zweite Jugendliche treibt 2001 in seiner
Freizeit Sport, wobei westdeutsche Jugendliche aktiver als ausländische und ost-

Tab, 1: Hegelmäßige Freizeitaktivitäten (mindestens einmal pro [,4onat)

Jugendliche(17-25), insg.
Westdeutsche
Ostdeutsche
Ausländer West)
Jungen
Mädchen

Erwachsene (26+)

58
63
47
s0

5'1

32

46
52
5S
49
31

7l
60
11

69
72
70
54
74

13

79
64
78
67
1S

53
55
48
51
62

29

53
60
28

30

73
73

54
5/

65
67
65

72
t3
73

72
71
20

1 Kirchgang, Besuch reliqiöser Veranstaliungen.
2 Ehrenamtliche Tätiqkeiten in Vere nen, Verbänden oder sorialen Dienslen
3 Kinobesuch, Besuch von Popkonzenen, Tanzveranstatungen, Diskos.

Datenbasisi SOEP 1990, 19S5, 19S9, 2001.

deutsche sind. Allerdings ist der Anteil der ostdeutschen Jugendlichen seit Beginn
der 1ggoer-Jahre deutlich angestiegen \von 28 o/o aut 46 %). Ivlännliche Jugendliche
sind sportlich aktiver als weibliche (59 % gegenüber 49 %).

Auch Kino, Popkonzerte, Diskotheken oder Sportveranstaltungen werden überwie-
gend von Jugendlichen und jungen Erwachsenen besucht. 200'1 besuchen lediglich
20 0Z der Personen über 26 Jahre regelmäßig eine dieser Veranstaltungen gegen-
übet 72Vo der jungen Erwachsenen. Dabei sind die ost- und westdeutschen Ju
gendlichen sehr, die ausländischen etwas seltener aktiv. Männliche und weibliche
Juqendliche unterscheiden sich dageqen heute nicht mehr.

1990 1gg5 r 999 2t01 1990 1995 1SS9 2001

Knchliche AkUvitätenl

Jugendliche (17-25), insg.

Ostdeutsche
Ausländer West)
Jungen
N4ädchen

Erwachsene (26+)

16
'18

I
22
15
T8

15
16
5

21
15
14
22

10
10
7
15

12
19

I
10
6
13
I
10
20

14
15
1'1

3
17
10

13
16
I
5

11

14

14
16
'11

10
16
12
14

12
14
10
7
15
10
16
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1 1 .4 Subjektives Wohlbefinden und Sorgen

Dle Zufriedenheit mit einzelnen Lebensbereichen gibt Auskunft über das subjektive
Wohlbefinden. Neben positiven Aspekten der Lebensqualität zeigen auch negative
Aspekte wie Besorgnis- und Anomiesymptome an, wie L4enschen ihre Lebens-
verhältnisse wahrnehmen und bewerten.

Die Frage nach der Zufriedenheit mit der Freizeit beantwoden 78 yo der jungen Er
wachsenen 2002 positiv (vgl. Tab.2). Dabei zeigt sich in den 90er-Jahren insgesamt
ein ansteigender Trend, derinsbesondere in derzweiten Hälfte der goer-Jahre beiden
ostdeutschen Jugendlichen zu erkennen ist. l\,4it dem Anstieg des Anteils der Zufrie-
denen ist der Anteil der eher Unzufriedenen entsprechend rückläufig. 2002 ist im
Durchschnitt nur noch jeder zehnte Jugendliche mit seiner Freizeitgestaltung un-
zurrieden. Vergleicht man diese Werte mit der älteren Bevölkerung, fällt auf, dass die
Jüngeren mit diesem Lebensbereich zufriedener sind.

Die ZuJriedenheit mit dem Lebensstandard zielt auf die subjektive Beweftung der
materiellen Lebenssituation ab (vgl. Tab. 2). 2OO2 warcn 81 o/o der Jugendlichen und
jungen Erwachsenen eher zufrieden mit ihrem Lebensstandard. Die höchsten Anteile
an der Zufriedenheit weisen westdeutsche, die niedrigsten ausländische Jugendliche

Tab. 2: Zufriedenheit mit ausgewählten Lebenslrereichen

1991 1995 1999 1991 1995 1999 2At2

Zufr edenheit m t Frezert
Jugendliche (.l7-25), insg. 16
Westdeutsche 15
Ostdeutsche 22
Ausländer (!Vest) 13

Erwachsene (26+) 18
Erwachsene (26-60) 22
Zuf riedenhelt mit Lebensstandard
Jugendliche (17-25), insg. 10
Wesideutsche 8
Ostdeutsche 21
ALSIänder (West) I

Erwachsene {26+) 10
Erwachsene (26 60) 10
Allgemeine Lebenszufr edenhert
Jugendliche (17-25), insg. 7
Westdeutsche 6
Ostdeutsche 14
Aus änder West) 5

Erwachsene (26+) I
Erwachsene (26-60) I

tsl
131

171
17'
18'
22'

75'
721
671
69r
701
64

79
s0
76
71
14
68

78
78
8'1

1A
75
7A

11

12
10
1D

15
19

I
17
10
1'1

6
6
6
7
10
10

11
11

12
16

11

8
7

T1

t5
10
TO

5
4
7
2
I
10

71
72
65
73
70
63

10
I
15
16
10
12

7
6
8
B

10
10

78
a2
61
80

76

81
83
7t
76
79
77

8'1

a2
71
75
78
77

85
8g
67
83
7g
79

a7
88
84
84
17
l8

84
85
80
84
77
78

79
83
72
69
77
75

83
85
79
81
75
75

I Werte für 1994.

Dalerbasis: SOEP 1991, 1994, 1995, 1S99,2002
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auf. Während die Jugendlichen in Westdeutschland ihren Lebensstandard über die
Jahre hinweg kontinuierlich hoch beweden, zeigt sich für ostdeutsche Jugendliche
eine deut|che Zunahme seit der Wiedervereinigung.

Am deutlichsten sind die Unterschiede bei der Zufriedenheit mit dem Leben ins-
gesamt. Die jungen Erwachsenen sind 2002 viel zufriedener als die ältere Bevölke-
rung (84 % gegenüber 77 9/o). Bei fast allen hier betrachteten Gruppen sind die Anteile
über die Jahre hinweg relativ konstant. Eine Ausnahme stellen ostdeutsche Jugend-
liche dar. Bei ihnen ist eine deutliche Zunahme der Lebenszufriedenheit beobacht
bar. Waren Anfang der goer-Jahre noch 14 % eher unzufrieden, hat sich ihr Anteil
in den lolgenden elf Jahren halbiert. Analog dazu nahm die Zufriedenheit von 67 %
auf 80 o/o zu.

Neben der Zufriedenheit sind auch die Sorgen um politische, wirtschaftliche und
gesellschaftliche Entwicklungen lndikatoren für das subjektive Wohlbefinden. Hier
werden Sorgen betrachtet, die die allgemeine und die eigene wirtschaftliche Entwick-
lung sowie die Arbeitsplatzsicherheit betreffen (vgl. Tab.3). Während sich der Groß-
teil der Jugendlichen 2002 um die allgemeine und die eigene wirtschaftliche Ent-
wicklung sorgt (83 % bzw. 74 %), sind die Sorgen um die Arbeitsplatzsicherheit
deutlich schwächer ausgeprägt (51 %). Allerdings sind nach wie vor Unterschiede
zwischen west- und ostdeutschen Jugendlichen zu beobachten. Ostdeutsche Ju-
gendliche sorgen sich auch 2002 in allen drei Bereichen am häufigsten. Ein differen-
zieder Blick auf die Verteilung der Sorgen über die Jahre hinweg zeigt, dass der An-
teil der ostdeutschen Jugendlichen mit ausgeprägten Sorgen in den letzten elf Jahren
tendenziell gesunken ist. Dagegen sind die Sorgen bei den westdeutschen und aus-
ländischen Jugendlichen und auch bei Personen über 26 Jahre in den goer-Jahren

größer geworden.

.1 
1 .5 Zusammenfassung

Die objektive Lebenssituation der Jugendlichen bei der Bildungs- und Erwerbs-
beteiligung einerseits und der Familienloslösung und -gründung anderseits hat sich in

den letzten Jahren im vereinten Deutschland weitgehend angeglichen. Waren ost-
deutsche Jugendliche und junge Erwachsene zu Beginn der 90er-Jahre noch häu-
figer erwerbstätig und seltener im Bildungssystem als ihre westdeutschen Alters-
genossen, lassen sich zu Beginn des 21. Jahrhunderts keine Unterschiede mehr
feststellen. Bei den Lebens- und Wohnformen überlagern die geschlechtsspezi-
fischen Unterschiede die zwischen ost- und westdeutschen Jugendlichen. Junge
Frauen ziehen eher aus als junge N4änner und leben deutlich früher in einem eigenen
Haushalt mit Partner und/oder Kind(ern).

Differenzen zwischen Ost- und Westdeutschland lassen sich auch 2002 noch bei der
Freizeitgestaltung erkennen. Die Anteile der westdeutschen Jugendlichen, die in die
Kirche gehen, sich ehrenamtlich in Vereinen, Verbänden und sozialen Diensten enga-
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A lgemeine wirtschan che
Entwicklung

Eigene wrrtschaftl che
Entwcklung

Arbeilsplatzsicherh€itl

19S1 r995 1999 2002 T991 1gg5 1999 2002 r99l I995 1999 2AA2

Jugendliche
(17-25), insg.
Westdeutsche
Ostdeutsche
Aus änder West)

Erwachsene (26+)

80
76
96
75
81

a2
81
86
81
B9

83 83 68 77
84 83 62 74
86 89 92 86
77 70 69 82
90 s2 59 66

76
71

85
67

74 39
71 30
a4 7A
71 45
69 40

51
61
55
48

61
55

51
46
69
50

1 Frage wurde nur von Erwerbstätigen beantwortet.

Datenbas,si SOEP 1991. 1995. 1999,2002.

Tab. 3: Anteil der Jugendlichen, die sich im ökonomischen Bereich
Sorgen machen

gieren und sportlich aktiv sind, fallen höher aus. Beim Besuch von Kino, Popkonzer-
ten, Diskotheken oder Tanzveranstaltungen gibt es hingegen keine Unterschiede
zwischen Ost und West. Gerade in diesem Bereich sind die Unterschiede zur älteren
Bevölkerung auffällig.

N,4it der Annäherung der objektiven Lebensbedingungen und der Freizeitgestaltung
findet auch eine Angleichung der Bewedung der Lebensbedingungen statt. Dennoch
sind in den Sorgenbereichen weiterhin deutliche Ditferenzen erkennbar. Jugendliche
aus Ostdeutschland sorgen sich in den Bereichen allgemeine und eigene wirtschaft-
liche Entwicklung sowie im Bereich Arbeitsplatzsicherheit häutiger als westdeutsche
und ausländische Jugendliche.

(Bettina lsengard / Thorcten Schneider)
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Die Lebensbedingungen und die Lebensqualität der älteren Bevölkerung rÜcken um
so stärker in den Nrittelpunkt des lnteresses, je größer der Anteil der Bevölkerung ist,

der sich in dieser Phase des Lebenszyklus befindet, und desto mehr Lebenszeit jeder

Einzelne in der Phase des Ruhestands und des Lebensabends verbringt. lm Vergleich
zu 1970 hat sich die weitere mittlere Lebenserwartung eines bzw. einer 60-Jährigen in

Westdeutschland mittlerweile um rund fünf Jahre aul24 Jahre bei den Frauen bzw. 20
Jahre bei den Männern verlänged. ln Ostdeutschland ist die LebenseMartung eben-
falls deutlich gestiegen und hat sich den westdeutschen Werten zunehmend an-
genähert. lnformationen zur Qualität des Lebens im Alter im Allgemeinen sowie der
Qualität der zusätzlich gewonnenen Jahre im Besonderen sind daher gerade auch fÜr

die Gesellschaftspolitik von wachsender Bedeutung. Gestützt auf ausgewählte ln-
dikatoren wird im vorliegenden Beitrag untersucht, wie sich Lebenssituation und Le-
bensqualität im Alter im Vergleich zu der jüngeren Erwachsenenpopulation darstellen
und über die Zeit verändern. Von besonderem lnteresse ist zudem, wie sich Lebens-
situation und Lebensqualität von jüngeren und älteren Alten unterscheiden. Der Fokus
der Betrachtung richtet sich auf verschiedene Aspekte von Haushalt und Padner-
schaft, Lebensstandard und Mobilität, den Gesundheitszustand sowie das subjektive
Wohlbefinden.
ln diesem Beitrag wird für die auf das Jahr 2002 bezogenen Analysen eine Alters-
klassifizierung verwendet, die innerhalb der Bevölkerung von 60 und mehr Jahren fünf
Altersgruppen von jüngeren Alten, älteren Alten und Hochbetagten unterscheidet so-
wie die unter 60 Jährigen als Vergleichsgruppe umfasst. Aufgrund der geringeren

Stichprobengröße bei den früheren SOEP-Wellen muss für Zeitvergleiche eine we-
niger differenzierte. lediglich zwei Gruppen von Alten unterscheidende Altersklassi-
fikation (60-74 und 75-99 Jahre) verwendet werden.

'12.'l Familien- und Haushaltssituation

Partnerschaft und Haushaltskonstellation sind zweifelos Faktoren, die das Leben im

Alter entscheidend prägen und mit zunehmendem Alter drastischen Veränderungen
unterworfen sind. Während rund drei Viertel der 60- bis 64-Jährigen mit einem Ehe-
partner zusammenleben, ist das bei den 75- bis 7g-Jährigen nur noch bei knapp jedem

Zweiten und bei den 80-Jährigen und Alteren gar nur noch berjedem Vienen der Fall.

Entsprechend nimmt der Anteil der Verwitweten mit steigendem Alter schnell zu (vgl.

Tab. 1). DerAnteil der Geschiedenen ist in der älteren Bevölkerung defteit noch ver-

gleichsweise gering, weist aber eine steigende Tendenz auf. Nur sehr geringe Anteile
der Altenbevölkerung leben offenbar mit einem Partner unverheiratet zusammen. Die

Anteile derjenigen, die unabhängig von einer Eheschließung mit einem Partner zusam-
menleben, sind kaum größer als die der verheiratet Zusammenlebenden (vgl. Tab. 1).
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17 59 60 64 65 69 to t4 80 99

Tab. 1: Familienstand, Partnerschaft und Haushaltsgröße nach Altersgruppen

Familienstand
Ledig
Verheiratet, zusammenletrend
Geschieden

Mit Partnerzusammenlebend
Haushaltsgröße
1-Personen Haushalte
2-Personen-Haushalte
3- und Mehr-Personen-Haushalte

34
54
10
2

64

3
65

7

68

6
t3
12
I

76

5
49
6

39
51

27 30
61 63
12 1

Ostdeutschland

45
51

68
8

19
70

3
71
10
16
t4

6
26

7
62

27

M
31

5

I
64
24

24
3

18
27
55

21
62
17

74
12
11

t8

20
65
14

Familienstand
Ledig 38
Verheiratet.zusammenlebend 49
Geschieden 12
Verwitwet 2

tMit Partner zusammenlebend 62
Haushaltsgröße
'1-Personen-Haushalte 16
2 Personen-Haushalte 28
3- und Mehr-Peßonen-Haushalte 57

25
69

6

5
22

5
45

44
48

46

2

2
62

7

66

65
3

Darerbasß: Sozo-oekonom sches Pane (SOEP) 2002

Die alterstypischen Veränderungen des Familienstandes und der Partnerschafts-
situation manifestieren sich auch in der Größe der Haushalte und deren Veränderung
mit steigendem Alter: Während sich der Anteil der 1 -Personen-Haushalte bei den 60-
bis 64-Jährigen mit rund 20 70 noch kaum vom Durchschnitt der jüngeren Bevölke
rung unterscheidet, steigt der Anteil der 1 -Personen- Haushalte über rund 45 % bei
den 75- bis 7g-Jährigen auf fast zwei Drittel bei den über 80 Jährigen in West
deutschland und sogar drei Viedel in Ostdeutschland. Drei- und Mehr-Personen-
Haushalte bilden heute bei abnehmender Tendenz - nur noch füreine N,4inderheit der
Altenbevölkerung den Lebenskontext und spielen im höheren Lebensalter kaum noch
eine Rolle.

1 2.2 Lebensstandard und Mobilität

Verwendet man die relative Einkommensposition, ein lvlaß, das das eigene Ein

kommen - berechnet als Haushaltsäquivalenzeinkommen - in Prozent des Durch-
schnittseinkommens der 8evölkerung zum Ausdruck bringt, als zusammenfassenden
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Tab. 2: Belative Einkommensposition nach Altersgruppen

17 59 60-64 65-69 7A-74 75-79 80-99

in%

Ostdeutschland
104 111 142

82
98
8T

97
82

90
82

Arithmetisches i,l ttel Gesamtdeutschland = 100.

Daterbas;sr Sozio oekonomisches Panel ISOEP) 2002

lndikator für den Lebensstandard, ergibt sich für die ältere Bevölkerung eine ver-
gleichsweise günstige Situation (vgl. Tab. 2): Bezogen auf den Einkommensdurch-
schnitt der Bevölkerung in Gesamtdeutschland stellen sich die 60 bis 64 jährigen

Westdeutschen mit einem Wert von 1 '1 1 % am günstigsten. Für die ältere Bevölkerung

Abb. 1: Relative Einkommenspositionen verschiedener Altersgruppen

0 100 Gesamldeutschland = 100

Westdeutschland
17'5S Jahre

60'74 Jahre

75-99 Jahre

I991

118

105

s5

2AA2

17'59 Jahre

60 74 Jahre

75-99 Jahre

108

l04

94

Ostdeutschland
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verschlechtert sich die relative Einkommensposition mit zunehmendem Alter gering-
fügig bis auf 90 % bei den 80 bis 99-Jährigen, was wenigstens z. T. auf die geringeren
Versorgungsansprüche von verwitweien Frauen zurückzuführen sein düdte. ln Ost-
deutschland verfügen die 60-Jährigen und Alteren dagegen über alte Altersgruppen
hinweg durchgängig über ca. 80 0/o des gesamtdeutschen durchschnitflichen Aqui-
valenzeinkommens. lhre Einkommensposition ist damit kaum schlechter als die der
ostdeutschen Erwachsenenbevölkerung der unter 60-Jährigen.

Die vodeilhafte Einkommenssituation der älteren Bevölkerung in Ostdeutschland
kommt noch deutlicher zum Ausdruck, wenn man ihre relative Einkommenssituation
am Durchschnittseinkommen der ostdeutschen Bevölkerung bemisst. Relativ zum
ostdeutschen Durchschnitt erreicht das Einkommen der 60-Jährigen und Alteren
sogar einen Wed von 97 % (tabellarisch nicht ausgewiesen). Eindeutig als Gewinner
der Transformationsprozesse nach der deutschen Wiedervereinigung erweist sich
die äitere ostdeutsche Bevölkerung, wenn man die relative Einkommensposition im
Vergleich mit 199'1 betrachtet (Abb. 1). Damals erreichten die 60- bis 74-Jährigen

Abtl. 2: Verfügbarkeit über PKW in verschiedenen Altersgruppen
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89 % und die 75- bis gg-Jährigen lediglich 73 o/o des durchschnittlichen ostdeut
schen Aquivalenzeinkommens. Gemessen am gesamtdeutschen Durchschnittsein-

kommen haben sich die 60- bis 74-jährigen Ostdeutschen sogar von 52 o/o aul 82 Yo

und die 75- bis 99-Jährigen von 44 % auf 82 o/o verbessert. Aber auch in Westdeutsch-
land hat die ältere Bevölkerung ihre relative Einkommensposition im Vergleich zu den
jüngeren Altercgruppen im Verlauf der vergangenen zwei Jahrzehnte leicht verbes-
sern können.

Die alltägliche Mobilität steht und fällt in hohem lMaße - insbesondere außerhalb der
Großstädte - mit der Verfügbarkeit über einen PKW. Wie aus Abb. 2 hervorgeht, nimmt
der Anteil derjenigen, die regelmäßig über einen eigenen PKW verfügen und inso-

fern in ihren lvlobilitätsmöglichkeiten nicht eingeschränkt sind, erwadungsgemäR mit

steigendem Alter kontinuierlich ab, in Westdeutschland von 64 % (Ostdeutschland

62 %) bei den 65- bis 69-Jährigen, auf etwa 50 % (Ostdeutschland 27 Vol bei den 75-
bis 7g-Jährigen und weniger als 25 % (Ostdeutschland '13 %) bei den 8o-Jährigen
und Alteren.

12.3 Gesundheitszustand und lnanspruchnahme
von medizinischen Leistungen

lvlehr als in jeder anderen Phase des Lebenszyklus wird die Lebensqualität im Alter

vom individuellen Gesundheitszustand und von den aus physischen und psychischen

Krankheiten resultierenden Beeinträchtigungen des Aktivitätspotentials und des sub-
jektiven Wohlbefindens bestimmt. Dementsprechend messen ältere Menschen der
Gesundheit auch subjektiv eine herausragende Bedeutung bei. Körperliche Gebre-
chen und dauerhafte Behinderungen, aber auch psychische Symptome nehmen in

der Regel mit dem Alter zu und führen zu nachhaltigen Verschlechterungen der Le-

benssituation in vielfacher Hinsicht bis hin zur Pflegebedüftigkeit vor allem bei den
Hochbetagten, von der in Westdeutschland 17 yo ünd in Ostdeutschland sogar 25 %
der Bevölkerung von 80 Jahren und darüber betroffen sind.

Vor allem gesundheitsbedingte Beeinträchtigungen von Alltagsaktivitäten resultieren
viellach in unmittelbaren Lebensqualitätseinbußen (vgl. Tab. 3). Während §ich z. B. in
Westdeutschland drei Viertel aller 17- bis sg-Jährigen (Ostdeutschland 68 %) durch
ihren Gesundheitszustand beim Treppensteigen gar nicht beeinträchtigt fühlen, sinkt
dieserAnteil bereits auf unter40 o% beiden 60- bis 64-Jährigen (Ostdeutschland 26 %)

und sogar bis auf lediglich 1 1 % (Ostdeutschland '16 %) bei den über 80-Jährigen, von

denen nahezu jeder Zweite angibt, beim Treppensteigen sehr stark beeinträchtigt zu

sein. Ganz ähnlich nimmt auch der Anteil derjenigen, die angeben, bei anstrengenden
Tätigkeiten durch ihren Gesundheitszustand nicht beeinträchtigt zu sein. mit stei-
gendem Alter rasch ab. Gesundheitsbedingte Einschränkungen sozialer Kontakte
werden in relevantem Umfang erst im höheren Alter berichtet, in Westdeutschland von

12 % (Ostdeutschland '18 %) der 75- bis 7g-Jährigen sowie 18 % (Ostdeutschland

24 %) der 80- bis gg-Jähriqen.
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Darüber hinaus kann die Lebensqualität aber auch durch Symptome körperlicher und
psychischer Krankheiten stark beeinträchtigt werden, die ebenfalls mit steigendem
Alter zunehmen (vgl. Tab. 3): Niedergeschlagenheit ist offenbar eine Beeinträchtigung
des Wohlbefindens, von dem im höheren Alter bis zu einem knappen Vieltel der Be-
fragten belroffen sind, das aber andererseits auch in der iüngeren Bevölkerung in

nennenswertem Umfang (17 %)verbreitet ist und hier sogar geringfügig häufiger vor-

Tab. 3a: Gesundheitszustand, gesundheitliche Beeinträchtigungen und
lnanspruchnahme von medizinischen Leistungen nach Altersgruppen
in Westdeutschland

Gesundheitszustand gegenwärtig
Sehrgut '13

Gul 45
Zufrieden stellend 30
Wenigergut 10
Schlecht 2

Gesundheitszustand beim
Treppensteigen

Stark beerntrdchtigt 5
Ein wenig beeinträchtigl 22
Gar nicht beeinträchtigt 73

Gesundheitszustand bei
anstrengenden Tätigkeiten
Stark beeinträchiigt I
Ein wenig beeinträchtigl 29
Gar nicht beeinträchtigt 62

Niedergeschlagen
in den letäen 4 Wochen 17

Körperliche Schmerzen
in den letzten 4 Wochen I

Einschränkung sozialer Kontakte wg.
gesuroheillcherBeerrträchtigJng 6

Arztb€suche
in den letzten 3 N4onaten 62

Krankenhausaufentha t
rm letaen Jahr 10

3
29
4l
20

6

3
23
47
22

5

22
45

27
50
23

13

22

s

83

16

3
'18

47
24

8

1

17
43
28
11

4D
47
13

15

27

12

88

21

3
10
44
28
15

25
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25

17
44
3S

39
45
15 11

25
47

'14

21

B

76

15

34
48
1B

14

22

I
84

17

53
40

7

21

34

18

91

25

Datenbns/s: Soz o oekonom scrres Pane (SOEP)2002.

kommi als bei den lüngeren Alten. Dagegen ist das Erleiden starker körperlicher
Schmezen, das von etwa einem Drittel der über Bo-Jährigen berichtet wird, ein
Symptom, das in West- und Ostdeutschland mit zunehmendem Alter gleichermaßen

an Verbreitung gewinnt.

Dass sich der Gesundheitszustand mit zunehmendem Alter im Allgemeinen ver-
schlechtert, wird durch eine Vielzahl von lndikatoren belegt (vgl. auch Teil ll, Kapitel 4).
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Dagegen finden sich Hinweise darauf, dass der durch das Alter bedingte Anstieg der
Gesundheitskosten otfenbar geringer ist ais vielfach angenommen und behauptet
wurde. Beide hier verwendeten lndikatoren der lnanspruchnahme von Gesundheits-
leistungen steigen mit dem Alter jedoch deutlich an (vgl. Tab. 3): Der Anteil derjenigen,
die angeben, in den letzten 3 lvlonaten einen Arzt aufgesucht zu haben, steigt in
Westdeutschland von 76 % (Ostdeutschland 87 %) bei den 60- bis 64-Jährigen auf

Tab. 3b: Gesundheitszustand, gesundheitliche Beeinträchtigungen und
lnanspruchnahme von medizinischen Leistungen nach Altel§gruppen
in Ostdeutschland

Gesundheitszustand gegenwärtig
S6hrgut
Gut
Zufrieden stellend
Wenigergut
Schlecht

Gesundheitszustand beim
Treppensteigen

Stark beeinträchtigt
Ein wenig beeinträchtigt
Gar nicht beeintr.ichtigt

Gesundheitszustand bei
anstrengenden Tätigkeiien

Stark beeinträchtigt
Ein wenig beeinträchtigt
Gar nicht beeinträchtigt

Niede€eschlagen
in den letzten 4 Wochen

Körpediche Schmerzen
in den leEten 4 Wochen

Einschränkung sozialer Kontakte wg.
gesundheitlicher Beeinirächtigung

in den l€täen 3 Monaten
Krankenhausaufenthalt
im letzten Jahr
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54
'13

46
38
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91 % (Ostdeutschland 91 %) bei den B0- bis gg-Jährigen, beträgt aber lediglich 62 %
(Ostdeutschland 63 oZ) in der Vergleichsgruppe der jüngeren Bevölkerung. Ein ähnli-
cher Zusammenhang mit dem Alter ist Iestzustellen, wenn man die "Krankenhaus-
aufenthalte im letzten Jahr" betrachtet, was auf etwa jeden vierten 80-Jährigen und
Alteren zutrifft gegenüber etwa jedem Sechsten im Alter von 60-69 Jahren und le-
diglich jedem zehnten '17- bis 5g-Jährigen.

17-59 60-64 65 69 f0 74 75-79 80-99
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12.4 Subjektives Wohlbefinden
Die mit dem Alterungsprozess einhergehenden Gesundheitsbeeinträchtigungen ma
nifestieren sich nicht zuletzt auch in der subjektiven Beurteilung des eigenen Ge-
sundheitszustandes und in der Zufriedenheit mit der Gesundheit: Während in West-
wie in Ostdeutschland lediglich 12 yo det 17 bis sg-Jährigen ihren Gesundheitszu-
stand als "weniger gut" oder "schlecht" bezeichnen, gilt das für fast 40 % der 75- bis
79 Jährigen sowie für mehr als 40 yo der über Bo-Jährigen (vgl. Tab. 3). Auch dle zu-
triedenheit mit der Gesundheit nimmt mit steigendem Alter deutlich ab: ln West-
deutschland erreicht sie bei den 60- bis 64-Jährigen einen Wed von 5,9 auf einer von
0 (ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden) reichenden Skala, ge
genüber ernem Wed von 7,0 bei den 17- bis sg-Jährigen und geht bei den über 80-
Jährigen bis auf 5,3 zurück. ln Ostdeutschland sind die Zufriedenheitsdifferenzen
zwischen den Altersgruppen noch drastischer (Abb. 3). Die Differenz in der Gesund-
heitszufriedenheit zwischen den über 80-Jährigen (4,7) und dem Durchschnitt der 17-

bis 59-Jährigen (6,8) beträgt hier sogar nahezu zwei Skalenpunkte.

Die Zufriedenheit mit der Gesundheit ist gerade für ältere Menschen ein Aspekt, der
das subjektive Wohlbefinden wesentlich mitbestimmt, stellt dabei aber dennoch le-
diglich eine Komponente neben anderen dar. Deutlich zufriedener als mit ihrer Ge-
sundheit sind ältere Menschen mit ihrem Haushaltseinkommen. Das entspricht ih-
rer - bereits festgestellten - vergleichsweise günstigen faktischen Einkommenssitua
tion und materiellen Lage. Die Population der 60 Jährigen und Alteren ist mit ihrem
Haushaltseinkommen im Vergleich mit der jüngeren Bevölkerung überdurchschnitt-
lich zufrieden, wobei - besonders ausgeprägt in Ostdeutschland die Zulriedenheit
innerhalb der Altenbevölkerung sogar mit steigendem Alter weiter zunimmt (Abb. 3).

Am zufriedensten sind die über 75-Jährigen mit einem Wert von 7,0 in Westdeutsch-
land (Ostdeutschland 7,1) auf der von 0 bis 10 reichenden Skala gegenüber 6,5
(Ostdeutschland 5,4) bei den 60- bis 64-Jährigen. Während die Zufriedenheit mit
dem Haushaltseinkommen in Westdeutschland lm Vergleich zu 199'1 in allen unter-
schiedenen Altersgruppen um ca.0,5 Skalenpunkte abgenommen hat, ist in Ost-
deutschland in diesem Zeitraum ein deutlicher Anstieg zu beobachten, der sich in der
ältesten Altersgruppe auf mehr als einen Skalenpunkt beläuft (vgl. Tab. 4). Die für die
Altenbevölkerung besonders ausgeprägten absoluten und relativen Einkommensver-
besserungen schlagen sich auch in deutlichen Zufriedenheitsgewinnen nieder. Die
Zutriedenheit mit dem Lebensstandard ist über alle Altersgruppen hinweg - in West-
und Ostdeutschland - höher als die mit dem Einkommen. ln Westdeutschland finden
sich hier auch nur geringe Unterschiede zwischen den Altersgruppen und kaum Ver-
änderungen über die Zeit. Auch in Ostdeutschland sind die Unterschiede zwischen
den Altersgruppen nicht sehr ausgeprägt. wenngleich die Zufriedenheit mit dem Le-
bensstandard tendenziell mit dem Alter steigt. Allerdings hat in Ostdeutschland auch
die Zufriedenheit mit dem Lebensstandard zwischen 1992 und 2002 zuqenommen
(vgl. Tab. 4).

l\4it der sozialen Sicherung sind ältere N.4enschen in West- wie in Ostdeutschland
überdurchschnittlich zufrieden, wobei das diesbezügliche Zufriedenheitsniveau für

571



Abb. 3: Allgemeine Lebenszufriedenheit und Zufriedenheit
mit ausgewählten Lebensbereichen nach Altersgruppen
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alle Altersgruppen aber deutlich unter den für den Lebensstandard und das Haus-
haltseinkommen zu beobachtenden Zufriedenheitsniveaus liegt. Die für die jüngeren

Altersgruppen - im Vergleich zu den derzeitigen Bentnergenerationen - absehbare
Verschlechterung der sozialen Sicherung schlägt sich auch in ihrer Zufriedenheit nie-
der: Das Niveau der Zufriedenheit mit der sozialen Sicherung liegt in der Gruppe der
80- bis 99-Jährigen mit einem Wert von 6,5 in Westdeutschland um einen vollen Ska-
lenpunkt höher als in der Population der 17- bis 59-Jährigeni in Ostdeutschand ist die
Differenz mit 1,7 Skalenpunkten sogar noch ausgeprägter (Abb. 3).

Die Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt wird vielfach als ein globaler, viele ein-
zelne Aspekte und Facetten der Lebensumstände und des Lebensverlaufs zusam-
menfassend bilanzierender lndikator für das subjektive Wohlbefinden verwendet. Wie
Abb. 3 zu entnehmen ist, unterscheidet sich die Lebenszufriedenheit der älteren Be-
völkerung entgegen der allgemeinen Erwadung kaum von jüngeren Altersgruppen.
Eine geringfügig unter dem durchschnittlichen Niveau liegende Zufriedenheit ist al-
lenfalls für die Hochbetagten zu beobachten, jedoch nur in Westdeutschland. lm
Zeitverlauf ist für Westdeutschland ein leichter Rückgang der Lebenszu{riedenheit

Tab. 4: Zufriedenheit mit ausgewählten Lebensaspekten nach Altersgruppen
und im Zeitvergleich

Westdeutschland 1984

Zufiiedenheiten mit...
Gesundheit
HH-Einkommen
Sozialer Sicherung
Lebensstandard
Lebenszufriedenheit

7,0
6,3
5,5
7,O,
7,O

5,4
7,O

6,4

6,8

7,3
6,3

- 7,21

7,4 7,5 7,2 7,3

5.1

6,8
6,9
6,8

5,8 5,3
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für sämtliche Altersgruppen zu beobachten, in Ostdeutschland eine weitgehende
Stabilität in der älteren Bevölkerung sowie ein Anstieg bei den 17- bis sg-Jährigen
(vgl. Tab. 4).

Weiter gehende Analysen zu den Wirkungen und Einflussstärken ausgewählter Merk-
male der Lebensumstände auf die Lebenszufriedenheit führen zu einigen bemer-
kenswerten Einsichten: Zunächst bestätigt sich die Erwartung, dass sich der Ge-
sundheitszustand - gemessen über dessen subjektive Einschätzung - massiv auf die
Lebenszufriedenheit auswirkt und die Stärke dieses Einflusses mit dem Lebensalter
noch zunimmt. Daraus folgt gleichzeitig auch, dass die Zufriedenheit mit dem Leben
unter ansonsten gleichen Bedingungen mit dem Alter sogar zunimmt, wenn Ver-
schlechterungen des Gesundheitszustandes kontrolliert werden. Wie nicht anders zu
erwarten, mindert auch die Tatsache der Pflegebedürftigkeit von der weit über-
wiegend ältere Alte betroffen sind - die Lebenszufriedenheit nachhaltig. Die Bedeu-
tung des Einkommens hiergemessen als relative Einkommensposition - für die Le-
benszufriedenheit ist für die jüngere Bevölkerung beachtlich, nimmt aber mit zu-
nehmendem Alter kontinuierlich ab und erweist sich in den höchsten Altersgruppen
als nicht mehr signifikant; und anders als in den andercn Altersgruppen wirkt sich
bei den über 8o-Jährigen auch die West-Ost-Zugehörigkeit nicht auf die Lebens-
zufriedenheit aus. Überraschend ist vor allem der Befund, dass das Zusammenleben
mit einem Ehe oder sonstigen Partner - anders ais üblicherweise angenommen -
nur in der jüngeren Bevölkerung sowie bei den iüngeren Alten einen - wenn auch
nur leichten - positiven Einfluss auf die Lebenszufriedenheit ausübt; in der Gruppe
der über 70-Jährigen ist jedoch kein signifikanter Einfluss des Zusammenlebens mit
einem Partner - weder positiv noch negativ - festzustellen.

12.5 Fazil

Alles in allem machen die Ergebnisse deutlich, dass sich ältere l\,ienschen in ihrer Le-
bensqualität in vielfacher Hinsicht - wenn auch nicht durchgängig und nicht nur ne-
gativ - von jüngeren unterscheiden. lnsbesondere hinsichtlich ihres Einkommens und
rhrer materiellen Verhältnisse geht es der älteren Bevölkerung in Deutschland derzeit
vergleichsweise gut. Deutliche Verbesserungen ihrer absoluten und relativen Ein-
kommensposition haben insbesondere die höheren Altersgruppen in den östlichen
Bundesländern erfahren, was sich auch in ihrem subjektiven Wohlbefinden nieder-
schlägt. Die aus gesellschaftspolitischer Sicht besonders interessierenden Defizite
in der Lebensqualität älterer Menschen im Vergleich zu jüngeren Bevölkerungsgrup-
pen betreffen vor allem die immateriellen Aspekte des Lebens. Deutliche Einbußen
in der Lebensqualität stellen sich insbesondere bei den älteren Alten, d.h. den
Altersgruppen ab 70 Jahren, ein, die sich von den jüngeren Alten hinsichtlich einer
Vielzahl der verwendeten lndikatoren neqativ unterscheiden.

Für manche Beobachter überraschend ist die auch im hohen Lebensalter nur unwe-
sentlich sinkende Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt. ln der Gesamtbilanz der
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Lebenszufriedenheit werden die im höheren Lebensalter negativ zu Buche schla-
genden Aspekte - wie z. B. Beeinträchtigungen der Gesundheit - offenbar durch po-
sitiv bewertete Wohlfahrtskomponenten - wie z. B- eine im Durchschnitt vergleichs-
weise günstige materielle Lage - wenigstens teilweise kompensieft. Dass es älteren
Menschen in der Regel anscheinend gelingt, das Niveau ihres subjektiven Wohl-
befindens weitgehend aufrechtzuerhalten, mag darüber hinaus iedoch auch auf Pro-
zesse der Anspruchsanpassung und der Revision von Wedorientierungen, d. h. der
Reduzierung von Erwadungen und der Abwertung von in früheren Phasen des Le-
benszyklus wichtigeren und der Höherbewertung von in früheren Lebensphasen we-
niger wichtigen Aspekten zusammenhängen. Auch wenn die vielfach gestellte Frage,
ob die durch eine steigende Lebenserwartung gewonnenen Jahre lebenswert seien,
pauschal kaum beantwortet werden kann, ist offensichtlich, dass ihre Oualität mit dem
Gesundheitsstatus steht und fällt.

(Heinz Herbeft Noll und Stefan Weick)

Weitere lnlormationen zum Thema Altersaufbau siehe Teil I, Kap. 1.4, zum
Thema Alter und Gesundheit Teil l, Kap,8.4.
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13 Zuwanderer und Ausländer
in Deutschland

Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges ist die Bevölkerungsentwickiung der Bun-
desrepublik Deutschland durch Wanderungsbewegungen geprägt. ln der Summe
wurden zwischen 1954 und 1999 54 N.4illionen Zu- und Fortzüge verzeichnet. Dabei
wanderten rund I l\,4illionen Menschen mehr in die Bundesrepublik ein als aus. Ein Teil

der Zuwanderer hat die deutsche Staatsbürgerschaft angenommen und gilt in der
amtlichen Statistik als Deulsche. Die Mehrzahl aber besitzt weiterhin die Staats-
bürgerschaft des Herkunftslandes. Die größten Zuwandergruppen stammen aus den
früheren Anwerbestaaten für so genannte Gastarbeiter: aus der Türkei, ltalien, Spa-
nien, Griechenland, Portugal und den Staaten des ehemaligen Jugoslawien. Seit
1989, dem Ende der Ost-West-Konfrontation, gab es neue Zuwanderungsbe-
wegungen. Vor allem immigrierten Flüchtlinge und Asylsuchende aus den Krisen-
gebieten des Balkans und Spätaussiedler aus Polen, Rumänien und dem Gebiet der
Gus-Staaten. Für alle Zuwanderer ist die Entscheidung, in ein anderes Land ein-
zuwandern, von großen lJmbrüchen begleitet. Diese Eingliederung in die Aufnah-
megesellschaft wird als lntegration bezeichnet. Sie stellt sowohl die Zuwanderer als
auch die ansässige Bevölkerung und deren lnstitutionen vor Heraus{orderungen.

Es gibt mehr und mehr Menschen, die keinen dauerhaften Lebensmittelpunkt in einem
Land mehr haben, sondern zwischen den Staaten pendeln. Solche Prozesse der
transnationalen N4igration sind nur schwer zu dokumentieren. Dies gilt ebenso für die
Situation der illegalen Zuwanderer, deren Zahl in der Bundesrepublik Deutschland auf
0,5 bis 1,5 N.4illionen geschätzt wird.

lm Folgenden werden die Lebenssituationen der größten Zuwanderergruppen in
Deutschland dargestellt: der Zuwanderer aus der Türkei, aus den 15 alten EU-Staaten,
aus den Staaten des ehemaligen Jugoslawien und der Aussiedler- Dabei geht es um
die Bereiche: Lebensbedingungen, die Bildungssituation, Beschäftigung und soziale
lntegration (Glossa4. Alle Analysen beziehen sich auf die alten Bundesländer, da die
grcße Mehrheit der Zuwanderer dod lebt.

13. 1 Lebensbedingungen im Vergleich

ln Tabelle 1 sind wichtige lndikatoren der Lebensbedingungen dargestellt. Die durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer verweist auf die sehr unterschiedlichen Zuwande-
rungsphasen. Zuwanderer aus den 15 EU Staaten leben mit 25 Jahren im Schnitt am
längsten in Deutschland, während (Spät-)Aussiedler hauptsächlich erst nach dem Fall
des Eisernen Vorhangs 1989 nach Deutschland immigriert sind. Der unterschiedlich
hohe Anteil der 2. Generation, also derjenigen, die in Deutschland geboren oder als
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Kinder nach Deutschland gekommen sind, entspricht den Ergebnissen zur Aufent,
haltsdauer. Ein Vergleich der Daten von Haushaltsgröße und Familienstand verdeut-
licht die starke traditionale Familienorientierung vor allem der türkischen Zuwande-
rergruppe. I/ehrgenerationenfamilien mit mehr als einem Kind sind lmmer noch ty-
pisch, auch wenn sich die Fertilitätsrate (slehe G/ossar) der zugewanderten Frauen
langsam an die der deutschen Frauen angleicht.

Die Ergebnisse zur Wohnfläche pro Person und zum monatlichen Haushaltsaqurva-
lenzeinkommen (slehe G/ossar) zeigen deutliche Unterschiede zwischen den Gruppen
auf. Deutsche und Zuwanderer aus den alten Eu-Staaten verlügen über ein ver-

Tab. 1 : Zentrale Merkmale von Deutschen und Zuwanderern
in Westdeutschland 2001

Famiienstand
Verheiratet
ln Partnerschaft
Ledig
Geschieden

ln Deutschland geboren
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14

I

2 570

7,4
2,1
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7,9

78
7

12
2
,1

16

21

2 210

6,3
3,5

27

6,6

63
18
14
4
2

25
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2,6
40

7,4

22

2120

6,5

32

6,6

'14

'14

3
7
0

T3

2 400

7,3
2,7

34

7.7

Aufenthaltsdauer in
DeLtsch and (in Jahren)

lvlonatliche Haushalts-
äqurvalenzeinkommen (EUR)

Zufriedenheit nrit dem
Lebensstandardr

Haushaltsgröße, Personen
Wohnfläche pro Person (qm)
Zufriedenheit mii der
Wohnungl

gleichbares Einkommen und über den meisten Wohnraum pro Person. Unter clen im
Durchschnitt schlechtesten Lebensbedingungen leben Zuwanderer aus der Türkei.
Die im Schnitt deutlch niedrigere Wohnfläche bei allen Zuwanderergruppen im Ver
gleich zur Gruppe der Deutschen erklärt sich allerdings auch aus dem hohen Anteil
von Zuwanderern, die in städtischen Mietwohnungen leben. Diese objektiven Le-
bensbedingungen spiegeln sich in den subjektiven IMaßen der Zufriedenheit wider.
Eine Ausnahme bildet die Gruppe der Aussiedler, die trotz relativ niedriger Lebens-
bedingungen ein vergleichbares Zufriedenheitsniveau wie die deutsche Bevölkerung
aufweist.
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13.2 Bildung und Ausbildung

Eine gute schulische und berufliche Bildung eröffnet eine Beihe von Wahlmöglich-

keiten für die zukünftige Lebensgestaltung. Deshalb kommt der Bildung gerade im

leistungsorientierten Bereich der Widschaft eine zentrale Rolle zu. Dazu gehören in
der Regel auch gute deutsche Sprach- und Schreibkenntnisse. Bei den Aussiedlern

und den zuwanderern aus den Eu-Staaten schätzen knapp 80 % ihre deutschen
Sprachkenntnisse als gut ein und immerhin noch 60 o/o beurteilen ihre Schreibfähigkeit
im Deutschen als gut. Hingegen liegen die Quoten bei Zuwanderern aus der Türkei
und dem ehemaligen Jugoslawien um 20 bis 30 Prozentpunkte niedriger. Bis auf die

Gruppe der Zuwanderer aus der Türkei ergibt sich im Querschnittsvergleich zwischen
'1996 und 2001 eine Verbesserung der Sprach- und Schreibkenntnisse. Besonders

Tab.2: Sprachkenntnisse und Bildung von Deutschen und Zuwanderern
in Westdeutschland

der EU
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deutlich ist diese Entwicklung bei der Gruppe der Aussiedler und Zuwanderer aus den
EU-Staaten (vgl. Tab. 2).

Bei der Schulbildung bestehen weiterhin starke Unterschiede zwischen der deut
schen Bevölkerung und den einzelnen Zuwanderergruppen. Wiederum sind es Zu
wanderer aus der Türkei und dem ehemaligen Jugoslawien, die sowohl den höchsten
Anteil an Personen ohne Schulabschluss aufweisen, als auch in den weitefführenden
Schulen unterdurchschnittlich vedreten sind. Allerdings zeigt sich, dass die 2. ce-
neration deutlich höhere Schulabschlüsse erreicht. Somit ist ein Teil der Unterschiede
durch die Wanderungsgeschichte bedingt, da vor allem niedr g qualifizierte Arbeiter
angeworben wurden und es bis Ende der 7oer-Jahre keine bildungspolitischen ln-
tegrationsmaßnahmen gab. Für dieses Ergebnis sprechen auch Befunde, die nach-
weisen, dass sich selt den Boer-Jahren der Bildungsabstand zwischen Deutschen
und Zuwanderergruppen, die seit längerer Zeit in Deutschland leben, zunehmend
verringert hat. Derenge Zusammenhang zwischen Schulbildung und Ausbildungzeigt
sich in Tabelle 2. Der Anteil der Zuwanderer ohne eine Berufsausbildung liegt zwi-
schen 26 oÄ bei den Aussiedlern und 59 % bei den Zuwanderern aus der Türkei
und damit weit über dem Anteil der Gruppe der Deutschen. Bei der akademischen
Ausbildung hingegen sind die Anteile der Zuwanderer aus den EU-Staaten und der
Aussiedler sogar höher als bei den Deutschen. Wie bei der Schulbildung, so zeigt
sich auch bei der beruflichen Ausblldung die Tendenz, dass die zweite Generation
höhere Berufsabschlüsse im Vergleich zur jeweiligen Gesamtgruppe erreicht. lnsge-
samt ist innerhalb der fünf Jahre ein Trend zu höheren Ausbildungsabschlüssen zu
beobachten. Diese zunehmende Qualifizierung wird besonders bei den Frauen deut-
lich. lm Vergleich zu den Männern verbessern sich ihre Bildungsabschlüsse überpro
portional. Allerdings darf dies nicht über die weiterhin bestehende Ljngleichheit
hinwegtäuschen. Vor allem Frauen aus der Türkei haben zu 70 o/o keinen Berufsab-
schluss.

1 3.3 Erwerbstätigkeit und Einkommen

Die Teilnahme am Erwerbsleben der 15- bis 65-Jährigen ist in den einzelnen Analyse-
gruppen sehr unterschiedlich. Abbildung 1 zeigt, dass mehr als ein Drittel der Zu-
wanderer aus der Türkei nicht am Erwerbsleben teilnehmen. Dies betrifft vor allem
türkische Frauen, die in der l\,4ehrzahl nicht berufstätig sind. Auch tragen rechtliche
Beschränkungen bei der Arbeitsaufnahme für Nicht-EU-Bürger dazu bei, dass die
Erwerbsbeteiligung von Zuwanderern aus der Türkei und Staatsbürgern der Nach-
folgestaaten des ehemaligen Jugoslawien im Vergleich zu den anderen Gruppen
geringer ist.

Auch am Arbeitsmarkt zeigen sich deutliche Unterschiede. Während bei den Deut-
schen und den Zuwanderern aus den EU-Staaten weit über 60 o/o einer Vollzeit oder
Teilzeitbeschäftigung nachgehen, sind dies bei den Aussiedlern und Zuwanderern aus
dem ehemaligen Jugoslawien knapp 60 % und bei den Zuwanderen aus der Tür-
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Abb. 1: Erwertlsstatus von Deutschen und in Deutschland lebenden Ausländern

Dalenbas/sr SOEP 2001

kei nur rund 45 %. Teilzeitarbeit wird dabeiweitgehend von Frauen ausgeübt. Große
Unterschiede zeigen sich in den Arbeitslosenzahlen. Hier weisen vor allem Zuwande-
rer aus der Türkei und Aussiedler hohe Ouoten auf. lnsgesamt hat sich das Arbeits-

losigkeitsrisiko für zuwanderer in den goer-Jahren stark erhöht und liegt deutlich

über dem der deutschen Bevölkerung.

Die berufliche Stellung der Beschäftigten spiegelt sehr gut die Verteilung nach Wirt-
schaftssektoren wider. Die Niehrzahlder beschäftigten Zuwanderer ist als ungelernte

und angelernte Arbeiter vorwiegend im industriellen Sektor tätig (vgl. Tab. 3). Die be-
rufliche [,4obilität vor allem bei den als so genannte Gastarbeiter nach Deutschland
immigrierten Zuwanderern ist gering. Sie vollzogen den wirtschaft ichen Struktur-
wandel seit den 1g70er-Jahren nur unzureichend und vezögert. Dies ist wiederum

ein wichtiger Grund für die hohen Arbeitslosigkeitsquoten. Nur die Zuwanderer aus
den EU-Staaten sind zu rlber 30 7o als Angestellte beschäftigt und weisen im Vergleich
zu den Deutschen eine ähnliche Beschäftigungsstruktur auf.

Die Llnterschiede in der beruflichen Qualifikation zeiqen sich auch beim Einkommen.
Zuwanderer aus dem ehemaligen Jugoslawien und Aussiedler haben die niedrigsten
Einkommen und können nur von einer geringeren Einkommenssteigerung zwischen

1996 und 2001 profitieren. Deutlich wrrd auch, dass Frauen, teilweise bedingt durch

die hohe Teilzeitquote, weit weniger verdienen; ebenso verhält es sich bei deriüngeren
zweiten Generation. Ein ähnliches Ergebnis liefed auch der Vergleich des niedrigsten
und des höchsten Einkommensquartils (G/ossar). Aussiedler und Zuwanderer aus
dem ehemaligen Jugoslawien sind im untersten Ouartil überproportional veftreten.
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Noch auffallender jedoch lst, dass bis auf die Gruppe der Zuwanderer aus den EU-
Staaten alle anderen Zuwanderergruppen zu einem sehr geringen Anteil im oberen
Einkommensquartil liegen. Dies zeigt, dass gehobene Berufspositionen nur selten von
Personen aus diesen Gruppen eingenommen werden.

N,4it den schlechteren beruflichen Positionen gehen auch schlechtere Arbeitsbe-
dingungen und eine wenig flexibe Arbeitsgestaltung einher. Vor allem berichten

Tatl. 3: Beschäftigungsstruktur von Deutschen und Zuwanderern
in Westdeutschland
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rund 30 % der Zuwanderer aus der Türkei von schlechten Arbeitsbedingungen. Eine
Zwischenposition zu den relat v guten Weden der deutschen Beschäftigten nehmen
wiederum die Zuwanderer aus den EU-Staaten ein. lnsgesamt verbessede sich die
Beschäftigungssituation der Erwerbstätigen zwischen 1996 und 2001 leicht. wobei
die Unterschiede zwischen den Zuwanderergruppen und den Deutschen auf ähn-
lichem Niveau bestehen blieben.
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13.4 Soziale lntegration

Um den Prozess der sozialen lntegration (Glossar) zu dokumentieren, werden die-
selben Personen zwischen 1996 und 2001 verfolgt (Längsschnittsperspektive). Die

Angaben in Tabelle 4 zeichnen ein heterogenes Bild. Aussiedler weisen wie erwar-

tet die höchste Bleibeabsicht auf und sprechen in der Mehrzahl als Umgangs-

sprache Deutsch. Zudem empfinden sie selten Benachteiligungen aufgrund ihrer
Herkunft.

Rund 60 % der Zuwanderer aus der Türkei wollen zwar dauerhaft in Deutschland

bleiben, allerdings spricht nur ein Fünftel der türkischen Zuwanderer Deutsch als

Umgangssprache, dies mit sinkender Tendenz. Zu beiden Zeitpunkten unterhält nur
rund ein Drittel von ihnen Freundschaften zu Deutschen und immerhin 16 % fÜhlen

sich oft benachteiligt aufgrund ihrer Herkunft, jedoch weniger als '1996. Diese An-
gaben verdeutlichen die schwierige Situation der lntegration türkischer Zuwanderer

Tab. 4: Beschäftigungsstruktur von Deutschen und Zuwanderern
in Westdeutschland
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Ein beachtlicher Teil von l\.4enschen hat zwischen 1396 und 2001 die deutsche
Staatsbürgerschaft angenommen. Dieses Ergebnis liegt unter anderem an der Ni-
vellierung des Staatsbürgerschaftsrechts 1999. lm Zeitvergleich reduziert sich auch
bei allen Zuwanderergruppen die empfundene Diskriminierung auigrund der Herkunft.

Die Zahl der interethnischen Freundschaften zu Deutschen stagnierte zwischen 1996

und 2001. Selbst bei der Gruppe der Zuwanderer aus den Eu-Staaten hat nur ieder
zweite enge deutsche Freunde. Bis auf die Gruppe der Aussiedler sprechen weniger
als 50 % der Zuwanderer Deutsch als Umgangssprache und im Trend nahm dies nur
für die Gruppe der Zuwanderer aus den EU Staaten zu.
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13.5 Fazit

ln derDebatte um die Folgen derAlterung der Gesellschaft wird Zuwanderung alseine
Möglichkeit genannt, die demographischen Veränderungen in den nächsten Jahr-
zehnten zu verlangsamen. Gleichzeitig wird auf die Probleme der lntegration von
Zuwanderern verwiesen und die lntegrationsdefizite bei den bisher zugewanderten
Personen angemahnt. Die Daten ze gen, dass lntegration in vielen Fällen eine langsa-
mer Prozess ist. Sie zeiqen aber auch, dass Zuwanderer und ihre Nachkommen sehr
unterschiedliche Voraussetzungen mitbringen und ihnen die Gesellschaft lm Laufe
der Jaheehnte sehr unterschiedliche lMöglichkeiten bietet, in Deutschland "anzu-
kommen". Damit wird zum einen klar, dass neue Formen der Zuwanderung nicht mit
den bisher gemachten Erfahrungen gleichgesetzt werden können. Sie vollziehen sich
unter ganz anderen gesellschaftlichen Voraussetzungen. Zum anderen wird deutlich,
dass lntegration nie abgeschlossen ist. Es ist ein aktlver immer wieder neu gelebter
Prozess, an dem sich alle I\renschen und lnstitutionen in der Gesellschaft beteiligen,
um Ausgrenzung, lsolation und Separation zu vermeiden.

Wolfgang Keck)

Weitere lntormationen zum Thema Ausländische Bevölkerung siehe Teill,
Kap. 1.8, zum Thema Ausländer und Bildung Teil l, Kap. 2.3 und 2.4, zum Thema
Ausländer und Arbeitslosigkeit Teil l, Kap. 3.10.



14 Einstellungen und Kontakte
zu Ausländern

ln Deutschland lebten Ende 2002 ungefähr 7,3 tr.4illionen Ausländer. Die§ entspricht
einem Anteil an der Bevölkerung von 8,9 % (vgl. Abschnitt 1.8 in Teil l). Die lvlehrzahl

der ausländischen Staatsangehörigen lebt seit vielen Jahren in Deutschland, die
durchschnittliche Aufenthaltsdauer liegt bei '16,0 Jahren. Das Zusammenleben von
Deutschen und Ausländern gestaltet sich dabei nicht immer konfliktJrei. Die Frage,

wie eine erfolgreiche lntegration der ausländischen Bevölkerung möglich ist, welche

Rahmenbedingungen dafür edorderlich sind, welche Bevölkerungsgruppe - Einhei-
mische oder Zuwanderer - wie viel dazu beitragen sollte, ist seit vielen Jahren Ge
genstand gesellschaftspolitischer Debatten (vgl. Teil ll, Kapitel '13). lm Folgenden wird
auf der Basis von Umfragedaten die Einstellung der Deutschen zu den in Deutschland
lebenden Ausländern beschrieben und betrachtet, inwieweit Kontakte zwischen
Deutschen und Ausländern in unterschiedlichen Lebensbereichen bestehen.

14.1 Einstellungen zu in Deutschland lebenden Ausländern

ln der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) werden

seit 1980 verschiedene Aspekte einer ausländer- bzw. integrationsfeindlichen Ein-
stellung gemessen. Es wird gefragt, ob die in Deutschland lebenden Ausländer ihren

Lebensstil ein bisschen besser an den der Deutschen anpassen sollten, ob sie wieder
in ihre Heimat zurückgeschickt werden sollten, wenn Arbeitsplätze knapp werden, ob
ihnen jede politische Betätigung in Deutschland untersagt werden sollte und ob sie
sich ihre Ehepadner unter ihren eigenen Landsleuten auswählen sollten. Mit Abstand
am meisten Zustimmung findet im Jahr 2002 die vergleichsweise gemäßigte Forde-
rung nach "ein bisschen" mehr Lebensstilanpassung der hier lebenden Ausländer, die
von fast drei Viertel der befragten erwachsenen Deutschen in West und Ost unterstützt
wird (vgl. Abb. 1). Am deutlichsten abgelehnt - von 17 o/a det Befragten in West-

deutschland und von 62 o% der Befragten in Ostdeutschland - wird die Forderung
nach Endogamie, dass die Ausländer "unter sich" heiraten sollten. Gleichwohl stim-
men immer noch 14 % der Befragten im Westen und sogar 24 % der befragten Ost-
deutschen dieser weitreichenden Forderung zu.

Auch die beiden anderen Aussagen in Abbildung 1 werden von den Befragten mehr-
heitlich abgelehnt. Nur etwa jeder fünfte Befragte in West und Ost stimmt der Forde-
rung nach einem Verbot jeglicher politischer Betätigung für Ausländer zu. Die Forde-
rung nach Rotation, nach einem Heimschicken der Ausländer bei einer angespannten
Arbeitsmarktlage, findet im Osten mit 34 % Zustimmung mehr Anklang als im Westen
mit 21 % Zustimmung. Dres könnte zum einen mit der höheren Arbeitslosigkeit in den
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Abb. 1 : Einstellungen gegenüber den ln Deutschland lebenden Ausländern
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neuen Ländern zusammenhängen, zum anderen aber auch mit den anderen Struk-
turen der Ausländerpopulation in Ost und West. lm Westen leben nämlich nicht nur
deutlich mehr Ausländer als im Osten, vor allem leben dod auch häufig mit den ehe-
maligen "Gastarbeitern« und deren Familien nichtdeutsche Personen mit einer sehr
langen, nicht selten sogar ebenslangen Aufenthaltsdauer. Mit diesem Personenkreis
im BIick hat die Forderung nach einem »Heimschicken bei knapper Arbeit" eine ganz
andere Schäde, sodass es plausibel erscheint, dass eine solche lvlaßnahme dann
weniger Zustimmung findet.

Was den Wandel der Einstellungen über die Zeit angeht (vgl. Abb. 2), ist von 1980 bis
1994 im Westen der Republik ein - mehr oder weniger starker - kontinuierlicher
Rückgang der Zustimmung zu allen vier Aussagen zu beobachten. ln der jüngeren

Vergangenheit ist das Bild weniger eindeutig. Ein Aspekt fällt hier besonders auf: Bei
der Forderung nach Lebensstilanpassung ist seit 1996 eine Umkehr des Trends zu
beobachten, sodass inzwischen sogar die Zustimmungsquote des Jahres 1980 (65 %)
wieder übertroffen wnd F2 ya). Bei den anderen Aspekten ist im Großen und Ganzen
eher entweder eine Stagnation oder eine Fortsetzung des liberalen Trends zu beob-
achten. Bei der Bekachtung der Zeitreihen für die vier Aspekte muss man allerdings
beachten, dass '1994 der bis dahin verwendete Begriff "Gastarbeiter" durch .in
Deutschland lebende Ausländer,. ersetzt wurde, um den veränderten Gegebenheiten
und dem damit verbundenen geändenen Sprachgebrauch Rechnung zu tragen. Wie
man an den Zahlen für 1994 sehen kann, als beide Formulierungsvarianten im Split

Abb. 2a: Diskriminierende Einstellungen gegenüber den in Deutschland
lebenden Ausländern - Westdeutschland
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Abb. 2b: Diskriminierende Einstellungen gegenüberden in Deutschland
lelrenden Ausländern - Ostdeutschland
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bei leweils der Hälfte der Eefragten verwendet wurden, hatte dies allerdings kaum
Auswirkungen auf das Antwortverhalten der Befragten.

Für den Osten liegen mittlerweile vier Messzeitpunkte vor - beginnend im Jahr 1994.
Auch hier fällt auf, dass die Zahl derer, die ein wenig mehr Lebensstilanpassung von
den Ausländern einfordern, über die Zeit deutlich steigt. Für die Forderung nach einem
Heimschicken der in Deutschland lebenden Ausländer bei Arbeitsplatzknappheit ist
keine eindeutige Tendenz erkennbar. Für die anderen beiden Aussagen ist wie im
Westen tendenziell eher eine weitere Abnahme der Zustimmung zu verzeichnen.

Zusammenfassend kann man festhalten, dass das auffälligste Ergebnis des Zeitver-
gleichs der abweichende Trendverlauf beim Aspekt "Lebensstilanpassung" ist, der
2002 mehr Zustimmung findet als zu Beginn der Messungen, während gleichzeitig die
Zustimmungsquoten zu allen anderen Forderungen im Westen seit 1980 auf weniger
als die Hälfte zurückgegangen sind und im Osten seit 1994 in etwa gleich geblieben
oder leicht zurückgegangen sind. Betrachtet man den Zusammenhang zwischen der
Forderung nach Lebensstilanpassung auf der einen und den anderen drei Aspekten
auf der anderen Seite, stellt man fest, dass '1980 noch 35 o/o der Befragten, die ein
bisschen mehr Anpassung verlangten, auch allen drei anderen Aussagen eher zu
stimmten, 2002 jedoch im Westen nur noch 6 %, im Osten nur noch 15 %. 35 % West)
bzw.22 % (Ost)derer, die etwas mehr Lebensstilanpassung fordern, lehnen 2002 so-
gar alle anderen Aussagen ab. l\,4öglicherweise lst die häufiger geäußerte Forderung
der Deutschen nach mehr Assimilatlonsbereitschaft aufseiten der Ausländer inzwi



schen weniger Ausdruck einer generell ausländerfeindlichen Einstellung, als vielmehr
die Kehrseite einer am Trend der anderen Aspekte abzulesenden zunehmenden Be-
reitschaft zur lntegration der Gastarbeiter bzw. Ausländer als auf Dauer hier lebende,
gleichberechtigte Mitbürger

Wie Tabelle 1 zeigt, sind diskriminierende Einstellungen gegenüber in Deutschland
lebenden Ausländern in verschiedenen Alterc- und Bildungsgruppen unterschiedlich
weit verbreitet. Altere Befragte stimmen den vier Forderungen häufiger zu als jüngere.

Die Forderung, dass Ausländer unter sich heiraten sollten, wird im Westen in der
höchsten Altersgruppe mil24 ya sogar v ermal so häufig erhoben wie bei den unter
40-Jährigen. ln Ost und West liegt die Zustimmung zu allen vier Aspekten bei Haupt-
schulabsolventen jeweils um über 20 Prozentpunkte höher als bei Abiturienten, wobei
die Unterschiede im Osten noch deutlicher ausfallen als im Westen.

Einstellungsunterschiede sind auch zwischen Personen mit unterschiedlich starkem
Nationalstolz zu erkennen. wobei ein ausgeprägter Nat onalstolz (,'sehr stolz, Deut-

Tab. 1: Einstellungen gegenüber den in Deutschland lebenen Ausländern
in ausgewählten Bevölkerungsgruppenl, 2OO2

Betäli-

suns
Betäti'
suns

in%

lnsgesamt
Altersgruppen
18-39 Jahre
40-59 Jahre
60 Jahre und älter

Schulabschluss
Hauptschule
[4ittlere Reife
Fachhochschul/
Hochschukeife

Stolz, Deutscher zu sein
Überhaupt nichV
nicht sehr

Ziemlich
Sehr

Wahlabsicht
CDU/CSU
SPD
FPD
Bündnis 90/ Die Grünen
PDS

72 21 22 14 11 34 2t 24

64
71
84

14
22
30

13
24
34

6
13
24

63
70
83

28

42

22
3D
32

40
2A

11

15
24
39

4084
74

31
21

35
1S

24
10

a7
11

50
32

56 910 251 17

77
86

80
70
80
46

10
21
4ü

13
22
40

8
12
27

5B
73
88

79
67
6S

58

23
34

31

27

27
41

14
2A

25
15
2t
6

27
19
27

5

20
1'1

15
2

32
19
22

26

30
21
18

1 Anteil deienigen, die Aussage zuslimmen.
/ Fa lzahlzu serins (<50).
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scher zu sein") mit einer höheren Zustimmung zu ausländerdiskriminierenden Aus-
sagen einhergeht. ln diesem Personenkreis scheinen Vorstellungen, dass mit der Zu-
gehörigkeit zur einheimischen Bevölkerung bestimmte Vorrechte verbunden sein
sollten und dass die lnteressen der deutschen Bevölkerung Vorrang haben sollten vor
denen der hier lebenden nichtdeutschen Menschen. weiter verbreitet zu sein als bei
den Personen, die weniger stolz darauf sind, Deutscher zu sein. So wird die Forde-
rung, Ausländer bei prekärer Arbeitsmarkt age wieder in ihre Heimat zurückzuschi
cken, von 40 % (West) bzw. 52 % (Ost) der Personen, die "sehr slolz" darauf sind,
Deltscher zu sein, unterstützt, gegenüber 10 % (West) ttzw.23 o/o (Ost) bei den "gar
nicht" oder "nicht sehr" stolzen Deutschen. Auch bei allen anderen Forderungen sind
die Zustimmungsquoten der Befragten mit ausgeprägtem Nationalstolz jeweils ein
deutig am höchsten.

Betrachtet man die parteipolitische Orientierung der Befragten, hier gemessen an-
hand der Wahlabsicht (,,Sonntagsfrager, so fällt auf, dass zwischen den Anhängern
der verschiedenen Parteien in ihren Einstellungen gegenrlber Ausländern im All-
gemeinen nur graduelle Unterschiede bestehen, allerdings mit einer Ausnahme. Die
Grünen-Wähler im Westen (für Ostdeutschland sind in Tabelle 1 keine Zahlen aus-
gewiesen, weil die Fallzahlen hier zu gering sind, um aussagekräftige Ergebnisse zu
erhalten) stimmen allen vier Forderungen deutlich seltener zu. Die drei stark diskrimi
nierenden Aussagen finden nur bei einer verschwindend kleinen Minderheit der Grü
nen Anhänger Zustimmung. Llnd auch die schwache Forderung nach "ein bisschen"
Anpassung des Lebensstils wird nur von einer lMlnderheit unterstützt, wobei 46 %
Zustimmung vor dem Hintergrund des Bekenntnisses der Grünen zur .lvlultikulturellen
Geseilschaft.. immer noch eine bemerkenswert hohe Zustimmungsrate darstellen.
Dies zeigt noch einmal, wie weit verbreitet die N,4einung, dass auch die Ausländer ihren
Teil zu einer erfolgreichen lntegration beizutragen haben, derzeit in Deutschland ist.

1 4.2 Einstellungen zum "lslam"
ln Deutschland stammt etwa jeder zwanzigste Schüler an allgemein bildenden Schu-
len aus einer muslimischen Familie (vgl. Teil l). ln Zusammenhang mit der Thematik

"Ausländerintegration" wird daher seit einigen Jahren diskutied, ob es an deutschen
Schulen auch lslamunterricht geben sollte. Derzeit wird dies in verschiedenen Bun-
desländern im Rahmen von lvlodellversuchen erprobt.

Was hält die deutsche Bevölkerung von islamischem Religionsunterricht an staat-
lichen Schulen? Tabelle 2 zeigt, dass die Zahl der Befürwor.ter gegenüber 1996 zuge
nommen hat und nach wie vor im Westen mit 48 % deutlch größer ist als im Osten
(2OO2: 21 o/.). Allerdings hängt dies auch damit zusammen, dass viele Ostdeutsche
(56 %) für gar keinen Religionsunterricht an staatlichen Schulen plädieren. Wenn man
nur diejenigen betrachtet, die nicht generell gegen Beligionsunterr cht votieren, sind
im Westen 64 % (1996:53 %), im Osten 48 % (1996:35 %)für lslamunterricht neben
dem evangelischen bzw. katholischen Religionsunterricht.
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Tab.2: Einstellungen zur Einführung von lslamunterricht an staatlichen Schulen
in Deutschland

An staal ichen Schu en 1996

ost- Ost

n%

Auch lslamunterricht
Nur christlichen
Religionsuntenicht

Überhaupt keinen
Religionsunterricht

39 12 4B

2A

24

21

23

56

35

27

Däterbasß: ALLBUS 19S6 und 2002

Abb.3: Einstellungen zur Einführung von lslamunterricht
an staatlichen Schulen nach Wahlabsicht
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lnteressanterweise sind im Westen die Anhänger aller Parteien in ihrer N4ehrheit gegen

eine Ungleichbehandlung des lslams gegenüber den christlichen Konfessionen. Wenn

man diejenigen, die sich ganz gegen Beligionsunterricht aussprechen, außer acht
lässt, sind fast alle der westdeutschen Grünen-Anhänger, ja selbst eine Mehrheit der

CDU/CSU-Wähler für lslamunterricht. lm Osten ist das lvleinungsbild anders. Hier
sprechen sich über alle Parteipräferenzen hinweg viele gegen iegliche Form religiöser
Unterweisung an staatlichen Schulen aus. Aber wenn überhaupt Religionsunterricht
erteilt werden soll, dann ist vor allem unter den CDU-Wählern die Zahl derer, die es

beim nur christlichen Religionsunterricht belassen wollen, grÖßer als die der BefÜr-

worter eines zusätzlichen lslamunterrichts.

Eine Gleichbehandlung des lslam im deutschen Schulsystem wird also von den

Deutschen mehrheitlich befürwortet. Aber wie steht es mit der individuellen sozialen
Distanz zu Menschen islamischen Glaubens? Dazu wurden die Befragten gebeten

anzugeben, wie angenehm (auf einer siebenstufigen Skala von -3 "sehr unangenehm"
bis +3 "sehr anqenehm") es ihnen wäre, wenn ein Angehöriger der be den großen

christlichen Konfessionen, ein Moslem, ein Jude oder ein Atheist in die eigene Familie
einheiraten würde. Wie Abbildung 4 zeigt, sind Moslems die Personengruppe, die in

West und Ost am ehesten als Familienmitglied unerwünscht ist. Allerdings gilt für alle

Gruppen, auch für die lvloslems, dass sich die meisten Befragten indifferent äuBern.

Abb.4: Soziale Distanz zu Angehörigen verschiedener Konfessionen
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14.3 Kontakte zu Ausländern

ln den westdeutschen Bundesländern leben 7,0 lvlillionen Ausländer, die 1O.3o/o der
Bevölkerung ausmachen, in den neuen Bundesländern sind es lediglich 2,3 %. Dieser
stärkeren Präsenz der Ausländer in den alten Bundesländern entsprechend berichten
Westdeutsche, unabhängig davon, ob nach Kontakten am Arbeitsplatz, in der Nach-
barschaft, in der Familie oder im Freundeskreis gefragt wird, in allen Erhebungen
mindestens doppelt so häufig von solchen Kontakten wie Ostdeutsche. 2002 haben
die Kontakte in allen Bereichen einen Höchststand erreicht.

Abb.5a: Kontakte zu in Deutschland lebenden Ausländern - Westdeutschland
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Während im Westen 83 % der Befragten mindestens in einem der Lebensbereiche
Kontakt mit Ausländern haben, stellen im Osten mit 53 % diejenigen die Mehrheit, die
in keinem der vier Bereiche Kontakt mit Ausländern haben. Am häufigsten - mit 61 %
im Westen und 29 o/o im Osten - sind Kontakte im Freundes- und Bekanntenkreis. Am
seltensten sind im Westen Kontakte innerhalb der eigenen Familie oder Verwandt-
schaft (30 %), im Osten sind mit '13 % Kontakte in der Nachbarschaft ähnlich selten
wie Kontakte in der Familie bzw. Verwandtschaft (15 %).

Kontakte mit Ausländern in den verschiedenen Bereichen sind in West und Ost unter
Jüngeren und Gebildeteren weiter verbreitet. Für die Befragten ab 60 ist mit dem Bu-
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hestand das Kontaktfeld Arbeitsplatz häufig entfallen. Demzufolge weist diese Al
tersgruppe in diesem Kontext die niedrigsten Kontaktquoten auf. Die gegenüber den
jüngeren Altersgruppen selteneren Kontakte im Freundes- und Bekanntenkreis mö-
gen zum Teil damit zusammenhängen, dass die Jüngeren häufiger in Schule, Aus-
bildung und Beruf mit Ausländern zusammentrafen bzw. -treffen, und zwar eher mit
der zweiten, hier geborenen Generation der ehemaligen "Gastarbeiter., sodass z. B.
auch die Sprachbarriere eine geringere Rolle spielt.

Kontakte zwischen Deutschen und Ausländern - insbesondere insoweit es sich um
freiwillige selbst gewählte Kontakte im Privatbereich handelt - können als lndikator für
eine gelungene lntegration gewedet werden. Aber gehen solche Kontakte eigentlich

Abb. 5b: Kontakte zu in Deutschland lebenden Ausländern - Ostdeutschland
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auch einher mit einer geringeren Diskriminierungsneigung? Betrachtet man die Anteile
derjenigen, die den vier diskriminierenden Aussagen zustimmen. so ist der Anteil die-
ser Personen unter denjenigen mit Kontakten zu Ausländern jeweils niedriger als bei
denjenigen ohne Kontakte (vgl. Tab. 4). Bei der Frage danach, ob die Ausländer sich

"ein bisschen" mehr an den Lebensstil der Deutschen anpassen sollten, s nd die Un
terschiede zwar relativ gering. Aber diese Forderung impliziert auch weitaus \,!eniger
eindeutiq eine Diskfminierung der hier lebenden Ausländer als die drei anderen
Aspekte. Bei diesen Aussagen ist die Zustimmungsquote unter den Personen mit
Kontakten höchstens halb so groß wie unter den Befragten ohne Kontakte zu Aus-
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Tab. 3: Kontakte zu in Deutschland lebenden Ausländern, 2002

ln lrn

Bskann

ln

Bekanft

lnsgesamt 30
Altersgruppen

'18-39 Jahre 36
40-59 Jahre 30
60 Jahre und älter 22

Schulabschluss
Hauptschule 27
N,littlere Beife 27
Fachhochschul-/
Hochschulreife 35

Stolz, Deutscher zu sern
Überhaupt nichvnicht sehr 35
Ziemlich 29
Sehr 23

71
60
20

55

38

44

52
40
36

39

50

48

38

61 15 25 13 29
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61
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13
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13

40
29
14

49 12
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26
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71
59
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14
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Dälerbas,s. ALLBUS 2002
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Kontakt zu Ausländern
Ja
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6S
8S 40

19
40
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30

63
1A

21
45

'17

36
12

1 Anteil derjen gen, dieAussage zust mmen

Datenäasßi ALLBUS 2000.

Tab. 4: Einstellungen gegenüber den in Deutschland lebenden Ausländern
in Abhängigkeit von Kontakt zu in Deutschland lebenden Ausländernl

ländern. Es sieht also durchaus so aus. dass unter Personen mit Kontakten zu Aus-
ländern diskriminierende Einstellungen weniger weit verbreitet sind, sodass die stei-
genden Kontaktraten in der Tat optimistisch für die Zukunft stimmen können.

(Martina Wasmer und Achim Koch)

Weitere lntormationen zum Thema Ausländische gevölkerung siehe Teil l,
Kap, 1.8, zum Thema Ausländer und Religion Teil I, Kap. 7.4.
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15 Sparen und Verschuldung
privater Haushalte

ln Deutschland gehört nicht nur ein "Dach über dem Kopt., sondern auch etne ge-
wisse Ausstattung der Wohnung zu den sozlalstaatlich verbrieften Rechten. Bei feh-
lender Wohnung muss das Sozialamt für eine LJnterkunft sorgen und bei Pfändungen
müssen einem Haushalt Ausstattungsgegenstände wie Waschmaschine und Fern-
sehgerät zur Verfügung bleiben. Darüber hinaus gehöft die Wohnungsausstattung
zum "demonstrativen" Konsum, d.h. neben dem direkten Nutzwed kann aus der
Wohnungsausstattung ein »Statuswert" erwachsen.

Die meisten Haushalte können größere Anschaffungen nicht aus dem laufenden Ein-
kommen finanzieren. Sie müssen entweder Ansparen oder einen Kredit aufnehmen.
Wobei der Nutzen, den lMenschen aus dem Neid des Nachbarn auf eine gute Haus-
haltsausstattung ziehen können, nicht dadurch geschmäled wird, dass die Aus-
stattung durch Kredite finanziert ist. Neben der Analyse des Sparens beschäftigt sich
dieser Beitrag deshalb auch mit der Verschuldung von Haushalten.

'15.1 Aufholprozess bei der ostdeutschen
Haushaltsausstattung

Zum Verständnis des Sparens und der Kreditaufnahme ist es wichtig, sich zu ver-
gegenwärtigen, wie die Ausstattung von Haushalten in Ost- und Westdeütschland
mit langlebigen Gebrauchsgütern gegenwärtig aussieht (vgl. auch Teil l, Kap.4.6).
Die Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) zeichnen darüber hinaus den
Aufholprozess, den Ostdeutschland hinter sich hat, qut nach. Bei Standard-Gerä-
ten ist er weitgehend abgeschlossen, nicht jedoch bei Geräten wie PC und lnternet-
Anschluss.

So ist bei der Verfügbarkeit eines Farbfernsehers inzwischen eine gleiche Ausstattung
in West und Ost erreicht. Während 1990/91 die Differenz über 20 Prozentpunkte be-
trug, ist sie seit dem Jahr 2000 verschwunden. Über 95 o/o der Privathaushalte sehen
farbig fern. Bei Waschmaschinen wardie Ausstattungsdifferenz 1990/91 noch gröRer
als bei Farbfernsehgeräten (etwa 35 Prozentpunkte)i auch sie gibt es nicht mehr. lm
Jahr 2002 liegt die Ausstattung in Ostdeutschland sogar leicht über der in West-
deutschland.

ln der DDR waren private Telefone ein Privileg. 1990 verfügten nur 20 oZ der Haus-
halte über einen Telefonanschluss, während es in der Bundesrepublik Deutschland
96 0/o waren. Bis zum Jahr 2002 hat sich die Ausstattung mit Telefonanschlüssen in
West- und Ostdeutschland auf höchstem Niveau angeglichen: Über 99 % verfügen
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über einen Anschluss. ln Ostdeutschland efolgten - gemäß dem Ausbau des Net-
zes - 1993, 1995 und 1996 groRe SprÜnge.

Die Ausstattung mit PKWs war zum Zeitpunkt der deutschen Vereinigung in West- und

Ostdeutschland deutlich unterschiedlich - wenn auch nicht so krass wie beim Telefon.

Während 1990/91 in Westdeutschland knapp 72yo der Haushalte über mindestens

einen PKW vedügten, waren es 1990 rn Ostdeutschland nur 49 %. Bis zum Jahr 2002

ist der Unterschied zwar nicht gänzlich abgebaut - es sind nun 77 bzw. 71 % dieses

Bild wird aber vor allem von den älteren Kohorten verursacht, die in Ostdeutschland
einen PKW-Kauf oftmals nicht nachgeholt haben.

lm Bereich anderer Geräte, die nicht zum "Muss" einer Haushaltsausstattung gehö-
ren - wie Wäschetrockner, PC, ISDN-Anschluss, lnternetzugang, Gefriertruhe, Video-

recorder und Stereoanlage - sind nach wie vor lJnterschiede zwischen West und

Ostdeutschland zu erkennen. Diese liegen freilich im Bereich weniger Prozentpunkte
und zeigen keine Spaltung der Gesellschan an. Auf jeden Fall machen die Verände-
rungen in Ostdeutschland deutlich, dass es dort in den letzten Jahren einen über-
durchschnittlichen Bedaf an Konsumentenkrediten gegeben hat.

15.2 Konsumentenkredite und Sparverhalten

Die Tabellen 1 und 2 geben einen Überblick über das Sparverhalten und über die

Aufnahme von Konsumentenkrediten. Es sind lediglich Ergebnisse für die Jahre
1997 und 2002 ausgewiesen, da vor 1997 die entsprechenden Angaben im SOEP

nicht erfragt wurden und die dazwischen liegenden Jahre sehr ähnliche Ergebnisse
aufweisen.

lnsgesamt gesehen ist das Spar- und Kreditverhalten im Querschnitt der Haushalte
sehr stabil. Der leichte Rückgang der Sparquote von 1997 aut 2002 findet sich nicht in

der oesamtwirtschaftlichen Sparquote, die laut Volkswinschaftlicher Gesamtrech-
nung (VGR) in diesem Zeitraum weitgehend stabil bei etwa 10 % liegt; dabei muss
allerdings beachtet werden, dass das "laufende Sparen", wie es im SOEP erfragt wird,
nicht das in der Hypothekentilgung enthaltene Sparen berücksichtigt und dass zur
gesamtwidschaftlichen Sparsumme nicht nur private Haushalte beitragen.

Der obere Teil von Tabelle '1 zeigt die Anteile der Haushalte, die angeben, monatlich
regelmäßig zu sparen. lm Jahr 2002 sind es in West- und Ostdeutschland mit etwa
60 % gleich viele. ln Ostdeutschland warderAnteil im Jahr'1997 etwas höher(66 %),

da für die Anschaffungen, die bis zum Jahr 2002 bei vielen Ausstattungsmerkma-
len nahezu zu einem Gleichstand in West und Ostdeutschland geführt haben, Er
sparnisse notwendig waren.

Es zeigt sich eine Altersabhängigkeit des Sparverhaltens; allerdings widerspricht
diese der ökonomischen Lebenszyklustheorie, die besagt, dass in ]ungen Jahren ge-

spart wird, um im Alter davon leben zu können. Tatsächlich steigt iedoch mit zu-
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Tab. 1 : Sparverhalten 1997 und 2002

Anteildet Haushalte mit regelmäßigem Sparcn inak aller Privathaushalte
lnsgesamt 62,1 60,2 66,3
Alier des Haushaltsvorstands

Bis 40 Jahre 58,5 57,0 62,7
41-65 Jahre 61,7 61,3 65,1
{i6 Jahre und älter 67,4 62,7 73,6

Sparquoter
(Anteil der monatlichen Ersparnis in a/a des Haushaltsnettoeinkommens)
lnsgesamt 8,6 7,9 10,8
Alter des Hausha tsvorstands

Bis 40 Jahre 7,1 7,1 a,7
41-€5 Jahre 7,A 7,5 10,5
66 Jahre und älter 12,2 9,5 14,2

50,9

70,6

59,7

8,6

6,7

8,4
11,8

l BeiBerechnung der Sparquote gehen nichl sparende Haushate mit dem We,'( Nulleinl
Datenbasisr SOEP 1997-2002.

nehmendem Ater der Anteil der Haushalte, die sparen, an, und auch die Sparquote
(unterer Teil von Tab. '1)steigt mit dem Alter des Haushaltsvorstands. Dieses Muster
dürfte darauf zurückzuführen sein, dass durch die Gesetzliche Rentenversicherung
und andere Altersvorsorgesysteme das Einkommen der derzeitigen Rentnergenera-
tion - obwohl nur relativ wenig individuelles Ansparen von Kapital stattgefunden hat -
relativ hoch ist (vgl. auch Teil ll, Kap. 12). Hinzu kommt, dass aufgrund einer alters-
typischen Vorsicht und dem Wunsch, etwas zu vererben, viele ältere lvlenschen ihr
Einkommen nicht komplett für Konsumzwecke ausgeben. Betrachtet man die Spar-
quoten aller Haushalte, so liegen diese in Ostdeutschland - wahrscheinlich aufgrund
einer stärker ausgeprägten Vorcichtsha tung - sogar insgesamt noch leicht über de-
nen in Westdeutschland.

Tabelle 2 zeigt im oberen Teil wiederum die Anteile der Haushalte, die Verpflichtungen
aus Konsumentenkrediten haben. Dieser Anteil liegt in Westdeutschland unter dem in
Ostdeutschland. ln beiden Landesteilen ist er seit 1997 angestiegen und liegt im Jahr
2OO2 bet 20 bzw. 26 o/o. lnsgesamt dürfte die höhere Quote in Ostdeutschland zum
Ausdruck bringen, dass das Aufholen bei bzw. das Halten der Haushaltsausstattung in
Ostdeutschland, wo insgesamt nach wie vor niedrigere Einkommen zur Verfügung
stehen (vgl. Teil ll, Kap. 18), nur durch eine höhere Kreditaufnahme möglich war und
ist. Wiederum zeigt sich - wie beim Sparen eine Altersabhängigkeit: allerdings
diesmal in der erwarteten Richtung und sehr ausgeprägt. Altere Menschen haben
deutlich weniger Kreditverpflichtungen als junge Haushalte - im Westen wie im Osten.
Neben kohortenspezitischen Mentalitätsunterschieden spielt hier der Lebenszyklus
die entscheidende Rolle: lm Alter nehmen die Konsumentenbedürfnisse nicht nur ab,
sondern viele langlebige Gebrauchsgüter wurden zuvor bereits angeschalft, während
junge Leute typischerweise große Bedüdnisse und wenig Geld haben, sodass sie
diese Diskrepanz nur durch Kredite vermeiden können.

r!97 2002 1997 2002



1SS7 2AA2 2002

tt%

Tab.2: Kreditverhalten 1997 und 2002

Anteil der Haushalte mit Konsumentenkredil an allen Ptivathaushalten
lnsgesarnt 17,0 2O,1 22,5
Alter des Haushaltsvorstands

Bis 40 Jahre 25,9 30,7 35,4
41-65 Jahre 18.1 21,6 23,0

66 Jahre und älter 3,5 3,7 3,8

Selbst nutzende Eigentümer 11,0 14,9 20,3
L4ieter 2'1,0 24,O 23,3

Monatliche Konsufikredittilgung in Prozent des freien Haushaltsnettoeinkommens
(frcies Eiokommen = Haushaltsnettoeinkommen abzgl- Wohnkosten)
lnsgesamt 7,2 7,O 7,9
Alter des Haushaltsvorstands

Bis 40 Jahre 10,9 10,7 11,6
41-65 Jahre 7,7 7,6 8,9
66 Jahre und älter 1,0 1,2 0,9

Wohnstatus
Selbst nutzende Eigentümer 3,2 5,2 7,6
Ivlieter S,8 8,4 8,0

Monatliche Fixkosten für Konsumkredittilgung und wahnen in Prozenl des
H au sh a lt s n etto e i n kom me n s
lnsgesamt 28,1 27,O 27.6
Alter des Haushaltsvoßtands

Bis 40 Jahre 36,8 34,9 32,S
41-65 Jahre 26,7 27,O 26,6

66 Jahre und älter 18,4 16,4 22,2

Selbst nutzende Eigentümer 17,5 17.3 17,7
l\,4ieter 35,2 34,1 31,7

37,3

5,6

25,1

8,5

13,2

1,6

9,2
8,1

24,7

36,1

20,4

19,8

Dalenbäsisr SOEP I S97.2002

Da für die Aufnahme eines Kredits Sicherheiten ein große Rolle spielen, wird in Ta-

belle2 auch nach Eigentümern und lvlietern einer Wohnung unterschieden. Wäh-
rend in Westdeutschland ein geringerer Teil der Eigentümer für Konsumentenkre-
dite Verpflichtungen hat, ist dieser Anteil in Ostdeutschland für Eigentümer höher
als für Ny'ieter. Auch hier kommt wieder die Belastung durch den Aufholprozess zum
Ausdruck.

Für die Last. die mit einem Kredit verbunden ist. werden zwei lndikatoren berechnet
(mittlerer und unterer Teil von Tab.2). Zum Ersten werden die laufenden Kreditkos-
ten (Zins und Tilgung) als Anteil des "frei verfügbaren Haushaltseinkommens" ausge-
drückt. Als "frei vedügbar" wird der Teil des Einkommens bezeichnet, der sich nach
Abzug der "warmen Wohnkosten. ergibt (mittelfristig fixe Verpflichtungen, insbeson-
dere für private Versicherungen, werden also nicht angesetzt). Der zweite lndikator
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drückt die gesamte Faxkostenbelastung eines Haushalts aus (Kredit- und Wohnkos-
ten im Verhältnis zum Haushaltsnettoeinkommen).

Beide lndikatoren zeigen, dass in jungen Jahren die Last, die Kreditnehmer auf sich
nehmen, im Durchschnitt sehr hoch ist. Etwas über 10 % des frei verfüqbaren Ein-
kommens werden aufgewandt; umgekehrt bedeutet dies, dass junge Haushalte und
lMiethaushalte, die Kredite aufgenommen haben, im Durchschnitt in West- und Ost-
deutschland um die 35 o/o ihres Nettoeinkommens für Miete und Kreditkosten Eins
und Tilgung) aufwenden.

15.3 Überschuldung

Die Frage, ob ein Haushalt "überschuldet" ist, ist zwar popu/ät aber nicht objektiv zu
beantworten. Bei Überschuldung kann man drei Bereiche unterscheiden. ln einer
ersten Gruppe von Haushalten werden die Kreditkosten, die ursprünglich als tragbar
angesehen werden, als "zu hoch" empfunden, ohne dass es aber objektive probleme
mit der Rückzahlung gibt. Beidiesen Haushalten haben sich also die präferenzen für
Konsum geändert bzw. das Einkommen hat sich anders entwickelt als erwaftet. Etnen
politischen Handlungsbedarf gibt es hier aber nicht. ln der zweiten Gruppe der Haus-
halte sind die Kreditkosten lm Vergleich zum Nettoeinkommen so hoch, dass ein so-
zialpolitisch wünschbares, fre zur Vedügung stehendes Einkommen unterschritten
wird, ohne dass jedoch Sozialleistungen in Anspruch genommen werden. Hier ist ein
latenter Politikbedarf gegeben, da diese Haushalte in einer nicht wünschbaren sozia-
len Lage sind, unter der z. B. Kinder langfristig leiden können. ln einer dritten Gruppe
ist ein Problem evident: Es ist die Gruppe der Haushalte, die gepfändet werden.

Repräsentative Daten zur rein sublektiv empfundenen überschuldung liegen rn

Deutschland nicht systematisch vor, obwohl es Empfehtungen gibt, überschuldung
rein subiektiv zu messen, indem in Umfragen die Haushalie selbst angeben, ob sie
"über,,schuldet sind. ln Deutschland mangelt es aber auch an objektiven Daten zur
Überschuldung: es gibt z. B. keine Pfändungsstatistik, die die Sozialstruktur der von
Pfändungen betroffenen Haushalte offen legt. Noch nicht einmal für einen harten Ver-
schuldungsindikato( nämlich Lohn- und cehaltspfändungen, liegt eine aussagefähige
Statistik vor. Wir messen deswegen "Überschuldung" anhand eines lndikators, der
zeigt, ob das nach Abzug der Kreditverpflichtungen - zur Verfügung stehende
Haushaltseinkommen kleiner ist als die "Pfändungsfreigrenze" eines Haushalts, d. h.
der Geldbetrag, der nicht gepfändet werden kann.

Die Pfändungsfrelgrenze ist im Prinzip auch als "Armutsgrenze., verwendbar; taktisch
liegt dazu jedoch keine Literatur vor (vgl. Teil ll, Kap. 18). Dies liegt woht an der über-
legung, dass der Staat einem mittellosen Bürger weniger Geld garantieren muss, als
er ihm sinnvollerweise belässt, wenn er gepfändet wird. Denn würde bis "hinab" zum
Sozialhilfeanspruch gepfändet werden können, hätte der Schuldner keinen Anreiz,
überhaupt noch ein Einkommen zu erzielen. Faktisch liegt im Jahr 2002 die Pfän-



dungsfreigrenze für eine allein lebende Person mit 930 Euro nahezu beim Doppel-
ten des Sozialhilfeanspruchs, der insgesamt etwa 550 Euro beträgt. Während ein

vierköpfige Familie einen Sozialhilfeanspruch von etwa '1 250 Euro hat, liegt die

entsprechende Pfändungsfreigrenze bei '1 670 Euro.

Auf Basis der Pfändungsfreigrenze eine Zeitreihe der Überschuldung zu berechnen,
ist schwierig, da diese Grenze in Deutschland nicht regelmäßig dynamisied wir.l

Die seit 2002 gültigen Pfändungsfreigrenzen wurden zuvor zum letzten Male '1992

aktualisiert (2002 brachte gegenüber 1992 nahezu eine Verdopplung der Grenzen).

Es wäre wenig sinnvoll auf dieser Basis beispielsweise Überschuldung im Jahr 1997

zu berechnen.

Die im Folgenden benutzte Pfändungsfreigrenze pro Haushalt wird gegenüber den
gesetzlichen Vorschriften etwas vereinfacht berechnet. Dadurch wird der Anteil der so
gemessenen überschuldeten Haushalte etwas unterschätzt: andererseits wird das frei

verfügbare Einkommen auch überschätzt, da fixe Zahlungsverpflichtungen, etwa für
Versicherungen, nicht abgezogen werden. Die haushaltsspezilische Grenze hängt nur

von der Haushaltsgröße ab. Ausgangspunkt ist ein Freibetrag von 930 Euro für den

Haushaltsvorstand. Hinzu kommen - im Prinzip wie bei der Sozialhilfe - Zuschläge lür
weitere Haushaltsmitglieder (350 Euro fÜr die erste weiterte unterhaltsberechtigte
Person sowie je 195 Euro für weitere Personen). Da aus dem Freibetrag heraus auch

die Wohnkosten gezahlt werden, werden sie nicht - obwohl sie fix sind - fÜr die Er-

mittlung des frei vedügbaren Einkommens vom Haushaltseinkommen abgezogen

Tabelle 3 unterscheidet alle Privathaushalte in solche mit und ohne Kreditverpflich-
tungen. Letztere machen in Westdeutschland 80 9/o und in Ostdeutschland 74%
aus. Dabei zeigt sich, dass insgesamt 16 Vo bzv.t.22 % aller Haushalte ein vefügba-
res Haushaltseinkommen haben, das unterhalb der Pfändungsfreigrenze liegt. Diese

Haushalte können - bei rationalem Verhalten von Kreditgebern - von vornherein keine

Kreditverpflichtungen eingehen, da der Kreditdienst nicht (voll) pfändbar wäre.

Die Haushalte mit Kreditverpflichtungen, die unter der Pfändungsfreigrenze liegen,

machen in Westdeutschland knapp 7 9/o und in Ostdeutschland immerhin 11 % aller

Haushalte aus. Diese Anteile zeigen die im engeren Sinn Überschuldeten Haushalte

an. Diese Quote stimmt erstaunlich gut mit jener von 13 yo der Haushalte in Deutsch-

land überein, die bei einer Erhebung iür das Statistische Amt der Europäischen Ge-

meinschaft im Jahre 1996 angaben, dass sie sich überschuldet fühlen.

Von den 7 o/o der laut Tabelle 3 überschuldeten Haushalte in Westdeutschland (Ost-

deutschland 11 9/o) haben 2 Prozentpunkte (Ostdeutschland: 4 Prozentpunkte) ein so
niedriges Einkommen, das dieses bereits auch ohne Kredite unterhalb der PJän-

dungsfreigrenze liegt. l\ilit anderen Worten: ln Westdeutschland ist etwa ein Drit-

tel der Haushalte mit Verpflichtungen für Konsumentenkredile von Überschuldung
bedroht; in Ostdeutschland sind es sogar fast 50 o/o der Haushalte mit Konsumen-

tenkrediten.

Belrachtet man die Anteile der Haushalte, deren verfügbares Einkommen unterhalb

der Pfändungsfreigrenze liegt, nach dem Alter, so zeigen sich für Haushalte mit und
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Tab. 3: Analysen zum "Pfändungsfreibetrag" 2gg2

Haushalte mit
Konsumkredit

HH-Einkommen <
Pfändungsfreibetraq
HH-Einkomrnen ab
zügl. Kredittilgung <
Pfändungsfre betrag
HH-Einkommen >=
Pfändungsfreibetrag
abzügl. Kredittilgung

Haushahe ohne
Konsumkredit
darunter:

HH-Einkommen <
Pfändungsfreibetrag
HH-E nkommen >=
PIändunqskeibekaq

lnsgesamt

20,1 30,7 21,6 3,7 25,9 37,4 29,5 5,6

2,O 3.6 1.7 (0,6) 4,1 6,7 4,6 (0,4)

4,6 t,2 5,0 (0,6) 6,9 ',11,S 6,4 (1,8)

13,5

79,9 6S,3

14,9

74,4

2,5

96,3

14,8

74,1

18,9

62,6

18,5

70,5

3.4

94,4

'16,1 15,3 12,0 24,6 22,3 24,O 20,8 22,4

Daienbaslsr SOEP 2002

Ouintil
Q'rint

Quintil Ouintil
Ouinlil

Haushalte fiit
Konsumkredit
darunter:

HH-Einkommen <
Pfändungsfrelbetrag
HH-Einkommen ab-
züg . Kredittilgung <
Pfändungsfreibetrag
HH-Einkommen > =
Pfändungsfreibetrag
abzügl. Kredittilgung

darunter:
HH Einkommen <
Pfändungsfreibetrag
HH-Einkommen > =
Pländungsfreibetrag

/rsgesamt

20,1 13,9 22,2 22,7 25,9 '15,8 27,0 33,3

2,0 9,5 0 0 4,1 15,1 0 0

4,6 3,8 4,3 1,3 6,S 0,5 11,1 1,6

13,5 o,7

86.1

17,9

77,8

21,4

77,3

14,8

74,1

0,2

84,2

16,0

73,0

31,7

66,7

16,1 75,3 0 o 22,3 82,8 0 0

63,7
'100,0

10,8
100,0

77,a
100,0

11,3
100,0

51,9
100,0

1,4
100,0

73.0
100,0 100,0

100,0
54,0

100,0
664

100,0 100,0
51,9

100,0
38,6

100,0
4S_7

100,0
71.6

100.0

Daa-"rbas,si SOEP 2002
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ohne Kreditverpflichtungen qanz unterschiedliche Muster. Während der Anteil der
Haushalte, deren frei verfügbares Einkommen unterhalb der Pfändungsfreigrenze
liegt, obwohl sie gar keine Kredite aufgenommen haben, in Westdeutschland mit dem
Alter ansteigt (da mit dem Alter das Einkommen tendenziell etwas absinkt), sinkt
der Verschuldungsanteil bei den Haushalten mit Kreditverpflichtungen drastisch ab
(da ältere Ny'enschen kaum noch Kredite aufnehmen).

ln Tabelle 3 wird die Pfändungssituation auch in Abhängigkeit von der Einkommens-
position der Haushalte dargestellt. Die Haushalte werden dabei in "Einkommens-
quintile" eingeteilt, wobeijedes Quintil ein Fünftel der nach der Höhe des Einkommens
sortierten Haushalte umfasst. Dabei zeigt sich, dass ab dem mittleren Einkommens
quintil keine Haushalte mehr unterhalb der Pfändungsfreigrenze liegen - sofern sie
keine Kredite aufnehmen. lm untersten, dem Quintil der einkommensschwächsten
Haushalte, liegen hingegen fast alle, ob ohne oder mit Kreditverpflichtungen, unter-
halb der Pfändungsfreigrenze.

15.4 Fazil

lnsgesamt zeigen sich für Privathaushalte in Ost- und Westdeutschland für die wich
tigsten langlebigen Gebrauchsgüter im Jahr 2002 gleichartige Ausstattungsgrade auf
hohem Niveau. Der ostdeutsche Aufholprozess war bereits lvlitte der '1 ggoer-Jahre

weitgehend abgeschlossen. Bedenklich sind für Ostdeutschland allenfalls die niedri-
geren Ausstattungsquoten mit modernen Kommunikationsmedien (PC, lnternetan-
schluss). Deutlich wird jedoch auch, dass in Ostdeutschland die gute Haushaltsaus-
stattung mit mehr Kreditverpflichtungen erkauft werden musste als in Westdeutsch-
land. Während in Westdeutschland nur knapp 7 % aller Haushalte von überschuldung
bedroht sind (in dem Sinne, dass ihr freivedügbares Haushaltseinkommen unterhalb
der für sie geltenden Pfändungsfreigrenze liegt), sind es in Ostdeutschland 1'1 %.

(Chista F cke/Joachim R. Frick/Geft G. Wagner)

Weitere lntormationen zum Thema Einnahmen der Haushalte siehe Teil l,
Kap.4, zum Thema Überschuldung Teil l, Kap. 4.7.

602



D Sozialstruktur

16 Soziale Schichtung und soziale Lagen

Probleme der sozialen Ungleichheit und der Verteilung finden gerade auch im Zu-
sammenhang mit den Folgen der deutschen Wiedervereinigung wieder erhöhte Auf
merksamkeit. lm Vordergrund stehen dabei das Wohlstandsgefälle und die Anglei
chung der Lebensverhältnisse zwischen Ost und West, wie es in den vorange-
gangenen Kapiteln dokumentiert wurde. Kaum minder bedeutsam sind aber auch die
Konsequenzen für die Binnenstruktur sozialer Ungleichheit, die mit der Transformation
in Ostdeutschland verbunden sind. Hier war zu erwarten, dass nicht nur das Wohl
standsniveau im Zeitverlauf deutlich ansteigen wird, sondern auch die Ungleichheit
der Lebensbedingungen zunehmen und sich eine differenzierte Struktur der sozialen
Schichtung entwickeln wird.

Begriffe wie soziale Schichtung, Klassenlagen oder soziale Lagen beziehen sich auf
die vertikale Gliederung der Gesellschaft und auf die Position von Personen in einer
Statushierarchie. Soziale Schichtung bezeichnet generell eine strukturelle Ungleich-
heit zwischen sozialen Positionen, die sich z. B. in Einkommens-, Prestige- und Ein-
flussdifferenzen ausdrückt. Die Klassenlage von Personen und Haushalten ist dem-
gegenüber spezifischer und verweist auf Positionen in der vertikalen Statushierarchie,
die mit typischen Erwerbs- und Lebenschancen verbunden sind. Begriffe wie "soziale
Lagen" nehmen daneben auch auf so genannte neue soziale Ungleichheiten Bezug,
die alte, durch soziale Schichtung determinierte Ungleichheiten überlagern, verstär-
ken oder abschwächen. ln Dimensionen "neuen. sozialer Ungleichheiten treten ne
ben objektiven l\,4erkmalen der Benachteiligung auch subjektive N,4erkmale in den
N4ittelpunkt der Betrachtung.

16.1 Soziale Lagen in Deutschland

lm Folgenden wird ein Gesamtbild der Sozialstruktur der Bundesrepublik präsentiert,

das einzelne Elemente der sozialen Schichtung aufnimmt (vgl. Abb. 1). Die erwach-
sene Bevölkerung w rd hier für West und Ost getrennt nach Männern und Frauen,
unter und über 60-Jährigen und nach insgesamt 20 Lagen der Erwerbstätigen und
der Nichterwerbstätiqen aufqeqliedert. lm Blickpunkt steht die Sozialstruktur im Jah
re 2001. Durch die Vergleichswerte zum Jahr 1990 in Ostdeutschland bzw. '1988 in

Westdeutschland werden darüber hinaus die Richtung des sozialen Wandels und
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insbesondere die sozialstrukturellen Veränderungen in Ostdeutschland illustriert. ln
Tabelle '1 werden ergänzend die Basisdaten der betrachteten Jahre 19BB/1990 und
2001 dokumentiert. ln Tabelle 2 wird dann aufgezeigt, dass und inwieweit mit den
einzelnen sozialen Lagen auch unterschiedliche objektive Lebensbedingungen ein-
hergehen sowie in Tabelle 3 darüber hinaus dokumentied, dass mit den verschie-
denen sozialen Lagen auch Unterschiede im Bereich des subjektiven Wohlbefin-
dens verbunden sind.

Die massivsten Veränderungen der Sozialstiuktur hat es nach '1990 auf dem ost-
deutschen Arbeitsmarkt gegeben. Aus einer ursprünglich vollbeschäftigten Arbeits-
gesellschaft hat sich eine zunächst zerklüftete Beschäftigungsstruktur entwickelt, die
sich dann im Zeitverlauf zunehmend an die westdeutschen Slrukturen angepasst hat.
Arbeitslosigkeit, Vorruhestand und Hausfrauenrolle sind für einen erheblichen Teil der
ehemals Erwerbstätigen in der DDR im Verlauf des Transformationsprozesses zumeist
ungewollte neue Lebensformen geworden. ln der westdeutschen Sozialstruktur fällt
in vergleichbaren GröBenordnungen lediglich die Abnahme des Anteils der bisher

Abb. l: Soziale Lagen in West- und Ostdeutschland

Westdeutschland 1988 bis 2001 Ostdeutschland - 1990 bis 200'1
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Tab. 1: Soziale Lagen in Ost- und Westdeutschland 1988/90 und200'1

B s 60 Jahre
Leit. Ang./Höhere Eeamte
Hochqual. Ang./Geh. Beamte
Oual. Ang./Mittl. Beamtel
Einf. Ang./Beamtel
I\,4eister, /orarbeiter
Facharbeter
Un-, angelernte Arbeiter
Selbstständige, fre e Berufe

Beruis , Erwerbsunfäh ge
Hausfrauen/-männer
Studium, Lehre
Voruhestand
Noch nie erwerbsiätlg
Sonstige Nichterwerbstätige

6T Jahre Lnd ä ter
Noch erwerbstätig
Noch n e erwerbstätig
Bentner (ehem. Arbeiter)
Bentner (ehem. Angestellte)
Fentner (ehem. Selbst-
ständi9e)

2,1
8,1
4,1
1,4
1,5

15,'1

2,4
0,8
2,1

0
0,5

0,1
0,1

0,4
5,7
8,4

0,3
5,8
3,0
0,5
3,6

0,2
2,1
4,9
2,4
0,'1

0,5

1,4
1,5
0,5

16
3.8

2,7
0,1

2,1
10,s

1,2
3,4
4,3
1,2
0,3
0,8
0,3
1,4
0,5

0,0
3,7

1.4
7.6
1,1

1,8
1,1

0,6
1,6
0,3

2,1
7,4
3,1
3,9
2,1
0,6
o,2
1,2
o,7
'1,3

0

2,1
6,5
6,1
1,0
'1,6

5,4
2,6
3,1
1,9
0,6
0

1,8

0,2
0,4

3,0
7,1
3,2

'1,3

9,7
1,1

1,3

4,6

0,'l
6,4
4,2

1

1

I
2
7
6
0
5
5
2

0,
1,
1,
1,

1,
0,
9,
1.
0,
2,
0,

1,1

1,6
1,4

0
2,5

0.6
0
4,6
2,6

0,4
4,5
3,7
6,0

0,s
0,2
4,8
3,9

0,1

8,3

1,6
2,O

6,8

0
0,6
6,5
7,2

7
I

0,
0
3,
3,

3,0 2,0
0
4,1
4,6

0 0,4 0,7 1,3 0,4 0,9 0,8 0,5
100 100 100 100

Nichterwerbstätigen auf, d. h- vorwiegend der Anteil von Hausfrauen und damit ein-
hergehend die Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit. Dabei ist ein bemerkenswerter
Anstieg von qualif izierten Angestelltenposltionen festzustellen.

ln Westdeutschland dominieren unter den Erwerbstätigen die Angestellten und Be-
amten. Während die alte Bundesrepublik als eine "Angestelltengesellschaft" be-
zeichnet werden kann, hat sich die ausgeprägte "Facharbeitergesellschaft. der da-
maligen DDR dagegen mittlerweile weitgehend aufgelöst, trotz eines allerdings nach
wre vor wesentlich höheren Anteils an Arbeiterpositionen bei den Männern. Dle große,

aber abnehmende Gruppe der Hausfrauen ist ein westdeutsches Phänomen, ebenso
wie die Gruppe derjenigen Frauen, die noch nie erwerbstätig waren.

Beim Zeitvergleich West 19BB-2001 und Ost 1990-2001 erkennt man den deutlichen
Unterschied zwischen den Umbrüchen während der Transformation im Osten und der
relativ undramatischen Entwicklung im Westen. lm Osten finden sich markante Ver-

605

1 2001: einfache und mitlere Angestellte, Beamte zusamrnengefasst.

/ Nicht ausweisbar
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änderungen in fast allen sozialen Lagen. Nach wie vor manilestieren sich die Probleme
des Arbeitsplatzabbaus in einem hohen Bestand an Arbeitslosen, insbesondere bei
den Frauen, sowie in den vergleichsweise hohen Anteilen der Rentner. Positiv ent-
wickelt haben sich dagegen die Anteile der selbstständigen Männer und Frauen, die
im Jahre 2001 praktisch das westdeutsche Niveau erreicht haben.

Die Erwerbsquoten in Ostdeutschland entsprechen in etwa den Erwerbsquoten in

Westdeutschland, beschreiben aber insofern eine andere Realität, als in der DDB die
Erwerbstätiqkeit von l\,4ännern und Frauen die Norm war. Die auch heute noch be-
obachtbare deutliche Arbeitsorientierung {vgl. Teil ll, Kap. 6) ist dafür ein wichtiges ln-
diz. Deshalb kommt dem erzwungenen Ausschluss aus der Erwerbstätigkeit auch

Tab. 2: lndikatoren der objektiven Lebensbedingungen
in Ost- und Westdeutschland nach sozialen Lagen 2001

Ouintile
des Haushahseinkommens gung - Le-

Osl ost
M[.

Bis 60 Jahre
Leit. Ang-/Höh. Beamte
Qual. Ang./Geh.

Beamte
Einf., Mittl. Ang./

Beamte
Meisterl/orarbeiter
Facharbeiter
Un-, angelernte
Arbeiter

Selbstständige, freie
Berufe

Arbeitslose
Hausfrauen/-männer
Stud um/Lehre
Noch nie erwerbstätig

61 Jahre und älter
Noch elwerbstätig
Noch nie erwerbstätig
Rentner (ehem. Arb.)
Rentner (ehem. Ange
stellte, Beamte)

2

5

19 35 0 497
2030 735 19 2 534 12 32 15

16

3A

12
24

3S

6
62

38

21
21
20

t0
13

31 24 5

;
7

17
5

8
14
30

15
1

11

20

35 16 11 T3

21 3 25 29 18

16
7

21

50 r3 18 16
05280
I-

0
21
15
4
6

0
,:

i
2

39
7

l9
49
22

6
47
t5

13

16 41

44

;
1

17
18
12

13
TS

31

3T

0
10

12 18

I
25
18
13

1S

12 3;

46

TO I 15

62431 2 '10 1'1 13 -12

1 Eedarfsgewichteles Haushaltseinkommen pro Kopf.
2 Ante I der Personen, d ie angeben, dass sie sich m indestens acht von vorqegebenen 1 I Lebensstan

dard-Aspekten "nicht leisten können".
3 +: "deutlich verbessert oder verbessert"i -: "deut ich verschlechtert oder verschlechtert"i fehlende

Anieile auf 100 Prozent: ,,gleich geblieben".

- Fa lzahlzu gering.

Datenbasisj Wohlfahrtssurvey Trend 2001.
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eine andere Bedeutung zu. ln einer Gesamtbetrachtung der sozialen Lagen in West

und Ost dominiert erwartungsgemäß die westdeutsche Struktur, zumal nahezu alle

ostdeutschen Veränderungen der letzten Jahre als Angleichung an westdeutsche
Srrukturen rnterpretiert werden können.

Soziale Lagen sind auch als Handlungskontexte von Bedeutung, die unterschiedliche
Chancen der Lebensgestaltung bieten. Die Ungleichheit in objektiven Lebensbe
dingungen, die mit der Zugehörigkeit zu den hier unterschiedenen sozialen Lagen

verbunden ist, äußert sich beisplelsweise in Einkommensunterschieden. im reali-

sierten Lebensstandard sowie in der wahrgenommenen finanziellen Entwicklung (vgl.

Tab. 2). Ganz allgemein lässt sich festhalten. dass mit einer höheren Position in der
hierarchischen Struktur der Gesellschaft auch eine vorteilhaftere finanziellere Situation
verbunden ist. Selbstständige, freie Berufe sowie hoch qualiliziede Angestellte und

Beamte befinden sich vorwiegend im obersten Segment der Einkommensverteilung,
während Arbeiterpositionen eher mit einem mittleren oder niedrigeren Einkommen
verbunden sind. Vergleicht man die finanzielle Situation der verschiedenen sozialen
Lagen in Ost- und Westdeutschland, dann liegt dabei die Gruppe der (Fach-)Arbeiter

und der einfachen Angestellten näher am westdeutschen Niveau, als das für höher
qualifizierte Gruppen der Fall ist.

Eine Betrachtung des Lebensstandards macht deutlich, dass mit den einzelnen so
zialen Lagen auch erhebliche Unterschiede in der materiellen Versorgung einhergehen
können. ln Ost und Westdeutschland finden sich vor allem bei den nicht (mehr) in das
Erwerbssystem eingegliederten Gruppen und bei unteren Berufsgruppen bemer-
kenswede Anteile, die angeben, dass sie sich bestimmte Elemente des Lebensstan-
dards "nicht leisten können". Während insgesamt gesehen von der hier betrachteten
Unterversorgung 10 o% der Bevölkerung betroffen sind, steigt dieser Anteil bis auf 25 %
bei un- und angelernten Arbeitern in Westdeutschland bzw. auf etwas über 20 % bei

ost- und westdeutschen Arbeiislosen.

Während die hier betrachteten Daten zur Einkommenssituation über das Niveau der

auf dem Arbeitsmarkt oder durch das Transfersystem erzielten materiellen Ressour-
cen und deren Verteilung informieren, venveisen die ausgewiesenen Daten zur Un-
terversorgung auf Möglichkeiten und DeJizite der Ressourcenverwendung. Dem-
gegenübergeben dieAntwoden aufdie Frage, ob und wieslch die f inanzielle Situation
des Haushaltes im letzten Jahr verändert hat, Hinweise darauf, welche positiven und

negativen Veränderungen der Lebensbedingungen mit den verschiedenen sozialen
Lagen einhergehen. Deutliche finanzielle Verschlechterungen finden sich in West-

deutschland vorwiegend bei solchen sozialen Lagen, die nicht unmittelbar mit dem
Arbeitsmarkt verbunden sind. ln Ostdeutschland werden derartige finanzielle Ein-

buBen allerdinqs auch von Selbstständigen berichtet, was auf die zum Teil unsichere
Perspektive dieser Beruf sgruppe hinweist.

Ny'it den verschiedenen sozialen Lagen gehen jedoch nicht nur unterschiedliche ob-
jektive Lebensbedingungen einher; auch das subjektive Wohlbefinden streut zwi-
schen den einzelnen sozialen Lagen in Ost und West. Betrachtet man die Zufrieden-
heitsdimensionen Einkommen, Lebensstandard und die allgemeine Lebenszufrie-
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denheit, ist das immer noch bestehende Wohlfahrtsgefälle zwischen West und Ost zu
erkennen, und zwar für praktisch alle betrachteten sozialen Lagen. Abgesehen von
den Rentnern, deren subjektives Wohlbefinden sich in allen drei betrachteten Dimen
sionen nicht oder nur wenig voneinander unterscheidet, weisen in Westdeutschland
praktisch alle soziale Lagen ein höheres Wohlbefinden auf als die jeweils ent-
sprechende Lage in Ostdeutschland.

8ls 60 Jahre
Leit. Ang./Höhere Beamte
Qual. Ang./Geh. Beamte
Einl., Mittl- Ang./Beamte
[4erster/Vorarbeiter
Facharbeiter
Un , angelernte Arbeiter
Selbstständige, f reie Berufe
Arbeitslose
Beruls-/Erwerbsunfähige
Hausfrauen/-männer
Studium, Lehre
Vorluhestand
Noch nie erwerbslätig

61 Jahre und älter
Noch erWerbstätig
Noch nie erwerbstätig
Rentner (ehem. Arbeiter)
Rentner (ehem. Angestellte,
Beamte)

- 8,4
6,3 7,6 6,7
5,6 7,O 6,2

8,0
7,3
6,7
6,3
6,5
5,7
7,5
4,9
5,8
7,O

7,7
5,6

7,0

6,3
4,2
6,1
6,1
f.4
7,7
7,9
6,6

7,9
7,5
8,2
7,4
t,0
8,1
6.2
6,5
t,7
7,3
7,9
7,5

7,3
6,3
6,1
5,5
5,5
5,4
6,7
5,4
5,4
6,0
5,6
6,2
6,5

7,4
7,0

5T
6,0

89
1B 77
66 s9
74
59 37
56 59
83 57
66 29

68
69-

5,6
4.7
6,3

6,6
5,5
6,8
6,1

6,9

6,9
5,9

5,5
5,2
5,9
5,0

6,5
7_1

6,8

t,B
7,6

6,2

5,2

- 7,6
- 7,4
6,7 7,1

7,7 6,9 7,9

7,1

7.4 7,4

7,3

7,2 6,2

5,4

5,7

71
61
67

t6

43

56

T I\,4ittelwede aufder Zuiriedenheitsskala von 0 bis 10
2 M itlelwerte auf der Unien-Oben-Skala von 1 bis 1 0.

Fallzahl zu gering.

Date,basisr Wohlfahrtssurvey Trend 2001.

Dass die einzelnen sozialen Lagen auch unterschiedliche soziale Positionen in der
vertikalen Gliederung der Gesellschaft repräsentieren, kann daran abgelesen werden,
wie sich die jeweiligen Gruppen auf der vertikalen Unten-Oben-Skala (1 bis 10) ver-
ankern. An der Spitze ordnen sich erwartungsgemäß statushöhere Berufsgruppen ein,
am unteren Ende beispielsweise die Gruppe der Arbeitslosen. Erwähnensweft ist der
Befund, dass sich die Ostdeutschen nicht mehr durchgängig über alle sozialen Lagen
hinweg niedriger einstufen und sich nicht mehr so deutlich wie zu früheren Er-
hebungszeitpunkten von den Westdeutschen unterscheiden. Zumindest was die Ein-

Ein

Einstulung

ten Obsn

Ost Ost Osl Os1

L

Tab. 3: lndikatoren der subjektiven Wohlfahrt in Ost- und Westdeutschland
nach sozialen Lagen 200'1



ordnung in die Struktur sozialer Schichten angeht, scheint sich der ehemals er-
hebliche Abstand in Ost und West verringert zu haben.

Dennoch variieren in Ost und West die Auffassungen darüber, ob man in der bundes-
deutschen Gesellschaft im Wohlstand leben würde. Während die Zustimmung dazu
zwar auch in Westdeutschland nach der sozialer Lage variiert, sich aber auf einem
sehr hohen Niveau bewegt. findet diese Auffassung in Ostdeutschland insgesamt nur
wenig Zustimmung.

16.2 Klassenlagen

Die Darstellung von sozialen Lagen ist eine von mehreren N4öglichkeiten, die Sozial-
struktur einer Gesellschatt abzubilden- Eine andere Vorgehensweise, die ebenfalls
vom die Lebenschancen prägenden Einfluss der Erwerbsarbeit ausgeht, ist das Kon-
zept der "Klassenlagen". Das Konzept an sich geht auf den soziologischen Klassiker
Max Weber zurück und wurde in den beiden letzten Jahlzehnten entsprechend ope
rationalisiert, um die Sozialstrukturen fortgeschrittener lndustriegesellschaften und
vor allem deren Veränderung vergleichend analysieren zu können. Daneben spielt
dieses Konzept auch bei der Analyse von sozialer Mobilität (vgl. Teil ll. Kap. 17) oder
bei der Frage nach dem Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungs-
gerechtigkeit (vgl. Teil ll, Kap. 5) eine wichtige Rolle.

Abb.2: Klassenlagen in West- und Ostdeutschland

Westdeutschland Ostdeutschland

Jahre
Klassenlage

Personen unter 60

15 Obere Dienslklasse

Unlere Dienslklasse
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l
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Die Beschreibung der Verteilung der Klassenlagen in Ost- und Westdeutschland geht
insofern über die vorherige Darstellung der sozialen Lagen hinaus, als hier allen, und
nicht nur den gegenwärtig erwerbstätigen Personen eine über das Erwerbssystem
vermittelte Klassenlage zugewiesen wird. Dahinter steht die theoretische Annahme
der Zentralität des Erwerbssystems, wonach die auf dem Arbeitsmarkt erworbenen
Ressourcen und Lebenschancen die Lebenslage aller Gesellschaftsmitglieder prägt.
Die Zuweisung der Klassenlage geschieht technisch gesehen entweder über die ei-
gene (etzige oder frühere) berufliche Tätigkeit oder über die berufliche Tätigkeit des
Partneryder Padnerin oder über die berufliche Tätigkeit der Herkunttsfamilie.

Betrachtet man die so zugewiesenen Klassenlagen in Ost- und Westdeutschland (vgl.

Abb. 2) für Personen unter 60 Jahren, dann ist der Eindruck einer in Teilen immer noch
getrennten Sozialstruktur nicht von der Hand zu weisen. Die so genannten Dienst-
klassen sind in Westdeutschland deutlich stärker als in Ostdeutschland besetzt,
während die beschriebene ehemalige Arbeitergesellschaft der damaligen DDR auch
heute noch sozialstrukturelle Auswirkungen in den Klassenlagen der Arbeiter auf-
weist. Knapp die Hälfte aller Befragten in Ostdeutschland sind in den Arbeiterklas-
senlagen zu finden, wobei die Klassenlage der Facharbeiter die L4ehrheit bildet.

Mit den jeweiligen Klassenlagen werden Positionen in der vertikalen Struktur der
Gesellschaft beschrieben, mit denen vodeilhaftere oder weniger vorteilhaftere Le-
benslagen einhergehen. Je "höher« die Klassenlage, desto höher das Einkommen,
der Lebensstandard, aber auch die Verankerung der eigenen Position in der gesell-
schaftlichen Statushierarchie. Von besonderer Bedeutung sind hier aber auch die
erkennbaren Unterschiede zwischen den alten und den neuen Bundesländern. Zwar
gilt auch in Ostdeutschland, dass mit höherer Klassenlage auch bessere Lebenslagen
verbunden sind, aber die ostdeutsche höhere oder niedrige Klassenlage unterschei-
det sich zum Teil immer noch erheblich vom westdeutschen Pendant (vgl. Tab.4).
Sehr deutlich kommt dies bei der materiellen Versorgung, gemessen am durch-
schnittlichen Haushaltseinkommen pro Kopf, zum Ausdruck. Lediglich bei der Klas-
senlage der Facharbeiter unterscheidet sich die finanzielle Ausstattung der Haushalte
mat einer Difierenz von durchschnittlich 70 Euro vergleichsweise wenig dramatisch;
diese Einkommenslücke verqrößert sich jedoch mit steiqender Position auf rund 260
Euro bei der oberen Dienstklasse und bis zu 400 Euro bei Arbeitgeberpositionen.

Der Umstand, dass mit der jeweiligen gleichen Klassenlage in West- und Ost-
deutschland ungleiche materielle Lebensbedingungen verbunden sind, dokumen-
tiert sich im Wesentlichen auch in der Einschätzung der eigenen Position auf der
Unten-Oben-Skala. Die ostdeutschen Klassenlagen liegen nahezu alle unter den
entsprechenden Werten in Westdeutschland. Man kann davon ausgehen, dass die
ostdeutsche Bevölkerung sich deshalb innerhalb des Schichtungsgefüges insgesamt
niedriger einstuft, weil sie sich aus einer Perspektive der tJnterprivilegierung und re
lativen Deprivation mit der westdeutschen Bevölkerung vergleicht. Dies verdeutlicht
eindrucksvoll der lndikator, ob man seinen "gerechten" Anteil am Lebensstandard er-
hält (vgl. auch Teil ll, Kap.3). Die Anteile derjenigen Personen, die angeben, sie er-
halten "weniger" oder ,sehr vael weniger(, sind in allen Klassenlagen in Ostdeutsch-
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Einstuiung aul
glücklich3

Ost Ost Ost

%

Obere Dienstklässe
untere Dienstklasse
Einfache Bürotlerufe
Arbeitgeber, 2-49 [Iitarbeiter
Selbstständ ge, ma\. 1

tMitarbeiter
Leitende Arbeiter
(Albeiterelite)
Facharbeiter
Einfache Albeiter
Landarbeiter

260
240

400

7,2
6,7
6,1
6,9

6,8
6,1
5,8
6,9

2,7
2,8
2,9
2,6

2,9
2,9
2,9
2,6

15
25

44
56

52
57

69

69

180 6.8 6,0 2,9 3,1 31

110
TO

150
110

6.2
5,S
5,5
5,2

6,'1

5,2
5,4

2,9
2,4
3,1
2,7

3 31
43

462,S

Tab.4: Klassenlagen in Ost- und Westdeutschland
und lndikatoren der Lebenslage
Frage: "lm Vergleich dazu, wie andere hier in Deutschland leben: Glauben Sie,
dass Sie lhren gerechten Anteil erhalten, mehr als lhren gerechten Anteil, etwas
weniger oder sehr viel weniger?" Ausgewiesen wird der Anteil der angibt, etwas
wenigeroder sehr viel weniger zu erhalten.

land durchweg sehr beachtlich. Selbst bei der oberen Dienstklasse geben 44 9/o in
Ostdeutschland, aber nur'15 % in Westdeutschland an, sie hätten keinen gerechten
Anteil am gesamten Lebensstandard der deutschen GeSellschaft.

1 6.3 Subjektive Schichtzugehörigkeit

Eine wesentliche Ergänzung des objektiven Bildes der Sozialstruktur liefern lnfor-
mationen über die subjektive Schichteinstufung. Angaben darüber, wie sich Personen
in eine vorgegebene Rangordnung sozialer Schichten einstufen, bieten vor allem Auf-
schlüsse darüber, wie verschiedene Bevölkerungsqruppen innerhalb der Gesellschaft
ihren eigenen Status im Vergleich zu anderen wahrnehmen und bewerten, welchem
sozialen Milieu sie sich zuordnen und aus welcher Perspektive sie am gesellschaft-
lichen Leben padizipieren Fragen, die auch im Jahre 2002 im Vergleich von Ost- und
Westdeutschland von lnteresse sind.

Die Unterschiede in der Struktur der sozialen Schichtung, die sich auf der Basis der
subjektiven Einstufung der Befragten im Vergleich der alten und neuen Bundesländer
ergeben, waren bis in die späten neunziger Jahre eklatant: Während sich für die neuen

6'1 1

1 Differenz zwischen Haushaltsnef(oe nkomr.en pro Kopi.
2 I\,littelwede auf der Oben-Unlen Skala von 1 bs 10.
3 Mittelwerte aui der e ner Skaa von 1 (sehrglücklich) bis 7 (ung ück ich).

Datenöas,si Allblrs 2002.



2002 in "/" 1993

fTlI
Ostdeutschland
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40

59

Westdeutschland
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Mitlelschichl

Arbeiterschicht

14

58

29

Abb.3: Subjektive Schichteinstufung 1993 und 2002

Dalerbaslsr Wohlfahrtssuruey 1993, AllbLrs 2002

Tab. 5: Sublektive Schichtzugehörigkeit in Deutschland 1974 - 2OO2

schicht
Mirel-
schichl

Obere [,{ittel-,
Oberschichl

in%

Westdeutschland
1978
1980
1984
1988
1993
1998
1999
2001
2002

Ostdeutschland
1990
1993
1998
1999
2001
2002

33
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29
2S
28
32
25

60
58

57

42

58
57
56
5S
57
5g
60

61

10
10
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13
12
12
12
't'l

38
40
36
41
45
51

2
2
3
2
4
I
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Bundesländer bis dahin eine pyramidenförmige Schichtstruktur mit einer breiten Basis
ergab, wie sie für Arbeitergesellschaften charakteristisch ist, wies die Verteilung in den
alten Bundesländern die typische Zwiebelform einer N4ittelschichtgesellschaft auf (vgl.

Abb. 3). lm ZeitveEleich von 19gB und1990 wird darüber hinaus deutlich, dass sich
diese Llnterschiede in Ostdeutschland trotz aller objektiven Veränderungen im Zeit-
verlauf nur wenig verringert haben. Aber auch in Westdeutschland hat sich die sub-
jektive Schichteinstufung über lange Zeiträume als erstaunlich stabil erwiesen.

Bereits die Ergebnisse für 2001 signalisieften vor allem in Ostdeutschland einen
Wandel, der sich bis 2002 beschleunigt fortgesetzt hat: Der Anteil derjenigen. die sich
der Arbeiterschicht zugehörig fühlen, verringert sich deutlich, ohne allerdings bereits
dem westdeutschen Niveau zu entsprechen. lm Jahre 200'1 identifizierte sich mit 52 %
zwar immer noch eine Nrehrheit der Ostdeutschen mit der Arbeiterschicht. im Jahre
2002 fällt dieser Anteil dann aber deutlich auf nunmehr lediglich 42 %. Der Anteil der
jenigen, die sich der Mittelschicht zurechnen, steigt entsprechend über 45 % auf 51 %
im Jahre 2002. Bildlich gesprochen verwandelt sich die pyramidentörmige Schicht-
struktur allmählich in eine Zwiebelform. ln Westdeutschland betrachtet sich im Jahre
2002 nur noch jeder vierte Bürger als der Arbeiterschicht zugehörig, und nahezu je-

der Dritte identifizied sich mit der Mittelschicht. Auch der Anteil derjenigen, die sich
der oberen Mittelschicht und der Oberschicht zugehörig betrachten, ist im Westen
mit 14 % noch deutlich größer als im Osten, wo sich lediglich 7 % der gesellschaftli-
chen "Elite" zurechnen. Die Anteile der Bürger, die sich keiner dieser Schichten zuzu-
ordnen vermögen oder eine Einstufung ablehnen, sind verschwindend gering und
unterscheiden sich in West- und Ostdeutschland nur unwesentlich.

Fasst man nun die Befunde der drei unterschiedlichen Dimensionen der sozialen
Schichtung soziale Lage, Klassenlage, subjektive Schichtzugehörigkeit - zusam-
men, dann kann man zunächst auf Tendenzen der Angleichung der unterschiedlichen
Strukturen in West- und Ostdeutschland veTweisen. Solche Entwicklungen sind teil-
weise bererts in den sozialen Lagen zum Ausdruck gekommen, sie finden ihren ein-
deutigen Niederschlag nun offenbar auch bei der subjektiven Schichtzugehörigkeit.
lvlan sollte allerdings diese Trends nicht überbewerten, wenn, wie bei der Darstellung
der Klassenlagen gezeigt werden konnte, sich "gleiche" sozialen Positionen als "un
gleiche" Lebenschancen erweisen.

(Roland Habich I Heinz-Herbeft Noll)
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17 Soziale Mobilität

Die berufliche Position bzw. die Stellung einer Person im Erwerbsleben prägt nach wie
vor in hohem AusmaB das Leben der Menschen in Deutschland (vgl. Teil ll, Kap 16).

N4ehr als in anderen Ländern wird der Zugang zu diesen beruflichen Positionen von
allgemein bildenden und vor allem von berufsbildenden Abschlüssen bestimmt. Die
Chancen, einen guten Ausbildungsabschluss zu bekommen, sind jedoch nicht gleich
verteilt in der Bevölkerung. Der jeweilige Ausbildungsabschluss hängt vielmehr zu ei-
nem großen Teil von der sozialen Herkunft (vgl. Teil ll, Kap. 5), d. h. von dem "Eltern-
haus" einer Person ab: Eltern. die eine vorteilhafte berufliche Position nnehaben und
somit über mehr Ressourcen wie Einkommen, kulturelles oder soziales Kapital ver-
fügen, können ihren Kindern eine bessere Ausbildung mit auf den Weg geben als El-
te.n mit weniger vorteilhaften beruflichen Positionen. Eine bessere Ausbildung wie-
derum verschafft Kindern später mit hoher Wahrscheinlichkeit Zugang zu einer vor-
teilhaften Position. Auf diese Weise werden berufliche Positionen von einer Generation
zur nächsten "vererbt" und es kommt nur zu einem begrenzten Ausmaß an sozialen
Auf- bzw. Abstiegen zwischen den Generationen.

Diese Auf- bzw. Abstiege zwischen den Generationen geben Auskunft über die (in-
tergenerationale) soziale Mobilität in einer Gesellschaft: Soziale N4obilität beschrelbt
demnach das Ausmaß, in dem sich die Kindergenerat onen in einer anderen beruf-
lichen Position befinden als ihre Elterngeneration. Die soziale l\y'obilität kann damit
auch als Maß für die Chancengleichheiten in einer Gesellschaft betrachtet werden,
denn sle glbt an, in welchem Ausmaß Auf- und Abstiege mö9lich sind.

lm Folgenden werden vier Aspekte der sozialen Mobiltät in Deutschland näher un-
tersucht: Hatten die Eltern bereits die gleiche berufliche Position, die die Kinder heute
einnehmen? ln welchem Ausmaß werden Positionen der Eltern direkt an ihre Kinder
weitervererbt? Wie hoch ist das Ausmaß der Auf- und Abstiege in Deutschland? Und
wie ist es generell um die Chancengleichheit in der deutschen Gesellschait bestellt?
Bei der Beantwortung dieser Fragen wird ein besonderes Augenmerk auf die zeitliche
Entwicklung der sozialen N.4obilität sowie auf den Vergleich zwischen Ost- und West-
deutschland und zwischen Männern und Frauen gerichtet.

17.1 Besetzungvon Berufspositionen
nach sozialer Herkunft

Für die folgenden Untersuchungen wurden verschiedene Bevölkerungsumfragen aus
den Jahren '1976 bis 2002 zusammengefasst. Die betrachteten Personen waren zwr-
schen 20 und 64 Jahre alt, hatten die deutsche Staatsangehörigkeit und waren zum
Zeitpunkt der Befragung entweder berufstätig oder arbeitssuchend. Für Ostdeutsch-
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2000 20021976 1980 1981 1gg0 1991 2002 199r 199?

Tab. 1: Selbstrekrutierungsraten - Anteil von Männern und Frauen,
deren Väter eine identische berufliche Position innehatten

Leitende Angestellte, höhere
Beamte, freie Berufe

Quall zierte Angeste lle,
gehobene Beamte

Einfache, m ittlere Angestellte
und Bearnte

Selbstständige
Landwirte
Facharbeiter, N,leister

Un-/angelernte Arbeiler

Leitende Angestellte. höhere
Beamte. freie Berufe

Oualif izierte Angestellte,
gehobene Beamte

Einf ache, mrttlere Angestelhe
und Beamte

Selbstständige
Landwirte
Facharbeite( l\,ieister
Un-/angelernte Arbeiter

2a

20

45

27

l9

20
1S

66
-12

1S

28

2

65
22

36
22

23

20

23

43

20

17

25
40
95
48
36

2A

19

21

24
67
44

21

16

91

37

24

22

I

57
22

8

26

17

47
21

10

36

21
2B
82
43
3'1

/ Fallzahlen zu gerinq.

Daterbas/sr ALLBUS. SOEq ZUMA-Standarddenroqraf ie, I 976-2002

land werden Bevölkerungsumfragen ab 1991 berücksichtigt. Als MaR für die soziale
Herkunft wird die berufliche Stellung des Vaiers zu dem Zeitpunkt herangezogen, als
die jeweiligen Befragten 15 Jahre alt waren.

Tabelle 1 beschreibt den Grad der Selbstrekrutierung bestimmter beruflicher Positio-
nen, d. h. den Anteilder Befragten, deren Väter bereits eine identische berufliche Po
sition innehatten. Am anschaulichsten sind diese Selbstrekrutierungsraten bei der
Betrachtung der Landwirte (Männer) in Westdeutschland: Über SO % der heutigen
Landwirte haben einen Vater, der ebenfalls Landwirt war. Auch bei Arbeiterpositionen
findet man eine beachtliche Selbstrekrutierungsquote. Bei den Männern in West-
deutschland haben heute über 50 % der Facharbeiter auch einen Facharbeiter zum
Vater. Dieser Anteil ist in den vergangenen Jahrzehnten stelig angewachsen, die
Gruppe der heutigen Facharbeiter ist somit homogener bezüglich ihrer sozialen Her-
kunft geworden. Die Gruppe der Selbstständigen setzt sich dagegen seit dem letzten
Jahrzehnt deutlich heterogener zusammen: Hatten die Selbstständigen in den 70er-
und 80er-Jahren noch Selbstrekrutierungsraten von knapp 40 %, so ist der Anteil im
letzten Jahrzehnt auf nur noch gut 20 % gesunken. Bei der Gruppe der qualifizler-
ten Angestellten und Beamten zeigt sich ein leichter Bückgang der Selbstrekrutie-
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rung über die Zeit. Für Frauen findet man hohe Selbstrekrutierungsraten unler den
Landwirtinnen und bei Arbeiterinnen. Bei den einzelnen beruflichen Positionen erge-
ben sich jedoch keine deutlichen Veränderungen r.lber die Zeit. Lediglich bei leiren-
den Positionen ist ein merklicher Trend zu einer geringeren Selbstrekrutierungsrate
festzustellen-

Die Ergebnisse für Ostdeutschland sind aulgrund der Fallzahlen und der besonderen
Umbruchsituation in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung mit einer ge-
wissen Vorsicht zu interpretieren. Bei den Männern findet man bei qualilizieden und
leitenden Positionen eine gegenläufige Entwicklung der Selbstrekrutierungsraten: Bei
den leitenden Angestellten nimmt die Selbstrekrutierungsrate ab, bei den qualifizier-
ten Angestellten nimmt sie dagegen zu. Tatsächlich hat sich hier lediglich ein Aus-
tausch zwischen den beiden Gruppen ergeben. Ein ähnlicher Befund ergibt sich bei
ungelernten und Facharbeiterpositionen. Auch hier haben sich die Selbstrekrutie-
rungsraten nur zwischen den beiden Arbeiterpositionen verschoben. Schließlich sind
bei den lMännern die Werte für die Selbstständigen autfällig. Während unmittelbar
nach der Wiedervereinigung nur I % der Selbstständigen angaben, einen selbst-
ständigen Vater gehabt zu haben, hat heute fast jeder fünfte Selbstständige im Osten
einen selbstständigen Vater. Dieser Trend fällt sehr deutlich aus, sollte aber wegen
der geringen Fallzahlen nicht überbewedet werden.

Bei den Frauen in Ostdeutschland fallen ebenfalls die Selbstrekrutierungsraten bei
Selbstständigen auf. Man findet iedoch einen genau gegenläufigen Trend zu den
lMännern, doch ist auch hier aufgrund der Fallzahlen Vorsicht geboten. Besser ab-
gesichert ist die deutliche Erhöhung der Selbstrekrutierungsrate bei den Fachar-
beiterinnen. Während unmittelbar nach der Wende nur weniger als die Hälfte der
Facharbeiterinnen einen Facharbeiter als Vater hatten, ist dieser Anteil heute auf
knapp zwei Drittel gestiegen. Zusammen mit den leitenden Angestellten deuten die-
se Gruppen auf einen Homogenisierungstrend bezüglich der sozialen Herkunft bei
ostdeutschen Frauen an.

Angesichts der weiterhin sehr angespannten Situation auf dem osideutschen Ar-
beitsmarkt ist es erforderlich, die Arbeitslosigkeit als eigene Kategorie zu berück-
sichtigen. lm Osten haben ca.70 yo det a(beitslosen Nränner einen Vater aus einer der
beiden Arbeiterpositionen. Bei den Frauen lag dieser Anteil nach der Wende bei gut
50 %, ist aber in einem Jahrzehnt ebenfalls auf knapp 70 % angestiegen. Mittlerweile
sind Arbeitenöchter demnach ähnlich stark benachteiligt wie Arbeitersöhne.

1 7.2 Vererbung von Berufspositionen
nach sozialer Herkunft

ln Tabelle 2 wird die Vererbung einer Klassenposition vom Vater auf den Sohn bzw. die
Tochter dargestellt, d. h, die Zahlen geben an, wie viel Prozent der Kinder von z. B,
leitenden Angestellten wiederum leitende Angestellte werden. l\y'an hat somit nicht
mehr den Berul der Befragten als Prozentuierungsgrundlage, sondern den Beruf des
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Vaters. Deutlich wird dies wieder bei den Landwirten: Ljngefähr 20 9/o aller Bauern-
söhne werden wieder Landwide. Ahnliche Vererbungsraten findet man bei Selbst-
ständigen und ungelernten Arbeitern. Ungefähr ein Drittel aller Söhne aus leitenden,
gehobenen oder einfachen Angestelltenpositionen nehmen die gleiche Position ein
wie ihre Väter, wobei sich die Vererbungsrate bei Söhnen von qualifizierten Ange-
stellten und Beamten über die Zeit deutlich verringert hat. Eine leichte Abnahme der
Vererbungsrate findet man bei Facharbeitersöhnen, die mit 40 0/o jedoch immer noch
die Gruppe mit der höchsten Vererbungsrate darstellen.

Tatl. 2: Vererlrungsraten -Anteilvon Männern und Frauen, die die gieiche
beruiliche Position einnehmen wie ihre Väter. nach sozialer Herkunft

1981 r990 1991 2AA2 1991-1SS2 2000-2002

in%

Männer
Leit6nde Angestellte. höhere
Beemte, freie Berufe

Oualif izierte Angestellte,
gehobene Beamte

Einfache, mittlere Angestellte
und Beamte

Selbststlind qe

Landwirte
Facharbeiter, [4eister
Un-/angelernte Arbeiter

Leitende Angestellte, höhere
Beamte. freie Berufe

Qualilizierte Angestellte,
gehobene Beamte

Einf ache, mittlere Angestellte
und Beamte

Selbstständige
Landwirte
Facharbeiter. Meister
Un-/angelernte Arbeiter

31

43

34
23
20
43
24

12

24

38

31

20
43
22

'17

25

67
13
I
6

33

30

35

31

21

40
23

19

65
15

7

5

2A

r3 s

38 38

28
10

60
10

27
37

50
19

13

34

54
26

18
11

36

66
15
10
7

38

49
4

17

21

/ Fallzahlen 2u qering.
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Da es nach wie vor viele Beru{sfelder gibt, die eher von Männern oder eher von Frauen
besetzt werden, sind die Vererbungsraten von Vätern auf ihre Töchter generell nied-
riger als die Vererbungsraten von Vätern auf ihre Söhne. Ausnahme hierbei sind
einfache Angestelltentätigkeaten und unqualifizierte Arbeiterpositionen. Bei Letzte-
ren findet man iedoch eine merkliche Abnahme der Vererbungsrate über die Zeit (von

38 yo zo 28 o/o). Dagegen steigen die Vererbungsraten bei qualifizierten und leiten-
den Angestelltenpositionen eindeutig an. Während in den '1970er-Jahren ein Fünf-
tel aller Töchter von qualifizierten Angestellten dem Weg ihres Vaters folgten, sind
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es heute bereits ein Drittel. Und auch bei den leitenden Positionen übernehmen
die Frauen immer mehr die Position ihrer Väter. Bei den qualifizierten Angestellten
erreichen die Frauen heute sogar ähnljche Vererbungsraten wie die Männer

Bemerkenswerte Entwicklungen in Ostdeutschland findet man vor allem bei der VeF
erbung von Selbstständigenpositionen bei Männern, die trotz der geringen Fallzahlen
auf einen deutlichen Trend zu mehr Vererbung hinweisen. Zudem zeigen sich wie
derum gegenläufige Trends innerhalb der beiden Arbeiterpositionen. Die Vererbungs-
raten bei Facharbeitern nimmt um 10 Prozentpunkte ab, bei den ungelernten Arbei-
terpositionen nimmt sie dagegen um ein ähnliches Ausmaß zu. Bei den Frauen er-
kennt man eine Tendenz zu mehr Vererbung bei den leitenden Positionen, d. h. die
Väter schafien es zunehmend, ihre vorteilhafte Position an die Tochter weiterzugeben.
Ahnliches gilt aber auch am unteren Ende der Berufspositionen. Hier "vererbt" sich die
ungelernte Arbeiterposition der Väter auf ihre Töchter. Selbstständige Väter geben
zunehmend weniger ihre Selbstständigenposition an ihre Töchter weiter, doch ist
dieser Befund aufgrund der geringen Fallzahlen noch vorläufig.

Bei der bisherigen Betrachtung einzelner Berufspositionen fällt der zeitliche Wandel
eher moderat aus. Bei westdeutschen N4ännern komml es für qualifizierte Angestellte
bzw. Beamte zu einer Verringerung der Vererbungsraten und somit zu mehr sozialer
N4obilität für Kinder aus diesen Elternhäusern. Westdeutsche Frauen dagegen schaf-
fen es in zunehmendem Maße, ihre vodeilhaften Herkunftsbedingungen edolgreicher
in höhere Berufspositionen umzuwandeln. Bei den Arbeiterpositionen kommt es
hingegen sowohl bei westdeutschen Ny'ännern als auch bei ostdeutschen Frauen
zu Homogenisierungstendenzen. ln Ostdeutschland ist darüber hinaus die unter-
schiedliche Vererbung von Selbstständigenpositionen für Söhne und Töchter hervor-
zuheben. lnsgesamt gibt es bei dieser Betrachtungsweise jedoch wenig Hinweise
auf eine Anqleichung der Verhältnisse in Ost und West.

lm Folgenden werden daher nicht einzelne Berufspositionen untersucht, sondern es
wird ein Gesamtbild aufgezeigt, das auch eine Aussage darüber zulässt, ob die sozial
mobilen Befragten voteilhaftere oder weniger vofteilhafte Berufspositionen besetzen
als die Väter

17.3 Ausmaß von sozialen Auf- und Abstiegen

Um Auf- und Abstiege zu untersuchen, ist es erforderlich, die einzelnen Eerufs-
positionen in einer Rangfolge anzuordnen. Dafür wird den leitenden Angestellten bzw.
Beamten sowie den freien Berufen die vorteilhafteste Pos tion zugeschrieben, gefolgt
von den qualilizieden Angestellten bzw. Beamten. Am unteren Ende dieser Hierarchie
be{inden sich un- und angelernte Arbeiterpositionen. Die verbleibenden Gruppen der
einfachen Angestellten, Facharbeiter, kleinen Selbstständigen und Landwiden sind
nur sehr schwer hierarchisch zu differenzieren. Sie werden daher in einer einzrgen
- recht heterogenen Gruppe zusammengefasst, sodass es insgesamt vier ver-
schiedene Gruppen bzw. Hierarchiestufen gibt.
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1976-1980 1981-1990 1991 2002 1991 19S2 2000 2002

in a/t

Männer
Gesamtmobilität (o/o)

Gesamtmobi ität umfasst:
vertikale Mobilität (%)
horizontale L{ob lität (%)

Verhältnis vertikale/
horizoniale [robilität (%)

VerUkale lvlobi ität umfasst:
Aufwä'tsmobilität (%)

Abwärtsmobilität (%)
Verhältnis Aufstiege/Abstiege

Gesamtmobilität (%)

Ge$mtmobil tät umfasst:
vertikale Mobilität {%)
horizontale Mobilität (%)

Verhältnis vertikale/
ho zontale N4obilität (%)

Vertikale Mobilität urnfasst:
Aufwärtsmobilität (%)

Abwäftsmobilität (%)

Verhältnis Auf stiege/Abstiege

67

42
25

1,7

66

43
24

1,8

68

48
20

60 61

4'1

20
3S

22

2,1 1,6

30
12
2,4

30
13

2,4

33
15 15

1,8

18
2l
0,8

l5

40
35

1,1

75

43
33

1,3

75 75

38

1,0

41

1.2 1,4

20
1,3

18
23
0.8

20
20
1.0

24
1S

1,3

20
18
1,1

Tab. 3: Gesamtmobilität, vertikale und horizontale N4obilität,
Auf- und Akstiegsraten

Daterbas/si ALLBUS. SOEe ZUMA Standarddemografie, 1976 2002

Die oberste Ze le in Tabelle 3 beschreibt das AusmaR der Gesamtmobiltät, d. h. wie
viel Prozent der Befragten eine andere Position einnehmen als ihre Väter. Es fällt auf,

dass es sowohl für l\.4änner als auch für Frauen in Ost- und in Westdeutschland nahe-
zu keine Veränderung über die Zeit gibt. Die Bate der Gesamtmobilität ist im Westen
seit Mitte der ToerJahre, im Osten mindestens seit der Wiedervereinigung praktisch
unveränded. Beiden Männern zeigt sich, dass diese Rate in Ostdeutschland deutlich
niedriger ist als in Westdeutschland, was aufgrund der höheren Vererbungsraten bei
ostdeutschen Arbeitern nicht verwunderlich ist. Teilt man diese Gesamtrate auf in
vertikale N/obilität (d. h. Auf- und Abstiege) und in horizontale Mobilität (d. h. [,4obilität

auf der gleichen Hierarchieebene, z. B. von Facharbeiterklasse zu einfachen Ange-
stellten), so zeigen sich jedoch deutliche Unterschiede über die Zeit. Bei den west-
deutschen Männern steigt der Anteil an vertikaler N.4obilität um 6 Prozentpunkte,
während die horizontale lMobilität um 5 Prozentpunkte schrumpft. Somit steigt auch
das Verhältnis zwischen diesen beiden Größen von 1,7 auf 2,3 zugunsten der ver-
tikalen Nilobilität, d. h. vertikale Mobilität kommt heute 2,3 mal so häufig vor wie hori-
zontale N,4obilität. lm Osten dagegen sinkt dieses Verhältnis für lMänner leicht von 2,1

auf 1,8. Bei den westdeutschen Frauen überwiegt ganz leicht die vertikale lvlobilität
über die horizontale Nrobilität. dieses Verhältnis bleibt praktisch unverändert über den
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Beobachtungszeitraum ('1,2). Bei ostdeutschen Frauen nimmt das VerhältniS innerhalb
eines Jahrzehnts deutlich von 1,4 auf 1 ,0 ab, sodass heute venikale und horizontale
t\.4obilität gleich häufig vorkommen.

Die jeweils unteren Hälften der Teiltabellen zeigen an, ob es sich bei den vertikalen
Bewegungen um Aufstiege oder um Abstiege gehandelt hat. Der zunehmende Anteil
an vertikaler N,4obilität für westdeutsche Männer ist sowohl auf eine Zunahme der
Aufstiege als auch auf eine Zunahme der Abstiege zurückzuführen, was zur Folge hat,
dass das Verhältnis der beiden Mobilitätsrichtungen nahezu konstant bleibt. Drama-
tisch dagegen fällt der Befund für die ostdeutschen Männer aus. Während es un-
mittelbar nach der Wiedervereinigung fast zweimal so viele Aufstiege wie Abstiege
gab, hat sich das Verhältnis nun umgekehrt: Auf einen Abstieg kommen nur noch 0,8
Aufstiege. D. h. für die Befragten in Ostdeutschland ist das Risiko eines Abstieges in
schlechtere Berufspositionen größer als die Chance eines Aufstiegs.

Bei den ostdeutschen Frauen geht die Entwicklung in die gleiche Bichtung, jedoch fällt
der Wandel hier deutlich geringer aus. Auf- und Abstiege im Vergleich zur Vaterposi-
tion halten sich hier mittlerweile die Waage. lm Westen dagegen haben die Frauen in
den letzten knapp 30 Jahren ihre Aussichten auf bessere Positionen deutlich ver-
bessern können. Es kam zu einer deutlichen Zunahme der Aufstiege bei einer gleich-
zeitigen Abnahme der Abstiege, sodass das Verhältnis zwischen Auf- und Abstiegen
von 0,8 auf 1,3 gestiegen ist. Westdeutsche Frauen haben somit heute durch
schnittlich bessere Positionen als ihre Väter. Sie sind jedoch in Bezug auf Aufstiegs-
chancen immer noch deutlich schlechter gestellt als die Männer.

17.4 Chancengleichheit in der Gesellschaft

Die bisher dargestellten Ergebnisse geben die Mobilitätserfahrungen der Befragten
seit Mitte der 1g7oer-Jahre wieder Ein wesentlicher Faktor für die soziale N,4obilität
in dieser Zeit waren die Veränderungen in der Beschäftigtenstruktur. Die Anzahl der
Arbeiterpositionen ist stetig gesunken, während immer mehr Positionen im Ange-
stellten- und Beamtenverhältnis geschaffen wurden. Diese so genannte strukturell
bedingte lvlobilität beeinflusst nicht notwendigerweise die Chancengleichheit rn erner
Gesellschaft. Es ist denkbar, dass sich alle ein bisschen bewegen - praktisch wie in
einem Zug, wobei die Sitzordnung innerhalb des Zuges (d. h. der Gesellschaft) gleich
geblieben ist. Um dies zu überprüfen, betrachtet man so genannte Chancenver-
hältnisse, bei denen man fragt, wie groß beispielsweise die Chance für ein Arbeiter- im
Vergleich zu einem Angestelltenkind ist, später Arbeiter bzw. Angestellter zu werden.
Für die folgende Untersuchung wurden alle möglichen Kombinalionen solcher Chan-
cenverhältnisse in einem l\y'odell zusammengefasst. Die Ergebnisse sind in den Ab-
bildungen 1 und 2 dargestellt.

Abbildung 1 zeigt für Män ner die Entwicklung der Chancengleichheit - oder genauer -
die Stärke des Zusammenhangs zwischen der sozialen Herkunft und der eigenen
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Abb. 1: Relative Veränderung der Stärke des Zusammenhangs
zwischen sozialer Herkunft und eigener Position - l\,4änner

1,10

1,00

0,90

0,80

0,70

0,60

0,50

Osldeutschland

197F80 1S81-90 1991 92 1994 96 19S8-O2

Dätenbasisr ALLBUS, SOEP, ZU[44-Standarddemographie ] 976-2002

Berufsposition. Die Stärke dieses Zusammenhangs ist aui der y-Achse dargestellt.
Für die 1970erJahre wurde dieser Zusammenhang auf den Wert ,1u festgesetzt. Die

Abweichung zu diesem Wert gibt dann die prozentuale Veränderung hielzu an, wobei
Wede kleiner "1" bedeuten, dass der Zusammenhang schwächer wird. l'/an kann

Abb. 2: Relative Veränderung der Stärke des zusammenhangs
zwischen sozialer Herkunft und eigener Position - Frauen
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sehen, dass sich die Stärke des Zusammenhangs bis Ende der 1g8oer-Jahre nicht
verändert hat, dann aber eine leichte Abnahme zu beobachten ist. Für die ostdeut
schen l\y'änner dagegen nimmt der Zusammenhang zwischen Elternhaus und eige-
ner Berufsposition stark zu. Zwar ist dieser Zusammenhang im Osten nach wie vor
deutlich niedriger ausgeprägt als im Westen, jedoch kam es durch gegenläufige Ent-
wicklungen in Ost und West zu einer deutlichen Angleichung der Mobilitätschancen.

Bei den Frauen (Abb. 2) zeigen sich nach der Wiedervereinigung ebenfalls sehr deut-
liche Unterschiede zwischen Ost und West. Jedoch kommt es auch hier zu einer
Konvergenz der Stärke des Zusammenhangs zwischen der Berufsposition des Vaters
und der Position derTochter Für Frauen in Westdeutschland ist in den 1980er-Jahren
ein abnehmender Zusammenhang zu erkennen, danach ist dieser Zusammenhang bis
2002 praktisch stabil geblieben. ln Ostdeutschland dagegen nimmt der Zusammen-
hang ab Mitte der 1990er-Jahre stark zu, sodass heute für Frauen in Ost und West der
Einfluss des Elternhauses nahezu auf einem gleichen Niveau angekommen ist.

17 .5 Fazil

Die soziale Herkunft hat trotz der Betonung von Chancengleichheit im Bildungswesen
und der Hervorhebung des Leistungsgedankens in der Berufswelt nach wie vor einen
hohen Einfluss auf die spätere berufliche Position von Männern und Frauen in
Deutschland. Für einige Berulspositionen konnte gezeigt werden, dass deren Zu-
sammensetzung zunehmend weniger von der sozialen Herkunft gesteued wird (2. B.
Selbstständige im Westen, qualifizierte Angestellte im Westen). Dagegen werden die
Arbeiterpositionen in Ost- und Westdeutschland eher homogener mit Arbeiterkindern
Lresetzt. Leitende Positionen werden nach wie vor eher an die Söhne weitergegeben,
,edoch haben die Frauen in den letzten drei Jahrzehnten deutlich aufgeholt. Dies
schlägt sich auch in generell höheren Aufstiegschancen für westdeutsche Frauen
nieder. Ostdeutsche l\,4änner dagegen nehmen im Vergleich zu ihren Vätern zu-
nehmend niedrigere Positionen ein. Bei ostdeutschen Frauen zeigt die Entwicklung in
eine ähnliche Richtung, doch sind die Veränderungen hier bei weitem nicht so stark.

Die Betrachtung der tatsächlichen Chancengleichheit - bereinigt um str!kturelle Ein-
flüsse - zeigt für Westdeutschland einen sehrgeringen Wandelhin zu mehrcleichheit.
lm Osten dagegen hat sich der Einfluss der sozialen Herkunft im letzten Jahrzehnt
enorm vergröRen. Die ehemals deutlich höhere Chancengleichheit für Frauen im
Osten hat bereits so stark abgenommen, dass sie fast das Westniveau erreicht. Für
Männer dagegen bleiben die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland wei-
terhin merklich.

(Reinhatd Po ak)

Weitere lntormationen zum Thema Erwerbstätigkeit siehe Teil l, Kap. 3.
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18 Einkommen -
Verteilung, Armut und Dynamik

Die hier genutzten Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) geben Auskunft
über die jährliche Einkommensentwicklung seit Beginn der deutschen Vere nigung

Neben der Einkommensentwicklung wird im Folgenden auch die Einkommensver-
teilung und Einkommensungleichheit im zeitlichen Verlauf betrachtet und somit ein

wesentlicher Aspekt der Angleichung der Lebensverhältnisse zwischen alten und

neuen Ländern dokumentied. Ein besonderes Augenmerk gilt dem unteren Rand der

Einkommensverteilung der Betroffenheit von Niedrigeinkommen und Armut, die im
Detail auch für soziale Gruppen ausgewiesen wird. SchlieBlich wird das Ausmaß der
Einkommens- und Armutsdynamik in Deutschland dargestellt.

'18.1 Daten und Methoden

Die Einkommen werden im SOEP im Rahmen der jährlichen Befragungen detailliert
erfasst: Zum einen wird das monatliche Haushaltsnettoeinkommen erfragt, also die

regelmäßigen Einkünfte nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben zuzüglich er-

haltener Sozialtranslers; zum anderen werden jeweils für das zurückliegende Jahr alle

individuellen (Brutto-)Einkommen aller aktuell im Haushalt befragten Personen auf-
summiert, aus denen mithilfe einer Schätzung der Steuer- und Sozialabgaben die
Jahresnettoeinkommen des Vorjahres abgeleitet werden. Bei den Jahreseinkommen

sind neben einmaligen Sonderzahlungen (13., 14. Monatsgehalt, Weihnachtsgeld,

Urlaubsgeld etc.) auf diese Weise auch Steuerrückzahlungen implizit enthalten. Prin-

zipiell können auch Einkommensvorteile aus selbst genutztem Wohneigentum ein-
gerechnet weden; diese Komponente wurde allerdings hier nicht berücksichtigt.

Die erhobenen N4onatseinkommen bilden gegenüber den Jahreseinkommen die ak-
tuell verfügbaren ökonomischen Ressourcen ab, für alle zu diesem Zeitpunkt im
Haushalt lebenden Personen. Die beiden Einkommenskonzepte unterscheiden sich

damit nicht nur hinsichtlich des zeitlichen Bezugsrahmens, sondern auch in ihrer

Konzeption. lm Folqenden werden deshalb sowohl Daten Über das direkt erfragte
monatliche Haushaltsnettoeinkommen in seiner ursprÜnglichen Form (der Anteil feh

lender Werte beträgt ca. I %) als auch über das generierte Jahresnettoeinkommen
der Haushalte (jeweils tür das zurückliegende Jahr; fehlende Werte werden geschätzt

[imputiert]) präsenriert.

Um die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedlicher Größe und Zusam-

mensetzung vergleichbar zu machen, werden alle Haushaltseinkommen unter Ver

wendung der älteren OECD-Skala in so genannte 'Äquivalenzeinkommen" das

sind unter Bedarfsgesichtspunkten modifizierte Pro-Kopf-Einkommen - umgerech-
net. Alle Einkommensangaben werden in Euro ausgewiesen. Die Analysen erfolgen
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auf Personenebene und repräsentieren die in privaten Haushalten lebende gesamte
Bevölkerung in Deutschland. Die Anstaltsbevölkerung (2. B. in Altersheimen) bteibt
unberücksichtigt.

'18.2 Einkommensentwicklung

Die verfügbaren Durchschnittseinkommen der privaten Haushalte sind nach den Da-
ten des SOEP in Deutschland nominal von monatlich 808 € im Jahr '1991 auf 1 177 €

Tab. 1; Haushaltsnettoeinkommen der privaten Haushalte in Deutschland
Mittelwert in EUR

1 Oue//er Destalis 2003-

Dalerbas,si SOEP 199l-2002

Deutschland insgesafi 1991 1S94 1gg7 2000 2007 20D2

Äqu ivalenzeinkom men im Monat
Nominal
Real
Steigerungsrate r€al {in Yo)

Äquivaleogi nkom men im Voiahr
Ncminal
Beal
Steigerungsrate real {in %)

808 960
1 033

8,4

1 025
1 054

2,O

1122
1 122

6,5

1134 1177
1112 1137
-1,0 2,3

953

12723
13 686

13469

1,2

'14 BO2

14 802
6,8

14961
14662
- 0,9

15556
15027

Alte Bundesländer 1991 r994 1997 2000 2001 2042

Äquivetenzeinkommen im Monat
Nominal
Real
Steigerungsrate real (in %)

Äquivale n2e inkom men im Vorjah r
Nominal
Beal
Steigerungsrate real (in %)

895
1 04'1

1 009
1 083

4,0

1061 1 166
1092 1 '166

o,7 6,9

1174
1 '150

-1,4

1217
'1 175

2,2

11 702
13610

13 300
'14 284

5,0

13881 15280
14283 15 280

o 7,0

15 42A
15119

1,1

16062
15516

2,6

Neue Bundesländer T99T 1994 1997 2000 2001 2002

Aquivale nze in kom me n i m M onal
Nominal
Real
Steigerungsrate real (in %)

Äqu ivalenzeinkom men im Vorjah r
Nominal
Real
Steigerungsrate real (in %)

478
427

33,6

875
900

4,7

934 965
s34 946
3,9 '1,3

1 008

10293
11 168

11 692
12020

7,6

12700 12884
12700 12627

5,7 - 0,6

13268
12417

1.5

Preisindizesl 1991 1S94 1997 2000 2001 2AO2

Alie Bundesländer
Neue Bundesländer

6
5

83,7 92
70,4 91

97,1 100,0
100,0

102,0
102,0

103,4
103,4
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m Jahr 2002 gestiegen (vgl. Tab. 1). Die entsprechenden Jahreseinkommen liegen im

Jahr 2002 bei 15 556 € (diese Einkommensangaben beziehen sich hierbei immer auf
das jeweilige Vorjah0. Bei dieser gesamtdeutschen Betrachtung sind allerdings mög-

liche Unterschiede in den Preisniveaus der alten und neuen Länder - insbesondere
unmittelbar nach der Vereinigung - noch nicht berücksichtigt. Die nachfolgenden Be

rechnungen werden deshalb auf der Basis von Realeinkommen durchgefÜhrt, wobei
die Einkommen der alten und neuen Länder bis 19gg jeweils getrennt an die ent-
sprechende Preisentwicklung angepasst wurden (vgl. Tab. 1, unten).

Die auf den Realeinkommen basierenden Steigerungsraten weisen fÜr die 90er-Jah-
re ein insgesamt eher geringes Einkommenswachstum mit einigen Schwankungen
auf. Die Schwankungen setzen sich auch in der iährlichen Einkommensbetrachtung

bis 2002 weiter fort. Dies qilt für die alten und neuen Länder in gleicher Weise. Ein

differenziefter Blick aui die Einkommensentwicklung verdeutlicht, dass reale Ein-

kommenszuwächse in den Jahren nach der Vereinigung hauptsächlich in den neuen

Ländern stattfanden. ln den alten Ländern war der Realeinkommenszuwachs zu Be-
ginn der goer-Jahre nur gering ausgeprägt. ln den neuen Ländern lag das Wohl-

standsniveau zunächst noch weit unter dem der alten Länder. Der zu Beginn sehr
hohe Einkommensanstieg hat sich im weiteren Verlaut der 90er-Jahre sukzessiv ver-
langsamt. Damit einhergehend setzte sich auch der Abbau der Einkommensunter-
schiede zu den alten Ländern seit Ende der goer-Jahre nicht mehr weiter fort. Die

Wachstumsraten der Jahreseinkommen zeigen seit der zweiten Hälfte der goer-Jah-

re in Höhe und Vedau, ein ähnliches lMuster der Einkommensentwicklung wie in den
alten Ländern.

18.3 Ungleichheit und Angleichung

Die Betrachtung von N4ittelweden allein sagt noch nichts darüber aus, wie gleich oder
ungleich die Einkommen in der Bevölkerung vefteilt sind. Ein allgemeiner lndikator zur

Beschreibung der Einkommensverteilung sind die Einkommensanteile, die ein be-
stimmterTeil der nach der Einkommenshöhe geordneten Bevölkerung innehat (tab. 2).

Hier zeigt sich, dass die ärmsten 20 o/o der Bevölkerung (das unterste Quintil) über

knapp 10 % des monatlichen Gesamteinkommens verfügen. lm Jahr 2002 ging der
Einkommensanteil des ärmsten Quintils auf 9,3 o/o zutück. Die reichsten 20 oZ (das

oberste Quintil) haben demgegenüber etwa 36 o% des monatlichen Gesamtein-
kommens zur Verfügung, im Jahr 2002 waren es 36,4 0/6. Die Ungleichheit der ver-

fügbaren Einkommen im Haushalt hat sich damit seit 2000 wieder erhöht. Dies geht

auch aus dem Gini-Koeffizienten, einem zusammenlassenden Ungleichheitsmaß,
hervor.

Die iahresbezogenen Einkommen sind im Allgemeinen etwas ungleicher verteilt, als
die enger gefassten monatlichen Nettoeinkommen der privaten Haushalte. Anhand

des jahresbezogenen Einkommenskonzeptes lassen sich zudem auch Ungleich-
heitsziffern für die im Haushalt erzielten Markteinkommen (brutto) und Bentenzah
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lungen errechnen, die sich vor Eingriff des Staates in Form von direkten Steuern
und Sozialtransfers ergeben. Die relative Differenz beider Koeffizienten illustriert So
die Beduktion an Ungleichheit, die durch staatliche Eingriffe erreicht wird. Anhand
der Daten für die alten Länder wird deutlich, dass die Ungleichheit der in den pri-
vaten Haushalten ieweils erwirtschafteten Markteinkommen und Renten in der ers-
ten Hälfte der goer-Jahre deutlich gestiegen ist - der cini-Koeffizient hat sich von
1991 bis 1995 von 0.319 auf0.357 erhöht. Diese Zunahme an Ungleichheitder Markt-
einkommen hat auch bis fty'itte der goer-Jahre zu einer Zunahme der Ungleichheit

Tab. 2: Einkommensungleichheit in Deutschland

Deulschland insqesamt lSSl 1994 1997 2000 2DO1 20D2

Äquivalenzeinkommen im Monat (reat)

Einkommensanterle rn der Bevölkenrno
fumste 20 %
Reichste 20 %

Gini

Äq u iv a t e rle i n ko m m en i m Votj a h r (re al)
Gini ([rarkteinkommen und Renten
im Haushalt)

Gini {Haushaltsnettoeinkommen)
Giniverminderung durch Umverteilung
(in %)

9,5 S,6 9,9 9,8 9,7 9,3
36,2 36,0 35,2 35,4 35,7 36,4
0,267 0,264 0,252 0,256 0,259 0,270

0,345
4.277

0,356
o,214

0,353
o,271

0,354
o,272

0,368
0,289

19,7 23,0 23,2 23,2 21,5

Alie Bundesländer 19S1 19S4 '1997 2000 2001 2002

Aquivalenzeinkommen im Monat (real)
Einkommensanteile in d€r Bevölkerung
Armste 20 %
Reichste 20 %

Gini

Äquivalenzeinkommen m Volahr lrcal)
Gini (L4erklernkommen und Flenten

im Haushalt)
Gini (Haushaltsnettoeinkommen)
GiniVermindenrng durch L,mverteilung
(in %)

9,8 9,4 9,7
35,2 36,2 35,4
0,254 0,267 0,257

35,5 36,0 36,7
0,259 0,264 0,27s

0,31S
0,264

0,340
0,281

0,357
0,281

0,351
o,274

0,354
a,219

0,368
0,296

't7,2 t7,4 21,3 20,8 21,2 19,6

Neue Bundesländer 1991 1S94 1997 2000 2001 2002

Äquivalenzeinkommen im Monat (rea\
Einkommensanteile in der Bevölkeruno
Armste 20 %
Beichste 20 %

Gini

Äquiv aleßeinkomme n i rn Vorjahr
Gini (Marktsinkommen und Renten

im Haushalt)
Gini (Haushaltsnettoeinkommen)
Giniverminderung durch Umverteilung
{in Yo)

1'1,6
30,9
0,191

10,7 10,9 10,7 10,9
31,7 31,8 32.4 32.0
0,20s 0,209 0.216 0.211

10,3
32,9
o,225

0,320
0,221

0,321
0.221

0,323
o,214 0,2T I

0,337
0,235

30,s 31,2 33,7 32,6 30,s

Daterbaslsi SOEP 1991-2002.
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der Nettoeinkommen im Haushalt geführt. Die lJngleichheit der N/arkteinkommen
blieb dann bis 2000 auf dem erhöhten Niveau. im Jafi 2OO2 war ein neuerlicher
Anstieg zu verzeichnen. Die [Jngleichheit der Nettoeinkommen ist indes durch den
erhöhten staatlichen Einfluss bis zum Ende der 90er-Jahre zunächst etwas gesun-
ken, steigt aber mit dem neuerlichen Anstieg der lJngleichheit der Markteinkommen
im Jahr 2002 wiederum an.

ln den neuen Ländern waren die Einkommen im Vergleich zu den alten Ländern von
vornherein weit weniger ungleich verteilt. Zu Beginn der 90er-Jahre erfolgte lediglich
ein geringer Anstieg der Ungleichheit, der sich aber schnell verlangsamte. lm Jahr
2002 ist auch hier ein neuerlieher Anstieq der Llngleichheit zu verzeichnen, ohne al-
lerdings das weit höhere Ungleichheitsniveau der alten Länder zu erreichen. Die [Jn-
gleichheit der N4arkt und Rentenein kommen ist dagegen nur wenig geringer als in den
alten Ländern - dle Verminderung der Ungleichheit durch staatliche Maßnahmen ist
damit wesentlich höher als in den alten Ländern (30,3 gegenüber '19,6 % in 2002).

Abb. 1: Die Entwicklung des Haushaltseinkommens (Nettoäquivalenz-
einkommen) in West- und Ostdeutschland 1991-2002

Haushaltseinkommen
IN EUB

2AA0 Westdeutschland -

r500

1000 t
s00

Ostdeutschland

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002

t

Oäaerbas,s: SOEP 1991 2002

Die Angleichung der Einkommensverhältnisse zwischen neuen und alten Ländern
lässt sich anschaulich anhand der Entwicklung der verschiedenen Einkommens-
schwellen dokumentieren. Bei dieser Darstellung werden Niveau und Vefteilung
der Einkommen gleichzeitig betrachtet: Die Breite der so genannten Boxplots (vgl.

Abb. 1) dokumentiert den jeweiligen Bevölkerungsumfang; die mittlere Linie der Blö-
cke stellt den ieweiligen Median da( also den Einkommensschwellenwert, der von
jeweils der Hälfte der Bevölkerung unter- bzw. überschritten wird. ln analoger Form
geben die Ober und Untergrenzen der Blöcke die Einkommensschwellen wieder, die
zusammen 50 o/o der Bevölkerung mit mittleren Einkommen umfassen; die äußeren
Linien veranschaulichen schließlich die so genannten Dezllsschwellen, die die jeweils
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reichsten bzw. ärmsten 10 yo der Bevölkerung abgrenzen; sie keschreiben also die
Einkommensspanne, die das Wohlstandsniveau von 80 % der jeweiligen Bevölkerung
ohne die jeweils reichsten und ärmsten 10 oZ umfasst. Die Grafik zeigt anschaulich,
wie sich im unteren Einkommensbereich die Realeinkommen in den neuen Ländern
schrittweise an die der alten Länder angeglichen haben, vor allem in der ersten Hälfte
der goer-Jahre. Die Realeinkommen in den alten L'ändern stagnierten stattdessen
über weite Strecken. Dieser Angleichungsprozess verlangsamt sich ab der zweiten
Hälfte der g0erJahre, wobei jedoch in beiden Landesteilen die Spreizung der Ein-
kommen bis 2002 zunahm.

Die Grafik macht nicht nur deutlich, dass die Streuung der Einkommen in den neuen
Ländern weit weniger ausgeprägt ist als in den alten Ländern, sondern zeigt auch,
dass dies vor allem an der geringeren Differenzierung im oberen Einkommenssegment
liegt. lm Jahr 2002 erreichen erstmalig mehr als 10 % der Bevölkerung in den neuen
Ländern Einkommensverhältnisse, die oberhalb des mittleren Einkommensbereichs in

den alten Ländern liegen. Der wesentliche Einkommensunterschied zwischen alten
und neuen l-,,ändern besteht demzufolge allem voran in einergeringeren Spreizung der
höheren Einkommen.

18.4 Einkommensschichtung und relative Armut

lnlolge der großen Unterschiede hinsichtlich des Wohlstandsniveaus wie auch der
Wohlstandsverteilung zwischen alten und neuen Ländern wird zunächst die Ein-
kommensschichtung anhand der regionsspezifischen Einkommensverhältnisse do-
kumentiert. Daran anschließend werden Niedrigeinkommen und Armutsquoten ba-
sierend auf gesamtdeutschen Schwellenweden behandelt.

Die relative Einkommensschichtung gemessen an jeweils regionsspezifischen arith-
metischen Mittelwerten (vgl. Tab. 3) folgt weitgehend den beschriebenen Trends im
Bereich der Einkommensungleichheit. Der Bevölkerungsanteil im Armutsbereich un-
terhalb der 50 %-Schwelle hat sich in Deutschland im Verlauf der goer-Jahre ver-
mindert, steigt aber bis 2002 wieder deutlich an. Der Bevölkerungsanteil im relativen
Wohlstand hat sich nach 1991 ebenfalls etwas verringed und weist nach 2000 wie-
derum höhere Wede auf.

Wie bereits anhand der Ungleichheitsentwicklung erläuted wurde, verlief die Ein-
kommensentwicklung in den alten und neuen Ländern vor allem zu Beginn der goer-

Jahre noch unterschiedlich. ln den alten Ländern hat sich der Bevölkerungsanteil im
untersten Einkommenssegment bis 2002 stufenweise erhöht. lm obersten Ein-
kommenssegment nahm der Bevölkerungsanteil seit 2000 wieder zu.

Betrachtet man die jeweiligen Einkommensverteilungen in Ost- und Westdeutschland
getrennt, dann sind in den neuen Ländern aufgrund der dortigen geringeren Ein-
kommensspreizung die Bevölkerungsanteile sowohl im untersten als auch im obers-
ten Einkommenssegment qeringer und der Einkommensanteil im mittleren Ein-
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Tab. 3: Schichtung der Bevölkerung nach relativen Einkommenspositionen

[4onat ches Ha!shalsnehoe nkomr.en
äqurvalen:gewichtet

19S1 1994 1997 2000 2001 2002

Deutschland insgesamt (Mittelwert g€samt = 1 00 %)
Relativer Wohlstand (> 150%) 13.0
Gehobene Einkommenslage (125-'150 %) 10,5
Mittlere Einkommenslage (75-125 %) 39,4
Prekärer Wohlstand (50-75 %) 26,9
Flelative Armut (0-50 %) 10,1

Alte Bundesländer lMillelwert ABL = 100 %)
Flelativer Wohlstand (i 150%) 12.3
Gehobene Ernkommenslage (125-150 "/o) 10,6
N4ittlere Einkommenslage 175-125 r/o) 42,3
Prekärer Wohlstand (50-75 %) 25,9
Relative Armut (0-50 70) 8,S

Neue Bundesläodet (Mittelwert NBL = 100 %)
Relativer wohlstand (> 150 %) 7,9
Gehobene Einkommenslage (125- 150 %) 12.2
N{ittlere Einkommenslage 175-125 %l 57,5
Prekärer Wohlstand {50-75 %) 14,4
Relative Armut (0-50 %) 4,0

11,9
11,2
41,5

9,5

12,3
s,6

43.0

9,6

12,4
11,3
40,9
25,5
10,0

13,3
10,4
41,4
24,4
10,1

12,9
9,8

40,0
25,6
11,7

9,6
11,0
53,9
17,8
7.7

8,0
1't,3
55,4
'19,4

6,0

9.5
12,2
51,4
19,7
1,2

9,5
10,6
53,1
21,3

5,6

9,5
11,0
51,0
20,8

7,8

10,8
4'1,6
25,7

9,6

12,2
10,7
43,4
24,5

12,5

41,0

11,1

11 ,1
'10,0

44,O

12,9
9,6

44,2
23,9
s,4

kommensbereich entsprechend größer als in den alten Ländern. lm Trend hat bis Mitte

der 90er-Jahre der Bevölkerungsumfang im unteren Einkommensbereich zunächst
zugenommen und schwankt seitdem zwischen 5,6 o/o und 7,8 % (2002) - im Vergleich

zu 9.5 % und 11,7 % (2oo2) in den alten Ländern. Der Bevölkerungsanteil mit - ge-

messen am regionsspezifischen Durchschnitt - höheren Einkommen liegt seit 2000
konstant beig,5 o%.

Der hier verwendete Armutsbegriff beruht auf einem so genannten relativen Armuts-
konzept und orientied sich an der Definition der Europäischen Union (siehe Glossar.
Die Operationalisierung erfolgt gemäß den vom Statistischen Amt der EU (Eurostat)

empfohlenen Schwellenwerten, den so genannten Armutsgrenzen. Als arm gilt dem
nach, wer in einem Haushalt lebt, dessen Aquivalenzeinkommen weniger als 60 oZ

des N.4edians (Glossar)der Einkommen in dergesamten Bevölkerung beträgt. Darüber
hinaus werden in diesem Kapitel weitere, auf dem arithmetischen lMittelwert basie

rende Schwellenwerte zur Abgrenzung von "Armut" (50 %-Schwelle) und Niedrigein-

kommen, dem so genannten "prekären Wohlstand., (75 %-Schwelle) ausgewiesen.
Die auf den Median bezogenen Armutsquoten sind weniger antällig fÜr Extremwede

am oberen und unteren Rand der Verteilung und liefern damit robustere Ergebnisse als
die aus dem arithmetischen Mittel abgeleiteten Armutsgrenzen.

Die Berechnung aller Armutsgrenzen edolgt ausschließlich auf Grundlage der ge-

samtdeutschen Einkommensverteilung anhand der Healeinkommen zu Preisen von

2000i dies gilt auch für die getrennt ausgewiesenen Armutsindikatoren der alten und

neuen Länder. Frühere Betrachtungen, in denen die beiden Landesteile als unab-
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hängige Einheiten behandelt wurden, lassen sich noch aus den regionsspezifischen
Verläufen der Einkommensschichtung (vgl. Tab. 3) nachvollziehen.

Die auf dem l\4edian basierenden Armutsquoten werden anhand des so genannten
FGT-l\.4aßes (nach den Autoren Foster/Greer/Thorbecke) weiter differenziert: Neben

Tab. 4: Armut und Niedrigeinkommen

I\,lonatliches Haushaltsnettoeinkommen.
äquivalenzgewichtet

1991 1994 1997 2000 2001 2002

Deutschland insgesamt (D gesamt = 100 %)
Äquivatenzeinkammen im Monat (rcal)

75-%-N.4ittelwen (Niedrigeinkommen)
50-%-[,littelwert (Armut)
Armutsschwelle 60olo-,\,4edian

FGT(0) LArmutsquote)
FGT(1) (Armutslücke)
FGT(2) (Armutsintensität)

Aquivalenzeinkommen im Vorjahr (reat)

Armutsschwelle 60%o-Median
FGT(o) (Armutsquote)
FGT(1) (Armutslücke)
FGT(2) (Armuisintensität)

Alte Bundesländer (D ges€rnt = 100 %)
Aquivalenzeinkomfien im Monat (real)

75-% Mittelwert (Niedrigeinkommen)
50-%-Mrttelwert (Armut)
Armutsschwelle 60% N/ed an

FGT(o) (Armutsquote)
FGT(1) (Armutslücke)
FGT(2) (Armutsintensität)

AquivaterEeinkommen im Vorjahr (real)
Armutsschwelle 60% [,4edian

FGT(0) (Armutsquote)
FGT('1) (Armutslücke)
FGT(2) (Armutsintensität)

Neue Bundesländer (D gesamt = 100 %)
Äquivalenzeinkommen im Monat (real)

75- % -N,4ittelwert (Niedrigeinkommen)
50-%-Mittelwert (Armut)
Armutsschwelle 60% -l\4edian

FGT(o) (Almutsquote)
FGT(1) (Amutslücke)
FGT(2) (Armutsintensit:io

Äquivalenzeinkommen im Votiahr (teal)

Armutsschwelle 60%-l\/edran
FGT(o) (Armutsquote)
FGT(1) (Armutslücke)
FGT(2) (Armutsintensität)

Dalerbasisr SOEP 1991 2002.

37,O
10,'1 s,6

34,9
s,2

33,7 33.3 36,6
11,1

12,4

0,8

11,0
2.6
0,9

11,4

o,7

'12,5

2,7
0,9

13,1
3,0
1,1

12,8

1,8

13,0
3,9
2,0

11,3
3,3
1,1

13,s
3,9
1,9

14,8
4,3
2,1

27.4
6,3

32.3
8,4

33,0 3'1,3
4,2

31,4
8,9

35,0
10,5

7,7
1,5
0,5

9,5
2,2
0,8

10,2
2,2
0,7

11,8
2,6
0,9

12,4

1,0

'11,8

3,5
1,9

12,9
4,1

1,1 '13,4

3,5 4,1'1,9 2,1

14,3
4,4

73,8
24,6 '14,5

43,1
1'1,6

44,3
13,3

41,2
11,5

43,9

30,4
6,2
2,1

16,9
4,0
1,4

14,5
3,0
0,9

16,0
3,3
't.0

'15,5

3,0
0,9

16,1

3,4
'I,2

1,3
2,4
0,8

10,7
2,2
o,7
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der Armutsquote, die den Umfang der Armutspopulation in Prozent ausweist, wer-
den die so genannte Armutslücke - FGf(l) - und die Armutsintensrtät - FGT{2) -
vorgestellt. Die Armutslücke (poverty-gap) ist ein l\y'aß für den durchschnittlichen
Einkommensabstand, der zur Überwindung der Armutsgrenze fehlt. Sie gibt somit
Auskunft über das Ausmaß der Armut. Das FGT{2)-N/aß schließlich erfasst die Ar-
mutsintensität, indem es diejenigen innerhalb der Armutspopulation am stärksten
gewichtet, die am intensivsten von Armut betroffen sind.

lm Jahr 2002 leben demnach '13,'1 % der gesamtdeutschen Bevölkerung in Armut
(Tab. 4), 11,1 % der Bevölkerung haben weniger als die Hälfte des Durchschnitts-
einkommens zur Verfügung und insgesamt 36,7 % leben im Niedrigeinkammensbe-
re\ch (75 o/o Schwelle). Legt man die jahresbezogene Einkommensberechnung zu-
grunde, so ergibt sich eine Armutsquote von 14,8 %. Die Armutslücke, hier bezo-
gen auf die gesamte Bevölkerung, beirägt 4,3 % - dies ist vereinfacht gesagt der
durchschnittliche prozentuale Einkommensabstand zur Armutsschwelle. Die lntensr-
tät der Armut berücksichtigt darüber hinaus die LJngleichheit innerhalb der Arrnuts-
population Jnd lenkt so den Blick auf die Armsten der Armen. Alle lndikatoren weisen
ungeachtet des zugrunde liegenden Einkommenskonzeptes für 2002 eine deutliche
Zunahme der Armut gegenüber dem vorausgehenden Jahr aus.

Übereinstimmend zeigen monatliche und jahresbezogene Einkommenskonzepte in

den neuen L'ändern höhere Armutsquoten as in den alten Ländern; dies gilt iedoch
nicht in gleicher Weise für die Armutslücke und Armutsintensität.

18.5 Armut in verschiedenen Bevölkerungsgruppen

lm Folgenden wird gezeigt, welche Bevölkerungsgruppen, Familien- und Haushalts
formen über- oder unterdurchschnittlich von Armut betroffen sind. Dabei wird auch die
Armutslücke berücksichtigt. ln den Tabellen 5a und 5b werden Armutsquoten und
Armutslücken für verschiedene Bevölkerungsgruppen ausgewiesen; diese Quoten
beziehen sich auf die Verteilung des monatlichen Haushaltsnettoeinkommens inner-
halb der gesamten Bevölkerung des Jahres 2002. ln der rechten Tabellenhälfte wird
ergänzend dazu die Situation in den neuen Ländern dokumentiet. Demnach ist zwar
die Armutsquote 2002 ln den neuen Ländern höher als innerhalb des gesamten Bun
desgebiets, die mittlere Armutslücke ist hingegen eher niedriger.

Mit zunehmendem Alter sinkt die Betroffenheit von Armut. Am höchsten ist die Ar-
mutsquote in der Altersgruppe von '1'l -20 Jahren. Personen über 50 Jahre sind un-
terdurchschnittlich von Armut betroifen. ln den neuen Ländern ist dieser Zusammen-
hang besonders deutlich: Die Armutsquote von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen übersteigt die der Alteren um ein Vielfaches; dieser Befund gilt auch für
die Armutslücke. Altere Personen sind auch in den neuen Ländern weniger von Armut
betrofien als in den alten Ländern.

Hohe Armutsquoten sind auch beiAusländern anzutretfen; dies betrifft insbesondere
die alten Länder, in den neuen Ländern ist der ausländische Bevölkerungsanteil sehr



Tab. 5a; Betroffenheit von Armut in Deutschland
nach Bevölkerungsgruppen im Jahre 2002

Darunter:ln den neuen

Bev.- Bev

Bevölkerung insgesamt
Geschlecht
Ivlännlich

Bis 10 Jahre
11-20Jahre
21-30Jahre
31-40Jahre
41-50Jahre
51-60Jahre
61-70 Jahre
71 Jahre und ält€r

Nalionalität
Deutsch
Nicht deutsch

r3,'1 22,6 16,1 21,4
100,0
47,6
52,4

100,0
10,6
11,3
'11,1

16.0
'14,7

12,6
12,7
10,8

100,0
s2,8

7,2

12,5
13.5

21,9
23,1

100.0
47.4
52,6

100,0
6,S

13,2
11,3
.15,0

15,9
12,5
14,3
10,8

100,0
s8,8

1,2

'15,5

16,5
21
21

7
2

17,6
22,9
16,'1
11,2
11,6
8,9

10,1
7,5

23,9
23.1
24,4

22,O
23,6

18,7

25.3
26,3

17,4
'i5,7
14,2
7,5
3,4

23,8
20,0
20,1
24,O
19,1
18,6
14,4

10,5
27,4 24.2

14,3 2t,o
16,9

BovöLkeruno ab 17 Jahre

lnsgesarnt:

Verh./zusammenlebend
Vsrh./getrennt lebend
Ledig
Geschieden

Bildunqsabschluss
Hauptschule, ohn€ Abschluss
RS, FHS, Gymn. ohne Abschluss
Hauptschule, mit Abschluss
Bealschule, mit Abschluss
FHS, Gymn., mit Abschluss
Sonstiges
FH, Uni
ln Lehre, Schule, Studium

Erwerbstätig, Vollzeit
EMerbstätig, Teilzeit

ln Ausbildung
Nichl erwerbstaitig

Berufliche Stellung
UnTangelernter Arbeiter
Fachaöeiter, Meister
S€lbstsüindige
Auszubildende, Volontäre
Einfache Angestellte
Qualif izierts Ang€st€llte
Leitende Angestellte
Einf-/mittl. Beamte
G€hob./höhers Beamte

11,7 22,6 '14.4 21,4
r00,0
55,1

'1,8

25,4
8,4

100.0
12,5
3,5

27.9
23,8

8,6
4,4

16.9
2,3

100,0
36,7
15.0
6,7
4,7

34,9
100,0

15,2
13,6
I,S
5,4

11,9

14,6
2,4
4,6

9,6

15,2
16,3
7,3

20,4
25,4
24,5
24,3
20,0

'100,0

52,4
2,1

26,7
9,4
9,4

100,0
7,1
2,5

23,5

6,2
1,9

19,6
2,6

100,0
37,6
'11,4

13,2
5,1

100,0
'10,9

20,7
s,5
7,O

'11,9

22,O
14,6

1,5
1,9

4,7

24,4
5,4

14,2
24,4

23,7
18,1

1?,2
10,4

10,6
21,7
4,7

18,6

19.7
20,7
21.2
19,8
2s,1

23,8

21.
25.2

2
0

2
2
0

24,9
20,2

19,7
'16,9

31,2
18,3
19,5

l 3.
6,
6,
I,
6,

1

l

4,7
fl,4
37,9
26,0
'10,9

19,6

26,5
20,4

5,8
-17,7

41,8

4,7

18,5
2-t,4
23,8
'18,4

14,2

17.3
6,1
9,1

24.5
0.8
3,1
o,7

o,7

t9,4

27,1
24,6
23,8
13,S
21,1
16,7
-17,9

12,8
6,0

13,S
27,a
11,9
5,7
1,8
4,6

14.2
22,O
26,2

14,2
12,-l
14,0
43.5
18,5

Dalertasß; SOEP 2002
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Tab. 5b: Betroffenheit von Armut in Deutschland
nach Haushaltsmerkmalen im Jahre 2002

Bwö kerung n Amut und Niedrgeinkomrn€n (n %)

Bev-Bev.-

lnsgesamt:

HaushaltsgröBe
1-Pers.-Haushalt
2-Pers.-Haushalt

5-u. m. Pers.-Haushalt

Bis 45 Jahre
46-65 Jahre
66 Jahre und älter

(Ehe-)Partnsr
Kind(er)bis 17 Jahre
Kind(ei ab 18 Jahre
Weit€re HH'Milglieder

Singlehaushalt
Paahaushalt ohne Kind.
Paalhaush. mil mindi. K-
Einellernhaushall
Elternhaushalt m. erw. K.
Sonsliger Haushah

HH-/Lebenszyklus

Singlehaushalt
PaarhEushalt ohne Kind.

HV 46-65 Jahre
Singlehaushali
Paarhaushall ohn€ Kind.

Paarhaush. mit mindj. K.
wlil I Kind
lvlit 2 Kindern
Mit3 u-m. Kindem

E nellernhaushalt
L,lit 1 Kind
Mit2 und mehr Kindern
Elternhaushalt m. erw- K.

HV 56 Jahre u.ä.
Paarhaushalt ohne Kind.
Singlehaushalt

Gemeindegrößenklasse
Unter 2 000 Einw.
2 000 bis 20000 Einw.
20000 bis 100 000 Einw.
100000 bis 500000 Einw
über 50O0OO Einw.

MieterStatus
Eigenlümerhaushalt

13,1 22,6 16,1 21,4

100,0
'18.1

31,0
19,5
21,0
10,5

100,0
47,1
35,1
17,A

100,0
48,9
24,5
18,5

7,O
1,1

100.0
18,1

37,6
4,9

I1,5
0,6

100,0

11,1
9,4

12,1
13,4
28,1

21.7
23,4
21,3
23,9

100,0
18,1
33,5
23,2
19,3
6,0

100,0
46,3
35,6
18,1

100,0
49,S
25,4
16,1

o,7
100,0

18,1
28,7
33,5
6.7

0,8
100,0

18,4
10.7
12.8
14,2
44,0

19,2
21,1
18,2
20,1
29,7

15,7
11.7

19,4

21,1
15,5
4,6

22,2
21,6
11,1

11,8
9.7

19,6
14,8
21,1

22,4
20,6
23,O

26.0

15,3
10,7
26,1
17,6
19,8

20.3

23,1
23,7
19,1

11,8
7,O

14,7
40,7

28,1

18,6
2t,8
24,2
27,6
27,9

-18,4

6,5
ta,3
46,9
12,1
r9,0

19,2
-17,3

24,6
26,0

6,3

4,9
11,6

14,1 25,3
22,3

6
,8

27.1 18,1
19,64

10,9
6,4

24.2
'17,9

4,1
13,8

23,6
7,1

23,9
18,3

15,4
15.6
6,5

10,4

29,3

21
20
23 ,5

18,5
11,3
3,6

13,0
19,6
40,3

21,6
17,5
29,4

1,9
11,5

28,8
58,5
12,3

24,4
27,6

2,3
12,2

37,8
63,9
12,1

24,8
2'1,5

24,6

9,4
6,6

T00.0
8,7

31,4
26,5

15,1
100,0
47,3

7,5
4,1

6,
6.

9 10,1
7,0

100,0

?9,1
19,0
20,o

8,8

2,6
7.2 12,9

16,5
13,2

13,4
11,2

20,3

22,3
23,1

14.4
16,7
14.7
14,9
15,4

20,4

21,O
21,4
21,5

00,0
39.0
61.0

19,17,2
14,2

20,2
23,4 20,3
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gering. Arbeitslose tragen ebenfalls ein weit überproponionales Armutsrisiko. Dies gilt
insbesondere auch in den neuen Ländern, in denen der Bevölkerungsanteil an Ar
beitslosen noch größer ist als in den alten Ländern. überpropodional hohe Armuts-
quoten sind zu finden bei getrennt Lebenden, Personen ohne abgeschlassene
Schulbildung - in den neuen Ländern auch Personen ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung sowie bei Personen, die sich in schulischer oder beruflicher Ausbildung
befinden. Sieht man von den Auszubildenden und Volontären ab. so finden sich in
nerhalb der beruflichen Statusgruppen die höchsten Armutsquoten erwartungsgemäß
unter den un- und angelernten Arbeitern. Facharbeiter und auch einfache Angestellte
sind eher unterdurchschnittlich von Armut betroffen; die niedrigsten Armutsquoten
finden sich bei qualifizierten und leitenden Angestellten sowje Beamten. ln den neuen
ländern sind auch die Selbstständigen (und N/ithelfenden) überdurchschnitflich durch
Armut betroften.

Betrachtet man ernzelne Haushaltstypen, dann sind die niedrigsten Armutsquoten bei
Paarhaushalten ohne Kinde( die höchsten hingegen bei Familien- sowie bei Einej-
ternhaushalten zu finden. Ordnet man die unterschiedlichen Haushaltstypen ge
wissermaRen im Ablauf des Lebenszyklus, so fällt zunächst die eher überdurch-
schnittliche Armutsquote bei jungen Alleinlebenden ins Auge. Hohe Armutsquoten
sind vor allem bei Einelternhaushalten mit einem Kind und besonders hohe Armuts-
quoten bei Einelternhaushalten mit zwei und mehr Kindern sowie bei Familien mit
drei und mehr Kindern zu beobachten. Bei Familien mit einem Kind ist die Armuts-
quote dagegen eher unterdurchschnittlich. Paarhaushalte ohne Kinder und Single-
haushalte sind im hohen Alter ebenfalls unterdurchschnitflich von Armut betroffen,
in den neuen Ländern liegen die entsprechenden Werte unter denen in den alten
Ländern.

Hinsichtlich der Unterscheidung nach cemeindegrößen findet sich die höchste Ar-
mutsquote bei den Landgemeinden, die höchste Armutslücke aber in den N4etropo-
len. ln den neuen Ländern sind vor allem Klein- und Mittelstädte überproportional
von Armut betroffen. Schließlich sind N4ieter erwartungsgemäß häufiger von Armut
betroffen als Eigentümer Dies gilt in gleicher Weise auch für die neuen Länder

18.6 Dynamik von Einkommen und Armut

Die Stabilität bzw. die Dynamik von Einkommenspositionen im Zeitverlauf beruht auch
auf dem Ausmaß an Offenheit einer Gesellschaft. Es ist somit entscheidend, ob es
Personen und Haushalten gelingt, defizitäre Positionen zu überwinden und welchem
Risiko Personen und Haushalte ausgesetzt sind, in unzureichende Einkommenslagen
zu gelangen. Die hier angesprochene Mobilität zwischen verschiedenen Einkom-
menspositionen im zeitlichen Verlauf kann auf mehrere Arten berechnet und darge-
stellt werden. Der so genannte Bartholomew-lndex bezeichnet ein lvlobilitätsmaß,
mit dem der Umfang der jährlichen Einkommensdynamik anhand von Einkommens-
klassen (hien Quintile) abgebildet wird.
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Abb. 2: E nkommensmobil tät rn Zeltverauf lndex

lndexderiäh ichen Einkommensmobilität (Bartholomewlndex)
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Betrachtet man den lvlobilitätsverlauf anhand dieses lvlobilitätsmaßes fÜr Ein-Jahres-

Übergänge (vgl. Abb.2), so zeigen sich in Deutschland unmittelbar nach der Ver-

einigung zu Beginn der goer-Jahre zunächst erhöhte Mobilitätswerte, die sich bis
Mitte der 90er-Jahre jedoch verringern. ln der zweiten Hälfte der goerJahre steigt die
N4obilität zwischen den Einkommenspositionen zunächst wieder an, geht jedoch

abermals zurück und erreicht in den Jahren 2000 und 2001 einen Tiefpunkt. Beim

Übergang zum Jahr 2002 nimmt dle so gemessene Mobilität erneut zu.

ln den alten Ländern setzt sich damit ein l\,4obilitätsverlaui fort, der zunächst Mitte der

8oer-Jahre noch erhöhte Mobilitätswerte anzeigte, die sich bis zum Einsetzen des
Vereinigungsbooms zu Beginn der 90er-Jahre verringert haben. ln den neuen Ländern
ist eNvartungsgemäß zu Beginn des Transformationsprozesses der goer-Jahre das
AusmaR der Dynamik besonders hoch, die Mobilitätswerte passen sich aber im wei-

teren Verlauf der goer-Jahre an die gesamtdeutsche Entwicklung an. Die weiterhin
höheren Mobilitätswede in den neuen Ländern sind darauf zurÜckzufÜhren, dass die
absoluten Einkommensabstände zwischen den Quintilsschwellen - infolge der ge-

ringeren Ungleichheit - kleiner als in den alten Ländern sind und deshalb auch leichter

übersprungen werden können.

Neben der Betrachtung von Ein-Jahres-Übergängen lohnt sich auch ein Blick auf
längere Zeiträume. Dazu werden nun Verbleib und Übergänge von unterschiedlichen
Einkommenslagen in einem vierjährigen Abstand betrachtet. Die Quintile wurden

wieder auf der Basis der jeweiligen regionsspezifischen Verteilungen erstellt (Tab. 6).

Hierbei zeigt sich, dass sich der Verbleib im untersten Ouintil über die Jahre hinweg

erhöht hat. Dies gilt nicht nur für die alten, sondern insbesondere auch für die neuen

Länder Der Übergang in gehobene Einkommenslagen hat sich entsprechend ver-
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ringed. Auch im mittleren Einkommensbereich ist eine leichte Tendenz zunehmen-
den Verbleibs im jeweiligen Einkommensbereich zu beobachten. lm oberen Ein-
kommenssegment haben sich die längerfristigen Stabilitätswerte gegen Ende der
90er-Jahre erhöht, diese Tendenz hat sich aber für die Zeitspanne bis 2002 nicht wei-
ter fortgesetzt. lm obersten Einkommensbereich hat sich die Stabilität am Ende der
goer-Jahre in den neuen Ländern etwas erhöht, ohne jedoch die höheren Ver-
bleibsquoten der alten Länder zu erreichen (die Einkommen sind allerdings im obers-
ten Quintil der neuen Länder niedriger als in dem entsprechenden Bevölkerungsseg-
ment der alten Länder). Die Ergebnisse deuten so auf eine leichte Schließungstendenz
vor allem im unteren Einkommensniveau.

Abb.3: Betroffenheit von Armut im Zeitverlauf 1998-2001
nach der Einkommensposition 2002

Einkommensposition I 4-mat

dcsDrtr.hs.h;nteql Unter

oko 20

$mal I2-mal E l-mal INie
utsgrenze 1996 bis 1999

40 60 80 100

Deutschland, insgesamt
Über 150 %

125 ah bis 15O ölo

100 % bis 125 o/o

75 % bis 100 %

50%bis75%
Unler 50 %

Westdeutschland

über i5o %

125 o/o bis 150 %

100 % bis 125 %

75 % bis 100 %

50%bis75%
Unter 50 %

Ostdeutschland
über r50 %
125 % bis 1s0 %

100 % bis 125 %

75 % bis 100 %

50%bis75%
Unler 50 %

I a'mal N 3-nral I 2-ma E 1,mat I Nie

F-rrr
Dalerbasls- SOEP 1998-2002
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Von der Bevölkerung m
28,2 % der Bevolkeruns

Ausgangsquintil (2. B. 1. Ouintil)im Jahr A waren drclJahre später, im Jahr B,
im OuinUl(2. B. 2. Ouin|l)

19St -t 994
A-B

r995 r 9118

AB
1999-2002

A-B
üoe€ans 19A5 - 1988

A-B
1988-1991

AB

Tab. 6: Einkommensdynamik: Quintilsmatrizen im Zeitverlauf
Stabiler/Mobiler Bevölkerungsanteil gegenüber Ausgangszeitpunkt
in Prozent

Deutschland insgesamt
1. Ouintil 1. Ouintil
1. Ouintil 2. Quintil
1. Ouintil 3.-5. Ouintil
3. Quintil 1. Quintil
3. Ouintil 2.-4. Ouintil
3- Ouintil 5. Ouintil
5- Ouintil 1.-3. Ouintil
5- Ouintil 4. Ouintil
5. Quintil 5. Ouintil

Alte Bundesländer
1. Quintil 1. Ouintil
1. Ouintil 2. Ouintil
1. Quintil 3.-5. Quintil
3. Quintil 1. Quintil
3. Quintil 2.-4. Quintil
3. Quintil 5. Quintil
5. Quintil 1.-3. Quintil
5. Quintil 4. Qlrintil
5. Quintil 5. Quintil

Neue Bundesländer
1 Ouintil 1- Ouintil
1. Ouintil 2. Quintil
1. Ouintil 3.-5. Quintil
3. Quintil 1. Quintil
3. Quintil 2.-4- Quintil
3. Quintil 5. Quintil
5. Quintil '1.-3. Quintil
5. Quintil 4. Quintil
5. Quintil 5. Quintil

5S,6
22,O
18,4
1.5

83,7

13.2
14,1

57,5

20,1
9,4

83,8
6,8
8,5

68,6

53,5
25,5
21,O

7.3

8,4
11,8
19,6
68,6

51,5
24,9

8,9
84,S

6,7
11,0
20,4
68,6

53,S
24,3
21,8
10.5
82.3

7,2
13,8
18,3
67,9

59,7
21,2
19,7
6,9

85,1
8,1

11,9
17,O
71,1

57,7
20.5
21.7
8.3

85,7
5,9

10,5
2t,5
67,S

ss,4
21.6
19.0
9,6

84,4
6,0

12,3
21,1

61,6

16,8
11.8
75.9
12.4
13,3

64,0

47,3
24,2
24,4
13,1
77,6

9,3
12,6
21,5
65,9

40,s
24,6
34,5
11,9
7 4,6
13,5
16,5
27,4
56,1

Ou nt I = 20 % der nach der Höhe des Einkommens qeschichteten Bevölkerung
1. Ou ntil = unlerstes (ärmstes) OLrintili 5 Ouinlil = oberstes (reichsies) Ouint l.

Dal€nbasrsi SOEP 1 985-2002.

Abschließend wird der Frage nachgegangen, in welchem Umfang die Bevölkerung
in den einzelnen Einkomrnensschichten des Jahres 2002 in den zurückliegenden
vier Jahren seit lgg8 Armut persönlich erfahren hat (vgl. Abb.3). FÜr jede dieser
regionsspezifisch abgegrenzten Schichten (vgl. Tab.3) wird anhand der kumulier-
ten, jährlich ermittelten Armutsquoten (diese sind jeweils gemessen am gesamtdeut-
schen N4edian, 60 %-Schwelle) der Umfang der individuell in den zurückliegenden
Jahren erfolgten Armutserfahrungen dargestellt. Dabei bleibt unbeachtet, ob diese

Armutserfahrungen im selben oder einem andercn Haushalt erfolgt sind.



Die Ergebnisse zeigen, dass 80 7o der Personen, die im Jahr 2002 in der untersten
Einkommensschicht lebten, bereits in den Vor]ahren zumindest einmal von Armut be-
troffen waren, übet 50 o/D dieser Personen sind dauerhaft (3- bis 4-mal) arm. Die un-
terste Einkommensschicht setzt sich im Jahr 2002 demnach in folgender Weise zu-
sammen: Gut die Hälfte der Personen sind mehr oder weniger permanent arm, knapp
30 % haben einen transitorischen Armutsverlauf in und aus der Armut und weitere
20 % sind zum ersten N4al arm. N.4it zunehmender Höhe der Einkommen nimmt der
Personenkreis mit Armutserfahrungen erwartungsgemäß ab. lm Bereich des prekären
Wohlstands (50 bis 75 %-Schwelle) haben noch etwa ein Drittel der Personen zu-
mindest einmal innerhalb der zurückliegenden 4 Jahre unterhalb der Armutsgrenze
gelebt, darunter nahezu 10% der Personen dauerhaft. Kurzfristige Armutsedah-
rungen reichen bis weit in die mittleren Einkommenslagen hinein, Selbst im Bereich
höherer Einkommen finden sich noch ca.4 0Z an Personen, die zumindest über kurz-
fristige Armutserfahrungen verfügen.

ln den alten Ländern zeigt sich weitgehend dasselbe Muster. Der Anteil der dauerhaft
Armen ist in der unteren Schicht nur geringfügig niedriger als bei der gesamtdeut-
schen Darstellung. Allerdings ist hier die Armutsedahrung in höheren Einkommens-
lagen deutlich geringer. ln den neuen Ländern ist insbesondere im unteren Ein-
kommensbereich der Anteil der insgesamt von Armut Betroffenen geringer, der Anteil
dauerhaft Armer aber höher als in den alten Ländern.

(Jan Gaebel/Roland Habich/Peter Krause)

Weitere lnformationen zum Thema Einnahmen privater Haushalte siehe Teil l,
Kap. 4.3.
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E Gesellschaftspolitik

19 Politische lntegration
und politisches Engagement

Demokratie sichert den Bürgern das Recht auf politische Selbstbestimmung. Durch

Wahlen bestimmen sie ihre politischen Repräsentanten, durch politische Beteiligung

können sie Einfluss auf die Politik nehmen. ln welchem L.4aße sich die BÜrger enga-
gieren und in welchem Ausmaß es einer Demokratie gelingt, Bürger in das politische

Geschehen einzubeziehen, hat unmittelbare Auswirkungen auf die Funktionsweise

einer Demokratie. ln diesem Zusammenhang spricht man auch von politischer ln-

tegration. Unter politischer lntegration versteht man den Prozess, in dessen Verlauf

die Bürger durch ihre eigene politische Beteiligung in die politische Willensbildung
einbezogen werden und dadurch sowohl die demokratischen "Spielregeln" aner-

kennen als auch Loyalitätsbeziehungen gegenüber den politischen lnstitutionen und

Akteuren entwickeln. Die Frage, wie viel Bürgerbeteiligung eine Demokraiie braucht,

bleibt offen und ist letztlich nur normativ zu beantworten.

lvlan kann jedoch davon ausgehen, dass es ein Warnsignal für eine Demokratie ist,

wenn eine Gesellschaft hinter ein bereits erreichtes Ausmaß politischer lntegration der
Bürqer zurückfällt oder sich starke regionale oder soziale Unterschiede in der Beteili-
gung der Bürger an der Politik zeigen. Die Debatten über die "N,4itgliederkrise" der
Großorganisationen sowie über Politik- und Parteienverdrossenheit legen es nahe,

danach zu fragen, ob sich die Bürger heute weniger politisch beteiligen als früher. Dies

ist insbesondere im Hinblick auf die jüngeren Altersgruppen von lnteresse. lvehr als
zehn Jahre nach der deutschen Vereinigung stellt sich zudem die Frage, ob und in
welchem Ausmaß die Bürger in den neuen Bundesländern in das politische System

hineingewachsen sind und ob der Zugang zum politischen Willensbildungsprozess

auf vergleichbarem Niveau gewährleistet ist.

19.1 Politisches lnteresse und politische Partizipation

Das Ausmaß, in dem sich die Bürger für Politik interessieren, ist ein wichtiger Grad-

messer dalür, inwieweit sie das politische Geschehen registrieren und an ihm teilneh

men. Das politische lnteresse ist ein guter lndikator dafür, ob das politische Gesche-
hen von den Bürgern als etwas betrachtet wird, das für sie wichtig genug ist, um sich
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darüber zu informieren und sich gegebenenfalls auch dafür zu engagieren. Das politi
sche lnteresse der Bürger wird durch die einfache Frage "Wie stark interessieren Sie
sich für Politik: sehr stark, stark, mittel, wenig oder überhaupt nicht?" bereits seit 1969
in repräsentativen Bevölkerungsumfragen erfasst-

ln den letzten 20 Jahren hat sich der Anteil derjenigen, die sich stark oder sogar sehr
stark lür Politik interessieren, beständig und sehr dynamisch verändert. lm Zeitraum
um die Vereinigung Deutschlands war er am höchsten. Zwischen '1980 und 2002 lag
der Anteil derJenigen, die sich stark oder sogar sehr stark für politik interessieren, in
Westdeutschland bei 30 %, 1969 waren es lediglich 18 %. Langfristig gesehen sind
heute also mehr Bürger am politischen Geschehen interessiert als noch vor knapp drei
Jahrzehnten.

Allerdings hat das lnteresse an der Politik nach dem Jahr der deutschen Vereinrgung
deutlich nachgelassen und war l,4itte der goer-Jahre fast auf das Niveau der frühen
Boer-Jahre abgesunken. Seit 1998 steigt das lnteresse an der Politik wieder an. Aller-
dings liegt seit 199'1 in den jüngeren Bevölkerungsgruppen ('18-29 Jahre) der Anteil
derjenigen, die sich für Politik interessieren, deutlich unter dem Bevölkerungsdurch-
schnitt. Das lnteresse derjungen Leute an der Politik hat dabei überdurchschnitflich
abgenommen. ln Westdeutschland ötfnete sich diese Schere sehr rasch zwischen
1991 und '1992. lm Durchschnitt der Bevölkerung liegt derAnteit der stark oder sehr
stark lnteressierten seitdem etwa 6 Prozentpunkte höher als bei den 18- bis 29-Jäh-
rigen. Eine ähnliche Entwicklung ist in Ostdeutschland zu konstatieren. Hier jst der
lJnterschied mit etwa I Prozentpunkten sogar noch größer (vgl. Abb. 1). 2002 hat sich
der Abstand zwischen dem Bevölkerungsdurchschnitt und den jüngeren Bevölke-
rungsgruppen wieder etwas verringert. Ob sich diese Entwicklung fortsetzt, bleibt
abzuwarten.

ln Bezug auf die Wahlbeteiligung ist eine ähnliche Entwicklung festzustellen. Zum ei-
nen lag die Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen von 1990 bis 2OO2 niedriger
als bei allen Bundestagswahlen seit '1953. Bis '1983 betrug sie immer - zum Teit er-
heblich - mehr als 85 %. Bei den letzten vier Bundestagswahten seit 1990 lag die
Wahlbeteiligung dreimal unter 80 %, 1998 waren es 82,2 %. Zum anderen ist sie bei
den Erst- (18-20 Jahre) und Jungwählern (21-25 Jahre) sogar stärker abgesunken als
im Durchschnitt. Nur die hier als Jungwähler bezeichnete Altersgruppe lässt sich seit
196'1 beobachten, da d ie Volljährigkeit und damit die Wahtberechtigung mit i g Jahren
erst seit 1972 gelten. Die durchschnittliche Wahlbeteiligung der Jungwähler lag, mit
kleineren Schwankungen zwischen 1961 und '1983 etwa 8,6 prozentpunkte unter dem
Gesamtdurchschnitt. 1987 lag sie bereits 10,0 Prozentpunkte darunter,'l9go 14,5
Prozentpunkte und 2002 1 1,5 Prozentpunkte.

Beim politischen lnteresse und noch stärker bei der Wahlbeteiligung hat sich eine Kluft
zwischen den Jüngeren und Alteren aufgetan. Daneben existiert auch ein West-Ost-
Gefälle in der Wahlbeteiligung, das allerdings nicht so groß ist wie das Gefä e zwi-
schen jüngeren und älteren Bürgern. Die Wahlbeteiligung in Ostdeutschland lag '1990

etwa 4, 1994 etwa 8, 1 998 etwa 3 und 2002 wieder knapp 8 prozentpunkte unter der in
Westdeutschland. Politisches lnteresse und Wahlbeteiligung ats zwei wichtige Grad-
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Abb. 1 : Die Entwicklung des politischen lnteresses 1980-2002

Daterbasrsr ALLBUS 1980-2002

messer politischer lntegration sind im vergangenen Jahrzehnt also deutlich zurück
gegangen.

Für die Formen der Beteiligung, die über das Wählen hinausgehen, lässt sich eine
derartige Entwicklung allerdings nicht feststellen. Formen nicht institutionalisierter
Beteiligung wie Unterschriftensammlungen, Demonstrationen, Proteste und Boykotts
haben in Deutschland seit Ende der 50er-Jahre kontinuierlich zugenommen. ln die-
sem Zusammenhang ist von einer "paftizipatorischen Revolution" gesprochen wor
den, mit der s ch nicht nur in Deutschland, sondern in allen modernen Demokratien
neue Formen der Beteiligung, insbesondere politische Proteste, als Handlungsform
etablierten. Die Anteile derjenigen, die angeben. an den beiden häufigsten Formen
der so genannten "unkonventionellen" politischen Beteiligung, an Unterschriften-
sammlungen und Demonstrationen, mitgewirkt zu haben, sind in den 90er Jahren
recht stabil und steigen am Anfang des neuen Jahrtausends sogar an. Zwischen
40 und 5096 gaben in den goer-Jahren an, sich an einer lJnterschriftensamm-
lung beteiligt zu haben, 2002 waren es über 60 oÄ. An Demonstrationen hatten in

den goerJahren etwa 20 o/o der Bevölkerung teilgenommen, 2002 waren es über
30 % (vsl. Abb. 2).

Die aut Altersgruppen bezogenen Unterschiede weisen bei den nichtinstitutio-
nalisieften Formen der Beteiligung ein im Vergleich zum politischen lnteresse oder zur
Wahlbeteiligung umgekehrtes Gefälle auf: Es sind vor allem die Jüngeren, die sich
dieser Formen der Partizipation bedienen. Die Altersgruppenunterschiede sind jedoch
in den vergangenen Jahrzehnten immer geringer geworden. Das liegt nicht an einem
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Abb. 2: Die Entwicklung nicht-institulionalisierter Formen
politischer Bete ligung 1988-2002
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Datenbas/s: ALLBUS 1988, 1990, 199T, 1992, 1998,2000, 2002

generellen Rückgang, sondern daran, dass auch Bürger älterer Altersgruppen diese
Mittel für sich entdeckt haben. Die nicht institutionalisierten Formen politischer Akti-
vität haben inzwischen ihren Ruf, unkonventionell zu sein. verloren und sind für alle zu
einem normalen lvlittel der Artikulation geworden.

19.2 Bindung an lnteressengruppen und politische Parteien

Die Mitgliedschaft in lnteressengruppen und politischen Parteien ist ein weiterer ln-
dikator für die lntegration der Bürger in den politischen Prozess. Diese Organisationen
sind meist durch gesellschaftliche Selbstorganisation entstanden und dienen dem
Zweck der Vertretung gemeinsamer politischer, wirtschaftlicher, sozialer oder kultu-
reller lnteressen. lnteressengruppen setzen sich auf verschiedenem Wege für die An-
liegen ihrer Mitglieder ein, z. B. durch das Einwirken au, Parteien, Parlamente, Regie-
rungen und Behörden oder die Öffentlichkeit im Allgemeinen. Politische Parteien sind
unmittelbare Akteure des Begierungssystems. Da die lvlitgliedschaft freiwillig ist, ist

der Grad, in dem Bürger sich in lnteressengruppen und politischen Padeien organi-
sieren, ein zentrales Merkmal der politischen lntegration. Anders als die Wahlbeteili-
gung oder Formen nicht institutionalisierter Beteiligung, die für den Einzelnen singu-
läre Ereignisse bleiben können, zeichnen sich l\4itgliedschaften in lnteressengruppen
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1986 199? r998 1992 19981976 r980

Tab. 1 : l\.4itgliedschaft in Organisationen 1976 1998

Arbeit und Wittscheft:
Gewerkschaften (total)

- DGB
_ DAG

Beamtenbund

Berufsverbände:
- Selbstständige, freiberuf lich
- Andere
ULA, leitende Angestellte
Bauernverband
Gewerbeverband
Wirtschafts- und Arbeitg.-Verb.

Pa litisch odet w eftgebu nden :

Bürgerinitiativen
Politische Parteien
Andere politasche Vereinigung
Religiöse Organisationen

Sozla/esi
Vertriebenenverband
Sozial oder Wohlf ahds-Verb.
Jugendorganisation

Gesangverein
Sportverein
Heimatverein
Sonst. gesellige Vereine

{Kegelclub usw.)
Andere Freizeitvereine
Andere Organisationen

Mitglieder insgesamt

lVitglieder in lnteressengruppen
Mitglieder in Freizeitvereinen
N,litglieder rur in Freizeitvereinen
n = '100 Prozent

16,7

o,2
2,7

16,1

2,8

15,2 1

13,6 1

1,5
0,1

s,8 13,1
4,0 8,9
1,8 4,1

0,0 0,1

1,6 1,6

24,6
2.7
0,1

0,5

15,3
13,7

1,4
o,2
o,21,8

2,8

i
1

1

6
I
0

1,3
6,1

5,4

10,6

54,3

32,1

15,5
2036

1,2
1,3
0,8

1,0
4,5
o,2
5,7

11,0
5,4

10,3

59,4

23,A

7,7
5,4

12,4

63,0

30,8
42,1
25,7

3070

5,1
7,8

10,8

63,0

30,8
42,1
26,5

2308

6,9
10,7
6,4

s9,0

30,5
43,2

2070

0,s
3,0
8,1

39,8
16,0
8,9

1 141

2,8

6,'1

40,8
25,1
19.7
11,7

1012

1.2

0.7

1,4
1,5
o,2

0,8
4,5
0,3
0.6
1,3
0,4

1,4
4,6
0,5
1.4
?,o
0,6

0.9
5,0
0,0
0,1

2,4
o,2

1,5
3,0
0,0
0,4
2,2
0,4

o,7
3,6
0.2
6,4

'1,0

4,1
0,5
6,3

0,4

0,1
1,5

1,6
2,7
1,8
3,3

I
8
I
6

0,

1,

0,
0.

'1,8

1,8

1,0
3,4
1,0

1,0
3,6

o,7
3,4
0,9

1,2
3,6
1,1

0,3
1.2
0,6

0,9
o,2

6,1
22,1

6,8

6,6

6,1

6,0
29,4

6,4

6.4
30,2

5,0

6,2
28,2

5,8

1,9
10,3
o,7

1,6
11,7

1,3
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- Nichl gefragt.

"Andere poitische Vereinglrno": ALLBUS 1980-1S92 Nennungen "Menschenrechtsverein", "Poli
tischer Verein", "14 inderhe leng ruppe", "lnlernatonale Beziehungen" auf Nachfrage zu "Anderen Orga-
nlsationen", enlsprechend bei "Andere Orqanisationen" abgezoqen, ALLBUS 1998 Kategorie "Al
lernat ve po itische Gruppe". 1980-l992 NennunSen "Berufsverbände", "Beruisvereine" aui Nachfiage
zu -Anderen Orqanisaiionen" wurden der Kategorie "Bsrufsverbande, - andere" zuseordnet und ent_

sprechend be -Andere organisationen- abgezogen.

Dalerbas/sr ZUMA-Bus 1 1976 (ungewichiet)r 1980. I986 und 1992 aus kumule(em Allbus (bei Haus_

hallsstichproben transformaiionsgew c htet)i jeweis erwachsene deulsche wohnbevölkerung in Prvat
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und politischen Padeien dadurch aus, dass sie in der Regel langfristig sind. Vedieft
die lMitgliedschaft in lnteressengruppen und politischen Parteien für den Einzelnen
an Attraktivität, so ist dies zunächst ein Warnsignal ftlr die ieweilige Organisation.
Geschieht dies jedoch in großem Umfang, weist es darüber hinaus auch aul gene-
relle Probleme der lnteressenvermittlung in einem politischen Gemeinwesen hin.

lm internationalen Vergleich zeichnet sich die alte Bundesrepublik durch einen mitt
leren Organisationsgrad von etwa 60 % aus, wenn alle Organisationen, sowohl lnte-
ressengruppen als auch Freizeitvereinigungen, betrachtet werden. ln Westeuropa sind
nur die Bürger der Niederlande und der skandinavischen Länder stärker organisiert.
Der Anteilder Bürger, die Mitglieder in lnteressengruppen im engeren Sinne waren, lag
zwischen '1986 und 1998 in den alten Bundesländern relativ konstant bei etwa 30 yc,.

Demgegenüber ist im selben Zeitraum der Anteil der Bevölkerung, der in Freizeit-
organisationen, allen voran den Sportvereinen organisiert ist, von 29 % aut 43 yo ge-
stiegen. Der Anteil derjenigen, die nur in Freizeitvereinigungen Mitglied sind, hat sich
von knapp 16 aul 26 % erhöht (vgl. Tab. '1). Relativ gesehen haben sich also poli,
tikbezogene und freizeitbezogene Mitgliedschaften auseinander entwickelt. lnte-
ressengruppen konnten an dem Aufwärtstrend der Mitgliedschaften generell nicht
teilhaben.

1992 lag in den neuen Bundesländern der Anieil derjenigen, die in lnteressengruppen
organisiert waren, noch I Prozentpunkte über dem Anteil in Westdeutschland, der
Anteil der t!4itgiieder in Freizeitvereinigungen dagegen 26 Prozentpunkte unter dem
westdeutschen Durchschnitt. Bezogen auf die Mitgliedschaft in lnteressengruppen
hat es in Ostdeutschland eine dramatische Entwicklung gegeben, die vor allem zu-
lasten der Gewerkschaften gegangen ist. Zwischen 1992 und '1998 ist der Prozentsatz
derjenigen, die in lnteressengruppen organisied waren, von knapp 40 aut 25 yo zü-
rückgegangen. lm Freizeitbereich lässt sich in Ostdeutschland eine kleine Steigerung
der M jtgliederanteile um drei Prozentpunkte feststellen.

Nur für Gewerkschafts- und Parteimitgliedschatten kann die Entwicklung bis ins Jahr
2002 beobachtet werden, da für andere Ny'itgliederorganisataonen kein über 1998 hi-
nausreichendes Umfragematerial zur Verfügung steht. Für die Gewerkschaften zeigt
sich, dass sich der Rückgang des Organisationsgrades in Ostdeutschland weiter
fortgesetzt, möglicherweise aber die Talsohle erreicht hat. Er liegt nach einem mas-
siven Rückgang in den Jahren 1992-'1998 im Jahre 2002 nur einen Prozentpunkt un-
ter dem Anteil von 1998. Bezogen auf die Entwicklung der N4itqlieder in den politischen
Pafteien lässt sich aus dem Umfragematerial kein eindeutiger Trend ableiten. Das hat
auch damit zu tun, dass bei repräsentativen Umfragen die Zahl der befragten Padei-
mitglieder naturgemäß sehr klein und damit die l\.4essfehler recht groß sind. Es lässt
sich jedoch für Gewerkschafts- wie für Parteimitgliedschaften in Ost- und West-
deutschland eine Kluft zwischen der jüngeren (18-29 Jahre) und der älteren Bevölke-
rung konstatieren, die bezogen auf die Gewerkschaften in den letzten Jahren größer
geworden ist. ln der jüngeren Bevölkerung liegt der Anteil derjenigen, die Gewerk-
schaftsmitglieder sind, im Jahre 2002 lm Westen knapp 5 Prozentpunkte, im Osten
etwa 7 Prozentpunkte unter dem Durchschnitt (vgl. Abb. 3).



Abb. 3a: Die Entwicklung der Gewerkschaftsmitgliedschaften'1980-2002
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1 9.3 lnteressenvertretung durch wichtige
M itgl iederorganisationen

lnteressengruppen und politische Parteien sind als Mitgliederorganisationen vor al-
lem Vedretungen ihrer Mitg ieder. Aber von einer politischen Panei sollten sich

selbstverständlich auch Bürger vertreten fühlen können, die nicht dod Miiglied sind,
und sogar diejenigen, die die Partei nicht einmal gewählt haben. Anders würde eine
repräsentative Demokratie mit Mehrheitsprinzip und damit mit Begierungsparteien,
die nie von allen gewählt worden sind, wohl sehr schnell die Grenzen der Akzeptanz
überschreiten. Auch für die großen Mitgliederorganisationen gilt, dass sie nicht nur die
Interessen ihrer t\4itglieder vertreten, sondern häufig für so genannte öffentliche Güter
eintreten, Güter also, die nicht nur ihren lvlitgliedern, sondern einem Kreis von BÜrgern

weit darüber hinaus zugute kommen. Die Tarifabschlüsse der Gewerkschaften sind

ein Beispiel dafür wie auch die durch Umweltgruppen durchgesetzten Ziele.

Die Frage, wie gut wichtige l\ritgliederorganisationen fürdie lnteressen ihrer Mitglieder
eintreten, rst ein Gradmesser dafüt wie gut es ihnen gelingt, vielfältige lnteressen
aufzugreifen, sie zu atikulieren und damit für die Mitglieder attraktiv zu bleiben und sie
politisch zu integrieren. Ebenso wichtig für die Anerkennung und Legitimität ihres
Handelns ist jedoch, dass ihre Anliegen auch über die begrenzte eigene Mitgliedschaft
hinaus von lnteresse sind und nicht der Eindruck entsteht, dass sie nur ihre Partiku-
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Abb. 3b: Die Entwicklung der Parteimitgliedschaften 1980-2002

Dateröas,si ALLBUS 1980 2002

larinteressen verfolgen würden. Je mehr das den lnteressengruppen gelingt, desto
mehr tragen sie zur politischen lntegration bei.

Die These von der Mitgliederkrise legt nahe, dass es den großen Organisationen kaum
noch gelingt, den lnteressen ihrer N4itglieder gerecht zu werden, geschweige denn für
einen größeren Kreis von Bürgern wichtig zu sein. Werden die Mitglieder danach be-
trachtet, ob sie sich von ihren Organisationen auch vertreten fühlen, bestätigt sich
diese Vermutung für die Gewerkschaften, politischen Parteien und Llmweltgruppen
jedoch nicht. Seit 1990 hat sich wenig an dem Bild geändert, dass sich etwa neun
Zehntel der Nlitglieder auch von ihren Organisationen vertreten fühlen. Die Kirchen
nehmen eine andere Entwicklung. Sie stellen lnteressenorganisationen eigener Art
dar, da sie verfassungsrechtlich privilegiert religiöse Zielsetzungen verfolgen und das
Mitgliedschattskriterium der Freiwilligkeit im Sinne einer freien und bewussten Ent-
scheidung zumeist nicht grcift. Beiden Konfessionszugehörigen der katholischen und
evangelischen Kirche ist der Anteil derienigen, die durch ihre Kirche auch ihre lnte-
ressen vertreten sehen, zwischen '1990 und 1998 mit Ausnahme der Katholiken in
Ostdeutschland beträchtl ch gesunken. Das trift allerdings nicht für diejenigen zu, die
ihre lvlitgliedschaft durch Kirchgang aktiv ausüben. Wird der Kirchgang im Gegensatz
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zur zumeist im Kindesalter durch die Taufe festgelegten Konfessionszugehörigkeit

als Kriterium für eine freiwillige N,4itgliedschaft herangezogen, ergeben sich auch bei

den Kirchen kaum negative Entwicklungen. Unter freiwilligen N4itgliedern ist das Ge-

fühl. durch die entsprechende Organisation auch mit den ergenen lnteressen venre-
ten zu werden, also in einem hohen Ausmaß vorhanden.

Unter Nicht-Mitgliedern ergibt sich durchgängig ein anderes Bild. Seit 1990 hat der
Anteil derjenigen, die sich durch die Gewerkschaften, politischen Parteien, Kirchen

und LJmweltgruppen vertreten sehen, ohne Mitgled zu sein, deutlich abgenommen.
Lediglich hervorzuheben ist, dass sich diese Entwicklung gleichermaßen in Ost und

Westdeutschland vollzieht und sich in diesem Aspekt daher keine speziiische ost-
deutsche Vertretungslücke andeutet. Der so genannte intermediäre Bereich der Poli-

tik, der Bereich, der zwischen dem einzelnen Bürger und dem Entscheidungssystem

der Politik vermittelt, hat demnach in der Bevölkerung Deutschlands insgesamt stark
an Bedeutung verloren. Ob das darauf verweist, dass die Bürger nicht mehr im selben

Ausmaß wie früher wahrnehmen, dass die großen l\,4itgliederorganisationen auch für
sie relevante politische Güter produzieren, dass den lnteressenorganisationen und
politischen Parteien mithin die Verfolgung eigener begrenzter Partikularinteressen

unterstellt wird und s e damit in den Augen der BÜrger ihren bisher mehr oder minder

Tab. 2: Vertretungsgefühl von Mitgliedern und Nicht-Mitgliedern

Gewerkschaffen
Gewerkschaftsmitglieder
Nicht-Nritglieder

Kirchen
[ritgl. religiöser Gruppen
Nicht-lvlitglieder

Katholische Kirche
Katholik/in, häufiger Kirchgangl
Katholik/in, alle
NichFKatholik/in

Fvanoe is.he Kirche
ProüstanUln, häuf iger Kirchgangl
ProtestanUin. alle
Nicht-ProtestanYin

LJmweltgruppen
N4itgl. in Bü€erinitiativen
Nicht-Mitglieder

Politische Partelen
Paneimitglieder
Nicht-lvlitglieder

88,3
31,1

82,0
40,2

80,6
51,0

82,3
26,8

79,9 8S,1

34,3

59,4
25,4

83.3
11.1

86,0
54,0
11,S

47.2
6,5

66,5
34,4

1,5

81,1
62,O

5,1

94.7
61.4

1,2

53,8
38,2
15,0

75,O
26,2

5,7

80,2
52,0
10,8

54.2
9,7

100,0
29,0

3,4
46,1

52,5 50,0
26,9

s5,8
66,4

96,7 89,5
55,8

90,3 96,0
74,7

100,0
51,7773,

I Häuliger Kirchgangr mindestens 1 x proWoche.

- Nicht gefragi.
Datelrbas/sr 1990: WZB, Ableiung ,'lnstitutonen und sozialer Wandel.,i 1994: WZB, Projekl ,nte
ressenverm ttlung in Westeuropa": 1998: ALLBUS 1998.

1994 19981990 r 994 tggE 1!90
Es flihen sich verireten d!rch:

647



universellen Vertretungsanspruch verlieren, lässt sich nicht abschließend beurteilen.
Aber die Entwicklung bedeutet mit einiger Sicherheit ein Schrumpfen des Reservoirs
potenzieller l\.4itglieder. Dadurch könnte sich auch ein weiterer Rückgang in den NIit-
gliedschatten anbahnen (vgl. Tab. 2).

Zusammengefasst verweisen die Ergebnlsse einerseits darauf, dass der Grad poli-
tischer lntegration bezogen auf die traditionellen, institutionalisierten Formen der Be-
teiligung in den vergangenen zehn Jahren deutlich zurückgegangen ist. Die Politik
findet nicht mehr so viel lnteresse bei den Bürgern wie noch vor einem Jahrzehnt und
lnteressengruppen verlieren zumindest im Vergleich zu Freizeitorganisationen an l\rit-
gliederattraktivität. Zudem glauben heute weniger Bürger als noch Anfang der goer
Jahre, dass große l\,litgliederorganisationen nicht nur die Padikularinteressen ihrer
Mitglieder verfolgen. Andererseits haben nichtinstitutionalisierte Formen politischer
Beteiligung nicht an Bedeutung verloren, in den letzten Jahren sogar ein wenig dazu-
gewonnen. Die Entwicklung ist also durchaus widersprüchlich, und institutionalisierte
sowie nichtinstitutionalisierte Formen der Beteiligung stehen sich kontrastierend ge-
genüber- Aus dieser Entwicklung kann zwar nicht der Schluss einer drohenden politi-
schen Desintegration gezogen werden. Dass die traditionellen Formen der Politik und
politischen Beteiligung an Attraktivität für die Bürger verlieren und sich das Ausmaß
politischer lntegration in die institutionalisierte Politik gerade bei den Jüngeren und
den Bürgern Ostdeutschlands abschwächt, sollte jedoch als Warnsignal beachtet
werden.

(Bernhard Weßels)

Weitere lnlormationen zum Thema Politische Beteiligung siehe Teil l, Kap. 7.
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20 Demokratie und Sozialstaat

.Vereint und doch getrennt?" - diese Frage bewegt die Wissenschaft und die Ötfent-
lichkeit seit der Verwirklichung der deutschen Einheit im Jahre 1990. Die beiden Teile

Deutschlands sind seitdem zwar in einer gemeinsamen Gesellschaftsordnung in-
tegriert, aber es gibt eine Vielzahl von Hinweisen, dass die Bürger der alten und der
neuen Bundesländer von Anfang an und rmmer noch getrennte politische Gemein-
schaft en mit unterschiedlichen Weftepräferenzen bilden.

20.'l Akzeptanz der Staatsform
der Bundesrepublik Deutschland

Das wichtigste Nrerkmal jeder politischen Gemeinschaft bezieht sich auf die Frage
nach der Akzeptanz der Staatsform, die im eigenen Land existied. Je größer diese
Akzeptanz und je geringer die Differenzen zwischen Bevölkerungsgruppen, desto in-
tegrieder ist eine politische Gemeinschaft.

Tab. '1: Demokratie als Staatsform. 2000

Ost

"Die Demokratie in Deutsch and rst die beste Staatsform."

"Es gibt eine andere Staatsform, die besser ist."

"Die Demokratie ist die beste Staatsform."

"Es gibt eine andere Staatsform, die besser ist."

80
I

92
3

49
27

78
8

Daterbasisr Konso d erung der Demokral e rn M ttel und Osieuropa 2000

lm Westen betrachtet die ganz überwiegende Mehrheit der Bürger die Demokratie der
Bundesrepublik Deutschland als die beste Staatsform (vgl. Tab. 1). Die Akzeptanz liegt
bei B0 %. Demgegenüber s eht im Osten nur knapp die Hälfte der Bürger die Demo
kratie der Bundesrepublik als die beste Staatsform an. lvlehr als ein Viertel der ost-
deutschen Bürger behaupten sogar, dass es eine andere Staatsform gibt, die besser
ist. Bei den Bürgern der neuen Bundesländer lässt sich also im Unterschied zu denen
der alten Bundesländer eine gewisse Skepsis gegenüber der in Deutsch and existie-
renden Demokratie feststellen.

Diese Skepsis bezieht sich aber nicht auf die demokratische Herrschaftsordnung als
solche. Die in Tabelle '1 dargestellten Ergebnisse zeigen, dass die große Mehrheit der
Bürger ln beiden Teilen Deutschlands die Demokratie grundsätzlich als die beste
Staatsform ansieht. lm Westen sehen 92 o% der Bürger die Demokratie als die beste



Staatsform an. lm Osten ist das Ausmaß der Zustimmung zwar geringer, aber auch
dort betrachten mehr als drei Vienel der Bürger (78 o/o) die Demokratie als die beste
Staatsform.

2O.2 Zulriedenheit mit dem Funktionieren
der Demokratie in Deutschland

Die Frage nach der Akzeptanz der Staatsform bezieht sich vor allem auf das demo-
kratische Begime, so wie es durch die Verfassung implementiert ist. lm [Jnterschied
dazu richtet sich die Frage nach der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demo-
kratie in Deutschland auf die Wirklichkeit dieser Demokratie, so wie sie sich den Bür-
gern n der Wirkungsweise der demokratischen lnstitutionen und Verfahren einerseits
und den Handlungen der politischen Akteure andererseits darstellt.

Auch bei der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland wird
eine deutliche und in der Zeit stabile Differenz zwischen West und Ost ermittelt (vgl.
Abb. '1). Die durchschnittliche Zufriedenheit beträgt im Westen 63 0/o und im Osten
3S %. Die Fluktuationen sind im Zeitverlauf nahezu identisch. Das heißt, dass die
Bürger in beiden Teilen Deutschlands ganz ähnlich auf bestimmte Ereignisse reagier-
ten - das aber auf unterschiedlichem Niveau. Hinsichtlich der Struktur der Fluktua-

in oA

90

80

70

60

40

30

20

Ostdeutschland

199't 92 93 94 S5 S6 97 90 99 2000 01 02

Abb. 1 : Die Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie
'1991-2003

Dateröas,s; Eurobarometsr 1 991 -2003
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tionen ist bemerkenswert, dass zu den Bundestagswahlen in der Regel ein Anstieg
der Demokratiezufriedenheit erfolgt, dass diese aber danach wieder abfällt. Auch das
gilt iür beide Teile Deutschlands.

20.3 Einstellung zum Sozialismus

Einer der Gründe für die kritische Haltung der Bürger der neuen Bundesländer ge-
genrlber der Demokratie des vereinigten Deutschland ist, dass viele ein anderes De-
mokratiemodell befürwoften als dasjenige, das in Deutschland realisiert ist. Das von
ihnen präferierte Modell kann als eine sozialistische Demokratie bezeichnet werden.
Es verbindet zentrale Vorstellungen einer liberalen Demokratie wie die Gewährleistung
von Freiheitsrechten und kompetitive Wahlen mit Vorstellungen einer ausgeprägten
sozialen Gleichheit und Sicherheit sowie direkter Bürgerbeteiligung

Tab. 2: Sozialismus, 1991-2000

40
76

43
7673

44
81

5T

76Ost

Dalenbas,s: ALLBUS 1991, T 992, 19S4, 1998, 2000.

Um die Einstellung zu diesem l\,4odell zu erfassen und um Assoziationen mit dem re-
alsoz alistischen System der früheren DDR zu vermeiden, wird gefragt, ob der Sozia-
lismus eine gute ldee se , die nur schlecht ausgeführt worden ist (vgl. Tab. 2). Auch in

diesem Falle zeigt sich eine Differenz zwischen West und Ost. Über das gesamte

Jahrzehnt hinweg stlmmen durchschnittlich 76 % der Bürger der neuen Bundesländer
der Aussage zu, dass der Sozialismus eine gute ldee sei. ln den alten Bundesländern
sind es im Durchschnitt 44 %. Allerdings ist im Westen im Jahr 2000 ein Anstieg der
Zustimmung zu verzeichnen, sodass die Differenz zwischen beiden Teilen Deutsch-
lands etwas geringer geworden ist.

20.4 Einstellungen zur Demokratie
in verschiedenen Bevölkerungsgruppen

ln Tabelle 3 snd die bislang dargestellten Einstellungen zur Demokratie fÜr ver-
schiedene Bevölkerungsgruppen getrennt aufgeführt. BerÜcksichtigt werden Ge-
schlecht, Alter, berufliche Stellung, ideologische Orientierung und Parteipräferenz. Bis

"DerSoza sßrus isl rrGru..ie eine glle ldee.
d e nur schlechtalsgefLilrrl wulde.

2000T991 1994 r998

ir a/o
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auf wenige Ausnahmen sind sich die Einstellungen der unterschiedenen Bevölke-
rungsgruppen relativ ähnlich. Bemerkenswed rst dabeivor allem die Ahnlichkeit in den
verschiedenen Altersgruppen in den neuen Bundesländern. Viele hatten erwartet,
dass die Jüngeren von dem neuen demokratischen System geprägt werden und eine
positive Haltung zu diesem System herausbilden. Diese positiven Sozialisations-

Tab. 3: Einstellungen zur Demokratie verschiedener Bevölkerungsgruppen

"Zufredenhelt m t dem
Funkion eren der

Demokralie in De!1s(]lilaf d."

77
7A

78
83

51 74
79

60
61

67
65

43
35
38

78 80 49 52 J6 60 38 66 32lnsg€sarrt
Geschlecht
Männer

Altersgruppen
18-34 Jahre
35 59 Jahre
über 60 Jahre

Berufliche Ste lung
Selbstständige
Beamte
Angestellte
Arbeiter

Rentner/Pensionäre
ldeo ogische Orientierung
Links
Mitte
Rechts

PDS
Bündnis 90/Die Grünen
SPD
FDP
CDU/CSU

s5
s5
91
9l
81
s5

69
86
74
85

92

91
93

90
92
95

94 80
94 80
s2 83

,;
95
94

48
55

35
30

67 31
65 29
66 39

38

72 84 41
86 82 65
80 t4 49
71 83 46
76 69 40
80 86 56

45 46 74
49 55 72
54 50 84

77
81
85

76
76
81

62
58
64

70
50

96
73
72
40
68

34
34
37

63 40 67
64 3t 68
64 49 64

82
74
59

Ä
90
84
86

40
44

56
5'1

5S
4l
47

37

41

Datenbasrsj Konso idierung der Demokräl e in M ttel- und Osteuropa, ALLBUS 2000. Eurobarometer
2000 und 2003.

effekte haben sich bislang noch nicht eingestellt. lm Gegenteil, unter den drei Alters-
gruppen weisen die 18- bis 34 Jährigen die vergleichsweise geringste Akzeptanz der
Staatsform der Bundesrepublik Deutschland auf. Bedenklich ist, dass die Jüngeren tm
Osten im Jahr 2003 - im Unterschied zu 2000 - auch die relativ geringste Zufriedenheit
mit dem Funktionieren der Demokratie n Deutschland aufweisen. Der erhotfte Trans

81
83
81

45
55
65

75
88
84
78
86

55
41
41

"De "Die "Sozialsmus

2000 2AaA 20aD 2000 2003

Os1 Ost Ost Ost ost
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feretfekt von der Bewedung der Bealität der Demokratie auf die Staatsform scheint
demgemäß weniger wahrscheinlich zu werden.

Die deutlichsten Unterschiede zwischen Bevölkerungsgruppen existieren im Osten,
und zwar bei der beruflichen Stellung, der ideologischen Orientierung und der Partei-
präferenz. Die relativ größte Akzeptanz der Staatsform der Bundesrepublik Deutsch-
land findet sich dort in erster Linie bei den Beamten und in zweiter Linie bei den
Rentnern und Pensionären. Beide Bevölkerungsgruppen haben von der Vereinigung
eindeutig profitied. Die Beamten zeigen gleichzeitig die geringste Zustimmung zum
Sozialismus als ldee, während Rentner und Pensionäre den Sozialismus ausge-
sprochen stark befürwoften.

Erwartungsgemäß ist das Ausmaß der Befürwonung der ldee des Sozialismus unter
den ideologisch links orientierten Personen im Osten am höchsten und den rechts
orientienen am niedrigsten. Eine überdurchschnittlich kritische Haltung zur Staats-
form der Bundesrepublik zeigen die Anhänger der PDS, die gleichzeitig die ldee des
Sozialismus nahezu ausnahmslos (96 %) befürworten. Nach diesen Befunden greift
die PDS d ese systemkritische Haltung vieler Bürger im Osten auf und stabilisiert sie.

20.5 Rolle des Staates in der Sozialpolitik

Einige der positiven Aspekte, die viele Ostdeutsche mit der früheren DDR verbinden,
sind die sozialpolitischen Leistungen des staatssozialistrschen Regimes. Der Staat
hatte eine umfassende Zuständigkeit für die soziale Absicherung der Bürger über-
nommen und hat diese wenn man von der Frage des Leistungsniveaus einmal ab
sieht auch eingelöst. Die Frage ist demzufolge, inwieweit diese positive Ein-
schätzung der Sozialpolitik der früheren DDR sich auch auf die Einstellung und Be-
wertung des Sozialstaats der Bundesrepublik Deutschland auswirkt und darüber
vermittelt eine der Quellen der Skepsis gegenüber der Demokratie Deutschlands
darstellt. Angesichts der seit den 9Oer-Jahren verstärkten Diskussion um die F-
nanzierungsprobleme des Sozialstaats sowie die verabschiedeten Kürzungen von
Sozialleistungen stellt sich außerdem die Frage, wie die Bürger auf diese Ent-
wlcklungen reagieren: Reduzieren sie ihre Ansprüche an den Sozialstaat oder halten
sie weiterhin daran fest?

Als Kern des bundesrepub ikanischen Sozialstaats wird die Abs cherung der Bür
ger bei Krankheit, Arbeitslosigkeit, im Alter und in Notsituationen bezeichnet. Die
Frage, ob die Bürger eine staatliche Zuständigkeit in diesen Bereichen befürwor-
ten, kann deshalb als grundsätzliche Zustirnmung zu diesem Sozialstaat gewertet
werden (vgl. Tab. 4). ln beiden Teilen Deutschlands ist diese Zustimmung sehr stark
ausgeprägti sie liegt im Westen bei durchschnittlich 87 oZ und wird vom Osten mit
durchschnttlich 96 % sogar noch übeftroffen. Es gibt danach zwar die erwarteten
Unterschiede zwischen Ost und West, diese sind aber relativ gering. Das mag vor
allem daran liegen, dass sich der Sozialstaat der Bundesrepublik und das sozialis



tische System der Sozialpolitik hinsichtlich der Rolle des Staates in diesen Kernbe-
reichen nur unwesentlich unterscheiden. Zwischen 1991 und 2000 n mmt im Wes-
ten die Zustimmung zur staatlichen Zuständigkeit kontinuierlich von 90 % auf 85 %
und im Osten von 99 % auf 93 % ab. Auf der Ebene der grundsätzlichen Zustimmung
zum Sozia staat gibt es danach zwar erste. aber nur sehr schwache Anzeichen für
eine Anspruchsreduktion.

Tab. 4: Zuständigkeit des Staates für soziale Absicherung

lnsgesamt
Geschlecht
Männer

Altersgruppen
18-34 Jahre
35-59 Jahre
über 60 Jahre

Beruf iche Ste ung
Selbstständige
Beamte
Angestellte
Arbeiter
Arbeitslose
Bentne/Pensionäre

ldeologische Orient erung
Links
M itte
Rechts

Parteipräferenz
PDS
Bündnis 90/Die Grünen
SPD
FDP
CDU/CSU

90 87

85
89

85

86

91
82

75
77
81
89
91
86

89
84
7S

99

9S
99

100
9B

s3

90
95

90
96

83
82
91
90
96
96

92
s1
94
86
89

97

96
97

97
96
99

s8
96

9S
98
96
92
97

gl
90

94
8S
88

83
90
88
96
96
a7

s2

88

9U

92
84
87

93
85
a7

86
8l
77
80

t4
84
83

s3
89

89
88
a2

8S

91
80

98
r00
99
98
99
98

100
s9
s8
s8

100

83
94

100

98

99
99
9S

92
g1

Darerbasi-rr ALLBUS 1991 1994 2000

Auf dieser grundlegenden Ebene weisen die Selbstständigen, die Beamten und die
FDP-Anhänger die skeptischste Haltung zum Sozialstaat auf. lm Osten verzeichnen
alle drei Gruppen und im Westen die Beamten eine überdurchschnittliche Abkehr vom
Staat. Trotz der relativ distanzienen Haltung dieser Gruppen überwiegt nach wte vor
der sozialstaatliche Konsens. Auch im Jahr 2000 spricht sich die überwiegende
Mehrheit der Selbstständigen, Beamten und FDP Anhänger für eine staatliche Zu
ständigkeit bei Krankheit, Not, Arbeitslosigkeit und im Alter aus.

"DerSlaat muss dafürsorSen, dass man auch beiKrankhet,
Nol, Arbeitsosigkei lnd imAltere n gltesAuskommen hal."

ost
199i 1994 1991 19942000



20.6 Kürzung oder Ausweitung von Sozialleistungen

Bei der Frage nach der Kürzung oder Ausweitung von Sozialleistungen geht es nicht
um eine grundsätzliche Zustimmung zurn Sozialstaat, sondern in erster Linie um die
Höhe der Sozialleistungen. Vor allem dieser Aspekt steht im Mittelpunkt der gegen-
wärtigen Dlskussion zur Krise und Reform des Sozialstaats.

Fragt man danach, ob die Sozialleistungen in zukunft gekürzt werden müssen, ob sie
so bleiben sollen wie bisher oder ob sie besser ausgeweitet wütden, dann unter-
scheiden sich die Bürger der alten und der neuen Länder deutlich voneinander (vgl.

Tab. 5). lm Jahr 2000 spricht sich in Ostdeutschland eine relative lvlehrheit von 46 %
für eine Ausweitung der Sozialleistungen aus, während sich in Westdeutschland eine
relative Mehrheit von 48 % für die Beibehaltung des Status quo ausspricht. ln beiden
Teilen ist nur e ne Minderheit für Kürzungen von Sozialleistungen. lm Westen s nd es

immerhin 24 o/o und im Osten lediglich I %.

Tab.5: KLlrzung oder Ausweitung von Sozialleistungen

lnsgesamt
Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
1B 34 Jahre
35-59 Jahre
über 60 Jahre

Berufliche Stellung
Selbstständige
Beamte
Angestellte
Arbeiter

Rentner/Pensionäre
ldeologische Orientierung

Links
[,4 itte
Rechts

Parteipräferenz
PDS
Bündnis 90/Die Grünen
SPD
FDP
CDU/CSU

2A

23
34

21 12 24 71 46 1 B

24
14
l0 20

21
25
25

63
79

74
69
75

48
43
43

54
39
42
43
35

82
68
74
68
55

42
50

10

I
I
5

32
7

10
8
1

1

0

0
1

1

6
0
1

0
0
0

,1

1

2

0
,1

1

0
2

35

24

29
2-l
'15

10
12
T5

4S
49
41

17
23
34

8
22
25

56
23

36
27
20

16
11
'1S

25
39
15

49
31
64
72
85
78

21
48
45
62
42

13
12
I
3

15

I
'15

'18

41
29

17

25

'14

18
46
30

21
21
12

I
11

20

73
72
61

6
I

14

7
13

19
14

38
30

18

26
23
16
13

2000 T 994 1994 2QAA 1994 20001994
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Dieses N4uster existierte bereits im Jahr '1994, doch zwischen 1994 und 2000 haben
die Bundesbürger ihre Haltung zur Höhe der Sozialleistungen beträchtlich verändert.
lm Weslen hat sich der Anteil der Befragten, der einer Kürzung von Sozialleistungen
zustimmt, von 12 o/o aul 24 % verdoppelt. Gleichzeitig hat sich im Osten der Anteil
derer, der sich für eine Ausweitung von Sozialleistu ngen ausspricht, von 71 9/o auf 46 %
deutlich reduziert. Ganz offenbar haben die Bundesbürger in den goer-Jahren ihre
Ansprüche an die Höhe der Sozialleistungen reduziert. Diese Anspruchsreduktion
stellt sich aber in beiden Landesteilen unterschiedlich dar. lm Westen sprechen sich
mehr Bürger für eine Reduktion von Sozialleistungen aus, während im Osten vor allem
der Anteil der Bürger sinkt, die eine Ausweitung von Sozialleistungen fordern.

ln der Frage der Leistungskürzungen sind die Unterschiede zwischen den Bevölke-
rungsgruppen deutlich gröBer als bei der grundsätzlichen Zustimmung zum Sozial
staat. Das l\.4uster ist allerdings ähnlich: In beiden Landesteilen sind es vor allem die
Selbstständigen und die Anhänger der FDP die sich überdurchschnittlich stark für
eine Kürzung von Sozialleistungen aussprechen. Umgekehrt sprechen sich vor allem
die Arbeitslosen überdurchschnittlich stark tür eine Ausweitung der Leistungen aus.

20.7 Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse

Die Bewertung der persönlichen Alterssicherung oder Absicherung bei lnvalidität und
im Krankheitsfall zeigt, in welchem Ausmaß die Bürger mit den Ergebnissen der So-
zialpolitik zuJrieden sind (vgl. Tab. 6). Auch in diesem Aspekt gibt es die erwarteten
Unterschiede zwischen Ost und West. 1994 bewerteten 67 % im Westen, aber ledig-
lich 47 o/o im Osten die sozialpolitischen Ergebnisse positiv. Allerdings haben sich
diese Unterschiede im Jahr 2000 geringrügig verringert, weil die Ostdeutschen mit
55 % die sozialpolitischen Ergebnisse inzwischen etwas besser beweden.

Die ln den 90er-Jahren verabschiedeten Kürzungen der Sozialleistungen haben dem-
nach bei den Bürgern insgesamt nicht zu einer Verschlechterung der Bewertung der
sozialpolitischen Ergebnisse geführt. Dies gilt allerdings nicht für alle Bevölkerungs-
gruppen. So hat die Flentenreform, die vor allem Leistungskürzungen für die jungeren
Generationen mit sich bringt, ganz otfenbar zu einer Polarisierung zwischen den ver-
schiedenen Altersgruppen geführt. lm Westen bewerten die 1B- bis 34-Jährigen ihre
Absicherung im Jahr 2000 deutlich negativer als '1994 und die über 60-Jährigen sowie
die Bentner und Pensionäre kommen zu einer positiveren Einschätzung. Besonders
stark haben im Westen auch die Beamten auf die Leistungskürzungen und die Dis-
kussion um die Finanzierungsprobleme des Sozialstaats reagiert. lm Jahr 2000 sind
nur noch 80 % und nicht mehr 93 o% der lr4einung, dass sie ausreichend abgesiche{
sind.

lm Osten hat die Kluft zwischen den Generationen in den 90er Jahren ebenfalls zu-
genommen. ln diesem Fall geht dies aber vor allem auf einen Anstieg der positiven
Beweftung bei den Alteren zurück. ln der Gruppe der über 60-Jährigen steigt die
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Tab. 6: Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse

lnsgesamt
Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
18-34 Jahre
35-59 Jahre
über 60 Jah.e

Berufliche Stellung
Selbstständige
Beamte
Angestellle

Arbeitslose
Rentne/Pensionäre

ldeologische Orientierung
Links
Mitte
Rechts

Parteipräferenz
PDS
Bündnis 90/Die Grünen
SPD
FDP
CDU/CSU

93
68
64

78

50
6S
47
46
34
55

62
70

44
49
5'1

60
67
77
75

47

50
44

43

58

70
65

53
60
64

6S

71
66

55

56

54
71
80

44
71

71
BO

67
60
40
86

78

40
49
7A

71
51
46

77

53
60
50

42
31
68
63

62
69
74

5B
69
77
7A

Därerhaslsr Al LBIIS T 994. 2000.

positive Bewertunq von 58 % auf 78 7o und bei den Rentnern und Pensionären von
55 yo aul 77 yo. Die Angehörigen der iüngeren Generationen hatten bereits im Jahr
1994 eine relativ skeptische Einschätzung ihrer individuellen ALrsicherung.

Nach den präsentierten empirischen Befunden zu Demokratie und Sozialstaat hat die
Dlagnose der getrennten politischen Gemeinschaft in Deutschland nicht ihre GÜltig-
keit verloren. Es lassen sich aber einige Anzeichen für die N,4öglichkeit einer länger
fristigen Annäherung beider Gemeinschaft en feststellen.

(Dietet Fuchs/Edeltaud Ro et)

Weitere lnformationen zum Thema Sozialleistungen siehe Teil l, Kap.9.

"Ausreichend ges chert im Alter,
vor rnvaridität und im Krankherslall.r

Osl

1994 2000'1994 2000

in%
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F Deutschland und Europa

21 Lebensbedingungen
und Wohlbefinden in Europa

Die Verbesserung der Lebensbedingungen in Europa und die Schaffung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse in den verschiedenen Ländern gehön zu den Hauptzielen
der europäischen Vereinigung. lm vorliegenden Kapitel soll gezeigt werden, inwieweit
dieses Ziel bisher erreicht wurde. Es werden aktuelle Daten zu den objektiven Le-
bensbedingungen und dem subjektiven Wohlbefinden im Hinblick auf verschiedene
Lebensbereiche und -aspekte für die N4itgliedstaaten der Europäischen Union (EU)
vorgestellt.

21..1 Lebensstandard und Wohnen

D e Betrachtung verschiedener lty'erkmale des Lebensstandards zeigt, dass noch im-
mer ein erhebliches Wohlstandsgefälle in der EU vorhanden ist (vql. Tab. 1). Die süd-
europäischen Ländet insbesondere Griechenland und Portugal, fallen gegenüber den
übrigen Ländern deutlich ab. Bei nahezu allen lndikatoren des Lebensstandards, ob
es sich nun um den Besitz langlebiger Gebrauchsgüter, um Konsumgewohnheiten
oder um subjektive Einschätzungen handelt, gehören Griechenland und Portugal zu
den Schlusslichtern der EU. Besonders krasse Unterschiede findet man beispiels-
weise im Hinblick auf die Frage, ob man sich eine einwöchige Urlaubsreise im Jahr
leisten kann oder ob man abgenutzte Möbelstücke durch neue ersetzen kann. Nur
39 % der Haushalte in Portugal und 49 % in Griechenland geben an, es sich leisten zu
können, ejnmal im Jahr für wenigstens eine Woche in Urlaub zu fahren, gegenüber
89 o/o in Dänemark und jeweils 87 oZ in Deutschland und in den Niederlanden. Neue
Möbel können sich nur etwas mehr als ein Viertel der Haushalte in Griechenland und in
Portugal leisten, während es in lrland, Luxemburg, den Niederlanden und Dänemark
wenigstens vier Fünftel sind. Auch in der Sicht der Betroffenen schlagen sich diese
Unterschiede nieder So meinen nur I o/o der Portugiesen und '10 o/ö der Griechen, aber
fast zwei Drittel der Dänen und mehr als die Hälfte der Luxemburger, der Niederländer
und der Schweden, dass sie bequem mit ihrem gegenwärtigen Einkommen leben
können. ln der Bewertung des Lebensstandards zeigen sich ebenfalls entsprechende
Differenzen. Deutschland ist bei den meisten lndikatoren auf einer im europäischen
Vergleich mittleren Position zu finden.
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Tatl. '1: Ausgewählte Merkmale des Lebensstandards ln europäischen Ländern.

Haushalt besitzt ...
Ferblernseher

Geschirrspüler

PC
Haushalt kann sich leisten .

Einwöchige Urlaubsreise
n6ue [,4öbel zu kaufen
neue Kleidung zu kaufen
mind. einaaal im i\,4onat

ins Restaurant zu gehen

Haushalt kann bequem rnt
seinem Einkommen leben'

Haushalt betrachtet
Lebensstandard als sehr/
?iemlich gut3

Haushalt kommt leicht/
sehr le cht m t dem
Einkommen aus3

99 S8 97
72 78 62
63 35 28

83 70 68
44 64 43

s7 96 97 98
75 7A 5t 61
45 49 25 30

84 68 63 80

36 54 33 T6

s8 98
11 75

56 4l
11 8l
46 46

8S 59

80 55
96 94

98 94

97 99
68 82
53 5T

78 71

42 66

99
75
28
74
2T

97 S8

74 86
44 27
74 76
45 42

in%

49
2t
7T

98
82

35

31

7g

62

91

75

87

75

74

95

71

74
90

78
94

61 75 84 87 3S - 69

39 85 82 80 28 - 68

87 97 94 8S 60 - 89

82 94 93 S4 82 - 888S S2 87 s5 9ü 62

3t 41 30 64 30 2r r0 34 38 56 53 85442

90 86 86 97 86 78 80 66 83 91 95 93 53 S3 87

81 73 83 88 68 63 73 48 67 73 84 /4 44 83 65

1A:Österech,B: Begen.D: Deutschland, DK; Dänemark, E: Spanien, F: Frankreich, FN: Finnland,
GR: Griechenland, : llallen, IRL: lrland. L: Luxemburg. NL: Niederlande, P: Portlgal, S: Schweden,
LIK: Vereiniqtes Königreich.

2 European SocialSuruey 2002/03
3 Eurobarometer 56.1. 2001.
- Daten iegen n chi vor.

Datenbaslsi Europäisches Haushallspanel 2000 (D. L, UK: 1996)i Eurcpean Soclal Survey 2002/03i
Eu robarometer 2001 .

Erhebliche Unterschiede zwischen den Ländern der EU bestehen auch im Hinblick auf

die Wohnqualität. Dies betriftt Merkmale der Wohnung und l\,4erkmale der Wohn
gegend (vgl. Tab.2). Beeinträchtigungen der Wohnqualität findet man ebenfalls ver-
mehd in den südeuropäischen Ländern, doch konzentrieren sie sich in geringerem

Maße als be den allgemeineren Aspekten des Lebensstandards auf diese Regionen.

sondern sind auch in anderen Teilen Europas häufiger zu finden. Dänemark, Schwe-
oer. das Ve'einigte Königreich. die Ntederlande uno Österreich sind d,e einzlgen

l\,4 tgliedstaaten der El.J, in denen sich die Wohnqualität m Hinblick auf fast alle ln-

dikatoren als vergleichsweise gut oder zumindest durchschnittlich erweist. ln drei

weiteren Ländern, nämlich Belgien, Luxemburg und lrland, gestalten sich zwar die
Merkmale der Wohnung recht positiv, doch gibt es Defizite n der Oualität der Wohn
gegend, in Belgien bezüglich Luftverschmutzung und Lärmbelästigung, in Luxem-

burg und lrland bezLlglich der lnfrastruktur.

ln Deutschland findet rnan eine sehr oemischte Situation vor. Die Belegungsdichte
der Wohnungen, die Ausstattung mit Bad und Zentralheizung und die VerfÜgbarkeit

über Balkon, Terrasse oder Garten liegt im europäischen Vergleich auf einem durch-
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Tab. 2: Ausgewähl'ie Merkmale der Wohnqualität

Merknale det Wohnung
Mehr als ein Raum (o. Küche)
pro Haushallsmitglied

Bad vorhanden
Zentralheizung
Eigentümerquole
Einfamilenhaus
Balkon/Terrasse/Garten
Bewerlung der Wohnung
als sehrgutr

Merkmal e d er Wohngegen d
Zu Fuß efte chbal
Geschätte
öffentliche Verkehrsmittel

Grund zur K age übef:
Lärmbelästigung
Luftverschmutzung

Bewertung der Wohn-
gegendassehrgutl

76 79 73 7A 64 74 59 M 56 71 79 92
98 38 gS 9g 99 97 98 95 99 98 99 99
86 82 92 SS 42 92 98 65 87 86 100 90
54 73 43 65 85 62 68 84 75 82 71 53
48 79 40 64 40 63 56 50 35 95 68 68
81 91 86 90 78 66 91 S7 90 97 82 97

53 51 37 65 45 52 37 19 38 58 68 58

53
91

12

65
65
78

76
99

85
ss
92
7A

81

95

60

51

89

s6451

82 60 80
84 70 87

78

81

t5
18

39
41

61

70

37
46

47
60

'17

31

21

35

92
63 92

74 94
76

8l
47 90 82 72 76
32 90 82 16 77

27 35
4T

31

37
l6 3l

39
1A 24
20 21

40 25
55 36

49 52 31 65 36 54 38 17 68 52 86538
1 Eurobaromete.56.1. 2001.
2 Eurobaromeier 52.1- 1999.

Datenlras,sr Europäisches Haushaltspane 2000i Eurobarometer 2001 i Eurobarometer 1999.

schnittlichen Niveau, doch ist die Eigentümerquote die niedrigste in Europa. En!
sprechend ist auch der Anteil der Haushalte, die in einem Einfamilienhaus wohnen,
vergleichsweise niedrig, ebenso sind bei der subjektiv wahrgenommenen Qualität
der Wohnung häufiger Einschränkungen festzustellen als in den meisten anderen
Ländern. Auch die Wohngegend wird relativ selten als sehr gut betrachtet, obwohl
lnfrastrukturmerkmale und lJmweltbeeinträchtigungen sich nicht besonders nega-
tiv gestalten.

21.2 Arbeitsmarktlage und Arbeitsbedingungen

Die Situation am Arbeitsmarkt hat sich in den letzten 10 Jahren in einigen Ländern der
EU merklich entspannt. lnsbesondere in lrland, darüber hinaus aber auch in Spanien
und Finnland ist ein erheblicher Rückgang der Arbeitslosigkeit zu verzeichnen, und
auch in mehreren anderen Ländern ist die Arbeitslosigkeit gesunken. lnsgesamt ist es
zu einer Angleichung der Arbeitslosenquoten gekommen. Trotzdem gibt es immer
noch markante lJnterschiede zwischen den Ländern (vgl. Teil l, Kap. 20), die sich auch
in den persönllchen Erfahrungen und Einschätzungen der Betroffenen widerspiegeln.
ln Ländern mit hoher, weit über dem Durchschnitt der EU liegender Arbeitslosigkeit -
das sind Spanien, Griechenland, Deutschland. Frankreich und Finnland - werden hö-

B D DK E FIN G8 L NL S UK
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here faktische und wahrgenommene Bisiken des Arbeitsplatzverlustes und schlech-
tere Chancen auf dem Arbeitsmarkt berichtet als in den Ländern mit geringer Ar
beitslosigkeit. Zu den Leizteren gehören insbesondere Luxemburg, die Niederlande,

Österreich und lrland. So geben nur 3 o% der Luxemburger und nur 12 % der Njeder-
länder an, in den letzten 5 Jahren von Arbeitslosigkeit betroffen gewesen zu sein, ge
genüber 34 % der Finnen und 26 o% der Griechen (vgl. Tab. 3). ln Luxemburg haben nur
I % der Erwerbstätigen einen befristeten Arbeitsvertrag, während in Spanien ein mehr
als dreimal so hoher Anteil der Erwerbstätigen e ne Arbeitsstelle von begrenzter Dauer
und damit ein höheres Arbeitslosigkeitsrisiko hat. ln keinem Land der EU werden die
Arbeitsmöglichkeiten am Wohnoft so selten als gut beschrieben und die Schwierig-
keiten, eine andere, gleichwertige Stelle zu finden, als so groß wie in Griechenland.
Beispielsweise betrachtet nur ein Viedel der Griechen ihre Arbeitsmöglichkeiten am
Wohnort als sehr gut oder gut, gegenüber mehr als vier Fünftel der Niederländer, 70 %
der lren und zwei Drltteln der Österreicher. Darüber hinaus werden die Arbeitsmarkt
chancen auch in Deutschland, Flnnland und Portugal vergleichsweise negativ e nge-
schätzt.

lm Hinblick auf die Arbeitsbedingungen und die Zufriedenheit mit der Arbeit können

drei Länder genannt werden, die sich fast durchgehend positiv von den tlbrigen Län-

dern abheben: Dänemark, Luxemburg und die Niederlande (vgl. Tab.4). Vergleichs-
weise negativ stellt sich die Situation dagegen in Griechenland, Spanien und Poduga
dar ln Griechenland findet man beispielsweise die höchste faktische Wochenar-

beitszeit und entsprechend den höchsten Anteil der Erwerbstätlgen, der häuf g Über
stunden leistet. lm Durchschntt arbelten Männer in Griechenland 50 Stunden n der
Woche, während n Luxemburg und in den Niederlanden die Wochenarbeitszeit nur

Tab. 3: Arbeitsmarktchancen und -risiken

GR

Chancen
Sehr/ziemlch gute
Arbertsmöglichkeiten
in der Wohngegend

Schw erigkeit, eine
neue glelchwertige Ar
beitsstelle zu iindenI

Arbeitslosigkeil in

den letzten 5 Jahren
Befrisleler
Arbeitsvertrag':

Arbeitsplatzwnd
als sicher belrachtet

3.8 4,5

14 15

10 T1

64 67

53 63 60 52 38 25 44 70 62 8t 39 44 59

2I 5,0 4,0 4,8 2,1 4,2 5,1 3,3 5,,1 2,9 5,5 5,5

t5

tl

6T

21 20 11

84 54

3

I

76

26

20

66

2A

60

34

1t-

18

11

1l

18

19

64

12

15

70

14

t8

66

23

r3

59

18

14

62

L NL Sts LT DK F

1 Mitlelwert aui einer§kala von 0 (äußerst schwierg) bis 10 (äußerst eicht)
2 European Social Survey 2002.
- Daten iegen n chl vor.

Daterbas;sr Eurobaromeler 56.1,2001; Elrropean Socia Suruey 2002.
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Tab. 4: Arbeitsmerkmale und Arbeitszufriedenheit

Häufig Übeßtunden
Einfluss auf
Entscheidungen

Abwechs ung be
derArbeit

Arbeit ist interessant

{i3

6l
68

87 s8 61 70

43 44 44 43 41 41 42 55 36 34 34 43 4g

65 57 69 61 50 64 56

in%

61

87

9l 59

63

78

80

81

64
70

56 59 63 68 73 50 67 62
73 78 71 84 77 71 73 70

Tatsächliche wöchent-
liche Arbeitszeil der
[,]änner in Stundeni 45 42 45 4] 43 - 44 50 48 46 39 40

tubeitszulriedenheif 5,3 5,3 5,3 5,7 4,s 4,s 5,0 4,8 4,9 s,i 5,6 5,7

48

4.9

43

5.4 5,1

1 European Socia Survey 2002.
2 [4ittelwen auJeiner Skala von 1 (vollsländig unzufrieden)bs 7 (volständig zufrieden)
- Daten lieOen nlcht vor.

Dalenöas,sr Eurobarometer 56.1, 2001i European SocialSurvey 2002.

39 bzw. 40 Stunden umfasst. Verschiedene Merkmale der Arbeit wie Entscheidungs-
möglichkeiten, Abwechslung und lnteressantheit, werden insbesondere in Dänemark
und darüber hinaus in Finnland und in Luxemburg positiv beurteilt, während die Er
werbstätigen in Spanien, in Portugal und auch in Belgien häufiger Defizite in diesen
Aspekten wahrnehmen. Entsprechend ist die Zufriedenheit mit der Arbeit insgesamt
in Dänemark, in den Niederlanden und in Luxemburg am höchsten, während sie in

allen südeuropäischen Ländern, aber auch in Frankreich vergleichsweise gering
ist. Deutschland nimmt bei den meisten Aspekten eine im europäischen Vergleich
mittelmäßige Position ein.

21 .3 Öffentliche Bereiche

Die Lebensverhältnisse in Europa stellen sich auch in Bezug auf öffentliche Bereiche
wie die Gesundheitsversorgung, die soziale Sicherung und die öffentliche Sicherheit
disparat dar. Folgt man den Beurteilungen der Bürger, so findet man eine Konzen-
tration von Defiziten auf wenige Länder, während sich günstige Einschätzungen auf
relativ viele Länder verteilen.

Griechenland und Portugal sind die beiden Länder, in denen verschiedene Aspekte
der Gesundheitsversorgung mit Abstand am schlechtesten bewedet werden. Bei-
spielsweise betrachtet leweils nur etwa die Hälfte der Bevölkerungen dieser beiden
Länder die medizinische Versorgung im Wohngebiet als sehr gut oder ziemlich gut,
gegenüber mehr als 90 o% in den meisten anderen Ländern (vgl. Tab.5). Auch das
Vertrauen in das Gesundheitswesen ist in diesen beiden Ländern gering. Darüber
hinaus wird in ltalien die Gesundheitsversorgung vergleichsweise negativ beurteilt.

D DK FN GB BL L NL S
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Über die soziale Sicherung in ihrem Land urteilen ebenfalls d e Bürger Griechenlands

mit Abstand am schlechtesten. Nur ein Drittel halten die soziale Absicherung bel

Krankheit, lnvalidität, Arbeitslosigkeit und im A ter für sehr oder ziemllch gut, während

in den meisten anderen Ländern positive Bewertungen der sozialen Sicherung Über

wiegen. Die günstigsten Einschätzungen findet man in Luxemburg, wo fast 90 % der

Bürger die soziale Absicherung als gut betrachten und fast 80 o/o sehr viel oder ziem-

lich viel Vertrauen in die Sozialversicherung haben, was etwa das V edache des ent-
sprechenden Anteils in Griechenland darstellt. Neben den Griechen bewerten die

Bürger ltaliens, Portugals, lrlands und des Vere nigten Königreichs die soziale Siche-

Tab. 5: Beurteilung öffentlicher Bereiche

Gesundheitsversotgurg

Ererchbarkelt des Haus-
aEtesinnerhalb von 2O N,{in.3

Sehr/zierrllich gute
medizin sche Versorgung
m Wohngebiell

Beurteilung der Gesund-
heitsdienstel'5

Sehräiemlich vie Vertrauer
in das Ges!ndhetsweseno

Saziale Sicherung

Sehr/ziemlich gute
soziale Absicherung'? I

Sehräiem chviel Verirauen
in die Soz a versicherungt

Öllentlohe Sicherheit
Vandalismus. Diebstahl oder
Gewalt in der Wohngegenda

lm Dunkeln sehr/ziem ch
sicher m Wohngebietl

Subiektives Risiko, Opfer ei--
nes Verbrechens zu werden'

Haushaltsmitg ied in den
etlen 5 Jähren Opfere nes
Einbruchs oderAngrilrs
aLrf d e Persont

93 87 50 67 87 S1

6,6 4,O 4,7 4,0 1,1

11 84 26 37 57 78

95 49 79 90

5,6 3,3 5,1 4,9

76 44 76 59

8S 74 56 89 76 86 91 61 88 87

81 73 33 43 56 89 80 36 72 62

67 T1 19 34 56 79 65 51 51 38

80

91

6,7

86

t8

67

15

78

t0

88

96

7,4

83

81

69

68

26

81

s3

4,9

53

72

14

65

24

I

91 s0

6,3 5,4

70 66

81 63

67 63

30 13

85 66

4iu

24 24

27 34

65 81

31 34

57 56

64 40

2A 23 23 35

63 74 77 68

50 56 40 43

2A

79

51 54

1 Miltelwe.l auf einerSkala von 0 (äußerst sch echl) bs 10 (äußerst gul).
2 Soziale Absicherung bei Krankheit, lnvaliditäi, Arbeitslosgkeit und im Ater.
3 Eurobarometer 52.1. T999.
4 Eurobarometer56.1. 2001.
5 Europear Social Survey 2002.
6 Europäische wertestudie 199s/2000.
7 Eurobarometer 58.0, 2002.
- Dalen iegen nicht vor
Daieräas,s: Eurobarometer T999i Eurobarometer 2001; European Socal Survey 2002: Europäische
wedestud e 1s99/2000: Eurobarometer 2002.

34 18 23 rg 25 20 23 27 29
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rung in ihrem Land schlechter als die Angehörigen der meisten anderen Länder. Dä-
nemark, Frankreich, Belgien und die Niederlande gehören neben Luxemburg zu den
Ländern, in denen die soziale Sicherung vergleichsweise positiv wahrgenommen wird.

Griechenland stellt nicht nur im Hinblick auf die Gesundheitsversorgung und die so-
ziale Sicherung, sondern auch im Hinblick auf die öffentliche Sicherheit, d. h. dem
Schutz vor Kriminalität, eines der Schlusslichter Europas dar. Doch in gleichem Maße
werden hier Defizite im Vereinigten Königreich, Finnland und ltalien empfunden. ln
Deutschland und Österreich wird die öfientliche Sicherheit insgesamt am besten be-
urteilt. Fast 40 % der Haushalte in Großbritannien und rd. ein Drittel in Finnland. crie-
chenland und ltalien berichten von Vandaltsmus, Diebstahi oder Gewalt in der Wohn
gegend. ln Deutschland liegt der entsprechende Anteil nur bei 14 %. Und während
fast zwei Drittel der Griechen für sich persönlich ein Risiko wahrnehmen, Opfer eines
Diebstahls, eines Einbruchs, eines Raubüberfalls oder eines Angriff auf die Person zu
werden. sind es in Deutschland nur ein knappes Viertel der Bürqer das ist der nied-
rigste Anteil in der EU. Deutschland hat nicht nur das geringste wahrgenommene
Opferrisiko, sondern weist auch die mit Abstand niedrigste faktische persöoliche Be-
trotfenheit durch Kriminalität auf. So geben nur I 0,6 der Deutschen an, dass sie selbst
oder ein Mitglied ihres Haushalts in den letzten fünf Jahren Opfer eines Einbruchs oder
eines Angriffs auf die Person geworden sind. Dieser Anteil ist in Finnland fast viermal
und in Schweden und Großbritannien etwa dreimal so hoch.

2.1 .4 Aspekte des sozialen Zusammenhalts

Die Lebensqualität in einer Gesellschaft bemisst sich nicht nur am Lebensstandard.
den Merkmalen der Arbeitswelt und der Versorgung mit öffentlichen Gütern, sondern
auch an der Oualität der sozialen Beziehungen wie sie in der Pflege sozialer Kon-
takte, Vertrauen und Hilfsbereitschaft gegenüber anderen l\,4enschen zum Ausdruck
kommt. Dies sind Aspekte des sozialen Zusammenhalts, dessen Stärkung als eines
der erkläften Ziele der Europäischen Union gilt.

Wie Tabelle 6 zeigt, bestehen zwischen den europäischen Gesellschaften auch
erhebliche Unterschiede in den zwischenmenschlichen Beziehungen. Dabei lassen
sich recht eindeutig sowohl Gesellschaften identifizieren, die sich durch eine aus-
gesprochen positive Situation auszeichnen, als auch Gesellschaften, in denen sich
relative Schwächen häufen. Zu den Ersteren gehören insbesondere Schweden, Dä-
nemark und - in geringerem N4aße - lrland. Zu den Letzteren gehören in erster Linie
Griechenland und ln zweiter Linie Deutschland und Podugal.

ln Dänemark findet man insbesondere intensive soziale Kontakte und eine große
Hilfsbereitschaft im privaten Bereich sowie eine hohes Ausmaß an Vertrauen in andere
Menschen. So treffen sich fast vier Fünftel der Dänen gegenüber nur etwas mehr als
zwei Fünftel der Griechen mindestens einmal in der Woche mit Freunden, Verwand-
ten oder Kollegen, und 95 % der Dänen, aber nur 74 % der Griechen sind mit ihren
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Tab.6; Aspekte des sozialen Zusammenhalts

Soziale Kontafte
l\,4ind. einmal pro Woche
Tlefen mit Freunden.

Seh/zemlich zufiieden
mil soz a en Kontaklen:

Gef ilhle der Einsamkeit3

Man kann den meisien
Menschen vertrauen

Ausnutzung durch andere' o

H ilfsbereitschatt anderel a

Ehrenarntlich tätig
Beret, aktiv etwas zu tun

ältere N,lenschen
Kranke/Behinderte

Hilfe außerhalb des Ha!s-
ha ts erreichbar...3
bei Depressiviiät
bei Geldschwieigkeiten

81

81

8l
80

89
75

61 62 58 85 55
66 66 65 88 59

58 67 50 67 57 59 72 66 80

57 68 49 70 55 62 73 71 82

78 89 86
72 86 75

66 80 86 83
67 72 80 72

79 79 76 88 89 8s
65 59 57 85 84 73

l Miitewert auf einer Skala von 0 (= d e meisten [4enschen wÜrden versuchen, mich auszunutzen)bs
10 (= die meisten Menschen würden versuchen, fa r zlr sein).

2 Mitlelwert auf einer Skala von 0 (= die l,4enschen achten meistens aul sich selbst]b s 10 (= die Men-
schen versuchen meistens. hilfsbereit?u seinl.

3 Eurobarometer56.1.2001.
4 European Soc alSurvey 2002.

- Daten liegen nichi vor
Daterbasisr Eurobaroneter 200T European Soca Survey 2002; ansonsten Europäsche Wertestudie
1999/2000.

außerhäuslichen Kontakten zufrieden. Darüber hinalls setzt man in keinem anderen

Land der EU so viel Vertrauen in andere l,4enschen wie in Dänemark, während in

Griechenland und auch in Partugal N.4isstrauen weit verbreitet ist.

ln Schweden ist wie in Dänemark eine hohe Bereitschaft zu Hilfeleistungen im priva-

ten Kreis vorhanden, und man bringt anderen Menschen relativ viel Vertrauen entge
gen. Die Schweden zeichnen sich iedoch außerdem durch ein hohes lvlaß an bÜr-

gerschaftlichem Engagement aus. Mehr als die Hälfte der Schweden sind ehrenarnt
lich in einer Organisation oder einem Verein tätig, und in keiner der hier betrachteten

Gesellschaften ist der Anteil der Bürger, die sich aktiv für Alte, Kranke oder Behin-

derte in ihrem Land einsetzen würden, so groB wie in Schweden. Deutschland stellt
in dieser Hinsicht das Schlusslicht in Europa dar. Nur etwa die Hälfte der Deutschen

sind bereit, etwas für ältere Menschen, Kranke oder Behinderte zu tun, während es

in Schweden, aber auch in lrland und ltalien mehr als vier Fünftel sind.
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Eine besondere Konstellation lässt sich in Spanien beobachten. Hier bestehen einer-
seits enge soziale Bindungen und Hilfebeziehungen auf privater Ebene, was sich ins-
besondere auch in dem sehr niedriqen Anteil von Personen, die sich einsam fühlen.
niederschlägt. Andererseits ist jedoch das Potenzial eines Engagements für andere,
das über den unmittelbaren persönlichen Bereich hinausgeht, vergleichsweise genng.
So üben nur 1B % der Spanier ein Ehrenamt aus und nur 55-57 o/o wären bereit, sich
1ür hiltebedürft rge Bevölkerurgcgruppen lu engagreren.

21 .5 Subjektives Wohlbefinden
Neben einzelneo Bereichen und Aspekten spiegeln auch zusammenfassende Be-
weftungen der Lebenssituation die llnterschjedlichkeit der Lebensverhältnisse in Eu-
ropa wider. Das globale subjektive Wohlbefinden liegt, gemessen an Außerungen
darüber, wie zufrieden und glücklich man mit seinem Leben insgesamt ist, in portugal,
Griechenland und ltalien auf dem niedrigsten Niveau in der Europäischen Union,
während die l\,4enschen in Dänemark, Schweden, Luxemburg und den Niederlan-
den insgesamt die günstigsten Bewertungen abgeben (vgl. Abb. 1). Die portugiesen

Abb. 1: Lebenszufriedenheit und Glück im europäischen Vergleich

Lebenszufriedenheit

Durchschn 11 aul e ner
Skaa von 0 bis 10

Glück

Sehr oder ziemlich glücklich

10 8 0 020 80 100

7,0

B

D

DK

E

FIN

GR

I

IBL

L

NL

s
UK

8,4

7,1

7,9

6,3

6,9

7,5

7,7

s4

95

94

5,9

7,1

Dalenöas,Sr European Socia Survey 2002 (Zufriedenheir); EUropäische Wertestudie t999/2000 (ctück).
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Abll. 2: Zufriedenheit mit dem Leben und mit der Gesellschaft
im europäischen Vergleich
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Dalenbas,sj Eurobarometer 2001 (56.1)

wesen mit einem Durchschnittswert von 5,9 (auf einer Skala von 0 »ganz und gar

unzufrieden. bis 10 »ganz und gar zufrieden") die geringste allgemeine Lebens-
zufriedenheit auf, gefolgt von den Griechen (6,3) und den ltalienern {6,9). Dem steht
eine sehr hohe Lebenszufriedenheit in Dänemark (8.4), den übrigen skandinavischen
Ländern, Luxemburg und den Niederlanden gegenüber. Dass sie zurzeit "sehr glück
lich" oder "ziemlch glücklich" sind, können rd. drei Viedel der Griechen und vier
Fünftel der ltaliener von sich behaupten, aber rd. 95 o/o der Dänen, der Schweden, der
Luxemburger, der Niederländer, der Briten und der lren. Deutschland liegt bei beiden
Aspekten des Wohlbefindens an vieilletzter Pos tion.

ln der Zufriedenheit mit der persönlichen Lebenssituation g bt es zwar erhebliche
Unterschiede ln Europa, dennoch kann allen Ländern ein hohes absolutes Zutrieden-
heitsniveau bescheinigt werden, sind doch in jedem Land mindestens dreiViertel der
Bürger mit dem Leben, das sie führen, zufrieden (vgl. Abb. 2). ln viel geringerem MaBe

als mit ihren persönlichen Lebensumständen sind die Bürger mit der Gesellschaft, in

der sie leben, zufrieden. Darin dokumentlen sich die bekannte Tendenz, private Be-
reiche, auf die man selbst Einfluss nehmen kann, weniger kritisch zu beurteilen als
öffentliche Bereiche. für die man kelne unmittelbare Verantwortlichkeit bei sich selbst

I



sieht. notzdem gibt es auch hier erhebliche Unterschlede zwischen den Ländern,
sowohl was das Niveau der Zufriedenheit mit der Gesellschaft als auch was die Dis-
krepanz zur Zufriedenheit mit der persönlichen Situation betrifft.

Die Büruer ltaliens sind mit ihrer Gesellschatt mit Abstand am wenigsten zufrieden und
der Kontrast zur Bewertung der persönlichen Lebensumstände iSt hier am größten,
gefolgt von den Franzosen und den Griechen. Nur ein Viertelder ltaliener und nur rd.
ein Drittel der Franzosen und der Griechen sind mit der Gesellschaft, in der sie leben.
zufrieden. Das bei weitem höchste Zufriedenheitsniveau lässt sich in Dänemark jest-
zustellen. Hier sind 85 % der Bürger mit ihrer Gesellschaft zufrieden und damit nur 12
Prozentpunkte weniger als es im Hinblick auf den unmittelbaren privaten Bereich der
Fall ist. Darüber hinaus wird die irische und die finnische Gesellschaft vergleichswetse
positiv bewertet. Deutschland gehört zu den sieben Ländern der EU, in denen weniger
als die Hälfte der erwachsenen Bevölkerung mit ihrer Gesellschaft zufrieden ist.

Versucht man zusammenfassend Lebensbedingungen Llnd wahrgenommene Le-
bensqualität in Deutschland im europäischen Vergleich zu beurteilen, so kann man für
die meisten Lebensbereiche eine mittelmäßige Position Deutschlands in Europa fest-
stellen. Defizite zeigen sich ]edoch im Hinblick auf verschiedene Aspekte des sozialen
Zusammenhalts und - dadurch bedingt - auch im globalen subjektiven Wohlbefinden,
wo sich die Mehrheit der EU-Länder besser stellt.

(R eg i na Berge r- S c h m itt)

Weitere lnformationen zum Thema Sozialleistungen siehe Teil l, Kap.20.
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Gesu'loherlsberic'rlerstattrng des Bur-

des 19'1.421
Getränke 129tf.
Gewässerschutz 423
Gewerbesteuer 239
Gewerkschaften '179 ff.
cewerkschaftsbund. Deutscher 180
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Gewinne s. Kastenstruktur
Gleichgeschlechtiiche Lebensgemein-

schaften 43
Gottesdienstbesucher 1 B5f.
Grippeschutzimpfung 191
GroBhandel 309ff.
Gro8städte 41 f.
Grundschulen 62 ff.
Güterverkehr 377ff.
Gymnasium 62,65

Handel 256 ff., 261, 308ff.. 352 f.
Handwerk 305ff.
Handy 138f.
Hauptschulen 62. 65
HaL.rsarbeit 553
Haushalte. öffentliche 234ff.
- Ausgaben 207,235tf.
- Einnahmen 238ff.
- Personal 246ff.
- Schulden 244 ff.
Haushalte, private 40ff.,343ti., 564 ff.

Altere 565
- Ausgaben 121 11., 126ft., 162. 206,

257 tf . . 3431t .

- Ausstattung 134ff., 595
- Einkommen 121ft.,623
- Einnahmen und Ausgaben 121 fi.
- Energiekosten, -verbrauch 391

- Zusammensetzung 40 ff.
(Haushalts )Aqu,valenzFinkommen 463,

565, 577,623
Haushaltsgeräte. elektrische 135
Haushaltsgröße 41 ff.
Haushaltstätigkeit 546
Haushalts- und Familienakt vi-

lälen 550f1.
Haushaltstypen 126ff., 132f., 358
Heiratsalter 451., 536 ff.
Heranwachsende 231
Hochschulabsolventen 76ff.
Hochschulen 62,75ff.

Personal 82 f.
Hörfunk/Rundfunk 164ff.
Homosexualität, Toletierung von 47 1

lmport 262 ff.
lndustrie 292ff.
- Energieverbrauch 391

lnformations- und Kommunikations
technik 134, 138ff.

lnsolvenzen'143ff., 301 f.
lntegration s. a. Ausländer
- politische 639,642
- soziale 576.582
lnternetanschluss 138ff.
tnvesl[ronen 25l 29llt
- für Umweltschutz 423f.
lnvestitionsgLlter produzierendes

Gewerbe 292 ff.
lslam '185

Juden 185
Jugendarbeitslosigkeit 115f.
Jugendhilfe 206, 22211.
JugendkriminalitäVJugendstrafen 232
Junge Erwachsene
- Bildung 555
- EMerbstätigkeit 555
- Lebensbedingungen 555
- Lebensformen 557fl
Justiz 225ff.

Kapltalbilanz 268ff.
Katholische Kirche 185ff.
Kernenergie 384, 389 f.
Kinder
- Altersaufbau 36 ff.
- AUSOTIdUnO h/tl
- Auslender hll ä/ t
- Einstellungen;u 547
- Gebunen 38ff.
- Haushaltsgröße 41 tf.

- in unvollständigen Familien 42tf
- Unfälle im StraRenverkehr 382
Kindergärten 62 1., 65, 224
Kindergeld 206,214ff.
Kindertageseinrichtung 224
Kino 164
Kirche
- evangelische 186f.
- katholische 185fi.
Klassenlage
- so?iale Herkunft 493,609tf.
Klimakonferenz der UN 383, 423
Kohle 383,386ff.
Kollegs 65f.
Kombinierter Verkehr 368



Kommunalwahlen 168
Konfessionen 184ff.
Konkurse 30'1f.
Konsumausgaben 129ff.
Konsumentenkredte 596ff
Körperschaftsteuer 238ff.
Kostenentwicklung im Gesundheits-

wesen 201 ff..210f.
Kostenstruktur s. a. Arbeifskosae,
- Baugewerbe 302f.
- Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden 2ggf.
- Energre- J'1d Wasserversorgung 304

- castgewerbe 323 tf.

- Handel 310
- Verarbeitendes Gewerbe 299f.
Kraftfahrzeuge, Bestand 370
Kranke 191 ff.
Krankenhäuser 4841, 569
Krankenhausaufenthalte 1 g6ff.
Krankenhauspatienten 191 f.
Krankenpflegepersonal 197f.
Krankenversicherung
- gesetzliche 202, 204, 206, 21O f.

privale 2O2,2O4
Krankheit 191 ff.

- Eigenbeteiligung 4BZ

- Finanzielle Absicherung 485
Kred taufnahme

öffentliche Haushalte 244ff.
Kreditgewerbe, institute 325ff., 352f.
Kriminalität, -bedrohunq 229tf.
Ku tur/Kultureinrichtungen 1 60 ff.
Kurzarbeit 110 f.. 214

Länderfinanzausgleich 242ff.
Lät-r, 525.528
Landtagswahlen 168, 174f.
Land- und Forstwirtschaft'102, 256tf.,

261 . 271ff.
Beschäftigte 277

- ökologischer Anbau 287ff.
Rechtsformen 276

Lastenausgleich 206
Lastkraftwagen 370
Lebendgeborene s. Gebuden
Lebensbedingungen 451 ff., 4/7, 479 tf.,

555, 576f., 606tf.
- Allerc 564ff.

Ausländer 576
- ln Europa 658 ff.

- junge Erwachsene 555
Zuwanderer 576

Lebensbereiche(n)
- Sorgen 567

- Zufriedenheit mit 457ff., 561, 573
Lebenserwartung 39
Lebensformen t \onzept) 40 tl.. 534 #.,

557 ff.
Lebenspartnerschaften 536
Lebensstandard
- ältere Personen 565

Ansprüche 473

- Anlei an 473.611
- Zulriedenheit 5/Z
Lebensunterhalt 99
Lebenszufriedenheit 460, 464, 543, 574,

666 s. a. Zuftiedenheit
Lehrkräfte 70 f.
Lehrstellen 71 ff.
Leistungsbilanz 268ff.
Löhne 260. 342 ff., 351 tf.
Lohnsteuer 238ff.
Luftbelastung, -verschrirutzung 421 f.,

525.528
Luftschadstoffe 4031t., 421 l.
Luftverkehr 367 1., 37 3 L, 37611.

Mediennutzung 546tt., 551
MedizinischeVersorgung 194ff.
Mieten 129 ff., 15Sf.,579,7.
Mietbelastung 5/9ff
Mietwohnungen 148ff.
M granten, Bidung 494
Ivlikrozensus 30,40, 43. 121ff., 191

Milcherzeugung 284f.
Mineralölsteuer 239
M tbestimmung 182f.
Mitgliedschaften

Gewerkschatten 179 fl., 643

- lnteressengruppen 643
- Parteien 177 f.. 643

- Vereine '167, 643
N.4ithelfende Fam I enangehörige 105ff.,

12411.
Mobilität
- alltägliche 565,568
- Einkommenspos tionen 634
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- soziale 609,614ff.
- vertikal und horizontal 679
I\,40biltelefon 138 f.
L4useen '164

Musizieren 167

Nachhaltigkeit (sustainability) 394, 397ff
Nahrungs- und Genussmittel 129ff.
Nationalparke 427f.
Naturschutz,/NaturschurTqebiete 426 f .

Nichteheliche Lebensgemein-
schaften 42 tf.

Nichtenverbstätige 1 24 tl., 507
Niedrigeinkommen 630
Notare/Notarinnen 228

Praxisgebühr 482 f.
Preise/Preissteigerungen 342 ft .
Preisentwicklung 342ff.
Preisindizes 342 ff.
Primärenerg ielPrimärenergiever-

brauch 383ff..389
Privater Verbrauch/private Konsum-

ausgabe 1 21 ff., 12911..25711.,312
Problemgruppen
- des Arbeitsmarktes 115 ff.
Produktivität 254
Produzierendes Gewerbe 102 f., 256ff.,

261 , 292 fi., 352 t ., 355 fi.. 442
Prüfungen
- Berufsausbildung 75
- Hochschulen 81

Realschulen 62,65
Rechtsanwälte/innen 228
Rechtspflege/Rechtsprechung 225 ff .

Rehabilitation (med./-Einrich
tungen 196f.

Reiseverhalten der Deutschen 3'15ff.
Religion/religiöses Leben'1 84 ff .

Religionsunterricht 589
Renten, Bentner/innen 98f., 125 f..

20Bff.
Bentenversicherung, gesetzliche 202,

204, 206, 20Bff.
Richter/innen 228
Rohstoffe 383tf..386ff.

Saisonarbeitskräfte 277
Saisonverläufe (Handel) 314
Scheidungen 45ff., 539tr
Schichtzugehörigkeit 6r, ff.
Schichtung,soziale 603
- Bildung 490
Schienenfahrzeuge 371 f.
Schienennetz/Schienenverkehr 365f.
Schiffbestand 371 ff.
Schifffahrt 371 ff.
Schlachtungen 264f.
Schulabschluss 67
Schulden offentlicher Haushalte 244ff.
Schulen 61 ff.
Schüler/innen 61ff.
Schulpflicht 63
Schul- und Berufsausbildung 61 ff.. 71 ff

Öffentlicher Dienst 24611., 256f1., 261
Ökologie s. Umweit
Ökologischer Landbau
- Arbeitskräfte 291

- Betriebe 287 ff.
Flächennutzung 288 tf.

- Viehbestände 290f.
Offene Stellen 107 ff.

Pafteien 17Oll..642 ff.
Parteimitgliedschaft 17 7 1., 642, 646
Padeipräferenz 529
Partnerschaft 565
Pensionäre/Pensronen 98f., 125f.. 206.

204fi.
Personal

- Gesundheitswesen 197f.
- Hochschulen 82f.
- öffentlicher Dienst 246ff.
Personalnebenkosten 362f.
Personenkraftwagen 1 42 1., 29A, 370,

376
Personenverkehr 374ff.
Pflanzen, gefährdete 418 ff.
Pf lanzliche Produktion 278 ff .

Pflegedienste 213
Pflegeheime 213
Pflegeverslcherung 202, 2A4, 206, 21Otf
Politik
- Beteiligung 64l

lntegration 639
- lnteresse 168ff.,639

Paftizipation 639
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Schutzgebietskategorien 427
Schwangerschaftsabbrüche 1 98ff.
- Tolerierung 47,
Schwerbehinderte 200f.
- Arbeitsiose 117f.
Seeschifffahrt 377ff.
Selbstmordfälle '193

Selbstständige 1OStl., 124fi .
Se bstbeteiligung 485
Sicherheit, öffentliche 662
Siedlungsabfäl1e 409fi.
Siedlüngs- und Verkehrsfläche 394
Singles s.,4//einiebende
Sondeßchule 62,65t.
Sorgen 567 ff
Sozialbeiträge 260
Sozialberichterstattung 457 fl
Sozialbudget 205ff.
Soziale Auf- und Abstiege 6/8ff.
Soziale Distanz 597
Soziale Herkunft 495, 614 ff.,621
Soziale Lagen 603 #.
Soziale Mobilität 614tf.. 620
Soziale Sicherung 2OS 1.,235fi ., 662
- Beufteilung 653
- Einstellungen 653
SozialeUngleichheit 495
- Bildung 495
SozlalerWohnungsbau 158
Sozialhiffe 99, 206, 217ff.
Sozialhilfeempfänger'1 25tf.
Sozialleistungen 205ff., 655
Sozialleistungsquote 205
Sozialstaat 649 ff.
Sozialversicherung 205 ff ., 235 ff .

Sozio-ökonomisches Panel (SOEP)

Sparen privater Haushalte 595fl
Sport, -veranstaltungen 167
Spoftgeräte '142 f.
Staatsanwälte/innen 228
Staatsausgabenquote 235f.
Staatsschulden 244ff.
Staatsverbrauch 257ff.
Statistisches Amt der Europäischen

Gemeinschaften (Eurostat) 430
Statistisches Bundesamt 19 ff.
Stellung im Beruf 1o5ff.,12411.
Sterbefä|1e, Sterblichkeit 32, 38 fi .

Sterbehilfe, Tolerierung von 47 I
Steuereinnahmen 238ff.
Steuerpflichtige 240f.
Steuerquote 239
Stiftungen '187 tf.

- privaten Rechts 1BBf.
ötfentlichen Rechts 1Bgf.

StraffälligkeiVStraftaten 229 tf .

Strafverfolgung 230ff.
Strafvollzug 233
StraRenbahn 371 f.
Straßennetz,/StraRenverkehr 265f.,

37 4 tt.
StraRenverkehrsunfälle 380ff.
Stromerzeugung 389f.
Studienabsichten 79f.
Studienanfänger 76ff., 497

soziale Herkunft 498I
Studienfächer 79f.
Studierende 76If.

Tabaksteuer 239
Tabakwaren (Konsum) 129 ff.
Tarifpartner 17Btf.
Taufen'185f.
Teilzeitarbeit/Teilzeitbeschäftigte 508
- Gesundheitswesen 197f.

Handel 310
öffentlicher Dienst 246

Telefone. mobile 138 f.
Teuerunq/Ieuerungsraten 346f.
Theater 163 f.
Tiere, gefährdete 418ff.
Tierische Produktion 2B0tt.
Todesursachen 193 ff.
Tourismus/Tourismusgewerbe 31 4 f .,

Transferleistungen des Staates 121 ff
Trauungen, kirchliche 185f.
Treibhausgase 383f., 394

Utrerlachtungen iGaslgeweroe) 3' 7 ff.
Überschuldung 599,7.
lJmsätze
- Baugewerbe 302

- Bergbau und Gewinnung von Steinen
und Erden 294 ff.

- Energie und Wasserversorgung 303f
- Gastgewerbe 323ff.
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- Handei 310ff
- Handwerk 305
- Verarbeitendes Gewerbe 294 tf.
Umsatzsteuer 238 ff.
Umwelt 364 f., 394ff., 524 ff
- Einstellungen 530
- Okonomie 394 ff.
- Sorgen 5261
- Verhaltensweise 530
- Wichtigkeit 53,
- Zufriedenhelt 526/.
Umweltbeeinträchtigung 524 /f.
Umweltbelastungen 394, 4OOll., 524 ff.

- Abfall 408ff.
- Bodennutzung 400ff.
- Luftbelastungen 403ff.
- Verpackungen 410 ff.
Umweltökonomische Gesamtrech-

nungen 394ff.
Umweltrecht. internalionales 422fi -

Umweltressourcen 395ff.
Umweltschutz 422 ff.
LJmweltsteuern 424ff.
UmweltzLlstand 4'16ff.
Unfälle 380fi.
Unfallursachen (StraRenverkehr) 382
Unfallverletzte, -getötete Perso-

nen 380ff.
Unfallversicherung 202,206
Ungleichheit 625 #.
unrversrlalen h2 /5 tl
UN-Konferenz über Umwelt und Ent-

wicklung 394,423
LJnterhaltungselektronik 134, 137 t.
Unterhaltungsgüte|1 62
Unternehrnen
- Baugewerbe 302
- Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden 293
- Energie- und Wasserversorgung

3041.
Gastgewerbe 319

- Handel 309f.
- Handwerk 305 f.
- Kredrtinstitute 326f.
- Verarbeitendes Gewerbe 293
- Versicherungen 330f.
[Jnternehmensdienstleister 256 fi.. 261
Urlaub 161f.

Verarbeitendes Gewetbe 292ff .
Verbrauch, privater 121 ff ., 129 II.
Verbraucherinsolvenzen 143ff.
Verbraucherpreise 343ff.
Verbraucherpreisindex 343fl.
Verbrauchsgüter produzierendes

Gewerbe 292ff.
Verdienste 3421t., 341 fl.
Vereinsmitgl edschaft '167

Verhaltensweisen
- Tolerierung von 477
- umweltbezogene 530
Verkehr 364ff.
- Ausgaben des Bundes 367f.
- lnfrastruktur 365ff.
- Leistungen 374 ff.
- Unrälle 380tf.
- Wenschöpfung 256ff.
Vermögensbildung (Förderung) 206
Verpackungen 410ff.
Verschuldung privater Haushalte 595 f,l
verstcnerunoen iJiJl I n :15;rt
Vertriebene 30
Verurteilte 230
Verwendungsrechnung 257 ff .

Videorecorder,^/ideokamera 137f.
Viehbestand 281 fi., 290f.
Volkseinkommen 252 1.. 260 ff .

Volkshochschulen 87
Volkswidschaft liche Gesamtrech-

nung 124fi., 205, 234,251 1., 257
Volkszählung 30
Vorleistungsgüter produzierendes

Gewerbe 292ff.

Wachstumsraten 254ff.
Wahlberechtigte 169f.
Wah beteiligung 169tf., 640
Wahlen '168 ff
Wahlstatistik 170ff.
Waldfläche 285f.
Waldschäden 416ff.
Wanderungen (Migration) 52ff.
- Außenwanderung 54 ff.

- Binnenwanderung 52 ff.
Wassergefährdende Stoffe 4'15 f
Wassergewinnung 4'12f.
Wasserkraft 386ff.
Wasserstraßen 365f.
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Weiterbildung B5 ff.
Wertorientierungen 468f.
Wirtschaftsbere che'102ff., 255f., 261
Wiftschaftsordnung 250ff.
Wirtschaft srechnungen privater Haus

halte 121 ff., 126fi.
Wohlbefinden. subjektives 451 fl,

457ff., 543, 561 ff., 571 ff.,666ff.
Wohlfahdssurvey 459 455
Wohnbedingunqen 513 ff
Wohnen 146ff.
Wohngebäude
- Beurteilung 575
- Zustand 575
Wohngeld 206,5/9
Wohnkosten 573 f,i
Wohnraumversorgung 1 46 ff., 15'1 tf..

516 f.

Wohnungen
- Belegung 151 ff.,576
- Bestand 146ff.
- Eigentum/Eigentümerquote 147f.,

Größe '148f., 152f.
- Heizungsart 149f.

Nilieten 129ff.,5r7
Wohnungsbautätigkeit 1 56ff.
Wohnzulriedenheit 527 ff

s. a. Zufriedenheit

Zahlungsbilanz 268f.
Zeitbudgeterhebungen 453, 545
Zeitverwendung 545

Erwerbsarbeit 552
- Rinder 552
Zölle 239.242
Zufriedenhe t in Lebensbereichen 460
- A(beil 458,462 f., 662

Demokratie 650
- Dienstleistungen 459
- Einkommen 577,608
- Familie 543
- Fteize I 458,462f.
- Gesundheit 458, 462 f., 479 ff., 569,

571
Haushaltseinkommen 458, 462i

- Kinderbetreuung 459, 462 f
- Lebensstandard 458, 462 f., 571,608
- mit dem Leben 608

- soziale Sicherungen 459, 462f., 571

- Tätigkeit im Haushall 459,462f.
- Umweltzustand 459,462 f.,526 ff.

- Wohnen 527 ff.
- Wohnung 459,462f

Zeitvenvendung 552
Zufriedenheitsmessung 457
Zukunftserwaftungen 474 fl.
Zusammenhalt, sozialer 664 ff
Zuwanderc( 5761f.
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